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Rudolf  von  Gneist  f. 

Von 

Conrad  Bornhak. 


Hudolf  Gneist  wurde  am  13.  August  1816  zu  Berlin  ge- 
3ji.  Sein  Vater,  der  damals  beim  Kammergericht  thätig  war, 
i  sich  bald  nach  der  Geburt  seines  Sohnes  als  Landgerichts- 
.  nach  Eisleben  versetzen.  Dort  besuchte  Gneist  die  Schule, 
ebte  jedoch  dazwischen  mehrere  Jahre  auf  einer  Landpfarre 
ommern  bei  einem  Bruder  seiner  Mutter.  Michaelis  1833  ging 
um  Jura  zu  studiren,  nach  Berlin.  Nach  Bestehen  der  beiden 
3n  juristischen  Staatsprüfungen  und  des  Doktorexamens  (1838) 
litierte  er  sich  1839  als  Privatdozent  an  der  Berliner  Uni- 
ität,  blieb  jedoch  daneben  in  der  Praxis  thätig.  Hier  wurde 
.841  Assessor  und  war  als  solcher  Hilfsrichter  beim  Kammer- 
chte  und  beim  Obertribunale. 

Seine  Dozententhätigkeit  beschränkte  sich  ursprünglich  auf 
isches  Recht,  Strafrecht  und  Strafprozess.  Daneben  nahm  er 
taft  Teil  an  allen  politischen  Fragen,  die  namentlich  seit  dem 
[ierungsantritte    Friedrich   Wilhelms  IV    die    Zeit    bewegten. 

Politik  war  schon  damals  wesentlich  bestimmend  für  seine 
lenschaftlichen  Bestrebungen.  Man  kann  daher  den  letzteren 
it  gerecht  werden,  ohne  gleichzeitig  des  Politikers  zu  gedenken. 
le  Vorlesungen  über  öffentliches  Gerichtsverfahren  und  Schwur- 
chte  hatten  daher  nicht  nur  eine  wissenschaftliche,  sondern 
h  eine  weit  tragende  politische  Bedeutung. 

Nachdem  er  1844  ausserordentlicher  Professor  geworden  war, 
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sich  ganz  seiner  theoretischen  Beschäftigung  hingab.  Gerade 
diesen  Jahren  der  Zurückgezogenheit  verdankte  er  selbst  die  Ver- 
tiefung seiner  politischen  Auffassung;  die  Mit*  und  Nachwelt  seine 
epochemachenden  Werke  über  englisches  Staatsrecht,  der  deutsche 
Staat  der  Gegenwart  den  festen  Ausbau  seiner  Selbstverwaltung 
und  Verwaltungsrechtsprechung. 

Seit  einst  Montesquieu  in  seinem  berühmten  Kap.  6  des 
11.  Buches  des  Esprit  des  Lois  das  Idealbild  der  englischen  Ver- 
fassung gezeichnet  hatte,  wie  es  thatsächlich  nie  bestand  und  nie 
bestehen  konnte,  galt  England  den  Völkern  des  Kontinents  als 
das  Ideal  freien  Staatslebens  überhaupt.  In  einem  Siegeszuge 
ohne  Gleichen  hatte  sich  die  konstitutionelle  Lehre  als  das  poli- 
tische Glaubensbekenntnis  der  gebildeten  Klassen  die  romanischen 
Länder  erobert.  Wenn  in  den  deutschen  Einzelstaaten  eine 
kraftvolle  Monarchie  und  die  Beste  der  ständisch-feudalen  Ge- 
sellschaftsordnung das  aus  Frankreich  und  Belgien  entnommene 
Muster  des  deutschen  Liberalismus  mannigfach  trübten,  so  hatte 
sich  doch  auch  Deutschland  dem  wunderbaren  Zauber  der  kon- 
stitutionellen Staatslehre  nicht  entziehen  können.  War  ihr  doch 
noch  soeben  unter  revolutionären  Stürmen  jene  machtvolle 
Schöpfung  der  Hohenzollem  anheimgefallen,  deren  König  sich  noch 
ein  Jahr  zuvor  verschworen  hatte,  dass  nie  das  Blatt  Papier  einer 
konstitutionellen  Verfassung  sich  zwischen  ihn  und  sein  Volk 
drängen  würde. 

Kaum  war  aber  das  kontinentale  Europa  im  Besitze  der 
heiss  erstrebten  konstitutionellen  Herrlichkeit,  so  fand  man  sich 
allgemein  enttäuscht  und  zwar  um  so  mehr,  je  folgerichtiger  man 
die  konstitutionelle  Theorie  verwirklicht  hatte.  Der  Kampf  um 
den  Besitz  der  Macht  und  ein  Parteiregiment  zu  ihrer  Erhaltung 
füllte  das  öffentliche  Leben  aus.  Die  strengste  konstitutionelle 
Regierung,  welche  Frankreich  je  besessen,  wTar  einem  kurzen 
Strassenkampfe  erlegen,  um  den  heftigsten  Klassenkämpfen  zwi- 
schen Besitzenden  und  Nichtbesitzenden  Platz  zu  machen. 
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erschien   im   folgenden   Jahre    von    ihm    eine    Schrift    über   die 
formellen  Verträge  des   römischen  Obligationenrechtes   und  eine 
andere   über  Geschworenengerichte.      Daneben   lebte   er   sich  als 
Stadtverordneter   auf  dem  einzigen  Gebiete,    das  damals  für  ihn 
der  politischen  Bethätigung  offen  stand,  in  die  Praxis  der  städti- 
schen Selbstverwaltung  ein.   Dass  er  bei  den  Wahlen  zur  National- 
versammlung und  zur  aufgelösten  zweiten  Kammer  unterlag,  und 
ihm  ein  Auftreten   auf  weiterem  politischen  Felde   vorläufig  ver- 
sagt blieb,  konnte  für  seine  weitere  Entwicklung  nur   vorteilhaft 
sein.     So   nahm    er    denn  an   den  Bewegungen   der  Jahre  1848 
und  1849  nur  in  den  bescheidenen  Stellungen  als  Stadtverordneter 
und  Bürgerwehrmann  Teil,  wobei  sich  ihm  aber  doch  in  manchen 
entscheidenden    Augenblicken    Gelegenheit    zu    massvollem    Ein- 
greifen bot. 

Seine  politischen  Anschauungen  jener  Zeit  entsprachen  im 
wesentlichen  denen  des  herrschenden  Liberalismus,  der  in  Deutsch- 
land unter  Berufung  auf  englisches  Vorbild  aus  Frankreich  und 
Belgien  importiert  war.  Schon  damals  weit  entfernt  von  den 
Extravaganzen  der  Radikalen,  erstrebte  er  ein  konstitutionelles 
Staatsleben  für  Preussen,  wie  es  sich  in  den  westeuropäischen 
Staaten  und  abgeschwächt  in  den  deutschen  Mittelstaaten  bereits 
verwirklicht  fand.  Dieser  deutsche  Liberalismus  der  vierziger  und 
fünfziger  Jahre,  mit  seiner  unhistorischen  und  mechanischen  Auf- 
fassung von  Recht  und  Staat,  mit  seinen  rein  vernunftgemässen, 
individualistischen  Konstruktionen  konnte  keinen  grösseren  Gegen- 
satz finden  als  die  pseudohistorisch-romantische  Richtung  Fried- 
rich Wilhelms  IV  mit  ihren  neuständischen  Bildungen,  hinter 
denen  sich  ebenso  die  Interessenpolitik  des  grösseren  Grundbesitzes 
verbarg,  wie  hinter  dem  Liberalismus  die  der  städtischen  Bour- 
geoisie. Als  nach  den  Stürmen  der  Revolution  jene  sogenannte 
konservative  Richtung  wieder  die  Oberhand  gewann,  da  erschien 
es  begreiflich,  dass  Gxeist  sich  nicht  nur  vom  öffentlichen  Leben, 
sondern    auch   von  seiner  richterlichen  Thätigkeit   zurückzog  und 


—  in  — 

sich  ganz  seiner  theoretischen  Beschäftigung  hingab.  Gerade 
diesen  Jahren  der  Zurückgezogenheit  verdankte  er  selbst  die  Ver- 
tiefung seiner  politischen  Auffassung,  die  Mit*  und  Nachwelt  seine 
epochemachenden  Werke  über  englisches  Staatsrecht,  der  deutsche 
Staat  der  Gegenwart  den  festen  Ausbau  seiner  Selbstverwaltung 
und  Verwaltungsrechtsprechung. 

Seit  einst  Montesquieu  in  seinem  berühmten  Kap.  6  des 
11.  Buches  des  Esprit  des  Lois  das  Idealbild  der  englischen  Ver- 
fassung gezeichnet  hatte,  wie  es  thatsächlich  nie  bestand  und  nie 
bestehen  konnte,  galt  England  den  Völkern  des  Kontinents  als 
das  Ideal  freien  Staatslebens  überhaupt.  In  einem  Siegeszuge 
ohne  Gleichen  hatte  sich  die  konstitutionelle  Lehre  als  das  poli- 
tische Glaubensbekenntnis  der  gebildeten  Klassen  die  romanischen 
Länder  erobert.  Wenn  in  den  deutschen  Einzelstaaten  eine 
kraftvolle  Monarchie  und  die  Reste  der  ständisch-feudalen  Ge- 
sellschaftsordnung das  aus  Frankreich  und  Belgien  entnommene 
Muster  des  deutschen  Liberalismus  mannigfach  trübten,  so  hatte 
sich  doch  auch  Deutschland  dem  wunderbaren  Zauber  der  kon- 
stitutionellen Staatslehre  nicht  entziehen  können.  War  ihr  doch 
noch  soeben  unter  revolutionären  Stürmen  jene  machtvolle 
Schöpfung  der  Hohenzollern  anheimgefallen,  deren  König  sich  noch 
ein  Jahr  zuvor  verschworen  hatte,  dass  nie  das  Blatt  Papier  einer 
konstitutionellen  Verfassung  sich  zwischen  ihn  und  sein  Volk 
drängen  würde. 

Kaum  war  aber  das  kontinentale  Europa  im  Besitze  der 
heiss  erstrebten  konstitutionellen  Herrlichkeit,  so  fand  man  sich 
allgemein  enttäuscht  und  zwar  um  so  mehr,  je  folgerichtiger  man 
die  konstitutionelle  Theorie  verwirklicht  hatte.  Der  Kampf  um 
den  Besitz  der  Macht  und  ein  Parteiregiment  zu  ihrer  Erhaltung 
füllte  das  öffentliche  Leben  aus.  Die  strengste  konstitutionelle 
Regierung,  welche  Frankreich  je  besessen,  war  einem  kurzen 
Strassenkampfe  erlegen,  um  den  heftigsten  Klassenkämpfen  zwi- 
schen Besitzenden  und  Nichtbesitzenden  Platz  zu  machen. 

A* 


—  n  — 

erschien  im  folgenden  Jahre  von  ihm  eine  Schrift  über  die 
formellen  Verträge  des  römischen  Obligationenrechtes  und  eine 
andere  über  Geschworenengerichte.  Daneben  lebte  er  sich  als 
Stadtverordneter  auf  dem  einzigen  Gebiete,  das  damals  für  ihn 
der  politischen  Bethätigung  offen  stand,  in  die  Praxis  der  städti- 
schen Selbstverwaltung  ein.  Dass  er  bei  den  Wahlen  zur  National- 
versammlung und  zur  aufgelösten  zweiten  Kammer  unterlag,  und 
ihm  ein  Auftreten  auf  weiterem  politischen  Felde  vorläufig  ver- 
sagt blieb,  konnte  für  seine  weitere  Entwicklung  nur  vorteilhaft 
sein.  So  nahm  er  denn  an  den  Bewegungen  der  Jahre  1848 
und  1849  nur  in  den  bescheidenen  Stellungen  als  Stadtverordneter 
und  Bürgerwehrmann  Teil,  wobei  sich  ihm  aber  doch  in  manchen 
entscheidenden  Augenblicken  Gelegenheit  zu  massvollem  Ein- 
greifen bot. 

Seine  politischen  Anschauungen  jener  Zeit  entsprachen  im 
wesentlichen  denen  des  herrschenden  Liberalismus,  der  in  Deutsch- 
land unter  Berufung  auf  englisches  Vorbild  aus  Frankreich  und 
Belgien  importiert  war.  Schon  damals  weit  entfernt  von  den 
Extravaganzen  der  Kadikaien,  erstrebte  er  ein  konstitutionelles 
Staatsleben  für  Preussen,  wie  es  sich  in  den  westeuropäischen 
Staaten  und  abgeschwächt  in  den  deutschen  Mittelstaaten  bereits 
verwirklicht  fand.  Dieser  deutsche  Liberalismus  der  vierziger  und 
fünfziger  Jahre,  mit  seiner  unhistorischen  und  mechanischen  Auf- 
fassung von  Recht  und  Staat,  mit  seinen  rein  vernunftgemässen, 
individualistischen  Konstruktionen  konnte  keinen  grösseren  Gegen- 
satz finden  als  die  pseudohistorisch-romantische  Richtung  Fried- 
rich Wilhelms  IV  mit  ihren  neuständischen  Bildungen,  hinter 
denen  sich  ebenso  die  Iuteressenpolitik  des  grösseren  Grundbesitzes 
verbarg,  wie  hinter  dem  Liberalismus  die  der  städtischen  Bour- 
geoisie. Als  nach  den  Stürmen  der  Revolution  jene  sogenannte 
konservative  Richtung  wieder  die  Oberhand  gewann,  da  erschien 
es  begreiflich,  dass  Gneist  sich  nicht  nur  vom  öffentlichen  Leben, 
sondern    auch  von  seiner  richterlichen  Thätigkeit  zurückzog  und 


—  in  — 

sich  ganz  seiner  theoretischen  Beschäftigung  hingab.  Gerade 
diesen  Jahren  der  Zurückgezogenheit  verdankte  er  selbst  die  Ver- 
tiefung seiner  politischen  Auffassung,  die  Mit-  und  Nachwelt  seine 
epochemachenden  Werke  über  englisches  Staatsrecht,  der  deutsche 
Staat  der  Gegenwart  den  festen  Ausbau  seiner  Selbstverwaltung 
und  Verwaltungsrechtsprechung. 

Seit  einst  Montesquieu  in  seinem  berühmten  Kap.  6  des 
11.  Buches  des  Esprit  des  Lois  das  Idealbild  der  englischen  Ver- 
fassung gezeichnet  hatte,  wie  es  thatsächlich  nie  bestand  und  nie 
bestehen  konnte,  galt  England  den  Völkern  des  Kontinents  als 
das  Ideal  freien  Staatslebens  überhaupt.  In  einem  Siegeszuge 
ohne  Gleichen  hatte  sich  die  konstitutionelle  Lehre  als  das  poli- 
tische Glaubensbekenntnis  der  gebildeten  Klassen  die  romanischen 
Länder  erobert.  Wenn  in  den  deutschen  Einzelstaaten  eine 
kraftvolle  Monarchie  und  die  Beste  der  ständisch-feudalen  Ge- 
sellschaftsordnung das  aus  Frankreich  und  Belgien  entnommene 
Muster  des  deutschen  Liberalismus  mannigfach  trübten,  so  hatte 
sich  doch  auch  Deutschland  dem  wunderbaren  Zauber  der  kon- 
stitutionellen Staatslehre  nicht  entziehen  können.  War  ihr  doch 
noch  soeben  unter  revolutionären  Stürmen  jene  machtvolle 
Schöpfung  der  Hohenzollern  anheimgefallen,  deren  König  sich  noch 
ein  Jahr  zuvor  verschworen  hatte,  dass  nie  das  Blatt  Papier  einer 
konstitutionellen  Verfassung  sich  zwischen  ihn  und  sein  Volk 
drängen  würde. 

Kaum  war  aber  das  kontinentale  Europa  im  Besitze  der 
heiss  erstrebten  konstitutionellen  Herrlichkeit,  so  fand  man  sich 
allgemein  enttäuscht  und  zwar  um  so  mehr,  je  folgerichtiger  man 
die  konstitutionelle  Theorie  verwirklicht  hatte.  Der  Kampf  um 
den  Besitz  der  Macht  und  ein  Parteiregiment  zu  ihrer  Erhaltung 
füllte  das  öffentliche  Leben  aus.  Die  strengste  konstitutionelle 
Regierung,  welche  Frankreich  je  besessen,  war  einem  kurzen 
Strassenkampfe  erlegen,  um  den  heftigsten  Klassenkämpfen  zwi- 
schen Besitzenden  und  Nichtbesitzenden  Platz  zu  machen. 

A* 


—    IV    — 

Von  alle  dem  sah  man  nichts  in  England.  Die  Misswirt- 
schaft und  der  Untergang  des  Julikönigtums  in  Frankreich  und 
die  parteimässige  Handhabung  der  Verwaltung  in  Preussen  nach 
dem  Uebergange  zum  konstitutionellen  Systeme  führten  in  Frank- 
reich und  Deutschland  ungefähr  gleichzeitig  zu  der  Ueberzeugung, 
dass  der  Grund  dieser  Erscheinung  nicht  in  der  Verfassung, 
sondern  nur  in  der  Verwaltung  liegen  könne.  Noch  einmal,  wie 
in  den  Zeiten  Montesquieüs,  blickten  die  Völker  des  Kontinents 
nach  dem  einzigartigen  Staatsgebilde  jenseits  des  Kanals,  in  dem 
allein,  wie  es  schien,  die  politische  Freiheit  ihre  Verwirklichung 
finden  konnte.  War  es  der  Unterbau  der  englischen  Verfassung, 
die  englische  Verwaltung,  welche  die  Missstände  des  konstitutio- 
nellen Systems  verhinderte,  so  musste  der  Unterbau  der  kon- 
tinentalen Verfassung,  die  unvermittelt  aus  dem  absoluten  Staate 
übernommene  Verwaltung,  diese  Missstände  hervorrufen.  Die 
Reception  englischen  Staatsrechts  schien  nur  deshalb  nicht  be- 
friedigen zu  können,  weil  sie  eine  unvollkommene  gewesen  war, 
sich  auf  das  Verfassungsrecht  beschränkt  und  das  Verwaltungs- 
recht ignoriert  hatte. 

Diese  Bewegung  war  keine  deutsche,  sondern  eine  allgemein 
europäische.  In  Frankreich  wies  Tocqüeville  die  Centralisation 
der  Verwaltung  als  den  historischen  Krebsschaden  des  Staates 
schon  seit  den  Zeiten  des  Ancien  regime  nach  und  forderte  De- 
centralisation  nach  englischem  Vorbilde.  Desgleichen  bestand  in 
Italien  nach  dessen  Einigung  eine  starke  Richtung,  geleitet  von 
Alfieri  und  Boncompagni,  welche  im  Gegensatze  zu  der  romani- 
schen Centralisation  den  Regionalismus  als  Grundlage  der  Ver- 
waltung anerkannt  wissen  wollte.  War  schon  die  Auffassung  des 
Wesens  englischer  Verwaltung  als  blosser  Decentralisation  keine 
besonders  tiefgehende,  so  widerstrebte  selbst  dies  dem  romanischen 
Volksgeiste.  Die  Bewegung  hat  daher  in  keinem  romanischen 
Staate  erhebliche  Erfolge  aufzuweisen  gehabt. 

Wenn  das  Ergebnis  in  Deutschland  ein  anderes  war,  so  lag 
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dies  allerdings  daran,  dass  die  historischen  und  sozialen  Vor- 
bedingungen andere  waren,  als  in  den  romanischen  Staaten. 
Die  richtige  Erkenntnis  hierfür  eröffnet  und  damit  die  Reform 
der  deutschen  Verwaltung  angebahnt  zu  haben,  ist  aber  das  un- 
vergängliche Verdienst  von  Gneist. 

Es  war  wiederum  nicht  das  wissenschaftliche,  sondern  das 
politische  Bedürfnis,  das  den  Komanisten  auf  das  Gebiet  des 
Staatsrechtes,  den  Deutschen  auf  das  Studium  des  englischen 
Rechts  führte.  Das  Ergebnis  waren  aber  Werke  von  grund- 
legender wissenschaftlicher  Bedeutung,  durch  die  er  nicht  nur 
dem  Kontinente,  sondern,  wie  die  Glückwunschadressen  englischer 
Universitäten  bei  seinem  50jährigen  Doktorjubiläum  dankbar  an- 
erkannten, zum  Teil  auch  den  Engländern  selbst  erst  die  richtige 
Erkenntnis  englischen  Staatsrechts  eröffnet  hat. 

Das  Ergebnis  seiner  Forschungen  verwertete  er  zunächst 
in  seinen  Vorlesungen.  Im  Jahre  1853  erschien  zuerst  eine  kleine 
Schrift  über  „Adel  und  Ritterschaft  in  England".  Ihr  folgte  das 
grosse  Hauptwerk,  die  „Darstellung  des  heutigen  englischen  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsrechtes",  wovon  1857  der  erste,  1860 
der  zweite  Hauptteil  erschien.  Das  Werk  hat  später,  in  drei 
selbständige  Werke,  die  englische  Verfassungsgeschichte,  das  eng- 
lische Verwaltungsrecht  der  Gegenwart  und  Selfgovernment, 
Kommunalverfassung  und  Verwaltungsgerichte  in  England,  zer- 
legt, im  Ganzen  drei  Auflagen  erfahren. 

Der  politische  und  wissenschaftliche  Einfluss  des  Werkes  war 
ein  gewaltiger.  Während  sich  bisher  die  liberale  Partei  mit  ihrer 
Forderung  nach  möglichst  ausgedehnten  Verwaltungsbefugnissen 
für  gewählte  Kommunalvertretungen  und  die  konservative  mit 
ihrem  Verlangen  nach  Aufrechterhaltung  der  gutsobrigkeitlichen 
Gewalt  in  gleicher  Weise  auf  England  berufen  hatte,  sah  man 
hier  das  englische  Staatswesen  vor  sich  in  seiner  allerkonkretesten 
Gestalt.  Nicht  die  Verwirklichung  der  einen  oder  der  anderen 
Parteidoktrin   in   der  Verwaltungsgesetzgebung,   nicht  die  Hand- 
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habuDg  eines  Parteiregiments  in  der  Verwaltung,  sondern  der 
Dienst  der  besitzenden  Klassen  in  staatlichen  Ehrenämtern  und 
die  unparteiische  Handhabung  des  öffentlichen  Rechtes  durch  die 
Verwaltungsrechtsprechung  machte  das  Wesen  der  englischen 
Verwaltung  aus.  Unwillkürlich  verstummten  vor  dieser  nüchternen 
Wahrheit  die  Berufungen  der  Parteien  auf  England.  Nichts- 
destoweniger blieb  aber  die  Durchführung  der  Prinzipien  der 
Selbstverwaltung,  die  man  hier  in  konkretester  Gestalt  vor  sich 
sah,  auch  für  den  deutschen  Staat  in  den  Wirren  des  Uebergangs 
zu  einer  neuen  Rechtsordnung  das  erstrebenswerte  Ziel. 

Nachdem  Gneist  mit  Beginn  der  neuen  Aera  im  Jahre  1858 
zum  ordentlichen  Professor  der  Berliner  Universität  ernannt  und 
auch  in  das  Abgeordnetenhaus  eingetreten  war,  schien  sich  ihm 
das  Feld  für  ein  weites  wissenschaftliches  und  politisches  Wirken 
zu  eröffnen.  Leider  legte  der  bald  ausbrechende  preussische  Ver- 
fassungskonflikt für  ein  halbes  Jahrzehnt  die  politische  Gesetz- 
gebung überhaupt  lahm.  Bei  seiner  tiefen  wissenschaftlichen 
Einsicht  in  die  notwendigen  Lebensbedingungen  des  Staates  war 
Gneist  allerdings  weit  entfernt  von  den  Ideen  des  absoluten 
Budgetrechtes  der  Volksvertretung,  wie  es  der  Radikalismus  be- 
hauptete, und  ist  diesem  auch  später  mehrfach  in  besonderen 
Monographien  über  „Budget  und  Gesetz"  (1867)  und  „Gesetz 
und  Budget u  (1879)  entgegentreten.  Seine  Stellung  unter  den 
Gegnern  der  Regierung  ergab  sich  vielmehr  aus  seiner  wissen- 
schaftlichen Ueberzeugung ,  dass  die  nach  den  Freiheitskriegen 
begründete  Organisation  der  Armee  auf  Gesetz  beruhe  und  des- 
halb nur  durch  Gesetz  abgeändert  werden  könne.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  den  an  einer  anderen  Stelle  versuchten  Nachweis, 
dass  jene  Ansicht  eine  irrtümliche  war,  zu  wiederholen.  Jeden- 
falls beruhte  die  Stellungsnahme  Gxeists  zu  der  Frage  der  Armee- 
reorganisation,  die  zeitweise  eine  aussergewöhnliche  persönliche 
Schärfe  annahm,  auf  der  ehrlichen  Ueberzeugung,  dass  die  Wahrung 
der  Rechtskontinuität  die  höchste  Aufgabe  des  Staates  sei. 
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Erst  als  nach  den  grossen  Kriegen  Preussen  an  die  Re- 
organisation seiner  zum  Teil  patrimonialen  und  neuständischen, 
im  wesentlichen  aber  bureaukratischen  Verwaltung  herantrat, 
konnten  die  Ergebnisse  von  Gneists  wissenschaftlichen  Unter- 
suchungen auf  praktische  Verwirklichung  hoffen.  Er  wurde  nicht 
müde,  die  politischen  Resultate  seiner  grossen  Werke  in  kleineren 
Schriften  allgemeiner  zugänglich  zu  machen.  Vielmehr  erachtete 
er  es  selbst  für  eine  wesentliche  Aufgabe  des  Publizisten,  durch 
stete  Wiederholung  seiner  Ansichten  sie  in  Fleisch  und  Blut  der 
Gebildeten  übergehen  zu  lassen.  Diesem  Bestreben  verdanken 
namentlich  seine  Schriften  über  „Verwaltung,  Justiz,  Rechtsweg, 
Staatsverwaltung  und  Selbstverwaltung  nach  englischen  und 
deutschen  Verhältnissen"  (1869),  die  „preussische  Kreisordnung" 
(1870)  und  den  „Rechtsstaat"  (1872,  2.  Aufl.  1879)  ihre  Ent- 
stehung. 

Niemals  konnte  aber  auch  die  Verwirklichung  der  Gneist- 
schen  Ideen  einen  günstigeren  Boden  finden  als  gerade  in  den 
siebziger  Jahren.  Er  war  damals  in  der  That  der  rechte  Mann 
für  die  rechte  Zeit.  Die  Monarchie  verdankte  ihren  Erfolgen 
einen  Nimbus  und  eine  moralische  Stärke,  wie  sie  nur  selten  und 
auch  dann  nur  vorübergehend  errungen  werden  kann.  Bestand 
die  Selbstverwaltung  nicht  in  Herrschaftsrechten  einzelner  Gesell- 
schaftsklassen ,  sondern  in  ihrem  Dienste  für  den  Staat,  so  war 
diese  Monarchie  wie  keine  im  Stande,  den  Versuch  einer  Be- 
herrschung des  Staates  durch  die  Gesellschaft  abzulehnen  und 
vielmehr  dieser  den  Dienst  für  den  Staat  aufzuerlegen.  Der 
scharfe  Gegensatz  zwischen  der  Grundaristokratie,  die  bisher  in 
patriinonialer  Weise  das  flache  Land  des  Ostens  beherrscht  hatte, 
und  dem  liberalen  Kapitalismus  der  Städte  und  der  westlichen 
Provinzen  liess  überdies  ein  Einverständnis  der  versclüedenen 
Parteien  und  Gesellschaftsklassen  über  einen  bestimmten  Modus 
der  Beherrschung  des  Staates  ausgeschlossen  erscheinen.  Einen 
Einigungspunkt  konnten  sie  nur  finden  in  dem  persönlichen  Dienste 
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für  den  Staat  in  Verbindung  mit  einer  unabhängigen  Handhabung 
des  öffentlichen  Rechtes  durch  eine  förmliche  Verwaltungsrecht- 
sprechung. 

So  nahm  naturgemäss  die  preussische  Verwaltungsgesetz- 
gebung den  Gang,  den  Gneist  theoretisch  gefordert  hatte.  Nicht 
um  eine  mechanische  Nachahmung  englischer  Institutionen  konnte 
es  sich  handeln,  sondern  um  eine  Verpflanzung  der  auf  Grund 
des  englischen  Staatsrechtes  entwickelten  Prinzipien  der  Selbst- 
verwaltung und  der  Verwaltungsrechtsprechung  nach  Deutschland 
auf  dem  Boden  der  hier  historisch  gegebenen  Verhältnisse.  Wenn 
es  Gneist  auch  versagt  blieb,  an  leitender  Stelle,  wie  er  viel- 
leicht gehofft,  die  Reform  der  preussischen  Verwaltung  zu  ver- 
wirklichen, so  war  doch  sein  politischer  Einfluss  als  Abgeordneter 
auf  ihre  praktische  Gestaltung  von  schwerwiegendster  Bedeutung. 
Seine  Ernennung  zum  Mitgliede  des  neu  begründeten  Ober- 
verwaltungsgerichtes (1876)  bot  ihm  auch  Gelegenheit,  selbst  mit- 
zuwirken an  der  Handhabung  und  Ausbildung  des  neuen  öffent- 
lichen Rechtes,  und  bis  in  die  letzten  Monate  seines  Lebens  hat 
er  diese  Aufgabe  als  seine  wichtigste  betrachtet.  In  die  siebziger 
Jahre  fallt  daher  der  Höhepunkt  der  GNEiSTSchen  Wirksamkeit. 
Mochte  er  auch  als  Politiker  nicht  mehr  so  von  der  Volksgunst 
getragen  werden  wie  in  der  Konfliktszeit,  so  hat  er  sich  doch 
hier  das  höchste  gleichzeitig  politische  und  wissenschaftliche  Ver- 
dienst erworben  durch  die  Verpflanzung  der  Selbstverwaltung  und 
der  Verwaltungsrechtsprechung  nach  Deutschland,  während  beide 
in  dem  Ursprungslande,  England,  selbst  immer  abbröckelten  und 
dem  Untergange  verfielen.  Dieses  Verdienst  kann  auch  durch 
die  gleichzeitigen  Irrtümer  des  Kulturkampfes  nicht  getrübt 
werden.  Es  wird  ein  dauerndes  bleiben  für  die  Staatswissen- 
schaften wie  für  den  deutschen  Staat  der  Gegenwart. 

Neben  dieser  vielseitigen  wissenschaftlichen  und  praktischen 
Thätigkeit  widmete  Gneist  dem  1860  begründeten  deutschen 
Juristentage    ein    hervorragendes    Interesse.     Boten    doch    seine 
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Versammlungen  bei  dem  Mangel  einer  gemeinsamen  Volksvertre- 
tung das  einzige  Mittel,  um  sich  über  gesetzgeberische  Fragen 
Ton  allgemeinem  Interesse  zu  verständigen.  Seit  1868  führte  er 
mit  einzelnen  Unterbrechungen  regelmässig  den  Vorsitz  und  leitete 
die  Versammlungen  bis  in  seine  letzten  Lebensjahre  in  anerkannt 
glänzender  Weise.  Wiederholt  lieferte  er  auch  Gutachten  für  den 
Juristentag,  so  1863  über  die  Frage,  ob  der  Richter  auch  über 
das  verfassungsmässige  Zustandekommen  eines  Gesetzes  zu  befinden 
habe,  und  später  über  Schöffen-  und  Schwurgerichte.  Dieses  Inter- 
esse erhielt  er  dem  Juristentage  auch  dann,  als  letzterer  seine 
wichtige  Mission  erfüllt  hatte  und  ziemlich  bedeutungslos  geworden 
war.  Noch  auf  seiner  letzten  Pfingstreise  war  die  Frühjahrs- 
versammlung der  ständigen  Deputation  sein  Hauptgedanke. 

Die  Fülle  der  Ehren  häufte  sich  auf  ihn  während  der  letzten 
anderthalb  Dezennien  seines  Lebens.  Als  auf  seine  mehrfache 
Anregung  1883  der  preussische  Staatsrath  wieder  berufen  wurde, 
war  seine  Ernennung  zum  Mitgliede  selbstverständlich.  Die  zahl- 
reichen fünfzigjährigen  Jubiläen,  die  seit  1886  ihm  zu  feiern  ver- 
gönnt war,  insbesondere  sein  fünfzigjähriges  Doktorjubiläum  am 
20.  Nov.  1888,  brachten  ihm  aus  Nah  und  Fern  Zeichen  der 
allgemeinsten  Anerkennung  und  Verehrung.  Bei  seinem  fünfzig- 
jährigen Dienstjubiläum  wurde  er  zum  Wirkl.  Geh.  Ober-Justiz- 
rate, am  27.  Jan.  1895  zum  Wirkl.  Geh.  Rate  mit  dem  Prädikate 
Excellenz  ernannt.  Der  kurzen  Regierungszeit  Friedrichs  III 
verdankt  er  die  Versetzung  in  den  Adelstand. 

Bis  in  seine  letzten  Lebensjahre  entfaltete  er  seine  reiche 
und  vielseitige  Thätigkeit.  Wenn  er  auch  auf  den  Wunsch  seiner 
Familie  die  parlamentarischen  Mandate  zuerst  im  Reichstage  und 
demnächst  im  Abgeordnetenhause  aufgab,  so  blieb  er  doch  der 
Berliner  Universität  und  dem  Oberverwaltungsgerichte  treu.  Die 
brennenden  politischen  Fragen  des  Volksschulgesetzes  und  der 
Militärvorlage  von  1892  begleitete  er  noch  mit  Gelegenheits- 
schriften,  und  seinen  beiden  letzten  Lebensjahren  verdanken  wir 


—    X    — 

die  gediegenen  Monographien  über  die  nationale  Rechtsidee  von 
den  Ständen  und  das  preussische  Dreiklassensystem  und  über  die 
verfassungsmässige  Stellung  des  preussischen  Gesamtministeriums. 
Leben  war  ihm  Arbeiten  und  Wirken  bis  zum  letzten  Augen- 
blicke. Als  beim  Beginn  des  22.  Juli  1895  der  Tod  ihn  abrief 
aus  einer  reich  gesegneten  Thätigkeit,  da  hinterliess  er  für  das 
wissenschaftliche  Leben  Deutschlands  eine  Lücke,  die  um  so  fühl- 
barer ist,  als  er  bis  zuletzt  wirksam  war. 

Gneist  selbst  erklärte  bei  seinem  fünfzigjährigen  Doktor- 
jubiläum, er  habe  seine  wissenschaftliche  Laufbahn  begonnen  als 
ein  treuer  Schüler  der  historischen  Schule.  Alle  seine  wissen- 
schaftlichen Werke  sind  denn  auch  aufgebaut  auf  gründlichen 
geschichtlichen  Untersuchungen.  Ebenso  gab  er  bei  allen  seinen 
Vorlesungen  umfangreiche  geschichtliche  Einleitungen,  die  in 
seinem  Staatsrechte  sogar  die  grössere  Hälfte  ausmachten.  Gleich- 
wohl war  seine  wissenschaftliche  Beanlagung  keine  historische. 
Die  das  ganze  wissenschaftliche  Denken  erfüllende  historische 
Auffassung  der  Dinge,  welche  in  allem  Bestehenden  nur  das  ge- 
schichtlich Gewordene  und  die  Grundlage  künftiger  Entwicklung, 
das  Erzeugnis  gleichzeitig  freien  menschlichen  Handelns  und 
innerer  Notwendigkeit  erkennt,  war  ihm  im  Grunde  genommen 
fremd.  Wie  er  erzählte,  in  der  Schule  eine  besondere  Vorliebe 
für  die  Mathematik  gehabt  zu  haben,  so  war  auch  seine  Anlage 
vorwiegend  auf  abstraktes,  rein  vernunftgemässes  Denken  gerichtet. 
Gleich  seinem  grossen  Zeitgenossen,  L.  v.  Stein,  bei  dem  diese 
Richtung  allerdings  noch  viel  stärker  hervortrat,  hat  er  sich  von 
den  Jugendeinflüssen  der  HEGELschen  Philosophie  sein  Lebtag 
nicht  frei  machen  können,  wenn  er  sich  dies  auch  selbst  kaum 
zugestehen  mochte.  Insbesondere  seine  Vorlesungen  über  Straf- 
recht standen  stark  unter  HEGELschen  Einflüssen. 

Diese  abstrakte  Beanlagung  geriet  aber  sehr  früh  unter 
entgegengesetzte  Einwirkungen  und  wurde  dadurch  vor  einseitiger 
Entwicklung  bewahrt.     Wenn  Gneist   sich   zunächst  der  damals 
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in  Blüte  stehenden  historischen  Schule  anschloss,  so  war  deren 
Einfluss  allerdings  stark  genug,  um  für  immer  ihn  den  angeblich 
rein  vernunftgemässen  Konstruktionen  von  Recht  und  Staat  im 
Sinne  der  Aufklärungsphilosophie  wie  des  modernen  Radikalismus 
zu  entfremden.  Sie  vermochte  aber  nicht,  ihn  in  die  pseudo- 
historischen Bahnen  christlich-germanischer  Romantik  zu  lenken. 
Gegen  Stahl  hat  er  daher  trotz  seiner  grossen  Duldsamkeit 
gegen  abweichende  Ansichten  stets  eine  intensive  Abneigung  be- 
wahrt. Andererseits  hat  er  aber  auch  nicht  der  falschen  histori- 
schen Auffassung  der  kleinen,  aber  mächtigen  Partei  und  der 
gänzlich  unhistorischen  des  herrschenden  Liberalismus  und  Radi- 
kalismus eine  wahrhaft  geschichtliche  Staatslehre  entgegengehalten. 
Denn  die  allgemeinen  Prinzipien,  die  er  aus  dem  englischen  Staats- 
rechte entwickelte,  bildeten  ein  wesentlich  anderes  System,  das 
man  kurz  als  soziale  Staatslehre  bezeichnen  kann. 

Für  die  staatswissenschaftliche  Richtung  Gneists  ist  es 
charakteristisch,  dass  er  zum  Staatsrechte  nur  gelangte  aus  Inter- 
esse für  die  Politik,  aus  lebendiger  Teilnahme  für  die  Geschicke 
seines  Volkes  in  der  Zeit  grosser  politischer  Umbildungen.  Des- 
halb ist  seine  wissenschaftliche  Würdigung  einfach  unmöglich, 
ohne  die  politische  Seite  seiner  Thätigkeit  zu  berühren.  Jede 
seiner  staatsrechtlichen  Schriften  hatte  daher  nicht  bloss  eine 
politische  Tendenz,  sondern  direkt  einen  politischen  Zweck.  Darin 
liegt  der  Vorzug  und  die  Schwäche  seiner  Schriften.  Sie  athmen 
sämtlich  das  politische  Leben,  in  dem  der  Verfasser  mitten 
darin  stand.  Kaum  eine  der  mannigfaltigen  politischen  Be- 
ziehungen und  Wirkungen  bleibt  unberücksichtigt,  jede  Institution 
wird  nur  im  organischen  Zusammenhange  der  Dinge  erfasst. 
Doch  darf  man  dabei  nicht  vergessen,  dass  die  Gruppierung  dem 
politischen  Zwecke  dienen  muss.  Weil  er  als  Politiker  schreibt, 
treten  aber  die  Konstruktionen  und  Deduktionen  der  juristischen 
Dogmatik  in  den  Hintergrund.  Die  Schärfe  der  Begriffsbestim- 
mungen lässt  vielfach  zu  wünschen  übrig.    Hat  doch  der  wissen- 
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schaftliche  Träger  der  Selbstverwaltung  dieser  nicht  einmal  eine 
juristische  Definition,  sondern  nur  eine  politische  zu  geben  ver- 
mocht. Für  die  moderne  konstruktive  Methode,  welche  unter 
Verbannung  alles  politischen  Beiwerkes  das  öffentliche  Recht  nach 
denselben  rein  logisch-juristischen  Grundsätzen  behandelt  wissen 
will,  wie  das  Privatrecht,  hatte  er,  der  den  Staat  als  Politiker 
immer  nur  im  lebendigen  Zusammenhange  aller  Beziehungen  sah, 
bloss  ein  bedenkliches  Kopfschütteln.  Und  doch  hat  er  sich  ein- 
mal verleiten  lassen,  die  gleichen  Wege  zu  gehen,  als  er  lediglich 
aus  Landrechtsparagraphen  heraus  die  Unzulässigkeit  der  kon- 
fessionellen Schule  in  Preussen  beweisen  wollte,  während  seine 
sonst  befolgte  historisch-politische  Methode,  die  Berücksichtigung 
der  subsidiären  Rechtsquellen  und  der  lebendigen  Verwaltungs- 
praxis, ihn  mit  Notwendigkeit  zu  dem  entgegengesetzten  Resul- 
tate hätte  führen  müssen. 

Seine  ganze  Staatslehre,  die  er  aus  dem  englischen  Staats- 
rechte abstrahiert,  erscheint  daher  aufgefasst  unter  dem  Gesichts- 
winkel der  inneren  Politik.  Gerade  in  den  auswärtigen  Beziehungen 
der  Staaten  tritt  das  zweck-  und  zielbewusste  menschliche  Handeln.  • 
das  freie  Wirken  der  Persönlichkeit  in  den  Vordergrund.  Hier 
bricht  sich  unwillkürlich  die  Ueberzeugung  Bahn,  dass  Menschen 
die  Geschichte  machen,  ja  der  grösste  deutsche  Historiker  geht 
noch  weiter,  indem  er  behauptet,  dass  die  äussere  Geschichte 
stets  die  innere  bestimme.  Diese  Auffassung  ist  gewiss  eine  ein- 
seitige, da  sie  den  inneren  Notwendigkeiten  nicht  Rechnung 
trägt.  Aber  sie  ergiebt  sich  für  die  pragmatische  Geschichts- 
schreibung von  selbst  aus  der  einseitigen  Berücksichtigung  der 
äusseren  Politik.  Die  innere  Politik  umfasst  dagegen  vorwiegend 
die  Kämpfe  der  Staatsgewalt  mit  den  verschiedenen  sozialen 
Interessen  und  letzterer  unter  einander.  Besteht  nun  aber  das 
soziale  Leben  in  den  Beziehungen  des  Menschen  zur  äusseren 
Natur,  so  lassen  sich  für  dieses  ebenso  wie  für  die  Natur  selbst 
gewisse   feststehende  Regeln   entwickeln.     Die  innere  Politik  er- 
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scheint  daher  vorwiegend  als  das  Gebiet  innerer  Notwendigkeit, 
der  Entwicklung  nach  bestimmten  Gesetzen.  Diese  Auffassung 
beherrscht  die  ganze  GtfEiSTsche  Staatslehre. 

Kurz  bevor  die  grossen  GNEiSTschen  Werke  erschienen, 
hatte  L.  v.  Stein  in  seiner  „Geschichte  der  sozialen  Bewegung 
in  Frankreich"  (1850),  welche  dem  noch  jugendlichen  Verfasser 
bald  einen  Weltruf  verschaffte,  nachdrücklich  auf  die  Bedeutung 
des  sozialen  Faktors  für  die  gesamte  geschichtliche  Entwicklung 
hingewiesen.  Er  hatte  dargethan,  wie  die  ganze  französische  Ge- 
schichte von  der  grossen  Revolution  bis  zum  Sturze  des  Juli- 
königtums als  eine  vorwiegend  soziale  sich  nach  bestimmten 
Gesetzen  entwickelt  habe.  Gneist  übertrug  dies  auf  seine  Dar- 
stellung der  englischenV erwaltung  und  abstrahierte  hieraus  wiederum 
die  allgemeingiltigen  Grundsätze  über  Staat  und  Gesellschaft.  Bei 
beiden  kommt  hierbei  die  Neigung  zu  rein  logischer,  vernunft- 
gemässer  Entwicklung  aus  den  Begriffen  heraus,  die  sie  als  Erb- 
teil der  HEGELschen  Philosophie   erhalten  hatten,   zur  Geltung. 

Der  Kampf  der  sozialen  Interessen  beherrscht  hiernach  die 
innere  Entwicklung  des  Staates.  Wie  die  sozialen  Mächte  be- 
strebt sind,  sich  die  Staatsgewalt  zu  unterwerfen,  so  umgekehrt 
der  Staat  als  die  Quelle  ausgleichender  Gerechtigkeit  jede  ein- 
seitige soziale  Herrschaft  zu  brechen  und  die  gesellschaftlichen 
Interessen  in  seinen  Dienst  zu  stellen.  In  dieser  Entwicklung 
walten  bestimmte  Regeln,  die  sich  aus  den  Thatsachen  ableiten 
und  wissenschaftlich  formuliren  lassen.  Aber  die  soziale  Ent- 
wicklung und  damit  die  von  Staat  und  Gesellschaft  überhaupt 
beruht  nicht,  wie  der  Materialismus  annimmt,  auf  absoluter  Not- 
wendigkeit. Die  Gestaltung  der  Thatsachen  ist  zum  Teil  freies 
Menschenwerk.  Bei  Kenntnis  der  Regeln  der  sozialen  Entwick- 
lung lassen  sich  die  Thatsachen  so  gestalten,  dass  nach  diesen 
Regeln  ein  bestimmtes  Resultat  erreicht  wird.  So  kommt  inner- 
halb des  Rahmens  sozialer  Notwendigkeit  doch  das  Moment 
menschlicher  Freiheit  des  Handelns  wieder   zur  Geltung.     Das 
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Recht  überhaupt  und  das  öffentliche  Recht  ganz  besonders  ist 
daher  zwar  sozialer  Machtausdruck  und  ohne  Kenntnis  der 
sozialen  Faktoren,  auf  denen  es  beruht,  nicht  verständlich.  Aber 
es  ist  ein  Erzeugnis  freien  menschlichen  Handelns.  Damit  nähert 
sich  die  Auffassung  von  Recht  und  Staat  trotz  des  einseitig 
sozialen  Ausgangspunktes,  zu  dem  die  Perspektive  der  inneren 
Politik  verleitet  hatte,  der  historischen  Betrachtungsweise  und 
entfernt  sich  weit  von  dem  modernen  Materialismus. 

Bei  einer  solchen  Annahme  der  Möglichkeit  freien  mensch- 
lichen Handelns  zur  Durchführung  der  allgemeinen  Gesetze  von 
Staat  und  Gesellschaft  konnte  Gneist  auch  erst  daran  denken, 
die  Ergebnisse  seiner  Forschungen  über  englisches  Staatsrecht  für 
den  deutschen  Staat  unmittelbar  nutzbar  zu  machen.  Sollten  doch 
seine  Untersuchungen  über  englisches  Recht  uns  nicht  bloss  Kennt- 
nis geben  von  den  staatlichen  Verhältnissen  einer  der  ersten 
Kulturnationen  des  Weltalls  —  in  dieser  Beziehung  würde  Eng- 
land kaum  mehr  unsere  Beachtung  erfordern,  als  etwa  Nord- 
amerika oder  Italien.  Das  englische  Recht  bietet  ihm  nur  das 
geeignetste  Mittel,  um  die  für  die  heutige  europäische  Welt  all- 
gemein giltigen  Grundsätze  über  das  Verhältnis  von  Staat  und 
Gesellschaft,  über  die  Aufgabe  des  Staates  gegenüber  einseitigen 
Klasseninteressen  und  über  die  Mittel  zur  Erfüllung  dieser  Auf- 
gabe zu  entwickeln.  Nach  Massgabe  dieser  Grundsätze  sollen  die 
altbewährten  englischen  Einrichtungen  der  Selbstverwaltung  und 
der  Verwaltungsrechtsprechung  nach  Deutschland  übertragen  wer- 
den auf  dem  Boden  der  gegebenen  Verhältnisse. 

Es  ist  ein  bestimmtes  Staatsideal,  welches  ihm  dabei  vor 
Augen  schwebt,  die  Durchdringung  aller  öffentlichen  Lebens- 
verhältnisse von  dem  Bewusstsein  der  Pflicht  gegenüber  dem  Staate. 
Vielleicht  klingt  es  absurd,  aber  es  liegt  doch  eine  gewisse  Wahr- 
heit darin,  dass  der  gründlichste  Kenner  englischen  Staatsrechtes 
hier  den  Irrtum  seines  grossen  Vorgängers  Montesquieu  teilte, 
jenes  Staatsideal  in  England  verwirklicht  zu   sehen,    das  er  sich 
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selbst  gebildet,  während  das  wirkliche  England  doch  ein  anderes 
war  und  ist.  Wie  der  ältere  englische  Parlamentarismus  das  Ana- 
logem der  kontinentalen  Stände  bildet,  so  ist  das  ältere  Self- 
government,  welches  nach  Gneist  allein  vorbildlich  ist,  eher  das 
Seitenstück  zu  der  patrimonialen  Verwaltung  des  Kontinents. 
Jenes  GNEiSTsche  Selfgovernment,  welches  beruht  auf  der  Ver- 
pflichtung gegen  den  Staat  und  durchdrungen  ist  von  dem  Be- 
wusstsein  dieser  Pflicht,  ist  überhaupt  erst  in  Deutschland  ver- 
wirklicht worden.  Die  ganze  Idee  ist  rein  deutsch  und  zwar 
spezifisch  preussisch,  nicht  englisch. 

Die  Selbstverwaltung  in  diesem  Sinne  bedarf  aber  eines  be- 
stimmten Trägers.  Als  solchen  dachte  sich  Gneist  die  besitzenden 
Klassen  in  Stadt  und  Land  im  weitesten  Umfange.  Durch  die 
gewohnheitsmässige  Handhabung  öffentlicher  Pflichten  in  kommu- 
nalen und  staatlichen  Ehrenämtern  sollte  sich  allmählich  eine  re- 
gierende Klasse  nach  Art  der  englischen  Gentry  herausbilden. 
Der  wesentliche  Zweck  der  Selbstverwaltung  war  als  ein  erziehe- 
rischer gedacht  in  dem  gleichen  Sinne,  in  dem  einst  die  Stein- 
sche  Städteordnung  von  1808  erlassen  war.  Indem  die  Selbst- 
verwaltung dem  einzelnen  Teilnahme  an  der  Verwaltung  nicht 
vom  Standpunkte  eines  persönlichen  Herrschaftsrechtes,  sondern 
einer  persönlichen  Dienstverpflichtung  gewährte,  sollte  er  sich  ge- 
wöhnen, seine  sozialen  Ansprüche  an  den  Staat  den  Interessen 
der  Gesamtheit  unterzuordnen.  Die  Verwirklichung  der  Selbst- 
verwaltung war  hiernach  nichts  Anderes  als  die  Versöhnung  von 
Staat  und  Gesellschaft  durch  die  volle  Hingabe  der  letzteren  an 
den  Dienst  des  Staates. 

Wie  ideal  auch  hier  das  Verhältnis  von  Staat  und  Gesell- 
schaft aufgefasst  werden  mochte,  der  deutsche  Staat  der  Gegen- 
wart hat,  glücklicher  als  einst  Preussen  in  der  grossen  Reformzeit 
von  Stein  und  Hardenberg,  die  Prinzipien  der  Selbstverwaltung 
fast  bis  in  die  äusserst  möglichen  Konsequenzen  durchgeführt. 
Und  doch  werden  wir  uns  nicht  der  Verblendung  hingeben  dürfen, 
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dass  damit  die  Versöhnung  von  Staat  und  Gesellschaft  erreicht 
sei.     Zwei  Momente  stehen  dem  vor  Allem  entgegen. 

Die  Selbstverwaltung  fordert  leistungsfähige  Träger,  sie  kann 
nur  auf  die  besitzenden  Klassen  gestützt  werden.  Damit  sind  die 
unteren  Schichten  der  Bevölkerung  ausserhalb  der  Selbstverwaltung 
gestellt.  Gerade  sie  machen  aber  in  der  Gegenwart  mit  einer 
Entschiedenheit  wie  kaum  je  zuvor  ihre  sozialen  Ansprüche  gel- 
tend. Diesem  sozialen  Probleme  stand  Gneist  fast  ebenso  rat- 
los gegenüber  als  einst  die  Männer  der  STEiNschen  Reformperiode 
dem  der  Wirtschafts-  und  Finanzreform,  welche  demnächst  von 
Hardenberg  verwirklicht  wurde.  Gneist  war  im  Wesentlichen 
Bourgeoispolitiker,  nicht  im  Sinne  einer  engherzigen  Klassen- 
herrschaft, wie  sie  von  der  französischen  Bourgeoisie  gehandhabt 
wurde,  sondern  im  Sinne  der  sich  ihrer  sozialen  Pflichten  stets 
bewussten  deutschen  und  englischen  Mittelklassen.  Er  hatte  stets 
ein  warmes  Herz  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  und  be- 
thätigte  dies  bei  jeder  Gelegenheit.  Aber  die  Gesellschaft,  die 
durch  die  Selbstverwaltung  in  den  Dienst  des  Staates  gestellt 
werden  soll,  hört  eben  mit  den  besitzenden  Klassen  naturgemäss 
auf.  Und  wenn  er  empfiehlt,  die  kleinen  Leute  wenigstens  in 
untergeordneten  Gemeindeämtern  zu  beschäftigen,  so  bietet  dies 
selbstverständlich  keine  Lösung  des  sozialen  Problems.  Eine 
weitere  Ausdehnung  der  Selbstverwaltung  könnte  nur  Gelegenheit 
geben,  noch  mehr  als  es  heute  schon  der  Fall  ist,  sozialistischen 
Agitatoren  eine  autoritäre  Stellung  zu  verleihen. 

Die  Selbstverwaltung  leistet  aber  überhaupt  nicht  das,  was 
von  ihr  gefordert  wird.  Dass  sie  technisch  schlechter  arbeitet, 
als  das  berufsmässige  Beamtentum,  und  deshalb  stets  Gefahr 
läuft,  in  die  Hände  der  Schreiber  zu  geraten,  ist  ja  selbstver- 
ständlich. Aber  auch  ihren  erzieherischen  Wert  darf  man  nicht 
überschätzen.  Die  Selbstverwaltung  kann  auf  die  Ermässigung  ein- 
seitig sozialer  Ansprüche  hinwirken,  aber  die  volle  Hingabe  der 
Gesellschaft  an   den  Staat  widerspricht  ihrem  innersten  Lebens- 
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prinzipe,  widerspricht  der  eigennützigen  Natur  des  Menschen.  Der 
Säule  der  englischen  Selbstverwaltung,  dem  Friedensrichter,  spendet 
daher  Macaula y  das  sehr  zweifelhafte  Lob,  dass  seine  Justiz 
immerhin  noch  besser  sei  als  gar  keine.  Die  deutsche  Selbst- 
verwaltung, zum  Teil  unter  Leitung  berufsmässiger  Beamten 
stehend  und  von  einem  tiefen  Pflichtbewusstsein  durchdrungen,  ist 
zweifellos  viel  besser  als  die  englische  je  war.  Aber  die  Bildung 
rein  sozialer  Parteien  vermag  sie  auch  nicht  zu  hindern.  Gerade 
auf  den  Trägern  der  ländlichen  Selbstverwaltung  beruht  die  rein 
soziale  Organisation  des  Bundes  der  Landwirte.  Gegenüber 
diesen  mannigfaltigen  sozialen  Interessen  und  Forderungen  erweist 
sich  die  Idee  der  Selbstverwaltung  unzureichend.  Hierauf  beruht 
es,  dass  Gneist,  der  von  seinem  Standpunkte  aus  nur  rein  poli- 
tische Parteien  als  berechtigt  anerkannte,  vielfach  für  die  neuesten 
deutschen  Parteibildungen  nicht  das  rechte  Verständnis  hatte,  ja 
dass  er  sich  sogar  zur  Beteiligung  an  öffentlichen  Erklärungen 
gegen  solche  verleiten  Hess.  Noch  zuletzt  hat  er  seine  Anschau- 
ungen hierüber  in  der  Schrift  über  die  nationale  Rechtsidee  von 
den  Ständen  ausführlich  entwickelt. 

Wenn  die  Selbstverwaltung  jene  idealen  Ziele,  die  Gneist 
vorschwebten,  nicht  ganz  erreichen  kann,  so  liegt  es  ja  im  Wesen 
jedes  Ideals,  dass  es  die  Grenzen  seiner  Durchführbarkeit  in  der 
Unvollkommenheit  aller  irdischen  Dinge  findet.  Dass  Selbstver- 
waltung und  Verwaltungsrechtsprechung  von  der  höchsten  Bedeu- 
tung für  die  Entwicklung  des  modernen  Staates  sind,  wird  nie- 
mand zu  leugnen  wagen.  Das  Wesen  beider  Institutionen  erkannt 
und  klargelegt  zu  haben,  ist  das  unvergängliche  Verdienst  Gneists 
als  Staatsrechtslehrer.  Nicht  minder  gross  ist  seine  Bedeutung 
als  Politiker.  Ueber  die  Irrtümer  der  Konfliktszeit  und  des 
Kulturkampfes  den  Stab  zu  brechen,  mag  dem  überlassen  bleiben, 
der  sich  über  die  Möglichkeit  menschlichen  Irrtums  erhaben  glaubt. 
Der  Ausbau  der  deutschen  Verwaltung  in  der  von  ihm  geforderten 
Richtung  ist  ein  bleibendes  politisches  Verdienst  um  den  deutschen 
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Staat  der  Gegenwart,  wenn  auch  England  nicht  jenes  Vorbild  war, 
das  er  in  ihm  zu  erblicken  glaubte. 

Glücklicher  als  sein  grosser  Vorgänger  Montesquieu,  durfte 
er  die  Verwirklichung  seiner  Ideale  schauen,  musste  sich  aber 
auch  von  ihrer  teilweisen  Unzulänglichkeit  überzeugen.  Und  so 
wird  sein  Stern  neben  dem  Montesquieus  am  Himmel  der  Staats- 
wissenschaften durch  die  Jahrhunderte  leuchten,  der  des  grossen 
Franzosen  neben  dem  des  unvergesslichen  Deutschen,  beide  er- 
füllt von  dem  erhabensten  Staatsideal,  beide  gross  in  dem,  was 
sie  für  den  modernen  Staat  von  diesem  Ideal  wirklich  erreichten, 
auch  da,  wo  dieses  Ideal  Irrtum  war. 

Doch  das  Bild  der  GNEiSTSchen  Wirksamkeit  würde  ein 
unvollkommenes  sein,  wenn  man  nicht  auch  an  dieser  Stelle  der 
rein  menschlichen  Seite  seiner  Persönlichkeit  wenigstens  mit  einigen 
Worten  gedenken  wollte.  Dass  gerade  hier  die  Schilderung  nur 
eine  skizzenhafte  und  lückenhafte  sein  kann,  liegt  in  der  Natur 
der  Dinge. 

Die  Ideale  einer  Person  geben  gewöhnlich  ihre  beste  Cha- 
rakteristik ab.  Wie  sein  Staatsideal  erfüllt  war  von  dem  Be- 
wusstsein  der  Pflicht,  so  war  es  auch  seine  Persönlichkeit.  Nur 
in  der  Erfüllung  seiner  Pflichten  bis  zum  letzten  Augenblicke 
konnte  er  leben.  Für  seine  Pflicht  hielt  er  es  aber  vor  allen 
Dingen,  das  für  wahr  Erkannte  auch  mit  Entschiedenheit  zu  ver- 
treten. Niemand  war  aber  andrerseits  freier  wie  er  von  Selbst- 
überhebung und  Unfehlbarkeitsdünkel.  Als  der  strengste  Kritiker 
seiner  eigenen  Ansichten  auf  wissenschaftlichem  wie  auf  politi- 
schem Gebiete  prüfte  er  sie  immer  von  neuem  nach  und  nahm 
keinen  Anstand,  sie  preiszugeben,  wo  er  den  Irrtum  erkannt 
hatte.  Nach  dem  Ruhm  jener  Politiker,  die  in  allem  Wechsel 
der  Dinge  Menschenalter  hindurch  unentwegt  dasselbe  Partei- 
programm vertreten,  hat  er  nie  gegeizt.  Aus  dieser  Selbstkritik 
entsprang  aber  auch  seine  wunderbare  Duldsamkeit  gegenüber  ab- 
weichenden Ansichten,  die  sich  selbst  gegenüber  den  ihm  persön- 
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lieh  unsympathischen  Richtungen  hethätigte.  Er  beschränkte  sich 
dann  wohl  auf  die  Erklärung,  dass  man  in  diesem  oder  jenem 
Punkte  vielleicht  immer  zu  verschiedenen  Ergebnissen  kommen 
werde.  Dem  herzgewinnenden  Wesen  seiner  Persönlichkeit  konnten 
sachliche  Meinungsverschiedenheiten  nie  Eintrag  thun. 

Dass  es  ihm  vergönnt  war,  das  glücklichste  Familienleben  zu 
finden,  das  sich  denken  lässt  und  bei  Denen,  die  ihn  näher 
kannten,  fast  sprichwörtlich  geworden  war,  kann  hier  nur  an- 
gedeutet werden.  Gewiss  ist  hier  beiden  Teilen  der  Abschied 
nur  um  so  schwerer  geworden. 

So  wollen  wir  denn  bei  dem  Dahinscheiden  des  grössten 
Staatsrechtslehrers,  den  Deutschland  in  den  letzten  Menschen- 
altern besessen,  nicht  nur  seines  Wirkens,  sondern  auch  seiner 
Person  dankbar  gedenken:  „Dem  Auge  fern,  dem  Herzen  ewig 
nah'.« 


B* 


Aufsätze. 

Zur  Enquete  des  preussischen  Justizministers 
betreffend  die  Freizügigkeit  der  Rechtsanwaltschaft. 

Von 

Dr.  Alfred  von  Weinwcii. 

A.  Die  Vorschläge  des  Justizniiuisttrs. 

Am  19.  Mürz  1894  hat  der  preussische  Justizminister  eiüe 
Verfügung'  au  die  Überhindesgerichtsprii8MlonteB  ergehen  lassen, 
worin  er  diese  um  ihre  gutachtlichen  Aeusserungen  darüber  er- 
sucht, auf  welche  Weise  den  Uebelständen  abgeholfen  werden 
kann,  welche  durch  Ansammlung  einer  übergrossen  Zahl  von 
Rechtsanwälten  in  den  Verkehrszentren  entstanden  sind,  und 
ausserdem  noch  dadurch  hervorgerufen  wurden,  „dtiss  die  jungen 
Juristen  ohne  genügende  Bekanntschaft  mit  den  Verhältnissen  des 
Lebens,  ohne  hinreichende  praktische  Durchbildung  und  ohne 
eingehende  Selbstprüfung  in  Bezug  auf  den  zu  wählenden  Beruf 
alsbald  nach  bestandener  Staatsprüfung  die  Zulassung  zur  Rechts- 
anwaltschaft erlangt  haben". 

Zur  Beseitigung  dieser  wirklichen  oder  vermeintlichen  Uebel- 


'  Abgedruckt  in  N-i.  7t>  des  deutschen  Rdchs  anzeige«  vom  31.  März 
HM,  in  der  juristischen  Wochenschrift  10!i4,  -S.  177  und  der  Zeitschrift  für 
deutschen  Civilproaess  Bd.  20,  S.  224. 
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Aufsätze. 


Zur  Enquete  des  preussischen  Justizministers 
betreffend  die  Freizügigkeit  der  Rechtsanwaltschaft. 


Von 

Dr.  Alfred  von  Weinkich. 


A.  Die  Tor  schlage  des  Justizministers. 

Am  19.  März  1894  hat  der  preussische  Justizminister  eine 
Verfügung  *  an  die  Oberlandesgerichtspräsidenten  ergehen  lassen, 
worin  er  diese  um  ihre  gutachtlichen  Aeusserungen  darüber  er- 
sucht, auf  welche  Weise  den  Uebelständen  abgeholfen  werden 
kann,  welche  durch  Ansammlung  einer  übergrossen  Zahl  von 
Rechtsanwälten  in  den  Verkehrszentren  entstanden  sind,  und 
ausserdem  noch  dadurch  hervorgerufen  wurden,  „dass  die  jungen 
Juristen  ohne  genügende  Bekanntschaft  mit  den  Verhältnissen  des 
Lebens,  ohne  hinreichende  praktische  Durchbildung  und  ohne 
eingehende  Selbstprüfung  in  Bezug  auf  den  zu  wählenden  Beruf 
alsbald  nach  bestandener  Staatsprüfung  die  Zulassung  zur  Rechts- 
anwaltschaft erlangt  haben". 

Zur  Beseitigung  dieser  wirklichen  oder  vermeintlichen  Uebel- 


1  Abgedruckt  in  No.  76  des  deutschen  Reichsanzeigers  vom  31.  März 
1894,  in  der  juristischen  Wochenschrift  1894,  S.  177  und  der  Zeitschrift  für 
deutschen  Civilprozess  Bd.  20,  S.  224. 
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stände   unterstellt   der  Justizminister  folgende  fünf  Punkte   der 
Erwägung  der  Oberlandesgerichtspräsidenten: 

1.  Die  Einführung  des  numerus  clausus; 

2.  Die  Zulassung  zur  Rechtsanwaltschaft  davon  abhängig  zu 
machen,  dass  der  Gerichtsassessor  zunächst  etwa  zwei  Jahre  bei 
einem  Gericht  oder  einer  Behörde  oder  als  Gehilfe  eines  Rechts- 
anwalts thätig  gewesen  ist; 

3.  Die  Zulassung  bei  einem  Landgerichte  oder  einer  Kammer 
für  Handelssachen  zu  versagen,  wenn  der  Antragsteller  nicht 
zuvor  mindestens  drei  Jahre  als  Rechtsanwalt  bei  einem  Amts- 
gerichte zugelassen  gewesen  ist,  oder  (ausser  dem  zu  2  erwähnten 
zweijährigen  Zeitraum)  im  Justizdienste  oder  als  Lehrer  des  Rechts 
an  einer  deutschen  Hochschule  oder  bei  einem  Rechtsanwalt 
thätig  gewesen  ist,  bezw.  einen  solchen  vertreten  oder  ein  Reichs-, 
Staats-  oder  Gemeindeamt  bekleidet  hat,  wobei  zu  erwägen  wäre, 
ob  diese  oder  ähnliche  Voraussetzungen  auch  für  die  am  Sitze 
eines  Kollegialgerichts  befindlichen  Amtsgerichte  zu  gelten  hätte2. 

4.  Die  Zulassung  bei  einem  Oberlandesgerichte  von  dem  zu- 
stimmenden Gutachten  dieses  Gerichts  abhängig  zu  machen. 

5.  Um  Umgehungen  des  Gesetzes  zu  verhüten,  den  §  27 
Abs.  2  der  R.-A.-O.  dahin  abzuändern,  dass  der  beim  Prozess- 
gerichte zugelassene  Rechtsanwalt  einem  nicht  dort  zugelassenen 
die  Vertretung  der  Partei  nicht  mehr  solle  übertragen  können. 

B.  Uebersicht  über  die  Enquete. 

Zu  den  vorstehenden  Fragen  des  Justizminister  haben,  ausser 
verschiedenen  lokalen  Anwaltsvereinen,  die  Vorstände  der  drei- 
zehn preussischen  Anwaltskammern  und  der  deutsche  Anwaltstag 
zu  Stuttgart,  sowie  in  allerjüngster  Zeit  der  Vorstand  des  gross- 
herzoglich   hessischen     Oberlandesgerichts     Stellung    genommen. 


2  Vgl.  darüber  Werner,  Die  freie  Anwaltschaft  in  Preussen.    Ein  Vor- 
schlag zur  Beschränkung  der  Niederlassungsfreiheit.    Halle  a./S.  1890,  S.  23. 
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Ausserdem  sind  noch  verschiedene  literarische  Erzeugnisse8  und 
die  Tagespresse  zu  erwähnen,  welche  gleich  nach  Erscheinen  des 
Erlasses  sich  des  Stoffes  bemächtigte  und  vorzugsweise  die  Frage 
des  numerus  clausus  in  den  Kreis  ihrer  Erörterungen  gezogen 
hat,  ohne  freilich  tiefer  in  die  Materie  einzudringen.  Die  links 
stehenden  Zeitungen  und  Zeitschriften  erklärten  sich  gegen  den- 
selben und  für  die  freie  Advokatur,  während  die  konservativer 
und  nationalliberaler  Richtung  sich  meist  für  jenen  aussprechen. 
I.  Bezüglich  der  auf  die  gestellten  Fragen  eingegangenen 
Antworten  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

1.  Dem  numerus  clausus  haben  nur  Celle,  Naumburg, 
Kassel  und  Hamm  zugestimmt.  Auch  ein  rheinischer  An- 
waltsverein hat  sich  für  denselben  erklärt.  Die  übrigen  An- 
waltskorporationen, speziell  der  deutsche  Anwaltstag  —  dieser 
mit  allen  gegen  zwei  Stimmen  —  haben  ihn  verworfen. 

2.  Am  meisten  Sympathie  in  Anwaltskreisen  fand  die  Vor- 
bereitungszeit auf  einem  Anwaltsbureau;  m.  a.  W.  die 
Einführung  des  Konzipientenwesens,  wie  es  zur  Zeit  in 
Oesterreich  besteht.  Als  Voraussetzung  für  die  Zulassung  zur 
Eechtsanwaltsschaft  überhaupt  verlangten  dieselbe  Naumburg, 
Kiel,    Stettin,   Kassel    und   Hamm;    Berlin    für   Kollegial - 

8  Die  Gutachten  der  preussischen  Anwaltskammervorstände  sind  ab- 
gedruckt in  der  juristischen  Wochenschrift  von  1894  und  zwar  in  No.  29  und  30: 
Celle,  Posen,  Naumburg;  in  No.  31  und  32:  Königsberg,  Marien- 
werder; in  No.  33—37:  Berlin,  Frankfurt,  Kiel;  in  No.  38  und  39: 
Stettin,  Köln,  Breslau;  in  No.  40 — 43:  Kassel  und  in  No.  44  und  45 
Hamm.  Vgl.  ferner  Veröffentlichungen  des  Berliner  Anwaltvereins  Heft  3: 
Die  geplante  Beschränkung  der  freien  Advokatur.  Zwei  Vorträge  von 
v.  Wilmowski  und  Wreschner  I,  Berlin  1894.  v.  Wilmowski,  Zur  Organi- 
sation des  Anwaltsstandes  iu  der  Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozess  Bd.  XX, 
S.  199 ff.  Pemsel,  Gutachten  für  den  deutschen  Anwaltstag,  Beilage  zur 
juristischen  Wochenschrift  1894,  No.  51  und  52  und  die  Verhandlungen  in 
der  Beilage  zur  juristischen  Wochenschrift  1894,  No.  55.  An  Flugschriften 
sind  noch  zu  erwähnen.  Ein  Blick  in  die  heutige  Anwaltschaft  hinein. 
Heidelberg  1894  (anonym).  Fuchs,  Ein  Blick  aus  der  Anwaltschaft,  heraus. 
Karlsruhe  1894. 
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gerichte  und  die  an  deren  Sitz  befindlichen  Amtsgerichte  und 
von  Wilmowski  nur  für  die  ersteren  (S.  8  und  213).  Die  beiden 
Referenten  auf  dem  Anwalt 8 tage,  Pemsel  und  Levy,  haben 
sie  in  dem  ersten  uneingeschränkten  Sinne  befürwortet.  Ihr 
Antrag  wurde  aber  mit  einer  Mehrheit  von  30  (91  gegen  61) 
Stimmen  abgelehnt. 

3.  Die  Amtsgerichtsanwaltschaft  als  Vorstufe  für  die 
Zulassung  bei  einem  Kollegialgerichte  wurde,  mit  Ausnahme  von 
von  Wilmowski  (S.  11  und  213),  der  drei  Jahre  verlangt,  ab- 
gelehnt. Berlin  will  als  solche  nur  die  Rechtsanwaltschaft  nicht 
am  Sitze  eines  Kollegialgerichts  gelten  lassen. 

4.  Die  Zustimmung  des  Oberlandesgerichts  zur  Zu- 
lassung bei  diesem  Gerichte  wurde  allgemein  verworfen. 
von  Wilmowski  (S.  10  und  218)  will,  dass  dieser  eine  fünfjährige 
Zulassung  als  Rechtsanwalt  bei  einem  Gerichte  erster  Instanz, 
bezw.  gleichlange  Stellung  als  Reichs-,  Staats-  oder  Gemeinde- 
beamter oder  eine  ebensolange  akademisch  juristische  Lehrthätig- 
keit  oder  Beschäftigung  im  Justizdienste  vorhergehe. 

5.  Bezüglich  einer  Aenderung  des  §  27  Abs.  2  steht  von  Wil- 
mowski (S.  11  und  221)  ebenfalls  allein.  Er  will  eine  solche 
aber  nur  für  diejenigen  Anwälte,  welche  bei  einem  Amtsgerichte 
am  Sitze  eines  Kollegialgerichts  zugelassen  sind,  nicht  aber  für 
die  bei  einem  isolirten  Amtsgerichte. 

II.  Ausserdem  wurden  verschiedene  Wünsche  seitens  der 
begutachtenden  Kammervorstände  laut: 

1.  Die  Einräumung  eines  Rechts  für  die  bei  einem  nicht 
am  Sitz  eines  Kollegialgerichts  befindlichen  Amtsgerichte  zu- 
gelassenen Rechtsanwälte  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  die  Zu- 
lassung beim  übergeordneten  Landgerichte  zu  beantragen.  Dieser 
Wunsch  wurde  von  Berlin  geäussert,  dem  sich  von  Wilmowski 
(S.  10  und  221)  angeschlossen  hat. 

2.  Celle,  Kassel,  Hamm  und  Köln  schlugen  eine  Aende- 
rung des  §  5  Ziff.  5  der  R.-A.-O.  vor.   Die  drei  erstgenannten 
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Vorstände  beantragen,  dass  die  Zulassung  versagt  werden 
muss,  wenn  das  Vorleben  des  Antragstellers  nach  dem  über- 
einstimmenden Gutachten  des  Oberlandesgerichts  und  des  Vor- 
standes der  Anwaltskammern  keine  genügende  Gewähr  dafür 
bietet,  dass  derselbe  seine  Berufsthätigkeit  gewissenhaft  ausübe 
und  in  Ausübung  seines  Berufs,  sowie  ausserhalb  desselben  sich 
der  Achtung  würdig  zeigen  wird,  die  sein  Beruf  erfordert.  Köln 
schlug  eine  andere  Fassung  vor,  wornach  Thatsachen  vorhanden 
sein  müssen,  auf  welche  sich  diese  übereinstimmenden  Gutachten 
zu  stützen  hätten.  Hamm  will  ausserdem  noch,  dass  die  Zu- 
lassung versagt  werden  müsse,  wenn  der  Antragsteller,  ein  früherer 
Beamter,  kraft  rechtskräftigen  Disziplinarerkenntnisses  aus  seinem 
Amte  entlassen  oder  in  Folge  eines  körperlichen  Gebrechens 
oder  Schwäche  seiner  körperlichen  und  geistigen  Kräfte  oder 
wegen  vorgerückten  Alters  in  den  Ruhestand  versetzt  ist  und 
demgemäss  §  5  Ziff.  6  abgeändert  haben. 

3.  Stettin  wünscht,  dass  zwischen  der  Stellung  als  Richter 
und  Anwalt  ein  häutigerer  Wechsel  stattfinde. 

III.  Die  Frage,  ob  das  Notariat  und  die  verschiedenen 
Verwaltungsgeschäfte,  die  von  den  Anwälten  in  Konkurrenz  mit 
Agenten  besorgt  und  unter  dem  Namen  Geschäftsagentur  zu- 
sammengefasst  werden,  sich  mit  den  Aufgaben  des  Rechtsanwalts, 
namentlich  wie  sich  dieselbe  durch  die  Einführung  des  mündlichen 
Verfahrens  gestalteten,  vereinigen  lassen,  wurde  weder  vom 
Ministerium  gestellt,  noch  sind  hinsichtlich  ihrer,  Aeusserungen  in 
der  Enquete  laut  geworden.  Nur  der  Vorstand  von  Naumburg 
streift  die  zweite  Frage,  indem  es  in  dessen  Gutachten  heisst, 
rdass  die  Geschäfte,  wie  die  des  Maklers,  Kommissionärs, 
Häuserverwalters,  die  sonst  nicht  für  standesgemäss  galten,  nicht 
mehr  von  der  Hand  gewiesen  würden".  Auch  das  Verhältniss 
der  Rechtsanwälte  zu  den,  namentlich  seit  dem  1.  Oktober 
1879  zu  so  grosser  Blüthe  gelangten  Rechtsagenten  wurde  in 
der  Enquete  nicht  berührt. 
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Im  Interesse  der  Sache  ist  es  sicher  sehr  zu  bedauern,  dass 
die  Enquete  sich  mit  diesen  so  wichtigen  Fragen  nicht  befasste, 
Dass  dieselben  auch  nicht  im  Schoosse  der  Anwaltschaft  angeregt 
wurden,  mag  mit  dem  pekuniären  Nutzen,  der  daraus  für  die 
Rechtsanwälte  erwächst,  zusammenhängen.  Nichts  desto  weniger 
muss  deren  Reguliruug  über  kurz  oder  lang  erfolgen,  da  weder 
die  gesunde  Entwickelung  des  Anwaltstandes,  noch  das  mündliche 
Verfahren  die  Verbindung  der  Rechtsanwaltschaft  mit  den  Funk- 
tionen eines  Notars  und  die  Betreibung  von  Handels-  und 
Agenturgeschäften  durch  Rechtsanwälte  ebensowenig  wie  die 
Uebergriffe  der  „Tyijokelkonsulenten"  auf  den  Prozessbetrieb  durch 
jene  auf  die  Dauer  zu  ertragen  vermag.  Trotzdem  können  diese 
Fragen  bei  der  Untersuchung,  welche  sich  ausschliesslich 
auf  die  Enquete  zu  erstrecken  hat,  hier  nicht  eingehend 
besprochen  werden4.  Nur  am  Schlüsse  dieser  Abhandlung  sollen 
sie  noch  einmal  kurz  erwähnt  werden. 

C.  Die  Prüfung  der  Vorschläge, 

I.  Die  Ausgangspunkte. 
1.  Im  Allgemeinen. 

Um  zu  einer  richtigen  Würdigung  dieser  Vorschläge  zu  ge- 
langen, erscheint  es  geboten,  die  Rechtsanwaltschaft  in  ihre 
Elemente  zu  zerlegen,  und  diese  sowohl  für  sich  allein,  als 
auch  in  ihrer  Zusammensetzung  einer  kurzen  Betrachtung  zu 
unterziehen.  Unsere  Rechtsanwaltschaft  setzt  sich,  soferne  ihre 
prozessuale  Thätigkeit  in  Betracht  kommt,  aus  der  Advokatur 
und  der  Prokuratur  zusammen.   In  England,  Frankreich  und 


4  Vgl.  darüber  von  Weinrich,  Zur  Reform  der  deutschen  Rechtsanwalt- 
schaft nebst  Anhang,  enthaltend  einige  Bemerkungen  über  Armenrecht  und 
Gebührenwesen.  Strassburg  1891,  S.  10  ff.,  21  ff.,  31  ff.  68  und  107  ff.,  cf.  dort 
auch  Literaturangaben.  Beizufügen  ist  noch:  Weisler,  Die  Zukunft  des 
deutschen  Notariats  in  der  deutschen  Xotariatszeituug  1890,  S.  180  ff. 
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einigen  kleineren  Ländern  sind,  vorzugsweise  nach  französischem 
Vorbild,  beide  Thätigkeiten  von  einander  getrennt  und  werden 
von  besonderen  Personen  ausgeübt.  Sind  die  englischen  Ad- 
vokaten und  Prokuratoren  auch  im  Einzelnen  wesentlich  von  den 
französischen  verschieden,  so  beruhen  doch  beide  auf  derselben 
juristischen  Grundlage,  so  dass  gewisse,  den  erwähnten 
Ländern  gemeinsam  angehörende  Rechtssätze  gewonnen  werden 
können.  Diese  gemeinsamen  Rechtssätze,  welche  für  jeden  dieser 
Berufe  charakteristisch  sind,  und  die  uns  sie  in  ihrer  vollen 
Reinheit  zeigen,  sollen  uns.  denn  auch  vor  Allem  beschäftigen. 

2.  Im  Besondern. 

a)    Die  Advokatur. 

Darunter6  versteht  man  den  Inbegriff  derjenigen  Thätigkeiten, 
welche  den  Schutz  der  Individualrechte  gegenüber  den  Ansprüchen 
anderer  Individuen,  als  auch  gegenüber  dem  Staate  zum  Gegen- 
stand haben.  Diese  Thätigkeiten  bestehen  in  der  Berathung  der 
Parteien  in  streitigen  Rechtsangelegenheiten,  der  Abgabe  von 
Rechtsgutachten,  der  Ausfuhrung  von  Parteiansprüchen  in  Schrift- 
sätzen und  in  öffentlicher  und  mündlicher  Verhandlung  vor  den 
Gerichten  und  der  Verteidigung  in  Straf-  und  Disziplinarsachen. 


5  Bezüglich  England  vgl.  Gneist,  Das  heutige  englische  Verfassungs- 
uud  Verwaltungsrecht.  Berlin  1857,  Bd.  I,  S.  602  ff.  Fischel,  Die  Ver- 
fassung Englands.  Berlin  1862,  S.  218  ff.  Hopf,  Genossenschaften  der  An- 
wälte in  England  in  Bd.  XV  des  Gerichtssaals  (1863),  S.  30  und  137  ff. 
Gundermann,  Richteramt  und  Advokatur  in  England.  München  1870. 
Schüstkr,  Die  bürgerliche  Rechtspflege  Englands.  Berlin  1887.  Die  um- 
fangreiche französische  Literatur  ist  angeführt  in  meinem  Aufsatze:  Die 
gerichtliche  Parteivertretung  in  Frankreich  in  Bd.  XXIII  der  Zeitschrift  für 
französisches  Civilrecht  (auch  als  Separatabdruck  erschienen).  Mannheim 
1893,  S.  168,  Note  1  (S.-A.  S.  3.  und  4).  Beizufügen  ist  noch:  Cresson, 
Usages  et  regles  de  la  profession  d'avocat.  Paris  1888,  2  Bde.  Für  Bel- 
gien, wo  die  Advokatur  auf  französisch-rechtlicher  Grundlage  beruht,  Re- 
formes  professionnelles.  Rapport  de  la  commission  du  conseil  de  Tordre  des 
avocats  ä  la  cour  d'appel  de  Bruxelles.     Bruxelles  1894. 


—     8     — 

Wie  wir  später  sehen  werden,  greifen  die  Thätigkeiten  des  Ad- 
vokaten und  des  Prokurator  vielfach  in  einander  über.  Die  Pro- 
kuratoren machen,  ja  dies  in  der  Gegenwart  vorzugsweise6,  schrift- 
liche Rechtsausführungen  und  begründen,  meist  in  kleineren  Sachen, 
Parteiansprüche  mündlich  vor  Gericht 7.  Sie  üben  in  diesem  Falle 
advokatorische  Funktionen  aus. 

Der  juristische  Charakter  der  Advokatur  wird  bestimmt 
durch  das  Verhältnis  des  Advokaten  zu  seinem  Klienten. 
Dasselbe  ist  ein  reines  Schutzverhältniss.  Daraus  ergibt  sich 
seine  Unentgeltlichkeit.  Die  Thätigkeit  des  Advokaten  beruht 
nicht  auf  einem  Mandat,  das  auch  seinem  Wesen  nach  unent- 
geltlich ist.  Durch  das  Mandat  wird  der  Mandatar  vom  Willen 
des  Mandanten  abhängig.  Es  wird  daher  der  Charakter  des  Man- 
dats ausdrücklich  von  den  Advokaten  für  ihre  Funktionen  ab- 
gelehnt. Aus  der  Unentgeltlichkeit  des  advokatorischen  Schutzes 
ergiebt  sich,  dass  in  Frankreich  und  in  England  die  Advo- 
katen ein  Honorar  weder  fordern,  noch  bei  Strafe  des  Ausschlusses 


6  In  England  sind  für  besonders  schwierige  Schriftsätze  die  Special 
Pleaders  aufgestellt,  welche  zu  den  Advokaten  zählen.  In  Frankreich 
waren  durch  Tit.  XXXI,  Art.  10  der  Ordonnance  civile  von  1667  ganz  be- 
stimmte Schriftsätze  den  Advokaten  zugewiesen.  Diese  Bestimmung  wurde 
jedoch  vom  code  de  procedure  civile  nicht  recipiert,  so  dass  die  Prokuratoreu 
jetzt  alle  Schriftsätze  anfertigen.  Eine  Ausnahme  bilden  die  Kassations- 
schriften, die  von  den  Advokaten  des  Kassationshofes  gefertigt  werden,  die 
auch  als  Prokuratoren  fungiren. 

7  In  England  plaidieren  sie  vor  den  Grafschaftsgerichten,  in  gewissen 
Fällen  im  High  Court  und  sofern  es  sich  um  Konkursangelegenheiten 
handelt,  im  Bureau  des  Richters.  In  Frankreich  treten  von  Einzel- 
gerichten zur  Zeit  weder  Advokaten  noch  Prokuratoren  auf,  die  Vertretung 
ruht  dort  ausschliesslich  in  den  Händen  der  Geschäftsageuten.  Dies  dürfte 
sich  allerdings  nach  Erhebung  der  Entwürfe  über  die  Erweiterung  der 
Kompetenz  der  Friedensgerichte  und  des  neuen  Code  de  procedure  civile  zu 
Gesetzen  ändern,  welche  am  17.  März  und  5.  Mai  1894  der  Kammer  vor- 
gelegt wurden,  wonach  die  Kompetenz  derselben  bedeutend  erweitert 
wurde.  Vor  Kollegialgerichten,  die  sich  an  Orten  befinden,  wo  keine 
Advokaten  sind,  plaidieren  die  Prokuratoren  die  ihnen  übertragenen  Prozesse. 
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einklagen  dürfen.  Mit  grosser  Zähigkeit  halten  dort  die  Advokaten 
an  dieser  Unklagbarkeit  fest.  Es  beruht  darauf  das  Ansehen  und 
die  Unabhängigkeit  des  Standes8.  Die  Advokatur  bekommt  da- 
durch gewissermassen  einen  aristokratischen  Charakter,  der  Ad- 
vokat erscheint  als  Gentlemen,  der  den  Armen  hilft  und  sich  mit 
Geldgeschäften  nicht  befasst,  ferner  bekommt  kein  Richter 
Gelegenheit,  sich  in  die  Erwerbsverhältnisse  der  Advokaten  zu 
mengen.  Freilich  ist  diese  Unentgeltlichkeit  eine  Fiktion,  da 
auch  der  Advokat  von  dem  Ertrage  seiner  Arbeit  leben  muss, 
und  setzt  eine  Gewöhnung  im  Volke  heraus,  die  Advokaten  für 
jene  zu  bezahlen.  Wo  diese  fehlt  oder  in  abusum  kommt,  greifen 
die  Prokuratoren  ein,  die  für  die  Advokatenhonorare  sorgen. 

Der  Advokat  befasst  sich  mit  der  rechtlichen  Seite  eines 
Streitfalles  und  beruht  darin  der  wissenschaftliche  Charakter 
seines  Berufs.  Ganz  besonders  tritt  dieser  in  den  Rechtsgutachten 
in  den  Vordergrund9.  Hier  erscheint  der  Advokat  im  vollen  Sinne 
des  Wortes  als  Rechtsgelehrter.  Als  solcher  erscheint  er  gleich- 
falls bei  der  Ausbildung  des  Nachwuchses.  Dabei  übt  er 
auch  eine  erziehende  Thätigkeit  aus,  indem  die  älteren  die  jün- 
geren Advokaten  mit  den  Traditionen  des  Standes  bekannt 
machen,   die  dessen  Ehrenhaftigkeit   und  Ansehen  begründen10. 


8  Vgl.  darüber  namentlich  Prischl,  Advokatur  und  Anwaltschaft. 
Berlin  1888,  S.  362  ff. 

9  In  Frankreich  unterschied  man  vor  der  Revolution  zwischen  a.  Con- 
sultants und  a  plaidants.  Die  Ersteren  beschäftigten  sich  ausschliesslich 
mit  Rechtsgutachten.  Sie  sind  jedoch  in  der  Gegenwart  nicht  mehr  vorhanden. 

10  In  England  bilden  die  gelehrten  Juristen  Innungen  (inns  of  court), 
deren  es  im  Ganzen  vier  giebt  und  welche  die  Studenten,  Advokaten  und 
Richter  umfassen.  Wer  sich  der  Rechtswissenschaft  widmen  will,  muss  sich 
in  eine  dieser  Innungen  aufnehmen  lassen.  Es  werden  wohl  in  denselben 
Vorlesungen  gehalten  und  finden  in  neuerer  Zeit  auch  Prüfungen  statt. 
Poch  sind  dieselben  keineswegs  schwierig.  Ist  bezüglich  der  wissenschaft- 
lichen Ausbildung  gegen  früher  auch  Vieles  besser  geworden,  so  wird  darauf 
doch  weniger  Werth  gelegt,  als  auf  die  Erwerbung  gesellschaftlicher  Tugenden. 
Während  der  dreijährigen  Studienzeit  finden  in  bestimmten  Zwischenräumen 
zwölf  Mahlzeiten    statt,    deren    Besuch    obligatorisch    ist.    Die    praktische 
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In  der  Prozessführung  selbst  ist  die  Thätigkeit  des  Advokaten 
gleichfalls  eine  wissenschaftliche,  wenngleich  naturgemäss  eine  ein- 
seitige. Denn  mit  dem  oft  so  mühsamen  Herbeischaffen  des  zur 
Prozessführung  nöthigen  Materials  befasst  sich  der  Advokat  nicht. 
Dies  überlässt  er  dem  Prokurator11,  Der  Advokat  gibt  bloss 
die  hierzu  nöthigen  Direktiven   und  nimmt  etwaige  Ergänzungen 


Ausbildung  des  Kandidaten  erfolgt  bei  einem  Advokaten,  wofür  30  50  tu 
entrichten  sind.  Da  die  englischen  Advokaten  sich  nur  wenig  mit  schrift- 
lichen Arbeiten  beschäftigen,  so  ist  ein  Missbrauch  der  Kandidaten 
zu  Schreibarbeiten  nicht  zu  befürchten.  Es  findet  vielmehr  ein 
wirkliches  Unterrichten  statt,  indem  der  Advokat  mit  dem  jungen  Mann 
den  Prozess  bespricht  und  ihn  zum  Studium  des  Falles  anhält.  In 
Frankreich  werden  die  jungen  Juristen,  welche  sich  der  Advokatur 
widmen  wollen,  nach  Absolvirung  eines  dreijährigen  Kurses  auf  den  Rechts- 
schulen in  das  Barreau  als  avocats  stagiaires  aufgenommen.  Als  solche 
dürfen  sie  plaidieren;  Denkschriften  fmemoires)  aber  nur  mit  einem  älteren 
Advokaten  unterzeichnen,  was  übrigens  gegenwärtig  nur  selten  vorkommt 
In  Paris,  wo  6 — 700  Stagiaire  sich  befinden,  sind  dieselben  zum  Zwecke 
ihrer  Ausbildung  in  Kolonnen  eingetheilt,  an  deren  Spitze  ältere  Advokaten 
stehen,  die  von  aus  Stagiairen  bestehenden  Sekretären  unterstützt  werden. 
Diese  Kolonnen  versammeln  sich  zweimal  im  Jahr,  wo  ausschliesslich 
Standes  fragen  besprochen  werden.  Ausserdem  versammelt  der  Vor- 
sitzende der  Advokatenkorporation  (Bätonuier  genannt,  weil  er  in  den 
Zeiten  des  ancien  regime  bei  den  Prozessionen  die  Stange  vorantrug,  an 
welcher  die  Fahne  der  von  den  Advokaten  und  Prokuratoren  gebildeten 
Bruderschaft  zum  heiligen  Nikolaus  und  der  heiligen  Katharina  befestigt 
war)  alle  Woche  einmal  die  Stagiaire  im  Bibliothekzimmer  des  Barreaus. 
in  Konferenzen,  wo  Rechtsfragen  erörtert  und  Disputirübungen  abgehalten 
werden  und  deren  Besuch  obligatorisch  ist.  Am  Anfange  eines  jeden  Ge- 
richtsjahres werden  die  Konferenzen  durch  eine  Ansprache  des  Batonnier 
(di8cour8  des  bätonnat  genannt)  eröffnet,  an  welche  sich  zwei  Vortrage  von 
Sekretären  der  Kolonnen  schliessen.  Der  eine  dieser  Vorträge  muss  eine 
Lobrede  auf  einen  verstorbenen  hervorragenden  Juristen  enthalten,  wie  denn 
auch  der  Batonnier  in  seiner  Ansprache  mit  Vorliebe  auf  leuchtende  Vor- 
bilder des  Standes  aus  der  Vergangenheit  hinweist.  In  Belgien  finden 
ebenfalls  Konferenzen  der  Stagiaire  statt.  Doch  sind  dieselben  nur  ein 
schwacher  Abklatsch  der  Pariser.  Deren  Besuch  ist  nicht  obligatorisch,  und 
es  fehlt  die  Kolonneueintheilung. 

11  In   Strafsachen    sammeln    in  Frankreich    die  Advokaten   selbst 
das  Material,    in  England    besorgen   auch   dies  die  Prokuratoren.     Sie  be- 
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vor.  Auf  Grund  des  ihm  zugebrachten  Materials  bereitet  dann 
der  Advokat  den  Prozess  für  die  mündliche  Verhandlung  vor  und 
studiert  die  einschlägigen  Rechtsfragen. 

Die  Aufgabe  der  Advokatur  besteht  in  dem  Schutze  der 
Individalrechte.  Dazu  bedarf  sie  der  Freiheit  und  Unabhängig- 
keit. Sie  könnte  diese  ihre  Aufgabe  nicht  in  der  richtigen  Weise 
erfüllen,  wenn  sie  genöthigt  wäre,  auf  einen  höheren  Willen  Rück- 
sicht zu  nehmen.  Daraus  ergibt  sich,  dass  auf  die  Besetzung 
der  Advokatenstellen  weder  die  Justizverwaltungsbehörden  noch 
die  Gerichte  irgend  welchen  Einfluss  ausüben  dürfen.  Diese  Frei- 
heit ist  aber  keine  unbegrenzte12.  Es  muss  gegen  das  Ein- 
dringen unfähiger  und  unlauterer  Elemente  eine  Garantie  vor- 
handen sein.  Deshalb  wird  zur  Aufnahme  in  die  Advokatur  ein 
gewisser  Grad  von  Rechtskenntnissen  und  persönlicher  Ehren- 
haftigkeit verlangt.  Ob  Beides  vorhanden  ist,  darüber  entscheidet 
die  Advokatenkorporation  selbst,  wie  sie  denn  auch  zur  Barre 
beruft 13. 


reiten  als  Ankläger  den  Belastungs-  und  als  Vertreter  des  Angeklagten  den 
Entlastungsbeweis  vor.  Zu  diesem  Zwecke  verhören  sie  Zeugen  zu  Protokoll, 
nehmen  Augenschein  auf  und  treffen  sonstige  Vorbereitungen.  Likpmann, 
Das  Vorverfahren  im  englischen  Strafprozess  in  der  Zeitschrift  für  die  ge- 
saminte  Strafrechtswissenschaft  Bd.  VI,  S.  457  Note  132. 

12  In  Frankreich  existirt  übrigens  eine  sehr  starke  Strömung  auf 
völlige  Freiheit  der  Advokatur.  Vgl.  darüber  Reformes  professionnelles 
S.  36  Note  1. 

13  Nach  Absolvirung  der  vorgeschriebenen  Mahlzeiten  (Note  10)  und 
dem  Bestehen  der  festgesetzten  Prüfungen  findet  in  England  durch  die 
Vorsteher  der  Innungen  (Benchers)  die  Berufung  zur  Barre  statt.  Die  Ad- 
vokaten zerfallen  dort  in  zwei  Klassen:  Barrister  und  Quen  Counsels,  welche 
aus  den  Barristern  entnommen  und  allein  zum  Richteramt  berufen  werden 
können.  Sie  sind  an  Stelle  der  Serjeants  at  law  getreten  und  gemessen 
gewisse  Vorrechte ,  u.  A.  haben  sie  vor  Gericht  beim  Vortrag  ihrer  Sachen 
den  Vortritt  vor  den  Barristern.  In  Frankreich  findet  nach  Ablauf  der 
dreijährigen  Stagezeit  (Xote  10)  durch  den  Rath  der  Advokaten  (conseil)  die 
Eintragung  der  Stagiaire  in  das  Tableau  der  Advokaten  statt.  Mau  gebraucht 
für  dieses  Aufhahmerecht  der  Korporation  die  Phrase:  „L'ordre  est  maitre 
souverain  de  son  tableau4*. 
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b)  Die  Prokuratur. 

Die  Prokuratur14,  genauer  Prozessprokuratur,  ist  die  Stell- 
vertretung der  Parteien  vor  Gericht.  Die  Prokuratoren  befassen 
sich  im  Einzelnen  mit  der  Vermittlung  des  Schriftenwechsels 
zwischen  den  Parteien  unter  sich  und  dem  Gerichte,  der  Ein- 
leitung und  Vorbereitung  der  Prozesse,  dem  Sammeln  des  Streit- 
materials,  dem  Abwarten  der  Termine,  dem  Beobachten  des  pro- 
zessualen Formalismus,  wie  z.  B.  dem  Wahren  der  Fristen  u.  dgl.. 
dem  gesammten  durch  die  Prozessführung  bedingten  Schreiber- 
und Rechnungswesen,  der  Abwickelung  der  mit  dem  Prozess  zu- 
sammenhängenden Geldgeschäfte,  der  Leitung  und  Ueberwachung 
der  Zwangsvollstreckung  und  der  sonstigen  Erledigung  des  Rechts- 
streites durch  Vergleich,  Fallenlassen  des  Anspruches  u.  s.  w. 
Man  fasst  allgemein  die  Prokuratur  als  ein  Mandat  auf  und  giebt 
dem  Prokurator  ein  Recht  auf  Gebühren.  Diese  sind  aber  nicht 
als  Gegenleistung  wie  der  Lohn  bei  der  Dienstmiethe  aufzufassen, 
sondern  sie  werden  als  Honorar  selbstständig  geschuldet.  Uebri- 
gens  ist  der  Umstand,  dass  man  die  Prokuratur  als  Mandat  an- 
sieht, ihr  verderblich  geworden.  Denn  der  Mandatar  ist  an  den 
Willen  des  Mandanten,  hier  der  Prozesspartei,  gebunden.  Es  soll 
aber  bei  der  Anfertigung  der  Prozedurakte  keineswegs  der  Wille 
der  Partei  massgebend  sein,  die  in  leidenschaftlicher  Verblendung 
oft  die  aussichtslosesten  Prozedurakte  vornehmen  lässt,  sondern 
ob  damit  ein  Erfolg  bei  Gericht  erzielt  wird.  Es  wäre  also  be- 
züglich dieses  Punktes  vom  Prokurator  eine  Prüfung  anzustellen. 
Daran  denkt  aber  gewöhnlich  der  Prokurator  nicht,  er  sucht  den 
Wunsch  seines  Klienten  zu  erfüllen,  ja  noch  schlimmer,  er  macht, 
wie  die  Erfahrung  lehrt,   nicht  selten,    im  eigenen  Interesse, 


14  Vgl.  hierzu  die  in  Note  5  angegebene  Literatur,  da  die  Schriften 
über  die  Advokatur  gleichzeitig  auch  die  Prokuratur  berücksichtigen.  Beizu- 
fügen sind  noch  für  das  ältere  französische  Recht:  Essai  sur  la  profession 
du  procureur  1749  (anonym),  für  das  heutige:  Ebor,  Essai  sur  les  reformes 
judiciaires.     Les  avoues.     1877. 
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unnöthige,  ja  schädliche  Prozedurakte.  Das  Geschäft  des  Pro- 
kurators bietet  allerlei  Verlockungen  zu  undelikaten,  ja  selbst  un- 
redlichen Handlungen 1&.  Jeder  idealen  Berufsauffassung  und  jeder 
Wissenschaftlichkeit  baar,  kennen  die  Prokuratoren  nur  den  Geld- 
erwerb. Diesen  Charakter  haben  sie  in  England18,  wie  in 
Frankreich17.  Sie  leiden  hier  wie  dort  unter  dem  Hasse  der 
Bevölkerung,  den  sie  sich  durch  ihre  Habgier  zugezogen  haben. 
In  Frankreich  war  der  Hass  gegen  die  procureurs  ein  so  in- 
tensiver, dass  die  Gerichtsordnung  vom  29.  Jan.  1791  ihnen  des- 
halb den  Namen  Avoues  gegeben  hat. 

Eben  darum,  weil  die  Prokuratur  keinen  wissenschaftlichen, 
sondern  einen  geschäftlichen  Charakter  trägt,  ist  auch  die  Aus- 
bildung eine  dementsprechende.  Dieselbe  erfolgt,  wenn  auch  in 
den  verschiedenen  Ländern  im  Einzelnen  verschieden18,  auf  dem 

15  Prischl  a.  a.  0.  S.  10. 

16  Attorneys  oder  Solicitors  genannt,  arbeiten  sie  vollständig  nach 
kaufmännischer  Art.  Sie  vergesellschaften  sich  gleich  Kaufleuten  und 
führen,  wie  diese,  eine  Firma.  Auch  beschränken  sie  ihr  Geschäft  keineswegs 
auf  die  gerichtliche  Partei  Vertretung,  sondern  fungiren  auch  als  Gerichts- 
schreiber, besorgen  die  Geschäfte  unserer  Notare  und  haben  allerlei  Agen- 
turen. Sie  erscheinen  im  vollsten  Sinn  des  Wortes  als  Rechts-  und  Ge- 
schäftsagenten.    (Gneist.) 

17  Zusammen    mit  den  Notaren,    den  GericJbtsschreibern    und  den  Ge-  7 
richtsvollziehern    bilden    sie    die    officiers    ministeriels    und    unterstehen    als 

solche  der  Staatsanwaltschaft.  Schon  zur  Zeit  des  ancien  regime  waren  die 
Prokuratorenstellen  käuflich.  Durch  ein  Edikt  Heinrich  III.  vom  Oktober 
1588  wurden  sie  zu  erblichen  Aemtern  (offices  hereditaires).  In  der  Revo- 
lution, nach  dem  man  sie  in  Anoues  umgetauft,  abgeschafft,  dann  wieder 
eingeführt,  kehrte  durch  ein  fiskalisches  Gesetz  vom  28.  April  1816  (Art.  9) 
die  Käuflichkeit  ihrer  Schreibstuben  (etudes)  zurück.  Dadurch  und  durch 
die  Haftbarkeit  für  die  Gerichtskosten  werden  sie  erst  recht  auf  das  „Akte- 
machen und  Kostenhäufen  tf  verwiesen. 

18  In  England  ist,  wie  in  allen  kaufmännischen  Geschäften,  auch  hier 
das  Lehrlingswesen  eingeführt.  Schon  in  einem  Alter  von  10 — 13  Jahren 
treten  die  künftigen  Attorneys  oder  Solicitors  bei  einem  solchen  ein  und 
haben  in  der  Regel  nach  fünf  Jahren  ein  allgemeines  und  dann  nach  zwei 
Jahren  ein  Examen  über  Rechtskunde  zu  bestehen,  worauf  sie  sich  dann  an 
einem  oder  mehreren  Gerichtshöfen  zur  Ausübung  der  Praxis  eintragen  lassen. 
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Bureau  des  Prokurators,  wo  der  Kandidat  zu  Schreibarbeiten  ver- 
wendet wird  und  dadurch  den  Formalismus  des  Prozesses  erlernt. 
Hat  derselbe  seine  Lehrzeit  absolviert,  dann  wird  er  vom  Staate 
als  Prokurator  patentiert.  Dass  die  Zahl  der  Prokuratoren 
bei  jedem  Gerichte  eine  bestimmt  begrenzte  sei,  ergiebt  sich 
keineswegs  aus  dem  Wesen  derselben.  In  Frankreich  beruht 
sie  auf  der  Käuflichkeit  der  Stellen  (Note  16),  die  sie  auch  da, 
wo  sie  nicht  bestände,  in  Folge  der  Beschränkung  der  Stellen 
leicht  einführen  könnte. 

Aus  disziplinaren  Gründen  erfolgt  die  Paten tirung  der 
Prokuratoren  für  bestimmte  Gerichte,  wie  sie  denn  in  einem 
näheren  Verhältniss  zu  dem  Gerichte  stehen,  als  die  Advokaten. 
Sie  erscheinen  als  Nebenpersonen  desselben  und  sind  in  dienst- 
licher Beziehung  seiner  Aufsicht  unterworfen19. 

c)  Die  Verbindung  von  Advokatur  und  Prokuratur  in  der 

Rechtsanwalt  schaft. 

I.  Vor  Einführung  des  schriftlichen  Verfahrens  war  auch  in 
Deutschland  die  Advokatur  von  der  Prokuratur  getrennt10. 
Da  jedoch  die  Wirksamkeit  des  Advokaten  sich  vorzugsweise  in 
der  mündlichen  Verhandlung  zeigt,  so  sind,  nachdem  der  schrift- 

Nach  Absolvirung  eines  einjährigen  Kurses  auf  den  Rechtsschulen,  müssen 
in  Frankreich  die  Kandidaten  fünf  Jahre  laug  bei  einem  Avoue  gearbeitet 
haben  und  ein  Zeugniss  der  Anwaltskammer  über  ihre  Moralität  und  Be- 
fähigung vorlegen,  um  von  einem  abgehenden  Avoue  oder  den  Erben  eines 
Verstorbenen  für  die  freigewordene  Stelle  präsentiert  werden  zu  können. 
Nicht  selten  treten  Liceutiaten,  ja  selbst  Doktoren  der  Rechte  in  die 
Carriere  ein.  Napoleon  räumte  diesen  bezüglich  der  Plaidoyerie  gewisse 
Vorrechte  ein,  welche  jedoch  durch  die  Ordonnanz  vom  27.  Februar  1822 
wieder  aufgehobeu  wurden. 

10  (ianz  besonders  strenge  ist  diese  in  England,  wo  der  Richter 
selbst  die  Haft  über  die  Prokuratoren  verhängen  kann.  Wegen  der  häufigeu 
Klagen  über  die  Beutelschneidereien  und  Prozesschikanen  der  Attorneys  ud<1 
Solicitors  ist  man  mit  der  Suprema  Court  of  Judicature  Acts  1873 — 1884 
(47  et  48  v.  et  h.  lil)  sehr  energisch  gegen  sie  vorgegangen.  Vgl.  dazu 
Prischl  a.  u.  O.  8.  47  ff. 

s"  Prischl  a.a.O.  S.  17 ff. 
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liehe  Prozess  gemeines  Recht  für  Deutschland  geworden  war,  diese 
wie  die  Prokuratoren  allmählich  verschwunden,  indem  sich  im 
Laufe  der  Zeit  ein  Stand  herausbildete,  der  beide  Funktionen  in 
sich  vereinigt.  Dessen  Angehörige  hiessen  in  manchen  Ländern 
Advokaten,  in  anderen  Prokuratoren,  ohne  das  eine  oder  andere 
allein  zu  sein.  In  Preussen  hiessen  sie  Justizkommissäre  und 
später  (seit  1849)  Rechtsanwälte.  Wie  jedoch  unser  Prozess- 
verfahren zum  grossen  Theile  auf  französischer  Grundlage  be- 
ruht, was  sich  hauptsächlich  daraus  erklärt,  dass  Frankreich 
von  allen  Staaten  des  europäischen  Kontinents  zuerst  sein  ge- 
sammtes  Rechtssystem  den  Anforderungen  der  neuerstandenen 
bürgerlichen  Gesellschaft  angepasst  hat,  so  sind  auch  die  franzö- 
sischen Einrichtungen  auf  die  Ausgestaltung  unserer  Rechts- 
anwaltschaft nicht  ohne  Einfluss  geblieben.  Es  erscheint  daher 
geboten,  bevor  wir  auf  die  Prüfung  der  einzelnen  Vorschläge  ein- 
gehen, die  Entwickelung,  welche  die  Rechtsanwaltschaft  in  den 
zum  deutschen  Reiche  gehörigen  ehemaligen  französischen  Landes- 
theilen  genommen  hat  und  deren  Einwirkung  auf  unsere  Rechts- 
anwaltsordnung einer  kurzen  Betrachtung  zu  unterziehen. 

Als  im  Jahre  1795  das  linke  Rheinufer  an  Frankreich 
abgetreten  wurde,  gab  es  in  diesem  Lande  keine  privilegierten 
Parteivertreter  mehr.  Die  Parteien  vertraten  dort  ihre  Sache 
selbst  oder  es  wurden  die  Prozesse  von  Personen  geführt, 
welche  in  der  Regel  weder  die  moralische  noch  die  wissenschaft- 
liche Befähigung  zum  Parteivertreter  hatten.  Erst  das  Gesetz 
vom  27.  ventöse  VIII.  führte  in  Art.  93  in  Frankreich  und 
damit  auch  auf  dem  deutschen  linken  Rheinufer  unter 
Aufhebung  des  hier  bestehenden  Rechtszustandes  als  Partei- 
vertreter die  Avoues  ein.  Diese  übernahmen  an  den  Kollegial- 
gerichten ausschliesslich  die  Stellvertretung  der  Parteien 
und  den  Vortrag  in  der  mündlichen  Verhandlung.  Sie  waren  in 
Ausübung  ihrer  Funktionen  auf  ein  bestimmtes  Kollegialgericht 
beschränkt,   was    technisch   als    Lokalisation   bezeichnet    wird. 
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Eine  Wiederherstellung  des  in  der  Revolution  ebenfalls  unter- 
gegangenen Advokatenstandes  erfolgte  erst  durch  das  Dekret  vom 
14.  Dezbr.  1810.  Doch  war  die  Advokatur  unter  Napoleon  in 
ihrer  Plaidoyerie  beschränkt21  und  konnte  auch  in  den  Rhein- 
landen nicht  recht  Wurzel  fassen.  Nachdem  das  linke  Rheinufer 
wieder  zu  Deutschland  zurückgekehrt  war,  wurden  in  Rhein- 
bayern und  Rheinhessen  an  jedem  Gerichte  eine  bestimmte 
Zahl  von  Advokatanwälten  angestellt,  welche,  wie  die  Avoues  vor 
dem  Dekret  von  1810,  die  gesammte  Prozessführung  übernahmen. 
InRheinpreussen  wurde  ebenfalls  einein  ihrer  Zahl  beschränkte 
und  strenge  lokalisirte  Advokatanwaltschaft  eingerichtet22.  Neben 
diesen  Advokatanwälten  wurden  dort  auch  Advokaten  angestellt, 
welche  in  ihrer  Zahl  nicht  beschränkt  waren,  indem  jeder  Refe- 
rendar nach  erfolgreicher  Ablegung  der  grossen  Staatsprüfung  auf 
seinen  Antrag  entweder  zum  Assessor  oder  zum  Advokaten  er- 
nannt wurde.  Diese  Advokaten,  welche  mit  den  französischen 
nur  den  Namen  gemeinsam  hatten,  waren  lediglich  die  Kandi- 
daten für  die  Advokatanwaltsstellen,  und  konnten  an  allen  Ge- 
richten der  Provinz  plaidieren.  Dazu  waren  selbstverständlich  auch 
die  Advokatanwälte  befugt.  Es  bildete  sich  jedoch  die  Sitte 
aus,  dass  die  Advokatanwälte  in  der  Regel  nur  an  den  Ge- 
richten plaidierten,  an  welchen  sie  auch  als  Prokuratoren 
fungierten28.  Die  rheinpreussische  Einrichtung  wurde  1850  im 
Wesentlichen  von  Braunschweig  und  Hannover  adoptiert. 


21  Vgl.  v.AVeinrich,  Gerichtliche  Parteivertretung  in  Frankreich  S.  174& 

(10  ff.)- 

22  Uebrigcns  auch  in  anderen  zum  napoleonischen  "Weltreich  gehörenden 

Gebieten  wurde  nach  ihrer  Lostrennung  von  Frankreich  im  Laufe  der  Zeit 
die  Vereinigung  beider  Stellungen  durchgeführt.  So  im  Kanton  Genf  (1834); 
iu  Holland  (1879)  und  Luxemburg  (1885).  In  Belgien,  wo  die  Tren- 
nung noch  besteht,  ist  eine  sehr  starke  Strömung  für  die  Vereinigung  vor- 
handen und  dürfte  diese  dort  wohl  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein.  In  14 
kleineren  Gerichten  werden  jetzt  schon  die  Prokuratorengeschäfte  durch  die 
Advokaten  besorgt,  Reformes  professionelles  S.  61  ff. 
28  Vgl.  auch  v.  Weinrich,  Reform  S.  65  ff. 
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Bei  Gelegenheit  der  Bewegung,  welche  im  Anfange  der  sech- 
ziger Jahre  zu  Gunsten  der  Einführung  „der  freien  Advokatur" 
hervorgerufen  wurde,  wurde  die  Frage  angeregt,  ob  die  Advokatur 
von  der  Prokuratur  getrennt  werden  soll.  Sie  wurde  jedoch  sowohl 
vom  Juristentag24  als  auch  von  der  Litteratur26  wegen  des  In- 
einandergreifens  beider  Funktionen  und  wegen  der  durch  das  Vor- 
handensein von  zwei  in  einem  Prozesse  gleichzeitig  für  die 
Partei  thätigen  Personen  verursachten  Kosten  und  Weitläufigkeiten 
verneint.  Ausser  der  Trennungsfrage  wurde  auf  dem  Juristen-26 
und  Anwaltstage87  die  Frage  der  Lokalisation  angeregt.  Je- 
doch konnte  die  strenge  Richtung,  welche  den  Rechtsanwalt  für 
beide  Thätigkeiten  auf  das  Gericht  seiner  Zulassung  beschränkt 
wissen  wollte28,  nicht  durchdringen.  Dieselbe  wurde  entweder 
ganz  abgelehnt  oder  in  einer  Weise  beschlossen,  dass  sie  gänzlich 
wirkungslos  wurde29. 

Die  Rechtsanwaltsordnung  vom  1.  Juli  1878  hatte  zwar  die 
Lokalisation  im  Prinzip  angenommen,  §  8  1.  c;  dieselbe  aber 
durch  zahlreiche  Ausnahmen  durchbrochen  und  Simultanzulas- 
sungen gestattet,  §§  9 — 12,  107,  114  1.  c.  Auch  hat  sie  das 
rheinpreussische  Prinzip   für  das  ganze  deutsche  Reich  adoptiert, 


24  Die  Frage  gelangte  auf  dem  vierten  deutscheu  Juristentage  zur 
Verhandlung  und  wurde  sowohl  in  den  Gutachten,  als  auch  den  Debatten 
sehr  eingehend  erörtert.  Besonders  erwähnenswerth  ist  das  Gutachten  von 
Euler,  Verhandlungen  Bd.  I,  S.  313  ff. 

25  Mittermaier  im  Archiv  für  civilistische  Praxis  Bd.  XLIV,  S.  432. 
Gneist,  Freie  Advokatur.  Die  erste  Forderung  aller  Justizreform  in  Preussen. 
Berlin  1867,  S.  91.  Jaques,  Die  freie  Advokatur  und  ihre  legislative  Or- 
ganisation. Wien  1868.  —  In  neuester  Zeit  hat  Prischl  a.  a.  0.  S.  147  die 
Trennung  mit  grosser  Energie  vertheidigt.  Vgl.  dagegen  v.  Weinrich 
a.  a.  O.  S.  61  ff. 

26  Verhandlungen  des  XIV.  Juristentages  Bd.  I,  Heft  2,  S.  35  ff; 
Bd.  II,  S.  186  ff. 

87  Zu  Köln  (1876)  und  Frankfurt  (1878). 

29  Hauptvertreter  derselben  war  der  damalige  (1878)  Appellations- 
gerichtspräsident  Kuehxe  in  Greifswald  (Note  26). 

29  Vgl.  gegen  Lokalisation  Prischl  a.  a.  0.  S.  263 ff. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  1.  2 
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dass  jeder  Rechtsanwalt  vor  jedem  Gerichte  die  Parteirechte  aus- 
fuhren kann;  ja  sie  ist  noch  weiter  gegangen,  indem  sie  sogar  die 
Uebertragung  der  Prozessvollmacht  seitens  des  bei  dem  Prozess- 
gerichte zugelassenen  Rechtsanwaltes  auf  den  fremden  Rechts- 
anwalt gestattete,  §  24  Abs.  2  1.  c.  Die  rheinpreussische  Sitte 
aber,  dass  der  Rechtsanwalt  seine  Advokaturthätigkeit  freiwillig 
auf  das  Gericht  seiner  Zulassung  beschränke,  hat  sich  im  Reiche 
nicht  eingebürgert,  so  sehr  dies  auch  im  Interesse  eines  gedeih- 
lichen Prozessverfahrens  liegen  würde. 

II.  Der  Rechtsanwalt,  welcher  die  Geschäfte  des  Prokurators 
und  des  Advokaten  besorgt,  ist  weder  das  Eine  noch  das  Andere 
allein.  Es  ist  daher  völlig  unrichtig,  wenn  Prischl  a.  a.  O.  S.  265 
in  demselben  nur  einen  Prokurator  mit  Plaidierbefugniss  erblickt. 
Auch  die  Rechtsanwaltschaft  ist  ein  freier  Beruf,  auf 
welchen  die  Grundsätze  über  das  Mandat  nicht  ohne  Weiteres 
Anwendung  finden80.  Der  Rechtsanwalt  ist  bei  Ausübung  seiner 
Funktionen,  soweit  seine  prozessuale  Thätigkeit  in  Betracht  kommt, 
keineswegs  abhängig  von  dem  Willen  der  Partei.  Es  steht  völlig 
in  seinem  Ermessen,  wie  er  den  Prozess  führen  und  welche 
Akte  er  in  demselben  vornehmen  will.  Darum  ist  auch  die  Prozess- 
vollmacht der  Reichscivilprozessordnung  weitergehend,  als  das 
römisch- rechtliche  Mandat.  Nach  §  77  der  C.-P.-O.  „ermächtigt 
die  Prozessvollmacht  zu  allen  den  Rechtstreit  betreffenden  Prozess- 
handlungen, einschliesslich  derjenigen,  welche  durch  eine  Wider- 
klage, eine  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  und  die  Zwangsvoll- 
streckung veranlasst  werden,  zur  Bestellung  eines  Vertreters  sowie 
eines  Bevollmächtigten  für  die  höheren  Instanzen;  zur  Beseiti- 
gung   des    Rechtsstreites    durch    Vergleich,     Verzicht- 

3ü  Vgl.  hierzu  Löwenfeld  in  den  Gutachten  aus  dem  Anwaltstande 
über  die  erste  Lesung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Berlin  1890,  S.  858 
bis  932  insbes.  S.  882 ff.;  derselbe,  Inaestimabilität  und  Honorierung  der 
actes  liberales  nach  römischem  Recht  in  der  Festgabe  der  Münchener 
Juristeufakultät  zu  v.  Planes  Doktorjubiläum  (1887)  S.  387  ff.,  464ff. 
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leistung  auf  den  Streitgegenstand  oder  Anerkennung  des 
\on  dem  Gegner  geltend  gemachten  Anspruches;  zur  Em- 
pfangnahme der  von  dem  Gegner  zu  erstattenden  Kosten."  Wäre 
der  Rechtsanwalt  blosser  Mandatar,  so  könnte  er  keineswegs  gegen 
den  Willen  seiner  Partei  Prozesshandlungen,  die  einen  Verzicht 
oder  eine  Anerkennung  in  sich  schliessen,  vornehmen.  Wohl  kann 
die  Partei  nach  §  79  der  C.-P.-O.  die  Prozessvollmacht  in  dieser 
Hinsicht  beschränken.  Allein  diese  Ausnahme  ändert  nichts  an 
dem  in  §  77  ausgesprochenen  Prinzipe.  Dies  zeigt  sich  ganz  be- 
sonders, wenn  man  die  Stellung  desAvoue  im  französischen 
Civilprozesse  vergleichsweise  in  Betracht  zieht.  Nach 
Art.  352  c.  pr.  c.  kann  der  Avoue  kein  Anerbieten.  Gestandniss 
abgeben  oder  Uebereinkunft  mit  der  Gegenseite  treffen,  wenn  er 
nicht  von  seiner  Partei  ausdrücklich  hierzu  ermächtigt  ist. 
Dieser  steht  die  Missbilligungsklage  (action  en  desaveu»  gegen  jenen 
zu.  Anders  liegt  die  Sache  dagegen  beim  Advokaten.  Weil  dieser 
nicht  Mandatar  ist,  findet  jene  auch  auf  ihn  keine  Anwendung  *;. 
Im  Gegensatz  zum  Advokaten  (s.  oben;  hat  der  Rechtsanwalt 
ein  Recht  auf  Gebühren.  Aber  dieselben  sind  keineswegs  als 
merces  aufzufassen.  Denn  die  Dienste  des  Rechtsanwälte* 
werden  nicht  des  Geldes,  sondern  des  Parteiintere*»e% 
wegen  geleistet.  Der  Rechtsanwalt  hat  m  zahlrekrbezi  Faiieo 
sein  eigenes  persönliches  Interesse  dem  der  Parte:  mtxerm- 
ordnen  und  muss  die  Vornahme  einer  prozessualen  HmAIziiz 
ablehnen,  wenn  es  auch  den  Wünschen  der  Parte;  ei»tAj/ry;irt* 
ihren  Interessen  aber  zuwiderläuft,  mag  dem  Anwalt  and*  dadurch 
ein  noch  so  grosser  Gewinn  entgehen.  Jedoch  arx**e&  'jau  die** 
Dienste  wirthschaftlich  ermöglicht  werden.  Aas  d*e*ex&  Gravis 
erscheinen  die  Gebühren  des  Rechtsanwaltes  als  S:mefcr*t.',& 


31  Sirey    et   Gilbert  ad.  Art.  352   c.  pr.    ;.   >'-,.  zl    v  3Ä  —       vv* 
Sohlixk,  Kommentar  über  die  franzofifefce  <5riiz~'szx**jri^szr*/  *>;,  11   •    '.  V7 
der  übrigens    selbst  zugiebt,   da»  ihm  die  £r*s&v^«£^  IrScj-.r,    vvJ   ?**r  * 
einstimmig  entgegensteht.    JL.  a.  Ö. 
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für  die  Zwecke  der  Berufsausübung82.  Die  Thätigkeit  des 
Rechtsanwaltes  als  Berather  der  Parteien  und  im  Prozess  ist  ein 
nobile  officium,  für  welches  diese  nur  deshalb  Gebühren  schulden, 
weil  jener  sonst  überhaupt  nicht  in  der  Lage  wäre,  ihnen  seine 
Dienste  zu  leihen.  Während  das  Honorar  des  Advokaten  von 
diesem  nicht  eingefordert  werden  kann  und  dasselbe  in  den  meisten 
Fällen  der  Prokurator  mit  seinen  Gebühren  von  der  Partei  er- 
hebt, muss  der  Rechtsanwalt,  der  beide  Funktionen  in  sich  ver- 
einigt, diese  zu  erzwingen  in  der  Lage  sein. 

III.  Nun  ist  allerdings  die  Thatsache  nicht  zu  bestreiten, 
dass  die  Prokuratur  wegen  ihres  Formalismus  und  wegen  der  in 
ihr  liegenden  Verlockung  zu  unredlichem  Handeln  (Prischl)  nach- 
theilige Einwirkungen  auf  den  Charakter  auszuüben  im  Stande  ist. 
Die  höhere  wissenschaftliche  Bildung  des  deutschen  Rechts- 
anwaltes verhütet  zwar,  dass  dieser  auf  die  Stufe  des  Solicitors 
(Attorney's)  oder  Avoue  herabgedrückt  werde,  gewährt  aber 
trotzdem  kein  genügendes  Gegengewicht  gegen  unlautere  Ein- 
flüsse S8.  Dazu  kommt,  dass  die  Prokuratorengeschäfte  Zeit  und 
Kraft  des  Rechtsanwaltes  in  einer  Weise  in  Anspruch  nehmen, 
dass  das  Studium  der  Sachen  darunter  leidet.  Wie  Schlikk  I, 
S.  133  mit  Recht  bemerkt,  geht  der  Advokat  unter  dem  Pro- 
kurator zu  Grunde.  Die  weitere  Folge  davon  ist,  dass  der 
deutsche  Rechtsanwalt  weder  beim  Publikum  noch  bei  der  juri- 
stischen Beamtenwelt  auch  nicht  annähernd  das  Ansehen  geniesst, 
wie  in  England  der  Barrister  und  in  Frankreich  der  avocat 
und  auf  die  Rechtsentwickelung  absolut  keinen  Einfluss  besitzt^ 
während  die  französischen  Advokaten,  wie  mir  jeder  Kenner  des 
französischen  Rechtes  bestätigen  wird,  in  der  französischen  Rechts- 
wissenschaft eine  führende  Rolle  einnehmen,  woraus  sich  freilich  auch 

3*  Löwenfeld  a.  a.  0.  S.  891. 

M  Vgl.  hierzu:  Die  Entscheidungen  des  Ehrengerichtshofs  für  deutsche 
Rechtsanwälte.  Herausgegeben  vom  Schriftführeramte  des  deutschen  An- 
waltsvereins.     6  Bände.     Berlin  1880—1894. 
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ihr  rhetorischer  Charakter  erklärt.  Nun  liegt  es  nicht  nur  im  Interesse 
der  Rechtspflege,  sondern  auch  unseres  gesammten  öffentlichen 
Lebens,  dass  die  Rechtsanwaltschaft  eine  angesehene  Stel- 
lung einnehme. 

Aus  dem  vorerwähnten  Grunde  ist  die  Trennung  beider  Thätig- 
keiten  für  wichtige  Prozesse,  namentlich  für  schwierige  Rechts- 
fragen, allerdings  von  Werth,  während  sie  für  einfachere  Sachen  — 
und  dies  ist  die  grössere  Zahl  —  völlig  zwecklos  erscheint.  Es 
wirft  sich  daher  die  Frage  auf,  ob  nicht  für  wichtigere  Sachen 
es  möglich  sei,  deren  Bearbeitung  Männern  zu  übertragen,  welche 
mit  der  Prokuratur  sich  nur  wenig  zu  befassen  haben.  Durch 
die  strikte  Durchführung  des  Lokalisierungsprinzipes  wird 
dies,  ohne  dass  es  einer  Trennung  beider  Thätigkeiten  bedarf, 
wenigstens  für  die  Rechtsmittelinstanz  möglich  sein  und  es 
auf  diesem  Wege  gelingen,  die  Rechtsanwaltschaft  auf  eine  höhere 
Stufe  zu  heben,  worauf  ich  im  zweiten  Theil  dieses  Abschnittes 
sub  4  zurückkommen  werde.  Ausserdem  ist  die  Lokalisierung  auch 
noch  deshalb  von  Bedeutung,  weil  sie  eine  bessere  Schulung 
der  gesammten  Rechtsanwaltschaft  ermöglicht,  wovon  sub  II  3 
die  Rede  sein  wird34. 

II.  Im  Einzelnen. 
1.  Der  numerus  clausus. 

Die  Einführung  desselben  ist  auch  in  der  mildesten  Form 
nicht  angängig.  Die  Freiheit  der  Advokatur  ist  durch  unser 
konstitutionelles  Staatsleben  geboten 85.  Die  Bedürfnissfrage  nach 
Anwälten  lässt  sich  ferner  im  Voraus  nicht  bestimmen  und  würde 
die  Wiedereinführung  des  numerus  clausus,  nachdem  die  freie 
Advokatur  bereits  15  Jahre  bestanden  hat,  zu  den  grössten  Un- 
gerechtigkeiten fuhren. 

Die  freie  Advokatur  ergiebt  sich  aus  der  Aufgabe  der 


84  Vgl.  darüber  auch  v.  Weinrich,  Reform  S.  80  ff. 

85  Jaques  a.  a.  0.  S.  88. 


—     22     — 

Rechtsanwaltschaft,  die  Rechte  des  Individuums  der  Gesammt- 
heit,  als  auch  anderen  Individuen  gegenüber  zur  Geltung  zu 
bringen  (I  1  a).  Namentlich  bedarf  die  Macht  des  Beamtenthumsy 
das  in  der  Rechtspflege  durch  das  Organ  der  Staatsanwaltschaft 
sich  geltend  macht,  im  Interesse  unserer  freiheitlichen  Entwick- 
lung eines  G-egengewichts 8e.  Ein  solches  hat  die  freie  Advokatur 
zu  bilden87.  Hierzu  wäre  die  Rechtsanwaltschaft  aber  nicht  im 
Stande,  wenn  es  vom  Beheben  der  Justizverwaltung  oder  selbst  der 
Gerichte  abhängig  wäre,  Jemanden  als  Rechtsanwalt  anzustellen 
oder  nach  einer  besseren  Stelle  oder  angenehmeren  Orte  zu  versetzen. 
Der  numerus  clausus  ist  aber  auch  nicht  im  Vor- 
hinein bestimmbar.  Die  Zahl  der  Prozesse  ist  keineswegs 
massgebend  für  die  Zahl  der  Rechtsanwälte.  Eine  ganze  Reihe 
von  Geschäften  der  Anwälte  entzieht  sich  der  öffentlichen  Kon- 
trolle. Dazu  kommt,  dass  die  Prozesse  qualitativ  und  quantitativ 
verschieden  sind.  Die  Instruktion  einer  einzigen  Sache  kann  einen 
grösseren  Aufwand  an  Zeit  und  Kraft  erheischen,  als  die  von 
einem  Dutzend  Anderer.  Der  Richter  sieht  gar  nicht,  welche 
Mühe  von  einem  Anwalt  auf  eine  einzelne  Sache  zu  verwenden 
ist.  In  all  diesen  Dingen  spielt  die  Persönlichkeit  eine  bedeutende 
Rolle.  Manchmal  leistet  ein  emsiger  Anwalt  mehr,  als  drei  bis 
vier  minder  fleissige  und  zu  Zeiten  können  an  einem  Orte  zehn  An- 
wälte zur  Bewältigung  der  Rechtsstreitigkeiten  hinreichen,  während 
nach  einem  Wechsel  der  Personen  kaum  die  doppelte  Anzahl  genügt38* 


86  In  unserer  Zeit,  wo  bei  den  Gerichten  sich  das  Bestreben  zeig-t,  die 
Strafgesetze  auf  dem  Wege  der  Interpretation  zu  erweitern  und  die  Gesetz- 
gebung darnach  trachtet,  immer  neue  Strafgesetze  zu  schaffen,  ist  ein 
solches  Gegengewicht  geradezu  unentbehrlich. 

•7  Nach  ihrer  heutigen  Organisation  ist  sie  hierzu  trotzdem,  nicht  be- 
fähigt, dies  zeigt  der  wachsende  Einfluss  der  Staatsanwaltschaft 
auf  die  Rechtspflege.  Vgl.  dazu  v.  Wbixrich  in  der  Zeitschr.  für  die  ges- 
Strafrechtswissenschaft  Bd.  XII r,  S.  245  u.  254. 

38  Vgl.  in  diesem  Sinne  Werner  a.  a.  0.  S.  19  ff.,  von  Wilmowski  a.  a.  O. 
S.  4  u.  200. 
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Etwas  anderes  ist  es  ferner,  den  numerus  clausus 
nicht  abzuschaffen,  als  ihn,  nachdem  die  freie  Advokatur 
fünfzehn  Jahre  bestanden  hat,  wieder  einzuführen.  Schein- 
bar am  notwendigsten  wäre  jener  in  den  Grossstädten,  wie  Berlin, 
München  u.  s.  w.,  wo  sich  allerdings  bereits  Ansätze  zu  einem 
Advokatenproletariat89  finden40.  Dies  sind  aber  gerade  die 
Plätze,  nach  welchen  sich,  neben  durchaus  tüchtigen  und  ehren- 
haften Männern,  die  weniger  würdigen  Elemente  des  Standes 
drängen.  Nun  könnte  der  neugeschaffenene  numerus  clausus  sich 
doch  nur  auf  den  Nachwuchs  beschränken.  Die  bereits  Zugelas- 
senen würden  als  beati  possidentes  davon  nicht  betroffen.  Die 
Folge  wäre,  dass  die  minder  Tauglichen  in  den  Grossstädten 
blieben,  während  diese  auf  Jahre  hinaus  in  der  Provinz  wohn- 
haften tüchtigen  Anwälten  verschlossen  bleiben  würden.  Solche 
könnten  erst  dann  nach  den  Centralpunkten  gelangen,  wenn  dort 
keine  den  festgesetzten  numerus  übersteigende  Zahl  von  Rechts- 
anwälten mehr  vorhanden  wäre.  Bei  der  grossen  Menge  dort 
wohnhafter  Rechtsanwälte  dürfte  dies  aber  geraume  Zeit  in  An- 
spruch nehmen. 

Nicht  bloss  in  der  Advokatur,  sondern  auch  in  der  Magi- 


39  In  Berlin  wurden  im  Jahre  1891  61  Zahllingsklagen  gegen  Rechts- 
anwälte bei  den  Gerichten  eingereicht.  Uebersicht  der  Jahresberichte  der 
Vorstände  der  Anwaltskammern  pro  1891.     Juristische  "Wochenschrift  1891. 

40  Dass  das  Zuviel  an  Anwälten  nicht  etwas  Schädliches  für  die 
Rechtspflege  sei,  wie  v.  Wilmowski  a.  a.  0.  S.  204  annimmt,  dürfte  füglich 
zu  bezweifeln  sein.  Die  Noth  verleidet  eben  doch  die  Anwälte  zu  allerlei 
Manipulationen,  sich  Praxis  zu  verschaffen  und  Quellen  des  Verdienstes  auf- 
zusuchen, die  sich  eigentlich  nicht  für  einen  Anwalt  passen.  Die  Eingangs 
erwähnten  Aeusserungen  des  Naumburger  Gutachtens  über  diesen  Punkt 
entsprechen  leider  thatsächlichen  Verhältnissen.  Auch  in  Belgien  erkennt 
man  die  Uebelstände  an,  zu  denen  die  grosse  Menge  von  Advokaten  Anlass 
giebt  und  betrachtet  auch  dort  nicht  den  numerus  clausus  als  das  richtige 
Mittel  der  Abhilfe,  indem  derselbe  von  der  zur  Prüfung  von  Reform- 
vorschlägen eingesetzten  Kommission  einstimmig  verworfen  wurde.  Reformes 
professionnelles  S.  7  u.  39. 
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stratur  ist  Ueberfluss  an  Kräften  vorhanden,  weil  heutzutage  sich 
wieder  mehr  Leute  zum  Studieren  drängen.  Würde  der  numerus 
clausus  eingeführt,  so  entstünde  sofort  innerhalb  der  Staatsdienst- 
aspiranten eine  Stauung.  Statt  des  zu  Viel  an  Rechtsanwälten, 
gebe  es  ein  zu  Viel  an  Assessoren  und  —  an  Anwaltskonzi- 
pienten.  Xun  gab  gerade  der  Umstand,  dass  die  Juristen  in 
dem  arbeitsfähigsten  Alter  keine  befriedigende  Lebensstellung 
hatten  und  in  Folge  dessen  tüchtige  Kräfte  verkümmern  mussten, 
den  nächsten  Anstoss  zur  freien  Advokatur.  An  Stelle  des  von 
Manchen  befürchteten  Advokatenproletariats,  käme  eben  ein  Kon- 
zipientenproletariat41,  was  gewiss  ebenso  bedenklich  wäre. 

2.  Die  Vorstufe  der  Konzipientenschaft 

Wie  bereits  erwähnt  wurde,  gab  das  Konzipientenwesen. 
das  besonders  in  Bayern  und  Oesterreich  blühte,  mit  den  An- 
stoss zur  Einführung  der  freien  Advokatur.  Als  noch  in  diesen 
Ländern  die  Advokatur  einen  geschlossenen  Stand  bildete,  lag 
die  Hauptarbeitslast  auf  den  Schultern  der  meist  schlecht  be- 
zahlten Konzipienten,  während  die  Anwälte  selbst  sich  vielfach 
mit  Politik  und  Verwaltungsgeschäften  befassten.  Das  Ansehen 
und  der  Ruf  des  Anwalts  hieng  von  der  Zahl  der  Konzipienten 
ab.  Sie  machten  den  Anwalt,  nicht  die  persönliche  Tüchtigkeit 
des  Letzteren.  Dass  diese  Zustände  unhaltbar  waren,  liegt  auf 
der  Hand4'2.  Trotzdem  hat  in  Oesterreich  die  freie  Advokatur 
des  Konzipientenwesen  nicht  zu  überwinden  vermocht.  Nur  in- 
soferne  ist  eine  Besserung  eingetreten,  als  der  Advokaturs- 
kandidat nicht  mehr  12 — 14  Jahre  warten  musste  —  so  lange 
dauerte  es  bis  eine  Stelle  frei  wurde  —  sondern  sechs  Jahre  ge- 
nügen.     Die    Beibehaltung    des    Konzipienten wesens    soll    nach 


41  Jaques  a.  a.  0.  S.  17  ff. 

42  Vgl.  darüber   Herzoo,   Reform   der  Advokatur.     Wien   1868,   S.  7. 
Prischl  a.  a.  0.  S.  175  ff. 
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Pritscul  a.  a.  0.  S.  182  vorzugsweise  dem  Einflüsse  der  alten 
Advokaten  im  österreichischen  Reichsrath  zuzuschreiben  sein. 
Dass  auch  bei  der  Enquete  ähnliche  Bestrebungen  sich  zeigten, 
wurde  bereits  oben  erwähnt  und  erscheint  es  darum  geboten,  an 
jene  Verhältnisse  zu  erinnern. 

Richtig  ist  allerdings,  dass  beim  mündlichen  Verfahren,  wo 
der  Rechtsanwalt  viel  ausser  dem  Hause  sich  befindet,  für  grosse 
Bureaus  Konzipienten  erwünscht  sind.  Ferner  sind  die  Rechts- 
anwälte dadurch,  dass  sie  einen  absolvirten  Juristen  in  ihre 
Dienste  ziehen,  in  der  Lage,  ihre  Praxis  weiter  auszudehnen. 
Um  dies  zu  verhüten,  hat  das  Berliner  Gutachten  vorgeschlagen, 
dass  die  Hilfsarbeiter  von  Rechtsanwälten  in  Civilsachen  nicht  in 
der  mündlichen  Verhandlung  und  in  Strafsachen  nicht  in  der 
Hauptverhandlung  sollten  auftreten  dürfen.  Sie  würden  also  noch 
unter  den  Bureauvorstehern  stehen,  deren  geisttödtende  Arbeit 
die  Konzipienten  zwar  zu  verrichten  hätten,  mit  denen  sie  aber 
nicht  die  Befugniss  theilten,  den  Rechtsanwalt  vor  dem  Amts- 
gericht zu  vertreten.  Diese  Einschränkung  macht  die  Sache 
absolut  unannehmbar.  Gerade  die  Möglichkeit,  den  An- 
walt vor  Gericht  zu  vertreten,  ist  der  Hauptnutzen,  den  der 
junge  Mann  aus  seiner  Konzipiententhätigkeit  zieht,  weil  er  nicht 
nur  genöthigt  wird,  die  Prozesse,  an  deren  Aufbau  er  mitwirkt, 
zu  studieren,  sondern  auch  das  Auftreten  in  öffentlicher  Sitzung 
erlernt.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist  eine  mehrjährige 
Thätigkeit  auf  dem  Rechtsanwaltsbureau  für  die  rein  prozessuale 
Seite  des  Anwaltsberufs  von  Vortheil.  Dagegen  lernt  in  der  un- 
selbstständigen  Gehilfenstellung  der  Kandidat  nicht  den  anwalt- 
schaftlichen Takt  und  den  richtigen  Gebrauch  der  dem  Rechts- 
anwalt eingeräumten  Freiheit,  da  der  Chef  in  den  seltensten  Fällen 
Zeit  und  Lust  hat,  den  Konzipienten  über  die  Aufgaben  seines 
Standes  zu  unterrichten.  Es  ist  darum  eine  weit  bessere  Schulung, 
wenn  der  junge  Mann  von  Anfang  an  selbständig  ist,  ihm 
aber  gesetzlich  während  einer  bestimmten  Zeit  nur  ein- 
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fächere    Sachen   übertragen   werden    können.      Dies    wird 
durch  die  Amtsgerichtsanwaltschaft  erreicht. 

Die  Thätigkeit  als  Konzipient  ist  für  die  Zulassung  bei 
den  Kollegialgerichten  selbstverständlich  der  Stellung  als 
Rechtsanwalt  beim  Amtsgerichte  gleichzuachten.  Denn  es  ist  kein 
Grund  vorhanden,  diejenigen  schlechter  zu  stellen,  welche  für 
fremde  Rechnung  Parteien  am  Amtsgericht  vertreten,  als  solche, 
welche  dies  auf  eigene  Rechnung  thun. 

3.  Die  Rechtsanwaltschaft  bei  den  Amtsgerichten. 

I.  Die  Prozesse,  welche  bei  diesen  Gerichten  zur  Verhand- 
lung kommen,  sind  meist  einfacher  Natur.  Der  junge  Anwalt 
lernt  hier  vor  Allem  ein  gründliches  Arbeiten,  da  er  mehr 
Zeit  auf  die  einzelnen  Sachen  verwenden  kann,  was,  wenn  er  die 
mehr  komplizierten  Prozesse,  welche  am  Landgericht  zur  Verhand- 
lung kommen,  zu  bearbeiten  hätte,  nicht  der  Fall  wäre.  Ganz 
besonders  schädlich  für  einen  jungen  Anwalt  ist  es,  wenn  er, 
was,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  durchaus  nicht  zu  den  Seltenheiten 
gehört,  von  Anfang  an  sehr  viel  zu  thun  erhält  und  sich  mit 
grossen  Prozessen  zu  beschäftigen  hat.  „Die  Hast,  die  von  einer 
allzu  ausgedehnten  Anwaltspraxis  nicht  zu  trennen  ist,  die  Not- 
wendigkeit, allen  Sachen  in  gleichem  Masse  gerecht  zu  werden, 
auf  der  einen,  und  die  ausserordentlich  grosse  Schwierigkeit  bei 
der  ungeheuren  Menge  des  vorhandenen  und  ständig  anfallenden 
Materials,  dies  zu  können,  auf  der  andern  Seite,  lassen  bei  dem 
jungen  bisher  noch  wenig  geübten  Anwalt  ein  wirklich  gründ- 
liches Arbeiten  gar  nicht  aufkommen"48.  Das  |Uebermass  an 
Arbeit,  in  Verbindung  mit  der  durch  die  Terminsbestimmungen 
gegebenen  zeitlichen  Grenze  gewöhnt  den  jungen  Mann  daran,  Alles 
nur  halb  zu  erledigen  und  die  Sachen  dem  Gericht  sowohl  in 
thatsächlicher ,    als   auch   in  rechtlicher  Beziehung  unvorbereitet 


45  v.  Weinrich,  Reform  S.  93. 
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vorzutragen,  Rechtsfragen  überhaupt  nicht  zu  plaidieren,  sondern 
die  Richter  auf  mehr  oder  weniger  passende  Präjudizien  zu  ver- 
weisen, die  er  in  der  Geschwindigkeit  einem  Sammelwerk  ent- 
nommen hat.  "Wenn  dagegen  der  Rechtsanwalt  in  den  ersten 
Jahren  seiner  Praxis  kleinere  Sachen  zur  Bearbeitung  bekommt, 
die  ihm  die  hierzu  nöthige  Müsse  gewähren,  so  hat  er  sich,  be- 
vor er  zu  einer  grossen  Praxis  gelangt,  an  ein  gründliches  Ar- 
beiten gewöhnt  und  wird  die  ihm  anvertrauten  wichtigen  Prozesse 
in  ganz  anderer  Weise  behandeln,  als  wenn  er  gänzlich  ungeübt, 
eine  so  grosse  Arbeitslast  hätte  bewältigen  müssen. 

II.  "Wohl  werden  die  Einnahmen  der  Amtsgerichts- 
anwälte geringer  sein,  als  diejenigen  der  an  den  Kol- 
legialgerichten zugelassenen.  Allein  sie  werden,  wenn,  wie 
zu  vermuthen  steht,  die  einzelrichterliche  Kompetenz  auf  Mk.  600 
erhöht  wird,  neben  den  Strafsachen  immerhin  so  viel  verdienen44, 
um  sich  selbst  und  sogar  eine  kleine  Familie  anständig  zu  er- 
nähren. Dies  genügt  aber  für  den  Anfänger  vollständig.  Denn 
auch  zum  Ertragen  grosser  Einnahmen  gehört  eine  gewisse 
geistige  Reife  und  ist  mancher  junge  Rechtsanwalt  schon  deshalb 
untergegangen,  weil  er  in  den  ersten  Jahren  viel  Geld  verdiente. 

III.  Ein  weiterer  Nutzen  der  Amtsgerichtsanwaltschaft  liegt 
in  einer  gleichmässigeren,  namentlich  aber  sachgemäs- 
seren  Vertheilung  der  Praxis.  Die  älteren  Anwälte  dürften 
sich  voraussichtlich  von  den  Amtsgerichten  zurückziehen  und  das 
Feld  den  jüngeren  Kräften  überlassen.  Es  werden  in  Folge  dessen 
die  Terminskollisionen  seltener  und  die  Landgerichtsprozesse,  über 
deren  langsames  Fortschreiten  so  sehr  geklagt  wird,  werden  rascher 
erledigt. 


44  EiDe  Gefahr  der  Amtsgerichtsanwaltschaft  besteht  allerdings  darin, 
dass  die  Amtsgerichtsanwälte  von  der  Praxis  an  den  oberen  Gerichten  aus- 
geschlossen, sich  mit  Vorliebe  Kuratelen  und  Konkursverwaltungen  zuwenden 
würden,  die  so  gefährliche  Klippen  für  einen  jungen  unerfahrenen 
Mann  enthalten.    Vgl.  oben  Note  4;  s.  auch  Prischl  a.  a.  0.  S.  359. 
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IV.  Die  Schaffung  einer  Anitsgerichtsanwaltschaft  wird  die 
Winkelkonsulenten  aus  den  Gerichtssälen  verdrängen. 
Den  Hauptnutzen  ziehen  diese  aus  der  Simultanpraxis  der  Rechts- 
anwälte, indem  eben  die  verschiedenen  dadurch  bedingten  Termins- 
kollisionen die  Anwälte  des  Oeftern  veranlassen,  die  Sachen  ent- 
weder an  Konsulenten  abzugeben,  die  sich  dann  nicht  selten  durch 
Zutragen  revanchiren,  oder,  was  nicht  viel  besser  ist,  ihre 
Schreiber  an  das  Amtsgericht  zu  schicken45.  Dieser  Missstand 
schwindet,  sobald  speziell  für  die  Amtsgerichte  eine  rechtskundige 
Parteivertretung  existirt. 

V.  Es  werden  sich  in  diesem  Falle  auch  mehr  Rechts- 
anwälte an  kleinen  Orten  niederlassen,  was  jedenfalls  im 
Interesse  des  Publikums  liegt.  Man  wendet  nun  dagegen  ein. 
dass  es  gerade  dort  eines  besonderen  Takts  und  besonderer 
Charakterfestigkeit  zur  Wahrung  der  Würde  des  Standes  gegen- 
über dem  Gerichte  und  dem  Publikum  bedürfe,  ferner  der  junge 
Anwalt  des  Kontakts  mit  den  Kollegen  entbehre,  „die  einen  Ein- 
blick in  seine  Geschäftsgebahrung  besitzen  und  deren,  wenn  auch 
unausgesprochenes  Urtheil  er  fürchten  müsse"  4C.  Dann  würden 
die  Anwälte  auf  dem  Lande  zu  wenig  verdienen  und  daher  nach 
Ablauf  der  Wartezeit  nach  den  grösseren  Städten  eilen.  Dies 
Alles  auch  als  richtig  zugegeben,  so  bestehen  die  Gefahren, 
welche  der  Aufenthalt  in  kleinen  Orten  in  sich  bergen,  auch  beim 
Richter.  Dieser  wird  aber  wieder  dadurch,  dass  er  einen  Anwalt 
an  der  Seite  hat,  genöthigt,  sich  amtlich  und  ausseramtlich  mehr 
in  Acht  zu  nehmen.  Nach  Orten,  an  denen  ein  Anwalt  keine 
genügende  Einnahme  findet,  wird  eben  so  leicht  kein  solcher 
gehen  und  der  öftere  Wechsel  von  Richtern  und  Notaren  ist  ge- 
wiss nicht  weniger  beklagenswerth ,  als  der  von  Rechtsanwälten 
und  dennoch  wird  die  Justizverwaltung  gewöhnlich  keinem  dieser 
Beamten  zumuthen,  zeitlebens  auf  einem  solchen  Orte  zu  bleiben. 

45  Näheres  hei  v.  Weinrich,  Reform  S.  34. 

46  Pemsel,  Referat  S.  17. 
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Uebrigens  würden  sich  auch  Rechtsanwälte  aus  Faniilien- 
und  anderen  Rücksichten  nach  Ablauf  der  Wartezeit  zum  Bleiben 
veranlasst  sehen.  Berlin  und  v.  Wilmowski  schlagen  deshalb 
vor,  den  Amtsgerichtsanwälten  nach  Ablauf  dieser  ein  Recht 
auf  Zulassung  bei  dem  übergeordneten  Landgerichte  einzuräumen 
(s.  oben).  Da  jedoch  die  Amtsgerichtsanwälte  unter  so  ausser- 
ordentlich verschiedenen  Verhältnissen  wirken,  so  lässt  sich  eine 
für  alle  Fälle  giltige  Regel,  ob  nach  Ablauf  der  Wartefrist  die 
Simultanzulassung  erfolgen  soll,  nicht  aufstellen47.  Es  kommt  auf 
die  Grösse  des  Amtsgerichtsbezirks  und  der  darin  liegenden  Ort- 
schaften, die  Wichtigkeit  der  vorkommenden  Sachen,  die  Ent- 
fernung vom  Landgerichtssitze,  dann  ob  die  Rechtsanwaltschaft 
mit  dem  Notariat  verbunden  ist  und  andere  äussere  Verhält- 
nisse an. 

VI.  Auch  wegen  der  Armensachen  ist  die  Amtsgerichts- 
anwaltschaft ein  Bedürfniss48.  Gegenwärtig  kann  gewöhnlich  an 
Orten,  an  denen  ein  Kollegialgericht  sich  befindet,  der  Amts- 
richter keinen  Anwalt  komittieren,  da  solche  meist  nur  an  dem 
oberen  Gerichte  zugelassen  werden.  Besonders  zeigt  sich  dieser 
Mangel  bei  Alimentenklagen,  wo  das  Amtsgericht  ohne  Rücksicht 
auf  den  Werth  des  Streitgegenstandes  zuständig  ist  und  die  fast 
immer  Armensachen  sind. 

VII.  Von  besonderer  Bedeutung  wäre  aber  das  Vorhanden- 
sein einer  Amtsgerichtsanwaltschaft  im  Falle  der  Erweiterung 
der  amtsgerichtlichen  Kompetenz  auf  Mk.  500.  So  sehr 
diese  auch  im  Interesse  des  Publikums  liegt,  so  haben  sich,  so- 


47  Löwenstein  empfiehlt  in  der  juristischen  Wochenschrift  1894,  S.  355 
eine  solche  Simultanzulassung  für  Württemberg,  wo  viele  betriebsame 
Orte  kein  Landgericht  besitzen  und  es  für  die  dort  wohnhafte  Bevölkerung 
wünschen swerth  sei,  Anwälte  am  Platze  zu  haben,  die  auch  bei  diesen  Ge- 
richten auftreten  können,  widerräth  sie  dagegen  für  Preussen  wegen  der 
Verbindung  mit  dem  Notariat  und  der  dadurch  bedingten  grösseren  Sess- 
haftigkeit. 

48  v.  Wilmowski,  Zeitschr.  f.  d.  C.-P.  Bd.  XX,  S.  221. 
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weit  bis  jetzt  bekannt  wurde,  die  Mehrzahl  der   preussischen  A; 
waltskammern  und  das  Organ  des  deutschen  Anwaltvereins :  „B 
juristische   Wochenschrift4149   dennoch  dagegen    erklärt.      In  de 
That  ist  auch  die  geplante  Neuerung  für  den  Anwaltstand  naci 
seiner   heutigen    Organisation    unannehmbar.       Nach    einer 
ungefähren  Schätzung  würde  der  Anwaltszwang  in   30 — 40°/o  der 
Sachen  —  in  ländlichen  Bezirken  sogar  in  über  40  °/o   aufhören  *°. 
Wenn  auch  von   diesen   ein  Theil   noch  durch  Anwälte    besorgt 
würde,  und  manche  in  der  Berufungsinstanz   an  das  Landgericht 
zurückkehrten,    so  würden  doch  die  an  dessen  Sitz    wohnhaften 
eine    ganz   bedeutende   Einbusse   an   ihren   Einnahmen    erleiden. 
Denn  ein  grosser  Theil  der  Sachen  zwischen  M.  300 — 500  käme 
an   die   auswärtigen  Amtsgerichte  und  die  Zahl   der   durch  Be- 
rufung angegriffenen  wäre  eine    zu   geringe,  um  für   den  Ausfall 
einen  Ersatz  zu  gewähren.     Den  grössten  Nutzen  von  der  Sache 
hätten  die  Winkelkonsulenten,  indem   sie   dem  Anwaltsstande  in 
noch  stärkerem  Masse  Konkurrenz  machen  würden ,  als    dies  zu 
dessen   ethischem  und  wirtschaftlichem  Nachtheil   jetzt 
schon  geschieht.     Man  muss  also  bei  der  Kompetenzerweiterung 
den  Rechtsanwälten  bei  den  Landgerichten  eine  Kompensation 
bieten,   die   darin   liege,   dass  sie  in  Folge   der  Errichtung  von 
Amtsgerichtsanwälten  mehr  landgerichtliche  Prozesse  erhielten. 

VIII.  So  sehr  es  sich  auch  empfiehlt,  die  Zulassung  bei 
einem  Kollegialgerichte  von  einer  längeren,  etwa  dreijährigen 
Rechtsanwaltschaft  bei  einem  Amtsgerichte51  abhängig  zu  machen, 
so  wenig  lässt  es  sich  rechtfertigen,  das  gleiche  Erfordemiss  für 
die  Rechtsanwaltschaft  bei  einem  Amtsgericht  am  Sitze  eines 
Kollegialgerichts  aufzustellen.  Dies  würde  zunächst  zu  einer 
Ueberfullung  der  kleinen  Orte  mit  Anwälten  führen,  während  die 


49  XeujahrsbetrachtuDg  von  1892,  S.  2  u.  3. 

60  Jastrow  in  der  Zeitschr.  f.  d.  C.-P.  Bd.  XVIII,  S.  302.     Wibding  in 
Rassow  und  Künzels  Beiträgen  Bd.  XXXVIII,  S.  41. 

61  v.  AVilmowski,  Zeitschr.  f.  d.  C.-P.  Bd.  XX,  S.  213. 
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Amtsgerichte,  die  sich  an  dem  Sitze  eines  Kollegialgerichts  be- 
finden, von  Winkelkonsulenten  überfluthet  würden.  Die  Rechts- 
anwälte, auf  eine  kleinere  Zahl  beschränkt,  wären  durch  die  Praxis 
an  den  Kollegialgerichten  entweder  abgehalten  Amtsgerichtssachen 
zu  übernehmen  oder  das  bei  jenen  eingerissene  Vertagungsunwesen 
würde  noch  grössere  Dimensionen  annehmen.  Für  Grossstädte, 
wie  Berlin,  mag  dieser  Vorschlag  passen,  nicht  aber  für  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Landgerichtssitze. 

4.  Die  Rechtsanwaltschaft  bei  den  Oberlandesgerichten. 

I.  Auch  darin  ist  v.  Wilmowski  (S.  10  und  218)  beizu- 
stimmen, dass  die  Zulassung  als  Rechtsanwalt  bei  einem  Ober- 
landesgericht nicht,  wie  dies  gegenwärtig  nach  §  99  der  R.-A.-O. 
für  das  Reichsgericht  gefordert  wird,  von  der  Zustimmung  des 
Gerichts  abhängig  sein,  dagegen  eine  fünfjährige  Anwaltspraxis62 
bei  einem  Gerichte  erster  Instanz,  der  eine  Stellung  im  Sinne 
des  §  6  Ziff.  1  der  R.-A.-O.  gleichzuachten  wäre,  verlangt  werden 
soll.  Die  Zustimmung  des  Oberlandesgerichts  steht  mit  dem 
Prinzipe  der  freien  Advokatur  in  Widerspruch.  Allein  nicht  nur 
die  Wichtigkeit  der  bei  den  Oberlandesgerichten  zur  Verhandlung 
gelangenden  Sachen,  sondern  auch  die  Art  und  Weise  der  Be- 
handlung des  ProzessstofFes  und  das  Verhältniss  zu  den  Richtern 
verlangen  eine  grössere  geistige  Reife  und  bessere  Durchbildung 
des  Charakters,  weshalb  nicht  allzu  junge  Leute  als  Anwälte  an 
die  Oberlandesgerichte  kommen  dürfen.  Es  empfiehlt  sich  daher 
hier  auch  eine  längere  Wartezeit  als  für  die  Rechtsanwaltschaft 
bei  den  Landgerichten. 

II.  Es  wurde  bereits  (1  c)  erwähnt,  dass  die  Prokuratoren- 
geschäfte einen  nachtheiligen  Einfluss  auf  das  Studium  der  Pro- 
zesse ausüben.     Diese  Geschäfte  haben  besonders  in  der  ersten 


53  Dies  wurde  auch  nach  der  badischen  Anwaltsordnung  vom  22.  Sept. 
1864  für  erforderlich  erklärt,  um  bei  dem  Oberhofgericht  auftreten  zu  können. 
§  7  Abs.  2. 
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Instanz  einen  ausserordentlichen  Umfang  und  es  ist  darum  einem 
in  dieser  thätigen  Rechtsanwalt,  wenn  er  auch  nur  eine  mittlere 
Praxis  hat,  schwer  möglich,  den  Prozess  juristisch  zu  ver- 
tiefen, geschweige  denn  sich  wissenschaftlich  weiter  zu  bilden. 
Wesentlich  anders  hegen  die  Dinge  in  zweiter  Instanz.  Ueber- 
wiegt  dort  der  Prokurator,  so  tritt  hier  der  Advokat  in  den 
Vordergrund58.  rDer  Rechtsanwalt  erhält  hier  den  Prozess  als 
Ganzes  überliefert.  Ein  Urtheil  mit  ausgearbeitetem  Sachverhalt 
liegt  bereits  vor,  das  durch  die  Akten  ergänzt  wird.  Er  ist 
mithin  der  gleich  mühevollen,  wie  zeitraubenden  Arbeit  des 
Sammeins  enthoben.  Sind  da  auch  thatsächliche  Ergänzungen, 
selbst  Neuerhebungen  vorzunehmen,  wenn  es  sich  um  Geltend- 
machung eines  neuen  Gesichtspunktes  handelt,  oder,  wenn  anf 
bereits  in  erster  Instanz  Vorgebrachtes  sich  beziehende  thatsäch- 
liche Verhältnisse  dort  nicht  oder  nicht  genügend  aufgeklärt 
wurden,  so  kommen  doch  solche  Fälle  im  Allgemeinen  seltener 
vor  und  die  Nachholungen  ko&ten  weniger  Zeit  und  Mühe.  Denn 
diese  Erhebungen  sind  stets  nach  einer  bestimmten  Richtung  vor- 
zunehmen, während  der  Anwalt  erster  Instanz  erst  Ordnung  in 
das  Chaos  der  Parteierklärungen  bringen  muss.  Ist  in  zweiter 
Instanz  das  Urtheil  dem  Gegenanwalt  oder  von  diesem  zugestellt 
worden,  dann  ist  hier  die  Thätigkeit  des  Rechtsanwalts  zu  Ende. 
Alles  Uebrige  besorgt  sein  Kollege  in  erster  Instanz,  an  welchen 
dann  die  Akten  behufs  weiterer  Erledigung  und  Festsetzung  der 
Kosten  zurückgehen,  da  Zwangsvollstreckung  und  Kostenwesen 
bei  den  unteren  Instanzen  liegen"64. 

68  Dies  ist  denn  auch  der  Grund,  weshalb  in  Frankreich  und  Belgien 
selbst  Anhänger  der  Trennung  der  Advokatur  von  der  Prokuratur  die  Be- 
seitigung der  Avoues  an  den  Appellhöfen  und  die  Uebertragung  von  deren 
Funktionen  auf  die  Advokaten  für  zweckmässig  halten.  Foeux  in  der  kriti- 
schen Zeitschrift  für  Hechts  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  des  Auslände» 
Bd.  II,  S.  279.     Ebor  a.  a.  0.  S.  28  u.  29.    Reformes  professionelles  S.  62. 

M  v.  Weinrich,  Reform  S.  89.  —  Vgl.  auch  R.-G.-Entach.  in  C.-S. 
Bd.  VIII,  S.  426. 
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Für  die  Thätigkeit  am  Oberlandesgerichte  wird  also  eine 
andere  Art  der  Begabung  vorausgesetzt,  als  bei  den  unteren  In- 
stanzen. Mehr  wissenschaftlich  veranlagte  Juristen  werden  an  den 
oberen  Gerichten,  mehr  praktisch  befähigte  an  den  unteren  mehr 
leisten65.  Auf  diesem  Wege  wird  es  möglich  sein,  die  Rechts- 
anwälte bei  den  verschiedenen  Gerichten  je  nach  ihrer  G  ei  st  es - 
richtung  und  Veranlagung  zu  verwenden,  was  der  Rechts- 
pflege zu  grossein  Vortheil  gereicht. 

Man  führt  ausserdem  für  eine  besondere  Rechtsanwaltschaft 
bei  den  Oberlandesgerichten  noch  an,  dass  die  Prüfung  eines 
Prozesses  bezüglich  der  Frage,  ob  gegen  das  Urtheil  Berufung 
eingelegt  werden  soll,  durch  einen  zweiten,  noch  nicht  mit  der 
Sache  befassten  und  daher  unbefangenen  Anwalt  erfolge  und  auf 
diese  Weise  die  Oberlandesgerichte  von  mancher  aussichtslosen 
Berufung  verschont  bleiben  würden  und  dass  der  zweite  Anwalt 
der  Sache  eher  neue  Gesichtspunkte  abzugewinnen  vermöge,  als 
der  erste,  7, weil  vier  Augen  mehr  sehen  als  zweiU56. 

5.  Die  Aenderung  des  §  27  Abs.  2  der  Rechtsanwaltsordnung. 

Weder  eine  Amtsgerichtsanwaltschaft  als  Vorstufe  für  die 
Rechtsanwaltschaft  bei  den  Kollegialgerichten,  noch  eine  solche 
bei  den  Oberlandesgerichten,  welche  eine  Spezialisierung  der  Rechts- 
anwaltschaft ermöglicht,  könnten  ihren  Zweck  erfüllen,  wenn 
nicht  §  27  Abs.  2  entsprechend  abgeändert  würde. 

Sowohl  die  Rechtsanwälte  an  den  Amtsgerichten,  als  auch 
die  an  fremden  Kollegialgerichten  zugelassenen,  finden  an  den  in 
Frage    kommenden    Gerichten    zur   Uebernahme    einer    Prozess- 


66  Vgl.  auch  Stettin,  Juristische  Wochenschrift  1894,  S.  336.  Pemsel, 
Referat  S.  19. 

66  Gans  ,  Von  dem  Amte  der  Fürsprecher  vor  Gericht  1829  (2.  Aufl.), 
S.  240.  Verhandl.  des  XIV.  deutschen  Juristentages  Bd.  II,  Heft  1,  S.  38 
u.  39,  Heft  2,  S.  33  u.  34;  Bd.  H,  S  193. 
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vollmacht  befugten  Kollegen  immer  solche,  welche  ihnen  die  Aus- 
ührung  der  Parteirechte  oder  die  Vertretung  übertragen  würden. 
Es  genügt  keineswegs,  um  eine  Umgehung  des  Gesetzes  zu  ver- 
hüten, dass  die  nicht  zugelassenen  Anwälte  zwar  nicht  die  Ver- 
tretung, wohl  aber  die  Ausführung  der  Parteirechte  in  An- 
wesenheit des  Prozessbevollmächtigten  sollen  übernehman  dürfen, 
wie  der  ministerielle  Vorschlag  lautet.  Das  Eine,  wie  das  Andere 
ist  eine  ebenso  nutzlose  wie  kostspielige  Formalität.  Nur  theo- 
retisch ist  der  „prokurierende u  Anwalt  dominus  litis,  thatsäch- 
lich  ist  das  Umgekehrte  der  Fall.  Der  plaidierende  Rechts- 
anwalt sucht  sich  unter  den  Zugelassenen  denjenigen  heraus,  dem 
er  Namens  seiner  Partei  die  Vollmacht  überträgt,  um  der  gesetz- 
lichen Fiktion  zu  genügen,  dass  er  von  diesem  entweder  die 
Ausführung  der  Parteirechte  oder  die  Vertretung  herleite  (!). 
Dem  Prozessbevollmächtigen  ist  in  diesem  Falle  in  der  Regel  der 
Prozess  vollständig  unbekannt,  er  kann  also  auch  die  Ausführungen 
des  plaidierenden  Kollegen  in  der  mündlichen  Verhandlung  nicht 
korrigieren,  wenn  Letzterer  diese  übernommen  hat.  Darum  recht- 
fertigt es  sich  auch  nicht  in  der  Anwendung  des  §  27  Abs.  2 
irgendwelchen  Unterschied  zu  machen. 

Nun  können  allerdings  Fälle  vorkommen,  in  denen  der  Vor- 
trag einer  Sache  durch  einen  nicht  beim  Gerichte  zugelassenen 
Anwalt  wünschenswerth  ist.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  ein  fremdes 
Recht  in  Frage  kommt  oder  wenn  besonders  thatsächliche  Ver- 
hältnisse in  Betracht  kommen,  die  dem  auswärtigen  Anwalte  aus 
irgend  einem  Grunde  besser  bekannt  sind.  In  solchen  Fällen, 
die  ihrer  Natur  nach  nur  Ausnahmen  sind,  soll  dem  Gerichte 
gestattet  sein,  den  Vortrag  auch  einem  nicht  bei  diesem  zugelas- 
senen Anwalte  zu  erlauben57. 

Diesem  Vorschlage  wird  gewöhnlich  mit  dem  Einwände  be- 
gegnet, dass  eine  Beschränkung  der  Plaidierbefugniss  der 


57  Vgl.  auch  v.  Weinrich,  Reform  S.  97. 
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Freiheit  der  Advokatur  zuwider  sei  und  wurde  auch  die 
von  Napoleon  eingeführte  Beschränkung  jener  unter  diesem 
Gesichtspunkte  bekämpft,  bis  die  Ordonnanz  vom  27.  Aug.  1830 
die  Plaidierfreiheit  wieder  herstellte58.  Allein  bei  der  von  der 
Prokuratur  losgelösten  Advokatur  liegen  die  Dinge  doch  wesent- 
lich anders,  als  bei  unseren  Rechtsanwälten,  welche  auch  die 
Prokuratur  übernehmen,  ja  sogar  in  manchen  Ländern  Notare 
sind  und  noch  andere  mit  der  Prozessführung  nicht  zusammen- 
hängende Geschäfte  besorgen,  also  die  Abhaltungen  und  da- 
mit die  Terminskollisionen  häufiger  sind,  so  dass  sich 
hier  eine  Beschränkung  der  Plaidierbefugniss  empfiehlt,  die  dort 
nicht  angebracht  ist5*. 

Uebrigens  besteht  das  Wesen  der  Freiheit  der  Advokatur 
keineswegs  darin,  dass  diese  eine  unterschiedslose  Masse 
bilde,  sondern  es  sind  sehr  wohl  Stufen  innerhalb  derselben  denk- 
bar, wie  es  auch  Stufen  der  Richter  giebt60.  Es  sei  hier  nur  an 
England  erinnert,  wo  das  Bestehen  der  Freiheit  der  Advokatur 
noch  niemals  angezweifelt  wurde,  und  wo  man  in  den  Queen 
Counsels  und  den  Barristern  solche  Stufen  kennt  (Note  13).  Das 
Wesen  der  freien  Advokatur  besteht  darin,  dass  wer  die  ge- 
setzlichen Voraussetzungen,  die  für  die  Zulassung  bei  einem 
bestimmten  Gerichte  gegeben  sind,  erfüllt  hat,  bei  diesem  zu- 
gelassen werden  muss.  Dieses  wird  aber  dadurch  nicht  alterirt, 
dass  für  die  Rechtsanwaltschaft  bei  den  Amtsgerichten  andere 
Normen  für  die  Zulassung  bestehen,  und  bei  den  Oberlandes- 
gerichten wieder  andere,  als  bei  den  Landgerichten. 

Freilich  würde  die  Schaffung  einer  besonderen  Rechtsanwalt- 
schaft bei  den  Oberlandesgerichten  auch  eine  Aenderung  der  Be- 
stimmungen über  die  Simultanzulassungen,   insbesondere  der 


68  Für  die  Plaidierfreiheit   der  Advokaten  führte  man  die  Phrase  in's 
Feld:  „I/avocat  a  le  globe  pour  territoire". 

69  v.  Weinrich,  Reform  S.  84. 
60  Gans  a.  a.  0.  S.  237  u.  238. 
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§  10  und  11    nothwendig  machen,    worüber   die    Enquete    sieb 
gleichfalls  ausschwieg. 

6.  Das  Verhüten  des  Eindringens  unlauterer  Elemente  in  den 

Anwaltstand. 

Der  Aenderung  des  §  5  Ziff.  5  in  der  vom  Cölner  Kammer- 
vorstand  beantragten  Fassung,  dass  Thatsachen  vorliegen  müssen, 
welche,  die  Annahme  begründen,  dass  der  Antragsteller  keine 
genügende  Gewähr  dafür  bietet,  dass  „derselbe  seine  Berufs- 
thätigkeit  gewissenhaft  ausübe  und  in  Ausübung  seines  Berufs 
und  ausserhalb  derselben  sich  der  Achtung  würdig  zeigen  wird, 
die  sein  Beruf  erfordert",  ist  beizustimmen,  während  die  Celler 
Fassung  doch  zu  wenig  greifbare  Momente  bietet,  um  eine  für 
das  ganze  Leben  des  Kandidaten  so  einschneidende  Massregel  in 
Anwendung  zu  bringen.  Die  Vorschläge  wurden  gemacht,  um  zu 
verhüten,  dass,  wie  es  schon  vorgekommen  sein  soll,  Richter  und 
Assessoren,  die  durch  ihr  Benehmen  Aergerniss  erregten,  in  die 
Rechtsanwaltschaft  geschoben  werden. 

Dahingegen  darf  der  Ausschluss  von  einem  Amt  auf  Grund 
eines  rechtskräftigen  Disziplinare  rkenntnisses,  wie  Hamm  vor- 
schlägt, an  sich  noch  nicht  massgebend  für  die  Verweigerung 
der  Zulassung  sein,  weil  dieser  aus  politischen,  sozialen  und  reli- 
giösen Gründen  erfolgt  sein  kann,  die  für  den  freien  Anwaltstand 
absolut  keine  Geltung  beanspruchen  dürfen.  Wie  v.  Wilmowski 
a.  a.  O.  S.  4  und  200  mit  Recht  bemerkt,  bietet  gerade  für  solche 
durchaus  ehrenhafte  Persönlichkeiten  die  freie  Advokatur  ein  Asyl, 
ein  Vorzug,  der  nicht  hoch  genug  veranschlagt  werden  kann. 

Für  eine  Aenderung  des  §  5  Ziff.  6,  was  Hamm  gleich- 
falls vorschlug,  ist  kein  Grund  vorhanden.  Es  kann  nur  darauf 
ankommen,  ob  der  Antragsteller  zur  Ausübung  der  Rechts- 
anwaltschaft dauernd  unfähig  ist,  nicht  aber  darauf,  oder  ob 
er  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  in  den  Ruhestand  versetzt  wurde* 
Jenen  Fall  sieht  Ziff.  6  bereits  vor. 
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7.  Das  Verhältniss  zum  Richteramt. 

I.  In  England  werden  alle  Richter  dem  Advokatenstande 
entnommen  und  in  Frankreich  zum  grössten  Theile61.  Auch  sind 
dort  die  Ergänzungsrichter  an  den  Tribunalen  fast  durchweg 
Advokaten.  Dass  dadurch  das  Verhältniss  der  Advokaten  zu  den 
Richtern  ein  durchaus  kollegiales  wird  und  dass  durch  das  hieraus 
sich  ergebende  Zusammenwirken  von  Advokatur  und  Magistratur 
für  die  Rechtspflege  von  ausserordentlichem  Werthe  ist,  unter- 
liegt keinem  Zweifel.  Ebenso  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass 
es  für  beide  Stände  nur  von  Vortheil  sein  kann,  wenn  häufiger 
als  bisher  ein  Wechsel  zwischen  Richtern  und  Rechtsanwälten 
eintrete  und  höhere  Richterstellen  mit  ausgezeichneten  Anwälten 
besetzt  werden.  Dagegen  ist  es  nicht  unbedenklich,  wenn  man 
die  Rechtsanwaltschaft  als  Durchgangsstufe  für  das  Richteramt 
betrachtet,  indem  auf  diese  Weise  manche  Personen  in  den  Ad- 
vokatenstand gedrängt  werden,  die  bei  aller  Ehrenhaftigkeit  nicht 
für  diesen  Beruf  passen  und  die  Zahl  der  Advokaten  auf  diese 
Weise  ausserordentlich  vermehrt  wird62. 

IE.  Aber  auch,  wenn  man  den  Uebertritt  von  dem  einen 
Beruf  in  den  andern  nur  als  Ausnahme  zulassen  will,  so  ist  es 
doch  sehr  zu  beklagen,  dass,  was  auch  in  der  Enquete  hervor- 
gehoben wurde68,  sich  das  gegenseitige  Verhältniss  von 
Richtern  und  Rechtsanwälten  zusehends  verschlechtert. 
Die  Schuld  mag  hier  wohl  auf  beiden  Seiten  liegen.     Bisweilen 


61  Nach  dem  Gesetz  vom  30.  Aug.  1887  wird  für  die  Anstellung  als 
Richter  bei  einem  Kollegialgerichte  eine  dreijährige  Stage  bei  einem  Barreau 
(avocat  stagiaire)  verlangt.  Es  sind  also  in  Frankreich  die  Advokaten  die 
praktischen  Lehrmeister  des  Richterstandes! 

°*  Vgl.  in  diesem  Sinne  ein  französischer  Gewährsmann  von  Ecler  für 
dessen  Gutachten  zum  IV.  Juristent.  a.  a.  0.  S.  340. 

63  Vgl.  in  dieser  Frage  die  Aeusserungen  der  beiden  Referenten  Levy 
und  Pemsel  auf  dem  Anwaltstage;  so  wie  v.  Wilmowski  a.  a.  0.  S.  6  u.  210. 
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überheben  sich  junge  Anwälte,  die  zu  früh  zu  grossen  Einnahmen 
gelangen,  zum  Theil  bietet  die  mangelhafte  Instruktion  der  Pro- 
zesse Anlass  zu  Konflikten64,  zum  Theil  berührt  auch  die  „ge- 
8chäftsmässigeu  Berufsausübung  mancher  Rechtsanwälte  un- 
angenehm. Auf  der  anderen  Seite  zeigt  sich  aber  bei  einzelnen 
Richtern  ein  gewisser  Beamtenstolz,  der  dem  Rechtsanwalt  die 
Gleichberechtigung  nicht  zugestehen  will65.  Einen  Keim  zu 
Konflikten  enthält  ferner  die  Regulierung  des  Armen- 
rechts. Nach  §  110  der  C.-Pr.-O.  erfolgt  die  Verleihung  des 
Armenrechts  durch  das  Prozessgericht.  Der  bei  der  Sache  so 
sehr  interessierte  Anwaltstand  ist  gänzlich  mundtodt66. 

III.  Vieles  kann  sich  übrigens  auch  durch  die  vorgeschlagenen 
Reformen  bessern.  Die  Einrichtung  der  Amtsgerichtsanwaltschaft 
wird  verhüten,  dass  zu  unerfahrene  Rechtsanwälte  mit  wichtigen 
Prozessen  betraut  werden  und  so  zu  verschiedenen  Reibungen 
Anlass  bieten.  Die  besondere  Rechtsanwaltschaft  an  den  Ober- 
landesgerichten, welche  mit  der  einen  idealen  Berufsauffas- 
sung so  sehr  hinderlichen  Prokuratur  sich  nur  wenig  zu 
befassen  haben  wird,  dürfte  jedenfalls  der  Ausbildung  eines  guten 
Verhältnisses  zwischen  Richtern  und  Anwälten  an  den  oberen 
Gerichten  förderlich  sein  und  in  diesem  Sinne  günstig  auf  die 
unteren  Gerichte  wirken.  Die  Hauptsache  aber  wTird  immer  an 
den  Personen  liegen.  Anwälte  und  Richter  sollen  persönliche 
Leidenschaften  und  Antipathien  zurückdrängen  und  stets  dessen 
eingedenk  sein,  dass  auf  einem  glücklichen  Zusammenwirken  beider 
Organe  das  Heil  der  Rechtspflege  beruht. 


64  Pemsel  a.  a.  0.  S.  12. 

66  Der  bekannte  Berliner  Vertheidiger  Fritz  Friedmann  sagt  in  seiner 
Brochüre:  Die  wahren  Lehren  des  Prozesses,  Berlin  1891,  S.  44,  dass  in  ge- 
wissen jüngeren  Beamtenkreisen  die  Vertheidiger  als  bezahlte  Klopffechter 
bezeichnet  zu  werden  pflegen. 

66  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Gerichte  im  Allgemeinen  das  Armen- 
recht gerne  ertheilen  und  in  Folge  dessen  dasselbe  keineswegs  immer  an 
Bedürftige   und   öfters  selbst   in  aussichtslosen  Prozessen  verliehen  wird.  — 
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D.  Ergebnisse  für  die  Gesetzgebung. 

I.  Auf  Grund  vorstehender  Ausführungen  wird  nachstehende 
Fassung  für  die  abzuändernden  bezw.  neu  einzufügenden  Para- 
graphen der  Rechtsanwaltsordnung  in  Vorschlag  gebracht. 
(„Die  vorgeschlagenen  Aendemngen  sind  durch  besonderen  Druck 
ausgezeichnet".) 

§4. 

Wer  zur  Rechtsanwaltschaft  befähigt  ist,  muss  zu  derselben 
bei  „allen  Amtsgerichten,  und  nach  Erfüllung  der  in  §§  4  a  und 
4b  vorgeschriebenen  Bedingungen  bei  den  darin  bezeichneten" 
Gerichten  des  Bundesstaates,  in  welchem  er  die  zum  Richteramte 
befähigende  Prüfung  bestanden  hat.  zugelassen  werden67. 

Abs.  2  und  3  unverändert. 

§  ^a. 
„Bei  den  Landgerichten  und  Kammern  für  Handelssachen 
kann  als  Rechtsanwalt  nur  zugelassen  werden,  wer  drei  Jahre  bei 
einem  Amtsgericht  als  Rechtsanwalt  zugelassen  oder  im  Justiz- 
dienst oder  als  Gehilfe  eines  Rechtsanwalts  oder  als  Lehrer  des 
Rechts  auf  einer  deutschen  Hochschule  thätig  war  oder  während 
desselben  Zeitraumes  ein  Reichs-,  Staats-  oder  Gemeindeamt  be- 
kleidet hat.« 


Wenn  man  auch  nicht  so  weit  geht,  wie  Jäqües  a.  a.  0.  S.  67,  der  die 
Verleihung  des  Armenrechts  den  Advokatenkorporationen  übertragen  will, 
so  wird  man  doch  gewiss  es  nicht  als  unbillig  betrachten,  wenn  nach  dem 
Vorgang  des  französischen  Gesetzes  über  die  assistance  judiciaire  vom 
22.  Jan.  1851  und  dem  ersten  österreichischen  Entwürfe  einer  Civilprozess- 
ordnung  bei  jedem  Gerichte  eine  Armenrechtskommission  eingerichtet  würde, 
„in  welcher  auch  jener  Stand,  der  durch  Armenrechtsangelegenheiten  sehr 
stark  in  Anspruch  genommen  und  zugleich  vorzugsweise  befähigt  ist,  die 
Durchsetzbarkeit  eines  Anspruches  zu  prüfen,  seine  Vertretung  findet44  (Note 
S.  34).     Vgl.  auch  v.  Weinrich,  Reform  S.  112  ff. 

07  Die  Frage  der  Freizügigkeit  der  Rechtsanwaltschaft  für  das  ganze 
Reichsgebiet  ist  in  der  Enquete  nicht  berührt.  Vgl.  darüber  v. Weinrich, 
Reform  S.  103. 
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§4b. 

„Bei  den  Oberlandesgerichten  kann  als  Rechtsanwalt  nur  zu- 
gelassen  werden,  wer  fünf  Jahre  als  Rechtsanwalt  zugelassen  war 
während  desselben  Zeitraumes  oder  die  in  §  4a  ausserdem  an- 
gegebenen Stellungen  oder  Thätigkeiten  bekleidet  bezw.  aus- 
geübt hat." 

§  6. 

Die  Zulassung  muss  versagt  werden: 

5.  Wenn  „Thatsachen  vorliegen,  welche  nach  dem  Gutachten 
des  Vorstandes  der  Anwaltskammer  die  Ueberzeugung  begründen, 
dass  der  Antragsteller  seine  Berufstätigkeit  nicht  gewissenhaft 
ausüben  oder  sich  der  Achtung  nicht  würdig  zeigen  wird,  die  sein 
Beruf  erfordert. u 

§  io. 

Der  bei  einem  Kollegialgericht  zugelassene  Rechtsanwalt  ist 
„vorbehaltlich  der  in  §  4b  enthaltenen  Bestimmungen"  zugleich 
bei  einem  anderen,  an  dem  Orte  seines  Wohnortes  befindlichen 
Kollegialgerichte  „widerruflich"  zuzulassen,  wenn  das  Oberlandes- 
gericht  durch  Plenarbeschluss  die  Zulassung  „zur  ordnungsmäs- 
sigen  Erledigung   der  Anwaltsprozesse   für  erforderlich  erklärte." 

Erklärt  das  Oberlandesgericht  die  Zulassung  einer  bestimmten 
Anzahl  „zur  ordnungsmässigen  Erledigung  der  Anwaltsprozesse 
für  erforderlich"  und  beantragt  innerhalb  einer  bekannt  zu  machen- 
den vierwöchigen  Frist  eine  grössere  Anzahl  von  Rechtsanwälten 
ihre  Zulassung,  so  entscheidet  unter  den  Antragstellern  die  Landes- 
justizverwaltung GS. 


,,H  Von  einer  Aenderung  des  §  10  der  R.-A.-O.  ist  in  der  Enquete 
nichts  erwähnt;  sie  erscheint  aber  trotzdem  zur  Verhütung  der  so  nach* 
thciligen  Simultanpraxis  (Xote  26)  geboten.  Simultanzulassungen  an  Kolle- 
gialgerichten  sind  auf  das  notwendigste  Mass  zu  beschränken  und  sollen 
nur  da  eintreten,  wo  an  einem  Gerichte  Mangel  an  Rechtsanwälten  vor- 
handen ist. 
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§  11 
"wird  aufgehoben. 

§  27. 

Abs.  1  unverändert. 

Abs.  2.  In  der  mündlichen  Verhandlung  einschliesslich  der 
vor  dem  Prozessgericht  erfolgenden  Beweisaufnahme,  kann  jedoch, 
„mit  Genehmigung  des  Gerichtes"  jeder  Rechtsanwalt  die  Aus- 
führung der  Parteirechte,  und  für  den  Fall,  dass  der  bei  dem 
Prozessgerichte  zum  Prozessbevollmächtigten  bestellte  Rechts- 
anwalt ihm  die  Vertretung  überträgt,  auch  diese  übernehmen, 
„wenn  die  bei  der  Verhandlung  des  Rechtsstreites  zur  Sprache 
kommenden  rechtlichen  oder  thatsächlichen  Fragen  das  Eine  oder 
das  Andere  im  Interesse  der  Sache  als  wünschenswerth  erscheinen 
lassen. u 


II.  Da  gegenwärtig  an  verschiedenen  Orten,  in  welchen  sich 
mehrere  Kollegialgerichte  befinden,  Rechtsanwälte  an  beiden  gleich- 
zeitig zugelassen  sind69,  desgleichen  Simultanzulassungen  auf  Grund 
der  §§  11  und  114  der  R.-A.-O.  existieren,  so  erscheinen,  um  die 
Wirkungen  dieses  Gesetzes  nicht  illusorisch  zu  machen,  Ueber- 


69  Nach  der  deutschen  .Tustizstatistik  Bd.  VI,  S.  100  waren  am  1.  Jan. 
1893  bei  den  Oberlandesgerichten  zugelassen:  731  Rechtsanwälte,  davon  252 
ausschliesslich  bei  solchen  und  472  gleichzeitig  noch  bei  Landgerichten. 
Unter  diesen  befanden  sich  340  Anwälte  am  Sitze  und  155  an  einem  anderen 
Orte,  als  an  dem,  an  welchem  das  Oberlandesgericht  seinen  Sitz  hat.  Unter 
diesen  befinden  sich  43  Anwälte,  die  auf  Grund  des  §  114  der  R.-A.-0.  zu- 
gelassen sind  und  deren  Privilegium  mit  Einführung  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches endet.  Die  noch  verbleibenden  112  Rechtsanwälte  gründen  ihre  Zu- 
lassung auf  §  11  der  R.-A.-0.,  dessen  Aufhebung  beantragt  wird.  Was  die 
auf  Grund  §  11  cit.  bereits  zugelassenen  Rechtsanwälte  betrifft,  so 
fallt  mit  Einführung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  jede  ratio  legis  für  die 
Simultanzulassung  fort.  Es  ist  daher  gewiss  nicht  mehr  als  recht  und  billig, 
sie  den  nach  §  114  der  R.-A.-O.  Zugelassenen  gleichzustellen.  Dass  Ober- 
landes- und  Landgericht  an  verschiedenen  Orten  sind,  macht  für  die  Regel 
das  Simultanpraktizieren  seltener  und  mag  es  darum  angehen,  hier  von  einer 
so  einschneidenden  Bestimmung  abzusehen.  Neuzulassungen  sind  aber  unter 
allen  Umständen  für  unstatthaft  zu  erklären. 
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gangsbestimmungen  geboten.  In  Berücksichtigung  der  bereits 
anhängigen  Prozesse  wurde,  um  einen  Wechsel  von  Anwälten 
möglichst  zu  verhüten,  für  die  unten  erwähnte  Erklärung  eine  ein- 
jährige Frist  festgesetzt. 

„Uebergangsb  estimmun  gena. 

Art.  1. 

^Diejenigen  Rechtsanwälte,  welche  bei  Einführung  dieses  Ge- 
setzes  gleichzeitig  an  mehreren  Kollegialgerichten  ihres  Wohnortes 
zugelassen  sind,  haben  sich  innerhalb  eines  Jahres  der  Justizver- 
waltung  des  Bundesstaates,  dem  sie  angehören,  gegenüber  zu  er- 
klären,  bei  welchem  dieser  Gerichte  sie  die  Zulassung  beizubehalten 
wünschen.  Ist  nach  Ablauf  dieser  Frist  keine  Erklärung  erfolgt, 
so  gilt  die  Zulassung  bei  diesen  Gerichten   als  aufgegeben. 

Auf  Rechtsanwälte,  welche  an  einem  Oberlandesgerichte  und 
einem  Landgerichte  gleichzeitig  zugelassen  sind,  aber  nach  Ablauf 
eines  Jahres  seit  Einführung  dieses  Gesetzes  noch  keine  fünf  Jahre 
die  Fähigkeit  zur  Rechtsanwaltschaft  erworben  haben,  finden  die 
Bestimmungen  des  §  4b  Anwendung. 

Sind  diese  Anwälte  nicht  noch  bei  einem  anderen  Gerichte 
erster  Instanz  ihres  Wohnortes  zugelassen,  so  haben  sie  die  in 
Abs.   1  geforderte  Erklärung  nicht  abzugeben. u 


Art.  2. 
„Auf  Rechtsanwälte,  welche  zur  Zeit  der  Einführung  dieses 


Gesetzes  nur  bei  einem  Kollegialgerichte  zugelassen  sind,  auch 
wenn  sie  die  in  §§  4  a  und  4  b  vorgeschriebenen  Bedingungen  noch 
nicht  erfüllt  haben,  linden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  keine 
Anwendung. 

Das  Gleiche  gilt  bezüglich  derjenigen  Rechtsanwälte,  die  auf 
Grund  der  §§11  und  114  der  R.-A.-O.  bei  einem  Oberlandes- 
gerichte zugelassen  sind.a 
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Art.  3. 

„Die  Zulassung  der  vor  Einführung  dieses  Gesetzes  auf 
Grund  der  §§11  und  114  der  R.-A.-O.  bei  einem  Oberlandes- 
gerichte zugelassenen  Rechtsanwälte  erlischt  mit  Einführung  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Neuzulassungen  nach  den  in  Abs.  1  erwähnten  Bestimmungen 
dürfen  nicht  mehr  erfolgen.*4 

E.  Schlussbetrachtungen. 

Die  vorgeschlagenen  Aenderungen  werden  Vieles  bessern,  in- 
dem sie  einerseits  die  grösseren  Sachen  erfahreneren  Händen 
reservieren,  andererseits  die  Störungen  verringern,  welche  durch 
Terminskollisionen  hervorgerufen  werden.  Allein  sie  sind  weit 
entfernt,  die  Uebelstände,  die  in  der  Rechtsanwaltschaft  bestehen, 
radikal  zu  beseitigen.  Dieselben  ergeben  sich  aus  der  Viel- 
artigkeit der  Geschäfte,  die  von  unseren  Rechtsanwälten  be- 
sorgt werden.  Das  mündliche  Verfahren  beruht  wesentlich  auf 
der  Persönlichkeit  des  Anwalts.  Dasselbe  duldet  darum  keine 
Zersplitterung  der  Kräfte.  Wie  liegen  die  Dinge  aber  in  Wirk- 
lichkeit ?  Im  Norden  versehen  Rechtsanwälte  das  Amt  des  Notars, 
fast  im  ganzen  Gebiet  des  Reiches  beschäftigen  sie  sich  mit  Ver- 
mögensverwaltungen aller  Art.  Das  Notariat  drängt  die  An- 
wälte in  die  Beamtenstellung  und  macht  sie  abhängig  von  den 
Gerichten  und  den  Staatsanwaltschaften,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  das  Versehen  zweier  so  verantwortlicher  Stellungen, 
wie  es  die  eines  Rechtsanwaltes  und  eines  Notars  nun  einmal  sind, 
nur  nachtheilig  auf  einander  einwirken  kann  und  schliess- 
lich dahin  führt,  dass  die  Notariatsgeschäfte  von  unwissenden 
Schreibern  besorgt  werden 70.  Leider  ist  hier  wenig  Aussicht  auf 
Besserung  vorhanden.     Es  soll  nun  mit  Einführung  des   bürger- 


70  Sehr  lehrreich  in  dieser  Beziehung  ist  eine  Eingabe  der  deutschen 
Bureaubeamten  an  den  deutschen  Anwalts  verein,  abgedruckt  in  der  juristi- 
schen Wochenschrift  von  1890,  S.  349  ff. 
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liehen  Gesetzbuches  der  grösste  Theil  der  Notariatsgeschäfte  den 
Gerichten  übertragen  werden.  Das  Wenige,  was  noch  bleibt, 
würde  dann  von  Rechtsanwälten  besorgt  und  für  die  Sanierung  des 
Standes  wäre  nichts  gewonnen.  Dieser  hat  im  Gegentheil  ein 
Interesse  an  der  Schaffung  eines  lebenskräftigen  Notariats, 
das,  ähnlich  wie  in  Frankreich,  neben  der  Kautelarjurisprudenz 
die  rechtsverständige  Berathung  des  Publikums  in  Vermögens- 
angelegenheiten  übernehmen  würde. 

Aber  nicht  nur  das  Notariat,  sondern  auch  die  Konkurs- 
verwaltungen, sowie  die  anderen,  meist  recht  einträglichen  Ver- 
walterposten, wirken  nachtheilig  auf  die  Thätigkeit  des  Rechts- 
anwaltes ein.  Die  Konkursverwaltung  bringt  den  Anwalt  in 
ein  Abhängigkeitsverhältniss  zum  Amtsrichter,  das  nicht  nur  da- 
durch begründet  wird,  dass  der  Richter  diese  Stellung  nach  Gut- 
dünken zu  vergeben  hat,  sondern  die  ganze  Thätigkeit  des  Kon- 
kursverwalters verlangt  die  richterliche  Beaufsichtigung.  Es  würde 
darum  in  Erwägung  zu  ziehen  sein,  ob  nicht  nach  Analogie  der 
Official  Receivers  in  England71  ständige,  unter  strengster 
richterlicher  Aufsicht  stehende,  dem  Anwaltsstande  nicht 
angehörige,  Konkursverwalter  mit  territorial  abgegrenzten 
Bezirken  ernannt  werden  sollen.  Aber  nicht  nur  in  ein  Abhängig- 
keitsverhältniss vom  Richter,  sondern  auch  in  die  Stellung  eines 
Maklers  und  Geschäftsmannes  wird  der  Rechtsanwalt,  dessen 
Beruf  ein  nobile  officium  sein  soll,  hineingedrängt,  wenn  er  als 
Konkursverwalter  die  Vermögensstücke  veräussern  soll.  Damit 
wird  ein  weiterer  wunder  Punkt  unseres  Anwaltsstandes  berührt, 
dessen  Angehörige  nicht  nur  zu  Konkursmassen  gehörige  Objekte, 
sondern  auch  andere,  sei  es  zu  Erbschaftsmassen,  sei  es  Einzelnen 
gehörende  Güter  auftragsweise  verkaufen.  Dies  sind  nicht  Sachen 
des  Anwaltes,  sondern  des  Agenten,  dessen  Arbeitsfeld 
strenge  von    dem    des   Rechtsanwaltes    abgetrennt    sein 


71  Schuster,  Die  bürgerliche  Rechtspflege  Englands.    Berlin  1887,  S.  92. 
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rnnss7*.  Schon  Jaques  a.  a.  O.  S.  87  verlangt  deshalb  eine  ge- 
setzliche Regelung  des  Agentenwesens.  Ohne  eine  solche  —  denn 
§  35  der  G.-O.,  der  den  Verwaltungsbehörden  gestattet,  den 
Rechtsagenten  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ihren  Gewerbe- 
betrieb zu  verbieten  und  eine  Anzeigepflicht  für  die  Letzteren 
statuirt,  kann  doch  ebensowenig  wie  §  143  Abs.  2  der  C.-Pr.-O. 
als  genügend  angesehen  werden  —  sind  die  Rechtsagenten  seit  dem 
1.  Okt.  1879  recht  üppig  in  die  Halme  geschossen,  haben  sich  als 
Stand  konstituirt  und  in  Innungen  gegliedert.  An  massgebender 
Stelle  scheint  man  die  Verbindung  der  Rechtsanwaltschaft  mit 
dem  Notariat  und  der  Geschäftsagentur  weder  für  den  Prozess- 
betrieb noch  das  Ansehen  des  Standes  für  gefährlich  zu  halten. 
Nichts  desto  weniger  bilden  sie  die  schiefe  Ebene,  auf  der 
der  Stand  heruntergleitet,  und  darum  scheint  es  geboten, 
immer  und  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dass  das  nobile  offi- 
cium des  Rechtsanwaltes  sich  mit  der  Stellung  des  Güterpflegers 
nicht  vereinen  lässt. 


71  Vgl.  oameiitlich   auch  Gundermann,   Richteramt  und  Advokatur  in 
England.    München  1869,  S.  34. 
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Uebertragung  vormundschaftlicher   Befugnisse  an 
die  Armen-  bezw.  Gemeindebehörden. 

Von 

L.  Ludwig -Wolf,  Stadtrath  in  Leipzig. 


Unser  bürgerliches  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich,  das 
grosse  gesetzgeberische  Werk,  welches  bestimmt  ist,  dem  deut- 
schen Volke  ein  einheitliches  bürgerliches  Recht  zu  geben  und  mit 
demselben  ein  weiteres  Band  des  Zusammenhaltes  um  alle  deut- 
schen Stämme  zu  schlingen,  ist  nach  der  dem  Reichstage  gewor- 
denen Mittheilung  nunmehr  im  Wege  der  Revision  so  weit  ge- 
fördert, dass  in  nicht  zu  ferner  Zeit  der  Vorlage  des  gesammten 
revidirten  Entwurfes  entgegengesehen  werden  darf.  Dass  man 
diesem  Augenblicke  nicht  bloss  in  den  speziellen  Kreisen  der  Fach- 
juristen, sondern  in  allen  den  Kreisen  unseres  gesammten  deut- 
schen Volkes,  welche  der  Bedeutung  der  Kodifikation  unseres 
bürgerlichen  Rechtes  für  unser  gesammtes  Volksleben  ein  auch 
nur  allgemeineres  Interesse  und  Verständniss  entgegenbringen,  mit 
der  höchsten  Spannung  entgegensieht,  bedarf  wohl  keiner  weiteren 
Ausfuhrung  und  Begründung,  kann  es  doch  dabei  nicht  ausbleiben, 
dass  damit  mehr  oder  weniger  tief  eingegriffen  wird  nicht  bloss  in 
die  Interessen  und  Gewohnheiten  einzelner  Kreise  und  Schichten 
der  Bevölkerung,  sondern  auch  in  die  ganzer  Landestheile  und 
Stämme.     Ganz  besonders  aber  richtet  sich  die  Spannung  auf  die 
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jenigen  Punkte  bezw.  Materien,  bezüglich  deren  nach  dem  Er- 
scheinen des  ersten  Entwurfes  die  Kritik  einen  abweichenden  Stand- 
punkt eingenommen  und  der  Wunsch  Ausdruck  gefunden  hat,  dass 
an  sie  gelegentlich  der  Revision  die  ändernde  und  bessernde  Hand 
gelegt  werden  möchte. 

Zu  denjenigen  Interessenten  nun,  welche  derartigen  Wünschen 
Ausdruck  verliehen  haben,  gehört  auch  der  Deutsche  Verein  für 
Armenpflege  und  Wohlthätigkeit.  Bereits  im  Beginn  des  Jahres 
1889,  als  der  erste  Entwurf  zu  dem  Zwecke  veröffentlicht  wurde, 
dass  Alle,  die  es  anging,  zu  demselben  und  den  in  ihm  nieder- 
gelegten Ansichten  und  Grundsätzen  Stellung  nehmen  möchten, 
betraute  er  eine  Kommission  mit  der  Berichterstattung  über  die 
Stellung  des  Entwurfes  zu  den  Fragen  und  Aufgaben  der  Armen- 
pflege. Für  die  Erledigung  ihres  Auftrages  boten  sich  der  Kom- 
mission zwei  Wege.  Der  eine  Weg  hätte  darin  bestanden,  an- 
knüpfend an  die  einzelnen  Abtheilungen  des  Entwurfes  und  deren 
Paragraphen  zu  erörtern,  ob  in  der  betreffenden  Einzelbestimmung 
eine  Berührung  mit  dem  Gebiete  der  Armenpflege  stattfinde  oder 
nicht  und  falls  eine  solche  vorhanden,  ob  die  vorgeschlagene  Be- 
stimmung den  Anforderungen  einer  sachgemässen  Armenpflege 
Rechnung  trage?  Dieser  Weg  erschien  jedoch  der  Kommission 
nicht  unbedenklich,  denn  je  nachdem  man  die  Aufgaben  der  Armen- 
pflege enger  oder  weiter,  z.  B.  durch  Einbeziehung  des  Gebietes 
der  vorbeugenden  Armenfürsorge,  auffasst,  wird  es  eine  Sache  der 
rein  persönlichen  Auffassung,  ob  nicht  eine  civilrechtliche  Be- 
stimmung auch  in  ihren  ferner  liegenden  Wirkungen  dazu  an- 
gethan  sein  könne,  die  wirthschaftlichen  Existenzbedingungen  des 
Einzelnen  zu  beeinträchtigen,  ihn  der  Armenpflege  zuzuführen  und 
daher  in  den  Kreis  der  Besprechung  einzubeziehen  sei  oder  nicht? 
In  dieser  Uferlosigkeit  der  Begrenzung  lag  aber  die  grosse  Ge- 
fahr, dass  unstreitig  Wichtiges  uud  Notwendiges  sich  unter  der 
Menge  des  Minderwichtigen  und  Fernerliegenden  verlieren  und 
das  Allzuviel  in  den  Forderungen   das  Gewicht   einer  gegenthei- 
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ligen  Ansicht  auch  in  Ansehung  der  anerkannt  wichtigen  Dinge 
aufheben  könnte. 

Aus  diesem  Grunde  entschied  sich  die  Kommission  dafür, 
den  anderen  Weg  zu  gehen,  nämlich  einige  wenige  Materien  heraus- 
zugreifen  und  in  Bezug  auf  dieselben  die  einschlagenden  Bestim- 
mungen des  Entwurfes  einer  Prüfung  und  Erörterung  zu  unter- 
ziehen. Als  solche  Materien  schied  man  aus:  die  Armenstiftungen, 
die  Ersatzpflicht,  die  Unterhaltspflicht  und  endlich  die  elterliche 
Gewalt  und  die  Sorge  für  verwaiste  Kinder1. 

Wenn,  wie  hier  ersichtlich,  die  elterliche  Gewalt  und  deren 
Ersatz,  die  Vormundschaft,  für  so  wichtig  erachtet  wurden,  in 
den  Kreis  der  Besprechung  und  Verhandlung  gezogen  zu  werden, 
so  ist  zur  Begründung  dieses  Entschlusses  in  aller  Kürze  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  Ordnung  der  Familienrechte  für  die  Armen- 
verwaltungen  insofern  ein  schwerwiegendes  Interesse  besitzt,  als  die 
Vernachlässigung  der  aus  dem  Familienrechte  erwachsenden 
Pflichten,  insonderheit  die  Vernachlässigung  der  Sorge  für  das 
leibliche,  geistige  und  sittliche  Wohl  unerwachsener  und  hand- 
lungsunfähiger Personen  im  Allgemeinen  Gefahren  für  das  Ge- 
meinwesen mit  sich  führt,  im  Einzelfall  aber  das  Einschreiten  der 
Behörde  zwecks  Uebernahme  der  Fürsorge  für  die  betreffende 
Person  und  in  Folge  der  Fürsorge  fast  durcbgehends  auch  die 
Aufwendung  und  Inanspruchnahme  öffentlicher  Mittel  nothwendig 
macht. 

Lassen  wir  die  Bestimmungen  des  von  der  Vormundschaft 
handelnden  dritten  Abschnittes  des  familienrechtlichen  Theiles  des 
Entwurfes  und  deren  Begründung  in  den  Motiven,  soweit  sie  für 
das  vorliegende  Thema  in  Frage  kommen,  an  unserem  Auge  vor- 
überziehen,  so  lässt  sich  der  Gesammteindruck,  den  wir  gewinnen, 
ungefähr  dahin  kurz  zusammenfassen: 

1  Siehe  die  darüber  erstatteten  Berichte  in  Heft  8  (S.  1 — 84)  und 
Heft  9  (S.  13 — 49)  der  Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege 
und  Wohlthätigkeit. 
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Der  Entwurf  lehnt  sich,  wie  sehr  erklärlich,  an  die  preussi- 
sche  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875  an,  einmal,  weil 
in  dieser  das  Vormundschaftsrecht  für  den  ganzen  Umfang  des 
grössten  deutschen  Bundesstaates  geordnet  ist,  das  andere  Mal, 
weil  in  derselben  die  über  das  Vormundschaftswesen  geltenden 
neueren  Anschauungen  Gestalt  gewonnen  haben  und  niedergelegt 
sind.  Der  Entwurf  steht  auf  dem  Standpunkte,  die  Fürsorge  für 
die  Person  und  das  Vermögen  des  Mündels  im  Wesentlichen  dem 
Vormunde  zu  überlassen  und  den  Vormundschaftsbehörden  die 
Oberaufsicht  ohne  eigentliches  selbstständiges  Eingreifen  zuzu- 
weisen. Aus  den  Motiven  zu  diesem  Theile  des  Entwurfes  ist  das 
Streben  erkennbar,  dem  praktischen  Bedürfnisse  möglichst  gerecht 
zu  werden.  Während  nun  die  Vorschriften  über  die  Vermögens- 
verwaltung sehr  umfangreich  ausgestaltet  sind,  enthält  über  die 
Fürsorge  für  die  Person  des  Mündels  der  §  1655  des  Entwurfes 
nur  die  Bestimmung,  dass  die  von  der  elterlichen  Gewalt  han- 
delnden §§  1504,  1505  und  1509  entsprechende  Anwendung  zu 
finden  haben.  So  kurz  diese  Bestimmung  auch  äusserlich  ist,  so 
erschöpfend  und  dem  Zwecke  genügend  ist  sie,  wenn  man  erwägt, 
dass  alle  die  bei  der  Erziehung  einer  Person  einschlagenden  Dinge 
sich  unmöglich  durch  gesetzliche  Einzelvorschriften  regeln  lassen, 
dass  alle  die  hier  notwendigen  Massnahmen  dem  einsichtigen  Er- 
messen des  Vormundes  anheimgestellt  werden  müssen  und  dass 
es  sich  deshalb  auch  vor  Allem  nur  darum  handeln  kann,  für  das 
so  bedeutungsvolle  Amt  eines  Vormundes  geeignete  Personen  zu 
gewinnen  und  deren  Thätigkeit  in  geeigneter  Weise  zu  überwachen. 
Das  ist  auch  die  Richtung,  in  der  sich  das  Interesse  der  Gemeinde- 
bezw.  Armenbehörden  an  der  Sache  bewegt,  denn  gemeiniglich 
sind  (von  seltenen  Ausnahmen  abgesehen)  es  nur  die  Fälle,  wo 
von  einer  Vermögensverwaltung  keine  Rede  ist,  welche  eine  Mit- 
wirkung der  Gemeindebehörde  und  ihrer  Organe  bei  der  Erziehung 
des  Unmündigen  erheischen.     Das  Nähere  soll  nach  den  Motiven 

dem  Einführungsgesetze  und  den  Ausführungsgesetzen  der  Einzel- 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  1.  a 
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Staaten  vorbehalten  bleiben,  doch  stellt  eine  Note  zu  §  1634  des 
Entwurfes  schon  jetzt  für  das  Einführungsgesetz  eine  Bestimmung 
in  Aussicht,  welche  dahin  lautet: 

„Die  Landesgesetze  können  bestimmen,  dass  der  Vorstand 
einer  unter  Verwaltung  des  Staates  oder  einer  Gemeindebehörde 
bestehenden  Verpflegungsanstalt,  in  welche  ein  Minderjähriger 
aufgenommen  ist,  die  Pflichten  und  Rechte  eines  Vormundes 
dieses  Minderjährigen  bis  zu  dessen  Volljährigkeit  hat,  un- 
beschadet der  Befugniss  des  Vormundschaftsgerichtes,  statt  des 
Vorstandes  einen  Anderen  zum  Vormunde  zu  bestellen,  dass 
ferner  im  Falle  einer  solchen  kraft  des  Gesetzes  stattfindenden 
Bevormundung  durch  den  Anstaltsvorstand  ein  Gegenvormund 
nicht  zu  bestellen  ist  und  dem  Anstaltsvorstande  die  Befreiungen 
zustehen,  welche  nach  den  Vorschriften  des  §  1690  angeordnet 
werden  können." 

Ob  eine  so  gestaltete  Vorschrift,  so  wohl  gemeint  sie  auch 
ist,  den  vorhandenen  Bedürfnissen  voll  genügen  oder  sich  nicht 
vielmehr  als  zu  eng  gefasst  erweisen  dürfte,  wird  weiter  unten 
nochmals  berührt  werden. 

Durch  welche  Behörde  die  Rechte  und  Obliegenheiten  der 
Vormundschaftsbehörde  wahrgenommen  werden  sollen,  überlässt 
der  Entwurf  der  Bestimmung  durch  die  Landesgesetzgebung,  wenn 
auch  aus  den  Motiven  hervorgeht,  dass  im  Allgemeinen  die  Leitung 
dieser  Angelegenheiten  durch  das  Amtsgericht  erfolgen  soll,  wie 
es  gegenwärtig  in  den  meisten  deutschen  Staaten  der  Fall  ist. 
Dagegen  überträgt  er  durch  §  1725  die  zur  Unterstützung  des 
Vormundschaftsgerichtes  dienende  Einrichtung  des  Gemeinde- 
waisenrathes  auf  alle  Bundesstaaten,  welche  diese  in  der  preussi- 
schen  Vormundschaftsordnung  enthaltene  Einrichtung  noch  nicht 
besitzen. 

Wenden  wir  uns  nun  zunächst  der  durch  den  Entwurf  ver- 
allgemeinerten Einrichtung  des  Waisenrathes  zu,  so  drängt  sich 
fast  ungewollt  und  wie  von  selbst  die  Frage   auf:    hat  diese  bis 
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jetzt  nur  in  Preussen  bestandene  Einrichtung  so  gut  gewirkt  und 
solche  Erfolge  aufzuweisen,  dass  durch  dieselben  die  Uebertragung 
auf  den  weiteren  Kreis  des  Reiches  und  durch  ihre  Einführung 
die  Beseitigung  und  der  Ausschluss  aller  ähnlichen,  einem  gleichen 
Zwecke  dienenden  anderwärtigen  Einrichtungen  gerechtfertigt  wird: 
Leider  fallt  bei  einer  Umschau,  die  wir  zu  dem  Ende  gehalten, 
die  Antwort  nicht  in  dem  bejahenden  Sinne  aus,  den  man  unter 
solchen  Umständen  sicher  meint  voraussetzen  zu  dürfen.  Sei  es 
gestattet,  einige  Urtheile  hier  anzuführen: 

Amtsrichter  Dr.  MüNSTERBERG-Menden  (jetzt  Leiter  des 
Hamburger  Armenwesens)  urtheilt  in  seinem  oben  bereits  benützten 
Berichte:2 

„Für  Preussen  ist  durch  die  Verordnung  die  Einrichtung 
der  Waisenräthe  geschaffen,  welche  dem  Gerichte  bei  Auswahl 
der  Vormünder  zur  Seite  stehen  und  die  Aufsicht  über  das  per- 
sönliche Wohl  des  Mündels  und  über  seine  Erziehung  führen 
sollen;  insbesondere  sollen  sie  auch  Mängel  oder  Pflichtwidrig- 
keiten, welche  sie  bei  der  körperlichen  oder  sittlichen  Erziehung 
des  Mündels  wahrnehmen,  dem  Gerichte  zur  Anzeige  bringen; 
auf  der  anderen  Seite  soll  das  Gericht  den  Waisenrath  von  der 
Bestellung  des  Vormundes  in  Kenntniss  setzen  und  der  Vor- 
mund demselben  von  Verlegung  des  Aufenthaltes  des  Mündels 
Nachricht  geben.  Dieses  alles  nimmt  sich  nun  auf  dem  Papier 
sehr  schön  aus;  wer  aber  die  Verhältnisse  kennt,  der  weiss, 
dass  es  in  den  allermeisten  Fällen  über  eine  ganz  formalistische 
Verbindung  des  Gerichtes  und  des  Waisenrathes  nicht  hinaus- 
kommt; dass  ein  Richter  die  Waisenräthe  seines  Bezirkes 
anders  als  durch  Schriftwechsel  kennen  lernt,  sind  Ausnahme- 
fälle."   

In  dem  Verwaltungsberichte  des  Magistrates   zu  Hildesheim 


*  Siehe  denselben  in  Heft  8  der  Schriften   des   deutschen  Vereins  für 
Annenpflege  und  Wohlthätigkeit  S.  57 — 74. 

4* 
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vom  Jahre  1886  findet  sich  die  Bemerkung  —  nach  Beschreibung, 
wie  in  Hildesheim  die  Sache  geordnet  worden  — : 

„Wir  messen  nach  den  hier  gemachten  Erfahrungen  der 
Einrichtung  des  Waisenrathes  nach  den  verschiedensten  Rich- 
tungen hin  eine  hohe  Bedeutung  bei,  können  aber  allerdings 
uns  der  Wahrnehmung  nicht  verschliessen,  dass  anderer  Orten 
sie  sich  sehr  wenig  entwickelt  haben,  ja  grösstenteils  ein- 
geschlafen zu  sein  scheinen"  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Auch  auf  der  Jahresversammlung  des  Deutschen  Vereins  für 
Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  im  Mai  1893  in  Görlitz8  wurde 
die  Frage  der  Waisenräthe  gestreift.  Während  hier  Beigeordneter 
ZiMMERMANN-Köln  sich  dahin  vernehmen  Hess: 

„Mit  dem  Waisenräthe  werden  Sie  ein  genügendes  Resultat, 
wenigstens  in  grösseren  Städten,  nie  erzielen  und  können  auch 
die  ja  wiederholt  in  letzter  Zeit  gemachten  Versuche,  die  letz- 
tere   Einrichtung    einer    gedeihlichen    Wirksamkeit    entgegen- 
zufahren, aus  naheliegenden  Gründen  ein  anderweites  Ergebnis» 
nicht  herbeiführen a, 
erwähnte  Stadtrath   Brinkmann- Königsberg  die   besseren   Erfah- 
rungen, die  er  auf  diesem  Felde  gemacht;  es  ging  aber  aus  seinen 
Worten  unwiderleglich  hervor,    dass  eine  regere  Theilnahme  der 
Mitglieder   des  Waisenrathes   erst  von   dem  Augenblicke   an  be- 
gonnen  hat,    wo   sich   der   Königsberger  Waisenrath   selbst  ein 
Mehreres  an  Kompetenz  zugesprochen   hat,    als    ihm   durch   die 
Vormundschaftsordnung  zugetheilt  ist.     Er  sagte: 

„Es  war  in  der  Geschäftsanweisung  den  Waisenräthen  ganz 
ausdrücklich  verboten,  sich  um  mehr  als  das  allgemeine  Wohl- 
befinden ihrer  Schützlinge  zu  bekümmern;  und  das  entspricht 
ja  auch  dem  Wortlaut  unserer  preussischen  Vormundschafts- 
ordnung.  —  Ich  Hess  mir  nun  von  mehreren  anderen  Städten 


3  Siehe  Heft  17  der  Schriften  des  deutschen  Vereines  für  Armenpflege 
und  Wohlthätigkeit. 
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die  Waisenrathsordnungen  kommen  und  fand  zwar  auch  dort 
überall  das  Prinzip  aufgestellt,  dass  sich  kein  Waisenrath  ohne 
Grund  in  die  eigentlichen  Vormundschaftsgeschäfte  d.  h.  in 
diejenigen  Angelegenheiten  einmischen  solle,  die  dem  Vormund 
zur  Ausführung  vorbehalten  sind.  Aber  trotzdem  galt  es  dort 
als  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Waisenrath  ab  und  zu  seine 
Mündel  besucht  und  nachsieht,  wie  es  ihnen  ergeht.  Und 
diese  Einrichtung  haben  wir  dann  auch  bei  uns  getroffen. 
Die  Herren  sind  auf  diese  Weise  erst  in  die  Lage  ge- 
kommen, sich  genau  zu  unterrichten,  wie  ihre  Mündel  auf- 
gehoben   sind .     Das    alles    schafft    ihnen    eine    gewisse 

Freudigkeit  in  ihrem  Thun  und  wird  hoffentlich  segensreiche 
Früchte  tragen". 

Gerade  diese  letztere  Ausführung  eines  Vertheidigers  der 
Einrichtung  des  Waisenrathes  war  mir  insofern  von  besonderem 
Interesse,  als  sie  das  Moment  zugestand,  welches  ich  bei  einer 
Besprechung  des  Institutes  der  Waisenräthe  bereits  auf  dem  am 
7.  Juni  1890  in  Leipzig  stattgefundenen  sächsischen  Gemeinde- 
tage glaubte  als  das  für  die  ganze  Institution  bestimmende  und 
charakteristische  hervorheben  zu  sollen.  Ich  führte  nach  Vor- 
führung der  einschlagenden  Gesetzesbestimmungen  aus: 

„Wie  Sie  aus  den  angezogenen  Gesetzesbestimmungen  ent- 
nehmen, ist  die  Stellung  eines  Waisenrathes  lediglich  eine 
Zwischenstellung  zwischen  Vormund  und  Vormundschafts- 
behörde; seines  Amtes  ist  es  nur  in  Unterstützung  der  Be- 
hörde den  Vormund  wie  den  Mündel  zu  kontroliren,  bei  wahr- 
genommenen Unregelmässigkeiten  hat  er  Anzeige  zu  erstatten, 
ohne  dass  ihm  die  Möglichkeit  eines  unmittelbaren  Einschreitens 
gegeben  wäre.  Ich  kann  nicht  sagen,  dass  mir  diese  Einrich- 
tung als  ein  besonders  glücklicher  Griff  erscheint.  Ganz  ab- 
gesehen von  der  etwas  unerquicklichen  Rolle  des  Aufpassers 
und  Angebers,  ist,  frage  ich  Sie,  eine  so  lediglich  passive 
Bolle  irgendwie  dazu  angethan ,  mit  einer  gewissen  Hingabe  an 
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das  Amt  zu  erfüllen?  Dem  Waisenrathe  kann  auf  Grund 
seiner  Beobachtungen  auf  das  Deutlichste  vor  der  Seele  stehen, 
was  im  gegebenen  Falle  und  zwar  rasch  zu  geschehen  habe, 
er  muss  in  Folge  der  Halbheit  seiner  Stellung  ruhig  mit  an- 
sehen, wie  auf  die  erstattete  Anzeige  hin  die  nutzbare  Zeit 
vergeht  und  schliesslich  vielleicht  gar  in  Folge  missverständ- 
licher  Auffassung  seiner  Anregungen,  sei  es  durch  das  Vor- 
mundschaftsgericht, sei  es  durch  den  nicht  von  ihm  instruirten 
Vormund,  etwas  ganz  Anderes  herauskommt,  als  das  von  ihm 
Beabsichtigte  und  für  nothwendig  Erachtete.  Eine  einzige 
solche  Erfahrung  ist  dazu  angethan,  die  Hingabe  an  das 
Amt  von  Grund  aus  zu  zerstören  und  dieses  für  immer  zu 
verleiden". 

Sind  also  die  mit  dem  Institut  der  Waisenrathe  bis  jetzt 
gemachten  Erfahrungen  noch  sehr  fraglicher  Natur,  so  wird  man 
mir  es  wohl  nicht  als  eine  partikularistische  Schrulle  und  Vor- 
eingenommenheit auslegen,  wenn  ich  ihm  gegenüber  als  Verthei- 
diger  einer  auf  das  gleiche  Ziel  lossteuernden  Einrichtung  auf- 
trete, welche  sich  durch  die  Verhältnisse  angeregt  und  gefordert 
zunächst  in  Leipzig  herausgebildet  und  von  da  aus  bereits  auf 
eine  grössere  Anzahl  sächsischer  Städte  verbreitet  hat.  Ich 
meine  damit  die  Uebertragung  vormundschaftlicher  Befugnisse 
an  die  Armen-  bezw.  Gemeindebehörden. 

Wenn  ich  es  unternehme,  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  eine 
Darlegung  unserer  Einrichtungen  zu  geben,  so  meine  ich  am 
zweckiilässigsten  zu  verfahren,  wenn  ich  bei  meiner  Darlegung 
den  zeitlichen' Gang  einhalte,  den  die  Einrichtung  genommen  hat, 
weil  daraus  die  geehrten  Leser  am  besten  ersehen  können,  wie 
die  Sache  sich  entwickelt  hat,  und  weil  sie  an  der  Hand  dieser 
Entwicklung  die  Ueberzeugung  zu  gewinnen  vermögen,  dass  sie 
es  nicht  mit  einem  am  grünen  Tische  ausgeklügelten  Projekte, 
sondern,  wie  schon  gesagt,  mit  einer  Einrichtug  zu  thun  haben, 
die  aus  dem  Bedürfnisse   und  den  Verhältnissen  emporgestiegen 
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und  durch  dieselben  weiter  fortgebildet  worden  ist.  Nur  bitte 
ich  dabei  immer  beachten  zu  wollen,  dass  das  sanitätspolizeiliche 
Beiwerk,  mit  dem  unsere  Einrichtung  durchflochten  ist,  für  die- 
selbe an  sich  nicht  nothwendig  ist,  sondern,  dass  es  nur  als  eine 
Beigabe  zu  betrachten  ist,  die  wir  aus  verschiedenen  Gründen 
für  zweckmässig  erachtet  haben. 

Da  sich  die  Einrichtung  aber  anschliesst  an  unsere  kommu- 
nale Kinderfürsorge,  so  ist  es  erforderlich,  erst  diese  mit  wenigen 
grossen  Strichen  darzulegen: 

Unsere  kommunale  Kinderfürsorge  gliedert  sich,  wie  dies  auch 
anderwärts  zumeist  der  Fall  ist,  gemäss  den  ihr  gestellten  Auf- 
gaben und  gemäss  dem  den  einzelnen  Zweigen  innewohnenden 
verschiedenen  rechtlichen  Charakter  in  drei  grosse  Zweige :  in  die 
Fürsorge  für  die  Zieh-  oder  Haltekinder,  in  die  armenrechtliche 
Fürsorge  für  erziehungsbedürftige  Kinder  (Waisenkinder,  Halb- 
waisen, verlassene  Kinder  etc.)  und  endlich  in  die  armenpolizei- 
liche Fürsorge  für  der  Verwahrlosung  anheimgefallene  oder  ent- 
gegengehende Kinder  (die  Fälle  der  Zwangerziehung),  wobei  noch 
bemerkt  sein  mag,  dass  nach  diesseitigen  landesgesetzlichen  Be- 
stimmungen die  Zwangserziehung  nicht  erst  nach  stattgehabter 
Bestrafung  des  Kindes,  sondern  auch  schon  bei  nachgewiesener 
Gefahr  der  Verwahrlosung  eintreten  kann. 

Was  zunächst  das  Ziehkinderwesen  anlangt,  so  hat  der  ßath 
die  ihm  zustehende  obrigkeitliche  Aufsicht  darüber  seiner  Ab- 
theilung  für  das  Armenwesen  —  dem  Armenamte  —  übertragen, 
weil  bei  demselben  bereits  seit  langen  Jahren  eine  Einrichtung 
für  die  Wahrnähme  der  Interessen  dieser  armen  Kinder  bestand. 
Im  Jahre  1824  überliess  nämlich  ein  ungenannter  Menschenfreund 
dem  damaligen  Armendirektorium  ein  Kapital  von  7500  Mk. 
unter  der  Bedingung,  dass  der  Kapitalstock  unangreifbar  bleiben, 
der  Zinsenertrag  aber  zur  Förderung  der  Fürsorge  für  uneheliche 
Kinder  verwendet  werden  sollte.  Diese  Zuwendung  wurde  die 
finanzielle    Grundlage    unserer    jetzigen    Ziehkinderanstalt.      An 
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derselben  wirken  mit  Unterstützung  durch  die  Armenärzte  1  Ober- 
arzt, 2  Aerzte  und  7  besoldete  Pflegerinnen,  doch  haben  wir  es 
nicht;  wie  man  vielleicht  aus  der  Bezeichnung  entnehmen  zu 
können  meint,  mit  einer  geschlossenen  Anstalt;  sondern  nur  mit 
einer  Veranstaltung  zu  thun,  denn  nur  durch  Besuch  in  ihren 
Pflegestätten  überwachen  bezw.  behandeln  die  vorgeführten  Be- 
diensteten die  ca.  1700  der  Anstalt  unterstellten  Kinder  und 
gehen  deren  Pflegeeltern  mit  Kath  und  That  an  die  Hand.  Das 
dabei  beobachtete  Verfahren  ist  in  Kürze  Folgendes: 

Sobald  auf  unseren  Standesämtern  die  Geburt  eines  ausser- 
ehelichen  Kindes  zur  Anmeldung  gelangt,  wird  der  die  Anmel- 
dung bewirkenden  Person  ein  Fragezettel  zur  Abgabe  an  die 
aussereheliche  Mutter  ausgehändigt,  durch  den  dieselbe  darauf 
aufmerksam  gemacht  wird,  dass  —  falls  sie  das  Kind  hier  zu  ihr 
fremden  Leuten  in  Pflege  gibt  —  diese  das  Kind  am  nächsten 
Kontroltage  (Freitag),  welcher  der  Inpflegenahme  folgt,  an  der 
Armenamtsstelle  anzumelden  und  (wenn  irgend  thunlich)  das 
Kind  selbst  mitzubringen  haben.  Ein  gleicher  Fragezettel  wird, 
wenn  auswärts  geborene  Kinder  nach  hier  in  die  Ziehe  gegeben 
werden,  den  Zieheltern  von  Seiten  des  Polizeiamtes  bei  der  po- 
lizeilichen Anmeldung  des  Kindes  ausgehändigt.  Dieser  Frage- 
zettel enthält  ausser  dem  Namen  und  der  Wohnung  der  Zieheltern 

a)  Namen,  Geburtstag  und  Geburtsort  des  Ziehkindes; 

b)  Namen,  Stand,  Geburtstag,  Geburtsort  und  letzten  Auf- 
enthaltsort der  Mutter  des  Kindes; 

c)  Namen,    Stand    und   Aufenthaltsort    des    ausserehlichen 
Vaters. 

Auf  Grund  dieses  Fragezettels  und  speziellerer  Befragung 
der  Zieheltern  wird  nun  bei  der  Anmeldung  von  dem  mit  der 
Bearbeitung  der  Ziehkinderangelegenheiten  betrauten  Beamten 
des  Annenamtes  ein  besonderer  Fragebogen  aufgenommen,  wel- 
cher den  Anfang  und  die  Grundlage  bildet  für  das  über  das 
betreffende     Ziehkind     anzulegende     Personalaktenstück.      Nicht 
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minder  wird  das  Ziehkind  selbst,  —  dafern  es  mit  zur  Stelle 
gebracht  worden  —  vom  Ziehkinderarzte  in  Gegenwart  der  eben- 
falls zur  Stelle  befindlichen  Pflegerinnen  auf  seinen  Gesundsheits- 
zustand  untersucht  und  derjenigen  Pflegerin,  in  deren  Bezirk  die 
Zieheltern  wohnen,  zur  ferneren  Kontrole  überwiesen.  Desgleichen 
erhalten  dabei  die  Zieheltern  das  Ziehkinderbuch  ausgehändigt, 
welches  einen  Abdruck  des  Ziehkinderregulatives,  sowie  der  In- 
struktion über  die  Behandlung  des  Kindes  enthält,  werden  auch 
vom  Arzte,  wenn  nöthig,  mit  besonderer  Anweisung  über  die 
Behandlung  des  Kindes  versehen. 

Neben  dieser  erstmaligen  Untersuchung  des  Kindes  und  den 
dann  noch  stattfindenden  wöchentlichen  Besuchen  des  Arztes  und 
der  Pflegerin  sind  noch  halbjährige  Vorführungen  der  Ziehkinder 
eingerichtet,  zu  denen  die  Zieheltern  besonders  geladen  werden. 
Dieselben  bieten  die  Gewähr,  dass  diese  Kinder  —  da  sie  doch 
vom  Arzte  bei  seinen  Besuchen  sehr  oft  nicht  angetroffen  werden 
—  wenigstens  zweimal  im  Jahre  einer  genauen  Untersuchung 
unterliegen.  Bei  diesen  Versammlungen  wird  auch  in  einem  be- 
sonderen Actus  die  Vertheilung  der  an  besonders  pflichtgetreue 
Zieheltern  verliehenen  Geldprämien  und  Belobigungen  vor- 
gekommen. 

Es  erübrigt  eine  kurze  Darstellung  des  Verfahrens  in  den 
beiden  anderen  Zweigen  der  Kinderfursorge. 

Nach  beiden  Richtungen  hin  ist  unsere  Armenverwaltung 
eine  überzeugte  Anhängerin  der  Familienpflege.  Unser  jetziges 
Waisenhaus  ist  nur  eine  Durchgangsstation,  auf  welcher  die 
Kinder  so  lange  verbleiben,  bis  sie  in  Familien  untergebracht 
werden.  In  Ansehung  der  Familienpflege  nun  ist  das  Vorgehen 
je  nach  den  Verhältnissen  wiederum  ein  zweifaches.  Für  die 
Familienpflege  in  der  Stadt  selbst  und  in  den  nächstgelegenen 
Vororten,  wo  zumeist  die  Kinder  untergebracht  werden,  bei  denen 
die  öffentliche  Fürsorge  nur  eine  voraussichtlich  bald  vorüber- 
gehende ist,  wird  die  Aufsicht  und  Kontrole  durch  den  Waisen- 
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hausdirektor  geführt.  Zu  dessen  Unterstützung  bedient  man  sich 
der  gern  gewährten  Unterstützung  der  Damen  des  Albertvereins 
in  der  Weise,  dass  einer  jeden  Dame  ein  fest  abgegrenzter  Kon- 
trolbezirk  überwiesen  worden,  dass  dieselben  ihre  Beobachtungen 
und  Wünsche  direkt  mit  dem  Waisenhausdirektor  austauschen, 
auch  dass  des  Oefteren  auf  dem  Armenamte  eine  Zusammenkunft 
der  Damen  stattfindet,  bei  welcher  diese  Beobachtungen  und 
Wünsche  —  insoweit  sie  zu  gemeinsamer  Behandlung  Anlas« 
geben  —  einer  gemeinsamen  Verhandlung  und  Durchsprechung 
unterzogen,  sowie  auch  die  etwaigen  Wünsche  des  Armenamtes 
in  dieser  Richtung  mit  erledigt  werden. 

Anders  hegt  die  Sache  betreffs  der  Familienpflege  in  ent- 
fernteren Orten.  Hier  hat  man  sich  dem  bewährten  Muster  der 
Dresdner  Waisenkolonieen  angeschlossen  und  dessen  Benutzung 
nur  noch  in  der  Weise  erweitert,  dass  man  den  Waisenkolonien 
und  namentlich  den  entfernteren  auch  Kinder  zuweist,  welche 
sonst  in  Besserungsanstalten  untergebracht  wurden.  Dabei  wird 
allerdings,  was  den  letzten  Punkt  anlangt,  zweierlei  beobachtet: 
Einmal  wird  daran  festgehalten,  dass  nur  solche  Kinder  dahin 
gebracht  werden,  welche  nicht  sowohl  durch  eigene  moralische 
Verderbtheit,  als  vielmehr  durch  die  Nachlässigkeit  und  Schuld 
ihrer  Eltern  und  durch  die  Verhältnisse  in  die  traurige  Lage  ge- 
bracht wurden,  in  Zwangserziehung  genommen  werden  zu  müssen 
und  das  andere  Mal  erachtet  man  sich  dabei  moralisch  für  ver- 
pflichtet, den  für  solche  Kinder  in  Aussicht  genommenen  Zieh- 
eltern über  die  vorliegenden  Verhältnisse  reinen  Wein  ein- 
zuschalten, so  dass  sie  vollbewusst  und  freiwillig  an  die  ihrer 
wartende  schwierige  Aufgabe  herantreten.  Mit  Hülfe  der  Kolo- 
nievorstände (Pastoren  und  Lehrer)  und  durch  die  hingebende 
Mitarbeit  derselben  sind  auf  diesem  Felde  Erfolge  erzielt  worden, 
die  man  nur  als  hocherfreuliche  bezeichnen  kann.  Eine  überaus 
grosse  Zahl  von  gefährdeten  Kindern  sind  auf  diesem  Wege  einem 
ordentlichen  Leben  wiedergewonnen  und    davor   bewahrt  worden, 
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den  Makel  der  Besserungs-  und  Strafanstalt  aufgedrückt  zu  er- 
halten. Für  Kinder,  welche  auf  diesem  Wege  nicht  einem 
ordentlichen  und  rechtschaffenen  Leben  zurückzugewinnen  sind, 
halten  wir  dann  selbstverständlich  noch  die  geschlossene  Besse- 
rungsanstalt in  Bereitschaft. 

Ich  habe  die  Darstellung  der  Formen,  in  denen  sich  die 
hiesige  kommunale  Kinderfürsorge  bewegt,  mit  Absicht  etwas 
breiter  und  ausführlicher  gehalten,  als  vielleicht  nothwendig  ge- 
wesen wäre,  um  den  Leser  erkennen  zu  lassen,  wie  bereits  in  der 
mit  dieser  Fürsorge  verbundenen  Aufsicht  auf  und  über  die  der- 
selben unterliegenden  Kinder  ein  Theil  der  einem  Vormunde  zu- 
fallenden pflichtmässigen  Aufsicht  und  Fürsorge  erfüllt  wird  bezw. 
enthalten  ist. 

An  diese  soeben  geschilderten  administrativen  Verfahrungs- 
weisen  schliesst  sich  nun  unsere  hiesige  Einrichtung  der  Vormund- 
schaftsüberaahme  über  diese  Kinder  an.  Den  Anstoss  zu  derselben 
gaben  die  auf  dem  Gebiete  des  Ziehkinderwesens  bei  uns  ein- 
getretenen Verhältnisse.  Ueberall  stiessen  wir  bei  unseren  Mass- 
nahmen zum  Schutze  der  Ziehkinder  auf  Schranken ,  welche  wir 
zu  übersteigen  oder  zu  umgehen  nicht  vermochten.  Es  schien 
fast,  als  ob  bis  in  die  neuere  Zeit  das  Ziehkinderwesen  eine 
Rechtsfrage  darstelle,  betreffs  deren  es  zweifelhaft  sei,  ob  die 
Gesetzgebung  eine  Ordnung  derselben  nicht  für  nothwendig  er- 
achtet, oder  nicht  gewusst  habe,  wo  dieselbe  zweckmässig  unter- 
zubringen und  zu  erledigen  sei.  Weder  unser  früheres  sächsisches 
Gewerbegesetz  vom  15.  Okt.  1861,  welches  nach  seinem  §  1  „auf 
alle  gewerbsmässig  betriebenen  Beschäftigungen a  Anwendung  zu 
leiden  hatte,  noch  die  Gewerbeordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  bezw.  das  Deutsche  Reich  vom  25.  Juni  1869  führten  die 
Erziehung  von  Kindern  gegen  Entgeld,  also  die  gewerbsmässige 
Erziehung  derselben,  unter  ihren  Ausnahmen  auf.  Auch  unsere 
sächsische  Armengesetzgebung  gewährte  uns  keinen  Rückhalt, 
denn  das  Ziehkinderwesen  hat  an  sich  mit  der  Armenpflege  nichts 
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zu  schaffen.  Es  ist  nur  ein  an  das  Armenwesen  angrenzendes 
Gebiet,  aus  welchem  allerdings  die  Personen  sehr  oft  in  das 
andere  übertreten,  ohne  aber  doch  eine  innere  Verwandschaft  mit 
demselben  zu  besitzen,  was  ja  auch  unsere  Landarmenordnung 
vom  Jahre  1840  dadurch  anerkannt  hat,  dass  sie  in  dem  von  der 
Kinderpflege  handelnden  Abschnitte  des  Ziehkinderwesens  mit 
keinem  Worte  gedenkt.  Unter  solchen  Umständen  konnten  wir 
zum  Zwecke  einer  Einwirkung  auf  die  Zieheltern  nur  entweder 
den  Weg  überzeugender  Ueberredung  oder  aber  den  der  Ein- 
räumung materieller  Vortheile  beschreiten.  Deshalb  suchte  auch 
unser  früheres  Ziehkinderregulativ  durch  Zusicherung  von  Prä- 
mien, durch  die  Verabreichung  von  ausserordentlichen  Unter- 
stützungen mit  Geld,  Kleidung  und  Feuerungsmaterial  an  dieselben, 
durch  Versorgung  der  Ziehkinder  mit  unentgeltlicher  ärztlicher 
Hülfe  und  Arzneien  u.  s.  w.  die  Zieheltern  willig  und  geneigt  zu 
machen,  sich  einer  Beaufsichtigung  durch  die  Organe  der  Zieh- 
kinderanstalt zu  unterstellen.  Von  irgend  welchem  korrektiven 
und  strafenden  Eingreifen  aber  musste  man  absehen  und  konnte 
sich  nur  darauf  beschränken,  die  gespendeten  Wohlthaten  ferner 
zu  entziehen. 

Erst  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1883,  die  Abänderung  der  Ge- 
werbeordnung betreffend,  stellte  das  Ziehkinderwesen  in  §  6  unter 
die  Ausnahmen  ein  und  damit  war  eine  gesetzliche  Grundlage 
gewonnen,  von  der  eine  Ordnung  (soweit  es  die  Zieheltern  an- 
ging) hat  ausgehen  können.  Dagegen  fehlte  immer  noch  der 
rechtliche  Boden,  um  den  Eltern  bezw.  Müttern  und  insbesondere 
den  ausserehelichen  Vätern  gegenüber  die  Interessen  dieser  be- 
dauernswerthen  Kinder  nachdrücklich  wahrnehmen  zu  können. 
Im  Grossen  und  Ganzen  hatten  zwar  die  betreffenden  ausserehe- 
lichen Mütter  nichts  dagegen  einzuwenden,  dass  die  Behörde  auf 
das  Wohlsein  ihrer  Kinder  das  Auge  mit  gerichtet  hielt,  doch 
kamen  immerhin  nicht  wenige  Fälle  vor,  wo  dies  übel  vermerkt 
wurde,  weil  durch  diese  Aufsicht  der  gewissenlose  Verbrauch  der 
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für  die  Kinder  gezahlten  Unterhaltsgelder  festgestellt  wurde  und 
man  nach  dieser  Richtung  durch  die  Aufsicht  sich  beengt  fühlte. 
Viel  übler  aber  war  die  Sachlage  den  aussereheliche  Vätern 
gegenüber,  denn  gegen  diese  mit  der  Klage  auf  Unterhaltsbeiträge 
vorzugehen,  Hessen  sich  die  betreffenden  Mütter  meist  abhalten 
durch  die  Befürchtung,  durch  eine  solche  Klaganstellung  die  Ge- 
neigtheit zur  noch  möglichen  Eheschliessung  auf  Seiten  des 
ausserehelichen  Vaters  vollends  zu  verflüchtigen  und  die  von  ihnen 
vorgeschlagenen  Vormünder '  Hessen  sich  entweder  zu  gleichem 
Verhalten  bestimmen  oder  scheuten  zu  aUermeist  die  Bemühungen, 
die  [für  sie  eine  Klagerhebung  im  Gefolge  gehabt  hätte,  oder 
wussten  auch  sonst  die  Sache  nicht  am  rechten  Ende  anzufassen, 
so  dass  die  armen  Kinder  fast  nur  auf  den  kärglichen  Unterhalt, 
den  die  Mütter  zu  gewähren  vermochten,  oder  auf  die  Opfer  an- 
gewiesen blieben,  welche  die  aUerdings  oft  rührende  Hingabe 
einzelner  Zieheltern  brachte. 

Gerade  zu  der  Zeit,  als  der  Entwurf  für  das  bürgerHche 
Gesetzbuch  mit  der  Aufforderung  zur  Veröffentlichung  gelangte, 
der  Reichsregierung  etwaige  Abänderungsvorschläge  zugehen  zu 
lassen,  hatten  einige  recht  drastische  Vorkommnisse  der  oben  an- 
gedeuteten Art  zu  einer  mehrfachen  gegenseitigen  Aussprache 
zwischen  dem  dirigirenden  Arzte  unserer  Ziehkinderanstalt,  Herrn 
Dr.  med.  Taube  und  mir,  als  damaUgem  Dezernenten  für  das 
Armen wesen,  geführt,  bei  der  in  uns  beiden  die  Ueberzeugung 
zum  Durchbruche  kam,  dass  dieser  UnzulängHchkeit  gegenüber 
nur  ein  festes  und  zielbewusstes  Ineinandergreifen  der  Vormund- 
schaftsbehörde und  der  Verwaltungsbehörde  Wandel  schaffen 
könne,  nur  über  das  Wie  der  Lösung  waren  wir  noch  nicht  zu 
einem  abschliessenden  Ergebnisse  gekommen.  Da  sollte  uns  in 
Folge  einer  Besprechung  der  einschlagenden  Paragraphen  des 
Entwurfes,  welche  Herr  Dr.  Taube  in  No.  78  der  wissenschaft- 
Hchen  Beilage  der  Leipziger  Zeitung  vom  Jahre  1885  veröffent- 
Hchte    und  in  welcher  er  seinen  Erfahrungen  auf  diesem  Felde 
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und  unseren  Anschauungen  über  die  Richtung,  in  welcher  sich 
die  Abhülfe  bewegen  müsste,  Ausdruck  verlieh,  von  Aussen  her 
kommen. 

Durch  diesen  Aufsatz  erlangte  unser  Kgl.  Sachs.  Justiz- 
ministerium Kenntniss  von  der  Angelegenheit  und  schöpfte  daraus 
die  Veranlassung,  das  hiesige  Kgl.  Amtsgericht  in  einer  längeren 
und  eingehenden  Verordnung  zur  Weiterbehandlung  und  Weiter- 
betreibung derselben  anzuweisen.  Insbesondere  enthielt  diese 
Verordnung  über  die  Art  der  Ausführung  einen  Hinweis,  welcher 
dann  der  Ausgangspunkt  für  unsere  Veranstaltungen  geworden 
ist.     In  derselben  war  nämlich  gesagt: 

„Die  Ausführung  des  in  dem  Aufsatze  gemachten  Vor- 
schlages, bei  den  Kindern,  welche  als  sogenannte  Ziehkinder 
Gegenstand  öffentlicher  Fürsorge  sind,  auf  die  ersten  sechs  Lebens- 
jahre von  der  Bestellung  eines  Vormundes  überhaupt  abzusehen, 
die  vormundschaftlichen  Funktionen  vielmehr  einer  speziell  mit 
der  Ueberwachung  des  Ziehkinderwesens  zu  betrauenden  beson- 
deren Behörde  zu  überweisen,  würde  allerdings  nicht  nur  Ver- 
waltungseinrichtungen, wie  sie  zur  Zeit  wohl  nur  vereinzelt  be- 
stehen, sondern  auch  mehrfache  Gesetzesveränderungen  erfordern. 
Dagegen  erscheint  es  nicht  unausführbar,  auch  auf  dem  Boden 
des  bestehenden  Rechts  unter  Benutzung  der  in  dem  Aufsatze 
gegebenen  Winke  Massnahmen  zu  treffen,  von  denen  bei  ge- 
schickter und  opferwilliger  Handhabung  Abhilfe  wenigstens  eines 
Theiles  der  gerügten  Uebelstände  erwartet  werden  könnte.  Durch 
ein  planmässig  geregeltes  Zusammenwirken  der  Verwaltungs- 
behörde ,  des  Vormundschaftsgerichts,  der  in  Leipzig  bestehenden 
Ziehkinderanstalt  oder  deren  in  dem  Aufsatz  gedachten  Expedition 
und  einer  oder  einiger  unter  der  Leipziger  Bevölkerung  gewiss 
ohne  Schwierigkeit  ausfindig  zu  machenden  Privatpersonen,  welche 
sich  einem  Freiwilligendienste  zur  Förderung  der  in  Frage  be- 
fangenen Interessen  zu  unterziehen  geneigt  sind,  würde  sich  leicht 
dem  Hauptübelstande  abhelfen  lassen,  der  jetzt  darin  liegt,  dass 
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es  an  einer  sicheren,  jederzeit  wachsamen  Kontrole  über  die  regel- 
mässige Abführung  der  Alimentenbeiträge  des  ausserehelichen 
Vaters  fehlt  und  dass  die  Zahlungen  nicht  unmittelbar  von  den 
Verpflichteten  in  die  Hände  derer  kommen,  welche  sich  der  Sorge 
für  das  Kind  unterzogen  haben.  Eine  von  dem  Vorstande  der 
Ziehkinderanstalt  oder  von  der  zur  Beaufsichtigung  des  Zieh- 
kinderwesens zuständigen  Verwaltungsbehörde  hierfür  auszuwäh- 
lende Person  kann,  wenn  dem  Vormundschaftsgerichte  gegen  deren 
Qualifikation  dazu  kein  Bedenken  beigeht,  für  sämmtliche  oder 
für  einen  Theil  der  Kinder,  deren  sich  die  Anstalt  annimmt,  auf 
Grund  von  §  1960  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  (NB.  für  das 
Königreich  Sachsen)  ausschliesslich  behufs  Vertretung  des  Kindes 
wegen  seiner  Ansprüche  gegen  den  ausserehelichen  Vater  als 
Mit vormund  bestellt  werden,  wodurch  sie  die  Legitimation  er- 
hält, den  Alimentationspflichtigen  alsbald  aussergerichtlich  oder 
da  nötbig  im  Rechtswege  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen 
anzuhalten,  die  Zahlungen  mit  liberatorischer  Wirkung  anzu- 
nehmen und  darüber  bestimmungsgemäss  zu  verfügen.  Unter 
Umständen  wird  es  auch  keinen  Anstand  finden,  die  zu  diesem 
Freiwilligendienste  bereite  Person  für  die  Dauer  der  vermittelnden 
Fürsorge  der  Ziehkinderanstalt,  zum  alleinigen  Vormund  des 
betreffenden  Kindes  zu  bestellen,  da  die  vormundschaftliche  Mühe- 
waltung in  den  ersten  Lebensjahren  der  Regel  nach  ausschliesslich 
in  der  Vertretung  der  Interessen  des  Kindes  dem  ausserehelichen 
Vater  gegenüber  besteht.  Sache  des  Vormundschaftsgerichtes 
würde  es  sein,  geschäftliche  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  jenen 
Personen  die  Mühewaltungen,  zu  denen  die  Notwendigkeit  der 
Einholung  obervormundschaftlicher  Dekrete,  die  Erlangung  ver- 
pflichtender Erklärungen  des  ausserehelichen  Vaters  in  einer  die 
sofortige  Zwangsvollstreckung  ermöglichenden  Form  u.  s.  w.  Ver- 
anlassung geben  kann,  möglichst  vereinfachen  und  erleichtern. 
Auch  würde  in  Erwägung  gezogen  werden  können,  ob  nicht  der 
Versuch   mit   der  Bestellung   eines   Armenanwalts    speziell   zum 
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Zweck  der  Betreibung  der  Alimentationsprozesse  für  die  in  fiede 
stehenden  Ziehkinder  gegen  Gewährung  einer  Entschädigung  aus 
der  Staatskasse  zu  machen  sei,  wie  dies  im  Interesse  einer  zweck- 
mässigen Betreibung  der  Ehesachen  für  Arme  mit  Erfolg  ge- 
schehen ist  u.  s.  w.  u.  s.  w. a. 

Diese  Verordnung  musste  uns  nach  doppelter  Sichtung  hin 
mit  lebhafter  Genugthuung  und  Freude  erfüllen.  Zunächst  gab 
sie  uns  Zeugniss  dafür,  dass  das  Kgl.  Ministerium  der  Justiz 
schon  der  rein  menschlichen  Seite  der  Angelegenheit  sein  so 
schätzbares  Wohlwollen  nicht  vorenthalte,  dann  aber,  und  das  war 
für  uns  das  ungleich  Wichtigere,  schöpften  wir  aus  derselben  die 
Gewissheit,  dass  die  höchste  Justizbehörde  des  Landes  sich  an 
einem  freundlichen  aber  thatlosen  Wohlwollen  nicht  genügen  lasse, 
sondern  ihr  Interesse  an  der  Sache  auch  dadurch  zu  bethätigen 
geneigt  sei,  dass  sie  auf  ihrem  Gebiete  einer  Ordnung  derselben 
die  Wege  ebnen  und  alle  Anstände  nach  Kräften  aus  dem  Wege 
räumen  helfen  wolle. 

Mit  solcher  Hoffnung  auf  ein  glückliches  Gelingen  trat  das 
hiesige  Armenamt  in  die  Verhandlungen  mit  der  Vormundschafts- 
abtheilung des  Kgl.  Amtsgerichts  ein.  Ueberall  ergab  sich  die 
erfreulichste  Uebereinstimmung.  Nur  in  einem  Punkte  wich  das 
Armenamt  von  der  in  Vorschlägen  niedergelegten  Ansicht  des 
Amtsgerichtes  ab.  Es  glaubte  bei  der  grossen  Anzahl  der  Be- 
vormundeten den  in  der  Person  eines  Privaten  als  Vormund 
liegenden  „Reibungscoeffizienten"  in  seiner  Wirkung  nicht  unter- 
schätzen zu  sollen  und  neigte  sich  daher  der  Anschauung  zu,  dass 
es  im  Interesse  des  Geschäftsganges,  wie  im  Interesse  des  Publi- 
kums rathsamer  sein  möchte,  au  die  Stelle  des  privaten  Vor- 
mundes durchaus  die  Person  des  Armenamtsvorsitzenden  zu  stellen. 
Dem  freundlichen  Entgegenkommen  und  der  Förderung,  die  wir 
auch  von  Seiten  des  Kgl.  Amtsgerichts  fanden,  hatten  wir  es  zu 
danken,  dass  bereits  Anfang  Mai  1886  das  Kgl.  Ministerium  auf 
Grund   dieser  Besprechungen   folgende   Bestimmungen    über   die 
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Bevormundung  ausserehelicher  Kinder,  welche  der  Ziehkinderanstalt 
zu  Leipzig  unterstellt  sind,  erliess: 

1.  Für  die  bei  dem  Amtsgerichte  Leipzig  bevormundeten 
ausserehelichen  Kinder,  welche  der  Aufsicht  der  Ziehkinder- 
anstalt zu  Leipzig  zur  Zeit  unterstellt  sind  und  in  Zukunft 
unterstellt  werden,  ist  der  Vorstand  des  Armenamtes  zu  Leipzig 
auf  seinen  Antrag  als  allgemeiner  Altersvormund  zu  bestellen. 

Wird  die  Bestellung  des  Vorstandes  des  Armenamtes  zum 
Vormund  für  ein  Kind  beantragt,  für  welches  eine  andere 
Person  als  Vormund  bereits  bestellt  ist,  so  hat  das  Vormund- 
schaftsgericht letztere  von  dem  Antrage  zu  benachrichtigen  und 
zur  Erklärung  wegen  Niederlegung  der  Vormundschaft  zu  ver- 
anlassen, auch  wegen  des  weiter  Erforderlichen  den  Gesetzen 
gemäss  Entschliessung  zu  fassen. 

2.  Die  Bestellung  des  Vorstandes  des  Armenamtes  zum 
Vormund  erfolgt  auf  die  Dauer  derjenigen  Zeit,  während 
welcher  das  Kind  der  Aufsicht  der  Ziehkinderanstalt  unter- 
steht. 

3.  Ueber  die  Verwendung  von  Beiträgen  des  Schwängerers 
zu  dem  Unterhalt  des  Kindes,  welche  den  in  §  1862  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  bezeichneten  Höchstbetrag  (360  Mk. 
pro  Jahr)  nicht  übersteigen,  findet  eine  jährliche  Rechnungs- 
ablegung  nicht  statt.  Im  Uebrigen  bewendet  es  bei  §  69  der 
Verordnung  vom  9.  Januar  1865. 

Ist  für  ein  vom  Vorstande  des  Armenamtes  bevormundetes 
Kind  Vermögen  zu  verwalten,  so  ist  auf  Antrag  des  gedachten 
Vorstandes  zu  dieser  Vermögensverwaltung  ein  Mitvormund  zu 
bestellen. 

Zur  Bestellung  eines  Mitvormundes  soll  auch  geschritten 
werden,  wenn  dieselbe  vom  Vorstande  des  Armenamtes  aus 
anderen  Ursachen  beantragt  wird. 

4.  Die  vorgeschriebenen  alljährlichen  Erziehungsberichte 
sind  von  dem  Vorstande  des  Armenamtes  nicht  zu  erstatten. 
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5.  Mit  dem  Inkrafttreten  der  gegenwärtigen  Bestimmungen 
wird  das  Armenamt  dem  Amtsgericht  ein  Verzeichniss  der  zu 
diesem  Zeitpunkt  bei  der  Ziehkinderanstalt  beaufsichtigten 
Kinder  zugehen  lassen,  für  welche  der  Vorstand  des  Armen- 
amtes die  Vormundschaft  übernehmen  soll.  Ueber  die  nach 
diesem  Zeitpunkte  erfolgende  Ueberweisung  ausserehelicher 
Kinder,  deren  Bevormundung  seitens  des  Vorstandes  des  Armen- 
amtes stattfinden  soll,  an  die  Ziehkinderanstalt  wird  das  Annen, 
amt  dem  Amtsgericht  besondere  Mittheilung  machen. 

Die  Einreichung  des  Verzeichnisses,  bezw.  die  später  erfol- 
gende besondere  Mittheilung  gilt  als  Antrag  auf  Bestellung  des 
Vorstandes  des  Armenamtes  zum  Vormund  für  die  betreffenden 
Kinder. 

Die  Verpflichtung  der  Standesämter  des  Amtsgerichts- 
bezirkes Leipzig  zur  Anzeige  der  unehelichen  Geburten  an  das 
Vormundschaftsgericht  bleibt  unverändert.  Es  sollen  aber  die 
Standesämter  zu  Leipzig  von  dem  dasigen  Stadtrathe  angewiesen 
werden,  die  Aufnahme  eines  Ziehkindes  in  die  Ziehkinder- 
anstalt, soweit  sie  von  derselben  Kenntniss  erlangen,  in  den 
von  ihnen  zu  erstattenden  Anzeigen  anzumerken. 

6.  Die  Beendigung  der  Aufsicht  der  Ziehkinderanstalt  wird 
von  dem  Armenamte  dem  Amtsgerichte  regelmässig,  und  zwar 
wenn  der  Zeitpunkt  dieser  Beendigung  im  Voraus  bestimmt 
werden  kann,  vor  dessen  Eintritt  angezeigt.  — 

So  war  die  neue  Grundlage  beschaffen,  auf  welche  wir  das 
Gebäude  unseres  Ziehkinderwesens  übertragen  hatten.  Dass  von  der 
tief  einschneidenden  Bestimmung  in  Punkt  1  Abs.  2  der  schonendste 
Gebrauch  gemacht  und  ein  sonst  pflichtgetreuer  bereits  bestellter 
Vormund  gern  beibehalten  und  nicht  ohne  Noth  enfernt  wurde, 
möge  nur  beiläufig  erwähnt  sein.  Es  galt  nun  in  der  Handhabung 
der  neuen  Einrichtung  Erfahrung  zu  sammeln,  um  dem  Kgl.  Justiz- 
ministerium, welches  von  derselben  unterrichtet  sein  wollte,  be- 
richten zu  können,  in  welcher  Weise  sich  der  Versuch  bewähre 
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Bereits  Mitte  des  Jahres  1889  befanden  wir  uns  in  der  Lage, 
dies  thun  zu  können.  Vielleicht  belehrt  über  die  gemachten  Er- 
fahrungen am  besten  der  Wortlaut  einer  Eingabe,  welche  das 
hiesige  Armenamt  mit  Zustimmung  des  Rathes  unter  dem  31.  Aug. 
1889  an  das  Kgl.  Amtsgericht  richtete.     Sie  lautete  dahin: 

„Als  im  Jahre  1886  zu  dem  zwischen  dem  geehrten  Kgl. 
Amtsgerichte  und  dem  ergebenst  unterzeichneten  Armenamte  be- 
treffs der  Bevormundung  der  der  hiesigen  Ziehkinderanstalt  unter- 
stellten Kinder  getroffenen  Abkommen  die  Genehmigung  des 
hohen  Kgl.  Ministerii  der  Justiz  erbeten  wurde,  gingen  Amts- 
gericht und  Armenamt  von  der  Ansicht  aus,  dass  es  rathsam  und 
vorsichtig  sein  möchte,  den  Versuch :  „vormundschaftliche  Funktionen 
einer  Behörde  in  ihrer  geschäftsleitenden  Spitze  zu  übertragen", 
zunächst  in  beschränkter  Weise  zu  machen  und  erst  dann,  wenn 
man  Erfahrung  darüber  gesammelt,  ob  die  Massregel  sich  be- 
währe bezw.  wie  die  Sache  praktisch  anzufassen  und  zu  gestalten 
sei?  die  Kreise  weiter  zu  ziehen. 

Die  seit  dem  Inslebentreten  des  Abkommens  verflossene  Zeit 
und  stattgehabte  Uebung  dürften  wohl  genügen,  um  nun  ein  Ur- 
theil  in  der  Sache  abgeben  zu  können.  Man  meint  diesseits  das- 
selbe dahin  aussprechen  zu  können,  dass  das  getroffene  Ab- 
kommen sowohl  für  beide  Behörden,  wie  für  das  Publikum  ein 
Nutzen  und  eine  Erleichterung  gewesen  ist.  Beide  Behörden 
wurden  der  zeitraubenden  Mühe  überhoben,  welche  mit  der  Er- 
mittelung bezw.  der  Inpflichtnahme  von  für  die  Vormundschaften 
geeigneten  Personen  verknüpft  ist,  der  zwischen  Gericht  und  Vor- 
mund sich  abspielende  Verkehr  konnte  sich  in  den  knappsten 
Formen  bewegen,  für  beide  Theile  entfiel  die  oft  zeitraubende 
Instruktion  der  Vormünder  über  ihre  Obliegenheiten  und  Mass- 
nahmen in  einzelnen  an  dieselben  herantretenden  Angelegenheiten, 
das  Publikum  wurde  mit  der  Uebernahme  von  Vormundschaften 
verschont,  die  betreffenden  ausserehelichen  Mütter  wussten,  an 
wen  sie  sich  zu  wenden  hatten  und  dass  sie  stets  und  ohne  Zeit- 

5* 


—     68     — 

verlust  vorkommen  konnten,  und  die  dem  Armenamte  dadurch 
allerdings  erwachsene  vielfache  Mühe  und  Arbeit  wurde  wieder 
aufgewogen  durch  die  in  vielen  Fällen  gelungene  Heranziehung 
der  ausserehelichen  Väter  zur  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  und 
durch  die  darin  bedingte  Verschonung  der  Armenkasse,  für  die 
Erziehung  dieser  Kinder  einzutreten. 

Führte  die  getroffene  Einrichtung  trotzdem  in  etlichen  Fällen 
zu  Unzukömmlichkeiten,  so  war  für  dieselben  nicht  sowohl  die 
Einrichtung  als  solche,  als  vielmehr  deren  enge  Begrenzung 
verantwortlich  zu  machen.  Für  das  unterzeichnete  Annenamt 
weisen  die  bis  jetzt  mit  dem  Abkommen  gemachten  Erfahrungen 
darauf  hin,  dass  man  an  der  nur  zu  oft  wechselnden  und  sich 
verschiebenden  Grenze  der  Zugehörigkeit  zur  städtischen  Zieh- 
kinderanstalt nicht  stehen  bleiben  darf,  sondern  dass  man  die 
offizielle  Vormundschaft  des  Armenamtes,  sei  es  in  der  Gestalt 
der  Altersvormundschaft,  sei  es  in  der  Spezialvormundschaft,  ein- 
führen sollte  für  alle  die  Fälle,  wo  das  Armenamt,  sei  es  in 
Vertretung  des  Ortsarmenverbandes,  sei  es  in  Wahrnehmung 
obrigkeitlicher  Obliegenheiten,  genöthigt  ist,  sich  der  Erziehung 
von  Kindern  bezw.  jungen  Personen  anzunehmen.  Es  sind  dar- 
unter insonderheit  begriffen  auf  der  einen  Seite  die  Fälle  der 
Waisenpflege  und  der  durch  die  Armenpflege  bedingten  Fürsorge 
für  Kinder,  wie  auf  der  anderen  Seite  die  Fälle  der  Zwangs- 
erziehung und  der  polizeilichen  Entnahme  der  Kinder  von  den 
Eltern  zu  der  ersteren  Schutz  und  angemessenen  Erziehung. 

Jetzt  liegt  nun  die  Sache  oft  so,  dass  ein  Kind  heute  der 
Ziehkinderaufsicht  und  damit  auch  der  amtlichen  Vormundschaft 
des  Armenamtes  untersteht;  morgen  erscheint  die  aussereheliche 
Mutter  und  bittet,  da  sie  nicht  mehr  im  Stande  sei,  die  Ver- 
pflegbeiträge an  die  Zieheltern  zahlen  zu  können,  das  Kind  in 
städtische  Kinderpflege  zu  nehmen;  das  Kind  wird  der  Ziehkinder- 
aufsicht entnommen  und  der  städtischen  Waisenpflege  unterstellt 
und  damit  endet  das  amtliche  Vormundschaftsverhältniss  und  macht 
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Halt  vor  Verhältnissen,  für  die  es  recht  eigentlich  geschaffen  und 
nutzenbringend  erscheint. 

Fast  man  nämlich  die  Fälle  der  kommunalen  Kinderfürsorge, 
sowohl  die  des  armenrechtlichen,  wie  die  des  polizeilichen  Ge- 
bietes etwas  näher  in's  Auge,  so  haben  sie  alle  das  Gemeinsame, 
dass  bei  ihnen  die  väterliche  (elterliche)  Gewalt  als  mangelhaft 
erscheint,  sei  es  nach  der  physischen,  sei  es  nach  der  moralischen 
Seite  der  ihr  obliegenden  Erziehung  des  Kindes  und  zur  Ver- 
hütung der  aus  diesem  Mangel  sich  ergebenden  Nachtheile  ersetzt 
werden  muss  durch  das  Einschreiten  der  Behörde. 

Es  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  dass 
gerade  in  solchen  Zuständen  eine  reichfliessende  Quelle  von  un- 
liebsamen Differenzen  begründet  ist.  Auf  Grund  ihrer  elterlichen 
Rechte  erachten  sich  die  von  der  Erziehung  des  Kindes  thatsäch- 
lich  ausgeschlossenen  Eltern  für  befugt,  in  die  Erziehung  bei  jeder 
passenden  oder  unpassenden  Gelegenheit  störend  eingreifen  zu 
dürfen  und  doch  ist  gerade  eine  gewisse  Stetigkeit  in  der  Er- 
ziehung die  erste  Vorbedingung  für  einen  gedeihlichen  Erfolg 
derselben.  Ganz  besonders  gilt  dies  auch  bei  jugendlichen  Per- 
sonen beiderlei  Geschlechtes  für  die  der  Entlassung  aus  der  Schule 
folgenden  «Tahre,  in  denen  eine  Irreleitung  des  erwachenden  Selb- 
ständigkeitstriebes das  ganze  weitere  Leben  zu  gefährden  vermag. 

Hier  TVandel  zu  schaffen  und  den  betreffenden  Eltern  durch 
die  Verfügung  der  Vormundschaft  auch  äusserlich  zum  Bewusst- 
sein  zu  bringen,  dass  ihre  Berechtigung  ausser  Wirksamkeit  ge- 
treten sei,  da  sie  den  entsprechenden  Verpflichtungen  zu  genügen 
nicht  im  Stande,  würde  sicher  von  heilsamen  Folgen  sowohl  für 
das  Armenamt,  wie  in  vielen  Fällen  auch  für  die  betreffenden 
Eltern  selbst  begleitet  sein. 

Das  Armenamt  würde  es  daher  dankbar  begrüssen,  wenn  das 
geehrte  Kgl.  Amtsgericht  sich  mit  ihm  in  der  Anschauung  be- 
gegnen wollte,  dass  es  räthlich  erscheine,  eine  Zustimmung  des 
Hohen  Kgl.  Justizministeiii  zu  der  Ausdehnung  des  getroffenen 
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Abkommens  in  der  angedeuteten  Richtung  zu  erbitten  u.  s.  w. 
u.  s.  w.a 

Zu  unserer  grossen  Freude  und  Genugthuung  wurde  die  im 
Vorstehenden  skizzirte  Anschauung  des  Armenamtes  von  Seiten 
des  Kgl.  Amtsgerichtes  durchaus  getheilt,  dessen  kollegialem  Ent- 
gegenkommen wir  es  in  erster  Linie  zu  danken  gehabt,  dass  die 
neuen  Einrichtungen  betreffs  des  Ziehkinderwesens  so  rasch  Form 
und  Gestalt  gewonnen  hatten  und  lebenskräftig  geworden  waren. 
Man  geht  jedenfalls  nicht  fehl,  wenn  man  annimmt,  dass  auch  auf 
dem  weiteren  Wegesabschnitt,  der  mit  der  vorberichteten  Ein- 
gabe betreten  wurde,  die  beifallige  Berichterstattung  des  Kgl. 
Amtsgerichtes  es  gewesen  ist,  die  etwaige  Anstände  aus  dem 
Wege  hat  räumen  helfen.  Schon  einen  Monat  später  wurden  wir 
von  einer  beifalligen  Entschliessung  des  Kgl.  Justizministerii  in 
Kenntniss  gesetzt,  durch  welche  im  Anschluss  an  die  Verordnung 
vom  11.  Mai  1886  die  versuchsweise  Einführung  folgender  Be- 
stimmungen angeordnet  wurde: 

1.  Der  Vorstand  des  Armenamtes  zu  Leipzig  ist  auf  seinen 
Antrag  als  allgemeiner  Altersvormund  derjenigen  bei  dem 
Amtsgerichts  Leipzig  bevormundeten  Kinder  zu  bestellen, 
welche  der  Fürsorge  der  Leipziger  Armenversorgungsbehörde 
anheimgefallen  sind. 

2.  Die  Bestellung  erfolgt  auf  die  Dauer  der  Zeit,  während 
deren  das  Kind  auf  Veranstaltung  der  Armenversorgungsbehörde 
verpflegt  wird.  Sie  kann  jedoch  über  diese  Zeit  hinaus  auf 
Ansuchen  aufrecht  erhalten  werden,  wenn  besondere  Gründe 
hierzu  vorliegen,  namentlich  wenn  bei  der  Entlassung  des  Kindes 
aus  der  städtischen  Fürsorge  zu  befürchten  ist,  dass  das  Kind 
nach  Wegfall  der  vormundschaftlichen  Funktion  des  Vorstandes 
des  Armenamtes  der  Gefahr  ausgesetzt  sein  würde,  in  Ver- 
hältnisse zu  kommen,  welche  herbeiführen  können,  dass  es  in 
der  Folge  wiederum  in  öffentliche  Pflege  übernommen  werden 
muss. 
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3.  Der  Vorstand  des  Armenamtes  kann  ferner  auf  seinen 
Antrag  zum  Sondervormunde  der  in  väterlicher  Gewalt  befind- 
lichen Kinder  bestellt  werden,  deren  Bevormundung  von  dem 
Amtsgerichte  Leipzig  nach  Massgabe  des  §  1803  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  eingeleitet  wird,  dafern  und  so  lange  diese 
Sander  auf  Veranstaltung  des  Armenamtes  verpflegt  werden 
(Zwangserziehung). 

4.  Die  Verpflichtung  des  Vorstandes  des  Armenamtes  zum 
Vormund  kann  hinsichtlich  der  sämmtlichen  in  Frage  kommen- 
den Kinder  im  Voraus  mittels  eines  Aktes  bewirkt  werden. 
Als  Antrag  auf  seine  Bestellung  gilt  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  Uebersendung  einer  bezüglichen  Formularanzeige  an  das 
Amtsgericht.  Die  Aushändigung  des  Vormundschaftscheines 
enthält  die  Eröffnung  des  auf  die  Bestellung  gerichteten  Be- 
schlusses. Erreicht  die  Vormundschaft  durch  Wegfall  der  in 
vorstehenden  normirten  Voraussetzungen  ihre  Endschaft,  so  wird 
das  Armenamt  dem  Amtsgerichte  hiervon  regelmässig  und  zwar, 
wenn  der  Zeitpunkt  der  Beendigung  im  Voraus  bestimmt  wer- 
den kann,  vor  dessen  Eintritt  Nachricht  zugehen  lassen. 

5.  In  Ansehung  etwaigen  Vermögens  der  Kinder  und  der 
Entbindung  des  Vormundes  von  der  Pflicht  zur  Einreichung 
von  Erziehungsberichten  finden  die  Bestimmungen  unter  3.  und  4. 
der  Anlage  zur  Verordnung  vom  11.  Mai  1886  Anwendung. 

6.  Ist  ein  der  Aufsicht  der  Ziehkinderanstalt  zu  Leipzig 
unterstellt  gewesenes  Kind,  welches  bereits  von  dem  Vorstande 
des  Armenamtes  bevormundet  wurde,  bei  seiner  Entlassung  aus 
dieser  Anstalt  nach  Massgabe  der  obigen  Bestimmungen  unter 
1.  und  2.  zu  bevormunden,  oder  wird  ein  nach  Massgabe  dieser 
Bestimmungen  bevormundetes  Kind  der  Aufsicht  der  Zieh- 
kinderanstalt unterstellt,  so  bleibt  die  zeitherige  Vormundschaft 
fortbestehen. 

Das  Armenamt  wird  dem  Amtsgerichte  von  dem  un- 
veränderten Sachstande  alsbald  Mittheilung  machen. 
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Die  vorstehenden  Bestimmungen  waren  in  der  betreffenden 
Verordnung  an  das  Kgl.  Amtsgericht  von  folgenden  erläuternden 
Bemerkungen  begleitet: 

Zu  1.  Der  Kreis  der  Kinder,  für  welche  der  Vorstand 
des  Armenamtes  auf  seinen  Antrag  zum  allgemeinen  Alters- 
vormund ernannt  werden  soll,  wird  ganz  erheblich  ausgedehnt. 
Es  gehören  dahin  nicht  nur  die  eigentlichen  Waisenkinder, 
sondern  auch  alle  sonstigen  vaterlosen,  ehelich  oder  ausserehe- 
lich  geborenen  Kinder,  deren  Versorgung  von  Seiten  des  Armen- 
amtes aus  Rücksichten  der  Armenpflege  sich  erforderlich  macht. 
Abgesehen  von  den  allgemeinen  gesetzlichen  Erfordernissen  der 
Einleitung  einer  Altersvormundschaft  wird  nur  vorausgesetzt, 
dass  die  Kinder  auf  Veranstaltung  der  Armenversorgungs- 
behörde verpflegt  werden  und  dass  das  Amtsgericht  Leipzig 
für  dieselben  die  zuständige  Vormundschaftsbehörde  ist.  So- 
weit letzteres  nicht  der  Fall  ist,  weil  die  Kinder  bei  einem 
anderen  sächsischen  Gericht  zu  bevormunden  sind,  bleibt  dem 
Armenamte  anheimgegeben,  die  Ueberleitung  der  Vormundschaft 
auf  das  Amtsgericht  Leipzig  in  Anregung  zu  bringen. 

(Beiläufig  sei  hierzu  gleich  bemerkt,  dass  wir  die  Ueberleitnng 
auch  bei  solchen  Kindern  beantragen,  welche  Staaten  angehören,  die 
mit  Sachsen  im  Vormundschaftskartell  stehen.) 

Gegenüber  den  Vormündern,  welche  für  die  Kinder  vor 
deren  Uebernahme  in  städtische  Armenpflege  etwa  bereits  in 
Pflicht  genommen  waren,  ist  das  in  der  Verordnung  vom  11.  Mai 
1886  vorgezeichnete  Verfahren  zu  beobachten.  Eine  Verpflich- 
tung des  Amtsgerichts,  andere  Personen,  insonderheit  Mütter 
oder  sonstige  Angehörige  der  Kinder  vor  der  Bestellung  des 
Vorstandes  des  Armenverbandes  zum  Vormunde  zu  hören,  ist 
in  den  Gesetzen  nicht  begründet.  Da  ein  etwaiger  Widerspruch 
solcher  Personen  zu  unnützen  Weiterungen  führen  kann,  wird 
im  Gegentheil,  besonders  geartete  Fälle  ausgenommen,  die  vor- 
gängige Anhörung  Unbetheiligter  zweckmässig  unterbleiben. 
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Zu  2.  Die  regelmässige  Dauer  der  Vormundschaft  des 
Vorstandes  des  Armenamtes  bemisst  sich  nach  der  Zeit,  während 
deren  das  Kind  sich  in  städtischer  Armenpflege  befindet.  Nicht 
selten  wird  indessen  die  anderweite  Unterbringung  eines  der 
Armenpflege  entnommenen  Kindes  von  vornherein  von  zweifel- 
haftem Bestände  erscheinen.  Um  für  den  Fall  des  Wieder- 
eintrittes der  Notwendigkeit  städtischer  Armenversorgung  einen 
öfteren  Wechsel  in  der  Person  des  Vormundes  vorzubeugen, 
wird  es  sich  in  solchen  und  in  ähnlichen  Fällen  empfehlen,  dass 
der  Vorstand  des  Armenamtes  auf  eine  im  Voraus  zu  be- 
zeichnende, später  nach  Befinden  zu  verlängernde  oder  abzu- 
kürzende Zeit  hinaus  sein  vormundschaftliches  Amt  noch  bei- 
behält.    Die  Füglichkeit  hierzu  wird  in  Satz  2  gewährt. 

Zu  3.  Der  Abschnitt  betrifft  die  Fälle,  in  denen  auf 
Grund  der  Vorschriften  im  §  1803  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs ein  besonderer  Vormund  für  Kinder  zu  bestellen  ist, 
welche  durch  das  Amtsgericht  oder  durch  eine  Verwaltungs- 
behörde der  Erziehung  ihrer  Eltern  zwangsweise  entnommen 
und  von  dem  Armenamte  zu  Leipzig  anderweit  versorgt  werden. 
In  solchen  Fällen  sind  vor  Einleitung  der  besonderen  Vor- 
mundschaft die  Eltern  der  Kinder  nach  §  1803  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  zu  hören. 

Zu  4.  Die  der  Verordnung  vom  11.  Mai  1886  beigegebenen 
Bestimmungen  bleiben  unbeschadet  der  Modifikation  des  Punkt  2 
durch  die  Vorschrift  unter  6  allenthalben  in  Kraft.  Die  ge- 
schäftlichen Einrichtungen  zwischen  Armenamt  und  Amtsgericht 
sollen  auch  in  den  neueren  Angelegenheiten  allenthalben  in  der- 
selben Weise  gestaltet  werden,  wie  solches  hinsichtlich  der  Be- 
vormundung der  Ziehkinder  der  Fall  ist. 

Die  in  der  Verordnung  vom  11.  Mai  1886  vorgeschriebene 

Listenführung  ist  auf  die  sämmtlichen,  von  dem  Vorstande  des 

Armenamtes  bevormundeten  Kinder  zu  erstrecken  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Durch  diese  Verordnung  erlangten  somit  unsere  zunächst  nur 
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für  das  Ziehkinderwesen  berechnet  gewesenen  Einrichtungen  ihren 
weiteren  Ausbau  und  wurden  die  formale  Grundlage  für  unsere 
gesammte  Genieindefürsorge  für  Kinder  überhaupt. 

Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  Handhabung  und  prak- 
tische Bewährung  dieser  Bestimmungen,  so  ist  darüber  Folgendes 
in  Kürze  zu  berichten: 

Die  Form  der  Handhabung  haben  Amtsgericht  und 
Armenamt  thunlichst  einfach  zu  gestalten  versucht  in  der  beider- 
seitigen Ueberzeugung,  dass,  je  einfacher  die  Maschine  konstruirt 
ist,  desto  sicherer  und  rascher  sie  arbeite.  Für  die  obenerwähnte 
Listenführung  ist  ein  gemeinsames  Schema  vereinbart.  Jedes 
Ziehkind,  welches  wir  im  Laufe  eines  Monates  aufnehmen,  jedes 
Kind,  welches  wir  in  die  kommunliche  Waisenpflege  einreihen  oder 
6onst  der  kommunlichen  Kinderfürsorge  unterstellen,  wird  von  der 
Abtheilung  des  Armenamtes  für  Kinder  und  Waisenpflege  in  die 
betr.  Liste  eingetragen.  Sofort  nach  Schluss  des  Monats  werden 
von  den  Monatseinträgen  dem  Amtsgerichte  Abschriften  zugestellt. 
Dasselbe  prüft  dieselben  nach  der  Richtung:  ob  bezw.  bei  welchen 
Kindern  nicht  es  als  Vormundschaftsbehörde  einzutreten  habe  und 
setzt  von  seiner  Entschliessung  das  Armenamt  durch  Uebersendung 
seiner  Akten  in  Kenntniss.  Den  Akten,  wo  die  Bevormundung 
eingeleitet  worden,  liegt  der  Vormundschaftsschein  bei.  Das 
Armenamt  entnimmt  den  Acten  diese  Scheine  und  verwahrt  sie 
alphabetisch  geordnet  auf,  ebenso  entnimmt  es  aus  den  Amts- 
gericht sakten  zu  den  seinigen  kurze  Notiz  des  Wissens werthen 
zumeist  in  der  Form  kurzer  Auszüge,  nicht  minder  bringt  es, 
dafern  nöthig,  seine  Anträge  über  ihm  etwa  weiter  erforderlich 
Scheinendes  zu  den  Amtsgerichtsakten  und  reicht  dieselben  da- 
mit zurück.  Wünscht  eine  der  beiden  Behörden  nicht  im  augen- 
blicklichen Wechselverkehr  befindliche  Akten  des  anderen  zu  ihrer 
Information  einzusehen,  so  lässt  sie  dieselben  einfach  bei  der 
anderen  gegen  Quittung  des  betr.  Boten  sich  erbitten  und  ver- 
abfolgen.    In  gleicher  Weise  wird  durch  vorherige  einfache  Boten- 
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anfrage  die  beiden  Theilen  passendste  Zeit  für  etwaige  Termine 
und  Verhandlungen  festgestellt.  In  gleich  einfacher,  aller  über- 
flüssigen Förmlichkeiten  entbehrenden  Weise  hat  sich  auch  der 
persönliche  Geschäftsverkehr  der  beiden  Vorstände  der  betr.  Be- 
hördenabtheilungen  gestaltet.  Durch  persönliches  Einvernehmen 
und  persönliche  Aussprache  wurden  zu  allermeist  in  kurzer  Zeit 
die  Dinge  erledigt,  über  die  es  eines  längeren  und  zeitraubenden 
Schriftenverkehrs  erfordert  hätte  und  wo  ein  schriftlicher  Verkehr 
nicht  zu  umgehen  war,  wurde  er  doch  durch  vorherigen  persön- 
lichen Meinungsaustausch  auf  das  denkbar  geringste  Mass  herab- 
gemindert. 

Die  Abmeldung  der  aus  der  städtischen  Fürsorge  entlassenen 
Kinder  wird  ebenso  wie  die  Anmeldung  durch  monatliche  Listen- 
abschrift unter  Rückgabe  der  Vormundschaftsscheine  bewirkt. 

Die  Vermögensverwaltung  (soweit  sie  überhaupt  in  Frage 
kommt)  hat  sich  dahin  ausgestaltet,  dass  das  Vermögen,  insoweit 
es  in  Sparkassenbüchern  eingelegt  ist,  nach  deren  vorheriger 
Sperrung  dem  Armenamte  alisgeantwortet  wird.  Kommt  nun 
eine  Wiedererstattung  vom  Annenamte  bewirkter  Verläge  in 
Frage  —  was  nur  gegen  die  Jahreswende  oder  beim  Aufhören 
des  ganzen  Verhältnisses  einzutreten  pflegt  —  so  bewirkt  das 
Armenamt  in  seinen  Akten  eine  Zusammenstellung  seiner  Ver- 
läge und  giebt  seine  Akten  mit  dem  betr.  Sparkassenbuche  an  das 
Amtsgericht.  Dieses  prüft  die  Aufstellung,  stellt  das  Erhebungs- 
dekret  auf  die  festgestellte  Summe,  gibt  die  Akten  nach  zu  den 
seinen  gebrachter  Notiz  an  das  Armenamt  zurück  und  dieses  er- 
hebt für  seine  Kasse  die  freigegebene  Summe. 

Aus  dem  bisher  Mitgetheilten  dürfte  einleuchten,  dass  die  Ar- 
beitslast, welche  das  Armenamt  Leipzig  mit  der  neuen  Einrich- 
tung auf  sich  genommen  hat,  eine  ganz  erhebliche  ist  und  es 
liegt  daher  die  Frage  nahe:  welche  Vor th eile  stehen  denn  dieser 
Arbeitslast  gegenüber?  Es  sind  nur  verallgemeinert  die  nämlichen, 
welche  betreffs  des  Ziehkinderwesens  bereits  in  der  obengedachten 
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Eingabe  des  Rathes  an  das  Kgl.  Amtsgericht  Erwähnung  ge- 
funden haben,  vermehrt  noch  durch  den  Wegfall  aller  der  Frik- 
tionen, die  in  der  Begrenzung  der  Einrichtung  auf  ein  allzuenges 
Gebiet  ihre  Entstehung  und  Erklärung  fanden.  Zwei  Vortheile 
sind  hier  aber  ganz  besonders  herauszuheben  und  in  den  Vorder- 
grund zu  stellen,  die  für  sich  allein  hinreichen  würden,  alle  Mühe 
und  Arbeit  wett  zu  machen.  Es  sind  auseinander  hervorgehend 
und  untrennbar  mit  einander  verbunden  einmal  die  in  der  Vor- 
mundseigenschaft der  Gemeindebehörde  gewährte  Möglichkeit, 
auch  in  Fällen  und  Dingen  eingreifen  zu  können,  wo  sie  sonst 
bedauernd  die  Hand  davon  lassen  musste  und  das  andere  Mal 
(sich  als  Folge  aus  dieser  Möglichkeit  des  Eingreifens  ergebend) 
eine  Stärkung  der  Autorität  der  Behörde,  welche  in  unserer  auf 
die  Untergrabung  aller  Autorität  gerichteten  Zeit  nicht  hoch 
genug  veranschlagt  werden  kann.  Mit  der  neuen  Einrichtung  ist 
der  Gemeindebehörde  das  Mittel  an  die  Hand  gegeben,  besser 
als  bisher  mitzuarbeiten  an  der  allen  staatlichen  Institutionen  ge- 
stellten Aufgabe:  nach  Kräften  das  Heranwachsen  eines  zucht- 
losen Geschlechtes  zu  verhindern,  denn  sie  hat  nun  die  Möglich- 
keit gewonnen,  gerade  bei  den  jugendlichen  Personen  einzusetzen, 
von  denen  man  sagen  kann,  dass  sie  den  Gärkeim  des  Prole- 
tariates ohne  ihre  Schuld  in  sich  tragen,  bei  den  armen  und  un- 
glücklichen Kindern,  welche  der  liebenden  und  erziehenden  Hand 
ermangeln,  die  sie  sicher  auf  ihrem  Wege  führt  und  die  oft  nur 
durch  fremde  Schuld  in  die  Tiefen  des  Lebens  hinabgezogen 
werden.  Deshalb  ist  diese  neue  Einrichtung  auch  von  Nie- 
mandem freudiger  begrüsst  worden,  als  von  den  Herren  Vor- 
ständen unserer  Waisenkolonien.  Lange  schon  hatten  wir  es 
als  eine  schmerzliche  Lücke  empfunden,  unsere  Pfleglinge  gerade 
in  der  schweren  und  entscheidenden  Zeit  des  Lehrlingsalters  und 
der  ersten  Dienstjahre  sich  selbst  überlassen  zu  müssen.  Nun 
waren  wir  im  Stande,  hier  Wandel  zu  schaffen  und  so  sind  nun 
seitdem  bezüglich  aller  in  Lehre   oder  Dienst  entlassenen  Pfleg- 
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linge  die  Lehr-  und  Dienstverträge  auf  den  Namen  des  Armen- 
amtsvorstandes als  des  Vormundes  derselben  abgeschlossen  worden. 
Xicht  der  Armenamtsvorstand,  wohl  aber  der  Vormund  hat  das 
Recht  und  die  Macht,  das  Entlaufen  aus  Lehre  oder  Dienst  zu 
verhindern  und  dahinzielende  Bestrebungen  dritter  Personen  (in- 
sonderheit der  gewissenlosen  Eltern)  abzuwehren.  Haben  wir 
unsere  Pfleglinge  über  diesen  heiklen  Zeitabschnitt  hinweg,  dann 
können  wir  eher  hoffen ,  dass  sie  gefestigt  den  an  sie  heran- 
tretenden Verlockungen  des  Lebens  gegenüberstehen. 

Von  hier  aus  hat  sich  nun  hauptsächlich  in  Folge  einer  von 
Seiten  des  Kgl.  Justizministerii  den  Vormundschaftsbehörden  ge- 
wordenen Anregung  die  neue  Einrichtung  auch  nach  anderen 
Orten  verbreitet.  Im  Jahre  1892  war  sie  bereits  in  11  Amts- 
gerichtsbezirken mit  19  Städten  zur  Einführung  gelangt  und  in 
8  Städten  stand  die  Einführung  noch  bevor. 

Als  nur  selbstverständlich  ist  es  wohl  zu  betrachten,  dass 
die  neue  Einrichtung  auch  ihre  Gegner,  und  dass  man  an  der- 
selben auch  Das  und  Jenes  auszusetzen  gefunden  hat.  Sei  es 
gestattet,  einzelne  der  hauptsächlichsten  Einwürfe  hier  anzuführen: 

Zunächst  hat  man  —  aber  es  sind  deren  nur  Wenige  ge- 
wesen —  in  der  Uebernahme  der  vormundschaftlichen  Fürsorge 
für  die  in  Frage  befangenen  Personen  eine  bedenkliche  Konzession 
an  sozialistische  Forderungen  sehen  zu  sollen  geglaubt  und  sie 
als  einen  Schritt  abwärts  auf  der  sozialistischen  Bahn  bezeichnet. 
Dieser  Einwurf  konnte  nur  dadurch  entstehen,  dass  man  sich  an 
die  rein  äusserliche  Thatsache  der  Uebernahme  der  Fürsorge  für 
Private  durch  die  Gemeindebehörde  gehalten  hat,  ohne  auf  den 
Zweck  und  den  Inhalt  der  gewählten  Form  auch  nur  einen  Blick 
zu  -werfen.  Aus  dem  Dargestellten  dürfte  wohl  zur  Genüge  her- 
vorgehen, dass  die  eingeführte  Form  der  Vormundschaftsüber- 
nahme nicht  im  Entferntesten  bezweckt,  die  den  Aeltern  obliegen- 
den Pflichten  auf  die  Allgemeinheit  zu  übernehmen,  sondern  dass 
sie  gerade  darauf  ausgeht,  die  Verpflichteten  zur  Erfüllung  ihrer 
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Pflichten  anzuhalten  und  dass  sie  vorbeugen  will,  dass  die  ihr 
unterstehenden  Personen  später  der  Allgemeinheit  zur  Last  fallen. 
Weiter  hat  man  eingehalten,  dass  der  Vorstand  der  Armen- 
behörde bei  Ausübung  seiner  Pflichten  als  allgemeiner  Vormund 
mit  seinen  nächsten  Pflichten  als  Vertreter  der  Armenbehörde  in 
innerlichen  und  äusserlichen  Zwiespalt,  in  einen  Konflikt  der 
Pflichten  gerathen  könne,  dass  er  mit  den  Pflichten  des  Vor- 
mundes belastet,  sein  nächstes  Amt  nicht  ordentlich  fuhren  könne 
und  dass  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Vormund  in  ein  unmittel- 
bares Abhängigkeitsverhältniss  zu  dem  Vormundschaftsgericlite 
trete.  Wie  ein  solcher  Konflikt  der  Pflichton  soll  entstehen 
können,  erscheint  nicht  recht  einleuchtend.  Der  Vertreter  der 
Armenbehörde  ist  doch  in  erster  Linie  nicht  dazu  da,  die  Armen- 
kasse vor  Ausgaben  zu  schützen,  sondern  dazu,  eine  sachgemässe 
Ausübung  und  Handhabung  der  Armenpflege  in  allen  ihren  Rich- 
tungen zu  gewährleisten.  Lernt  er  nun  als  Vormund  die  Xoth- 
lage  seines  Mündels  kennen  und  ersieht  er,  dass  eine  Abhilfe 
beim  Fehlen  anderer  Mittel  aus  der  Armenkasse  erfolgen  muss. 
so  tritt  er  mit  den  ihm  anvertrauten  öffentlichen  Mitteln  ein. 
Dies  ist  eine  im  eigentlichen  Wesen  seines  Amtes  liegende  Hand- 
lung, aber  doch  in  alle  Wege  kein  Konflikt  der  Pflichten!  Und 
werden  Zeit  und  Kraft  des  Vorstandes  der  Armenbehörde  durch 
die  Erledigung  solcher  Geschäfte  in  Anspruch  genommen,  so  ge- 
schieht dies  doch  nur  im  Interesse  der  Gemeinde  und  nicht  zur 
Wahrnähme  irgend  welchen  Privatinteresses.  Aber  auch  die  an- 
gebliche Abhängigkeit  des  Annenamtsvorstandes  von  der  Vor- 
mundschaftsbehörde erscheint  ganz  unbedenklich.  Derselbe  wird 
in  jedem  Einzelfalle  nur  auf  seinen  eigenen  Antrag  als  Vormund 
bestellt  und  kann,  falls  sich  Unzuträglichheiten  ergeben  sollten, 
die  Vormundschaft  abgeben,  oder  die  Bestellung  eines  Mitvor- 
mundes  beantragen.  Eine  gute  zweckmässige  Verwaltung  der 
Vormundschaftsangelegenheiten  liegt  ebenso  im  Interesse  der  Ge- 
meinde, wie  des  durch  die  neue  Einrichtung  erheblich  entlasteten 
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Gerichtes  und  es  würde  eine  zu  starke  Betonung  des  Aufsichts- 
rechtes vor  allem  dem  Gerichte  selbst  Schwierigkeiten  bereiten. 
Man  muss  doch  immer  davon  ausgehen,  dass  auf  beiden  Seiten, 
beim  Vormundschaftsrichter,  wie  bei  dem  betr.  Verwaltungsbeamten 
der  gute  Wille  vorhanden  ist,  im  Interesse  der  guten  Sache  mit 
einander  Hand  in  Hand  zu  arbeiten  und  es  ist  verfehlt,  bei  Be- 
urtheilung  der  neuen  Einrichtung  sich  mögliche,  aber  jedenfalls 
sehr  abnorme  Fälle  zu  konstruiren,  die  vielleicht  mal  eintreten 
könnten,  aber  bei  nur  einigem  guten  Willen  sich  vermeiden  lassen 
und  aus  denen  es  doch  noch  viele  Auswege  giebt! 

Endlich  hat  man  noch  den  Vorwurf  erhoben,  dass  die  Ein- 
richtung  dadurch,  dass  sie  in  so  wichtige  Farailienrechte  eingreife, 
den  Familiensinn  untergrabe.  Dieser  Einwurf  ist  um  so  mehr  zu 
beachten,  als  wir  vom  Standpunkte  der  Armenpflege  aus  auf  die 
Erhaltung  und  Förderung  des  Familiensinnes  den  allergrössten 
Werth  legen  müssen.  Es  würde  viel  besser  um  unsere  sozialen 
Verhältnisse  stehen,  wenn  noch  der  gute  deutsche  Familiensinn 
und  die  Familienzucht  in  der  grossen  Masse  des  Volkes  lebendig 
wäre.  Wo  wir  sie  noch,  wrenn  auch  nur  in  Spuren  noch  finden, 
müssen  wir  sie  schonen  und  wecken.  Es  ist  aber  doch  nicht  ge- 
sagt und  gefordert,  dass  die  offizielle  Vormundschaft  wahllos 
einzutreten  habe.  Nur  da  soll  sie  eintreten,  wo  sie  im  Interesse 
des  Kindes  angezeigt  erscheint.  Es  kommt,  wie  in  allen  Dingen, 
auch  hier  auf  den  richtigen  Takt  an. 

Mehr  oder  minder  sind  alle  die  hier  aufgezählten  Einwürfe 
vom  Standpunkte  der  Theorie  aus  konstruirt  und  erhoben.  Den 
besten  Prüfstein  für  dergleichen  theoretische  Bedenken  bildet  aber 
doch  wohl  der  Boden  der  Praxis  und  von  diesem  aus  können 
wir  hier  nach  einer  nunmehr  langjährigen  Uebung  nur  das  Eine 
behaupten  bez.  bestätigen,  dass  weder  in  der  einen  noch  in  der 
anderen  Richtung  bis  jetzt  ein  Vorkommniss  zu  verzeichnen  ge- 
wesen ist,  welches  diese  Bedenken  auch  nur  im  Entferntesten 
angeregt  oder  gar  als  gerechtfertigt  erwiesen  hätte. 
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Nun  wäre  ja  wohl  der  Fall  sehr  gut  denkbar,  dass  das,  was 
den  Gemeinden  gut,  zweckmässig  und  annehmbar  erscheint,  von 
den  Vormundschaftsbehörden  mit  ganz  anderen  Augen  angesehen 
und  mit  ganz  anderen  Gefühlen  betrachtet  würde!  Wäre  das  der 
Fall,  dann  würde  es  zweck-  und  aussichtslos  sein,  in  eine  Pro- 
paganda für  diese  Einrichtung  einzutreten,  denn  nur  wenn  beide 
Theile,  das  Gericht,  wie  die  Verwaltungsbehörde  in  derselben  ihr 
Interesse  gewahrt  sehen,  dann  ist  der  Beweis  erbracht,  dass  die 
Einrichtung  in  der  That  zweckmässig  und  lebensfähig  ist  und 
dann  erst  ist  zu  hoffen,  dass  sie  von  selbst  die  ihr  dann  zu- 
kommende Verbreitung  finden  werde.  Zu  dem  Ende  habe  ich 
mich  im  Jahre  1892  an  das  Kgl.  Sächsische  Justizministerium 
mit  der  Bitte  gewendet,  einen  von  mir  aufgestellten  Fragebogen 
den  Amtsgerichten,  bei  denen  die  Einrichtung  besteht,  zur  Be- 
antwortung zugehen  zu  lassen.  Dieser  Fragebogen  enthielt  fol- 
gende Fragen: 

1.  Auf  welche  Arten  von  Kindern  erstreckt  sich  die  dort 
eingerichtete  Generalvormundschaft? 

2.  Wem  ist  die  Vormundschaf tsführung  übertragen? 

3.  Wie  ist  die  geschäftliche  Verbindung  geordnet 

a)  zwischen  der  Vormundschaftsbehörde  und  dem  bestellten 
Generalvormunde? 

b)  (event.)  zwischen  dem  letzteren  und  der  Gemeinde- 
( Armen-)  Behörde? 

4.  Wird  für  den  Zweck  etwaiger  Vermögensverwaltung 
von  der  nachgelassenen  Bestellung  eines  Sondervormundes  öfters 
Gebrauch  gemacht,  oder  unterzieht  sich  derselben  meist  auch 
der  bestellte  Generalvormund? 

5.  Sind  von  Seiten  der  Angehörigen  bez.  bereits  bestell- 
ten Vormünder  der  Uebertragung  der  Vormundschaft  auf  den 
bestellten  Generalvormund  nennenswerthe  Schwierigkeiten  ge- 
macht worden?  Aus  welchen  Gründen?  Wie  wurden  sie  über- 
wunden ? 
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6.  Welche  Ergebnisse  hat  die   neue  Einrichtung  gehabt? 

a)  war  sie   mit  einer  Vermehrung   der  Arbeit  verknüpft? 

b)  hat  sie  eine  Arbeitsentlastung  herbeigeführt? 

c)  haben   sich  Nachtheile   und  Unzuträglichkeiten   heraus- 
gestellt?    Nach  welcher  Richtung?  (Kompetenzkonflikte?) 

d)  welche  Vortheile  hatte  sie  im  Gefolge? 

e)  wie  stellt  sich  die  Bevölkerung  zu  derselben? 

7.  Wie   sind   die   zu   Tage   getretenen  Nachtheile  zu   be- 
seitigen ? 

8.  Nach  welcher  Richtung  und  in  welcher  Weise  lässt  sich 
die  neue  Einrichtung  vereinfachen,  verbessern,  weiter  ausbauen? 

9.  Was  ist  sonst  zu  bemerken? 

Das  Kgl.  Ministerium  hat  dieser  Bitte  in  der  freundlichsten 
Weise  entsprochen  und  mir  Kenntniss  gegeben  von  den  ein- 
gegangenen Antworten.  In  Band  16  der  Schriften  des  deutschen 
Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  habe  ich  sie  Seite 
264  ff.  ausführlich  wiedergegeben.  Hier  erübrigt  es  nur  auf 
einige  derselben  zurückzukommen. 

Aus  den  Antworten  zu  2  ist  ersichtlich,  dass  man  sich  an 
allen  Orten  mit  Ausnahme  von  Mittweida  an  die  Person  des 
Vorstandes  der  Armenbebörde  gehalten  hat,  und  dass  man  in 
Mittweida  durch  die  Vormundschaftsbehörde  einen  im  Ruhestande 
dort  lebenden  Bergwerksbeamten  gewonnen  hat,  dem  man  alle 
derartigen  Vormundschaften  überträgt  und  der  von  der  Gemeinde- 
behörde dafür  eine  Entschädigung  erhält. 

Die  Geschäftsverbindung  ist  mit  geringfügigen  Abänderungen 
die  nämliche,  wie  sie  hier  geordnet  ist.  Ueberall  ist  man  bestrebt, 
sie  möglichst  einfach  zu  gestalten. 

Die  Vermögensverwaltung  ruht  überall  in  der  Hand  des  be- 
stellten Generalvormundes,  was  sich  einfach  dadurch  erklärt,  dass 
es  sich  in  allen  diesen  Fällen  um  keine  nennenswerthen  Vermögens- 
beträge handelt. 

Schwierigkeiten  der  unter  5  erfragten  Art  sind  nirgends  er- 
Archiv für  öffentliches  Recht.  XI.  1.  ß 
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hoben  worden.  Da,  wo  von  Seiten  der  Angehörigen  besonderer 
Werth  auf  die  Führung  der  Vormundschaft  gelegt  wurde,  ist  die- 
selbe, wo  es  irgendwie  geschehen  konnte,  anstandslos  übertragen 
worden,  so  dass  sich  die  Sache  überall  ohne  Schwierigkeit  er- 
ledigt hat. 

Zu  Frage  6  haben  sich  sämmtliche  Amtsgerichte  dahin  aus- 
gesprochen, dass  eine  Mehrbelastung  der  Gerichte  mit  Arbeiten 
nicht  eingetreten  sei,  einzelne  konstatiren  sogar  eine  gewisse  Ent- 
lastung, die  meisten  erklären,  dass  nur  eine  Verschiebung  des 
Arbeitsstoffes  zu  Tage  getreten  sei. 

Nachtheile  und  Unzuträglichkeiten  haben  sich  an  keinem 
Orte  herausgestellt,  insbesondere  sind  Kompetenzkonflikte  unbe- 
kannte Dinge  geblieben;  überall  aber  hat  sich  als  wesentlichster 
Vortheil  der  neuen  Einrichtung  ergeben,  dass  eine  bessere  Ueber- 
wachung  der  der  öffentlichen  Fürsorge  unterstehenden  Kinder 
und  eine  bessere  Behandlung  der  Angelegenheiten  derselben  er- 
zielt wurde.  Als  Folge  daraus  sind  verschiedene  Behörden  in 
der  Lage  berichten  zu  können,  dass  auch  die  Bevölkerung  sich 
freundlich  zu  der  neuen  Enrichtung  verhalte. 

Als  weiterer  Ausbau  wird  von  einigen  Behörden  empfohlen, 
dass  hinsichtlich  der  Alimentationspflicht  ausserehelicher  Väter 
durch  Gesetz  die  theilweise  Pfändung  und  Abtretung  des  Arbeits- 
und Dienstlohnes  für  zulässig  erklärt  und  die  entgegenstehenden 
Bestimmungen  der  C.-Pr.-O.  §  749  Abs.  1  und  des  Gesetzes 
vom  4.  März  1879  §  9  aufgehoben  werden  möchten. 

Nachdem  ich  im  Vorstehenden  den  Entwicklungsgang  und 
das  Wesen  unserer  hiesigen  Einrichtung:  der  Uebertragung  vor- 
mundschaftlicher Funktionen  an  die  Gemeinde-  bez.  Armenbehörde 
darzulegen  versucht  habe,  ist  wohl  gestattet  und  am  Platze,  auf 
die  oben  schon  aufgeworfene  Frage  zurückzukommen: 

ob  sich  diese  Einrichtung  gegenüber  der  Aufnahme  des  Insti- 
tutes der  Waisenräthe  in  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich  aufrecht  erhalten  lassen,  oder  ob  sie  sich  auf 
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Grund  des  zu  §  1634   des  Entwurfes   gemachten  Vorbehaltes 

ermöglichen  lassen  würde? 

Beides  glaube  ich  verneinen  zu  sollen.  Für  das  Zwischen- 
institut des  Waisenrathes  ist  bei  unserer  Einrichtung,  die  das 
Gericht  und  die  Verwaltungsbehörde  in  einen  viel  engeren  und 
direkteren  Zusammenschluss  bringt,  kein  Platz  mehr  gegeben,  der 
zu  §  1634  gemachte  Vorbehalt  aber  ist  insofern  zu  eng,  als  er 
nur  die  geschlossene  Anstalt  im  Auge  hat  und  es  bei  ihm 
immer  noch  zweifelhaft  bleibt,  ob  auch  die  Fälle  der  Zwangs- 
erziehung —  für  welche  gerade  unsere  Einrichtung  so  sehr  sich 
bewährt  —  darunter  zu  bringen  sein  würden.  Ich  meine  des- 
halb, dass  man  gerade  von  dem  von  der  Kommission  zur  Ver- 
abfassung  und  Berathung  des  Entwurfes  eingenommenen,  so  rich- 
tigen Standpunkte  aus:  den  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens 
möglichst  entgegenzukommen  und  gerecht  zu  werden,  sehr  wohl 
thun  würde,  nicht  zu  sehr  zu  unifiziren,  sondern  die  hier  ein- 
schlagenden Bestimmungen  so  elastisch,  wie  möglich  zu  fassen, 
um  derartigen  auf  das  gleiche  Ziel  lossteuernden  wohlthätigen 
Einrichtungen  die  Möglichkeit  der  Existenz  zu  gewähren. 
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Ueber   das   Recht   der  Vollzugsbeamten  und   des 
Militärs  zum  administrativen  Waffengebrauch. 

Von 

Amtsrichter  Dr.  Deliüs  in  Hamm. 


Das  äusserste  Mittel,  welches  dem  Staate  zusteht,  um  den 
Gehorsam  und  die  Unterwerfung  des  Einzelnen  unter  seine  An- 
ordnungen zu  erzwingen,  ist  die  Anwendung  von  Waffengewalt, 
welche  sogar  zur  Tödtung  des  Betreffenden  führen  kann.  Die 
Literatur  über  diesen  Gegenstand  ist  eine  spärliche.  Er  liegt 
auf  dem  Grenzgebiete  des  Strafrechts  und  des  Verwaltungsrechts 
und  jede  dieser  Disziplinen  scheint  die  Bearbeitung  von  der 
auderen  zu  erwarten.  Der  Versuch  einer  zusammenhängenden 
Darstellung  dürfte  also  nicht  überflüssig  sein.  Eine  eingehende 
gesetzliche  Regelung  haben  die  Befugnisse  der  Beamten  und  des 
Militärs  in  Preussen  gefunden,  während  in  den  übrigen  Bundes- 
staaten sich  meist  nur  wenige  Vorschriften  darüber  in  den  Dienst- 
instruktionen  finden.  Die  nachfolgende  Erörterung  wird  sich  des- 
halb vorzugsweise  mit  dem  preussischen  Recht  befassen.  Der 
Uebersichtliclikeit  halber  sind  die  einzelnen  Beamtenkategorien 
auseinandergehalten.  Folgende  allgemeine  Bestimmungen  sollen 
indess  vorweg  zur  Darstellung  gelangen. 

Die  zum  Waffengebrauch  berechtigten  Personen. 
Mit  Rücksicht   auf  die  Wichtigkeit   und  die  möglicherweise  ein- 
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tretenden  schweren  Folgen  ist,  abgesehen  von  dem  Militär,  das 
Recht  zum  Waffengebrauch  gewissen  Klassen  des  Exekutivpersonals 
vorbehalten-,  nämlich  den  Jagd- und  Forstbeamten,  den  Grenz- 
aufsichtsbeamten, den  Gensdarmen,  den  Beamten  der  exe- 
kutiven Polizei  einschliesslich  der  Schutzmannschaft,  den 
Strafanstalts-  und  Gefängnissbeamten,  sowie  den  Trans- 
porteuren. Es  sind  dies  diejenigen  Beamtengruppen,  welche 
erfahrungsgemäss  bei  der  Erfüllung  ihrer  Dienstpflichten  Angriffen 
ausgesetzt  sind  und  Widerstand  zu  brechen  haben.  Die  übrigen 
Beamten  sind  zum  Gebrauch  der  Waffen  nicht  befugt.  Die  An- 
wendung von  Waffen  seitens  derselben  ist  indess  straflos,  wenn 
die  Voraussetzungen  der  Nothwehr  oder  des  Nothstandes  vor- 
liegen (§§  53  u.  54  des  Str.-G.-B.)  \ 

Dass  den  Beamten  das  Waffengebrauchsrecht  nur  solange 
zusteht,  als  sie  sich  im  aktiven  Dienst  befinden  oder  dasselbe  von 
der  zuständigen  Behörde  nicht  zurückgezogen  ist,  ist  selbstverständ- 
lich. Nach  dem  Reskript  des  Ministers  des  Innern  vom  21.  April  1846 
(M.-Bl.  f.  d.  i.  V.,  S.  100)  darf  die  durch  das  Gesetz  vom  31.  März 
1837  für  Forst-  und  Jagdbeamte  festgestellte  Berechtigung  zum 
Waffengebrauch  von  Ausländern  niemals  ausgeübt  werden.  Denn 
dieser  Befugniss  steht  nach  dem  Geiste  des  Gesetzes  die  Mög- 
lichkeit gegenüber,   dass  Beamte   wegen  jedes  Exzesses,   sowohl 


1  Daraus,  dass  Beamte  ihrem  Uniformreglement  gemäss  Waffen  z.  B. 
Degen  tragen,  folgt  noch  nicht,  dass  dieselben  auch  zur  Anwendung  derselben 
befugt  sind.  Man  denke  nur  an  Steuerbeamte  ausserhalb  des  Grenzbezirkes. 
Ein  allgemeiner  Grundsatz,  dass  in  Preussen  Jeder  ein  Recht  habe,  Waffen 
zu  tragen,  ist  ausdrücklich  nirgends  aufgestellt.  Eine  Polizeiverordnung, 
welche  das  Tragen  von  Waffen  ohne  Waffenschein  verbietet,  ist  rechtsgültig 
(R.-G.-Entsch.  in  Strafs.  Bd.  XX,  S.  43;  Kammergericht.  Johow-Küntzel, 
Entsch.  IX,  291).  Vgl.  auch  §  367 9  des  Str.-G.-B.  Bei  Privatleuten  kann 
es  zweifelhaft  sein,  ob  im  einzelnen  Falle  der  Waffengebrauch  znr  Verteidi- 
gung „erforderlich"  (§  53  des  Str.-G.-B.)  war.  Einem  waffentragenden  Be- 
amten wird  man  nicht  zumuthen  können,  im  Zustande  der  Nothwehr  erst 
minder  gefährliche  Mittel  z.  B.  einen  Stock  oder  dgl.  anzuwenden.  Welchen 
Zweck  hat  denn  überhaupt  die  Ausstattung  mit  einer  Waffe? 
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im  Disziplinar-  als  gerichtlichem  Wege  im  Inlande  mit  Erfolg  in 
Anspruch  genommen  werden  können.  Diese  Bestimmung  hat  jetzt 
kaum  noch  praktische  Bedeutung,  da  preussische  Beamte  regel- 
mässig auch  die  preussische  Staatsangehörigkeit  besitzen.  Erheb- 
lich kann  die  Vorschrift  noch  für  Privatforstbeamte  werden.  Ist 
das  Recht  an  Ausländer  aber  einmal  ertheilt,  so  ist  der  Waffen- 
gebrauch deshalb  noch  nicht  unrechtmässig.  Unter  „Ausländern* 
werden  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  nicht  zu  verstehen 
sein.  Nach  der  Verordnung  vom  19.  April  1848  (G.-S.  S.  111) 
und  dem  §  77  des  Gesetzes  vom  17.  Okt.  1848  (G.-S.  S.  301) 
war  auch  den  sog.  Bürgerwehren  die  Befugniss  zum  Waffen- 
gebrauch eingeräumt.  Die  betr.  Bestimmungen  sind  indess  durch 
die  in  Folge  des  Gesetzes  vom  24.  Okt.  1849  (G.-S.  S.  402)  ein- 
getretene Aussetzung  der  Errichtung  und  Umformung  der  Bürger- 
wehren vorläufig  suspendirt. 

Laut  §  127  der  Str.-P.-O.  ist  zwar  Jedermann  unter  gewissen 
Voraussetzungen  berechtigt,  einen  auf  frischer  That  betroffenen 
oder  verfolgten  Uebelthäter  vorläufig  festzunehmen.  Allein  hierbei 
erlangt  der  Festnehmende  keineswegs  obrigkeitliche  Befugnisse, 
insbesondere  steht  ihm  nicht  das  Recht  zu,  etwa  gleich  einem 
Polizeibeamten,  Waffen  gegen  den  Festgenommenen,  falls  der- 
selbe Widerstand  leisten  sollte,  zu  gebrauchen  (R.-G.  I  Strafe. 
27.  März  1890,  Jur.  Wochenschr.  S.  187  und  Zimmermann  in 
Goltd.  Archiv  XXX,  410).  Im  Interesse  der  Aufrechterhaltung 
der  Disziplin  ist  sodann  noch  das  Waffengebrauchsrecht  den  mili- 
tärischen Vorgesetzten  gegenüber  ihren  Untergebenen  sowie  dem 
Schiffer  (Kapitän  u.  s.  w.)  gegenüber  der  Schiffsmannschaft  ein- 
geräumt. Nach  §  124  des  R.-Mil.-Str.-G.-B.  sind  diejenigen  Hand- 
lungen, welche  der  Vorgesetzte2  begeht,  um  einen  thätlichen 
Angriff  des  Untergebenen  abzuwehren   oder  um  seinen  Befehlen 


2  Vorgesetzter  eines  Anderen  ist  derjenige,  welcher  ihm  Befehle  w 
ertheilen  berechtigt  ist,  also  jeder  im  Dienstrange  Höhere,  bei  gleichem 
Hange  unter  Umständen  der  Dienstältere. 
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im  Falle  der  äussersten  Noth  und  dringendsten  Gefahr  Gehorsam 
zu  verschaffen,  nicht  als  Missbrauch  der  Dienstgewalt  anzusehen. 
Dies  gilt  namentlich  auch  für  den  Fall,  wenn  ein  Offizier  in 
Ermangelung  anderer  Mittel  den  durchaus  nothwendigen  Gehorsam 
zu  erhalten,  sich  in  der  Lage  befunden  hat,  gegen  den  thätlich 
sich  ihm  widersetzenden  Untergebenen  von  der  Waffe  Gebrauch 
zu  machen.  Dieselbe  Bestimmung  wird  am  Schlüsse  des  §  125 
des  R.-Mil.-Str.-G.-B.  auch  für  die  militärischen  Wachen 8  gegeben. 
Nach  Art.  21  der  Kriegsartikel  für  das  deutsche  Heer  und  die 
Marine  vom  31.  Okt.  bezw.  23.  Nov.  1872  ist  jeder  Vorgesetzte 
berechtigt,  um  seinen  Befehlen  in  äusserster  Noth  oder  drin- 
gendster Gefahr  Gehorsam  zu  verschaffen,  die  Waffe  gegen  den 
Untergebenen  zu  gebrauchen.  Diese  Bestimmung  weicht,  ab- 
gesehen von  der  positiven  Ertheilung  der  Berechtigung,  auch 
darin  von  dem  §  124  ab,  dass  der  Fall  der  Zulassung  nicht 
kopulativ,  sondern  alternativ  gefasst  ist. 

In  Friedenszeiten  hat  der  Vorgesetzte  wohl  kaum  die  Befugniss 
zum  Waffengebrauch  gegen  den  einfachen  Ungehorsam,  da  hierbei 
eine  äusserste  und  dringendste  Gefahr  schwerlich  eiutreten  kann, 
um  sich  Gehorsam  zu  verschaffen.  Anderes  gilt  im  Kriege  oder 
bei  Aufruhr  u.  s.  w.  in  Friedenszeiten.  Das  Strafgesetzbuch  für 
Baiern  vom  29.  April  1869,  Art.  68,  gestattete  die  Anwendung 
von  Waffengewalt,  äussersten  Falles  sogar  die  Tödtung  Wider- 
spenstiger, den  militärischen  Vorgesetzten  zur  Erzwingung  des 
gegenüber  einem  Dienstbefehle  verweigerten  Gehorsams:  „im 
Felde  bei  Allarmirung,  beim  Anmärsche  in's  Gefecht,  während 
des  Gefechtes,  beim  Rückzuge".  Ferner  ist  den  Vorgesetzten 
der  Waffengebrauch  bei  gewaltthätiger  Widersetzung  oder  Be- 
drohung mittelst  Waffen  und  in  Fällen  dringender  Noth  und  in 
Ermangelung  eines  anderen  zweckdienlichen  Mittels  gestattet 
(Bair.  Str.-G.-B.  Art.  68  No.  la).    Dem  Offizier  ist  im  §  124 


•  S.  unten  Abth.  VI. 
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des  R.-Mil.-Str.-G.-B.  ein  weitergehendes  Recht  gegenüber  den 
thätlich  sich  ihm  widersetzenden  Untergebenen  eingeräumt.  Art.  68 
No.  lb  u.  lc  des  bair.  Str.-G.-B.  gewährte  den  Vorgesetzten  die 
Befugniss  des  Waffengebrauchs  bei  militärischem  Aufruhr  nach 
wiederholter  Aufforderung  zum  Auseinandergehen,  und  wenigstens 
im  Felde  zur  sofortigen  Unterdrückung  einer  öffentlich  vor  Meh- 
reren oder  vor  versammelter  Mannschaft  stattfindenden  Aufforde- 
rung zum  Kriegsverrathe  oder  zum  Aufruhr. 

Zur  Verhinderung  des  Plünderns  (§  129  des  R.-Mil.-Str.-G.-B.) 
wird  der  Vorgesetzte  ebenfalls  zum  Waffengebrauch  berechtigt  sein. 
Im  baierischen  Strafgesetzbuch  (Art.  68  No.  lc)  ist  dieser  Fall 
ausdrücklich  hervorgehoben.  Ja,  eine  sofortige  Tödtung,  obwohl 
Todesstrafe  nicht  angedroht  ist,  wird  dann  gestattet  sein,  wenn 
dem  Uebel  einer  Plünderung  nur  durch  ein  solches  abschreckendes 
Beispiel  Einhalt  verschafft  werden  kann.  Eine  unzeitige  Plünde- 
rung kann  der  Armee  ungeheure  Nachtheile  verursachen. 

Nach  §  84  des  R.-Mil.-Str.-G.-B.  wird  derjenige,  welcher 
während  des  Gefechts  aus  Feigheit  die  Flucht  ergreift  und4  die 
Kameraden  durch  Worte  oder  Zeichen  zur  Flucht  verleitet,  mit 
dem  Tode  bestraft.  Das  preussische  Militärstrafgesetzbuch  vom 
3.  April  1845  hatte  im  §  117  noch  den  Zusatz:  „und  kann  aui 
der  Stelle  niedergestossen  werden".  Die  letztere  Befugniss  ist 
auch  jetzt  gegeben,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  124  a.  a.  0. 
vorliegen.  Nicht  allein  der  Offizier,  sondern  jeder  Vorgesetzte  ist 
dazu  berechtigt.  Das  baierische  Strafgesetzbuch  (Art.  68  No.  3) 
gab  das  Recht  auch  Feldgensdarmen  gegen  solche,  welche  sich 
ohne  Rechtfertigungsgrund  aus  der  Gefechtslinie  ziehen  und  nach 
Aufforderung  zur  Rückkehr  in's  Gefecht  die  Flucht  ergreifen. 

§  79  Abs.  2  der  Seemannsordnung  vom  27.  April  1872 
(R.-G.-Bl.  S.  409)  bestimmt:    „Bei  einer  Widersetzlichkeit,   oder 


4  In    dem   Kriegsartikel,    Art.  14,    steht    statt    „und"    das  Wörtchen 
,oderu. 
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bei  beharrlichem  Ungehorsam  ist  der  Schiffer  zur  Anwendung 
aller  Mittel  befugt,  welche  erforderlich  sind,  um  seinen  Befehlen 
Gehorsam  zu  verschaffen".  Dem  Schiffer  (Kapitän  bezw.  dessen 
Stellvertreter)  ist  in  Folge  der  allgemeinen  Passung  des  §  79  also 
auch  das  Recht  des  Waffengebrauchs  und  selbst  der  Tödtung 
gegen  die  Schiffsmannschaft  eingeräumt.  Der  Disziplinargewalt 
des  Schiffers  sind  auch  diejenigen  Personen  unterworfen,  welche 
auf  einem  Schiffe  als  Maschinisten,  Aufwärter,  oder  in  anderer 
Eigenschaft  angestellt  sind  (§  3  a.  a.  0.),  ferner  die  etwa  mit- 
genommenen hilfsbedürftigen  Seeleute  (Reichsgesetz  vom  27.  Dez. 
1872  §  4);  nicht  aber  Passagiere  und  solche  Personen,  welche 
sich  lediglich  zur  Ausführung  von  Hafenarbeiten  an  Bord  des 
Schiffes  befinden  (R.-G.  IV  28.  Juni  1894,  E.  XXV,  439).  Dem 
Kapitän  steht  auf  seinem  Schiffe,  zumal  wenn  es  auf  offener 
See  sich  befindet,  die  Polizeigewalt  und  dementsprechend  auch 
das  Waffengebrauchsrecht  zu.  Unter  Umständen  ist  er  deshalb 
auch  zum  Waffengebrauch  gegen  Passagiere  berechtigt.  Werden 
z.  B.  bei  einem  Schiffbruche  die  Rettungsboote  ausgesetzt,  so 
erscheint  der  Kapitän  nach  vorheriger  Androhung  zum  Waffen- 
gebrauch  bezw.  zur  Tödtung  gegen  denjenigen  befugt,  welcher 
sich  den  nothweudigen  Massregeln  hinderlich  erweist  und  zu  seiner 
eigenen  Rettung  in's  Boot  springt  (vgl.  Zimmermann  im  Gerichts- 
saal XXXIV,  299). 

Der  Schiffer  ist  ermächtigt,  denjenigen  Schiffsmann,  der  sich 
einer  mit  schwerer  Strafe  bedrohten  Handlung  schuldig  gemacht, 
festzunehmen  und  sogar  hierzu  verpflichtet,  wenn  das  Entweichen 
des  Thäters  zu  besorgen  ist  (Seemannsordnung  §  103).  Dass  er 
hierbei  den  Beamten  an  Rechten  gleichgestellt  ist,  nimmt  auch 
Zimmermann  in  Goltd.  Archiv  XXX,  310  an. 

Fälle  des  Waffengebrauches.  Die  mit  Waffen  aus- 
gestatteten Beamten  sind  übrigens  nicht  nach  ihrem  Ermessen  zu 
jedem  Gebrauch  derselben  befugt.  Die  Anwendung  der  Waffe  ist 
vielmehr  an  bestimmte  Voraussetzungen  geknüpft.  Dass  der  Waffen- 
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gebrauch  gesetzlich  geregelt  sei,  ist  nicht  erforderlich;  es  genügt 
auch,  wenn  die  zuständige  Behörde  eine  dahingehende  Verwaltungs- 
vorschrift erlassen  hat.  In  Preussen  ist  fast  ausschliesslich  gesetz- 
liche Regelung  erfolgt. 

Erste  Voraussetzung  des  Waifengebrauchs  ist,  dass  der  be- 
treifende Beamte  sich  in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines 
Amtes  befindet.  Wann  dies  der  Fall  ist,  kann  hier  nicht  ein- 
gehender erörtert  werden.  Fraglich  ist,  ob,  wenn  der  Widerstand 
des  Betreffenden  durch  eine  Ueberschreitung  der  Amtsbefugnisse 
des  Beamten  hervorgerufen  ist ,  die  Anwendung  der  Waffen  zur 
Brechung  desselben  zulässig  ist.  Zu  verneinen  ist  die  Frage, 
wenn  und  insoweit  sich  der  Widerstand  gegen  die  Ausschreitung 
des  Beamten  wendet.  Eine  Gesetzwidrigkeit,  deren  sich  der 
Beamte  bei  Vornahme  einer  im  Uebrigen  durchaus  rechtmässigen 
Amtshandlung  schuldig  macht,  z.  B.  ein  Förster  erschiesst  un- 
befugt den  Hund  eines  ertappten  Jagdfrevlers,  hindert  ihn  an 
dem  Waffe ngebrauch  bei  einem  der  Amtshandlung  entgegen- 
gesetzten Widerstände  nicht;  der  Beamte  hört  dadurch  nicht  auf, 
im  Uebrigen  in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes  zu  sein 
(Obertribunal  4.  März  1879;  Oppenhoff,  Rechtepr.  XX,  119). 
Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der  Beamte  sich  erst  nach  erfahrenem 
Widerstände  eines  Exzesses  schuldig  macht.  Am  allerwenigsten 
kann  von  einem  straflosen  Widerstände  die  Rede  sein,  wenn  die 
Ausschreitung  des  Beamten  nur  beabsichtigt  war  (Obertribunal 
10.  April  1872;  Oppenhoff,  Rechtspr.  XIII,  249). 

Der  Beamte  wird  sich  auch  regelmässig,  um  als  solcher 
erkennbar  zu  sein,  in  der  vorgeschriebenen  Dienstkleidung  befinden 
müssen  oder  doch  wenigstens  mit  einem  Abzeichen  versehen  sein. 

Die  Fälle,  in  denen  der  Waffengebrauch  zulässig  ist,  sind 
bei  den  verschiedenen  Beamtenkategorien  nicht  dieselben.  Mit 
Rücksicht  auf  die  Gefährlichkeit  ihres  Dienstes  haben  einzelne 
Beamtengruppen  weitergehende  Befugnisse.  Das  weiteste  Recht 
hat  natürlich  das  Militär,   sofern   es   zur  Aufrechterhaltung  der 
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inneren  Sicherheit  im  Lande  auftritt.  Häufig  wird  es  vorkommen, 
dass  ein  Beamter  einen  solchen  anderer  Gattung  zur  Hülfeleistung 
herbeizurufen  sich  gezwungen  sieht.  Diesfalls  ist  aber  der  hinzu- 
gezogene Beamte  nur  nach  Massgabe  der  für  ihn  erlassenen 
Gesetze  bezw.  Instruktionen  befugt,  seine  Waffen  anzuwenden, 
keineswegs  geht  das  weitergehende  Recht  des  die  Unterstützung 
beanspruchenden  Beamten  ohne  Weiteres  auf  ihn  über.  Eine 
Ausnahme  findet  nur  bei  den  zur  Unterstützung  der  Grenzauf- 
sichtsbeamten herbeigerufenen  Polizei-  und  Forstbeamten  aus- 
drücklicher gesetzlicher  Bestimmung  gemäss  (§  3  des  Gesetzes  vom 
28.  Juni  1834)  statt.  Diese  Ausnahme  darf  aber  nicht  extensiv 
interpretirt  werden.  Privatpersonen  oder  zum  WafFengebrauch  an 
sich  nicht  berechtigte  Beamte  erlangen,  falls  sie  zur  Hülfe  heran- 
gezogen werden,  überhaupt  kein  Recht,  die  Waffen  zu  gebrauchen; 
es  sei  denn,  dass  die  zuständige  Behörde  ihnen  diese  Befugniss,  z.  B. 
bei  Hülfsgefangenenaufsehern,  im  besonderen  Falle  verliehen  hat. 

Wird  Militär,  auch  nur  einzelne  Soldaten,  zur  Hülfeleistung 
kommandirt,  so  haben  diese  natürlich  ihr  weitergehendes  Waffen- 
gebrauchsrecht, sie  können  also  ihre  Waffen  auch  in  den  Fällen 
gebrauchen,  in  denen  dies  den  unterstützten  Beamten  nicht  ge- 
stattet ist.  Anderes  gilt,  wenn  Militärpersonen  behufs  Ableistung 
des  Probedienstes  zwecks  späteren  Uebertritts  bei  der  Forst-, 
Steuer-  u.  s.  w.  Verwaltung  beschäftigt  sind.  Diesfalls  haben  sie 
nur  das  Recht,  die  Waffen  nach  Massgabe  der  für  die  betreffende 
Beamtenkategorie  erlassenen  Bestimmungen  zu  gebrauchen. 

Für  den  Waffengebrauch  lässt  sich  im  Allgemeinen  der 
Grundsatz  aufstellen,  dass  er  regelmässig  nur  zulässig  ist  in  den 
Fällen  der  Nothwehr  oder  des  Nothstandes  im  weiteren  Sinne, 
nicht  in  dem  begrenzten  Sinne  der  §§  53  und  54  des  Str.-G.-B. 
Ausnahmsweise  ist  die  Anwendung  der  Waffen  auch  gegen  aktiven 
oder  passiven  Widerstand,  bei  Flucht  des  Kontravenienten  u.  s.  w. 
gestattet.  Die  Einzelheiten  werden  weiter  unten  bei  den  einzelnen 
Beamtengruppen  erörtert  werden. 
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Räumliche  Beschränkung  des  Waffengebrauchs. 
Räumlich  ist  das  Recht  des  Waffengebrauchs  der  Regel  nach  auf 
den  betreffenden  Bundesstaat  beschränkt.  Zu  demselben  gehören 
nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  auch  die  Küstengewässer s 
und  die  schwimmenden  Schiffe.  Nach  §  168  des  G.-V.-G.  ist 
den  Sicherheitsbeamten6  eines  Bundesstaates  gestattet,  die  Ver- 
folgung eines  Flüchtigen  auf  das  Gebiet  eines  anderen  Bundes- 
staates fortzusetzen  und  den  Flüchtigen  zu  ergreifen.  Dass  der 
Beamte  diesfalls  auf  nicht  preussischem  Gebiet  die  Waffen  nicht 
gebrauchen  dürfe,  kann  nicht  angenommen  werden.  Wem  die 
Gesetze  ein  Recht  geben,  dem  gewähren  sie  auch  die  Mittel,  das- 
selbe zur  Ausführung  zu  bringen.  Ohne  Waffengebrauch  wird 
sich  vielfach  die  Festnahme  nicht  ermöglichen  lassen.  Gebraucht 
der  Beamte  auf  dem  Gebiete  des  fremden  Bundesstaates  die 
Waffen,  so  sind  massgebend  nicht  die  preussischen  Vorschriften, 
sondern  diejenigen  am  Orte  der  That.  Der  Waffengebrauch  ist 
also  nur  zulässig  in  den  Fällen,  in  welchem  er  auch  einem  dem 
fremden  Bundesstaate  angehörigen  Sicherheitsbeamten  derselben 
Kategorie  gestattet  ist.  Aus  dem  §  168  a.  a.  0.  ist  nicht  zu 
folgern,  dass  der  betreffende  Beamte   auch  seine  —  etwa  weiter 


5  Kriegsschiffe  in  fremden  Küstengewässern  sind  exterritorial. 

6  Zu  den  Sicherheitsbeamten  —  dieser  Begriff  ist  im  weitesten  Sinne 
aufzufassen  —  gehören,  abgesehen  von  den  Polizeibeamten  und  Gens- 
darmen,  auch  die  Forstschutzbeamten  (R.-G.  I  vom  9.  Dez.  1886; 
Rechtsp.  VIII,  735),  ferner  auch  die  Strafanstaltsbeamten,  sofern  es 
sich  um  die  Verfolgung  eines  aus  einer  Strafanstalt  Entflohenen  handelt 
(Prot.  S.  14).  "Will  man  zur  Hülfe  gerufenes  Militär  ebenfalls  zu  den 
„Sicherheitsbeamten"  zählen,  so  erleidet  der  §  168  a.  a.  0.  insofern  eine 
Einschränkung,  als  nichtbaierische  Truppen  baierisches  Gebiet  nicht  be- 
treten dürfen.  Vgl.  unten  Abth.  VI.  Uebrigens  gestattet  §  168  des  G.-V.-G. 
nur  die  Verfolgung  eines  Flüchtigen,  um  ihn  zu  ergreifen  und  die  Ergreifung, 
nicht  aber  die  Verfolgung  eines  Flüchtigen  und  die  Durchsuchung  desselben 
nach  einzuziehenden  Gegenständen.  Der  Widerstand  gegen  die  Durchsuchung 
und  Beschlagnahme  ist  diesfalls  nicht  strafbar  (R.-G.  III  vom  19.  Nov. 
1894,  Reichsanz.  vom  11.  Mai  1895,  Xo.  113). 
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gehenden  —  Befugnisse  in  Bezug  auf  den  Waffengebrauch  in  den 
fremden  Bundesstaat  mit  hinübernehme.  Diese  Frage  ist  übrigens 
gesetzlich  in  dem  hier  vertretenen  Sinne  entschieden  durch  das 
deutsch- österreichische  Zollkartell  vom  6.  Dez.  1891  (R.-G.-BL 
1892  S.  3)  bezüglich  der  Grenzbeamten. 

Nacheile  ist  den  beiderseitigen  Beamten  auch  nach  dem 
zwischen  Preussen  und  üesterreich  abgeschlossenen  Vertrage 
(Ministerialerklärung  vom  27.  Febr.  1864,  G.-S.  S.  107)  gestattet. 
Art.  1  desselben  bestimmt: 

„In  dringenden  Fällen,  wo  Gefahr  im  Verzuge  obwaltet, 
sollen  die  Gensdarmen  und  übrigen  gesetzlich  hierzu  befugten 
Sicherheitsorgane  des  einen  Staates,  mit  Ausschluss  der  bewaff- 
neten Macht,  ermächtigt  sein,  flüchtige  Verbrecher  und  andere 
der  öffentlichen  Sicherheit  gefahrliche  Personen,  letztere  jedoch 
nur  insofern,  als  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Sicher- 
heit es  dringend  erfordert,  in  polizeilichen  Gewahrsam  zu  nehmen, 
über  die  Landesgrenze  des  anderen  Staates  zu  verfolgen  und 
innerhalb  des  Grenzgebietes  festzunehmen". 

Geber  das  Waffengebrauchsrecht  ist  in  dem  Vertrage  nichts 
bestimmt.  Erwägt  man  indess,  dass  das  engere  Verhältniss  zwi- 
schen Oesterreich  und  Preussen  seit  Auflösung  des  deutschen 
Bundes  aufgehört  hat,  so  wird  man  sich  nicht  für  eine  extensive 
Interpretation  aussprechen  dürfen.  In  dem  deutsch- österreichi- 
schen Zollkartell  ist  den  deutschen  Grenzbeamten,  denen  doch 
von  allen  Vollzugsbeamten  wohl  die  weitgehendsten  Befugnisse  zu- 
stehen, auf  österreichischem  Gebiete  der  Waffengebrauch  nur 
gestattet,  wenn  derselbe  bei  einem  thätlichen  Angriff  zu  ihrer 
Selbstverteidigung  nothwendig  wird.  Hiernach  ist  anzunehmen, 
dass  die  übrigen  Sicherheitsbeamten  gewiss  keine  grösseren  Rechte 
haben  sollen. 

Von  der  Regel,  dass  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs  Amts- 
handlungen von  diesseitigen  Beamten  nicht  vorgenommen  werden 
dürfen,  enthält  die  internationale  Konvention  betreffend  die  poli- 
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zeiliche  Regelung  der  Fischerei  in  der  Nordsee  ausserhalb  der 
Küstengewässer  vom  6.  Mai  1882  (R.-G.-Bl.  1884  S.  25  ff.)  eine 
Ausnahme.  Die  Ueberwachung  der  Fischerei  in  der  Xordsee  wird 
nach  Art.  26  a.  a.  0.  durch  Kriegsfahrzeuge  ausgeübt.  Waffen- 
gebrauch ist  hier  ebenso  wie  im  Inlande  gestattet. 

Zeit  des  Waffengebrauchs.  Die  Waffe  kann  bei  Tage 
und  bei  Nacht  gebraucht  werden 7,  nur  bei  Grenzaufsichtsbeamten 
findet  eine  Ausnahme  statt  (s.  unten  §  2  des  Gesetzes  vom  28.  Juni 
1834). 

Waffen  und  Art  des  Gebrauchs  derselben.  Ehe  zum 
Gebrauch  der  Waffe  geschritten  wird,  muss  regelmässig  erst  er- 
klärt werden,  dass  Waffengebrauch  angewandt  werde.  Auftälliger- 
weise  enthalten  die  Ministerialinstruktionen  hierüber  keine  Be- 
stimmung, eine  Ausnahme  ist  beim  Militär  vorgesehen.  Allein  es 
liegt  doch  in  der  Natur  der  Sache,  dass,  ehe  zu  dem  äussersten 
Mittel  der  Gehorsamserzwingung  übergegangen  wird,  der  Kontra- 
venient hierauf  aufmerksam  gemacht  wird.  Von  diesem  Erforder- 
niss  wird  nur  Abstand  genommen  werden  können,  im  Falle  des 
Angriffs  oder  der  gefährlichen  Bedrohung  mit  einem  solchen, 
überhaupt,  wenn  die  Zeit  eine  vorherige  Ankündigung  nicht  ge- 
stattet. 

Ein  Beamter,  welcher  den  Gebrauch  der  Waffe  in  Fällen, 
wo  dies  nicht  zulässig  ist,  androht,  kann  sich  nach  §  339  des 
Str.-G.-B.  strafbar  machen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  zunächst  die  mindergefahrlichen 
Waffen  anzuwenden  sind.  Der  Gebrauch  der  Schusswaffen  ist 
bei  verschiedenen  Kategorien  an  ganz  bestimmte  Voraussetzungen 
geknüpft.  Wo  eine  bestimmte  Vorschrift  fehlt,  darf  natürlich 
auch  erst  im  äussersten  Falle  die  Schusswaffe  angewendet  werden. 
Ist  die  Möglichkeit  vorhanden,  dass  durch  den  Schuss  auch  un- 
schuldige Personen  verletzt  werden  können,  so  hat  das  Schiessen 


Art.  6  bezw.  §  5  der  Instruktionen  für  Forstbeamte,  s.  unten  I. 
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l  unterbleiben8.  Den  Gebrauch  der  Schusswaffen  gegen  Kinder 
>llte  man  überhaupt  verbieten9.  Leider  fehlt  überall  eine  dor- 
nige Vorschrift. 

Wie  weit  im  Einzelfalle  der  Gebrauch  der  Waffen  zu  gehen 
it,  lässt  sich  nicht  ein  für  alle  Mal  bestimmen.  Die  Anwendung 
erselben  ist  gebunden  und  bedingt  durch  die  Natur  und  das 
[ass  des  Widerstandes,  welchen  der  vollziehende  Beamte  findet. 
ie  darf  niemals  weiter  gehen  gegenüber  dem  Einzelnen,  als  dass 
e  ihren  Zweck,  den  Gehorsam  des  Einzelnen,  erreicht;  jede 
ewalt,  welche  nach  erzieltem  Gehorsam  ausgeübt  wird,  ist  an 
ad  für  sich  eine  Rechtsverletzung.  Die  verschiedenen  Gesetze 
ber  den  Waffengebrauch  schreiben  denn  auch  vor,  dass  der 
Taffengebrauch  nicht  weiter  gehen  soll,  als  zur  Abwehr  des 
.ngriffs  oder  zur  Ueberwindung  des  Widerstandes,  überhaupt 
lr  Erreichung  der  Zwecke  erforderlich  ist.  Lebensgefahrliche 
erletzungen  sind  deshalb  zu  vermeiden.  Die  Hiebwaffe  ist 
Bgen  die  Arme  des  Kontravenienten  zu  gebrauchen,  die  Schuss- 
affe dagegen  gegen  die  Beine  zu  richten.  Die  Ueberschreitung 
er  gesteckten  Grenzen  wird  indess  in  analoger  Anwendung 
es  §  53  des  Str.-G.-B.  nicht  für  strafbar  zu  erachten  sein,  wenn 
er  Beamte  —  und  das  wird  bei  Forstbeamten  in  einsamem 
Palde  wohl  vorkommen  können  —  in  Bestürzung,  Furcht  oder 
chrecken  gehandelt  hat. 

Stein,  Verwaltungslehre,  Bd.  I  S.  210,  meint,  dass  die  An- 
endung  der  Zwangsmittel  auch   nie  kleiner  sein  dürfe,  als  der 


8  Bei  Verletzung  nicht  betheiligter  Personen  kann  der  Beamte  unter 
mständen  wegen  fahrlässiger  Körperverletzung  strafrechtlich  haftbar  ge- 
acht  werden.  Das  Recht  zum  Gebrauch  der  Waffe  ist  kein  absolutes, 
träth  es  mit  dem  Anspruch  unbetheiligter  Personen  auf  Unverletztheit 
rer  Person  in  Konflikt,  so  muss  ersteres  als  das  schwächere  Recht 
wichen.  Die  Instruktionen  für  Forst-  und  Grenzbeamte  treffen  besondere 
»Stimmung. 

9  Am  5.  Febr.  1882  erschoss  in  Berlin  ein  Militärposten  einen  zwÖlf- 
hrigen  Knaben,  welcher  ihn  verhöhnt  hatte,  und  blieb  straflos. 
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Widerstand,  den  das  Vollzugsorgan  findet,  denn  am  Ende  er- 
scheine doch  in  ihm  der  Wille  des  Staates,  der  unbedingt  als  der 
herrschende  gegenüber  dem  Einzelnen  gelten  muss.  Er  fahrt  dann 
fort:  „Das  aberleuchtet  ein,  dass  das  Recht  auf  Anwendung  der 
Gewaltmittel  von  Seiten  der  Polizei  an  sich  ganz  unabhängig  ist 
von  dem  Gegenstande,  um  den  es  sich  handelt;  bei  dem  alier- 
untergeordnetesten  Gegenstande  kann  die  Polizei  bei  offener 
Widersetzlichkeit  des  Einzelnen  bis  zur  äussersten  Gewalt  vor- 
gehen, ja  selbst  bis  zur  Tödtung.  Denn  indem  der  Einzelne 
durch  Gewalt  sich  dem  allgemeinen  Willen  widersetzt,  hebt  er 
selber  das  Recht  für  sich  auf,  und  die  Gewalt  wird  Recht.  Die 
aber  ist  ihrem  eigenen  Wesen  nach  masslos tf. 

Diesen  Ausführungen  kann  nicht  überall  zugestimmt  werden. 
Die  angewendeten  Zwangsmittel  müssen  doch  immerhin  dem  Wider- 
stände entsprechen.  Die  Staatsgewalt  kann  nicht  für  berechtigt 
erachtet  werden,  bei  geringfügigen  Uebertretungen  zur  äussersten 
Gewalt  zu  schreiten.  Bei  Volksaufläufen  u.  s.  w.  wird  man  aller- 
dings schliesslich  zur  Anwendung  der  Schusswaffe  schreiten  müssen. 
Hier  wird  das  Mass  der  Gewalt  unter  Umständen  ein  übergrosses 
sein.  Man  denke,  durch  eine  Salve  werden  mehrere  Personen 
getödtet,  während  die  Erschiessung  auch  nur  eines  Menschen  hin- 
gereicht haben  würde ,  die  Menge ,  welche  nunmehr  merkt ,  dass 
Ernst  gemacht  wird,  zum  Auseinandergehen  zu  veranlassen.  Dies 
ist  aber  doch  nur  ein  Ausnahmefall,  der,  weil  nicht  vermeidbar, 
eben  hingenommen  werden  muss. 

Der  Regel  nach  darf  sich  der  Beamte  nur  derjenigen  Waffen 
bedienen,  welche  ihm  dienstlich  anvertraut  sind.  Er  darf  sie 
auch  nur  so  gebrauchen,  wie  sie  bestimmungsgemäss  verwandt  zn 
werden  pflegen.  Auch  die  Schusswaffe  muss  vorschriftsmässig 
geladen  sein,  der  Gebrauch  von  gehacktem  Blei  oder  Eisen  ist 
verboten 10.      Unter   Umständen   wird    man    indess    den  Waffen- 

10  Art.  3  bezw.  §  3  der  Instruktionen  für  Forstbeamte ,  siehe  unter  I. 
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gebrauch  nicht  für  unrechtmässig  halten  können,  wenn  statt  des 
Säbels  die  Scheide,  dass  des  Schusses  der  Gewehrkolben  angewandt 
wird.  Auch  der  Gebrauch  anderer  als  der  vorgeschriebenen 
Waffen  ist  nicht  unstatthaft,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  schlim- 
merer Natur  sind11.  Immerhin  müssen  sich  aber  die  gebrauchten 
Gegenstände  als  Schuss-,  Stich-  oder  Hiebwaffen  im  technischen 
Sinne  charakterisiren.  Die  Anwendung  eines  Knüppels  oder  der- 
gleichen ist  nur  in  den  Fällen  wirklicher  Nothwehr  für  zulässig 
zu  erachten,  sonst  ziemt  sich  ein  solcher  Gegenstand  in  der  Hand 
eines  Beamten  nicht. 

Hülfeleistung  für  den  Verletzten.  Hat  der  Gebrauch 
der  Waffen  zu  Verletzungen  geführt,  so  ist  der  Beamte,  soweit 
dies  ohne  Gefahr  für  seine  Person  geschehen  kann,  verpflichtet, 
dem  Verwundeten  Beistand  zu  leisten  und  für  seine  Verpflegung 
Sorge  zu  tragen12.  Dies  ist  ein  Akt  der  Humanität,  der  auch 
ohne  gesetzliche  und  instruktionelle  Vorschrift  einzutreten  hat. 
Für  die  sofortige  Zahlung  der  Kurkosten  ist  auch  meistens  Be- 
stimmung getroffen. 

Bestrafung.  Derjenige,  welcher  die  Waffen  in  Fällen  ge- 
braucht, in  denen  dies  nicht  zulässig  ist,  macht  sich,  falls  Ver- 
letzungen  oder  Tod  die  Folge  sind,  der  Körperverletzung  im  Amte 
bezw.  Tödtung  schuldig  (§§  222—226,  230,  340  des  Str.-G.-B.). 
Für  Militärpersonen  kommt  noch  §  149  in  Verbindung  mit  §  124 
des  R.-Mil.-Str.-G.-B.  in  Betracht.  Ausserdem  wird  in  allen  Fällen 
disziplinarische  Bestrafung  eintreten.  Die  Frage,  ob  der  Beamte 
sich  einer  Ueberschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  schuldig  gemacht 
habe,  hat  der  Strafrichter  zu  entscheiden13.     Indess  ist  die  dem 


11  Ein  nur  mit  einem  Säbel  ausgerüsteter  Polizeibeamter  darf  keine 
Schusswaffe  gebrauchen,  ausser  im  Falle  der  Nothwehr  (Min.-Reskr.  vom 
25.  Juli  1839,  Kamptz,  Annalen  Bd.  23,  S.  656). 

12  Gesetz  vom  28.  Juni  1834  (Grenzbeamte)  §  6;  Gesetz  vom  20.  März 
1837  (Militär)  §  9  und  Gesetz  vom  31.  März  1837  (Forstbeamte)  §  3. 

18  Die  Ministerialinstruktionen    sind   für   den  Richter   nicht    unbedingt 
bindend;    er   kann   sie   aber  bei  Auslegung   des  Gesetzes  verwerthen.     Ver- 
Archiv füi  öffentliches  Recht.  XI.  1.  7 
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Beamten  vorgesetzte  Central-  oder  Provinzialbehörde  gemäss  §  11 
des  Einf.-Ges.  z.  G.-V.-G.  und  §  1  des  preussischen  Gesetzes 
vom  13.  Dez.  1854  (G.-S.  S.  86)  befugt,  den  Konflikt  zu  erheben. 
Diesfalls  geht  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Frage  in  Preussen 
an  das  Oberverwaltungsgericht  über.  Verneint  letzteres  die  Frage, 
so  ist  ein  Strafverfahren  nicht  mehr  zulässig.  Während  sonst  die 
betreffende  Verwaltungsbehörde  den  Konflikt  besonders  erheben 
muss,  ist  dies  bei  Grenzaufsichtsbeamten  sowie  Forst-  und  Jagd- 
beamten nicht  erforderlich.  Nach  Abschluss  der  vorläufigen 
Untersuchung  ist  die  vorgesetzte  Behörde  zur  Erklärung  darüber 
aufzufordern,  ob  sie  eine  Ueberschreitung  der  Amtsbefugnisse  de> 
Beamten  für  vorliegend  erachtet.  Fällt  diese  Erklärung  im  ver- 
verneinenden Sinne  aus,  wird  aber  gleichwohl  gerichtsseitig  die 
Eröffnung  des  Strafverfahrens  beschlossen,  so  gilt  der  Konflikt 
ohne  Weiteres  als  erhoben. 

In  den  Gesetzen  vom  28.  Juni  1834  §  12  (Grenzbeamte). 
31.  März  1837  §  10  (Forstbeamte)  und  20.  März  1837  §  10 
(Militär)  sind  bestimmte  Beweisregeln  aufgestellt.  Darnach  sollen 
die  Angaben  der  verletzten  Kontravenienten,  der  übrigen  Theil- 
nehmer  der  Kontravention  und  solcher  Personen,  welche  wegen 
Zoll-  oder  Steuervergehen  (bezw.  Holz-  und  Wilddiebstahls  u.  s.  w.) 
bereits  bestraft  sind,  für  sich  allein  keinen  zur  Anwendung  einer 
Strafe  hinreichenden  Beweis  begründen.  Diese  Beweisregeln  sind 
aber  jetzt  nicht  mehr  massgebend,  nach  §  260  der  Str.-Pr.-O.  ent- 
scheidet das  Gericht  über  das  Ergebniss  der  Beweisaufnahme 
nach  seiner  freien,  aus  dem  Inbegriff  der  Verhandlung  geschöpften 
Ueberzeugung.  (Vgl.  auch  Entsch.  d.  Obertribunals  vom  8.  Juni 
1868  und  21.  Oktober  1869;  Oppenhoff,  Rechtspr.  Bd.  9,  S.  435 
und  Bd.  10,  S.  658.)  Die  alte  Beweisregel  gilt  jedoch  noch  in 
dem  Verfahren  vor  den  Militärstrafgerichten,  für  welche  die  freie 
Beweistheorie  noch  nicht  massgebend  ist.  Ueberdies  wird  nach 
§  10  des  Gesetzes  vom  20.  März  1837  vermuthet,  dass  beim 
Gebrauche  der  Waffen  das  Militär  innerhalb  der  Schranken  seiner 
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efugnisse  gehandelt  habe,  bis  das  Gegentheil  erwiesen  ist.  Wenn 
in  auch  die  Gensdarmen  zur  „bewaffneten  Macht"  gerechnet 
3rden  und  den  Militärgerichtsstand  haben,  so  können  sich  die- 
lben  auf  diese  Rechtsvermuthung  nicht  berufen,  da  für  sie  nicht 
is  gedachte  Gesetz,  sondern  die  Dienstinstruktion  vom  30.  De- 
mber  1820  massgebend  ist.  Gleiches  gilt  selbstverständlich  für 
ejenigen  Militärpersonen ,  welche  behufs  späteren  Uebertritts 
astweilen  zum  Grenzaufsichts-  oder  Forstdienst  abkommandirt 
id,  gleichwohl  aber  noch  den  Militärgerichtsstand  haben.  Diese 
innen  sich  auf  ihre  Eigenschaft  als  „Militärpersonen"  bei  vor- 
ikommenem  Waffengebrauch  nicht  beziehen,  sie  stehen  diesfalls 
n  Grenz-  bezw.  Forstbeamten  vollständig  gleich.  Ungerecht- 
rtigter  Waffengebrauch  macht  übrigens  den  Beamten  auch 
rilrechtlich  verantwortlich14. 

Bezüglich  der  einzelnen  Beamtengruppen  bezw.   des  Militärs 
noch  folgendes  zu  bemerken: 
I.  Forst-  und  Jagdbeamte:  Gesetz  vom  31.  März  1837 
L-S.  S.  65) ,5: 


>sse  gegen  erstere  sind  disziplinarisch  strafbar.  Beruht  das  Waffen- 
brauchsrecht nicht  auf  einem  Gesetze,  sondern  lediglich  auf  einer  Ver- 
ltungs Vorschrift,  so  ist  diese  für  den  Richter  massgebend. 

14  In  England  fallt  das  „polizeiliche  Waffenrecht"  ganz  unter  das  Gebiet 
er  Verantwortlichkeit  der  polizeilichen  Vollziehung",  d.  h.  es  ist  durch 
ine  Spezialvorschrift  geregelt,  also  an  sich  unbeschränkt;  jedoch  setzt  sich 
les  Vollzugsorgan  der  Straf-  und  Entschädigungsklage  des  Verletzten  aus 
d  der  Richter  entscheidet  nach  seinem  Ermessen  darüber,  ob  der  Waffen- 
brauch rechtmässig  war  oder  nicht.  Zwar  muss  nach  dem  St.  11,  12, 
ct.  44  der  Kläger  beweisen,  dass  die  Vollziehung  maliciously  und  ohne 
isonable  and  probable  cause  stattgefunden  oder  ihre  Grenzen  überschritten 
be,  allein  dies  wäre  doch  kein  genügender  Schutz  der  vollziehenden  Ge- 
lt gegen  Verurtheilungen  selbst  bei  pflichtgemässem  Handeln,  wenn  „nicht 

Prozesse  so  theuer  wären".     (Stein  a.  a.  0.  Bd.  4,  S.  84.) 

15  Das  Gesetz  gilt  jetzt  für  die  ganze  Monarchie.  Vgl.  Groschüff, 
süss.  Strafgesetze  S.  114.  Zu  dem  Gesetze  sind  zwei  Instruktionen  ergangen, 
nlich  1)  des  Ministers  des  königlichen  Hauses  für  die  königlichen  Forst- 
i  Jagdbeamten  vom  17.  April  1837  (v.  Kamptz,  Annalen  Bd.  21,  S.  344) 


7* 
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§  1.  Unsere  Forst-  und  Jagdbeamten,  sowie  die  im  Kommunal-  oder 
Privatdienste  stehenden,  wenn  sie  auf  Lebenszeit  angestellt  sind,  oder  die 
Rechte  der  auf  Lebenszeit  Angestellten  haben,  nach  Vorschrift  des  Gesetzes 
vom  7.  Juni  1821  §  20  vereidigt  und  mit  ihrem  Diensteinkommen  nicht  auf 
Pfandgelder,  Denunziantenanthcil  oder  Strafgelder  angewiesen  sind,  haben 
die  Befugniss,  in  ihrem  Dienste  zum  Schutze  der  Forsten  und  Jagden  gegen 
Holz-  und  Wilddiebe,  gegen  Forst-  und  Jagdkontraventionen,  von  ihren 
Waffen  Gebrauch  zu  machen : 

1.  wenn  ein  Angriff  auf  ihre  Person  erfolgt,  oder  wenn  sie  mit  einem 
solchen  Angriff  bedroht  werden; 

2.  wenn  diejenigen,  welche  bei  einem  Holz-  oder  Wilddiebstahl,  bei 
einer  Forst-  oder  Jagdkontravention  auf  der  That  betroffen,  oder  als  der 
Verübung  oder  der  Absicht  zur  Verübung  eines  solchen  Vergeheus  ver- 
dächtig in  dem  Forste  oder  dem  Jagdreviere  gefunden  werden,  sich  der 
Anhaltung,  Pfändung  oder  Abführung  zu  der  Forst-  oder  Polizeibehörde, 
oder  der  Ergreifung  bei  versuchter  Flucht  thätlich  oder  durch  gefährliche 
Drohungen  widersetzen. 

Der  Gebrauch  der  Warfen  darf  aber  nicht  weiter  ausgedehnt  werden» 
als  es  zur  Abwehrung  des  Angriffes  und  zur  Ueberwindung  des  Widerstandes 
nothweudig  ist. 

Der  Gebrauch  des  Schiessgewehrs  als  Schusswaffe  ist  nur  dann  erlaubt 
wenn  der  Angriff  oder  die  Widersetzlichkeit  mit  Waffen,  Aexten,  Knütteln 
oder  anderen  gefährlichen  Werkzeugen,  oder  von  einer  Mehrheit,  welche 
stärker  ist,  als  die  Zahl  der  zur  Stelle  anwesenden  Forst-  oder  Jagdbeamten, 
unternommen  oder  angedroht  wird.  Der  Androhung  eines  solchen  Angriffs 
wird  es  gleich  geachtet,  wenn  der  Betroffene  die  Waffen  oder  Werkzeuge 
nach  erfolgter  Aufforderung  nicht  sofort  ablegt,   oder  sie  wieder  aufnimmt. 

Den  Jagd-  und  Forstbeamten  ist  deshalb  ein  ziemlich  weit- 
gehender Waffengebrauch  gestattet,  weil  die  Einsamkeit  des 
Waldes,  die  Entfernung  des  Beamten  von  der  Hülfe  Anderer 
und  von  Beweismitteln  einen  solchen  bedingte. 

a)  Für  Forst-  und  Jagdbeamte  und  zwar  auch  für  die 
höheren  Chargen  (Forstmeister,  Oberförster  u.  s.  w.)  ist  zunächst 
Voraussetzung  des  Waffengebrauchs,  dass  sie  ein-  für  allemal 
vereidigt  sind  (Beschl.  d.  Obertrib.  v.  8.  Febr.  1854;  Hartmans, 
Strafgesetze  S.  162,  No.  3).     An  Stelle   des  §  20   des  Gesetzes 


und  2)  des  Ministers  des  Innern   für  die  Kommunal-  und  Privat-Forst-  und 
Jagdbeamten  vom  21.  Nov.  1837  (v.  Kamptz,  Annalen  Bd.  21,  S.  350). 
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vom  7.  Juni  1821  ist  zunächst  der  §  2  des  Gesetzes  vom  2.  Juni 
1852  (G.-S.  S.  303)  und  sodann  der  §  23  des  Forstdiebstahls- 
gesetzes vom  15.  April  1878  (G.-S.  S.  222)  getreten.  Wer  ein- 
mal unter  der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  vorschriftsmässig 
vereidigt  ist,  bedarf  keiner  Neuvereidigung  (Entsch.  d.  Obertrib. 
v.   17.  Juli  1861;  Oppeniioff,  Rechtspr.  Bd.  I,  S.  517). 

Wer  nicht  ein-  für  allemal  gemäss  §  23  a.  a.  O.  vereidigt  ist,  dem 
fehlt  auch  die  Befugniss  die  Waffen  nach  Vorschrift  des  Gesetzes 
vom  31.  März  1837  zu  gebrauchen.  Es  ist  merkwürdig,  dass 
selbst  bei  einem  Kgl.  Oberförster  die  Ableistung  des  sog.  Holz- 
eides Bedingung  des  WafFengebrauchs  ist. 

Wer  mit  dem  Forstschutze  betraut  ist,  der  hat  gleichzeitig 
auch  Jagdschutz  auszuüben.  Der  Waffengebrauch  ist  daher  nicht 
auf  Forstreviere  beschränkt,  sondern  auch  in  nicht  zum  Forst 
gehörigen  Jagdrevieren  zulässig.  Bloss  zum  Jagdschutz  allein 
ist  dagegen  die  Bestellung  von  Beamten  mit  dem  Rechte  des 
WafFengebrauchs  nicht  gestattet,  am  allerwenigsten  hat  es  in  der 
Absicht  des  Gesetzes  gelegen,  den  blossen  Pächtern  eines  Jagd- 
reviers die  Anstellung  solcher  Jagdaufseher  zu  bewilligen  (Re- 
skript v.  13.  Juni  1813,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  S.  204). 

Waldeigenthümer,  Forst-  und  Jagdberechtigte16  dürfen  als 
solche  die  Waffen  nicht  gebrauchen,  auch  nicht  in  denjenigen 
Fällen,  in  welchen  ein  Polizeibeamter  nacli  dem  Allerh.  Erlasse 
vom  4.  Februar  1854  dazu  befugt  wäre  (R.-G.  I  Strafs.  v.  27.  März 
1890,  Jur.  Wochenschr.  S.  187;  and.  Meinung,  Zimmermann  in 
Goldt.  Arch.  XXX,  410).  Im  §  117  Str.-G.-B.  ist  ihnen  nur 
ein  besonderer  strafrechtlicher  Schutz  gegen  Angriffe  u.  s.  w.  ge- 

16  §  12  des  Gesetzes  vom  31.  März  1837  bestimmt:  „Für  die  Eigen- 
thümer,  Besitzer  und  Inhaber  von  Forsten  oder  Jagdgerechtigkeiten,  sowie 
für  die  Förster,  Waldwärter  und  Jäger,  welche  die  im  §  1  bezeichneten 
Eigenschafben  nicht  besitzen,  wird  durch  dieses  Gesetz  an  den  bestehenden 
Vorschriften  über  die  Selbsthilfe  und  Nothwehr  nichts  abgeändert".  „Selbst- 
hilfe" ist  kein  selbständiges  Vergehen,  sie  ist  jetzt  nur  strafbar,  wenn  sie 
unter  ein  besonderes  Strafgesetz  fällt. 
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währt.  Dagegen  wird  man  diejenigen  nicht  ein-  für  allemal  ge- 
mäss §  23  des  Forstdiebstahlsgesetzes  vereidigten  Forst-  und 
Jagdbeamten,  welche  jagd-  und  forstpolizeiliche  Funktionen 
wahrzunehmen  haben  und  daher  zu  den  Polizeibeamten  (siehe 
unter  Abth.  III)  zu  zählen  sind,  nach  Massgabe  der  für  letztere 
gegebenen  Vorschriften  zum  Gebrauch  der  Waffen,  falls  sie  sich 
in  Dienstfunktion  befinden,  für  berechtigt  halten  müssen.  Das- 
selbe wird  für  die  generell  vereidigten  Forst-  und  Jagdbeamten, 
welchen  ja  auch  jagd-  und  forstpolizeiliche  Funktionen  obliegen, 
in  den  Fällen  zu  gelten  haben,  wo  ihnen  ein  Waffengebrauchs- 
recht nach  dem  Gesetze  vom  31.  März  1837  nicht  zusteht;  z.  B. 
ausserhalb  des  ihrem  Schutze  überwiesenen  Jagdreviers.  Uebrigens 
ist  das  Waffengebrauchsrecht  der  vereidigten  Forstbeamten  ein 
weitergehendes,  als  dasjenige  der  Polizeibeamten. 

Auch  Forsthüter  (vgl.  §  62  des  Feld-  und  Forstpolizei- 
gesetzes) können  generell  vereidigt  werden  und  haben  dann  die 
Befugniss  zum  Waffengebrauch  der  Forstbeamten  (vgl.  Dacde, 
Feld-  und  Forstpolizeigesetz  S.  117).  Feldhüter  gehören  nicht 
hierher-,  letztere  sind  lediglich  Polizeibeamte.  Da  die  Funktionen 
eines  Forst-  und  Feldhüters  in  einer  Person  vereinigt  werden 
können,  so  steht  dem  Betreffenden,  je  nachdem  es  sich  um  Feld- 
oder um  Forstschutz  handelt,  ein  verschiedenes  Waffengebrauchs- 
recht zu. 

b)  Eine  weitere  Voraussetzung  des  Waffengebrauches  ist, 
dass  der  betreffende  Forst-  oder  Jagdbeamte  in  Dienstfunktion 
sich  befindet.  Es  ist  die  Ausübung  des  Forst-  oder  Jagdschutzes 
erforderlich.  Nur  gegen  Forst-  und  Jagdkontravenienten,  gegen 
Holz-  und  Wilddiebe,  ist  der  Waffengebrauch  gestattet,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  nur  eine  Uebetretung  vorliegt17.  Gegen  Den- 
jenigen,  welcher   eine   andere   strafbare  Handlung  verübt,   z.  B. 


17  Der  Ausdruck  „eines  solchen  Vergehens  verdächtig44  (§2  Ziffer 2) 
steht  nicht  entgegen. 
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einen  Mord  begeht,  ist  die  gleiche  Befugniss  nicht  gegeben.  Sollte 
ein  solcher  Uebelthäter  den  Forstbeamten  aus  irgend  einem  Grunde 
angreifen,  so  ist  der  Waffengebrauch  nur  straflos,  wenn  die  Vor- 
aussetzungen der  Nothwehr  vorliegen. 

Im  §  2  des  Gesetzes  ist  sodann  ausdrücklich  vorgeschrieben, 
dass  die  Porst-  und  Jagdbeamten  sich  in  Uniform  befinden  oder 
mit  einem  amtlichen  Abzeichen  versehen  sein  müssen. 

Die  Ministerialinstruktion  (Art.  9)  verlangt  für  die  königlichen 
Forst-  und  Jagdbeamten,  dass  sie  wenigstens  mit  dem  Uniforms- Ober- 
rock mit  Dienstknöpfen  bekleidet,  oder  doch  mit  dem  Hirscbfiinger 
an  dem  vorgeschriebenen  Koppel  versehen  sind18.  Privat-  und  Kom- 
munalforstbeamte müssen  mit  einer  Dienstkleidung,  die  ihre  Be- 
stimmung hinlänglich  erkennen  lässt,  versehen  sein.  Das  amtliche 
Abzeichen  besteht  für  die  königlichen  Beamten  in  einem  über  dem 
Schirme  der  Dienstmütze  anzubringenden  königlichen  Adler  von 
Metall  und  einem  an  beliebiger  Koppel  zu  tragenden  Hirschfänger 
(Instruktion  vom  18.  Juni  1837;  v.Kamptz'  AnnalenBd.  21,  S. 347); 
für  die  Privat-  u.  s.  w.  Beamten  in  einem  metallenen  Schilde  von 
wenigstens  drei  Zoll  Breite  und  Höhe  mit  einer  der  Polizeibehörde 
namhaft  zu  machenden  Bezeichnung,  welches  entweder  an  der  Kopf- 
bedeckung, auf  der  Brust  oder  dem  Oberarm,  oder  auch  an  der 
Koppel  des  Hirschfängers  zu  tragen  ist  (§  10)  ls\ 

Die  gesetzliche  Vorschrift,  dass  die  Beamten  sich  in  Uniform 
u.  s.  w.  befinden  sollen,  ist  offenbar  nur  reglementarischer  Natur 
und  hat  lediglich  den  Zweck,  den  Beamten  als  solchen  den  Kon- 
travenienten auf  den  ersten  Blick  auch  in  der  Entfernung  kennt- 


,!<  Nach  dem  Uniforms-Reglement  (Min.-Bl.  1869,  S.  4)  darf  der  AVaflen- 
ge brauch  nur  stattfinden,  wenn  die  königlichen  Forstbeamten  mit  dein  Wald- 
odcr  Interimsuniformrocke  bekleidet  und  mit  dem  Dienstadler  an  der  Kopf- 
bedeckung versehen  sind. 

19  Die  Beschreibung  der  Dienstkleidung  und  Abzeichen  der  Privat-  u.  s.  w. 
Forstbeamten  soll  in  denjenigen  Polizeibezirken,  wo  die  betreffenden  Forst- 
oder Jagdreviere  belegen  sind,  von  der  Ortspol izeibshörde  öffentlich  bekannt 
gemacht  werden  (§11  der  Instr.). 
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lieh  zu  machen  und  so  den  etwaigen  Einwand  der  Letzteren,  dass 
sie  den  Beamten  als  solchen  nicht  erkannt  hätten,  vorweg  abzu- 
schneiden. Dieser  Zweck  ist  aber  dann  gesichert,  wenn  der  Kon- 
travenient den  Beamten  als  solchen  persönlich  kannte.  Diesfalls 
ist  also  das  Tragen  der  Uniform  oder  das  Abzeichen  keine  Vor- 
bedingung des  Waffengebrauches  (Erkenntniss  des  Kompetenz- 
gerichtshofes vom  9.  Juni  1866,  Preuss.  Just.-Min.-Bl.  S.  255) *°. 
Ob  dasselbe  anzunehmen  ist,  wenn  sich  der  Beamte  dem  betref- 
fenden Kontravenienten  als  solchen  zu  erkennen  gegeben  hat  und 
nach  Lage  der  Sache  nicht  daran  zu  zweifeln  ist,  dass  derselbe 
diese  Mittheilung  gehört  und  verstanden  hat,  ist  nicht  unbedenk- 
lich. Unter  Umständen,  wenn  nämlich  der  Kontravenient  gar 
keinen  vernünftigen  Grund  haben  kann,  die  Beamtenqualität  in 
Zweifel  zu  ziehen,  wird  man  die  Frage  bejahen  dürfen.  In  der 
Nachtzeit  wird  die  Uniform  oder  das  Abzeichen  der  Beamten 
vielfach  nicht  zu  erkennen  sein,  dieselbe  also  den  vom  Gesetz  ge- 
wollten Erfolg  nicht  herbeiführen.  Es  ist  auffällig,  dass  den  Be- 
amten weder  im  Gesetze  noch  in  den  Instruktionen  zur  Pflicht 
gemacht  ist,  diesfalls  sich  durch  Zuruf  oder  dergleichen  den  Kon- 
travenienten als  Beamte  zu  erkennen  zu  geben  und  zwar  um  so 
mehr,  als  der  Waffengebrauch  nach  beiden  Instruktionen  gestattet 
ist,  ohne  Unterschied,  ob  der  Vorfall  bei  Tage  oder  zur  Nacht- 
zeit sich  ereignet  hat.  Hat  in  stockfinsterer  Nacht  ein  Waffen- 
gebrauch  stattgefunden,  ohne  dass  der  Beamte  sich  als  solcher 
dem  Frevler  zu  erkennen  gegeben  hat,  so  wird  man  nur  dann 
Straflosigkeit  eintreten  lassen  können,  wenn  der  Beamte  genau 
den  für  ihn  ergangenen  Instruktionen  gemäss  bekleidet  gewesen 
ist.  Ein  solcher  Beamter  hat  nicht  ordnungsmässig  gehandelt, 
sein  gesunder  Menschenverstand  musste  ihm  sagen,  dass  er  sich  zu 
erkennen  geben  müsse,  ein  unter  diesen  Umständen  stattgehabter 
Waffengebrauch  hat  auf  milde  Beurtheilung  keinen  Anspruch. 


20  Ziebarth  a.  a.  0.  S.  497  hält  diese  Entscheidung  für  zweifelhaft. 
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Im  Uebrigen  wird  man,  falls  der  Beamte  dem  Frevler  nicht 
bekannt  ist,  nur  eine  solche  Bekleidung  fordern  dürfen,  dass  ein 
verständiger  Mann  den  Beamten  für  einen  Forst-  bezw.  Jagd- 
beamten halten  muss.  Dass  aus  der  Bekleidung  auch  ersichtlich 
sei,  ob  der  betreffende  Beamte  ein  königlicher  oder  nur  ein  Privat- 
bezw.  Kommunal-Forstbeamter  ist,  erscheint  nicht  erforderlich. 
Liebarth  a.  a.  O.  S.  497  erachtet  eine  Kopfbedeckung  mit  dem 
Adler  bei  königl.  Beamten  für  ausreichend.  Bestimmte  Regeln 
werden  sich  nicht  geben  lassen.  Es  kommt  auf  den  konkreten 
Fall  an.  Man  wird  darauf  Rücksicht  nehmen  müssen,  ob  der 
Kontravenient  schon  länger  in  Forstbezirken  gelebt  hat  und  daher 
mit  den  dortigen  Verhältnissen,  insbesondere  den  Uniformen  und 
Abzeichen,  bekannt  ist  oder  ob  er  erst  ein  Neuling  ist.  Ferner 
wird  man  bei  Kommunal-  und  Privatforstbeamten  einen  strengeren 
Massstab  anzulegen  haben,  da  deren  Uniformen  bezw.  Abzeichen 
regelmässig  nicht  so  bekannt  sind,  wie  diejenigen  der  königlichen 
Beamten.  Ueberhaupt  wird  der  Richter  ein  vernünftiges  Ermessen 
obwalten  zu  lassen  haben.  Die  Rechtmässigkeit  des  Waffen- 
gebrauches wird  man  doch  wohl  nicht  in  Abrede  stellen  wollen. 
wenn  ein  Privatforstbeamter  nicht,  wie  es  die  Instruktion  will, 
ein  3  Zoll,  sondern  nur  ein  2  7*  Zoll  breites  Schild  an  der  Kopf- 
bedeckung gehabt  hat.  Die  ministeriellen  Instruktionen  haben 
eben  für  den  Richter  keine  unbedingt  massgebende  Bedeutung. 
Ein  Mehreres,  als  diese  vorschreiben,  wird  aber  der  Richter  nicht 
verlangen  dürfen. 

Nach  der  Allerhöchsten  Ordre  vom  30.  Novbr.  1853  tragen 
die  zum  Waffengebrauch  berechtigten  königlichen  Forstbeamten  an 
der  Dienstmütze  einen  kleinen  vergoldeten  Adler  mit  ausgebreiteten 
Flügeln,  während  die  übrigen  ein  kleines  Wappenschild  des 
schwarzen  Adlers  im  weissen  Felde  mit  der  Krone  darüber  führen. 
Dass  die  Befugniss  zum  Waffengebrauch  aus  der  Uniform  (Dienst- 
mütze) ersichtlich  sei,  ist  nicht  nothwendig.  Sollte  ein  Frevler 
einwenden,   er  habe  aus  der  Uniform  ersehen,   dass  der  Beamte 
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die  Waffen  nicht  gebrauchen  dürfe  und  demgemäss,  weil  ihm  also 
keine  oder  doch  geringere  Gefahr  drohe,  sich  benommen,  so  dürfte 
er  damit  wohl  nicht  gehört  werden.  Dem  Beamten  muss  jeder 
Bürger  Gehorsam  leisten,  ein  Unterschied  zwischen  Denjenigen, 
welche  die  Waffen  gebrauchen  dürfen,  oder  denen,  welchen  dies 
Recht  nicht  zusteht,  ist  nicht  zu  konstruiren. 

c)  Zeit  des  Waffengebrauches.  Wie  schon  oben  hervor- 
gehoben ist,  erscheint  es  gleichgiltig,  ob  die  Waffen  zur  Tages- 
zeit oder  zur  Nacht  gebraucht  werden. 

d)  Räumliche  Beschränkung  des  Waffengebrauches. 
Der  §  2  der  Instruktionen  vom  17.  April  bezw.  21.  Nov.  1837 
bestimmt,  dass  der  Waffengebrauch  nur  erfolgen  darf  innerhalb 
des  dem  betreffenden  Beamten  zur  Verwaltung  oder  zum  Schutze 
überwiesenen  Forst-  oder  Jagdreviers.  Vgl.  auch  Reskript  des 
Ministers  des  königlichen  Hauses  vom  16.  Aug.  1837  (v.  Kamptz' 
Annalen,  Bd.  21,  S.  611)  und  des  Justizministers  vom  12.  März 
1842  (Just.-Min.-Bl.  S.  109),  endlich  die  Abhandlung  in  Golt- 
dammer's  Archiv  Bd.  5,  S.  40.  Die  Gerichte  haben  die  in  den 
Instruktionen  (Art.  2)  enthaltene  Einschränkung  für  nicht  gerecht- 
fertigt erachtet.  Das  Erkenntniss  des  Gerichtshofes  zur  Entschei- 
dung der  Kompetenzkonflikte  vom  22.  Nov.  1851  (Just.-Min.-Bl. 
1853,  S.  351,  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  1853,  S.  253)  führt  aus:  „Die 
Voraussetzung,  dass  ein  Forstbeamter  überall  nicht  befugt  sei, 
von  seinen  Waffen  ausserhalb  des  Forstes  Gebrauch  zu  machen, 
ist  unrichtig.  Dieselbe  wird  durch  keine  Bestimmung  des  Ge- 
setzes vom  31.  März  1837  gerechtfertigt.  Vielmehr  wird  sie 
durch  die  Vorschrift  widerlegt,  dass  der  Waffengebrauch  gestattet 
ist,  wenn  sich  der  Holzdieb  der  Abführung  zur  Forstbehörde 
thätlich  widersetzt.  Denn  diese  Abführung  kann,  da  die  Forst- 
behörde nur  ausnahmsweise  innerhalb  der  Forst  ihren  Sitz  hat, 
der  Regel  nach  nur  auf  einem  Wege  erfolgen,  welcher  aus  dem 
Forst  herausführt.  Wenn  also  das  Gesetz  dem  Forstbeamten 
ohne  weitere  Beschränkung   das  Recht   des  Waffengebrauchs  für 
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die  Fälle  beilegt,  in  denen  der  auf  der  That  Betroffene  oder  in 
dem  Forste  als  der  Verübung  des  Holzdiebstahls  verdächtig  An- 
gehaltene sich  der  Abführung  zur  Forstbehörde  thätlich  wider- 
setzt, so  ergiebt  sich  daraus  von  selbst,  dass  dies  Recht  auch 
dann  stattfindet,  wenn  der  thätliche  Widerstand  gegen  die  Ab- 
fuhrung erst  auf  dem  Wege  zur  Forstbehörde  und  ausserhalb  der 
Forst  versucht  wird.  Wäre  die  entgegengesetzte  Auslegung  die 
richtige,  so  würde  die  erwähnte  gesetzliche  Vorschrift  ganz  un- 
wirksam sein.  Der  angehaltene  Holzdieb  hätte  dann  nur  nöthig, 
den  Widerstand  gegen  seine  Abführung  so  lange  auszusetzen,  bis 
er  mit  dem  ihn  begleitenden  Forstbeamten  die  Grenze  des  Forstes 
überschritten  hätte". 

Auch  das  vormalige  Obertribunal  (Urth.  v.  11.  Sept.  1861, 
Oppexhoff,  Rechtspr.  I,  526)  hat  angenommen,  dass  die  Befugniss 
zum  Waffengebrauche  auch  da  Platz  greife,  wo  ein  innerhalb  der 
Forst  betroffener  Holzdieb  ausserhalb  derselben  verfolgt  werde. 
In  einem  Erkenntniss  desselben  Gerichts  vom  11.  Juni  1858 
(Entsch.  Bd.  39  S.  66  u.  Goltdammer's  Archiv  Bd.  6,  S.  834)  wird 
ausgeführt,  dass  das  Waffengebrauchsrecht  der  Forstbeamten  durch 
die  Grenze  des  Forstes  nicht  unbedingt  räumlich  beschränkt,  sondern 
in  jedem  Einzelfall  nach  den  konkreten  Umständen  zu  beurtheilen 
sei.  In  ähnlichem  Sinne  hat  sich  auch  das  Reichsgericht  (Entsch. 
in  Strafs.  II,  307)  ausgesprochen.  Die  Beantwortung  der  vor- 
liegenden Kontroverse  hängt  mit  der  Frage  eng  zusammen,  ob 
auch  der  Angriff  u.  s.  w.,  das  Betreffen  auf  der  That  bei  einem 
Holz-  oder  Wilddiebstahl  innerhalb  des  betreffenden  Reviers  statt- 
gefunden haben  muss.  Die  letztere  Frage  ist  bejahend  zu  be- 
antworten. Allerdings  ist  im  Gesetz  (§  1  Nr.  2)  nur  ausdrücklich 
gesagt,  dass  falls  die  Kontravenienten  nur  der  That  verdächtig 
sind,  sie  innerhalb  des  Forst-  oder  Jagdreviers  gefunden  werden 
müssen,  falls  der  Waffengebrauch  überhaupt  zulässig  sein  soll. 
Dass  das  ^Betreffen  auf  der  That a  ebenfalls  innerhalb  des  Reviers 
erfolgen  muss,  ist  im  Gesetze  dem  Wortlaute  nach  nicht  gesagt, 
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da  die  Worte  „innerhalb  des  Forstreviers4*  nicht  unbedingt  auch 
auf  das  Betroffenwerden  bezogen  werden  müssen;  allein  es  liegt 
dies  in  der  Natur  der  Sache.  Der  Forstbeamte  hat  doch  nur 
für  den  Schutz  des  eigenen  Reviers  zu  sorgen,  dass  er  auch  bei 
Ausübung  des  Schutzes  in  fremden  Revieren  das  wichtige  Recht 
des  Waffengebrauchs  haben  sollte,  hätte  doch  wohl  im  Gesetze 
besonders  klar  zum  Ausdruck  gebracht  werden  müssen.  Auch 
das  vormalige  Obertribunal  (Goltdammer's  Archiv  Bd.  6,  S.  834) 
führt  aus,  dass  der  Waffengebrauch  gestattet  sei,  wenn  diejenigen, 
welche  bei  einem  Holz-  oder  Wilddiebstahl  in  der  Forst  be- 
troffen werden  ....  Bei  einem  Angriff  oder  der  Bedrohung  mit 
einem  solchen  (§  1  Nr.  1)  wird  die  Frage  wohl  kaum  praktisch 
werden,  da  diesfalls  meistens  die  Voraussetzungen  der  Nothwehr 
vorliegen  werden,  deren  Ausübung  ja  an  einen  bestimmten  Ort 
nicht  gebunden  ist. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  dem  Gesetz  vom  31.  Man 
1837  über  den  Waffengebrauch  stand  das  Gesetz  von  demselben 
Tage  über  die  Bestrafung  der  Widersetzlichkeit  bei  Forst-  und 
Jagdverbrechen  (G.-S.  S.  67).  An  Stelle  des  letzteren  Gesetzes 
ist  der  §  117  des  R.-Str.-G.-B.  getreten.  Das  vormalige  Ober- 
tribunal hatte  im  Anschluss  an  das  frühere  preussische  Gesetz 
den  §  117  a.  a.  O.  nur  auf  solche  Akte  des  Widerstandes  oder 
des  thätlichen  Angriffs  beschränkt,  welche  gegen  einen  Forst- 
oder Jagdbeamten  innerhalb  des  Forstes  oder,  wenn  ausserhalb 
des  Forstes,  doch  in  unmittelbarem  Zusammenhange  mit  einer 
innerhalb  desselben  vorgenommenen  Amtshandlung  verübt  wurden. 
Das  Reichsgericht  hat  diese  einschränkende  Auslegung  gegenüber 
dem  Wortlaute  des  §  117  a.  a.  O.  nicht  aufrecht  erhalten,  den 
§  117  a.  a.  O.  auch  bei  ausserhalb  des  betreffenden  Forst-  oder 
Jagdreviers  vorgenommenen  Amtshandlungen  für  anwendbar  er- 
klärt und  nur  eine  räumliche  Beziehung  der  zur  Ausübung  des 
Jagd-  und  Forstschutzes  vorgenommenen  Handlung  des  Be- 
amten   u.  s.  w.    zu    seinem    Reviere    für    erforderlich    erachtet 
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(Entsch.  i.  Strafs.  Bd.  7,  S.  272,  Bd.  10,  S.  106,  Bd.  20, 
S.  344). 

Nach  der  Judikatur  des  Reichsgerichts  ist  im  Geltungsgebiete 
des  preuss.  Jagdpolizeigesetzes  ein  vereidigter  Forstschutzbeamter 
auch  ohne  spezielle  oder  allgemeine  Anweisung  der  Lokalpolizei- 
behörden zu  jagdpolizeilichen  Punktionen  ausserhalb  seines 
Schutzbezirkes  befugt  (R.-G.  Entsch.  i.  Strafs.  II,  307,  VII,  272 
u.  X,  106)  Ferner  ist  in  Preussen  ein  angestellter  Porstbeamter 
auch  ermächtigt,  eine  des  Holzdiebstahls  verdächtige  Person,  die 
er  mit  Holz  aus  der  Richtung  von  dem  seinem  Schutze  anver- 
trauten, nahegelegenen  Wald  her  ausserhalb  seines  Schutzreviers 
betrifft,  anzuhalten  und  ihr  die  zur  Begehung  des  Porstdiebstahls 
geeigneten  Gegenstände  abzunehmen.  (R.-G.  13.  Oktober  1881, 
Rechtspr.  IH,  624.) 

Es  fragt  sich  nun,  ob  diese  weitgehende  Auslegung  des  §  1 1 7 
a.  a.  O.  zur  Interpretation  des  Gesetzes  vom  31.  März  1837  ver- 
werthet  werden  darf.  Richtiger  Ansicht  nach  nicht.  Ein  Gesetz, 
welches  ausserordentliche  Massregeln,  wie  den  Waffengebrauch, 
fiir  zulässig  erklärt,  darf  nicht  extensiv  interpretirt  werden.  Mit 
Recht  wird  auch  schon  im  Justizministerialblatt  von  1853  S.  353 
Note  1  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Frage,  ob  und  in 
welchem  Umfange  Forst-  und  Jagdbeamte  in  Ausübung  ihres 
Amtes  von  ihren  Waffen  Gebrauch  machen  dürfen,  und  ob  in 
einem  einzelnen  Falle  ein  Missbrauch  der  Waffen  stattgefunden 
hat,  unabhängig  von  dem  Gesetz  vom  31.  März  1837  über  Wider- 
setzlichkeiten gegen  Forst-  und  Jagdbeamte,  lediglich  nach  dem 
Gesetze  vom  31.  März  1837  über  den  Waffengebrauch  der  Forst- 
und  Jagdbeamten  zu  entscheiden  sei.  Dies  muss  umsomehr 
gelten,  als  der  §  117  a.  a.  O.  einen  von  dem  früheren  Recht 
abweichenden  Wortlaut  hat. 

Ueberdies  beruht  auch  die  oben  mitgetheilte  Judikatur  des 
Reichsgerichts  auf  Gesetzen  und  Instruktionen,  welche  erst  nach 
Erlass   des   Gesetzes   über   den   Waffengebrauch   ergangen   sind, 
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vgl.  das  Jagdpolizeigesetz  vom  7.  März  1850,  das  Reskript  des 
Ministers  des  Innern  vom  14.  März  1850  (M.-Bl.  S.  107)  und 
das  Holzdiebstahlsgesetz  vom  2.  Juni  1852. 

Auf  Grund  vorstehender  Ausführungen  lassen  sich  folgende 
Rechtsgrundsätze  aufstellen. 

1.  Der  Waffengebrauch  ist  regelmässig    nur   innerhalb    des 
dem  betreffenden  Beamten  überwiesenen  Forst-  oder  Jagdreviers 
zulässig.     Hierbei  wird  indess  vorausgesetzt,  dass  auch  der  Frevler 
sich  innerhalb   des  Reviers  befindet.     Der  Beamte   darf  nicht 
etwa  von    seinem  Reviere    aus    gegen    den    ausserhalb    desselben 
befindlichen  Kontravenienten  seine  Waffe  gebrauchen,  abgesehen 
natürlich  von  den  unter  No.  2  und  3  erwähnten  Ausnahmefallen. 
Ist   dem  Beamten   von  seiner   vorgesetzten  Behörde   der  Auftrag 
ertheilt,    auch    in    anderen,    als    dem    seiner    Aufsicht    prinzipal 
untergebenen  Bezirke  oder  in  einer  Kommunal-  bezw.  Privatforst, 
den  Forstschutz  nnter  gewissen  Voraussetzungen   auszuüben,  so 
darf  er  auch  hier  die  Waffen  gebrauchen.    (Vgl.  die  Ministerial- 
reskripte  im  Min.-Bl.  f.  d.  i.  V.  1845,  S.  204  und  1856  S.  176.) 

Die  durch  den  Forst  führenden  öffentlichen  Wege,  Land- 
Strassen,  Eisenbahnen  und  Wasserläufe  gelten,  auch  wenn  sie 
selbst  nicht  zum  Forst  gehören,  doch  als  Theile  desselben  im 
Sinne  des  §  1  des  Waffengebrauchsgesetzes.  (Vgl.  auch  Golt- 
dammer's  Archiv  Bd.  6,  S.  415  und  Oppenhoff,  Rechtsp.  XV, 
47  und  XVI,  25.) 

2.  Der  Angriff  bezw.  die  Bedrohung  mit  einem  solchen,  das 
Betreffen  eines  Forst-  oder  Jagdkontravenienten  auf  der  That 
das  Finden  von  verdächtigen  Frevlern  muss  innerhalb  des  Re- 
viers erfolgen.  Erfolgt  ein  Angriff  oder  eine  Bedrohung  mit 
einem  solchen  z.  B.  Anschlagen  des  Gewehrs  von  einem  ausser- 
halb des  Reviers  befindlichen  Frevler  gegen  den  in  seinem  Re- 
vier sich  aufhaltenden  Beamten,  so  kann  letzterer  aber  die  Waffen 
gebrauchen.  Es  kommt  eben  auf  den  Ort  an,  wo  der  Angriff 
seine  Wirkung  äussert.     Ein  Betreffen   auf  frischer  That,  ist 
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nicht  erforderlich.  Der  Ausdruck  „auf  der  That"  wird  in  wei- 
terein Sinne  zu  nehmen  sein.  Einmal  muss  ein  strafbares  Thun 
begonnen  haben.  Nach  §  6  des  Gesetzes  vom  15.  April  1878 
(G.-S.  S.  222)  ist  der  Versuch  des  Forstdiebstahls  strafbar.  Vor- 
bereitende Handlungen  z.  B.  der  Transport  einer  zur  Fort- 
scbaffung  von  Holz  bestimmten  Karre  in  den  Wald  oder  das 
Erklettern  eines  Baumes  zum  Zweck  des  Abtrennens  von  Aesten, 
sind  nicht  strafbar.  Versuch  liegt  vor,  wenn  Zweige  eingeknickt, 
Bäume  angesägt  oder  umgeknickt  sind.  Vollendet  ist  der  Forst- 
diebstahl mit  dem  Einsammeln  des  Reisigs,  Laubes  u.  s.  w.  in 
<len  mitgebrachten  Sack,  mit  dem  Aufladen  des  abgebrochen 
gefundenen  Holzes  auf  die  Karre  u.  s.  w.  Streng  genommen 
würde,  wenn  der  Beamte  erst  jetzt  hinzukäme,  ein  Betreffen 
„auf  der  Thatu  nicht  mehr  möglich  sein.  Allein  man  wird  doch 
einen  mit  dem  Aufnehmen  des  Sackes  auf  den  Rücken  oder  mit 
dem  Anziehen  der  Karre  beschäftigten  Frevler  als  auf  der  That 
betroffen  erachten  müssen.  Ueberdies  würde  derselbe  jedenfalls 
als  der  That  verdächtig  anzusehen  sein.  Der  gemachte  Unter- 
schied also  nur  dann  von  Bedeutung  sein ,  wenn  man  annehmen 
wollte,  das  Betreffen  auf  der  That  könne  auch  ausserhalb 
des  Schutzbezirkes  erfolgen. 

Ein  Betreffen  auf  der  That  liegt  dann  nicht  vor,  wenn 
der  Kontravenient  in  einer  benachbarten  (fremden)  Holzung  mit 
Besenausschneiden  oder  mit  dem  Absägen  eines  Knüppels  zum 
Wegtragen  des  Holzes  gefunden  wird.  (Erk.  des  Komp.-lierichts- 
hofes  vom  8.  März  1856,  J.-M.-Bl.  S.  131.) 

Wie  das  Betreffen  auf  der  That,  so  muss  auch  die  That 
innerhalb  des  Reviers  erfolgt  sein.  Wird  dagegen  ein  verdächtiger 
Frevler  im  Revier  gefunden,  so  ist  nicht  Voraussetzung  des  Waffen- 
gebrauchs, dass  das  Holz  u.  s.  w.  auch  in  dem  Revier  gestohlen 
ist.  Es  genügt  das  Finden  des  Frevlers  im  Revier,  sollte  der- 
selbe die  That  auch  anderswo  verübt  haben  und  den  Schutzbezirk 
nur  zum  Durchgang  beim  Heimgehen  benutzen. 
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Der  Frevler  braucht  auch  nur  verdächtig  zu  sein.  Dringen- 
der Verdacht  (§  112  der  Str.-Pr.-O.)  ist  nicht  nothwendig. 

Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  der  Beamte  schon  innerhalb 
seines  Reviers  sich  befindet,  es  genügt,  wenn  er  die  Beobachtung 
(Betreffen  auf  der  That  oder  Finden  eines  verdächtigen  Frevlers) 
von  einem  fremden  Reviere  aus  macht.  Sieht  der  Beamte  die 
Frevler  aber  erst,  nachdem  sie  die  Grenzen  seines  Reviers  über- 
schritten haben,  dann  ist  der  Waffengebrauch  nicht  mehr  zulässig, 
selbst  wenn  kein  Zweifel  darüber  obwalten  kann,  dass  die  Frevler 
aus  dem  Reviere  des  Beamten  gekommen  sind,  und  der  Umstand, 
dass  sie  mit  Jagdbeute  oder  Holz  beladen  sind,  auf  einen  Jagd- 
oder Wildfrevel  schliessen  lässt. 

3.  Sind  die  Voraussetzungen  zu  2  vorhanden,  so  behält  der 
Beamte  das  Waffengebrauchsrecht  auch  dann,  wenn  er  den  Frevler 
bis  über  die  Grenze  des  seiner  Aufsicht  anvertrauten  Distrikts 
verfolgt  hat  und  nunmehr  Widerstand  u.  s.  w.  erfolgt.  Ist  der 
Forst-  u.  s.  w.  Frevel  von  einem  fremden  Reviere  aus  wahr- 
genommen, so  ist  nicht  einmal  ein  vorheriges  Betreten  des  eigenen 
Reviers  erforderlich. 

Widerstand  u.  s.  w.  auf  dem  Transport  von  der  Forst-  (Re- 
vier-) Grenze  zur  Polizeibehörde  u.  s.  w.  berechtigt  ebenfalls  zum 
Waffengebrauch. 

e)  Fälle  des  Waffengebrauches. 

1.  Zu  §  1  Ziff.  1. 

Es  muss  ein  Angriff  auf  die  Person  des  Beamten  erfolgen 
oder  der  letztere  mit  einem  solchen  Angriff  bedroht  werden. 

Unter  „Angriff"  wird  hier  ein  thätlicher  Angriff  zu  ver- 
stehen sein.  Beleidigungen,  sollten  sie  auch  noch  so  gröblicher 
Natur  sein,  berechtigen  zum  Waffengebrauch  nicht.  (Art.  8  bezw. 
§  6  der  Instruktionen.)  Thätlicher  Angriff  ist  jede  in  feindseliger 
Willensrichtung  unmittelbar  auf  den  Körper  eines  Andern  zielende 
Einwirkung  ohne  Rücksicht  auf  einen  Erfolg.  (R.-G.  v.  18.  Nov. 
1882,  Entsch.  VII,  301.)     Ein  Berühren,  ein  Aufessen,  ein  wirk- 
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liches  Beeinträchtigen  des  Körpers  des  Andern  ist  nicht  noth- 
wendig.  Wer  also  mit  dem  Arme  gegen  den  Beamten  ausholt, 
in  der  Absicht  ihn  zu  schlagen,  greift  ihn  thätlich  an,  selbst  wenn 
eine  Berührung  des  Körpers  desselben  durch  Dazwischentreten 
eines  Dritten  (Ergreifen  des  Armes)  oder  durch  einen  anderen 
Umstand  (selbst  durch  eigene  EntSchliessung  des  Angreifers)  ab- 
gewendet wurde21.  Auch  durch  Schiessen  in  der  Richtung,  in 
welcher  sich  der  Beamte  befindet,  kann  ein  thätlicher  Angriff 
verübt  werden  (R.-G.  v.  26.  Sept.  1890,  Goltdammer's  Arch. 
Bd.  38,  S.  359).  Der  Angriff  bezw.  die  Bedrohung  mit  einem  solchen 
muss  gegen  die  Person  des  Beamten  gerichtet  sein22.  Würde  z.  B. 
bei  einem  berittenen  Beamten  das  Pferd  desselben  angegriffen, 
so  würde  der  Waffengebrauch  nur  dann  gestattet  sein,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  §  53  des  Str.-G.-B.  (Nothwehr  zum  Schutz 
des  Eigenthums)  vorliegen. 

2)  Zu  §  1  Ziffer  2. 

Thätliche  Widersetzlichkeit  erfordert  die  Entwicklung 
einer  activen  Thätigkeit,  dazu  bestimmt  und  an  und  für  sich  ge- 
eignet, die  Vollziehung  einer  Handlung  des  Beamten  nicht  zur 
Vollendung  gelangen  zu  lassen  (R.-G.  12.  Juli  1881,  Entsch.IV,  374). 
Eine  Widerstandsleistung  mit  Gewalt  (Anwendung  einer  nicht 
unerheblichen  physischen  Kraft)  oder  Bedrohung  mit  Gewalt 
(§  117  des  St.-G.-B.)  braucht  indess  nicht  vorzuliegen  (Justizminis- 
terialreskript  v.  12.  März  1842,  J.-M.-Bl.  S.  109).  Blosser  Un- 
gehorsam,  rein   passives   körperliches  Verhalten   berechtigt   nicht 

"  Wagner,  Jagdgesetzgebung  2.  Aufl.,  S.  204. 

—  Man  wird  annehmen  müssen,  dass,  wenn  von  mehreren  Beamten  nur 
einer  angegriffen  wird,  auch  nur  dieser  eine  die  Waffen  gebrauchen  darf. 
Hie  nicht  angegriffenen  Beamten  werden  dann  dazu  befugt  sein,  wenn  sie 
im  Falle  der  Nothwehr  ihrem  Kollegen  zu  Hilfe  eilen  (S  53  des  Str.-G.-B). 
Da«  Waffengebrauchsreeht  ist  eben  ein  exzeptionelles  Recht.  Lüsst  sich 
übrigens  nicht  hinreichend  deutlich  erkennen,  ob  der  Angriff  nur  gegen 
einen  bestimmten  Beamten  gerichtet  ist ,  so  sind  alle  anwesenden  Beamten 
zur  Waffenanwendung  befugt. 

Archir  fttr  öffentliches  Recht.  XI.  l.  u 
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zum  Waffengebrauch.  Wann  eine  „thätliche  Widersetzlichkeit- 
anzunehmen  ist,  wird  es  sich  nach  den  besonderen  Verhältnissen  des 
einzelnen  Falles  richten.  Festhalten  des  Gewehrs  u.  8.  w.,  welches 
der  Beamte  abnehmen  will,  fällt  zweifellos  darunter,  dasselbe  gilt, 
wenn  der  Kontravenient  nicht  bloss  passiv  in  seiner  Position  liegen 
oder  stehen  bleibt  und  so  der  Fortführung  nur  die  Schwere  des 
eigenen  Körpergewichts  entgegensetzt,  sondern  vielmehr  durch 
Gegendruck  des  Körpers  oder  durch  Gegenstemmen  der  Füsse  auf 
den  Boden  sich  daselbst  zu  halten  strebt  (R.-G.  1.  Nov.  1880, 
Entsch.  II,  411).  Auch  das  Bereiten  sachlicher  Vorkehrungen 
und  Hindernisse  z.  B.  Verschliessen  oder  Verstellen  einer  Thür 
im  Wildgatter  muss  als  thätlicher  Widerstand  angesehen  werden. 

Drohung  ist  die  Ankündigung  der  Zufügung  irgend  eines 
Uebels  behufs  Einwirkung  auf  die  Handelsfreiheit  des  Beamten. 
Das  Beiwort:  „gefährlich"  ist  hier  auf  die  Person  des  Beamten 
zu  beziehen.  Gefährlich  erscheint  aber  für  eine  Person  nicht  nur, 
was  ihr  „Leben"  bedroht,  sondern  auch  was  nach  den  objektiven 
Verhältnissen  zu  der  berechtigten  Besorgniss  Anlass  giebt,  dass 
die  Integrität  oder  Gesundheit  des  „Leibes"  der  Person  eine 
nicht  unerhebliche  Beeinträchtigung  erfahren  könne,  (v.  Olshausex, 
Koni.  z.  Str.-G.-B.  zu  §  117  Note  12b.)  Die  Bedrohung  muss  von 
der  Art  und  von  solchen  Umständen  begleitet  sein,  dass  an  ihrer 
Ausführung  zu  zweifeln  kein  besonderer  Grund  obwaltet  (Art.  7  der 
Instr.  v.  17.  April  1837).  Die  Ankündigung  muss  geeignet  sein, 
auf  einen  verständigen  Menschen  den  Eindruck  des  Ernstes  zu 
machen.  Ist  die  Ausführung  des  in  Aussicht  gestellten  Uebels 
unmöglich,  so  ist  der  Waffengebrauch  nicht  statthaft,  ebensowenig 
bei  Drohungen,  welche  nicht  sofort  ausgeführt  werden  können  (§  6 
der  Instr.  v.  21.  Nov.  1837). 

3)  Der  Gebrauch  der  Schusswaffe  ist  nur  gestattet,  wenn 
der  Angriff  oder  die  Widersetzlichkeit  mit  Waffen,  Aexten, 
Knütteln  und  anderen  gefährlichen  Werkzeugen  oder  von  einer 
Mehrheit,  welche  stärker  ist  als  die  Zahl  der  gerade  anwesenden 
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Jagd-  oder  Forstbeamten  unternommen  oder  angedroht  wird. 
Bei  den  Worten  „Angriff  und  Widersetzlichkeit"  ist  das  Eigen- 
schaftswort „thätlich"  zu  ergänzen.  Die  Waffen  u.  s.  w.  müssen 
von  dem  Beamten  wahrgenommen  werden  können.  Er  kann,  wenn 
er  die  Schusswaffe  gebraucht  hat,  sich  nicht  später  damit  ent- 
schuldigen, dass  z.  B.  ein  Revolver  in  der  Tasche  des  Kontra- 
venienten gefunden  ist.  Bei  der  Drohung  müssen  Waffen, 
Aexte  u.  s.  w.  die  Mittel  sein.  Es  genügt  nicht,  dass  dergleichen 
Gegenstände  von  dem  Drohenden  bei  sich  geführt  werden,  sondern 
es  muss  aus  den  Thatumständen  z.  B.  aus  Worten,  Gesten 
Stellung  u.  8.  w.,  erhellen,  dass  der  Thäter  mittelst  dieser  Gegen- 
stände auf  die  Handelsfreiheit  des  Beamten  einzuwirken  sucht, 
dass  er  den  sofortigen  Gebrauch  derselben  vor  den  Augen  des 
Bedrohten  in  Aussicht  stellt28. 

Unter  „Waffen"  sind  solche  im  technischen  Sinne  zu  ver- 
stehen, es  fallen  nicht  nur  Schusswaffen  (Schiessgewehr  im  §  117 
desStr.-G.-B.),  sondern  auch  Hieb-  und  Stosswaffen  darunter.  Ein 
ungeladenes  Schiessgewehr  ist  als  Schlaginstrument  wegen  der 
Schwere  und  der  Eisentheile  für  ein  gefährliches  Werkzeug  zu 
«rächten  und  in  dem  Erheben  zum  Schlage  eine  Drohung  zu 
linden.  Das  Anschlagen  eines  ungeladenen  Gewehrs  ist  zweifellos 
keine  solche  Drohung,  wenn  der  Beamte  weiss,  dass  es  ungeladen 
ist  (R.-G.  25.  Okt.  1883,  Entsch.  IX,  177).  Diese  Wissenschaft 
wird  er  aber  in  den  seltensten  Fällen  haben  z.  B.  wenn  er  vor- 
her wahrgenommen  hat,  dass  der  Wilderer  beide  Läufe  seines 
Gewehrs  unmittelbar  vorher  abgeschossen  hat.  Das  bildet  aber 
die  Ausnahme,  der  Regel  nach  ist  der  Beamte,  wenn  mit  einem 
Gewehr  auf  ihr  angeschlagen  wird,  zum  Gebrauch  der  Schuss- 
waffe berechtigt. 

Welche  Werkzeuge  als  gefährliche  zu  betrachten  sind,  lässt 
»ich  wie  der  ganze  Zusammenhang  der  gesetzlichen  Bestimmungen 


-9  Wagner  a.  a.  0.  S.  209  Anm.  18*. 

8' 
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ergiebt,  nicht  objektiv  bestimmen,  sondern  es  kommt  auf  die  Art 
des  Gebrauchs  im  individuellen  Falle  an.  Ein  Instrument,  welches 
der  Angehaltene  zufallig  bei  der  Arbeit  in  der  Hand  führt,  z.  B. 
eine  Handsäge  mit  eisernem  Bügel,  kann  nach  der  Fassung  des 
Gesetzes  nicht  unbedingt  dafür  angesehen  werden  (Erk.  d.  Komp.- 
Gerichtsh.  v.  8.  März  1856,  J.-M.-Bl.  S.  131).  Im  Allgemeinen 
lässt  sich  sagen:  Gefährliche  Werkzeuge  sind  solche,  welche  an 
sich  und  nach  Art  der  Benutzung  den  Leib  und  das  Leben  des 
Beamten  in  Gefahr  zu  bringen  geeignet  sind.  Ein  Messer  ist 
jedenfalls  hierher  zu  rechnen,  auch  wird  sich  die  Judikatur  des 
Reichsgerichts  über  den  §  223*  des  Str.-G.-B.  vielfach  verwerthen 
lassen. 

Wenn  auch  das  Gesetz  die  verweigerte  Ablegung  der  Waffen 
oder  Werkzeuge  bezw.  die  Wiederaufnahme  derselben  der  An- 
drohung eines  Angriffs  gleichstellt,  so  ist  gleichwohl  nicht  anzu- 
nehmen, dass  diese  Gleichstellung  eine  unbeschränkte,  auch  für 
solche  Fälle  unbedingt  bindende  sein  soll,  in  welchen  die  Absicht 
eines  demnächstigen  Angriffs  augenscheinlich  nicht  obwalten  kann, 
z.  B.  wenn  ein  Holzfrevler  mit  Beil  oder  Säge  flüchtig  wird,  um 
so  weniger,  als  nach  der  vorhergehenden  allgemeinen  Kegel  des 
Abs.  2  der  Gebrauch  keiner  (auch  nicht  der  mindergefahrlichen 
Hieb-)  Waffe  „weiter  ausgedehnt  werden  darf,  als  es  zur  Ab- 
wehrung des  Angriffs  nothwendig  ista  (Erk.  d.  Oberverwaltungs- 
gerichts  I  vom  14.  Jan.  1893,  Goltdammer  XXXX,  382).  Das  Gesetz 
hat  offenbar  Werkzeuge  im  Auge,  welche  zum  Angriff  oder  Wider- 
stände bestimmt  waren.  Wird  daher  nur  die  Herausgabe  einer 
Axt  (Barte),  welche  nur  zur  Ausführung  des  Frevels  bestimmt 
war,  verweigert,  so  besteht  keine  Berechtigung  des  Forstbeamten 
zum  Gebrauche  der  Schusswaffe  (Erk.  d.  Komp.-Gerichtsh.  vom 
18.  April  1887,  J.-M.-Bl.  S.  381). 

Die  im  Gesetze  ausgesprochene  Vermuthung,  wonach  die 
Nichtablegung  der  Waffe  als  die  Bedrohung  mit  einem  Angriff 
anzusehen  ist,    steht  jedoch  bis   zum  Nachweise   des  Gegentheils 
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dem    Porstbeamten    zur    Seite    (O.-Y.-G.    I,    14.   Januar    1893, 

GOLTDAMMER  40    S.    382). 

Eine  Mehrheit  ist  schon  vorhanden,  wenn  nur  zwei  Holz- 
u.  s.  w.  Frevler  anwesend  sind.  Steht  denselben  nur  ein  Beamter 
gegenüber,  so  ist  dieser  bei  einem  von  beiden  auch  ohne  Waffen 
u.  8.  w.  unternommenen  Angriff  u.  s.  w.  zum  Gebrauch  der  Schuss- 
waffe befugt.  Bei  Feststellung  der  Mehrheit  sind  übrigens  nur 
diejenigen  Frevler  zu  zählen,  welche  sich  an  dem  Angriff  u.  s.  w. 
betheiligen,  nicht  die  unthätig  zusehenden,  sollten  sie  sich  auch 
in  unmittelbarer  Nähe  befinden. 

f)  Waffengebrauch  gegen  Fliehende.  Gegen  einen  aul 
der  Flucht  befindlichen  Frevler  darf  die  Waffe  nicht  gebraucht 
werden,  sollte  derselbe  auch  schon  verhaftet  gewesen  sein  und  sich 
nunmehr  wieder  zur  Flucht  gewendet  haben.  Etwas  anderes  gilt, 
wenn  der  Fliehende  die  Flucht  aufgiebt  und  zum  Angriff,  bezw. 
thätlicher  Widersetzlichkeit  übergeht  (Art.  4  bezw.  §  4  der  Instr.). 
Nach  dem  Edikt  für  die  Kur-  und  Mark  zu  Brandenburg  vom 
4.  14.  März  1669  (Mylius,  4,  1.  555)  waren  die  Jagdbedienten 
ermächtigt,  Wilddiebe,  deren  sie  nicht  habhaft  werden  konnten, 
niederzuschiessen. 

g)  Waffen.  Gebrauch  vorschriftswidriger  Waffen  oder  vor- 
schriftswidriger Gebrauch  derselben  macht  disziplinarisch  strafbar. 
Bei  Kommunal-  und  Privatforstbeaniten  soll  an  Stelle  der  Dis- 
ciplinarstrafe  eine  nach  Massgabe  des  denselben  zur  Last  fallenden 
Missbrauchs  zu  arbitrirende  Polizeistrafe  treten  (Art.  3  der  Instr. 
vom  21.  Nov.  1837).  Jetzt  ist  eine  solche  Strafe  nicht  mehr 
zulässig. 

h)  Art  des  Waffengebrauchs.  Die  grösste  Vorsicht  ist 
beim  Gebrauch  der  Schusswaffe  anzuwenden,  damit  durch  das 
Schiessen  nicht  dritte  Personen  verletzt  werden,  welche  ohne  Theil- 
nahme  an  einer  Kontravention  sich  zufällig  in  der  Schusslinie  oder 
deren  Nähe  befinden.  In  dieser  Hinsicht  ist  besondere  dann  Auf- 
merksamkeit noth wendig,    wenn  nach    einer  Richtung  geschossen 
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wird,  wo  sich  eine  Landstrasse  oder  ein  bewohntes  Gebäude  be- 
findet. Auch  ist  der  Gebrauch  der  Schusswaffe  überhaupt  in  der 
Nähe  von  Gebäuden  zur  Verhütung  von  Feuersgefahr  möglichst 
zu  vermeiden  (Instr.  vom  17.  April  1837  Art.  4). 

II.  Grenzaufsichtsbeamte.  Gesetz  vom  28.  Juni  1834 
(G.-S.  S.  83) 2*: 

§  1.  Die  Grenzaufsichtsbeamten  sind  bei  Ausübung  ihres  Dienstes  im 
Grenzbezirke  von  den  ihnen  anvertrauten  Waffen  Gebrauch  zu  machen  befugt: 

a)  wenn  ein  Angriff  auf  ihre  Person  erfolgt,  oder  wenn  sie  mit 
einem  solchen  Angriffe  bedroht  werden; 

b)  wenn  diejenigen,  welche  Fuhrwerke  oder  SchifTsgefässe  fuhren, 
Sachen  trän sp ort iren,  oder  Gepäck  bei  sich  haben,  sich  ihrer  Anhaltung, 
der  Visitation  und  Beschlagnahme  ihrer  Effekten,  Waaren  und  Transport- 
mittel, der  Abführung  zum  nächsten  Zollamte  oder  zur  Obrigkeit  des 
nächsten  Ortes,  oder  der  Ergreifung  bei  versuchter  Flucht,  thätlich  oder 
durch  gefährliche  Drohungen  widersetzen. 

Der  zweite  Absatz  des  §  1  ist  im  Wesentlichen  gleichlautend 
mit  Abs.  2  und  3  des  §  1  des  Gesetzes  vom  31.  März  1837 
(s.  oben  unter  I). 

§  2.  Die  Grenzaufsichtsbeamten  können  ferner  bei  Ausübung  ihres 
Dienstes  der  Waffen,  und  namentlich  der  Schusswaffen  sich  bedienen: 

a)  wenn  im  Grenzbezirke,  ausserhalb  eines  bewohnten  Ortes  und 
ausserhalb  der  Landstrasse25  mehr  wie  zwei  Personen  als  Fussgänger, 
Reiter  oder  als  Begleiter  von  Lastfuhrwerken  und  Lastthieren  zur  Nacht- 
zeit26 (das  heisst  eine  Stunde  nach  Sonnenuntergang  bis  eine  Stunde  vor 


24  Das  Gesetz  gilt  in  der  ganzen  Monarchie,  vgl.  Groschuff,  Straf- 
gesetze S.  109.  Zu  dem  Gesetze  ist  eine  Instruktion  des  Finanzministers 
vom  6.  Juli  1835  ergangen  (Kamptz,  Jahrb.  Bd.  50,  S.  613). 

23  Unter  Landstrasse  sind  nicht  allein  Zollstrassen,  sondern  über- 
haupt alle  diejenigen  öffentlichen  Wege  zu  verstehen,  welche  im  Sinne  der 
Wegegesetze  als  Landstrassen  zu  betrachten  sind  (Art.  XIII  der  Inst.). 

26  Nachtzeit.  Nach  §  21  des  Vcreinszollgesetzes  wird  als  Tageszeit 
angesehen:  in  den  Monaten  Januar  und  Dezember  die  Zeit  von  7  Uhr 
Morgens  bis  6  Uhr  Abends,  in  den  Monaten  Februar,  Oktober  und  November 
die  Zeit  von  6  Uhr  Morgens  bis  6  Uhr  Abends,  in  den  Monaten  Marx, 
April,  August  und  September  die  Zeit  von  5  Uhr  Morgens  bis  8  Uhr  Abends, 
in  den  Monaten  Mai,  Juni  und  Juli  die  Zeit  von  4  Uhr  Morgens  bis  10  Uhr 
Abends.  Die  übrige  Zeit  gilt  als  Nachtzeit.  Durch  diese  Bestimmung  ist 
indess  der  §  2,  welcher  die  Nachtzeit  anders  bestimmt,  nicht  aufgehoben. 
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Sonnenaufgang)  oder  mit  Gepäck  oder  Ladung  auch  zur  Tageszeit  be- 
troffen werden  und  auf  einen  zweimaligen  Anruf27,  wobei  der  Anrufende 
sich  als  Grenzaufsichtsbeamter  zu  erkennen  gegeben  hat,  nicht  anhalten, 
sich  vielmehr  einzeln  oder  sämmtlich  entfernen;  und 

b)  wenn  im  Grenzbezirk  Schiffer,   welche   zur  Nachtzeit,    oder  mit 
verdeckten  oder  beladenen  Schiffsgetässeu  zur  Tageszeit  in  der  Fahrt  an- 
getroffen  werden,   auf  einen    solchen  Anruf  nicht   anhalten,    oder   nicht 
wenigstens   ihre  Bereitwilligkeit   zum  Anhalten   durch    die   That   unzwei- 
deutig zu  erkennen  geben,  sondern  sich  vielmehr  zu  entfernen  suchen. 
Der  Gebrauch  der  Schusswatten   ist  jedoch   in  den  vorstehend  unter  a 
und  b  bezeichneten  Fällen  den  Beamten  nur  dann  erlaubt,  wenn  wenigstens 
zwei    von    ihnen    zur  Wahrnehmung    des    Dienstes    auf    einem    Posten    zu- 
sammen sind. 

§  3.  Die  nach  §  13  der  Zollordnung  vom  26.  Mai  1818"  zur  Unter- 
stützung der  Grenzbesetzung  verpflichteten  Polizei-  und  Forstboamten  sind 
nur  dann,  wenn  sie  mit  den  Grenzaufsichtsbeamten  gemeinschaftlich  handeln, 
in  solchem  Falle   aber  ebenso  wie  diese,   die  "Waffen  zu  gebrauchen  befugt. 

Von  früheren  Bestimmungen  ist  §  31  des  Reglements  vom 
28.  Dezbr.  1794  —  N.-C.  1965  —  betreffend  die  Besetzung  der 
Landesgrenze  von  Memel  bis  Soldau  hervorzuheben.  Darnach 
war  den  Grenzjägern  die  Anwendung  der  Waffe,  jedoch  lediglich 
zur  persönlichen  Nothwehr,  gestattet. 

Zu  den  Grenzaufsichtsbeamten  sind  nicht  bloss  die  für  den 
Grenzbewachungsdienst  bleibend  angestellten,  sondern  auch  alle 
anderen  Zoll-  und  Steuerbeamten,  welche  in  Folge  besonderen 
Auftrags  den  Grenzbewachungsdienst  zu  verrichten  haben,  zu  ver- 


"  Anruf.  Beim  Anruf  sind  stets  die  Worte  „Halt,  Grenzbeamte !"  zu 
gebrauchen  (Iustr.-Art.  XI).  Der  Anruf  der  Schiffe  ist  Dach  $  12e  di»r  Zoll- 
Ordnung  (jetzt  §  129  Abs.  4  des  Vereinszollgesetzes)  auf  Schifte  von  weniger 
als  fönf  Lasten  Tragfähigkeit  beschränkt  und  der  Gebrauch  der  Waffen  gegen 
Schiffe  auf  Grenzflüssen,  d.  h.  solchen,  welche  die  Landesgrenze  bilden,  nur 
dann  erlaubt,  wenn  dieselben  am  diesseitigen  Ufer  schon  angelegt  haben 
oder  anzulegen  im  Begriff  sind,  und  auf  den  Ruf  der  Grenzaufsichtsbeamten 
nicht  halten  bleiben,  oder  au  das  Ufer  nicht  zurückkehren  wollen  (Instr. 
Art.  XV). 

99  An  Stelle  des  §  13  ist  §  20  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli 
1869  (B.-G.-Bl.  S.  317)  getreten,  welcher  bestimmt:  „Andere  Staatsbeamte, 
sowie  die  Kommunalbeamten,  namentlich  die  Polizei-  und  Forsthcamtcn  sind 
zur  Unterstützung  der  Grenzwache  verpflichtet*'. 
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stehen  (Art.  1  der  Instr.).  Zwischen  höheren  und  niederen  (exe- 
kutiven) Grenzbeamten  besteht  hinsichtlich  des  Waffengebrauchs 
kein  Unterschied. 

Werden  andere  Beamte  zur  Unterstützung  herangezogen,  so 
sind  gleichwohl  nur  die  Polizei-  und  Forstbeamten  zum  Waffen- 
gebrauch berechtigt  und  zwar  bei  gemeinschaftlichem  Handeln 
mit  den  Grenzbeamten  in  derselben  Weise  wie  diese.  Zu  den 
Polizeibeamten  wird  man  aber  hier  auch  die  Gensdarmen  zu 
rechnen  haben  (vgl.  Verordnung  vom  30.  Dez.  1820;  G.-S.  1821 
S.  1,  §  12  II  6  und  §  30  ff.).  Ferner  wird  es  diesfalls  zulässig 
sein,  wenn  z.  B.  ein  Polizeibeamter,  welcher  sonst  mit  einer  Schuss- 
waffe nicht  ausgerüstet  ist,  eine  solche  im  Falle  der  Unterstützung 
erhält  und  anwendet-,  er  ist  keineswegs  auf  die  ihm  für  seinen 
gewöhnlichen  Dienst  anvertrauten  Waffen  beschränkt29.  Anderen- 
falls wäre  die  Bestimmung  des  §  3  a.  a.  0.  von  wenig  praktischer 
Bedeutung.  Was  nützt  ein  Säbel  gegen  entweichende  Schmuggler. 
Vgl.  im  übrigen  die  allgemeinen  Bemerkungen. 

Der  Waffengebrauch  der  Grenzaufsichtsbeamten  ist  der  Regel 
nach  auf  den  Grenzbezirk  beschränkt.  Nach  §  16  Abs.  3  des 
Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  (B.-G.-Bl.  S.  317)  bildet 
der  zunächst  innerhalb  der  Zolllinie30  belegene  Raum,  dessen 
Breite  nach  der  Oertlichkeit  bestimmt  wird,  den  Grenzbezirk, 
welcher  von  dem  übrigen  Vereinsgebiete  durch  die  besonders  zu 
bezeichnende  Binnenlinie  getrennt  ist. 

sw  Anderer  Ansicht  anscheinend  der  Erlass  des  Ministers  des  Innern 
vom  25.  Juli  1839  (v.  Kamptz,  Annalen  Bd.  23,  S.  656). 

80  Die  Laudesgrenzen  gegen  das  Vereinsausland  bilden  ....  die  Zoll- 
lioie.  Es  können  indess  einzelne  Theile  eines  Vereinsstaates,  wo  die  Ver- 
hältnisse es  erfordern,  von  der  Zolllioie  ausgeschlossen  bleiben,  z.  B.  die 
Freihafengebiete  von  Bremen,  Hamburg,  Kuxhafen,  Bremerhafen,  Geeste- 
münde  und  Brake.  Wo  das  Vereinsgebiet  durch  das  Meer  begrenzt  wird, 
bildet  die  jedesmalige,  den  Wasserspiegel  begrenzende  Linie  des  Landes  die 
Zolllinie.  Das  gleiche  gilt,  wo  das  Vereiusgebiet  an  andere  Gewässer  grenzt. 
sofern  deren  Stand  von  Ebbe  und  Fluth  abhängig  ist  (§  16  des  Vereinszoll- 
gesetzes). 
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Hat  der  Schmuggler  die  Grenze  des  Grenzbezirks  nach  dem 
Auslande  oder  nach  dem  Inlande  hin  überschritten,  so  ist  in  den 
Fällen  der  §§  1  und  2  ein  Waffengebrauch  nicht  mehr  statthaft, 
sollte  sich  auch  der  Beamte  noch  innerhalb  des  Grenbezirks  be- 
finden. Eine  Ausnahme  kann  nur  dann  Platz  greifen,  wenn  auf 
dem  Transport  zum  Zollamte  oder  zur  nächsten  Polizeibehörde, 
falls  dieselbe  nicht  innerhalb  des  Grenzbezirkes  belegen  ist,  ein 
Angriff  oder  eine  thätliche  Widersetzlichkeit  erfolgt  (vgl.  §  1  des 
Gesetzes). 

Von  der  Regel,  dass  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  der 
Waffengebrauch  nicht  gestattet  ist,  enthält  das  deutsch-österreich. 
Zollkartell  vom  6.  Dezember  1891  (R.-G.-Bl.  1892,  S.  3)  eine 
Ausnahme.  Nach  §  6  a.  a.  O.  bezw.  dem  Schlussprotokolle ,  ist 
den  Zoll-  und  Steuerbeamten  der  vertragenden  Theile  gestattet, 
bei  Verfolgung  eines  Schleichhändlers  oder  der  Gegenstände  oder 
Spuren  einer  Uebertretung  der  Zollgesetze  ihres  Staates  sich  in 
das  Gebiet  des  anderen  Theils  zu  dem  Zwecke  zu  begeben,  um 
bei  den  dortigen  Ortsvorständen  oder  Behörden  die  zur  Ermitte- 
lung des  Thatbestandes  oder  des  Thäters  erforderlichen  Mass- 
regeln, das  Sammeln  aller  Beweismittel  bezüglich  der  vollbrachten 
oder  versuchten  Zollumgehung,  sowie  den  Umständen  nach  die 
einstweilige  Beschlagnahme  der  Waaren  und  die  Festhaltung  des 
Thäters  zu  beantragen.  Sie  dürfen  dagegen  auf  fremdem  Gebiete 
weder  die  Person  des  Thäters  noch  die  Gegenstände  der  Ueber- 
tretung anhalten  noch  auch  von  ihren  W äffen  Gebrauch  machen. 
Sollten  aber  die  Beamten  bei  der  Verfolgung  durch  thätliche 
Angriffe  auf  ihre  Person  in  die  Notwendigkeit  versetzt  werden 
zu  ihrer  Selbstverteidigung  auf  fremdem  Territorium  von  ihren 
Waffen  Gebrauch  zu  machen,  so  haben  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  Behörden  des  Landes,  in  welchem  dieser  Fall  vorgekommen 
ist,  nach  den  daselbst  geltenden  Gesetzen  darüber  zu  entscheiden, 
ob  dieser  Gebrauch  überhaupt  oder  in  dein  stattgehabten  Um- 
fange zur  Abwehr  der  thätlichen  Angriffe  erforderlich  gewesen  ist. 
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Nach  Art.  17  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1869  (B.-G.-Bl. 
S.  37U)  und  dem  Gesetze  vom  28.  Juni  1879  (R.-G.-B1.  S.  159) 3I 
steht  den  Zoll-  und  Steuerbeamten  des  deutschen  Zollvereins  das 
gleiche  Recht  in  den  vom  Zollverein  ausgeschlossenen  Gebiets- 
teilen (Bremen  und  Hamburg)  zu.  Das  Waffengebrauchsrecht 
ist  zwar  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  es  versteht  sich  dies  aber 
von  selbst. 

Hinsichtlich  der  übrigen  Voraussetzungen  des  Waffengebrauchs 
sind  die  diesbezüglichen  Ausführungen  bei  den  Forst-  und  Jagd- 
beamten  zu  vergleichen,  welche  wegen  des  im  Wesentlichen  glei- 
chen Wortlauts  der  beiderseitigen  Gesetzesbestimmungen  auch 
hier  massgebend  sind. 

Im  Einzelnen  ist  noch  folgendes  zu  bemerken: 

Bei  Reitern  oder  Fuhrwerken  sollen  die  Schusswaffen  zu- 
nächst gegen  die  Thiere  gerichtet  und  namentlich  bei  Fuhrwerken 
womöglich  das  Abhauen  der  Stränge  als  Mittel  zur  Verhinderung 
des  Entfliehens  benutzt  werden  (Art.  XIV  der  Instr.). 

Der  Beamte,  der  einzeln  den  Dienst  verrichtet,  darf  in  den 
Fällen  des  §  2  lit.  a  und  b  sich  niemals  der  Schusswaffe  bedienen, 
sondern  nur  in  die  Höhe  gerichtete  Signalschüsse  abgeben.  (Art. 
VIII— X  der  Instr.). 

Im  Falle  des  §  2  des  Gesetzes  ist  ein  zweimaliger  Anruf 
(„Halt,  Grenzbeamte")  vor  dem  Gebrauch  der  Waffe  erforder- 
lich; dagegen  ist  nicht  vorgeschrieben,  dass  der  Waffengebrauch 
vorher  angedroht  werden  müsse.  Vor  dem  Waffengebrauch  haben 
sich  die  Beamten  zu  überzeugen,  dass  ihr  Ruf  gehört  und  ver- 
standen ist.  Letzteres  wird  angenommen,  sobald  die  Schleich- 
händler auf  den  Anruf  entfliehen  (Art.  XIH  der  Instr.).  Hinsichtlich 
der  Bestrafung  hat  der  §  13  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1834 
folgende  Spezialbestimmung : 


31  Auf  die  ausgeschlossenen  Gebiete  von  Geesteraünde  und  Brake  sind 
die  erwähnten  Gesetze  zwar  nicht  ausgedehnt,  es  wird  aber  auch  hier  das- 
selbe  gelten  müssen. 
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„Wenn  ein  Beamter  zur  Nachtzeit  gegen  eine  geringere 
srsonenzahl  als  §  2  unter  Buchst,  a  bestimmt  worden,  sich  der 
raffen  bedient  hat,  bei  der  Untersuchung  aber  ermittelt  wird, 
lss  derselbe  Ursache  gehabt  habe,  die  Personenzahl  für  stärker 
i  halten,  so  ist  er,  nach  Bewandniss  der  Umstände,  mit  Strafe 
verschonen,  oder  mit  einer  gelinderen  als  der  ordentlichen 
rafe  zu  belegen." 

Wenn  die  Voraussetzungen  des  §  13  vorliegen,  wird  jetzt 
59  Str.-G.-B.  zur  Anwendung  kommen. 

III.  Gensdarmen    und    Polizeibeamte    (Schutzmänner). 

Der  §  28  der  Dienstinstruktion  für  die  Gensdarmerie  vom  30.  Dez.  1820 
.-S.  1821,  S.  10)  lautet: 

„Die  Gensdarmen   sind   befugt,    auch  ohne  Autorisation  der  vor- 
gesetzten Behörde,  sich  der  ihnen  anvertrauten  Waffen  zu  bedienen: 

a)  wenn  Gewalt  oder  Thätlichkeit  gegen  sie  selbst,  indem  sie  sich 
in  Dienstfunktion  befinden,  ausgeübt  wird; 

b)  wenn  auf  der  That  entdeckte  Verbrecher,  Diebe,  Schleich- 
händler etc.  ihren  Aufforderungen,  um  zur  nächsten  Obrigkeit  geführt 
zu  werden,  nicht  ohne  thätlichen  Widerstand  Folge  leisten,  und  viel- 
mehr sich  der  Beschlagnahme  der  Effekten  und  Waaren  und  Fuhrwerke, 
oder  ihrer  persönlichen  Verhaftung  mit  offener  Gewalt  oder  mit  ge- 
fährlichen Drohungen  widersetzen; 

c)  wenn  sie  auf  andere  Art  den  ihnen  angewiesenen  Posten  nicht 
behaupten,  oder  die  ihnen  anvertrauten  Personen  nicht  beschützen 
können. 

Es  liegt  ihnen  jedoch  auch  in  diesen  Fällen  ob,  die  Waffen  nur,  nach- 
m  gelinde  Mittel  fruchtlos  angewendet  sind,  und  nur,  wenn  der  Wider- 
uad  so  stark  ist,  dass  er  nicht  anders,  als  mit  gewaffneter  Hand  über- 
inden  werden  kann  und  auch  dann  noch  mit  möglichster  Schonung  zu 
brauchen/ 

Polizeibeamte  (exekutive)  einschliesslich  der  Schutz- 
lannschaft.  Nach  dem  Allerh.  Erlass  vom  4.  Februar  1854 
Preuss.  Min.-Bl.  f.  d.  innere  Vervv.  S.  59)  ist  §  28  der  Dienst- 
istruktion  für  die  Gensdarmerie  auch  für  den  Waffengebrauch 
eser  Beamten  massgebend 32.  (Vgl.  auch  R.-G.  IV  vom  24.  Febr. 

32  Schon  vorher  war  dies  durch  Ministerialreskript  ausgesprochen 
r<len.    Ueberhaupt  wird  der  Polizeibeamte  bezüglich  des  Waffengebrauchs 
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1891,  Goltdammer's  Arch.  Bd.  39,  S.  69.)  Ob  die  Polizeibeamten  im 
Dienste  des  Staates  oder  einer  Kommune  stehen,  ist  gleichgültig. 
Nur  die  Exekutiv-Beamten,  also  die  unmittelbar  ausführenden, 
haben  das  Recht  des  Waffengebrauchs.  Neben  den  allgemeinen 
Polizeibeamten  giebt  es  solche  für  einzelne  spezielle  Verwaltungs- 
zwecke; nämlich  Beamten  des  Berg-,  Hütten-  und  Salinen wesens, 
Forstschutz-,  Fischerei-  und  Eisenbahnpolizeibeamte.  Diesen  steht 
dieselbe  Befugniss  zu,  vorausgesetzt,  dass  sie  dienstlich  mit  einer 
Waffe  ausgerüstet  sind.  Dies  ist  nicht  der  Fall,  wenn  die  Waffe 
z.  B.  der  Degen,  lediglich  als  Dekorationsstück  zur  Uniform 
erscheint. 

a)  Waffengebrauch  auf  Befehl  der  vorgesetzten  Be- 
hörde. Aus  den  Worten:  „auch  ohne  Autorisation  der 
vorgesetzten  Behörde"  ergiebt  sich,  dass  die  Polizeibehörde 
bezw.  die  Gensdarmerie,  falls  dies  zur  Ausführung  der  ihr  gesetz- 
lich obliegenden  Pflichten  erforderlich  erscheint,  befugt  ist,  die 
Anwendung  der  Waffen  den  ihr  unterstellten  Organen  zu  befehlen. 
Der  einzelne  Geiisdarm  bezw.  Polizeibeamte  soll  indess  nur  in 
den  im  §  28  genannten  Fällen  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
die  Waffen  gebrauchen  dürfen.  Wann  der  vorgesetzte  Beamte 
den  Waffengebrauch  befehlen  soll,  ist  in  sein  pflichtgemässes  Er- 
messen gestellt.  Als  Grundsatz  wird  aber  festzuhalten  sein,  dass 
dies  nur  im  äussersten  Nothfalle,  wenn  alle  sonstigen  Mittel  sich 
als  fruchtlos  erwiesen  haben,  geschehen  darf.  In  gewissen  Fällen 
ist  die  Polizei  sogar  gesetzlich  ermächtigt,  ein  von  ihr  aus- 
gegangenes Verbot  durch  Tödtung  des  Uebelthäters  aufrecht  zu 
erhalten  z.  B.  bei  Uebertretung  von  Quarantänmassregeln  (vgl. 
§  4  der  Polizeiverordnung  vom  30.  Januar  1821,  G.-S.  S.  23). 


den  Gensdarmen  als  gleichberechtigt  angesehen  werden  müssen.  Eine  Er- 
mächtigung zur  Anwendung  der  Waffe  gab,  nach  dem  Grandsatz:  vim  vi 
repellere  licet,  die  Kabiuets-Ordre  vom  3.  Dez.  1823  (v.  Kamptz,  Annalen 
Bd.  8  S.  203)  den  exekutiven  Polizeibeamten  wider  den  Ungestüm  eines  an- 
drängenden Volkshaufens,  sobald  der  Zuruf:  „ zurückgehen te  nicht  mehr  fruchte. 
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Auch  bei  Volksaufläufen,  Tumulten  u.  s.  w.  ist  die  Anwen- 
dung von  Waffengewalt  den  Polizeibehörden  gestattet.  Nach 
§  12  des  Gesetzes  vom  30.  Dezember  1820  (G.-S.  vom  1821,  S.  1) 
hat  die  Gensdarmerie  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Kühe,  Ord- 
nung und  Sicherheit  allen  Auflauf,  Zusammenrottirung  und  Tumult 
zu  verhindern  und  zu  unterdrücken.  Die  gleiche  Pflicht  liegt 
natürlich  den  Polizeibehörden,  welche  übrigens  die  Gensdarmerie 
zu  unterstützen  hat,  ob.  Das  Reichsgericht  (Entsch.  i.  Strafs.  VI, 
91)  hat  nun  Gensdarmen  und  Polizeisergeanten  für  befugt  er- 
achtet, an  eine  auf  öffentlichen  Wegen,  Strassen  oder  Plätzen 
versammelte  Menschenmenge  die  Aufforderung  zu  richten,  sich 
zu  entfernen  (§  116  des  Str.-G.-B.).  Dass  sie  auch  zu  der  Anord- 
nung befugt  seien,  die  Waffen  zu  gebrauchen,  falls  der  drei- 
maligen Aufforderung  keine  Folge  geleistet  wird,  kann  nicht 
angenommen  werden.  Seitens  des  Obertribunals  (Oppenhoff, 
Rechtspr.  Bd.  18,  S.  163)  ist  diese  Befugniss  für  den  niederen 
Polizeibeamten,  insbesondere  den  Polizeidiener  verneint,  indess 
für  die  Gensdarmerie  bejaht.  Die  letztere  Annahme  ist  nicht 
gerechtfertigt,  da  zwischen  beiden  Beamtenkategorien  nicht  unter- 
schieden   werden    kann. 

Dass  nur  ein  höherer  Polizeibeamter  oder  Befehlshaber  der 
Gensdarmerie33  einen  solchen  Befehl  ertheilen  dürfe,  wird  man 
nicht  fordern  dürfen.  Die  Stellung  des  Beamten  u.  s.  w.  muss  nur 
Gewähr  bieten,  dass  von  der  Befugniss  der  Waffenanwendung  ein 
vernünftiger  und  besonnener  Gebrauch  gemacht  wird.  Man  wird 
deshalb  auch  Polizeiinspektoren,  -Kommissare,  Wachtmeister  der 
Gensdarmerie   zu   den  hier  fraglichen  Personen   rechnen   dürfen. 

Die  Polizei  soll  zur  Unterstützung  bei  Aufläufen  u.  s.  w. 
Militär  re<iuiriren  (vgl.  Verordnung  vom  30.  Dez.  17i)8;  G.-S. 
1835,   S.  173).     Diese  Vorschrift   ist   gegeben,    weil   die   Kräfte 


••  Die  vorgesetzten  Beamten  sind  übrigens,  wenn  sie  allein,  nicht  als 
Führer  einer  Abtheilung,  auftreten,  nur  in  den  im  >j  28  der  Instruktion  be- 
zeichneten Fällen  zur  Waflenanwendung  berechtigt. 
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der  Polizeimannschaften  bei  grösseren  Menschenansammlungen 
meistens  nicht  ausreichend  sein  werden.  Es  ist  daraus  aber 
keineswegs  zu  folgern,  dass  die  Polizei  die  Zerstreuung  u.  s.  w. 
der  Masse  mittelst  Waffengewalt  nicht  selbst  vornehmen  dürfe, 
falls  sie  sich  stark  genug  dazu  fühlt.  Letzteres  Moment  wird 
der  vorgesetzte  Polizeibeamte  besonders  zu  prüfen  haben,  eine 
Ueberwältigung  der  Polizeibeamten  durch  die  Aufruhrer  würde 
ein  schwererer  Schade  sein,  als  ruhiges  Abwarten.  Vor  dem  be- 
waffneten Einschreiten  des  Polizeibeamten  wird  man,  falls  die 
Voraussetzungen  des  §  28  der  Instruktion  nicht  vorhanden  sein 
sollten,  eine  dreimalige  Aufforderung  an  die  Menschenmenge  zum 
Auseinandergehen  in  entsprechender  Anwendung  des  §  116  des 
Str.-G.-B.  für  erforderlich  erachten  müssen. 

Dass  der  den  Waffengebrauch  befehlende  Beamte  innerhalb 
seiner  sachlichen  und  örtlichen  Zuständigkeit  handeln  mass,  ist 
selbstverständlich. 

Nach  §  13b  der  Verordnung  vom  30.  Dez.  1820  (G.-S. 
1821,  S.  1)  hat  die  Gensdarmerie  den  verwaltenden  und  Justiz- 
behörden zur  Unterstützung  und  Sicherung  der  Exekutionen  in 
denjenigen  Fällen  als  bewaffnete  Macht  zu  dienen,  in  welchen 
Widersetzlichkeit  zu  besorgen  ist  oder  sonst  Militärexekution  ein- 
treten würde.  Eine  analoge  Anwendung  der  für  das  Militär  er- 
lassenen Vorschriften  erscheint  diesfalls  zulässig. 

b)  Die  übrigen  Fälle  des  Waffengebrauchs.  Den  ein- 
zelnen Polizeibeamten  und  Gensdarmen  ist  in  der  Regel  der 
Waffengebrauch  nur  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes  gestattet34. 
Erwägt  man  indess,  dass  die  Nachtheile  (§  168  des  G.-V.-G.) 
selbst  in  das  Gebiet  eines  fremden  Bundesstaates  zulässig  ist,  so 
wird  dieselbe  auch  innerhalb  desselben  Bundesstaates  aus  einem 
Amtsbezirk  in  den  anderen  gestattet  sein.    Ob  ein  Beamter  auch 


:U  Die   vorgesetzte  Behörde   kann  die  Zuständigkeit  des  Beamten  aof 
grössere  Bezirke  ausnahmsweise,  z.  B.  hei  KriminalkomrnissarieD,  ausdehnen- 
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an,  wenn  nur  Gefahr  im  Verzuge  ist,  ausserhalb  seines  Sprengeis 
5  Waffen  gebrauchen  darf,  ist  zweifelhaft. 

Die  Vorschrift  des  §  168  der  G.-V.-G.,  dass  Amtshand- 
lgen  ausserhalb  des  Bezirkes  nur  vorgenommen  werden  dürfen, 
nn  Gefahr  im  Verzuge  obwaltet,  bezieht  sich  nur  auf  die  Ge- 
hte.  Allein  eine  analoge  Anwendung  auf  die  Staatsanwälte 
d  deren  Hilfsbeamte,  also  insbesondere  die  Polizeibeamten,  er- 
heint  nicht  unzulässig.  Man  wird  daher  behaupten  können, 
ss  überall  dort,  wo  sich  ein  Polizeibeamter  in  einem  fremden 
szirk,  weil  Gefahr  im  Verzuge  ist,  zum  Einschreiten  veranlasst 
sht,  er  auch  zum  Waffengebrauch  befugt  ist. 

Hinsichtlich  der  Gensdarmen  hat  das  Obertribunal  unter 
iinweis  auf  §  21  der  Dienstinstruktion  vom  30.  Dez.  1820  an- 
enoinmen,  dass  deren  örtliche  Zuständigkeit  nicht  auf  den  Bezirk 
eschränkt  sei,  welchem  sie  speziell  überwiesen  seien  (Urtheil  vom 
!9.  Sept.  1876;  Oppenhoff,  Rechtspr.  XVII,  627).  Es  heisst  in 
lern  §  21 :  „.  .  .  sie  sind  auch  ohne  Anweisung  der  zuständigen 
Behörden  verpflichtet,  in  eiligen  oder  sonst  dringenden  Fällen  der 
Jensdannerie  eines  benachbarten  Bezirkes  Hülfe  zu  leisten,  und 
löthigenfalls  flüchtige  Verbrecher,  Transportaten  und  Vagabunden 
n andere  Gensdarmeriebezirke  soweit  zu  verfolgen,  bis  sie  in  letzteren 
lie  zur  weiteren  Nachsetzung  erforderliche  Anzeige  einer  Ortsobrig- 
rcit,  oder  einem  anderen  Gensdarmen  gemacht  haben  und  von  diesem 
lie  nöthigen  Anstalten  zur  weiteren  Nacheile  getroffen  worden". 

Nach  §  19  der  Instruktion  muss  der  Gensdarm,  wenn  ihm 
las  Gegentheil  nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  seinen 
dienst  in  vollständiger  Uniform  und  bewaffnet  leisten.  Dasselbe 
lüt  bezüglich  der  Polizeibeamten.  Ist  der  Beamte  in  Civil,  so 
rird  er  sich  als  solcher  gehörig  legitimiren  müssen  z.  B.  durch 
orzeigung  seiner  Erkennungsmarke.  Ueberhaupt  erscheint  für 
e&  Waffengebrauch  nur  als  Vorbedingung,  dass  der  betreffende 
ontravenient  an  der  Beamteneigenschaft  zu  zweifeln  keine  Ver- 
fassung hat. 
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Das  Reskript  des  Ministers  des  Innern  vom  25.  Juli  1839 
(v.  Kamptz,  Annalen  Bd.  23,  S.  656)  bestimmt,  dass  nur  die 
Waffen  anzuwenden  seien,  mit  welchen  die  Polizeibeamten  dienst- 
lich ausgerüstet  sind.  Vgl.  im  übrigen  die  allgemeinen  Be- 
merkungen. 

Bezüglich  der  einzelnen  Waffengebrauchsfalle  sind  zunächst 
die  Ausführungen  bezüglich  der  Forstbeamten  (Abth.  I)  zu  ver- 
gleichen. 

Nach  §  14  der  Verordnung  vom  30.  Dez.  1820  ist  Jeder- 
mann schuldig,  den  Aufforderungen  und  Anordnungen  der  Gens- 
darmen  sofort  unbedingte  Folge  zu  leisten,  und  steht  die  Gens- 
darm erie  überhaupt,  sowie  jeder  einzelne  zu  derselben  gehörige 
Offizier,  Wachtmeister  und  Gensdarm,  der  im  Dienste  ist,  sowohl 
in  dieser  Rücksicht,  als  insonderheit  auch  in  Beziehung  auf  Un- 
verletzbarkeit und  auf  Bestrafung  der  ihr  widerfahrenen  Wider- 
setzlichkeit und  Beleidigungen  zu  Jedermann  und  namentlich 
auch  zu  allen  Militärpersonen  jeden  Grades,  in  dem  Verhältnisse 
des  kommandirten  Militärs  und  der  Schildwachen,  und  ist,  uni 
seinen  Anordnungen  Folge  zu  verschaffen,  nach  näherer  Anleitung 
der  Dienstinstruktion  §  28  befugt,  sich  seiner  Waffen  zu  bedienen. 
Das  Waffengebrauchsrecht  des  Gensdarmen,  der  doch  zur  be- 
waffneten Macht  zu  rechnen  ist,  ist  also  auch  in  diesen  Fällen 
nicht  nach  den  für  das  Militär  erlassenen  Vorschriften  zu  be- 
stimmen. 

Ein  Polizeibeamter  befindet  sich  in  rechtmässiger  Ausübung 
seines  Amtes,  wenn  ihm  die  vorliegenden  Umstände  die  Ansicht 
oder  die  Vermuthung  von  dem  Bestehen  einer  strafbaren  Hand- 
lung gewähren  oder  gewähren  konnten,  um  ihn  zum  amtlichen 
Einschreiten  zu  ermächtigen  (R.-G.  vom  31.  März  1880,  Annalen  I, 
459). 

Zum  Begriff  der  Gewalt  gehören  persönliche,  gegen  die 
Person  des  Beamten  selbst  gerichtete  Handlungen,  und  zwar 
körperliche  Kraftäusserungen ,  welche  direkt  oder  indirekt  gegen 
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eine  gleiche  Kraftäusserung  des  Beamten  sich  in  einer  Weise 
kehren,  dass  dadurch  dessen  Handlungsfreiheit  und  berechtigtes 
Vorgehen  beschränkt  oder  aufgehoben  wird  (R.-G.  vom  11.  Jan. 
1883,  Bechtspr.  V,  24).  Der  Ausdruck  „offene  Gewalt"  be- 
deutet nur,  dass  die  Anwendung  von  Gewalt  Seitens  des  Kontra- 
venienten deutlich  wahrnehmbar  ist85.  Gewalt  ist  in  der  Praxis 
angenommen,  wenn  Jemand,  welcher  von  einem  Orte  entfernt 
werden  soll,  durch  Anklammern,  Festhalten  oder  Gegenstemmen 
Widerstand  leistet  (Obertrib.  24.  Juni  1879,  Oppenhoff,  Rechtspr. 
XX,  311);  ferner  wenn  Jemand  sich  von  dem  ihn  festhaltenden 
Beamten  losreisst  bezw.  loszureissen  sucht  (R.-G.  2.  Februar 
1880,  Rechtspr.  I,  305),  den  Beamten  hinausdrängt  (Obertrib. 
11.  Sept.  1855  bei  Oppenhoff,  Str.-G.-B.  §  113  Note  32)  oder 
die  vom  Beamten  im  Zügel  ergriffenen  Pferde  eines  Fuhrwerks 
zum  Fortgehen  antreibt  (Obertrib.  8.  Sept.  1852  bei  Oppenhoff, 
a.  a.  O.  Note  34).  Dasselbe  gilt  von  dem  (wenn  auch  nur  ver- 
suchten) Entreissen  einer  amtlich  in  Besitz  z.  B.  in  Beschlag  ge- 
nommenen Sache  (Obertr.  28.  Jan.  1857,  Oppeniioff,  Note  35), 
nicht  aber  von  einem  blossen  Fortnehmen  (Obertrib.  10.  Okt.  1855, 
Goltdammer's  Archiv  III,  833),  dagegen  wiederum  von  dem  Fest- 
halten der  Sache,  welche  der  Beamte  fortnehmen  will  (Obertrib. 
14.  Mai  1852,  Oppenhoff,  Nr.  36). 

Der  Ausdruck  „Verbrecher"  ist  im  weitesten  Sinne  zu  nehmen, 
es  fallen  darunter  auch  solche  Personen,  welche  sich  nur  einer 
Uebertretung  schuldig  gemacht  haben  z.  B.  Bettler,  Landstreicher. 

Gegen  fliehende  Personen  dürfen  die  Waffen  nicht  an- 
gewendet werden  und  zwar  selbst  dann  nicht,  wenn  sie  von  dem 
Gensdarm  u.  s.  w.   vorläufig    festgenommen  waren   und   nunmehr 


•*  Die«  würde  nicht  zutreffen  in  dem  Falle,  in  welchem  das  Reichs- 
gericht (Urtheil  vom  1.  Nov.  1880,  Entsch.  TI,  441)  Gewalt  gefunden  hat, 
nämlich  in  einem  vertheidigungs  weisen,  passiven  körperlichen  Verhalten,  wenn 
zu  dessen  Ueberwindung  eine  grössere  Aufwendung  von  Körperkraften  seitens 
des  Beamten  erforderlich  ist. 

Archiv  ffir  öffentliche«  Recht.  XI.  l.  9 
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entfliehen36.  Sind  dagegen  Gefangene  dem  Gensdarm  u.  s.  w.  von 
der  zuständigen  Behörde  oder  Beamten  übergeben,  fungirt  dieser 
somit  als  Transporteur,  so  ist  er  nach  Massgabe  der  für  letztere 
gegebenen  Bestimmungen  zum  Waffengebrauch  gegen  Flüchtige 
befugt  (vgl.  Abth.  IV). 

Wegen  der  Nr.  c.  des  §  28  a.  a.  O.  vgl.  die  Bemerkungen 
zu  §  6  des  Gesetzes  vom  20.  März  1837  (Abth.  V). 

IV.  Gefängnissbeamte  und  Transporteure. 

Nach  §  6  des  Gesetzes  vom  11.  April  1854  (G.-S.  S.  143) 
sind  die  von  der  Behörde  angestellten  Aufseher  bei  den  ausser- 
halb der  Anstalt  beschäftigten  Gefangenen  befugt,  zur  Verhin- 
derung der  Flucht  derselben  nötigenfalls  von  ihren  Hieb-  und 
Schusswaffen  Gebrauch  zu  machen. 

Durch  den  Cirkular-Erlass  vom  7.  Mai  1894  (M.-Bl.  f.  d. 
i.  V.  S.  84)  ist  den  Beamten  der  Strafanstalten  und  Gefangnisse 
bei  Ausübung  des  Dienstes  der  Gebrauch  der  ihnen  anvertrauten 
Hieb-  und  Schusswaffen  gestattet: 

1.  wenn  entweder  ein  Angriff  auf  ihre  Person  oder  auf  andere 
erfolgt  oder  sie  oder  Andere  mit  einem  solchen  bedroht  werden; 

2.  wenn  ein  Gefangener  in  den  Besitz  eines  Werkzeuges, 
welches  zu  gefahrlichen  Angriffen  dienen  kann,  sich  gesetzt  hat 
und  der  Aufforderung,  solches  abzulegen,  nicht  nachkommt; 

3.  wenn  Gefangene  sich  zusammenrotten  und  mit  vereinteu 
Kräften  einen  Ausbruch  unternehmen,  die  Anstaltsbeamten  oder 
die  mit  der  Beaufsichtigung  Beauftragten  angreifen,  denselben 
Widerstand  leisten  oder  sie  zu  Handlungen  oder  Unterlassungen 
zu  nöthigen  suchen; 

4.  wenn  ein  Gefangener  sich  der  Ergreifung  bei  versuchter 
Flucht  thätlich  oder  durch  gefährliche  Drohungen  widersetzt,  oder 
auf  ergangene  wiederholte  Aufforderung  von  dem  Fluchtversuche 
nicht  ablässt. 


36  Dem  Militär  ist  in  §  4  des  Gesetzes  vom  20.  März  1831  (s.  Abth.T) 
ein  weitergehendes  Recht  eingeräumt. 
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Von  den  Waffen  darf  nur  insoweit  Gebrauch  gemacht  werden, 
als  es  zur  Unterdrückung  der  Meuterei,  zur  Verhinderung  des 
Fluchtversuchs,  zur  Abwehr  des  Angriffs  oder  zur  Ueberwindung 
des  Widerstandes  erforderlich  ist.  Von  der  Schusswaffe  darf  mit 
Ausnahme  des  Falles,  dass  es  sich  um  die  Abwehr  eines  unmittel- 
baren Angriffs  auf  die  Person  handelt,  nur  nach  erfolgter  Warnung 
und  jedesmal  nur  dann  Gebrauch  gemacht  werden,  wenn  andere 
Mittel  nicht  zum  Ziele  führen  würden.  Ob  bei  Meutereien  die 
Schusswaffe  anzuwenden  ist,  bestimmt  der  Anstaltsvorsteher  oder 
dessen  Stellvertreter 

Das  Waffengebrauchsrecht  der  Beamten  in  der  Justizver- 
waltung unterstellten  Gefängnissen  ist  im  Wesentlichen  dasselbe 
(vgl.  Kegl.  vom  16.  März  1881,  J.-M.-B1.  S.  50). 

Nach  §  11  der  General-Transportinstruktion  für  den  Trans- 
port der  Verbrecher  und  Vagabunden  vom  16.  September  1816 
(v.  Kamptz,  Annalen  Bd.  XI,  S.  510)  ist  den  Begleitern  nötigen- 
falls der  Waffengebrauch  gestattet. 

Bezüglich  der  räumlichen  Beschränkung  des  Waffengebrauchs- 
rechts ist  zu  bemerken,  dass  dasselbe  überall  dort  ausgeübt 
werden  darf,  wo  zufolge  Anordnung  der  zuständigen  Behörde  die 
Gefangenen  sich  jedesmal  befinden.  Bei  Transporteuren  ist  zwecks 
Verfolgung  eines  flüchtigen  Gefangenen  ein  Abweichen  von  der 
Transportroute  gestattet.  Führt  der  Transport  durch  fremde 
Bundesstaaten,  so  ist  in  der  Gestattung  des  Durchzuges  zugleich 
die  Erlaubniss  enthalten,  im  Bereiche  des  betreffenden  Staates  die 
Waffen  erforderlichenfalls  zu  gebrauchen.  Das  Wörtchen  „nöthigen- 
fallsa  ergiebt,  dass  gegen  Fliehende  zum  Waffengebrauch  erst 
geschritten  werden  darf,  wenn  andere  Mittel  sich  als  fruchtlos 
erwiesen  haben.  Beim  Militär  verhält  es  sich  anderes.  Indess 
wird  man  bei  einem  frühzeitigen  Waffengebrauch  sich  stets  ver- 
gegenwärtigen müssen,  dass  eine  Flucht  binnen  sehr  kurzer  Zeit 
gelingen  kann,  der  Beamte  also  zu  schleunigem  Handeln  gezwungen 
ist,  auch  strafrechtlich  gemäss  §  121  des  Str.-G.-B.  unter  Um- 

9* 
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ständen  haftet,  ein  Fehlgreifen  in  der  Wahl  der  geeigneten  Mittel 
daher  entschuldbar  ist.  Der  Flüchtling  hat  am  allerwenigsten 
Grund  zur  Beschwerde,  da  er  sich  durch  seine  Flucht  ausser- 
halb des  Rechts  gestellt  hat.  Dass  sich  der  Transporteur  in 
Uniform  befindet,  ist  nicht  erforderlich.  Ein  Gefangener  wird 
über  die  Person  des  ihn  Bewachenden  wohl  kaum  im  Zweifel 
sein  können. 

Wird  ein  Transport  von  Militär  begleitet,  so  sind  die  Ge- 
fangenen darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  bei  versuchter  Flucht 
die  Schuss waffen  gebraucht  werden  würden  (Verf.  d.  Justizministers 
vom  16.  April  1837,  Kamptz,  Jahrb.  Bd.  49,  S.  530).  Dasselbe 
wird  bei  gewöhnlichen  Transporten  zu  geschehen  haben. 

Die  Transportinstruktion  spricht  zwar  nur  von  Verbrechern, 
verdächtigen  Personen,  Landstreichern  und  sonstigen  Arrestanten, 
welche  von  einem  Orte  zu  einem  anderen  gefuhrt  werden.  Man 
wird  indess  annehmen  müssen,  dass  überall,  wo  es  sich  überhaupt 
um  die  Transportirung  eines  Gefangenen  handelt,  die  zuständige 
d.  h.  die  den  Transport  anordnende  Behörde  befugt  ist,  die  Be- 
gleiter mit  Waffen  auszurüsten.  Wem  die  Bewachung  oder  Be- 
gleitung eines  Gefangenen  übertragen  ist,  dem  müssen  auch  die 
Mittel  zur  Seite  stehen,  ein  Entweichen  desselben  zu  verhindern. 
Unter  „Gefangenen"  sind  alle  diejenigen  zu  verstehen,  welchen 
kraft  kompetenter  obrigkeitlicher  Autorität  ihre  Freiheit  entzogen 
ist87.  Nicht  bloss  Straf-  oder  Untersuchungsgefangene ,  vorläufig 
Festgenommene  sind  hierher  zu  zählen,  sondern  auch  die  der 
Landespolizeibehörde  Ueberwiesenen  und  die  aus  civilprozessua- 
lischen  Gründen  z.  B.  wegen  Verweigerung  der  Ableistung  des 
Offenbarungseides  zur  Haft  gebrachten  Personen.  Zu  den  Straf- 
gefangenen zählen  auch  diejenigen,  welche  eine  bloss  disziplina- 
rische Freiheitsstrafe  z.  B.  Militärarrest,  akademische  Karzer- 
strafe verbüssen.     Vgl.  auch  Abth.  V. 


87  Auf  die  Rechtmässigkeit  der  Gefangenschaft  kommt  es  nicht  an. 
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V.  Militär.     Gesetz    vom    20.  März   1837   (G.-S.  S.  60) 88: 

§  1.  Das  in  Unserem  Dienste  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
dnung,  Ruhe  und  Sicherheit  auftretende  Militär  ist  berechtigt,  auf  Wachen 
d  Posten,  bei  Patrouillen,  Transporten  und  allen  anderen  Kommandos, 
eh  wenn  solche  auf  Requisition  oder  zum  Beistande  einer  Civilbehörde 
^eben  werden,  in  den  nachstehend  §§  2  bis  6  bezeichneten  Fällen  von 
nen  Waffen  Gebrauch  zu  machen. 

§  2.  Wird  das  kommandirte  Militär  bei  einer  der  vorerwähnten  Dienst- 
stungen angegriffen,  oder  mit  einem  Angriff  gefährlich  bedroht,  oder  findet 
Widerstand  durch  Thätlichkeit  oder  gefährliche  Drohung,  so  bedient  sich 
{selbe  seiner  Waffen,  um  den  Angriff  abzuwehren  und  den  Widerstand  zu 
»rwältigen. 

§  3.  Wenn  das  Militär  bei  einer  solchen  Dienstleistung  zur  Ablegung 
•  Waffen  oder  anderer  zum  Angriffe  oder  zum  Widerstände  geeigneter, 
*r  sonst  gefährlicher  Werkzeuge  auffordert,  und  es  wird  dieser  Aufforde- 
ig  nicht  sofort  Folge  geleistet,  oder  es  werden  die  abgelegten  Waffen  oder 
?rkzeuge  wieder  aufgenommen,  so  macht  das  Militär  von  seinen  Waffen 
brauch,  um  den  ihm  schuldigen  Gehorsam  zu  erzwingen. 

§  4.  Wenn  bei  Arrestationen  der  bereits  Verhaftete  entspringt  oder 
:h  nur  einen  Versuch  dazu  macht,  so  bedient  sich  das  Militär  der  Waffen, 
die  Flucht  zu  vereiteln. 

§  5.  Hierzu  ist  dasselbe  auch  in  allen  Fällen  befugt,  wenn  Gefangene, 
tche  ihm  zur  Abführung  oder  zur  Bewachung  anvertraut  sind,  vom  Trans- 
ite oder  aus  Gefängnissen  zu  entfliehen  versuchen. 

§  6.  Jede  Schildwache  (die  Ehrenposten  mit  eingerechnet)  hat  sich 
q  Schutze  der  ihrer  Bewachung  anvertrauten  Personen  oder  Sachen 
higenfalls  der  Waffen  zu  bedienen. 


38  Vgl.  van  Calker,  Das  Recht  des  Militärs  zum  administrativen  Waffen- 
>rauch  1888.  Das  Gesetz  gilt  im  Deutschen  Reiche  mit  Ausnahme  von 
iern  (vgl.  Art.  61  der  Reichsverf.).  In  Sachsen  und  Württemberg  hat  die 
lführuug  desselben  durch  besondere  Verordnungen  stattgefunden  (vgl. 
ihsische  Verordnung  vom  18.  Mai  1872  und  14.  Juni  1881  sowie  württem- 
•gische  Verordnung  vom  27.  Mai  1878).  Für  Elsass-Lothringen  ist  das  mit 
m  preussischen  übereinstimmende  Gesetz  betr.  den  Waffengebrauch  des 
litärs  im  Friedensdienste  vom  28.  März  1872  erlassen.  In  Baiern  gilt  das 
setz  vom  4.  Mai  1851  das  Einschreiten  der  bewaffneten  Macht  zur  Er- 
Itung  der  gesetzlichen  Ordnung  betr.;  und  die  Garnisondienstinstruktion 
m  5.  April  1885.  Vgl.  Calker  a.  a.  0.  S.  50  ff.  Dasselbe  hat  im  Wesent- 
ben  dieselben  Bestimmungen,  wie  das  preussische  Gesetz.  Zu  dem  Gesetze 
m  20.  März  1837  ist  eine  Instruktion  des  Kriegsministers  ergangen  vom 
Mai  1851  (Militärgesetzsammlung  Bd.  5,  S.  99 ff.;  siehe  auch  Solms,  Straf- 
jht  für  Heer  und  Marine  S.  645). 
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§  11.  Bei  Aufläufen  und  Tumulten  kommt  ausser  den  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  die  Verordnung  vom  17.  Aug.  1835 M  zur  Anwendung. 

Diese  Verordnung  bestimmt: 

-§  8.  Wenn  bei  einem  Auflaufe  die  bewaffnete  Macht  einschreitet,  um 
den  zusammengelaufenen  Haufen  auseinander  zu  treiben  und  die  Ruhe  wieder 
herzustellen,  so  befiehlt  der  die  Mannschaft  kommandirende  Offizier  oder 
Unteroffizier  dem  Haufen  auseinander  zu  gehen,  und  erzwingt,  wenn  auf  die 
zweite  Wiederholung  seinem  Gebot  oder  dem  durch  Trommelschlag  oder 
Trompetenschall  gegebenen  Zeichen  nicht  sofort  genügt  wird,  durch  Waffen- 
gebrauch den  schuldigen  Gehorsam. 

§  9.  Wird  der  bewaffneten  Macht  thätlicher  Widerstand  entgegen- 
gesetzt oder  sogar  ein  Angriff  auf  dieselbe  mit  Waffen  oder  anderen  gefahr- 
lichen Werkzeugen  unternommen,  so  ist  die  bewaffnete  Macht,  auf  Anordnung 
ihres  Befehlshabers,  von  der  Schusswaffe  Gebrauch  zu  machen  befugt. 

Unter  „Militär"  sind  nicht  allein  die  Angehörigen  des  Land- 
heers, sondern  auch  diejenigen  der  Marine  zu  verstehen.  Gens- 
darmen  sind  indess  nicht  hierher  zu  rechnen  (vgl.  Abth.  III). 

Aufgabe  des  Militärs  ist  nicht  nur  die  Verteidigung  des 
Vaterlandes  gegen  äussere  Feinde,  sondern  auch  die  Aufrecht- 
erhaltung der  öffentlichen  Ordnung,  Ruhe  und  Sicherheit.  Es 
lässt  sich  hierbei  scheiden:  der  gewöhnliche  Sicherheitsdienst,  ins- 
besondere der  Garnisonwach tdienst,  aus  eigenem  Recht  und  der 
ausserordentliche  Sicherheitsdienst,  welcher  auf  Requisition  einer 
Civilbehörde  regelmässig  eintritt.  Zu  ersterem  gehören  auch  die- 
jenigen Dienstleistungen,  welche  zur  Bedeckung  von  Gefangniss- 
anstalten und  überhaupt  zum  Schutz  staatlicher  Gebäude  ausgeübt 
werden. 

Räumliche  Beschränkung  des  Waffengebrauchs.  Nach 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  kann  das  Militär  im  Frieden  nur 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  zur  Ausübung  des  Sicherheits- 
dienstes  herangezogen   werden.     Aber   auch   innerhalb  desselben 


39  Für  das  Gebiet  des  rheinischen  Rechts  ist  allerdings  die  Aufhebung 
der  Verordnung  vom  17.  Aug.  1835  durch  §  15  der  Verordnung  vom  15.  April 
1848  (G.-S.  S.  101)  aufgehoben  (vgl.  Robnne,  Preuss.  Staatsrecht  Bd.  lt 
S.  451  Anm.  8).  Jetzt  gilt  dieselbe  aber  wieder,  da  das  dieselbe  in  Bezug 
nehmende  Gesetz  vom  20.  März  1837  kraft  Art.  61  der  Reichsverfassung 
für  den  Bereich  des  norddeutschen  Bundes  wieder  eingeführt  ist. 
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erleidet  dieser  Satz  eine  Ausnahme.  Die  Verwendung  bairischer 
Truppen  für  polizeiliche  Zwecke  ausserhalb  Baierns  ist  ausge- 
schlossen, ebenso  die  Verwendung  von  anderen  Truppen  des 
Reichsheeres  innerhalb  des  bairischen  Gebietes  (Bündnissvertrag 
vom  23.  Nov.  1870  Nro.  III  §  5).  Im  Uebrigen  ist  den  Regie- 
rungen der  Einzelstaaten  das  Recht  eingeräumt,  für  polizeiliche 
Zwecke  nicht  nur  ihre  eigenen  Truppen  zu  verwenden,  sondern 
auch  alle  anderen  in  ihren  Gebieten  dislozirten  Truppentheile  des 
Reichsheeres  zu  requiriren  (Art.  66  der  Reichsverf.). 

Das  Militär  ist,  wenn  es  auf  Requisition  einer  Civilbehörde 
einschreitet,  nur  innerhalb  des  der  letzteren  unterstellten  Bezirks 
zum  Waffengebrauch  befugt.  Eine  Ausnahme  wird  man  dann 
zulassen  müssen,  wenn  das  Militär  nach  dem  Einschreiten  Flüch- 
tige über  die  Grenze  des  Gebietes  verfolgt.  Vgl.  oben  die  Be- 
merkungen wegen  der  Nacheile.  Gleiches  wird  zu  gelten  haben, 
wenn  ein  nur  zum  Theil  zerstreuter  Volkshaufe  auf  benachbartem 
Gebiete  sich  von  Neuem  sammelt.  Praktisch  wird  allerdings 
dieser  Fall  kaum  werden,  da  die  Requisition  der  benachbarten 
Behörde  wohl  nicht  ausbleiben  wird. 

Soweit  die  Thätigkeit  des  Militärs  von  einer  Requisition  der 
Civilbehörde  nicht  abhängig  ist,  darf  dasselbe  in  den  in  §§  2 — 6 
des  Gesetzes  erwähnten  Fällen  innerhalb  des  Deutschen  Reiches 
mit  Ausnahme  Baierns  überall  die  Waffen  gebrauchen.  Bei  erklär- 
tem Belagerungszustande  ist  das  Militär  ohne  Ersuchen  der  Civil- 
behörde indess  nur  innerhalb  des  bestimmten  Bezirks  dazu  befugt. 

Was  die  Dienstleistungen  betrifft,  bei  welchen  der  Waffen- 
gebrauch statthaft  ist,  so  bedürfen  zunächst  einige  Ausdrücke 
einer  Erläuterung. 

Unter  „Wache"  ist  eine  Mehrzahl  von  Soldaten  zu  ver- 
stehen, welche  unter  bestimmtem  Kommando  die  durch  die  In- 
struktion bestimmten  Sicherheits-  und  Ehrenposten  ablösungs- 
weise zu  besetzen  und  durch  Sicherheitspatrouillen  den  Wach- 
rayon zu  beobachten  haben. 
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Als  militärische  Wache  im  Sinne  des  Militärstrafgesetzbuches 
sind  mit  Einschluss  der  Gensdarmen  und  des  Personals  der  Stabs- 
wache der  Marine  anzusehen  alle  zum  Wach-  oder  militärischen 
Sicherheitsdienst  befehligten  Personen  des  Soldatenstandes,  welche 
in  Ausübung  dieses  Dienstes  begriffen  und  als  solche  äusserlich 
kennbar  sind.  (§  111  des  Militärstrafgesetzbuches.)  Zu  den 
Wachen  gehören  auch  die  sog.  Ehrenwachen,  welche  fürstliche 
Personen  und  höhere  Offiziere  gestellt  erhalten.  Als  Posten 
oder  Schild  wachen  gelten  diejenigen  Mannschaften,  welche  in 
dienstgemässer  Kleidung  und  Bewaffnung  mit  der  Verpflichtung, 
die  Waffe  nicht  aus  der  Hand  zu  geben,  auf  einen  bestimmten 
Posten  angewiesen  sind  (§19  der  Garnisondienstinstruktion  vom 
13.  Xov.  1888).  Denselben  hegt  die  Beaufsichtigung  und  Sicherung 
eines  bestimmten  Rayons  ob. 

Auf  diejenigen,  gewöhnlich  mit  dem  Namen  „Stallwachen" 
bezeichneten  Personen  des  Soldatenstandes,  deren  Bestimmung 
lediglich  die  ist,  den  Stall  in  Stand  zu  halten  und  die  Pferde  zo 
warten,  welche  Personen  daher  ihren  Dienst  unbewaffnet,  sowie 
im  Stallanzuge  verrichten,  findet  der  Begriff  „Schild wache"  keine 
Anwendung  (§19  Abs.  2  der  Instr.). 

Patrouille  heisst  jedes  aus  zwei  oder  mehr  Soldaten  ge- 
bildete und  unter  bestimmte  Führung  gestellte  militärische  Kom- 
mando, welches  durch  Beschreiten  eines  durch  die  Instruktion 
festgesetzten  Rayons  für  dessen  Sicherheit  zu  sorgen  hat. 

Posten  und  Schildwachen  sind  an  einen  gewissen  Rayon 
gebannt,  dessen  Grenzen  sie  nicht  überschreiten  dürfen.  Hier- 
durch ist  aber  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  sie  auf  einen 
Flüchtling,  welcher  über  die  Rayongrenze  bereits  hinaus  ge- 
kommen ist,  einen  Schuss  abgeben,  um  ihn  zum  Halten  zu  ver- 
anlassen. 

Patrouillen  sind  marschierende  Abtheilungen.  Ihre  Beweg- 
lichkeit ist  nicht  gehindert.  Jedoch  dürfen  sie  sich  regelmässig 
nur    innerhalb    des    Garnisonortes    bewegen.     Ob    auch    darüber 
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hinaus,  bestimmt  die  im  Einverständniss  mit  den  Civilbehörden 
festgestellte  Garnisonwachtdienstinstruktion. 

Der  Ausdruck  „auf  allen  anderen  Kommandos"  ist  im 
weitesten  Sinne  zu  verstehen.  Er  bedeutet  aber  nicht,  dass  das 
Militär  sich  überhaupt  im  Dienst  befinden  muss.  Es  müssen  viel- 
mehr die  betreffenden  Militärpersonen  zur  Aufrechterhaltung  der 
öffentlichen  Ordnung,  Ruhe  und  Sicherheit  kommandirt  sein. 
Exerzirende  oder  felddienstübende  Abtheilungen  haben  ohne 
"Weiteres  kein  Waffengebrauchsrecht,  ebensowenig  nicht  im  Dienst 
befindliche  Soldaten.  Jedoch  kann  ja  jederzeit  seitens  eines  Vor- 
gesetzten ihre  Kommandirung  erfolgen.  Während  man  für  Wachen, 
Posten,  Patrouillen  den  Vorschrift smässigen  Dienstanzug,  Helm 
und  Waffenrock  zu  fordern  haben  wird,  wird  man  bei  den  übrigen 
Kommandos  hierauf  kein  entscheidendes  Gewicht  legen  dürfen; 
natürlich  müssen  aber  die  betreffenden  Personen  als  Soldaten 
zweifellos  erkennbar  sein. 

Wegen  der  §§  2  und  3  des  Gesetzes  sind  im  Allgemeinen 
die  Ausführungen  über  den  Waffengebrauch  der  Forst-  und  Jagd- 
beamten zu  vergleichen. 

Zu  §  2.  Unter  „Angriff"  wird  hier  ebenfalls  ein  thätlicher 
zu  verstehen  sein.  Schreien,  Pfeifen  oder  wörtliche  Insulten  sind  nicht 
als  Angriff  zu  betrachten.  Gleichgültig  ist,  ob  der  Angriff  aus 
grösserer  oder  geringerer  Entfernung  und  ob  er  unter  Anwendung 
von  Waffen  und  anderer  zum  Kampf  geeigneten  Werkzeuge  er- 
folgt oder  ob  der  Angreifer  dem  Angegriffenen  an  Stärke  gleich 
oder  überlegen  ist.  Vor  Anwendung  der  Waffen  erscheint  auch 
eine  Aufforderung  zur  Ruhe  und  zum  Gehorsam  nicht  erforderlich. 
Die  einfache  Bedrohung  mit  einem  Angriff  genügt  beim  Militär 
nicht,  es  muss  das  Moment  der  Gefährlichkeit  hinzukommen. 
Wann  das  Militär  gefährlich  bedroht  ist,  darüber  lassen  sich  keine 
allgemeine  Regeln  geben.  Eine  gefährliche  Drohung  Hegt  jeden- 
falls dann  vor,  wenn  aus  dem  Gebahren  des  Gegners  ein  baldiges 
Uebergehen  zur  Offensive  erwartet  werden  muss.    Besondere  Fälle 
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gefahrlicher  Bedrohung  sind,  wenn  eine  zusammengerottete  Volks- 
menge der  Aufforderung  zur  Niederlegung  der  Waffen  nicht  Folge 
leistet,  oder  wenn  sie  die  Waffen  wieder  aufnimmt  (§  3  des  Ge- 
setzes) oder  wenn  die  Volksmenge  Barrikaden  errichtet.  Nicht 
hierher  gehört  aber  der  im  österreichischen  Reglement  vom 
9.  August  1873  (§§  77,  579d)  vorgesehene  Fall,  wenn  sich  Jemand 
unter  feindlichen  Verhältnissen  verdächtig  macht  und  auf  An- 
rufen ohne  befriedigende  Antwort  entflieht.  Vereinzelte  Heraus- 
forderungen sowie  das  mit  den  Volkstumulten  gewöhnlich  ver- 
bundene Geschrei  und  Pfeifen  der  aufgeregten  Menge  werden 
regelmässig  wohl  nicht  als  gefährliche  Bedrohungen  angesehen 
werden  können. 

Zu  §§  4  und  5.  Unter  „Arrestationen"  sind  sowohl  die 
förmlichen  Verhaftungen  als  auch  die  vorläufigen  Ergreifungen 
und  Festnahmen  zu  verstehen.  Was  daher  hier  von  dem  Ver- 
hafteten gesagt  ist,  gilt  auch  für  den  vorläufig  Festgenommenen 
u.  s.  w.  Der  Waffengebrauch  ist  erst  gestattet,  wenn  die  Ver- 
haftung faktisch  vollzogen  ist,  nicht  aber  gegen  eine  Person, 
welche  sich  der  erst  zu  vollziehenden  Verhaftung  durch  die  Flucht 
zu  entziehen  sucht.  Keine  Verhaftung  liegt  vor,  wenn  einem 
Fliehenden  nachgerufen  wird:  „Ich  erkläre  Sie  für  verhaftet". 
(Vgl.  R.-G.  IV,  17.  Dez.  1889,  Goltdammer's  Archiv  Bd.  37,  S.433.) 
Vollzogen  ist  die  Verhaftung  erst,  wenn  sich  die  betreffende  Person 
in  der  körperlichen  Gewalt  der  Militärperson  befindet  und  ihr 
die  Festnahme  durch  letztere  erklärt  ist.  Ein  unmittelbares  Fest- 
halten ist  nicht  erforderlich.  Die  mündliche  Mittheilung  der 
Verhaftung  erscheint  regelmässig  erforderlich,  da  es,  wie 
van  Calker  a.  a.  O.  S.  33  hervorhebt,  immerhin  denkbar  ist,  dass 
der  Betreffende  nicht  davon  läuft,  um  sich  seiner  Verhaftung  zu 
entziehen,  sondern  weil  er  einen  Feind  hinter  sich  wähnt,  von 
dem  er  eine  Verletzung  fürchtet.  Ist  übrigens  eine  Freiheits- 
beraubung thatsächlich  eingetreten,  kann  der  Festgenommene  also 
garnicht  mehr  darüber  im  Zweifel  sein,  dass  er  verhaftet  ist,  so 
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rird  man  die  Erklärung  der  Arretur  nicht  für  erforderlich  halten 
rauchen.  (O.-App.-Gericht  Dresden  vom  5.  Jan.  1877,  Stenglein, 
kitschrift  Bd.  7,  S.  195.) 

Die  betreffende  Militärperson  muss  übrigens  zur  Verhaftung 
efbgt  sein.  Es  muss  also  regelmässig  ein  richterlicher  Haft- 
efehl Torliegen.  Nach  §§  2  und  3  des  Gesetzes  zum  Schutze 
er  persönlichen  Freiheit  vom  12.  Februar  1850  (G.-S.  S.  45) 
önnen  aber  die  Wachmannschaften  auch  ohne  richterlichen  Haft- 
efehl eine  Person  vorläufig  ergreifen  und  festnehmen,  wenn  sie 
»ei  Ausführung  einer  strafbaren  Handlung  oder  gleich  nach  der- 
elben  betroffen  oder  verfolgt  wird.  Die  Instruktion  für  die 
Wachen  vom  29.  Jan.  1881  (J.-M.-Bl.  S.  35)  giebt  eine  Reihe 
ron  Detailvorschriften.  Darnach  können  die  Wachen  ausserdem 
noch  festnehmen  Personen,  welche  sich  den  Wachen  thätlich 
widersetzen,  sie  insultiren  oder  beleidigen,  oder  ihren  Anordnungen 
nicht  Folge  leisten,  wenn  entweder  anzunehmen  ist,  dass  der 
Thäter  mangels  der  Festnahme  in  seinem  strafbaren  Verhalten 
fortfahren  werde,  oder  wenn  es-  auf  Stillung  eines  Tumultes,  Zer- 
streuung von  Aufläufeu,  Schlichtung  von  Schlägereien  oder  Ver- 
hinderung eines  die  öffentliche  Ruhe  störenden  Strassenunfugs 
ankommt  (§  4  a.  a.  0.).  Gesandte  fremder  Höfe  und  die  zur 
Gesandtschaft  gehörigen  Personen  dürfen  nicht  festgenommen 
werden  (§  5).  Ebenso  ist  das  Festnahmerecht  gegenüber  Militär- 
personen, insbesondere  Offizieren,  ein  beschränktes  (§§  3  und  6). 
Auch  auf  Requisition  von  Polizeibeamten  müssen  die  Wachen 
vorläufige  Festnahmen  ausfuhren,  ob  dieselbe  gerechtfertigt  ist,  hat 
dio  Alilitärperson  nicht  zu  prüfen  (§  8).  Ja  selbst  Privatpersonen, 
welche  auf  Grund  des  §  128  der  Str.-Pr.-O.  Jemanden  festnehmen 
*°Uen,  können  hierbei  die  Unterstützung  der  Wachen  bean- 
P^Uchen.  Einem  solchen  Ansuchen  ist  jedoch,  wo  nicht  augen- 
cheinliche  Gefahr  im  Verzuge  obwaltet,  nur  dann  statt  zu  geben, 
'  ^venn  der  Ansuchende  nach  den  Umständen  ausser  Stande  ist, 

• 

le  Hülfe  der  Polizei  zeitig  genug  in  Anspruch  zu  nehmen,  oder 
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wenn  er  versichert,  dass  keine  polizeiliche  Hülfe  zur  Hand  sei; 
b)  wenn,  wie  z.  B.  bei  bedeutenden  Schlägereien  in  Wirthshäusera, 
aus  der  Veranlassung  zu  dem  Ansuchen  sich  entnehmen  lässt,  dass 
die  Polizei  nicht  im  Stande  sein  würde,  ohne  Unterstützung  des 
Militärs  die  vorläufige  Festnahme  vorzunehmen  (§  9  a.  a.  0.). 
Die  Verhaftung  bezw.  Festnahme  muss  auch  von  der  betreffenden 
Militärperson  selbst  vorgenommen  sein.  Hat  z.  B.  ein  Polizei- 
beamter Jemandeu  verhaftet  und  dieser  entflieht  nunmehr,  so 
darf  der  Posten,  an  dessen  Stande  der  Fliehende  vorbeikommt, 
nicht  auf  denselben  feuern  und  auch  dann  nicht,  wenn  er  von 
dem  Polizeibeaniten  darum  ersucht  sein  sollte. 

Ist  dagegen  ein  Verhafteter  ihm  von  dem  Polizeibeamten 
bereits  übergeben,  und  wird  nun  die  Flucht  ergriffen,  dann  darf 
Waffengebrauch  eintreten.  Im  §  5  ist  zwar  nur  von  der  Flucht 
auf  dem  Transporte  und  aus  Gefängnissen  die  Rede,  aber  es 
fehlt  an  jeder  Veranlassung,  den  Waffengebrauch  dann  auszu- 
schliessen,  wenn  der  Transport  noch  nicht  begonnen  hat,  der 
Verhaftete  sich  vielmehr  noch  bei  dem  Posten,  z.  B.  weil  die  Ab- 
lösung noch  nicht  da  ist,  befindet.  Uebrigens  würde  man  auch 
den  Begriff  „Gefängniss"  im  weitesten  Sinn  zu  interpretiren  haben 
und  darunter  auch  den  Ort  verstehen,  den  der  Posten  dem  Ver- 
hafteten angewiesen  hat. 

Der  Ausdruck  „ Gefangener"  begreift  alle  diejenigen,  welche 
aus  irgend  einem  Grunde  durch  die  zuständige  Behörde  ihrer 
Freiheit  beraubt  sind  (s.  Abth.  IV).  Ob  diese  Freiheitsberaubung 
eine  rechtmässige  ist,  hat  das  Militär  nicht  zu  prüfen. 

Zu  den  Gefangenen  gehören  auch  diejenigen  Personen,  welche 
auf  Grund  des  §  127  der  Str.-Pr.-O.  von  Privatpersonen  fest- 
genommen, sobald  sie  der  Wache  übergeben  sind. 

Gegen  einen  wegen  einer  geringfügigen  Polizeiübertretung 
Festgenommen  ist  der  Gebrauch  der  Waffe  ebenso  gestattet,  wie 
gegen  einen  entweichenden  Mörder. 

Die   Wachen    sind   übrigens    (vgl.   §  16  der  Instr.)  befugt, 
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ersonen  in  Verwahrung  zu  nehmen,  wenn  der  eigene  Schutz 
eser  Personen  oder  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Sitt- 
:hkeit,  Sicherheit  und  Ruhe  diese  Massregeln  dringend  erfordern. 
)llten  diese  Personen  die  Flucht  ergreifen,  so  wird  der  Waffen- 
♦brauch  nicht  zulässig  sein.  Bei  den  „Arrestationen"  im  §  4 
?a  Gesetzes  ist  zweifellos  an  Freiheitsberaubung  wegen  straf- 
trer  Handlungen  gedacht;  §  5  des  Gesetzes  kann  keine  An- 
>ndung  finden,  weil  ein  ^Anvertrauen"  nicht  stattgefunden  hat. 
van  Calker  a.  a.  0.  S.  34  behauptet,  dass  der  Waffen- 
ibrauch  nur  dann  berechtigt  sei,  wenn  der  Fliehende  auf  keine 
idere  Weise  in  die  Gewalt  des  Polizeiorgans  (Militärs)  zurück- 
jbracht  werden  könne,  wenn  also  z.  B.  nicht  andere  Personen 
igegen  seien,  die  den  Betreffenden  aufhalten  können,  oder  wenn 
is  Polizeiorgan  nicht  durch  Nacheilen  den  Fliehenden  einholen 
önne,  sowie  dass  ein  Posten  aus  dem  angegebenen  Grunde  nicht 
as  Recht  habe,  um  einen  Fliehenden  zu  treffen,  in  einen  dicht 
ersammelten  Menschenhaufen  hineinzufeuern.  Dem  kann  nur 
bezüglich  des  letzten  Satzes  zugestimmt  werden.  Die  Anwendung 
•on  Hieb-  oder  Stichwaffen  wird  gegenüber  einem  Fliehenden 
neistens  keinen  Erfolg  haben,  besonders  dann,  wenn  die  betreffende 
Militärperson  einen  bestimmten  Rayon  nicht  verlassen  darf.  Nach 
)  7  des  Gesetzes  darf  aber  ein  Posten,  falls  sich  die  anderen 
Waffen  als  unzureichend  erweisen,  ohne  Weiteres  die  Schuss- 
fraffen  gebrauchen.  Das  ist  gesetzliche  Bestimmung.  Zweifellos 
st  das  Schiessen  an  sich  in  belebten  Strassen  z.  B.  in  Berlin 
licht  zu  billigen,  zumal  bei  den  weittragenden  Gewehren.  Allein 
öllig  verbieten  wird  es  sich  nicht  lassen.  Es  wird  auf  den 
tassersten  Nothfall  beschränkt  werden  müssen  und  auch  dann 
mr  gestattet  sein,  wenn  keine  Gefahr  besteht,  dass  ein  anderer 
Jensch  verletzt  werde.  Auch  wäre  den  Posten  zur  Pflicht  zu 
machen,  zunächst  die  Mitwirkung  von  Polizeibeamten,  welche  ja 
*  belebten  Strassen  wohl  erreichbar  sein  werden,  in  Anspruch 
u  nehmen.     In  derselben  Weise,  wie  die  Wachen  von  den  Polizei- 
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behörden  um  Hülfe  angesprochen  werden  können,  müsste  ein 
gegenseitiges  Verhältniss  hergestellt  werden  (vgl.  Zimmermann  in 
Goltdammeu's  Archiv  XXX,  414). 

Zu  §  6.  Erfolgt  ein  Angriff  auf  die  von  der  Wache  u.  s.  w. 
zu  beschützenden  Personen  oder  Sachen,  so  ist  gleichfalls  der 
Waffengebrauch  gestattet.  Der  Fall  des  §  6  hegt  vor,  wenn 
eine  einzelne  Person  oder  eine  Volksmenge  den  von  einer  Wache 
besetzten  Eingang  zu  einem  Gebäude,  einem  Schiessplatz  u.  s.  w. 
zu  erzwingen  sucht,  oder  auf  einen  Platz,  dessen  Betreten  ?er- 
boten  ist,  z.  B.  in  der  Nähe  eines  Pulvermagazins,  zu  gelangen 
strebt. 

Aus  dem  Wort  „nötigenfalls"  ist  jedoch  zu  entnehmen,  dass 
der  Posten  die  betreffende  Person  zunächst  zum  Gehorsam  auf- 
fordern muss  und  erst,  wenn  dies  fruchtlos  ist,  nach  vorgängiger 
Androhung  die  Waffen  gebrauchen  darf. 

Die  Provinzialverwaltungsbehörden  und  in  dringenden  Fällen 
die  Regierungen  sind  unter  bestimmten  Voraussetzungen  befugt, 
zwecks  Durchführung  von  administrativen  Exekutionen  militärische 
Hülfe  zu  requiriren 40.  Nach  §  678  der  C.-Pr.-O.  darf  auch 
der  Gerichtsvollzieher  durch  Vennittelung  des  Vollstreckungs- 
gerichts militärischen  Beistand  erbitten.  Bei  öffentlichen  Auf- 
läufen und  Tumulten  sind  die  Orts-  und  Polizeiobrigkeiten  befugt, 
die  Hülfe  der  bewaffneten  Macht  in  Anspruch  zu  nehmen,  um 
den  Auflauf  oder  Aufruhr  zu  verhindern  oder  zu  unterdrücken41. 
Eine  ordnungsmässige  Requisition  der  Civilbehörde  genügt,  die 
materielle  Gültigkeit  der  Massregel  braucht  das  Militär  nicht 
nachzuprüfen. 

Ein  militärisches  Einschreiten  ohne  Antrag  der  Civilbehörde 


40  §  48 a  der  Verordnung  vom  26.  Dez.  1808  (G.-S.  1817,  S.  248)  und 
Geschäft samveisung  für  die  Regierungen  vom  31.  Dez.  1825,  Abth.  II,  Lit  A- 
v.  Kamptz,  Annalen  Bd.  9,  S.  821. 

41  Gesetz  vom  17.  Aug.  1835  (G.-S.  S.  170)  und  Cirkularverordnung  vom 
30.  Dez.  1798  Absch.  I,  §§  6—8. 
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unzulässig.  Es  würde  darin  ein  Uebergriff  der  Militärbefehls- 
ber  in  den  Wirkungskreis  der  Civilbehörden  liegen,  da  die 
uppen  in  diesen  Fällen  nicht  für  eigene  Zwecke,  sondern  nur 

Interesse  und  zur  Unterstützung  der  Civilverwaltung  thätig 
rden  sollen.  Dieser  Grundsatz  ist  für  Preussen  durch  Art.  36 
r  Verfassung  ausgesprochen,  für  eine  Reihe  anderer  deutscher 
aaten  durch  die  Militärkonventionen.  (Vgl.  Meyer,  Deutsches 
jrwaltungsrecht  Bd.  II,  S.  54  Anm.  1.)  Eine  Ausnahme  er- 
det derselbe  nur  bei  .Erklärung  des  Kriegszustandes.  Nach 
>  des  für  das  Deutsche  Reich  mit  Ausnahme  Baierns  gültigen 
russischen  Gesetzes  vom  4.  Juni  1851  (G.-S.  S.  451)  kann  der 
-t.  36  der  preussischen  Verfassung  aufgehoben,  also  angeordnet 
rden,  dass  ein  Einschreiten  des  Militärs  auch  ohne  Aufforde- 
rig der  Civilbehörden  stattfinden  kann.  In  Preussen  besitzt 
ch,  abgesehen  von  der  Verkündigung  des  Kriegszustandes,  das 
iatsministerium  die  Befugniss,  bei  Krieg,  Aufruhr  oder  dringen- 
r  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  Art.  36  der  Verfassung 
sser  Kraft  zu  setzen  (§  16  a.  a.  O.) 

Nach  §  5  der  Instruktion  vom  1.  Mai  1851  soll  die  Ver- 
ndung  des  Militärs  ohne  Requisition  der  Civilbehörde  zu- 
sig  sein: 

1.  Wenn  bei  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  durch  Exzesse 
r  Militärbefehlshaber  bei  Beobachtung  des  Auftritts  nach  Pflicht 
d  Gewissen  findet,  dass  die  Civilbehörde  mit  der  Requisition 
i  Militärbeistand  zu  lange  zögert,  indem  ihre  Kräfte  nicht 
ehr  zureichen,  die  Ruhe  herzustellen; 

2.  wenn  die  Civilbehörde  durch  äussere  Umstände  ausser 
Land  gesetzt  ist,  die  Requisition  rechtzeitig  zu  erlassen. 

Diese  Bestimmungen  der  Instruktion  können  gegenüber  dem 
Jrt.  36  der  preussischen  Verfassung  nicht  für  rechtsgültig  er- 
btet werden.  Nach  demselben  kann  die  bewafihete  Macht  nur 
i  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  und  Formen  und  auf 
equisition    der  Civilbehörde    zur   Unterdrückung   innerer 
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Unruhen  verwendet  werden.  In  letzterer  Beziehung  hat  das 
Gesetz  die  Ausnahmen  zu  bestimmen. 

Beim  Einschreiten  des  Militärs  auf  Requisition  der  Civil- 
behörde  hat  nur  der  militärische  Befehlshaber  zu  bestimmen,  ob, 
wann  und  in  welcher  Art  zur  Anwendung  der  Waffen  geschritten 
werden  soll  (§  8  des  Ges.).  Besondere  Bestimmungen  sind  bei 
Tumulten  und  Aufläufen  gegeben  (vgl.  oben  §§  8  u.  9  der  Ver- 
ordnung vom  17.  August  1835).  Die  Instruktion  vom  1.  Mai 
1851  bestimmt  in  §  4: 

„Bezweckt  die  Requisition  die  Zerstreuung  eines  Volksauf- 
laufes oder  Tumultes,  oder  die  Aufhebung  einer  Volksversamm- 
lung, so  muss,  bevor  zur  Anwendung  der  Waffen  geschritten 
wird,  die  versammelte  Volksmenge  zuvor  dreimal  in  kurzen  Pau- 
sen durch  den  requirirten  Militärbefehlshaber  oder  durch  einen 
von  ihm  dazu  Abgeordneten,  öffentlich  und  laut  aufgefordert 
werden,  ruhig  auseinander  zu  gehen,  bei  Vermeidung  des  Waffen- 
gebrauchs. 

Einer  jeden  solchen  Aufforderung  muss  ein  Signal  durch 
die  Trommel,  die  Trompete  oder  das  Hörn  vorausgehen.  Wird 
auch  der  dritten  Aufforderung  nicht  sofort  Folge  geleistet,  so 
erzwingt  das  Militär  durch  Waffengebrauch  den  schuldigen  Ge- 
horsam". 

Jedoch  ist  die  Beobachtung  dieser  Formalitäten  dann  nicht 
erforderlich,  wenn  ein  thätlicher  Angriff  auf  das  Militär  erfolgt. 
Dasselbe  gilt,  wenn  das  Militär  auf  Grund  der  §§  2 — 6  des  Ge- 
setzes vom  20.  März  1837  von  den  Waffen  Gebrauch  macht. 

Art  des  Waffengebrauchs  überhaupt:  Von  den  Waffen 
ist  nur  insoweit  Gebrauch  zu  machen,  als  zur  Erreichung  des  in 
Frage  kommenden  Zwecks  erforderlich  ist.  (§  7  des  Ges.) 

Geschlossene  Abtheilungen  werden  regelmässig  erst  auf  Be- 
fehl des  Führers  von  ihren  Waffen,  insbesondere  der  Schuss- 
waffen,  Gebrauch  machen.  Diesfalls  trägt  der  Führer  allein  die 
strafrechtliche    und   civilrechtliche  Verantwortlichkeit.    Dem   ein- 
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zelnen  Soldaten  wird  nur  dann  auch  eine  Verantwortung  für  die 
geschehenen  Verletzungen  zufallen,  wenn  er  bewusstermassen  einem 
Befehle  gehorchte,  dessen  Befolgung  ein  militärisches  oder  ge- 
meines Verbrechen  oder  Vergehen  involvirte.  (Vgl.  v.  Calker  a.  a.  O. 
S.  38  und  R.-Mil.-Str.-G.-B.  §  47  Ziff.  2.) 

Der  Gebrauch  der  Schusswaffe  darf  nur  dann  stattfinden, 
wenn  ein  besonderer  Befehl  dazu  ertheilt  ist  oder  wenn  die  an- 
deren Waffen  als  unzureichend  erscheinen42.  Der  Zeitpunkt,  wann 
der  Waffengebrauch  eintreten  soll,  und  die  Art  und  Weise  seiner 
Anwendung  muss  von  dem  handelnden  Militär  jedesmal  selbst 
erwogen  werden  (§  7  des  Ges.).  Die  Berechtigung  des  Militärs 
ist  also  im  Vergleich  zu  derjenigen  der  Vollzugsbeamten  eine 
recht  weitgehende.  Es  wird  sich  empfehlen,  durch  Instruktionen 
diesem  Recht  die  besonderen  Härten  zu  nehmen.  Selbstverständ- 
lich darf  durch  dieselben  die  Thätigkeit  des  Militärs  nicht  gelähmt 
werden. 

Ist  eine  Verletzung  durch  die  Waffen  erfolgt,  so  liegt  dem 
Militär  ob,  sobald  es  die  Umstände  irgend  zulassen,  die  nächste 
Polizeibehörde  davon  zu  benachrichtigen,  welche  die  Sorge  für 
den  Verletzten  zu  übernehmen  hat43. 

Was  nun  die  Bestrafung  wegen  unerlaubten  Waffen- 
gebrauchs seitens  des  Militärs  anbetrifft,  so  bestimmt  §  149 
des  R.-M.-Str.-B.-G.:  „ Wer  rechtswidrig  von  einer  Waffe 
Gebrauch  macht  oder  einen  Untergebenen  zum  rechtswidrigen 
Waffengebrauche  auffordert,  wird  vorbehaltlich  der  verwirkten 
höheren  Strafe  mit  Gefängniss  oder  Festungshaft  bis  zu  einem 
Jahre  bestraft".  Ausserdem  kommen  die  §§  223 — 226,  230  des 
Str.-G.-B.  zur  Anwendung. 

Nach   §  10    des    Gesetzes   vom  20.  März  1837    wird    „ver- 


49  Zur  Zerstreuung  von  Volksansamnilungen  u.  8.  \v.  wird  man  zweck- 
mässig Kavallerie,  falls  diese  erreichbar  ist,  verwenden,  Infanterie  zunächst 
mit  aufgepflanztem  Seitengewehr. 

43  Vgl.  §  9  des  Gesetzes  vom  20.  März  1837. 
Archiv  fikr  öffentliches  Recht.  XI.  l.  \q 
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inuthet,  dass  beim  Gebrauch  der  Waffen  das  Militär  innerhalb 
der  Schranken  seiner  Befugnisse  gehandelt  habe,  bis  das  Gegen- 
theil  erwiesen  ist.  Die  Angaben  derjenigen  Personen,  welche 
irgend  einer  Theilnahme  an  dem,  was  das  Einschreiten  der  Mi- 
litärgewalt herbeigeführt  hat,  schuldig  oder  verdächtig  sind,  geben 
für  sich  allein  keinen  zur  Anwendung  einer  Strafe  hinreichenden 
Beweis  für  den  Missbrauch  der  Waffengewalt".  Diese  Beweis- 
regel ist  noch  jetzt  in  Kraft. 
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Quellen  und  Entscheidungen. 


Ungültige  Beschränkung  einer  Beamtenbestallung. 

Eine  staatsrechtlich  nicht  uninteressante  Frage  lag  kürzlich 
als  Inzidentpunkt  eines  Strafverfahrens  zur  Entscheidung  der 
preussischen  Strafkammer  zu  C.  vor. 

Die  Anklagesache  betraf  einen  Pfand  bruch ,  der  durch  Ver- 
futtern von  Getreide  begangen  sein  sollte,  das  nach  der  Beschlag- 
nahme eines  Grundstückes  (im  Wege  der  Zwangsversteigerung) 
von  diesem  abgefahren  war.  In  dem  Zwangsversteigerungsverfahren 
hatte  ein  Gerichtsdiener  den  gerichtlichen  Einleitungsbeschluss 
eigenhändig  dem  Schuldner  zugestellt;  war  dieser  Rechtsakt 
gültig,  so  trat  nach  §§  16,  139  und  140  des  preussischen  Zw.- 
V.-G.  vom  13.  Juli  1883  mit  ihm  die  Beschlagnahme  der  her- 
nach der  Verstrickung  entzogenen  Früchte  ein ;  war  er  ungültig, 
^o  fehlte  es  an  einer  behördlichen  Anordnung  im  Sinne  des  §  137 
«les  Str.-G.-B.,   gegen   die  Angeklagter  hätte  Verstössen   können. 

Voraussetzung  solcher  Rechtsgültigkeit  war  im  vorliegenden 
Falle  insbesondere  der  Umstand,  ob  der  Vollstreckungsbeamte 
innerhalb  seines  Dienstbereiches  gehandelt  hatte.  Die  ihm  vom 
Oberlandesgerichtspräsidenten  ertheilte  „Bestallung"  lautete : 
^Der  Gerichtsdiener  P.  zu  M.  wird  widerruflich  zum  Hülfs- 
^erichtsvollzieher  für  die  Stadt  M.,  jedoch  ohne  Ueber- 
tragung  der  Zustellungen  von  Amtswegen,  hierdurch  be- 
stellt4*.   Jene  Zustellung,  die  nach  dem  Gesetze  „von  Amtswegen" 

10* 
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vorzunehmen  war,   erfolgte  in  der  Stadt  M.  selbst;  P.  hatte  die 
Urkunde  darüber  als  „Hülfsgerichts  Vollzieher"  unterzeichnet. 

Die  Verteidigung  gründete  ihre  Behauptung,  eine  gültige 
Beschlagnahme  sei  nicht  erfolgt,  auf  den  Umstand,  dass  P.  zu 
jener  Zustellung  nicht  befugt  gewesen  sei;  eine  solche  mithin  auch 
gar  nicht  stattgefunden  habe.  (Strafentscheidungen  des  Reichs- 
gerichts Bd.  IV,  S.  404;  XIV,  S.  152;  XIX,  S.  166;  XXVI,  S.  287.) 

Um  über  die  damit  aufgeworfene  Frage  in's  Klare  zu  kommen, 
bedarf  es  der  Prüfung  der  einschlagenden  gesetzlichen  Bestim- 
mungen und  der  Dienstvorschriften. 

Gerichtsverfassungsgesetz  §  155:  „Die  Dienst-  und  Geschäfts- 
verhältnisse der  —  Gerichtsvollzieher  werden  —  bei  den  Landes- 
gerichten durch  die  Landesjustizverwaltung  bestimmt". 

Preussisches  Ausführungsgesetz  dazu  §  73:  „Die  Dienst-  und 
Geschäftsverhältnisse  der  Gerichtsvollzieher  werden  durch  den 
Justizminister  bestimmt". 

Die  Gerichtsvollzieherordnung  von  1879,  in  der  Fassung  von 
1885,  enthält  folgende,  hier  in  Betracht  zu  ziehende  Bestim- 
mungen : 

§  13.  „Die  Gerichtsvollzieher  werden  von  dem  Präsidenten 
des  Oberlandesgerichts  ernannt." 

§  18.  „Der  sachliche  Geschäftskreis  der  Gerichtsvoll- 
zieher wird  durch  die  in  den  Reichs-  und  Landesgesetzen 
getroffenen  Zuständigkeitsnormen,  sowie  durch  die  Vor- 
schriften der  §§  19 — 21  bestimmt." 

§  49.  „Behufs  Vornahme  solcher  Gerichtsvollziehergeschäfte, 
welche  von  preussischen  Justizbehörden  angeordnet  werden,  können 
Gerichtsdiener  —  zu  Hülfsgerichtsvollziehern  widerruflich  bestellt 
werden1." 


1  In  der  ursprünglichen  Fassung  hatte  dieser  Satz  noch  folgenden  hinter 
sich :  „Der  Auftrag  kann  auf  einzelne  Gattungen  dieser  Geschäfte  beschränkt 
werden".  —  Von  den  soeben  miteitirten  r§§  19 — 21 u  könnte  hier  nur  etwa 
der  Anfang  des  §  19  in  Betracht  kommen:  „Die  Gerichtsvollzieher  sind  ver- 
pflichtet, Aufträge  jeder  Art,  welche  ihrer  dienstlichen  Stellung  entsprechen 
und  ihnen  von  den  Justizbehörden  ertheilt  werden,  auszufuhren,  insbesondere : 
3)  Behändigungen   mit  oder  ohne  Beurkundung  vorzunehmen;  —  "* 
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§  50.  „Die  Bestimmungen  des  §  13  Satz  1,  der  §§  14 — 16, 
Abs.  1,  §§  19 — 22  —  finden  vorbehaltlich  der  in  den  §§  51 — 54 
thaltenen  Vorschriften  auf  die  Hülfsgerichtsvollzieher  entsprechende 
iwendung.a 

§  53.  „Die  den  Gerichtsvollziehern  zugewiesene  Thätigkeit 
i  Zustellungen,  welche  durch  die  Post  oder  durch  Aufgabe  zur 
>st  erfolgen,  kann,  sofern  es  sich  um  Zustellungen,  welche  von 
ntswegen  angeordnet  sind,  handelt,  durch  Gerichtsdiener  —  als 
iilfsgerichtsvollzieher  ausgeübt  werden.  Einer  ausdrücklichen 
»stallung  derselben  als  Hülfsgerichtszieher  bedarf  es  hierzu 
;ht.  Die  erforderlichen  Anordnungen  werden  von  der  An- 
dlungsbehörde  des  Gerichtsdieners  —  getroffen." 

Aus  diesen  Vorschriften  ergeben  sich  zunächst  folgende  Sätze. 

Die  Anstellung  der  Gerichtsvollzieher  und  der  Hülfsgerichts- 
llzieher  (§§  13,  49,  50)  geschieht  durch  den  Präsidenten  des 
»erlandesgerichts;  dieser  hat  aber  auch  die  Anordnung  nach 
53  zu  treffen,  wodurch  ein  Gerichtsdiener  ermächtigt  wird, 
ltliche  Zustellungen  durch  Vermittlung  der  Post  vor- 
nehmen, —  also  nicht  eigenhändige.  (Der  Grund  für  diese 
schränkung  wird  sein,  dass  er  sonst  zuviel  Wege  selbst  zu 
ichen  hätte,  oder  dass  er  vielleicht  die  nöthige  Geschäfts- 
wandtheit  zu  eigenen  Zustellungshandlungen  nicht  besitzt.) 

In  dieser  „Anordnung"  nach  §  53  braucht  eine  Bestallung 
Hülfsgerichtsvollzieher  nicht  enthalten  zu  sein. 

Der  Geschäftskreis  der  Gerichtsvollzieher  und  der  Hülfs- 
richtsvollzieher  wird  durch  Reichs-  und  Landesgesetz  und, 
Gemässheit  der  citirten  §§  155  und  73,  durch  den  Justiz- 
nister,  also  nicht  durch  den  Oberlandesgerichtspräsidenten 
stimmt  (§  18). 

Der  preussische  Justizminister  hat  diese  Bestimmungen  in 
q  §§  19—21  und  §  49  getroffen.  — 

Es  fragt  sich,  wie  hiernach  die  oben  mitgetheilte  „Bestallung" 
fzufassen  und  auszulegen  ist;  insbesondere,  wie  die  rechtliche 
irkung  der,  vielleicht  in  sie  nur  in  Erinnerung  an  den  früheren 
eiten  Satz  des  §  49  hineingerathenen  Beschränkung  beurtheilt 
rden  muss. 
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Dass  in  der  „Bestallung44,  die  sich,  wie  angedeutet,  aus- 
drücklich als  solche  bezeichnet,  auch  daraufhin  verstempelt  war, 
nicht  die  blosse  Anordnung  nach  §  53  zu  finden  sei,  ergibt  der 
Wortlaut  des  Letzteren.  Denn  hier  ist  nur  von  „Zustellungen 
von  Amtswegena  die  Rede  (die  unter  gewissen  Voraussetzungen 
einem  Gerichtsdiener  übertragen  werden  dürfen),  und  diese  sollten 
dem  P.  in  seinem  örtlichen  Bezirke,  der  Stadt  M.,  ja  gerade  vor- 
enthalten sein:  „jedoch  ohne  Uebertragung  der  Zustellungen  ron 
Amtswegen".     P.  hätte  dann  —  nichts  zu  thun  gehabt. 

Den  Worten  nach  konnte  also  nur  eine  förmliche  Bestallung 
als  Hülfsgerichtsvollzieher  nach  §  49  gemeint  sein;  für  einen 
solchen  aber  konnte  der  Geschäftskreis,  weder  sachlich,  noch 
örtlich2  durch  den  Präsidenten  des  Oberlandesgerichts  abgeändert 
werden. 

Geschah  dies  nun  aber,  —  wie  im  vorliegenden  Falle  in 
beiden  Richtungen,  einerlei,  aus  welchem  Grunde,  —  so  fragt  es 
sich:  vernichtet  die  ungültige  Beschränkung  die  Ernennung,  oder 
bleibt  diese  unter  Beiseiteschiebung  jener  rechtsbeständig? 

Für  das  Letztere  würde  man  sich  auf  die  Analogie  der 
Prokura  (Art.  43  des  H.-G.-B.),  auf  civilrechtliche  Sätze  wie 
„utile  per  inutile  non  vitiatur"  (fr.  1  §  5  de  verb.  oblig.  45,  U 
auf  die  auch  dem  gemeinen  Rechte  nicht  ganz  unbekannten  clause» 
prohibees  des  französischen  Rechts  (Laurent,  Principes  de  droit 
civil,  Bd.  25  No.  36)  und  endlich  darauf  berufen  können,  dass 
eine  unzulässige  Erweiterung  des  Dienstbereiches  jedenfalls  nur 
selbst  und  allein  ungültig  wäre.  Auch  würde  man  wohl  bei  Er- 
theilung  einer  gesetzwidrig  beschränkten  Vormundsbestallung  nicht 
diese,  sondern  nur  die  Beschränkung  für  ungültig  halten.  Während 
aber  hierin  schon  ein  Fall  aus  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
berührt  wäre,    sind  jene  Analogien    für   das  Staatsrecht   um  so 


2  §  17  der  Gerichtsvollzieherordnung  lautet:  „Die  örtliche  Zuständig- 
keit der  Gerichtsvollzieher  umfasst  den  Landgerichtsbezirk,  zu  welchem  der 
Bezirk  des  im  §  16  bezeichneten  Amtsgerichts  gehört.  —  Für  freiwillig 
Versteigerungen  —  kann  der  Präsident  des  Oberlandesgerichts  die  Zuständig- 
keit auf  einen  Theil  des  Landgerichtsbezirks  beschränken".  Gerade  die« 
Ausnahme  ist  bezeichnend  für  die  oben  aufgestellte  Regel! 
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jniger  bedeutungsvoll,  als  sich  in  dem  Civilrecht  auch  gegen- 
eilige Bestimmungen  auffinden  lassen,  z.  B.  die  actus  legitimi 
s  römischen  Rechts  (fr.  77  de  reg.  juris;  R.  von  Ihering,  Geist 
s  romischen  Rechts  II,  2,  8.  574)  oder  die  Regel  des  fr.  195 
a.  O.:  „Expressa  nocentu. 

Durchschlagend  erscheint  es  dagegen,  dass  jedenfalls  die 
»stallung  eines  Hülfsgerichtsvollziehers  gewollt  und  so  auch  in 
rscheinung  getreten  ist,  so  dass  diese  selbst  im  Sinne  der  An- 
dlungsbehörde  die  Hauptsache  bleibt  und  aufrecht  zu  erhalten 
.,  wenn  die  Beschränkung  sich  gegenüber  dem  Gesetze  als  olin- 
Ichtig  erweist.  Denn  sonst  würden  ja  auch  sämmtliche  Händ- 
igen, für  die  die  Beschränkung  Seitens  des  Beamten  nicht  in 
itracht  kam,  gegen  die  offenbare  Absicht  der  Behörde  in  die 
chtigkeit  mit  hineingerissen  werden.  Im  Interesse  einer  ver- 
eidigen Praxis  kann  das  unmöglich  liegen;  es  ist  kein  zwingender 
rund  ersichtlich,  —  ebensowenig  wie  bei  versehentlich  unter- 
ebener Beeidigung  eines  Beamten  (G.  Meyer,  Staatsrecht 
145  a.  E.) 3,  —  vielleicht  eine  jahrelange  Reihe  nichtiger  Hand- 
igen eines  solchen  anzunehmen.  Auf  der  Anstellung  liegt  recht- 
h  der  Schwerpunkt,  die  Beschränkung  tritt  dagegen  zurück; 
le  zeigt  sich,  wie  die  Uniform  des  Beamten,  im  öffentlichen 
jchtsverkehre;  die  Bestallungsurkunde  mit  der  gesetzwidrigen 
Minderung  kann  gegenüber  dem  allgemein  bekannten  und  fest- 
thenden  öffentlich-rechtlichen  Inbegriffe  des  Amtes  unmöglich 
rchschlagen.  Es  widerstreitet  der  richtigen  Auffassung  von 
p  rechtlichen  Bedeutung  der  Uebertragung  eines  öffentlichen 
ntes,  wenn  die  dazu  berufene  Behörde  durch  irrige  oder  eigen- 
ichtige  Einschränkungen  der  an  sich  gewollten  und  voll- 
genen  Uebertragung  diese  nichtig  zu  machen  in  die  Lage 
mmen  könnte. 

Ist  also  anzunehmen,  dass  jene  Einschränkung  die  Bestallung 
bst  nicht  nichtig  macht,  so  fällt  dann  nur  jene  und  folgt  dar- 
s,   dass  sowohl  die  darin  gestatteten,   als  auch  die  verbotenen 


3  Larand,  Staatsrecht,  I.  Bd.,  S.  427  ist  nur  bei  richterlichen  Beamten 
lerer  Ansicht. 
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Amtshandlungen,   und  um  eine  solche  handelt  es   sich   hier.   — 
gültig  sind.  — 

Im  Anschlüsse  an  diese  Erwägungen  hat  sich  dann  auch  die 
erkennende  Strafkammer  in  der  ohen  bezeichneten  Strafsache 
für  die  Gültigkeit  der  Bestallung  des  P.  als  Hülfsgerichts- 
vollziehers  und  seiner  in  der  Zwangsversteigerungssache  vor- 
genommenen Zustellungshandlung  entschieden. 

Aus  der  Literatur  wäre  wohl  noch  eine  Entscheidung  des 
Berliner  Obertribunals  vom  12.  Juli  1871  (Oppenhof,  Rechts- 
sprechung Bd.  XII,  S.  388)  zu  erwähnen,  deren  Ueberschrift 
lautet:  „Derjenige,  welcher  von  einer  zuständigen  Behörde  zur 
Ausübung  solcher  Handlungen  berufen  worden  ist,  welche  Aus- 
flüsse eines  öffentlichen  Amtes  sind,  ist  selbst  dann,  wenn  in 
seiner  Bestallung  vorbehalten  würde,  dass  er  die  Rechte  eines 
öffentlichen  Angestellten  nicht  haben  sollte,  ein  Beamter".  Bei 
Laband  a.  a.  O.  S.  422  findet  sich  folgende  Bemerkung:  „Rechte 
und  Pflichten  des  Beamten  stehen  objektiv  fest  und  für  ihre  Be- 
urtheilung  ist  aus  dem  Anstellungsdekret  regelmässig  nichts,  aus 
den  allgemeinen  Staatsgesetzen  Alles  zu  entnehmen44.  — 

Hinzuzufügen  wäre  übrigens  noch,  dass,  wenn  ein  aus- 
drücklicher, besonderer  Auftrag  des  Zwangsversteigerungs- 
richters an  den  P.  in  jener  Zwangsversteigerungssache  ergangen 
wäre,  —  ein  Auftrag  selbst  entgegen  den  darüber  bestehenden 
Vorschriften  der  Gerichtsvollzieherordnung  (vgl.  dort  §§  44  und 
48) 4,  —  nach  den  vom  Reichsgerichte  (Entscheidungen  in  Straf- 
sachen z.  B.  Bd.  XXVI,  S.  287;  Bd.  X,  S.  427;  Bd.  II,  S.  416» 
gebilligten  Grundsätzen  und  im  Hinblicke  auf  den  oben  mit- 
getheilten  §  19  der  Gerichtsvollzieherordnung  die  Handlung  des 
Beamten  im  Sinne  des  §  137  des  Str.-G.-B.  unbedingt  rechts- 
gültig gemacht  haben  würde.  Das  Nähere  gehört  freihch  nicht 
hierher. 


4  Bei  „Gefahr  im  Verzuge";   doch  ist  solche  Amtshandlung  dem  sog. 
aufsiehtsfiihrenden  Amtsrichter  vorbehalten. 


—     153     — 


Literatur. 


Lltiades  Negropoutes,  Zuständigkeit  der  Staaten  für  die  auf  dem 
Meere  begangenen  Delikte,  Berlin  1894  bei  Prager;  62  S.,  8°; 
Preis  M.  1.60. 

Die  vorliegende  Schrift  beschäftigt  sich,  was  ihr  Titel  mehr  andeutet 
s  klar  ausdrückt,  mit  der  rechtlichen  Behandlung  der  auf  Schiffen  oder 
in  Angehörigen  solcher  zu  Lande  begangenen  strafbaren  Handlungen.  Sie 
rfallt  in  12  Paragraphen:  1.  Begriff  und  Eintheilung,  2.  Rechtsverhältnisse 
is  freien  Meeres,  3.  Territorialgewässer,  4.  Küstengewässer,  5.  Arten  und 
echtsverhältnisse  der  Schiffe,  6.  Delikte  auf  freiem  Meer,  7.  Delikte  in 
?rritorialgewässern  auf  Handelsschiffen  oder  8.  auf  Kriegsschiffen,  9.  „lieber 
eserteure"*,  10.  Delikte  in  Küstengewässern,  11.  „Jurisdiktion  in  einigen 
reifelhaften  Fällen"    und    12.    „Grenze  des  Verfolgungsrechts  des  Staates". 

Bei  Beurtheilung  derselben  darf  vor  Allem  nicht  ausser  Acht  gelassen 
»rden,  dass  der  Verfasser  ein  Ausländer  und  es  ihm  deshalb  nicht  allzuhoch 
izurechnen  ist,  wenn  ihm  zuweilen  das  richtige  Verständniss  von  in  deut- 
her  Sprache  geschriebenen  Werken  abgeht  oder  seine  Ausdrucksweise  etwas 
ibeholfen  und  unzutreffend  geworden  ist.  Letzteres  ist,  wie  schon  erwähnt, 
sbald  beim  Titel  seiner  Arbeit  der  Fall,  da,  wie  aus  der  vorstehenden 
ihaltsangabe  ersichtlich,  dieselbe  sich  keineswegs  auf  Vorkommnisse  auf 
»m  Meere  beschränkt.  Schon  mehr  ein  sachlicher  Felder  hingegen  ist  es, 
enn  der  Verfasser  die  Anschauung  vertritt,  dass  seine  Betrachtungen  den 
Nahmen  des  internationalen  Strafprozesses"  nicht  überschreiten,  obwohl 
eselben  sich  vielfach  auf  die  Frage  beziehen,  welchem  Staate  aus  den  Vor- 
>mmnissen  auf  Schiffen  ein  Strafanspruch  erwachse  —  eine  Frage,  die  doch 
ibestreitbar  dem  materiellen  internationalen  Strafrecht  angehört.  Das  Gleiche 
Irfte  der  Fall  sein  für  „die  Gesetze  gegen  Piraterie  und  Sklavenhandel", 
?ren  Anwendbarkeit  zu  erörtern  nach  seiner  Anschauung  „wieder  einen 
»sonderen  Theil  des  internationalen  Strafprozesses  bildet". 

Auch  was  Kenntniss  des  Stoffes  und  der  Literatur  anlangt,  lässt  die 
chrift  manches  zu  wünschen  übrig;   so   ist  die  Brüsseler  Antisklavereiakte 
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von  1890,  wie  es  scheint,  dem  Verfasser  gänzlich  unbekannt  geblieben;  die 
Beschlüsse  des  Institut  de  droit  international  von  1894  über  die  Küsten- 
gewässer hat  er  mit  keinem  Worte  erwähnt  und  von  von  Bar's  einschlägigen 
Werken  citirt  er  lediglich  die  1.  Auflage  des  internationalen  Privat-  und 
Strafrechts,  nicht  aber  dessen  1889  als  2.  Auflage  erschienene  „Theorie  und 
Fraxis  des  internationalen  Privatrechtes"  noch  auch  das  kleine  „Lehrbuch 
des  internationalen  Privat-  und  Strafrechtes"  (1892);  überhaupt  ist  die  An- 
führung und  Verwerthung  von  Literatur  ziemlich  willkürlich  und  lückenhaft 

Ferner  sind  manche  Grundbegriffe  dem  Verfasser  unklar  geblieben; 
so  definirt  er  die  Freiheit  des  Meeres  (S.  2)  dahin,  „dass  kein  Staat  und 
keine  Privatperson  Rechte,  d.  h.  Besitz-  oder  Eigenthumsansprüche  auf  das 
Meer  oder  auf  die  darauf  befindlichen  fremden  Schiffe  geltend 
machen  darf".  Zur  juristischen  Rechtfertigung  der  Hoheitsbefugnisse,  welche 
einem  Staate  hinsichtlich  der  zur  Führung  seiner  Flagge  berechtigten  Handels- 
fahrzeuge zustehen,  genügen  ihm,  unter  ausdrücklicher  Verwerfung  anderer 
Konstruktionsversuche  als  überflüssig  und  verfehlt,  (S.  19  ff.)  folgende  Sätze: 
„Jeder  Staat  übernimmt  die  Garantie  und  den  Schutz  für  seine  Schiffe. 
Diese  sind  durch  viele  Beziehungen  an  ihr  Heimatsland  geknüpft.  Sie  sind 
meistens  Eigenthum  von  Inländern  und  gewöhnlich  auch  mit  Inländern 
besetzt.  Es  ist  also  natürlich,  dass  der  Staat  die  Schiffe,  solange  sie  sich 
auf  freiem  Meere  befinden,  als  unter  seiner  Hoheit  stehend  betrachtet,  weil 
die  Ordnung  auf  ihnen  ihn  ebenso  betrifft,  wie  die  auf  dem  festen  Lande. 
Dieses  Recht  geht  ferner  daraus  hervor,  dass  kein  Staat  über  fremde  Schiffe 
auf  offener  See  zu  verfügen  hat.  Auch  ist  klar,  dass  kein  Schiff  ohne  Straf- 
oder Civilgesetz  existiren  kann.  Aus  allen  diesen  Gründen  ergibt  sich,  dass 
die  auf  einem  Schiff  im  offenen  Meer  begangene  strafbare  Handlung  unter 
die  Jurisdiktion  des  Heimathsstaates  fällt. u  Wie  allein  „aus  allen  diesen 
Gründen4*  der  Verfasser  die  nöthigen  Gesichtspunkte  ableiten  könnte  zur 
Beurtheilung  von  Vorkommnissen  auf  See,  für  welche  nicht  schon  Präcedenx- 
lälle  oder  hergebrachte  Regeln  feststehen,  ist  schwer  ersichtlich. 

Den  Unterschied  zwischen  Disziplinarsachen  einerseits  und  Strafsachen 
andererseits  scheint  der  Verfasser  nicht  hoch  anzuschlagen;  denn  er  glaubt 
(S.  30)  dem  „Uebel",  dass  „ausländische  Passagiere  für  kleinere  Delikte  nach 
den  Strafgesetzen  des  Heimathstaates  des  Schiffes  zu  behandeln*4  seien,  könne 
„der  Kapitän  durch  Anwendung  von  Disziplinarmassregeln  begegnen,  ohne 
Anzeige  von  dem  Delikt  zu  machen".  Auch  meint  er  (S.  38),  mit  dem 
bekannten  Staatsrathsbeschlusse  von  1806  —  nach  welchem  die  französischen 
Gerichte  nur  dann  zur  Aburthcilung  von  Delikten,  welche  auf  fremden 
Schiffen  in  einem  französischen  Hafen  begangen  wurden,  berufen  sind,  wenn 
dieselben  gegen  Xichtangehörige  der  Schiffsmannschaft  verübt  oder  durch 
dieselben  die  Ruhe  des  Hafens  gestört  oder  anlässlich  derselben  die  Hülfe 
der  Behörden  des  Uferstaates  angerufen  worden  ist,  —  habe  „Frankreich . . 
zuerst  das  Disziplinarrecht  auch  auf  Delikte  der  Mannschaft  gegeneinander 
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{gedehnt*.  Und  was  die  Tragweite  dieses  Sutatsratasbes^hfasses  &  Streiüg- 
ten,  besonders  Schlägereien,  auf  einem  in  einem  areSndittcaep  Haren 
senden  Handelsfahrzeuge  betrifft,  an  welchen  Angehörige  der  Scbi5*- 
nnschaft  und  andere  Personen,  besonders  Passagiere  beiheüigi  sind,  so 
•steigt  sich  der  Verfasser  (S.  38)  zn  folgenden  Sitzen:  .Ist  der  verietne 
itrose  Staatsangehöriger  des  Uferstaates,  so  kann  der  Uferstaat  in  jedem 
lle  eine  Störung  der  Rohe  annehmen  and  darum  den  Delinquenten  vor 
ne  Gerichte  ziehen.  Ist  aber  der  Thäter  Angehöriger  des  Uferstaates,  so 
>t  es  eigentlich  keinen  rechten  Grand,  am  diesen  unter  die  Jurisdiktion 
»selben  fallen  zu  lassen*. 

Der  Zweck  von  Untersuchungen  von  Seeonfallen,  welche  fremde  Schüfe 
-schuldet  haben ,  ist  nach  Ansicht  des  Verfassers  ( S.  25)  unter  anderem 
;h,  „eine  Entschädigungsforderung  Ton  Seiten  des  Staates  oder  Privat- 
rsonen  dem  fremden  Staat  gegenüber  zu  begründen"  «vgl.  dagegen  §  4  des 
-G.  vom  27.  Juli  1877). 

Was   das   internationale  Privatrecht   anlangt,    so    steht    der  Verfasser 

32)  noch  auf  dem  Standpunkt,  dass  .in  privatrechtlicher  Beziehung  sich 

i    einer   Statutenkollision    die   Beurtheflung   eines  Vertrage*    betreffs   der 

rm  nach  dem  Ort  seines  Abschlusses,  betreffs  des  Inhaltes  nach  dem  Er- 

lungsort  richtet"*. 

Endlich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  <S.  24 >  hinsichtlich  des 
»thstandes  der  §  53  anstatt  §  54  des  IL-Str.-G.-B.  und  (S.  30*  §  2  der 
emannsordnung  anstatt  §  102  citirt  wird,  die  Bezugnahme  aber  auf  £  4 
d.,  da  auch  §  104  nicht  zutrifft,  ganz  unerklärlich  ist. 

In  der  Sache  selbst  steht  der  Verfasser  fast  durchweg  auf  dem  Stand- 
akt der  herrschenden  Meinung.  So,  indem  er  hinsichtlich  der  Kusteu- 
K-asser  die  Souveränitätsrechte  des  Küstenstaates  auf  das  Xothwendigste 
schränkt,  sowie  insbesondere  bloss  passierende  Schiffe  lediglich  militäri- 
len  und  polizeilichen  Anordnungen  unterstellt  und  hinsichtlich  der  Aus- 
mung  der  Küstengewässer  ein  internationales  Abkommen  für  wün*chens- 
rth  erklärt.  Das  dem  mehrerwähnten  Staatsrathsl>eschlu?se  zu  Grunde 
jende  Prinzip  hinsichtlich  der  auf  einem  Schiffe  in  ausländischem  Hafen 
•übten  strafbaren  Handlung  erklärt  auch  er  für  juristisch  bedenklich.  Die 
i  ihm  vertheidigte  Beschränkung  des  Verfolgungsrechtes  des  Staates  auf 
»  Küstengewässerzone  aber  dürfte  schon  um  deswillen  als  praktisch  undurch- 
irbar  erscheinen,  weil  das  verfolgende  Schiff  bei  seiner  Nacheile  sehr  leicht 
die  Lage  kommen  kann,  die  Grenze  der  Küstengewässer  zu  überschreiten, 
jonders  dann,  wenn  es  die  Möglichkeit  vor  sich  sieht,  das  verfolgte  Schiff 
inen  kürzester  Frist  zu  erreichen. 

München.  Heinr.  Harburjrer. 
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Dr.  Alois  Heilinge  r,  Magistratskonzipist  und  Leiter  der  Kanzlei  des  6.  Ge- 
meindebezirkes in  Wien.  Oesterreichisches  Gewerberecht. 
Wien,  Manz'sche  k.  u.  k.  Hof- Verlags-  und  Univeraitätsbuchhandlung, 
1894.  Band  1,  VIII  u.  465  S.,  Band  2,  339  S.,  8°. 
Kommentare  zu  politischen  Gesetzen  zeichneten  sich  bisher  in  Oester- 
reich  der  Regel  nach  durch  zwei  Merkmale  aus:  durch  eine  (nicht  immer 
gelungene)  Paraphrase  des  Gesetzes  und  durch  Vorführung  eines  Simile, 
oder  —  wie  der  Praktiker  sich  landläufig  ausdrückt  —  des  „Schimmels-, 
dessen  Anbetung  nicht  auszurotten  ist,  ungeachtet  schon  seit  18  Jahren  die 
Institution  des  Verwaltungsgerichtshofes  einen  Einblick  in  die  bislang  dunklen 
Wege  der  Administration  gestattet.  Für  die  Werthschätzung  eines  KommeD- 
tars  oder  Lehrbuches  über  Gegenstände  der  politischen  Verwaltung  war  daher 
auch  bisher  weniger  die  innere  wissenschaftliche  Bedeutung  als  die  Brauch- 
barkeit für  die  nächstliegenden  (!)  Zwecke  der  Praxis  massgebend.  Zu  den 
Ausnahmen  gehört  das  in  der  Ueberschrift  angezeigte  Werk,  welches  wegen 
seines  wissenschaftlichen  Werthes  zu  schätzen  ist  und  manchem  Kommentar 
eines  Justizgesetzes  zur  Seite  gestellt  werden  kann.  Der  reiche  Inhalt  des 
Buches,  welches  das  österreichische  Gewerbegesetz  in  seiner  Legalorduung 
erläutert,  verdient  alle  Anerkennung,  obwohl  der  Verfasser  in  der  Einleitung 
desselben  Alles  gethau  hat,  um  den  Leser  gegen  sich  einzunehmen  Die 
Einleitung  sorgt  nämlich  für  eine  (wenigstens  objektiv)  nicht  gerechtfertigte 
Bereicherung  des  dem  ersten  Bande  beigegebenen  Namen-Index  und  befasst 
sich  weniger  mit  dem  Gegenstände  der  Schrift  als  mit  einer  älteren  Mono- 
graphie des  Verfassers  und  der  Anpreisung  des  Befähigungsnachweises  und 
Genossenschaftszwanges.  Auch  die  zu  den  Einführungsvorschriften  gegebenen 
Erläuterungen  (S.  1 — 58)  sind  für  den  Werth  des  Buches  noch  nicht  ausschlag- 
gebend. Die  Geschichte  des  Zunftwesens  bringt  dasselbe  nur  äusserlich  zur 
Darstellung;  die  Rechtssätze  jener  Zeit  werden  uns  nicht  vermittelt  und 
darum  haben  die  bezüglichen  Mittheilungen  Heilinger's  für  die  Rechts- 
geschichte so  wenig  einen  Werth  wie  jene  seiner  Vorgänger.  Der  Begriff 
des  Gewerbes  (S.  7  f.)  wird  mehr  nach  wirtschaftlichen  als  juristischen 
Prinzipien  konstruirt  und  vom  Begriff  des  Gewerberechtes  nicht  abgeschieden; 
Gewerbe,  Gewerbsmässigkeit  und  Gewerberecht  fliessen  regellos  durcheinander. 
Auch  die  Darstellung  der  einzelnen  Erwerbszweige  (S.  12 — 43),  der  Real- 
gewerbe  (S.  43 — 52)  und  Monopole  (S.  53 — 56)  ist  ergänzungsbedürftig  und 
die  Wichtigkeit  des  Kapitels  von  dem  fortdauernden  Schutze  erworbener 
Rechte  (S.  43  und  5)  hätte  eine  bessere  Klärung  dieser  auch  wissenschaft- 
lich sehr  interessanten  Materie  gerechtfertigt. 

Vorzügliches  bietet  dagegen,  wenn  man  von  der  Lückenhaftigkeit  der 
die  Bestimmungen  gegen  unlauteren  Wettbewerb  und  den  Bestimmungen 
über  Zurücknahme  dt'r  Gewerbsberechtiguug  gewidmeter  Erörterungen 
(S.  281—286  und  314—316)  absieht,  der  Kommentar  des  Gesetzes  selbst. 
Ueberall  finden  wir  die  einschlägige  Literatur,   die  praktische  Uebung  des 
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Grewerbegesetzes  in  Verwaltung  und  Rechtsprechung  sehr  eingehend  berück- 
sichtigt und  nicht  genug  hoch  kann  anerkannt  werden,  dass  der  Verfasser 
stets  bemüht  ist,  den  Zusammenhang  der  Gewerbeordnung  mit  dem  ganzen 
Rechtssystem ,  insbesondere  dem  Civilrecht,  nicht  zu  verlieren.  Wäre  es 
auch  in  dieser  Beziehung  wünschenswerth  gewesen,  wenn  die  Kapitel  von 
den  Stellvertretern  und  Pächtern  (S.  307 — 310)  und  vom  Uebergang  des 
Gewerbes  (S.  310 — 314)  eine  liebevollere  und  vorsichtigere  Behandlung  und 
eine  bessere  Berücksichtigung  der  Literatur  gefunden  hätten,  so  ist  doch 
hoch  anzuschlagen,  dass  dem  Verfasser  manche  Erscheinungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Gewerberechtes,  als:  „Betriebsanlage",  „Nachbarschaft"  nicht  bloss 
politische  Begriffe  sind  und  dass  er  in  das  Wesen  des  „Gewerbescheines" r 
der  „Konzession",  der  „Entscheidung"  u.  s.  w.  mit  wissenschaftlichem  Geiste 
einzudringen  bemüht  ist.  Mit  einem  Worte:  wir  haben  es  mit  einem 
modernen  Buche  zu  thun,  welches  volle  Beachtung  verdient.  Als  Glanz- 
punkt desselben  kann  man  im  2.  Bande  die  Darstellung  des  Arbeitsvertrags 
bezeichnen,  in  welcher  das  allgemeine  Civil-  und  das  Handelsrecht  sorg- 
fältige Berücksichtigung  findet.  Der  2.  Band  schliesst  mit  dem  7.  Haupt- 
stücke der  Gewerbeordnung,  den  „Genossenschaften"  ab  und  dürfte  wohl 
bald  der  Schluss  des  Werkes  erscheinen. 

Wien.  Dr.  Brunstein. 


Georg  Meyer,   o.  Professor   der   Rechte    in   Heidelberg,   Lehrbuch    des 
deutschen  Verwaltungsrechts.     2.   Aufl.     Leipzig,    Verlag    von 
Duncker  &  Humblot,  1893  u.  1894. 
Man  wird  bis  jetzt  nicht  behaupten  können,  dass  es  für  ein  Lehrbuch 
des  deutschen  Verwaltungsrechts  ein  gewöhnliches  oder  auch  nur  wahrschein- 
liches   Ereigniss   sei,    die    zweite  Auflage    zu    erleben.     Darum    verdient   es 
doppelt  begriisst  zu  werden,  wenn  es,  wie  hier,  einmal  wirklich  eintritt.     Es 
ist  ein  erfreulicher  Beweis  dafür,   wie   das  Interesse   für   diesen  Zweig   der 
Wissenschaft  zunimmt.    Vor  Allem  aber  stellt  es  dem  Buch  das  Zeugniss  aus, 
dass  es  mit  Glück  und  Geschick  zu  geben  verstanden  hat,  was  man  brauchte. 
Es    ist  ja   nicht   selbstverständlich,   dass   das  Verwaltungsrecht  gerade 
in    der    Weise   dargestellt  werde,   wie   der  Verfasser    es   thut  und   wie    es 
überhaupt  jetzt  üblich  geworden  ist.     Aber  immerhin  hat  dieser  Anschluss 
an  das  System  der  Verwaltungslehre  seine  grossen  Vorzüge.     Das  zeigt  sich 
namentlich    in    der  Lehre  vom  Rechte   der  inneren  Verwaltung,    die,    wie 
billig,  den  ersten  Band  fast  vollständig  in  Anspruch  nimmt.     Am  Leitfaden 
der  verschiedenen  „Wesen",  nach  welchen  dieses  Recht  sich  gruppirt,  findet 
man  sich  leicht  und  sicher  zurecht   und   hat  noch   obendrein  den  Vortheil, 
dass  alles,  in  den  Zusammenhang  der  damit  verfolgten  Zwecke  gestellt,  eine 
gewisse  Anschaulichkeit  bekommt;  die  „Verwaltung  der  inneren  Angelegen- 
heiten" bietet  auf  diese  Weise  geradezu  ein  umfassendes  Kulturbild  der  Gegen- 
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wart,  das  von  dieser  Seite  künftigen  Geschlechtern  vielleicht  noch  interessanter 
sein  wird  als  von  seiner  rein  juristischen.  Die  Franzosen  bedienen  sich  ftir 
derartige  Gesammtdarstellungen  des  geltenden  Rechtes  mit  Vorliebe  der 
Form  des  dictionnaire,  der  in  sehr  nüchterner  Weise  unmittelbar  auf  meinen 
Zweck  los  geht;  da  fehlt  denn  gerade  dieser  Reiz  des  systematischen  staats- 
wissenschaftlichen Hintergrundes,  an  welchen  die  hier  verwendete  Darstel- 
lungsweise uns  schon  gewöhnt  hat.  Wir  glauben  nicht,  dass  sie  durch  die 
Nachahmungen  des  französischen  Verwaltungsrechtswörterbuchs ,  die  mau 
neuerdings  einzubürgern  gesucht  hat,  bei  uns  verdrängt  werden  wird. 

Vollkommen  ist  nichts;  so  hat  auch  diese  Methode  ihre  Nachtheile, 
die  gerade  in  ihrer  systematischen  Gebundenheit  begründet  sind.  Wenn  es 
sich  darum  handelt,  einen  reinen  Rechtsbegriff,  ein  allgemeines  Rechtsinstitut 
zur  Darstellung  zu  bringen,  das  nicht  nur  etwa  in  dem  einen  oder  anderen 
Verwaltungszweige  aufgeht,  da  findet  das  Wörterbuch  natürlich  immer  eine 
Stelle  dafür,  wie  das  Alphabet  sie  ergibt.  Für  unsere  Darstellungsweise  aher 
wird  es  oft  sehr  schwierig  sein,  dergleichen  in  das  einmal  gegebene  System 
richtig  einzufügen.     Wir  können  das  hier  wieder  recht  deutlich  beobachten. 

So  findet  sich  eine  Lehre  von  den  öffentlichen  Sachen,  dem  Öffent- 
lichen Eigenthum,  öffentlich-rechtlichen  Grunddienstbarkeiten  in  dem  Werke 
überhaupt  nicht. 

Die  Enteignung,  die  ja  dem  Verfasser  ein  altbefreundetes  Rechtsinstitot 
ist,  gelangt  zu  einer,  wenn  auch  kurzen,  so  doch  treffenden  und  übersicht- 
lichen Darstellung.  Aber  wo?  Im  6.  Abschnitt  des  2.  Baches  anter  „der 
Verwaltung  der  wirtschaftlichen  Angelegenheiten",  wo  der  Staat  »die  wirth- 
schaftliche  Entwicklung  des  Volkes"  zum  Gegenstand  seiner  Thätigkeit  macht: 
da  erscheint  sie  als  eine  Art  „der  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Grund- 
besitzes" neben  Gemeinheitstheilungen,  Zusammenlegung  von  Grundstücken 
u.  s.  w.  Das  dürfte  doch  ein  ganz  fremdartiger  Gesichtspunkt  sein.  Wir 
wüssten  aber,  offen  gestanden,  im  Zusammenhange  dieses  Systems  auch  keinen 
rechten  Platz  dafür  anzugeben. 

Man  könnte  daran  denken,  für  solche  Dinge  einen  allgemeinen  Theil 
einzurichten,  wie  das  ja  schon  mehrfach  versucht  worden  ist.  Der  Verfasser 
hat  in  seinem  1.  Buch,  §  8,  unter  der  Ueberschrift  „die  rechtliche  Natur 
der  Verwaltung8akteu  ein  Stück  von  einem  solchen  gegeben.  Seine  Ein- 
theilungsweise  hat,  wie  er  S.  34  Note  7  richtig  bemerkt,  Nachahmung  ond 
Unterstützung  gefunden.     Wir  gönnen  ihr  das  eigentlich  nicht. 

Es  werden  zunächst  unterschieden:  Verwaltungsakte,  die  sich  inner- 
halb des  Organismus  der  Verwaltung  bewegen  (auf  der  Dienstgewalt  be- 
ruhende), und  solche,  durch  welche  die  Verwaltung  zu  anderen  Rechts- 
subjekten in  Beziehung  tritt.  Dadurch  kommt  der  Dienstbefehl  in  eine 
Sonderstellung,  die  ihm  nicht  gebührt:  der  Beamte  ist  doch  auch  Fein 
anderes  Rechtssubjekt",  dem  Namens  des  Staates  befohlen  wird. 

Die  zweite  Klasse  zerfällt  dann  wieder  in  völkerrechtliche,  privatrecht* 
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che  und  staatsrechtliche  Verwaltungsakte.  Für  die  beiden  ersten  Gruppen 
sheint  ans  der  Name  nicht  zu  passen.  Verwaltungsakt  ist  doch  nur  die 
ebersetzung  von  acte  administrativ  sollte  also  wie  dieser  nur  einen  obrig- 
eitiichen  Ausspruch  bedeuten;  „Mittheilung,  Unterhandlung  und  Vertrags- 
shliessung",  „Leistungen  und  Empfangnahme  von  Leistungen4*  sind  Gegen- 
itxe  dazu.  Wenn  Verwaltungsakt,  wie  der  Verfasser  annimmt,  nichts 
öderes  bedeutet  als  Verwaltungsthätigkeit  überhaupt,  so  sage  man  einfach 
erwaltungsthätigkeit  und  spare  sich  den  überflüssigen  terminus  tcchnicus. 
Doch  halten  wir  uns  nur  an  die  staatsrechtlichen  Verwaltungsakte,  die 
shliesslich  allein  in  Betracht  kommen!    Diese  sind  fünferlei  Art. 

1.  Befehle.  Darunter  fallen  nicht  bloss  Polizeibefehle,  sondern  bei- 
>ielsweise  auch  die  Aushebung  zum  Heerdienst  und  die  Steuerauflage.  Nach 
iesen  Beispielen  werden  wir  aber  so  ziemlich  alles  unter  diesen  Begriff 
Befehl"  bringen  müssen,  womit  die  Öffentliche  Gewalt  in  das  Einzelinteresse 
ingreift.  Eine  Eintheilung  kann  man  das  nicht  nennen  und  „charakterisirt" 
t  ein  so  ganz  allgemein  bestimmter  Akt  auch  nicht. 

2.  Erlaubnissertheilungen.  Sie  bilden  das  Gegenstück  zum  Be- 
lli, indem  sie  von  einem  allgemeinen  Verbot  im  Einzelfalle  entbinden.  Wenn 
ber  der  Befehl  so  umfassend  gedacht  ist,  so  müssten  doch  auch  diese  Gegen- 
ücke  entsprechend  manchfaltig  sein;  beispielsweise  müssten  unter  diese 
rlaubnissertheilungen  auch  fallen  die  Entlassung  aus  dem  Heerdienst  und 
er  Steuernachlass;  jedenfalls  wüssteu  wir  sie  sonst  nirgends  unterzubringen. 

3.  Rechtsbegründende  und  rechtsaufhebende  Akte.  Der  Ver- 
itser  hält  an  diesem  Begriff  um  so  mehr,  als  er  dadurch  seine  ersten  zwei 
Rubriken  wenigstens  einigermassen  einzuschränken  gedenkt  (S.  33  Note  ti). 
tarum  betont  er  jetzt  auch  strenger  das  „Recht",  um  das  es  sich  bei  der 
egründung  und  Entziehung  handeln  soll,  statt  des  „Rechtsverhältnisses", 
omit  er  wenigstens  in  der  ersten  Auflage  des  Staatsrechts,  S.  452,  sich 
egnügt  hatte.  Allein,  was  ist  ein  Recht?  Dass  das  auf  öffentlich-rechtlichem 
ebiet  nichts  so  zweifelloses  ist,  mag  man  aus  Jellinek's  System  der  sub- 
tktiven  öffentlichen  Rechte  entnehmen.  Nach  G.  Meyer,  Staatsrecht  §  217, 
t  auch  die  Freiheit  der  wirtschaftlichen  Bewegung  ein  subjektives  Recht. 
isofern  könnten  wir  auch  in  einer  Polizeierlaubniss  eine  Rechtsbegründung, 
i  einem  Polizeiverbot  eine  Rechtsauf  hebung  finden.  Jedenfalls  ist  der  hier 
ofgestellte  Begriff  kein  genügend  abgegrenzter,  so  lange  uns  der  Begriff 
es  subjektiven  öffentlichen  Rechtes,  an  das  er  sich  anlehnt,  nicht  fest- 
stellt wird. 

4.  Feststellungen  und  Beurkundungen-,  wozu  nur  zu  bemerken, 
iss  Arbeiten  wie  die  beispielsweise  aufgeführte  Aufstellung  der  Rayonpläne 
ad  Führung  der  Steuerkataster  unseres  Erachtens  überhaupt  keine  Ver- 
altungsakte  sind. 

5.  Jurisdiktionsakte,  welche  „nur  formell  als  Verwaltuugsakte 
scheinen,  materiell  dagegen  den  Charakter  richterlicher  Urtheile  besitzen". 
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Darunter  ist  nach  der  Erläuterung  in  §  11  die  Entscheidung  von  Rechts- 
streitigkeiten verstanden,  wie  sie  von  gewöhnlichen  Verwaltungsbehörden 
oder  von  besonderen  Verwaltungsgerichten  geübt  werden  kann.  Dabei  kann 
es  sich  aber,  wie  in  §  20  ff.  ausgeführt  wird,  um  Befehle,  Erlaubnisse,  rechts- 
begründende und  rechtsaufhebende  Verwaltungsakte  handeln.  Diese  Juris- 
diktion oder  Gerichtsbarkeit  grenzt  sich  also  gegenüber  den  anderen  Rubriken 
nicht  ab,  sondern  durchschneidet  sie.  Der  für  eine  richtige  Eintheilung 
erforderliche  Generalnenner  fehlt  hier. 

In  Summa :  mit  dieser  ganzen  Eintheilung  scheint  uns  wenig  gewonnen 
zu  sein.  Sie  hätte  ohne  Schaden  völlig  bei  Seite  bleiben  können.  Man  kann 
sofort  die  Probe  darauf  machen:  wenn  wir  sie  uns  bei  der  ganzen  darauf- 
folgenden Darstellung  einfach  wegdenken,  werden  wir  sie  nirgends  vermissen. 
Sie  leitet  nichts  ein  und  erläutert  nichts. 

Um  wirklich  brauchbar  zu  sein,  roüsste  eine  derartige  Aufstellung  von 
Rechtsinstituten  viel  mehr  in's  Einzelne  gehen  und  Begriffe  von  festem 
Wert  he  ausprägen,  die  nachher  als  gangbare  Münze  zu  erkennen  sind.  Dann 
läge  allerdings  die  Gefahr  sehr  nahe,  dass  aller  irgendwie  interessante  Recfau- 
stoff  in  dieser  „Allgemeinen  Lehre"  zur  Verarbeitung  käme  und  das  darin! 
folgende  System  auf  beständige  Wiederholungen  angewiesen  wäre.  Wenn 
der  Verfasser  den  Schwerpunkt  in  diesem  letzteren  lassen  wollte,  so  war  e* 
ganz  richtig  gehandelt,  wenn  er  sich  nicht  darauf  einliess,  ein  förmlich« 
System  anderer  Art  noch  voraus  zu  schicken.  Beide  Arten  der  Behandlung 
des  Stoffes  werden  wohl  selbtsändig  neben  einander  stehen  bleiben  müssen, 
als  gleichberechtigte  Methoden. 

Die  eigentliche  Hauptaufgabe,  wie  sie  danach  gestellt  war,  ist  unser» 
Erachtens  in  ganz  vorzüglicher  Weise  gelöst;  alles  ist  in  einer  Klarheit, 
Sicherheit  und  Ordnung  vorgetragen,  die  geradezu  mustergültig  sind.  Viel- 
leicht ist  manches  nicht  ganz  so  einfach,  als  es  hier  aussieht;  dafür  stösst 
man  aber  auch  nirgends  auf  gewagte  Einfälle  und  willkürliche  Künsteleien. 
In  seinem  ruhigen,  vertrauenerweckenden  Gang  bewährt  sich  an  diesem  Lek" 
buch  die  rechte  Kunst  des  Lehrens. 

Strassburg.  Otto  Mayer. 
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Aufsätze. 


Eisenbahn -Betriebs  -Reglement 

und 

Verkehrs  -  Ordnung, 

ihre  Entstehung  und  ihre  rechtliche  Natur. 

Von 

Dr.  Theodor  Gerstner,  Geheimer  Oberregierungsrath  in  Berlin. 


I.  Entwicklungsphasen. 

1. 

Die  Initiative  der  Eisenbahnen. 
Die  Verkehrs-Ordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom 
15.  Xov.  1892,  welche  im  Anschluss  an  die  handelsgesetzlichen 
Bestimmungen  über  den  Frachtvertrag  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Eisenbahn  und  des  Publikums  beim  Transport  von  Personen 
und  Gütern1  regelt,  ist  mit  Gültigkeit  vom  1.  Jan.  1893  ab  an  die 
Stelle  des  Betriebs-Reglements  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
vom  11.  Juni  1874  getreten.  Ebenso  wie  dieses  „auf  Grund"  und 
^in  Vollziehung"2  des  Art.  45  der  Reichs-Verfassung  vom  Bundes- 


1  Daran  schliessen  sich  noch  Bestimmungen  über  die  Beförderung  von 
Keisegepäck ,  Expressgut,  Leichen  und  lebenden  Thieren,  welche  gewisse 
Modifikationen  der  über  den  Gütertransport  im  engeren  Sinne  gegebenen 
Vorschriften  enthalten. 

2  Der  erstere  Ausdruck  ist  im  Eingange  der  neuen  Verkehrsordnung,  der 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  2.  j 1 
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rath  beschlossen,  wurzelt  die  Verkehrs-Ordnung  in  Vorgänge 
welche  auf  die  Initiative  der  Eisenbahnen  zurückzuführen  sii 
Als  in  der  zweiten  Hälfte  der  1830  er  und  im  Laufe  c 
1840  er  Jahre  die  ersten  deutschen  Eisenbahnen  gebaut  und  d< 
öffentlichen  Verkehr  übergeben  wurden8,  publizirte  jede  Bai 
Verwaltung  in  ihren  Tarifen  oder  doch  in  engem  Anschlns 
daran  ein  sog.  „ Betriebs-Reglement u,  d.  h.  eine  Zusammenstelln 
der  Bedingungen,  unter  welchen  sie  sich  bereit  erklärte,  die  B 
förderung  von  Personen  und  Gütern  auf  ihren  Linien  zu  übe 
nehmen4.  Diese  von  den  einzelnen  Bahnen  —  gewissermassen  a 
ihre  Hausordnungen  —  autonom  festgesetzten  und  von  einand* 
vielfach  abweichenden  Normen  wurden  durch  die  Benützung  de 
Bahn  Seitens  der  Transportgeber  und  weiter  dadurch,  dass  ii 
dem  vorgeschriebenen,  vom  Absender  zu  unterzeichnenden  Fracht 
briefe  auf  die  Bedingungen  des  Reglements  und  der  Tarife  aus 
drücklich  Bezug  genommen  war,    in  jedem    einzelnen  Falle  zun 


letztere  im  Eingänge  des  bisherigen  Bahnreglements  gebraucht;  beide  sin 
gleichbedeutend. 

3  Nach  der  im  Reichs-Eisenbahn-Amt  bearbeiteten  Statistik  Bd. 
Anhang  II  waren  zu  Ende  des  Jahres  1835  nur  6,4  km  (Nürnberg- Fürt! 
zu  Ende  1850  bereits  6073,74  km  deutscher  Bahnen  eröffnet.  Am  Schlus 
des  Betriebsjahrs  1893/94  betrug  nach  Bd.  XIV,  Tab.  3  dieser  Statistik  d 
Betriebslänge  der  vollspurigeu  deutschen  Bahnen  43  783,63  km,  wozu  n* 
Tab.  33  noch  1340,34  km  Schmalspurbahnen  und  nach  Tab.  35  weite 
2982,02  km  Privatanschlussbahnen  kommen. 

*  Der  Ausdruck  „Betriebs-Reglement"  ist  für  diese  Ordnungen  i 
sofern  kein  ganz  bezeichnender,  als  damit  nicht  der  ganze  Betrieb  (im  Gege: 
satz  zum  Bau)  geregelt  werden  sollte,  sondern  nur  der  Betrieb,  soweit  ■ 
sich  auf  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  bezieht.  (Vgl.  auch  Lms" 
Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  2,  S.  124,  dessen  Kritik  aber  zu  weit  geht,  ui 
Tlhiph,  Betriebs-Reglements  etc.,  in  den  Verhandlungen  des  Verein»  f 
Eisenbahnkunde,  1889,  S.  12).  Mit  Rücksicht  hierauf  ist  für  die  im  J*h 
1892  publizirte  neue  Fassung  des  „Betriebs-Reglements  für  die  Eisenbahn« 
Deutschlands"  der  an  sich  bezeichnendere,  obschon  dem  im  Handelsgeie* 
buch  und  in  der  Reichsverfassung  beobachteten  Sprachgebrauch  nicht  et; 
Kprechend«'  Ausdruck  „Verkehrs -Ordnung4*  gewählt  worden.  VgL  *'<-** 
unten  Anin.  18  und  19. 
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Vertrage    (lex    contractus)    zwischen    der   Eisenbahn    und    dem 
Publikum5. 

Mit  der  Vermehrung  der  Bahnen  und  dem  Wachsen  ihres 
Zusammenhangs  ergab  sich  mehr  und  mehr  das  Bedürfniss  einer 
gewissen  Uebereinstimmung  dieser  Betriebs-Reglements,  zumal  es 
bis  zum  Anfang  der  1860  er  Jahre  an  einheitlichen  handelsgesetz- 
lichen Bestimmungen  für  Deutschland  mangelte.  Diesem  Bedürfnisse 
ist  durch  den  „Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungen" 
in  zweckmässigster  Weise  entsprochen  worden0.  Hervorgegangen 
aus  dein  am  10.  Nov.  1846  gegründeten  und  ursprünglich  andere 


5  H.-G.-B.  Art.  423,  insbesondere  die  Worte  „durch  Verträge  (mittelst 
Reglements  oder  durch  besondere  Uebereinkunft)".     Vgl.  auch  unten  Xo.  7. 

Schon  vor  dem  Bestehen  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
gesetzbuches hat  diese  Theorie  geherrscht.  Siehe  namentlich  W.  Koch, 
Deutschlands  Eisenbahnen  (1860),  II  S.  122  Anm.  3,  142  ff.  und  die  Ausfüh- 
rungen von  Goldschmidt,  in  dessen  Zeitschrift,  Bd.  IV  (1861),  S.  591  ff. 
Hiernach  sind  die  Betriebsreglements  der  Eisenbahnen  nicht,  wie  Thöl 
in  seinem  Handelsrecht  III,  S.  90,  anzunehmen  scheint,  Vertragsofferte 
(s.  indess  seine  handelsrechtlichen  Erörterungen  S.  29/30),  auch  nicht  —  wie 
Eöer.  Das  deutsche  Frachtrecht,  2.  Aufl.,  III  S.  198  meint  —  Aufforderungen 
zu  Vertragsofferten,  sondern  Ankündigungen  allgemeiner  Bedingungen,  unter 
welchen  die  Eisenbahn  sich  bereit  erklärt,  Frachtverträge  abzuschliessen. 
Dies  ist  auch  der  Standpunkt  der  Praxis.  So  hat  namentlich  das  Reichs- 
oberhandelsgericht, I.  Sen.,  durch  Erkenntniss  vom  12.  Nov.  1872  (Entsc  h 
Bd.  8,  S.  28)  ausgesprochen,  dass  das  Vereinsgüterreglement  vom  1.  März  1865 
als  eine  Vertragsnorm  zu  betrachten  sei,  deren  Auslegung  sich  der  Kritik 
des  Nichtigkeit srichters  entziehe.     Vgl.  auch  unten  Nr.  7  bei  Anm.  42. 

e  Ueber  die  Thätigkeit  des  Vereins,  auch  nach  anderen  Seiten,  finden 
«ich  ausführliche  Mittheilungen  in  der  seit  1.  Juli  1861  zu  Leipzig  und  vom 
1.  Jan.  1875  ab  zu  Berlin  unter  der  bewährten  Redaktion  von  Dr.  W.  Koch 
erscheinenden  „Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen",  welche 
als  Vereinsorgan  eine  der  unmittelbarsten  und  lautersten  Quellen  für  die 
Geschichte  des  Betriebsreglements  bildet.  Vgl.  auch  Ulrich,  Das  Eisen- 
bahntarifwesen, S.  50 ff.;  Kaufmann,  Die  mitteleuropäischen  Eisenbahnen, 
o.  167 ff.  —  Ueber  die  Entstehung  des  Betriebsreglements  vgl.  namentlich: 
^Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen  (1860),  IIS.  8  ff.;  W.  Koch,  Das  deutsche 
Eisenbahntransportrecht  (1866),  S.  6 — 11;  Rückdeschel,  Kommentar  zum 
Betriebs-Reglement  (1880),  S.  1— 5;  Wehrmann,  Das  Eisenbahnfrachtgeschäft 
S-3Ö.;  Eger,  Deutsches  Frachtrecht,  2.  Aufl.,  III  S.  152—165;  Ulrich,  Be- 
ll* 


^: 
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Zwecke  verfolgenden  „Verband  preussischer  Eisenbahndirek- 
tionen"7, hat  der  seit  1847  bestehende  „Verein  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen",  welchem  im  Laufe  der  Zeit  nicht  nur  fast 
ßämmtliche  deutschen  und  österreichisch-ungarischen,  sondern  dem- 
nächst auch  luxemburgische,  niederländische,  belgische,  russische 
und  rumänische  Verwaltungen  beigetreten  sind,  eine  seiner  ver- 
nehmlichsten Aufgaben  in  der  Schaffung  eines  gemeinsamen  Be- 
triebsreglements für  alle  ihm  angehörigen  Bahnen  erkannt. 

Schon  im  Jahre  1847  einigte  man  sich  über  „Normativ- 
bestimmungen für  Personen-,  Gepäck-,  Leichen-  und  Viehbeförde- 
rung", mit  der  Massgabe,  dass  die  Spezialreglements  der 
Vereinsbahnen  damit  nicht  im  Widerspruche  stehen 
dürfen8.     Diese  Vereinbarungen    traten    am    1.   Jan.    1849    in 


triebsreglements  etc.,  in  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde, 
1889,  S.  12  ff. 

7  Anfänglich  war  nur  beabsichtigt,  sich  der  preussisehen  Regierung 
gegenüber  zu  Petitionen  und  Beschwerden  in  allen  die  preussisehen  Eisen- 
bahngesellschaften im  Allgemeinen  berührenden  Angelegenheiten  zu  ver- 
binden. Aber  schon  auf  der  zweiten  Versammlung  dieses  ursprünglich  nur 
aus  preussisehen  Privatbahnen  bestehenden  Verbands,  am  28./20.  Juni  1847, 
wurde  einstimmig  beschlossen,  sämmt liehe  deutschen  Eisenbahnverwaltungen, 
auch  die  Staatsbahnen,  zum  Beitritt  einzuladen  und  hiernach  die  Statuten 
abzuändern.  Gleichzeitig  wurde  ein  Geschäflsreglement,  sowie  „die  Nieder- 
setzung  einer  Kommission  zur  Ausarbeitung  allgemeiner  Grundsätze,  die  den 
Betriebs-Reglements  sämmtlicher  Bahnen,  sowohl  in  Bezug  auf  Personen-,  als 
auch  auf  Güterverkehr  zu  Grunde  zu  legen  seien",  beschlossen.  Vgl.  die 
Aufsätze  „Zur  Geschichte  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen*  in 
der  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  von  1861,  S.  \ 
101,  113. 

8  Diese  Bestimmung  des  unter   den  Bahnen   getroffenen  Uebereinkom- 
niens  war  eine  überaus  wichtige.   Das  durch  die  Normative  geschaffene  sub- 
jektive Recht  (Vertragsrecht.)   gewann   damit  in   seinen  Wirkungen  that- 
sächlich   die   Bedeutung   von   objektivem  Recht  (Gesetz),  ja  sogar  eines 
zwingenden  Gesetzes,  da  das  Publikum  genöthigt  war,    sich  den  von  den 
Bahnen    vereinbartun    einheitlichen  Normen   zu   unterwerfen,    wenn   es  mit 
ihnen  einen  Beforderungsvertrag  eingehen   wollte.     Vgl.   unten  Nr.  12  a.  E- 
Hiennit  waren  die  ersten  Keime  für  die   einheitliche  Rechtsentwicklung  ge- 
geben, wie  aus  dem  Nachstehenden  näher  ersichtlich  ist. 
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Kraft  und  wurden  in  den  Jahren  1856,  1857  und  1859  unter 
dem  Titel  „Vereinsreglement  für  die  Personen-  etc.  Beförderung" 
mehrfach  revidirt.  Ferner  wurde  mit  dem  1.  April  1850  ein 
„Vereinsreglement  für  den  Güterverkehr"  eingeführt,  welches  mit 
Geltung  vom  1.  Dez.  1856  eine  neue  Fassung  erhielt,  die  — 
abgesehen  von  verschiedenen  einzelnen  Modifikationen  —  bis  zur 
Einführung  des  Güterreglements  vom  1.  März  1862  in  Wirksam- 
keit geblieben  ist. 

2. 

Der  Einfluss  des  allgemeinen  deutschen 
Handelsgesetzbuchs. 

Es  kann  nicht  genug  anerkannt  werden,  in  wie  hohem  Grade 
die  Bestrebungen  und  Massnahmen  des  —  ursprünglich  vorzugs- 
weise aus  Privatbahnen  bestehenden  —  „Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen" der  Ausbildung  des  deutschen  Verkehrsrechts 
and  namentlich  der  Einheitlichkeit  desselben   förderlich  gewesen 
sind.     Auch    der    Inhalt    der    reglementarischen  Vereinsbestim- 
mungen  entsprach,  aus  dem  Verkehr  selbst  hervorgewachsen,  im 
Allgemeinen  dem  Bedürfnisse  der  Praxis9.    Nur  vermochten  die 
Eisenbahnen   nicht   immer   der  Versuchung   zu   widerstehen,    die 
ihnen  durch  das  thatsächliche  Transportin  onopol  gegebene  Auto- 
nomie10 zu   einer  weitgehenden   Beschränkung  ihrer  Haftbarkeit 
auszunützen.     Es  ist  bekannt,    wie   dadurch   mehr  oder  weniger 


*  Ein  diese  Thatsache  anerkennendes  Zeugniss  des  französischen  Schrift- 
stellers Thaller  findet  sich  bei  Gerstner,  Internationales  Eisenbahnfracht- 
recht, S.  9  Anm.  7. 

10  Unter  Autonomie  im  eigentlichen  Sinne  versteht  man  allerdings 
nur  die  Befugnis  s ,  Rechtssätze  zu  schaffen,  welche  den  Eisenbahn  Verwal- 
tungen niemals  zugekommen  ist.  Die  sog.  Autonomie  derselben  besteht  nur 
in  dein  ihnen  neben  der  Regelung  ihres  inneren  Dienstes  zukommenden 
focht  der  Aufstellung  allgemeiner  Vertragsnonnen  in  ihren  Beziehungen 
Mm  Publikum.  Diese  an  sich  jeder  Privatperson  zustehende  Befuguiss  ge- 
fönt durch  das  thatsächliche  Transportmonopol,  dessen  Korrelat  der  Trans- 
P°rtzwang  ist,  eine  eigenthümlich  gesteigerte  Bedeutung,  so  dass  dadurch 
^  Wirkung  nach  ein  zwingendes  Recht  für  das  Publikum  geschaffen  wird. 
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begründete  Beschwerden  des  Handelsstandes  hervorgerufen  wurden, 
welchen  auch  von  unbefangener  Seite  in  verschiedenen  Punkten 
beigestimmt  werden  musste11.  Dieser  Umstand  war  von  wesent- 
lichem Einfluss  auf  die  in  den  Jahren  1857 — 1861  gepflogenen 
Verhandlungen  der  Nürnberger  und  der  Hamburger  Konferenzen 
zur  Herstellung  eines  deutschen  Handelsgesetzbuchs ia.  Wenn  auch 
an  der  bei  der  zweiten  Lesung  des  Entwurfs  (Protokolle  S.  1230ff.) 
hervorgetretenen  Absicht,  den  Eisenbahnen  Aenderungen  an  den 
handelsgesetzlichen  Vorschriften  über  das  Frachtgeschäft  gänzlich 
zu  untersagen13,  in  Folge  lebhafter  Remonstrationen  der  Eisen- 
bahnverwaltungen, bei  der  dritten  Lesung14  nicht  festgehalten 
wurde,  so  ist  doch  die  sog.  „Vertragsfreiheit",  d.  h.  die  thatsäch- 
liche  Autonomie  der  Eisenbahnen  durch  die  schliesslich  an- 
genommene Fassung  der  betreffenden  Vorschriften  des  allgemeinen 
deutschen   Handelsgesetzbuchs    wesentlich   beschränkt   worden15. 


Hierdurch  rechtfertigt  sich  der  Ausdruck  „  Autonomie",  der  in  dieser  erweiterte» 
Bedeutung  für  das  erwähnte  Verhältnis 8  allgemein  angewendet  wird.  In 
ähnlichem  Sinne  auch  Hasel,  Deutsches  Staatsrecht  (1890)  I,  S.  640  Aum.  3. 

11  S.  namentlich  die  Denkschriften  der  Handels-  und  Gewerbekammeni 
von  München,  Augsburg,  Dresden  etc.  an  die  Nürnberger  Kommission  zur 
Berathung  des  Handelsgesetzbuchs.  Vgl.  hierüber  Gold  Schmidt  in  seiner  Zeit- 
schrift IV,  S.  573,  607  ff.,  642,  und  W.  Koch,  am  gleichen  Ort  VIH,  S.  408  ff. 

12  Protokolle  der  Kommission  zur  Berathung  eines  Allgemeinen  deut- 
schen Handelsgesetzbuchs,  im  Auftrage  dieser  Kommission  herausgegeben 
von  J.  Lutz,  kgl.  bayer.  Bezirksgerichtsrath  und  erstem  Sekretär  der  Kom- 
mission, AVürzburg  1858  ff.  Verhandlungen  über  die  Entwürfe  eines  All- 
gemeinen deutschen  Handelsgesetzbuches  und  eines  Einführungsgesetzes  zu 
demselben  in  beiden  Häusern  des  (preussischen)  Landtages.  Berlin  1861. 
Ueber  den  Verlauf  der  Nürnberger  etc.  Konferenzen  vgl.  namentlich 
v.  Hahn,  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch,  3.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  9 ff.; 
Goldschmidt,  Handbuch  des  Handelsrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  84 ff.;  Thöi., 
Handelsrecht,  Bd.  I,  S.  65  ff. 

13  Vgl.  W.  Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen  II,  S.  329—331  «u  Art.  37* 
des  Entwurfs  zweiter  Lesung. 

14  Prot.  S.  489  ff.,  4778  ff. 

15  Dieser  bei  der  dritten  Lesung  getroffene  Ausgleich  zwischen  <lct> 
Interessen  des  Handelsstandes  und  der  Eisenbahnen  beruht  auf  den  Beschlüsse» 
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Nach  Art.  421  dieses  in  den  Jahren  1861 — 1865  in  den  einzelnen 
deutschen  Bundesstaaten  zur  Einführung  gelangten  Gesetzes  finden 
die  Bestimmungen  des  Tit.  5  Abschn.  1  „vom  Frachtgeschäfte 
überhaupt0  (Art.  390 — 421)  unter  Anderem  auch  Anwendung  auf 
Frachtgeschäfte  von  Eisenbahnen.  Für  diese  kommen  aber  ferner 
die  Bestimmungen  des  Abschn.  2  „von  dem  Frachtgeschäft  der 
Eisenbahnen  insbesondere"  (Art.  423 — 431)  zur  Anwendung.  Im 
Abschn.  2  ist  namentlich  die  Verpflichtung  der  Eisenbahnen  zur 
Eingehung  des  Frachtgeschäftes  vorbehaltlich  gewisser  Voraus- 
setzungen ausgesprochen  (Art.  422)  und  denselben  (im  Art.  423) 
verboten,  die  Anwendung  der  in  den  Artt.  395,  396,  397,  400, 
401,  408  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  des 
Frachtführers  zum  Schadensersatze  zu  ihrem  Vortheil  durch  Ver- 
träge (mittelst  Reglements  oder  durch  besondere  Uebereinkunft) 
im  Voraus  auszuschliessen  oder  zu  beschränken,  ausser  soweit 
solches  durch  die  nachfolgenden  Artikel  (424  ff.)  ausdrücklich  zu- 
gelassen ist. 

Auf  Grund  dieser  Vorschriften  haben  die  Vereinsverwaltungen 
im  Anfang  der  1860er  Jahre  sowohl  ihre  Normativbestimmungen 
für  den  Personen-  etc. Verkehr  unter  der  Bezeichnung  „Vereins- 
reglement für  die  Beförderung  von  Personen,  Reisegepäck,  Leichen 
und  lebenden  Thieren",  als  auch  das  „Vereinsgüterreglement" 
13.  oben  Xo.  1  a.  E.)  einer  sorgfaltigen  Durchsicht  unterzogen 16, 
welche  in  den  neu  redigirten  Reglements  der  Jahre  1862  und  1865 
ihren  Abschluss  gefunden  hat. 

3. 

Der  Einfluss  der  Bundes-  und  der  Reichsverfassung. 

Wie  aus  der  bisherigen  Darstellung  hervorgeht,  waren  sowohl 
die  Betriebs-Reglements  der  einzelnen  Bahnen,  als  diejenigen  des 


des  Berliner  Handelstages  vom  Winter  1860/61,  welche  demnächst  von  Preussen 
befürwortet  wurden. 

11  Näheres  bei  W.  Koch,  Das  Eisenbahntransportrecht  S.  89. 
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Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  der  freien  Initiative  der 
letzteren  entsprungen  und  deren  eigenstes  Werk.  Die  Autonomie 
der  Bahnen  unterlag  zwar,  je  nach  den  territorialen  Bestimmungen17, 
der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Genehmigung  des  Staates. 
Sie  war  auch,  wie  oben  (No.  2)  gezeigt,  durch  das  allgemeine 
deutsche  Handelsgesetzbuch  gewissen  Beschränkungen  unterworfen 
worden.  Aber  die  Betriebs-Reglements  waren,  sowohl  bei  den 
Staats-  als  bei  den  Privatbahnen,  nicht  Ausflüsse  der  Staats- 
gewalt, sondern  im  Verwaltungswege  ergangene  Festsetzungen  und 
Kundgebungen  der  Eisenbahnen. 

Einen  vollständigen  Umschwung  brachte  die  Verfassung 
des  norddeutschen  Bundes  vom  26.  Juli  1867  (Bundes- 
gesetzblatt S.  lff.)  durch  ihre  das  Eisenbahnwesen  betreffenden 
Vorschriften ,  welchen  die  entsprechenden  Bestimmungen  der 
Reichsverfassung  vom  16.  April  1871  (Reichsgesetzblatts.  63ff.) 
genau  nachgebildet  sind.  Nach  Art.  4  im  Eingang  und  Ziff.  8 
dieser  Grundgesetze  unterliegt  das  Eisenbahnwesen  der 
Aufsicht  und  der  Gesetzgebung  des  Bundes  bezv,.  des 
Reiches  im  Interesse  der  Landesverteidigung  und  des 
allgemeinen  Verkehrs.  Und  im  Abschn.  7  „Eisenbahnwesen" 
ist  eine  Reihe  besonderer  Vorschriften  gegeben,  deren  bedeut- 
samste der  grundlegende  Satz  des  Art.  42  ist,  dass  die  Bundes- 
regierungen sich  verpflichten ,  die  deutschen  Eisenbahnen  im 
Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  wie  ein  einheitliches 
Netz  verwalten  zu  lassen.  Nachdem  ferner  im  Art.  43  über- 
einstimmende   Betriebseinrichtungen    mit    gleichen   Bahn* 


17  Dazu  gehören  namentlich  die  Konzessionen  der  einzelnen  Prirat- 
bahnen.  Eine  allgemeinere  gesetzliche  Regelung  ist  für  deutsche 
Bahnen  nur  erfolgt  durch  das  preussische  Gesetz  über  die  Eisenbahnunter- 
nehmungen  vom  3.  Xov.  1838,  in  Oesterreich  durch  das  Konzewionsgetftx 
vom  14.  Sept.  1854,  welchem  „Allgemeine  Bestimmungen  über  das  bei  tle° 
Eisenbahnen  zu  beobachtende  Konzessioussystem"  (1837  und  1838)  und  d10 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  vorangegangen  waren.  Ueber 
den  Begriff  der  „Autonomie"  8.  oben  Anm.  10. 
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polizeireglements 18  vorgesehen  und  im  Art.  44  die  obersten 
Direktive  für  Einrichtung  direkter  Verkehre  gegeben  sind,  ist 
im  Art.  45  unter  Anderem  bestimmt,  „dem  Reiche  steht  dieKontrole 
über  das  Tarifwesen  zu.  Dasselbe  wird  namentlich  dahin  wirken, 
dass  baldigst  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen  übereinstimmende 
Betriebs-Reglements19  eingeführt  werden". 

Diese  letztere  —  hier  vorzugsweise  in  Betracht  kommende  — 
Vorschrift  hat  schon  der  Bundesrath  des  norddeutschen  Bundes 
dadurch  vollzogen,  dass  er  selbst,  kraft  des  dem  Reiche  nach 
Art.  4  der  Verfassung  zustehenden  Aufsichtsrechts,  derartige 
Normativbestimmungen  erliess,  diese  aber  ihrem  Inhalte  nach  an 
die  bestehenden  reglementarischen  Vorschriften  des  Vereins  deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen  aufs  Engste  anschloss.  In  diesem 
Sinne  ist  „in  Ausführung  des  Art.  45  der  Bundes- Verf. u  das 
„Betriebs-Reglement  für  die  Eisenbahnen  im  norddeut- 
schen Bunde"  vom  10.  Juni  1870  vom  Bundesrath  beschlossen 
und  durch  den  Bundeskanzler  (im  Gesetzblatt  von  1870  S.  419 ff.) 
veröffentlicht  worden. 

Durch  diesen  bedeutsamen  Vorgang  ist  für  den  inneren  deut- 
schen Verkehr  an  die  Stelle  der  autonomen  Reglements  der 
Bahnen  eine  den  letzteren  im  Wege  der  Reichsaufsicht  auferlegte 
staatliche  Ordnung  getreten.  Diese  hat  aber  nicht  nur  den 
wesentlichen  Inhalt  der  bisher  in  Geltung  gewesenen  bahnseitig 
festgesetzten  Bestimmungen  in  sich  aufgenommen,  sondern  sie  hat 
auch  deren  rechtliche  Natur  wenigstens  nach  der  Richtung  un- 
verändert gelassen,  dass  diese  Festsetzungen  dem  Publikum  gegen- 
über nach  wie  vor  als  allgemeine  Vertragsnormen  für  das  im  ein- 
zelnen Falle  abzuschliessende  Frachtgeschäft  gelten20. 

1S  Für  diese  ist  neuerdings  der  Ausdruck  „Betriebs-Ordnung"  ge- 
wählt.    Vgl.  oben  Anna.  4. 

10  Diese  werden  jetzt  als  „Verkehrs-Ordnung"  bezeichnet,  s.  oben 
Anm.  4. 

20  S.  oben  No.  1  bei  Anm.  5.  Das  Nähere  über  die  rechtliche  Natur 
der  Verkehrs-Ordnung  8.  unten  No.  II,  5 — 12. 
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Nachdem  die  erwähnten  Bestimmungen  der  Bundesverfassung, 
insbesondere  auch  der  Art.  45,  unverändert  in  die  Verfassung  des 
Deutschen  Reichs  vom  16.  April  1871  übergegangen  waren,  wurde 
das  Betriebs-Reglement  vom  10.  Juni  1870,  mit  wenigen  Abände- 
rungen21, vom  1.  Jan.  1872  ab  als  „Betriebs-Reglement  für 
die  Eisenbahnen  Deutschlands"  durch  Beschluss  des  Bundes- 
raths  (Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  22.  Dez.  1871, 
R.-Ges.-Bl.  S.  473)  auch  auf  die  Eisenbahnen  von  Württemberg, 
Baden,  Südhessen  und  El sass- Lothringen  anwendbar  erklärt. 

In  Bayern  erfolgte,  mit  Rücksicht  auf  dessen  im  Art. 46 
Abs.  2  der  Reichs-Verfassung  gewährleistetes  Reservatrecht,  die  Ein- 
führung des  Betriebs-Reglements  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands, 
gleichfalls  mit  Wirkung  vom  1.  Jan.  1872,  durch  landesherrliche 
Verordnung22. 

Auch  in  Oesterreich  und  Ungarn  sind  demnächst  (unterm 
1.  Juli  1872)  staatliche  Betriebs-Reglements  erlassen  worden,  welche 
sich  an  das  Betriebs-Reglement  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
in  den  meisten,  wenn  auch  nicht  in  allen  Punkten  anschlössen. 
Diese  Reglements  sind,  unter  Berücksichtigung  der  Ergebnisse 
einer  von  der  Handelskammer  in  Wien  angeregten  Transport- 
enquete, seitens  des  österreichischen  Handelsministers  und  des 
ungarischen  Kommunikationsministers  unter  einander  überein- 
stimmend ergangen  und  am  1.  Aug.  1871  in  Wirksamkeit  ge- 
treten 23. 

Da  alle  diese  staatlichen  Reglements,  wie  auch  die  für  die 
Niederlande  und  Luxemburg  erlassenen,  für  ihr  Gebiet  insoweit 
absolute  Geltung  beanspruchten,  als  in  deren  Eingangsbestim- 
mungen  nur  sie  ergänzende  oder  dem  Publikum  günstigere  Tarif- 
vorschriften der  Bahnen  für  zulässig   erklärt   sind,   so  waren  die 


21  Eine  weitere  Aenderung  ist  laut  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers 
vom  5.  Aug.  1872  (R.-Ges.-Bl.  S.  360)  eingetreten. 

22  Vgl.  unten  Anm.  27  a.  E.  und  34'. 

23  Vgl.  unten  am  Ende  dieser  Nummer,  sowie  der  No.  4. 
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ereinsbahnen  nunmehr  in  der  Lage,  die  Festsetzungen  ihres 
eglements  denen  der  staatlichen  Ordnungen  anpassen  zu  müssen 
ad  im  Uebrigen  die  Geltung  desselben  auf  den  die  Grenzen 
Deutschlands  oder  Oesterreich- Ungarns  oder  der  Niederlande  oder 
uxemburgs  überschreitenden  wechselseitigen  Verkehr  zu  be- 
tränken24. In  diesem  Sinne  sowie  zur  thunlichsten  Behebung 
er  zwischen  dem  deutschen  und  dem  österreichisch-ungarischen 
ietriebs- Reglement  noch  bestehenden  Verschiedenheiten  wurde 
n  „Verein"  ein  neuer  Entwurf  ausgearbeitet  und  zu  Anfang  des 
ahres  1873  der  deutschen  wie  der  österreichisch-ungarischen  Re- 
[ierung  zur  Berücksichtigung  unterbreitet. 

Nachdem  auch  der  deutsche  Handelsstand  wegen  verschiedener 
Abänderungen  des  Betriebs-Reglements  beim  Reichskanzler  vorstellig 
geworden  war,  traten  zu  Ende  des  Jahres  1873  in  dem  kurz  zuvor25 
errichteten  Reichs-Eisenbahn-Amt,  nach  erfolgter  Anhörung 
on  Vertretern  der  Verkehrsinteressenten,  Kommissare  der  beider- 
ßitigen  Regierungen  zusammen,  welche  sich  über  eine  fast  durch- 
eg  übereinstimmende  Fassung  der  für  Deutschland  und  für  Oester- 
iich-Ungarn  einzuführenden  neuen  Bestimmungen  verständigten, 
uf  Grund  der  Ergebnisse  dieser  die  Vorschläge  der  Eisenbahnen 
>Mrie  die  Wünsche  des  Handelsstandes  thunlichst  berücksichtigen- 
-ti  Verhandlungen26,  ist  demnächst  ein  Entwurf  im  Reichseisen- 
fchnamt  ausgearbeitet  und  dem  entsprechend  das  Betriebs- 
-eglement  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  11.  Mai 
8  74  vom  Bundesrath  beschlossen  und  durch  den  Reichskanzler 
ekannt  gemacht  worden27.    Auf  der  gleichen  Grundlage  sind  für 


-4  S.  die  Eingangsbestimmungen  des  früheren  Vereinsreglements. 

25  Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1873,  R.-Ges.-Bl.  S.  164. 

28  Welche  indess  nicht  zu  einem  formlichen  internationalen  Abkommen 
efiihrt  haben. 

27  Die  Veröffentlichung  erfolgte  im  Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich 
*°«  21  S.  179  ff.),  unter  gleichzeitiger  Ankündigung  der  letzteren  im  Reichs- 
?setzblatt  (So.  17  S.  84).  Auch  dieses  Reglement  ist  für  Bayern  durch 
ne  kgl.  Verordnung  eingeführt  worden. 
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Oesterreich  und  Ungarn  durch  die  betreffenden  Ressortminister 
das  „Betriebs-Reglement  für  die  Eisenbahnen  der  im  Reichsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  Länder"  und  das  „Betriebs-Reglement 
für  die  Länder  der  ungarischen  Krone"  unterm  10.  Juni  1874 
erlassen  worden  und  gleichzeitig  mit  dem  deutschen  Reglement, 
am  1.  Juli  1874,  in  Kraft  getreten. 

Auch  die  vielfachen,  in  den  Jahren  1876 — 1892  vorgenom- 
menen Abänderungen  einzelner  Vorschriften  dieser  Reglements 
haben  in  den  beiden  Reichen,  soweit  es  die  inneren  Bedürfnisse 
gestatteten ,  gleichen  Schritt  gehalten.  Das  Vereinsreglement 
aber,  welchem  vor  Einführung  der  staatlichen  Reglements  die 
Initiative  zugefallen  war,  hatte  sich  diesen  nunmehr  successive  zu 
konfonniren 28. 

4. 

Der  Einfluss  des  internationalen  Uebereinkommens. 

Durch  das  zu  Bern  am  14.  Okt.  1890  abgeschlossene  und 
mit  dem  1.  Jan.  1893  in's  Leben  getretene  internationale 
Uebereinkomnien  über  den  Eisenbahn-Frachtverkehr  sind 
zwar  die  inneren  Rechte  der  vertragschliessenden  Staaten,  zu 
welchen  namentlich  auch  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn, 
sowie    die  übrigen   durch   ihre  Bahnen  am  „Verein"    betheiligten 


29  In  der  Folge  sind  für  das  Vereinsreglement,  soweit  der  Güterverkehr 
in  Betracht  kommt,  die  Bestimmungen  des  Internationalen  Uebereinkommens 
massgebend  geworden,  s.  unten  Xo.  4  a.  E.  Es  ist  nur  der  natürliche  L*uf 
der  Dinge  und  entspricht  durchaus  der  mehr  und  mehr  zur  Geltung  ge* 
langenden  Natur  der  Eisenbahn  als  einer  öffentlichen  Verkehrsanstalt ,  das* 
der  Staat,  thcils  in  Ausübung  seines  Gesetzgebungs-  und  Aufsichtsrechts, 
theils  mittels  Abschlusses  völkerrechtlicher  Verträge,  die  ursprünglich  von 
den  Eisenbahnen  ausgegangene  Ordnung  ihrer  Verkehrsbeziehungen  zum 
Publikum  selbst  in  die  Hand  nimmt.  Den  Eisenbahnen  bleibt  dabei  durch 
den  ihnen  überlassenen  Ausbau  dieser  Institutionen  mittels  ihrer  Tarife,  In* 
struktionen  und  sonstigen  Verwaltuugsinassnahmen  und  deren  Anpassung  »nf 
die  stets  wechselnden  Bedürfnisse  des  Verkehrs  auch  auf  diesem  Gebiete  noch 
ein  grosses  und  fruchtbares  Feld  der  Thätigkeit.  Vgl.  den  Schluss  des  Avi- 
satzes  in  Xo.  82  S.  780  der  Vereinszeitung  von  1891. 
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aaten29  mit  Ausnahme  von  Rumänien  gehörten,  grundsätzlich 
berührt  geblieben.  Es  lag  aber  in  der  Natur  der  Verhältnisse, 
ss  jeder  der  vertragschliessenden  Staaten  sein  internes  Recht 
n  neu  vereinbarten  internationalen  Bestimmungen  soweit  anzu- 
ssen  suchte,  als  die  Bedürfnisse  des  inneren  Verkehrs  dies 
heischten    o4er  wenigstens   gestatteten80.     In    Oesterreich   und 


*d  S.  oben  No.  1,  S.  164. 

80  In  dieser  Richtung  war  der  allein  gangbare  Weg  zum  Ziele  mög- 
hster  Einheitlichkeit  des  internationalen  und  des  inneren  Eisenbahnfracht- 
chts  schon  von  Anfang  an  durch  den  schweizerischen  Entwurf  eines  inter- 
zonalen Uebereiukommens  in  dem  erläuternden  „Memorial"  weise  vor- 
szeiclraet  und  von  den  vertragschliessenden  Staateu  einmüthig  und  mit 
irfolg  eingeschlagen  worden. 

Der  angeblich  einfachere  und  kürzere  Weg,  die  Rezeption  der  damaligen 
eutschen  Bestimmungen  durch  die  übrigen  Staaten,  und  zwar  auch  für  deren 
meres  Recht  zu  verlangen,  hätte  nur  den  einen  Nachtheil  gehabt,  dass  er 
ir  kernen  der  nicht  dem  deutschen  Rechtsgebiete  angehörigen  Staaten  be- 
«tbar  war.  Wenn  der  Urheber  dieses  Vorschlages  —  Eoer,  Die  Einführung 
nes  internationalen  Eisenbahnfrachtrechts,  Breslau  1877  —  meint,  dass  sein 
irauf  gegründeter  Entwurf  von  massgebendem  Einfluss  auf  das  Rechtssystem, 
>n  Inhalt  und  den  Umfang  des  internationalen  Uebereinkommens  gewesen 
i  —  derselbe,  Preussisches  Eisenbahnfrachtrecht  II,  S.  263  —  und  wenn  er 
-*h  als  den  eigentlichen  Schöpfer  des  eine  ganz  andere  Tendenz  verfolgenden 
ltwurfs  deutscher  Kommissare  darzustellen  sucht  —  derselbe  in  Laband's 
rchiv  für  off.  Recht  III,  S.  369  und  in  seinen  beiden  Kommentaren  zum  Inter- 
zonalen Ueberehikommen ,  wo  diese  Behauptung  fast  bei  jedem  einzelnen 
"tikel  wiederkehrt,  sowie  neuerdings  in  seinem  Kommentar  zur  Verkehrs- 
"dnung  —  so  beruht  diese  anscheinende  Selbsttäuschung  auf  einer  Ver- 
KihseliiDg  der  (lediglich  den  deutschen  Gesetzes-  und  Reglementsbestimmungen 
tlelmten)  äusseren  Form  mit  dem  Wesen  und  der  Tendenz  seiner  Vor- 
liege. Wenn  er  endlich  in  seinem  Handbuch  des  preussischen  Eisenbahn- 
ihts  II,  S.  263  u.  A.  meint,  dass  seine  Ansicht  „in  der  Theorie  und  Praxis 
seitig  übereinstimmend  anerkannt  sei",  so  ist  dem  gegenüber  auf  die  Aus- 
irungen  von  Gerstner,  Internationales  Eisenbahnfrachtrecht  S.  18/19  und 
der  Zeitschrift  für  den  internationalen  Eisenbahntransport  1893,  S.  125,  vgl. 
t  150 — 152  zu  verweisen.  Den  EoER'schen  Ansprüchen  ist  auch  v.  d.  Leyen 
Goldschmidt's  Zeitschrift.  N.  F.  Bd.  XXV,  S.  504  ff.,  622  und  W.  Koch  in 
%  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  1893,  S.  247  ent- 
fcngetreten. 

Thatsächlich    hat    sich   Deutschland  bemüht,   diejenigen   seiner    damals 
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Ungarn    wurde    hierzu   der  Regierung   durch  das   Einf.-G. 
internationalen  Uebereinkommen  vom  27.  Okt.  1892  (R.-Ges 
S.  64  No.  187)   eine  ausdrückliche  Ermächtigung  ertheilt. 
ähnliche  Vollmacht   ist  der  italienischen  Regierung  in  dem 
Einf.-G.  vom  15.  Dez.  1892  (Ges.-Samml.  No.  710)  ausgeste 
In  Deutschland  ist  eine  Revision  des  Betriebs- Reglements  d 
den  Bundesrath  in  thunlichstem  Anschluss  an  die  internatior 
Abmachungen  auch  ohne  Zuhülfenahme  der  Gesetzgebung  w< 
stens  insoweit  für  angängig  erachtet  worden,   als  nicht,   wie 
nur  bezüglich  weniger  Vorschriften  der  Fall  war,  verbietende 
Stimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  (Art.  423)  entgegenstände 
Auch  diesmal  einigten  sich  wieder  die  Regierungen  Deut 
lands  und  Oesterreich-Ungarns    im   kommissarischen  Wege  i 


geltenden  Bestimmungen,  welche  sich  durch  die  Erfahrung  bewährt  hi 
—  wozu  aber  die  von  gegnerischer  Seite  als  unumgänglich  bezeicha 
Maximalentschädigungssätze  für  verlorenes  und  beschädigtes  Gut  nicht 
hörten  —  zur  Annahme  für  den  internationalen  Verkehr  zu  empfehlen,  w 
die  inneren  Rechte  ganz  unberührt  blieben.  Diese  weise  Mässiguog  htt 
einem  vollständigen  Erfolge  geführt.  Welches  das  Ende  des  entgegengeseti 
Weges  gewesen  wäre,  kann  nicht  zweifelhaft  sein. 

31  In  anderen  Staaten  sind  besondere  Gesetze  für  das  innere  Eisenbi 
Frachtrecht  erlassen  worden,  welche  sich  an  die  Bestimmungen  des  Bei 
Uebcreinkommens  mehr  oder  weniger  eng  anschliessen.  Am  meisten  ist  < 
der  Fall  im  schweizerischen  Bundesgesetz  betreffend  den  Transport 
Eisenbahnen  vom  29.  März  1893,  auf  Grund  dessen  der  schweizerische  Born 
rath  unterm  11.  Dez.  1893  ein  neues  „Transportreglement  der  schweizeri« 
Eisenbahn-  und  Dampfschiffunternehmiuigen",  gültig  vom  1.  Jan.  1894, 
lassen  hat.  Auch  das  belgische  Gesetz  vom  15.  Aug.  1891  hat  die  bi« 
geltenden  betreffenden  Bestimmungen  des  code  de  commerce  dem  in 
nationalen  Uebereinkommen  in  vielen  Beziehungen  angepasst.  Ebenso 
das  neue  italienische  Handelsgesetzbuch,  gültig  vom  1.  Jan.  1883  whI 
italienische  Tarif  vom  Jahre  1885,  sowie  noch  mehr  das  russische  fi» 
bahu-Statut  (Gesetz)  vom  12.  Juni  1885  durch  die  damals  noch  schweb«« 
Verhandlungen  über  das  internationale  Uebereinkommen  stark  beein&n 
Das  Gleiche  gilt  vom  französischen  Gesetz  vom  11.  April  1888  betreff« 
die  Aeuderung  der  Artt.  105  und  108  des  code  de  commerce. 

32  Soweit  dies  der  Fall    war,   verblieb   es  vorerst    bei   den  bisherig 
Bestimmungen. 
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ne  möglichst  übereinstimmende  Fassung  der  beiderseits  zu  er- 
ssenden  reglementarischen  Bestimungen,  ohne  indess  hierüber 
q  förmliches  Abkommen  zu  treffen 33.  Die  Revision  schloss  sich, 
weit  der  Güterverkehr  in  Betracht  kam,  möglichst  genau  an 
is  Internationale  Uebereinkommen  an,  dieses  in  vielen  Stücken, 
imentlich  wo  dasselbe  auf  die  lokalen  Bestimmungen  verwiesen 
.t,  und  zwar  meist  im  Sinne  des  bisherigen  Betriebs-Reglements 
id  verschiedener  allgemeiner  Taritbestimmungen ,  ergänzend. 
ach  den  Personenverkehr  und  die  sich  diesem  enger  anschlies- 
nden  Beförderungsarten  für  gewisse  Gegenstände  (Reisegepäck, 
biere  etc.)  haben  die  für  den  Güterverkehr  vereinbarten  Grund- 
ize  des  Internationalen  Uebereinkommens  vielfach  analoge  An- 
endung  gefunden.  Die  prinzipiell  wichtigste  Neuerung  besteht 
irin,  dass  —  in  analoger  Anwendung  der  Vorschriften  des  Art.  4 
3S  Internationalen  Uebereinkommens  —  die  Eisenbahnen  auch 
-gänzende  oder  dem  Publikum  günstigere  Bestimmungen  nicht 
lehr,  wie  früher,  unter  der  alleinigen  Bedingung  der  Auf- 
tihme  in  die  Tarife  selbständig  treffen  können,  dass  vielmehr 
rgänzende  Bestimmungen  nur  mit  Genehmigung  der  Landes- 
ufsichtsbehörde  und  abweichende  nur  mit  weiterer  Zustimmung  des 
leichseisenbahnamts  erlassen  werden  dürfen;  letztere  sind  ausser- 
em,  auch  wenn  dem  Publikum  günstiger,  nur  statthaft  für  Bahnen 
atergeordneter  Bedeutung  und  bei  eigenartigen  Betriebsverhält- 
tssen34.  Im  Uebrigen  sind  die  in  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
»machten  Erfahrungen  überall  zu  Rathe  gezogen  worden. 

Auf  solcher  Grundlage  ist  der  Entwurf  eines  revidirten  Be- 
iebs-  Reglements  im  Reichs-Eisenbahn-Amt  aufgestellt,  vom  Bundes- 
itheals  „Verkehrs-Ordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutsch- 


M  Näheres  über  die  betreffenden  Konferenzen  s.  bei  v.  d.  Lkyex  in  (inld- 
bmidt's  Zeitschrift  Bd.  41  (N.  F.  25)  S.  512/13. 

**  Die  Neuerung  bezweckt  grössere  Einheitlichkeit  in  der  Anwendung 
id  Fortbüdong  des  Begleinents.  Hierüber  auch  v.  d.  Lf.yex  in  Goldschmidt's 
?it»chrift.    N.  F.    Bd.  XXV,  S.  21. 
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lands~  beschlossen  und  diese  unterm  15.  Nov.  1892  durch  den 
Reichskanzler  mit  Geltung  vom  1.  Jan.  1893  bekannt  gemacht 
worden84*.  Mit  demselben  Tage  sind,  damit  nahezu  gleichlautend, 
von  den  Handelministern  Oesterreichs  und  Ungarns  die 
„Betriebs-Reglements  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder"  bezw.  „für  die  ungarischen  Eisenbahnen* 
vom  10.  Dez.  1892  (R.-G.-Bl.  No.  207)  in  Kraft  getreten. 

Auch  der  Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
hat  ein  neues  Betriebs-Reglement,  gültig  vom  1.  Jan.  1893  ver- 
öffentlicht86, welches  für  den  Güterverkehr  die  Bestimmungen 
des  Internationalen  Uebereinkommens  mit  verschiedenen  ergänzen- 
den Zusätzen 30  enthält  und  sich  im  Uebrigen  an  die  neuen  regle- 
mentarischen Vorschriften  für  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn 
möglichst  eng  anschliesst. 

II.  Rechtliche  Natur  der  Verkehrs-Ordnung. 

5. 

Wie  aus  obiger  Darstellung  hervorgeht,  sind  den  ursprüng- 
lich von  den  Eisenbahnverwaltungen  autonom  festgesetzten  und 
dem  Publikum  als  Vertragsnormen  auferlegten  Betriebs-Reglements 
mit  der  Zeit  staatlich  erlassene  Ordnungen  substituirt  worden. 
Eine  solche  ist  —  gerade  wie  die  vorangegangenen  Betriebs- 
Reglements  für  die  Eisenbahnen  des  Norddeutschen  Bundes  und 
für   die   Eisenbahnen  Deutschlands  —  auch  die  vom  Bundesrate 


3*»  Dies  ist  im  Reichsgesctzblatt  von  1892  No.  41,S.  923  geschehen. 
Das  hierzu  gewählte  Organ  wurde  der  Bedeutung  der  Verkehrsordnung  ßr 
entsprechender  gehalten  als  das  seit  1874  für  derartige  VeröffentlichuDire11 
benutzte  Central blatt  für  das  Deutsche  Reich.  Für  Bayern  ist  die  R11" 
führuug  wieder  im  AVege  kgl.  Verordnung  erfolgt.  Vgl.  oben  Xo.  3  b*1 
Anm.  22. 

SÄ  Als  Beilage  der  Vereins-Zeituug  von  1892. 

•;e  Dem  Internationalen  Uebereinkommen  widersprechende  Bestimmung*0 
würden  gemäss  Art.  4  dieses  Staatsvertrages,  welchem  säramtliche  Verein*" 
bahnen,  mit  Ausnahme  der  rumänischen,  in  ihrem  wechselseitigen  internaUO' 
nalen  Verkehr  unterworfen  sind,  nichtig  sein.    Vgl.  oben  Xo.  3  a.  E. 
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sene  und  vom  Reichskanzler  bekannt  gemachte  Verkehrs- 
l  für  die  Eisenbahnen  Deutschland.  Es  kann  fraglich  er- 
,  ob  derartige  Akte  der  Staatsgewalt  den  Charakter 
ertretender  Verordnungen  (sog.  Rechtsbefehle) 
oder  ob  sie  nur  an  die  Bahnen  gerichtete  Verwaltungs- 
darstellen, welche  —  gleich  den  von  den  Bahnen  aus- 
nen  Reglements  —  ihre  Geltung  dem  Publikum  gegenüber 
t  Vertragsrechte  schöpfen. 

de  Auffassungen  sind  in  der  Judikatur  wie  in  der  Wissen- 
ervorgetreten.  Die  Frage  hat  zwar  —  wie  sich  aus  dem 
tienden  ergiebt  —  bei  dem  dermaligen  Stande  der  Rechts- 
lg  nicht  die  grosse  praktische  Bedeutung,  welche  ihr  manche 
;eller37,  namentlich  mit  Rücksicht  darauf  beilegen,  dass 
511  der  C.-Pr.-O.  das  beim  Reichsgericht  einzulegende 
littel  der  Revision  gegen  oberlandesgerichtliche  Urtheile  nur 
gestützt  werden  kann,  dass  die  Entscheidung  auf  der  Ver- 
eines Reichsgesetzes  oder  eines  Gesetzes,  dessen  Geltungs- 
sich  über  den  Bezirk  des  Berufungsgerichts  hinaus  er- 
beruhe, wobei  nach  §  12  des  Einf.-Ges.  zur  C.-P.-O.  als 
in  diesem  Sinne  jede  Rechtsnorm  zu  betrachten  ist. 
n  möchte  es  aber  von  Interesse  sein,  die  verschiedenen 
Hingen,  welche  in  dieser  Hinsicht  hervorgetreten  sind, 
;t  vollständig  darzustellen  und  einer  kritischen  Prüfung, 
ich  vom  Standpunkte  der  Praxis,  zu  unterziehen. 

6. 

:    ersterwähnten    Anschauung    hat     sich    anfänglich    das 
oberhandelsgericht   zugeneigt.     In   den  Gründen  zum 

rgl.  u.  A.  Schott  bei  Endemann  III,  S.  465  und  —  auf  dem  ent- 
tzten  Standpunkt  stehend  —  Eger,  D.  Frachtrecht,  2.  Aufl.,  III, 
)b  die  von  diesen  und  anderen  Schriftstellern  aus  ihrer  Auffassung 
snatur  der  staatlich  erlassenen  Reglements  gezogenen  Konsequenzen, 
n  man  dieser  Auffassung  grundsätzlich  zustimmt,  zutreffen,  ergiebt 
Hauptsache  nach  aus  der  nachstehenden  Darstellung, 
für  öffentliches  Recht.  XI.  2.  jg 
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Urtbeil  vom  4.  Mai  1871  (Entsch.  des  R.-O.-H.-G.  II  S.  2551 
wird  in  dieser  Hinsicht  ausgeführt,  dass  das  Betriebs-Reglement 
des  Norddeutschen  Bundes  gemäss  Art.  45  der  Bundesverfassung 
„als  Gesetz"  erlassen  ist.  In  demselben  Sinne  bezeichnet  das 
Urtheil  vom  24.  Mai  1872  (Entsch.  des  R.-O.-H.-G.  VI  S.  276) 
das  Betriebs-Reglement  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom 
10.  Juni  1870  als  das  „gesetzliche  Betriebs-Reglement". 

Der  gleiche  Standpunkt  ist,  wenn  auch  in  verschiedenen 
Nüancirungen,  in  der  Theorie  mehrfach  vertreten. 

So  sagt  v.  Rönne  in  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reichs,  2.  Aufl.,  II,  1,  S.  321  Note  6:  „Das  Betriebs-Reglement 
vom  11.  Mai  1874  enthält,  obwohl  nur  Reglement,  wichtige 
civilrechtliche  Bestimmungen  über  die  Haftbarkeit  der  Eisenbahnen 
aus  dem  Transport  von  Gütern  und  Reisegepäck;  es  enthält  eine 
weitere  Ausführung  der  Art.  422 — 431  des  H.-G.-B.  und  steDt 
die  wichtigsten  Normativbestimmungen  für  das  Personen-  und 
Güterfrachtgeschäft  der  Eisenbahnen  auf.  Namentlich  wird  die 
privatrechtliche  Haftbarkeit  der  Eisenbahnen  für  Verluste  und 
Beschädigungen,  sowie  Verzögerung  des  Transports  umfassend 
geregelt,  dies  Alles  jedoch  nur  innerhalb  des  Rahmens,  welchen 
die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  aufstellen,  um  das  Mini- 
mum der  Verpflichtungen  der  Eisenbahnen  zu  fixiren.  Das  vom 
Bundesrath  erlassene  Reglement  will  in  dieser  Hinsicht  als  gesetz- 
liche Norm  an  die  Stelle  der  früheren,  von  den  Eisenbahnen  selbst 
in  ihren  Reglements  erlassenen  Bestimmungen  treten" 38. 

Hänel,  in  seinen  Studien  zum  deutschen  Staatsrecht:  Die 
organisatorische  Entwicklung  der  Reichsverfassung  (1888)  II. 
S.  Hl— 84  vgl.  mit  S.  73,  erblickt  im  Betriebs-Reglement  yow 
Kl  Juni  1874  —  gerade  wie  im  Bahnpolizei-Reglement,  der  Signal- 
Ordnung,  den  Konstruktionsnormen,  den  Bestimmungen  über  die 
Befähigung  der  Bahnpolizeibeamten  und  denen  über  die  Verladung 

88  Vjrl.  hierüber  unten  Anm.  46. 
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von  Thieren  —  eine  gesetzvertretende  Verordnung.  Dies  wird 
nicht  nur  daraus  abgeleitet,  dass  einzelne  Vorschriften  durch 
Strafandrohungen  geschützt  sind39,  sondern  namentlich  auch  aus 
«dem  weiteren  Umstände,  dass  sie  auch  den  Privatbahnen  Ver- 
pflichtungen auferlegen.  Er  meint,  die  Befugnisse  zum  Erlass 
«dieser  Ordnungen  ergäben  sich  nicht  ohne  Weiteres  aus  den 
•vom  Bundesrath  angezogenen  Art.  42  ff.  der  Reichs  Verfassung, 
vielmehr  würden  nur  die  Regierungen  und  die  Eisenbahnverwal- 
tungen zu  bestimmten  Verwaltungsmassregeln  verpflichtet  •,  die 
Rechtsverbindlichkeit  der  erwähnten  Ordnungen  entstehe  nur  durch 
partikularrechtliche  Verkündung,  und  die  Kompetenz  des  Bundes- 
raths  sei  „von  dem  Partikularrecht  der  Einzelstaaten  erborgt".  — 
Im  Allgemeinen  die  gleiche  Ansicht  vertritt  Hänel  in  seinem 
Staatsrecht  I,  S.  644  ff.  Etwas  abweichend  von  Vorstehendem 
wird  indess  daselbst  S.  659  ausgeführt:  das  Betriebs-Reglement 
habe  Rechtsgültigkeit  nur  erlangen  können  unter  der  Voraus- 
setzung seiner  autonomischen  Annahme  seitens  der  Eisenbahn- 
verwaltungen;  mit  dieser  Voraussetzung  aber  bilde  es  die  rechts- 
verbindliche Norm  für  den  Inhalt  der  Betriebs-Reglements  der 
Eisenbahnverwaltungen  und  deren  Handhabung,  wie  für  die  Auf- 
sichtsrechte der  Regierungen.  —  In  verschiedenen  Einzelfragen 
•beruft  sich  dieser  Schriftsteller  auf  Laband,  welcher  indess  der 
Hauptsache  nach  den  entgegengesetzten  Standpunkt  einnimmt40. 
Aehnlich  wird  von  Schott  in  EndemamVs  Handbuch  des 
Handelsrechts  III,  S.  465,  unter  Berufung  auf  Hänel,  ausgeführt, 
der  Bundesrath  habe  das  Betriebs-Reglement  kraft  seines  mittel- 
baren Verordnungsrechts  und  auf  Grund  der  von  den  Einzel- 
staaten erborgten  partikularrechtlichen  Kompetenz  für  das  dem 
Reiche  unterstehende  Eisenbahnnetz  selbst  beschlossen,  und  zwar 


39  Hiergegen  vgl.  unten,  No.  11  bei  Anra.  52. 

40  8.  unten  No.  9. 

12 
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als  gesetzvertretende  Norm,  insoweit  eine  solche  nach  Ver- 
fassung, Gesetzgebung  und  Konzessionen  der  Partikularstaaten 
zulässig  ist. 

Auch  Zorn  erblickt  im  Betriebs-Reglement  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands  eine  „Verordnung"  des  Reiches.  Er  meint,  das* 
man  ihr  die  feste  juristische  Basis  bindender  Rechtskraft  für  die 
Einzelstaaten  so  wenig  wird  bestreiten  dürfen,  als  dem  Bahn- 
polizei-Reglement und  den  sonstigen  das  Eisenbahnwesen  betreffen- 
den Beschlüssen  des  Bundesrathes :  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reiches  II,  S.  51.  Von  den  beiden  vorgenannten  Schriftstellern 
weicht  aber  Zorn  namentlich  insofern  ab,  als  er  annimmt,  dass 
durch  alle  diese  Verordnungen  direkt  von  Reichswegen  bindendes 
Recht  für  die  Einzelstaaten  geschaffen  werde  (Reichs-Verf.  Art.  4 
Ziff.  8,  42  ff.).  Er  versteht  unter  „ Verordnung"  alle  Aeusse- 
rungen  des  imperativen  Staatswillens,  die  nicht  Gesetz,  d.  h.  nicht 
mit  Zustimmung  der  Volksvertretung  erlassen  sind:  Staatsrecht I, 
S.  106,  107,  128,  129,  und  verwirft  den  von  Labaxd  aufgestellten41» 
Unterschied  zwischen  formellen  (gesetzvertretenden,  Rechtssätze 
enthaltenden)  und  materiellen  (nur  Verwaltungsvorschriften  ent- 
haltenden) Verordnungen,  sowie  dessen  Behauptung,  dass  die 
erstere  Art  zu  ihrer  Gültigkeit  einer  ausdrücklichen  Ermächti- 
gung (Delegation)  des  Gesetzgebers  bedürfe.  Nach  Zorn  soll  der 
nach  Aussen  kundgegebene  Staatswille  immer  einen  Rechtssatz 
schaffen,  gleichviel  ob  er  an  alle  Staatsangehörigen  oder  nur 
an .  einzelne  Behörden  gerichtet  ist,  indem  auch  im  letzteren  Falle, 
wenn  auch  nur  indirekt,  alle  Staatsangehörigen,  sofern  sie  mit  der 
Behörde  in  Beziehung  treten,  betroffen  seien.  Dem  Bundesrat!» 
aber  wird  auf  Grund  des  Art.  7  der  Reichsverfassung  ein  selb- 
ständiges Verordnungsrecht  nach  beiden  Richtungen  vindicirt, 
welches  nur  nicht  contra  legem  und  nicht  praeter  legem  ausgeübt 
werden   dürfe.   —   Des  Näheren   ist   diese  Auffassung   von  dem- 


41  Und  zur  herrschenden  Theorie  gewordenen. 
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selben  Schriftsteller  ausgeführt  in  Hirth's  Annalen  1885,  S.  301  ff. 
und  1889  S.  344ff. 

7. 

Die  in  der  vorstehenden  No.  6  dargelegten  Auffassungen  der 
rechtlichen  Natur  des  vom  Bundesrath  erlassenen  Betriebs-Regle- 
ments  —  jetzt  Verkehrs-Ordnung  —  stimmen  trotz  vielfacher  Ab- 
weichungen im  Einzelnen,  doch  im  Allgemeinen  darin  überein,  dass 
dieser  Erlass  als  eine  Verordnung  mit  Gesetzeskraft  betrachtet 
wird.  —  Eine  davon  grundsätzlich  verschiedene  Anschauung  ver- 
tritt das  Reichs-Oberhandelsgericht  in  seinem  Urtheil  vom 
30.  Nov.  1875  (Entscheidungen  Bd.  XIX,  S.  184ff).  Da  es  von 
Interesse  ist,  diese  Ausführungen,  welche  für  die  herrschende 
Theorie  und  Praxis  grundlegend  geworden  sind,  möglichst  voll- 
ständig und  frei  von  fremden  Zusätzen  kennen  zu  lernen,  geben 
wir  deren  Wortlaut,  wie  er  in  den  von  Mitgliedern  des  Gerichts- 
hofes herausgegebenen  Sammlung  enthalten  ist,  in  Nachstehen- 
dem unverkürzt  wieder. 

„Nach  §  63  No.  1  der  Verordnung  vom  24.  Juni  1867  könnte 
die  Nichtigkeitsbeschwerde  auf  unrichtige  Auslegung  und  Anwen- 
dung des  Eisenbahn-Betriebs-Reglements  vom  10.  Juni  1870  nur 
dann  gegründet  werden,  wenn  die  einschlagenden  Bestimmungen 
des  gedachten  Reglements  die  Eigenschaft  von  Rechtsgrundsätzen 
hätten.  Dass  diese  Eigenschaft  dem  Eisenbahn-Betriebs-Regle- 
nient  nicht  zukomme,  daher  die  Auslegung  desselben  wie  anderer 
Vertragsnormen  der  Kritik  des  Nichtigkeitsrichters  entzogen  sei, 
ist  bezüglich  des  von  dem  Verein  deutscher  Eisenbahnen  verein- 
barten Reglements  für  den  Vereins-Güterverkehr  vom  1.  März 
1865  von  dem  Reichsoberhandelsgericht  schon  früher  erkannt 
worden:  Urtheil  vom  12.  Nov.  1872  (Entsch.  Bd.  VIII,  S.  2842. 
Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  dem  zur  Zeit  des  Norddeutschen 
Bundes  vom  Bundesrath  erlassenen  und  durch  den  Bundeskanzler 


Vgl.  oben  Anm.  5  a.  E. 
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im   Bundesgesetzblatt   von    1870   S.  419   publizirten   Betriebs- 
Reglements  vom  10.  Juni  1870.a 

„Wenn  die  Bundesgewalt  die  Absicht  gehabt  hätte,  kraft 
ihrer  durch  Art.  4  No.13  der  Bundesverfassung  begründeten  Zu- 
ständigkeit die  privatrechtlichen  Rechtsverhältnisse,   welche  aus 
den  Frachtgeschäften  der  Eisenbahnen  entspringen,   zu  regeln, 
würde  es  hierzu  eines  Bundesgesetzes  bedurft  haben.   Als  Bundes- 
gesetz aber  kann  das  Betriebs-Reglement,  welches  ohne  Mitwir- 
kung des  Reichstags  erlassen  und  nicht  von  dem  Bundespräsidium 
als  Gesetz  verkündet  worden  ist,  nach  Art.  5  und  17  der  Bundes- 
verfassung nicht  angesehen  werden.    Dies  ist  auch  in  den  Mo- 
tiven zu  dem  im  Jahre  1874  aufgestellten  Entwurf  eines  Reichs- 
eisenbahngesetzes S.  39  durch  die  Bemerkung  anerkannt,  dass 
das  jetzt  geltende,  an  die  Stelle  des  Reglements  von  1870  ge- 
tretene Betriebs-Reglement  vom  11.  Mai  1874  (Reichsgesetzblatt 
S.  84)  begründeten  Beschwerden  des  Handelsstandes  nach  Lage 
der  den  Frachtvertrag  betreffenden  Handelsgesetzgebung  nicht 
überall  habe  Abhülfe  verschaffen  können,  hierzu  vielmehr  eine 
Revision  dieser  Gesetzgebung  erforderlich  sei.   Allerdings  finden 
sich  in  dem  Reglement  zahlreiche  den  Abschluss  und  die  Wir- 
kungen der  Frachtverträge  beim  Eisenbahntransport  betreffende 
Bestimmungen,  welche  zum  Theil  die  Vorschriften  des  Handels- 
gesetzbuches wiedergeben,  zum  Theil  Zusätze  zu  denselben  oder 
die  Ausschliessung  gesetzlicher  Regeln  innerhalb  der  vom  Handels* 
gesetzbuche  gezogenen  Grenzen  enthalten.    Diese  Bestimmungen 
sind   aber  an  sich  nur  Verwaltungsvorschriften  für  die 
Eisenbahn  Verwaltungen." 

„Nachdem  Art.  4  Xo.  8  der  Bundesverfassung  das  Eisen- 
bahnwesen der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Bundes 
unterstellt  hatte  und  durch  Art.  42,  43,  45  die  Bundesregie- 
rungen die  Verpflichtung  übernommen  hatten,  die  Eisenbahnen 
im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  wie  ein  einheitliches  Seil 
zu  verwalten,  demgemäss  übereinstimmende  Betriebseinrichtungen 


J 
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zu  treffen  und  namentlich  daliin  zu  wirken,  dass  baldigst  auf  den 
Eisenbahnen  im  Gebiet  des  Bundes  übereinstimmende  Betriebs- 
Reglements  eingeführt  würden,  erging  zur  Erfüllung  der  letztge- 
dachten Verpflichtung  das  Betriebs-Reglement  vom  10.  Juni  1870, 
welches  im  Eingange  ausdrücklich  als  in  Ausführung  des  Art.  45 
der  Bundesverfassung  erlassen  bezeichnet  ist.  Zu  den  Mass- 
regeln desselben,  welche  einen  bei  allen  Eisenbahnen  gleich- 
massigen  Betrieb  herbeiführen  sollten,  gehörte  auch  die  Auf- 
stellung eines  Normalfrachtvertrags  im  Anschluss  an  die 
ähnlichen  Bestimmungen,  welche  schon  das  Vereins-Betriebs- 
Reglement  vom  1.  März  1865  enthielt.  Wenn  gleich  diese 
Bestimmungen  an  sich  nur  eine  Vorschrift  für  die  Eisen- 
bahn Verwaltungen  enthalten,  denen  dadurch  eine  Norm  be- 
züglich der  Frage  gegeben  wurde,  welche  Transporte  als  regle- 
mentsmässig  zu  übernehmen  und  welche  als  reglements widrig  ab- 
zulehnen seien  (H.-G.-B.  Art.  422),  so  erlangen  die  Bestimmungen 
des  Reglements  doch  die  Bedeutung  einer  Norm  bezüglich 
der  aus  den  Frachtverträgen  entspringenden  Privat- 
verhältnisse dadurch,  dass  sowohl  der  Absender  als  die  Bahn- 
verwaltung den  Frachtvertrag  nach  Massgabe  des  Reglements 
abschliessen.  Indem  der  Absender  das  Frachtgut  mit  der  im 
vorgeschriebenen  gedruckten  Frachtbrief  enthaltenen  Erklärung 
übergiebt,  er  übersende  dasselbe  „auf  Grund  der  in  dem  Regle- 
ment enthaltenen  und  ihm  bekannten43  Bestimmungen,  welche 
für  diese  Sendung  in  Anwendung  kommen",  die  Bahn  Verwaltung 
aber  das  Frachtgut  gemäss  dieser  Erklärung  zum  Transport  über- 
nimmt, bilden  die  Bestimmungen  des  Reglements  einen  Bestand- 
teil des  Frachtvertrags.    Sie  kommen  daher  in  jedem  einzelnen 


4:1  Die  Worte  „und  ihm  bekannten"  sind  in  dem  jetzt  vorgeschriebenen 
•Yachtbrief-Formular  weggefallen,  was  aber  an  der  Sache  nichts  ändert.  AVer 
ich  auf  eine  BestimmuDg,  auch  wenn  sie  ihm  gegenüber  an  sich  keine 
>indende  Kraft  besitzen  würde,  ausdrücklich  beruft,  der  muss  sie  auch  kennen 
>der  doch  die  Folgen  tragen,  wenn  er  sie  nicht  kennt. 
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Falle  nicht  kraft  des  gesetzgeberischen  Willens  der  Bundesgewalt, 
sondern  kraft  des  Willens  der  Vertragschliessenden,  mithin  nicht 
als  Rechtsnorm,  sondern  als  Vertragsbestimmungen  in 
Anwendung.  Daher  läuft  auch  im  vorliegenden  Fall  die  Unter- 
suchung des  Sinnes  der  Bestimmungen  des  Reglements  auf  eine 
Untersuchung  des  Willens  der  Vertragschliessenden  beim  Ab- 
schluss  des  Frachtvertrages  hinaus,  indem  anzunehmen  ist,  dass 
sie  sich  den  richtig  verstandenen  Bestimmungen  des  Reglements 

unterworfen  haben". 

8. 

Auch  das  Reichsgericht  ist  dieser  Anschauungsweise  von 
der  rechtlichen  Natur  des  vom  Bundesrathe  erlassenen  Betriebs- 
Reglements  im  Allgemeinen  beigetreten. 

So  ist  im  Urtheil  vom  18.  Nov.  187  9,  II.  Civ.-Sen. 
(Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen  I,  S.  14/15)  unter 
Anderem  ausgesprochen,  dass  „die  Bestimmungen  des  Betriebs- 
Reglements  ,  vermöge  der  Hinweisung  des  Frachtbriefes  auf  die- 
selben, als  Bestandtheil  des  unter  den  Parteien  abgeschlossenen 
Frachtvertrages  anzusehen  sind". 

In  gleichem  Sinne  ist  im  Urtheil  des  Reichsgerichts 
vom  6.  März  1886,  I.  Civ.-Sen.  (Entsch.  XV,  S.  156 ff.)  u.  A. 
ausgeführt: 

„Mit  Unrecht  wird  dem  Eisenbahnbetriebs-Reglement  die 
Xatur  eines  Polizeigesetzes  beigelegt.  Allerdings  hat  das  Eisen- 
bahn-Betriebs-Reglement  nach  einer  Richtung  hin  die  Natur  einer 
zwingenden  Vorschrift,  indem  nämlich  die  Eisenbahnverwaltungen 
durch  den  Bundesrath  angewiesen  werden,  ihre  Frachtverträge 
nach  den  im  Betriebs-Regleinent  formulirten  Bedingungen  abzn- 
schliessen,  vgl.  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  II, 
$  72,  S.  374.  Allein  die  Vorschrift  ist  nur  an  die  Eisenbahn- 
verwaltungen  gerichtet,  nicht  an  die  mit  diesen  in  Vertragsver- 
hältniss  tretenden  Personen.  Für  diese  haben  die  Bestimmungen 
des  Reglements  über  den  Transport  von  Gütern  nur  die  Bedeu- 
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:ung  einer  abstrakten  lex  contractus,  welche  dadurch,  dass  der 
jinzelne  Frachtvertrag  auf  Grund  desselben  abgeschlossen  wird, 
zur  konkreten  Vertragsnorm  wird.  Dass  die  einzelnen  Bestim- 
mungen der  abstrakten  lex  contractus  für  den  Absender  keine 
weitere  Bedeutung  haben,  ergiebt  sich  insbesondere  daraus,  dass 
den  Eisenbahnverwaltungen  im  Eingange  des  Reglements  aus- 
drücklich gestattet  ist,  Spezialbestimmungen  über  den  Inhalt  der 
von  ihnen  abzuschliessenden  Frachtverträge  aufzustellen,  welche 
dem  Publikum  günstigere  Bedingungen  gewähren,  eine  Bestim- 
mung, welche  unmöglich  wäre,  wenn  es  sich  um  Vorschriften 
handelte,  welche  von  einer  Staatsbehörde  im  Interesse  der  all- 
gemeinen Sicherheit  aufgestellt  sind.a 

Das  letztere  Argument  trifft,  nachdem  der  Text  der  „Ein- 
ngsbestimmungen"  eine  andere  Fassung  erhalten  hat,  für  die 
srkehrs-Ordnung  nicht  mehr  zu,  indem  diese  nur  mit  Genehmi- 
ng  der  Aufsichtsbehörde  durch  eisenbahnseitige  Bestimmungen 
geändert  werden  kann.  Im  Uebrigen  werden  die  Ausfuhrungen 
s  Gerichtshofes  auch  auf  die  Verkehrs-Ordnung  anzuwenden  sein. 

In    einem    weiteren    Urtheil    des    Reichsgerichts    vom 

1.  Februar  1887,  IV.  Straf.-Sen.  (Entsch.  in  Strafsachen  XV, 

206)  wiid   anlässlich   der  Frage,    welche  Natur   die   im  §  50, 

ff.  4  des  Betriebs-Reglements  vorgesehene  „Konventionalstrafe" 

be,  Folgendes  ausgeführt: 

„Die  in  den  §§46 ff.  des  Betriebs-Reglements  für  die  deutschen 
Eisenbahnen  vom  11.  Mai  1874  und  den  dazu  ergangenen  Aus- 
fiihrungsbestimmungen  enthaltenen  Vorschriften  über  den  Fracht- 
verkehr haben  dadurch,  dass  sie  auf  Grund  des  Art.  45  der 
Reichs-Verfassung  erlassen  sind,  nicht  den  ihnen  in  der  Revision 
des  Angeklagten  zugeschriebenen  Charakter  von  Normen  des 
öffentlichen  Rechts  erlangt.  Sie  sollen  im  Anschlüsse  an  die 
Vorschriften  der  Art.  422  ff.  des  H.-G.-B.  als  allgemein  fest- 
stehende Unterlage  der  mit  der  Eisenbahnverwaltung  zu  schlies- 
senden  Frachtverträge  dienen  und  sind  dieser  ihrer  Bestimmung 
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nach  als  privatrechtliche  Nonnen  anzusehen,  welchen  die  Parteien 
bei  jedem  Frachtgeschäfte  durch  stillschweigende  Annahme 
vertragsmässig  unterworfen  sind." 

In  einem  Punkte  allerdings,  und  zwar  in  einem  sehr  wich- 
tigen, weicht  die  Anschauung  des  Reichsgerichts  von  der  im  Ur- 
theil der  Reichsoberhandelsgerichts  vom  30.  November  1875  zum 
Ausdruck  gekommenen  Auffassungsweise  wesentlich  ab,  nämlich 
bezüglich  des  Einflusses  der  Vertragsnatur  des  Betriebs-Reglements 
bezw.  der  Verkehrs-Ordnung  auf  die  Frage,  ob  und  inwiefern  die 
Auslegung  und  Anwendung  dieser  abstrakten  lex  contractus  der 
Beurtheilung  des  Revisionsrichters  unterworfen  sei. 

Bereits  im  Urtheil  vom  12.  Januar  1882  (Entsch.  in 
Civilsachen,  Bd.  3,  S.  425  ff.)  hat  das  Reichsgericht  (I.  Civil. -Sen.), 
anlässlich  eines  Rechtsstreites  über  die  Auslegung  einer  Ver- 
sicherungspolice, die  Befugniss  für  sich  in  Anspruch  genommen, 
die  Auslegung  von  Verträgen,  die  auf  zum  Voraus  abgefassten 
allgemeinen  Bedingungen  von  Gesellschaften  beruhen,  deren  Zweck 
das  kontinuirliche  Eingehen  einer  Gattung  von  Rechtsgeschäften 
ist,  zu  prüfen.  In  dem  Urtheil  des  Reichsgerichts  vom 
13.  Februar  1886,  I.  Civilsenat  (Entsch.  in  Civilsachen,  Bd.  15, 
S.  146)  ist  dieser  Grundsatz  auf  das  Betriebs-Reglement  für  die 
Eisenbahnen  Deutschlands  angewendet,  indem  unter  Ziff.  2  der 
Entscheidungsgründe  ausgeführt  wird:  „Der  Beklagte  (Revisions- 
kläger) stützt  seine  Verteidigung  wesentlich  auf  das  Betriebs- 
reglement und  findet  sich  durch  die  den  Bestimmungen  desselben 
vom  Berufungsrichter  gegebene  Auslegung  verletzt.  Der  Kfr 
visionsbeklagte  bestreitet  mit  Unrecht  die  Zulässigkeit  der  Nach- 
prüfung dieser  Auslegungen  in  der  Revisionsinstanz.  Denn  dtf 
Berufungsrichter  hat  (wie  das  in  Fällen  der  vorliegenden  Art  ge- 
wöhnlich der  Fall  sein  wird)  nicht  sowohl  den  im  Abschluß 
des  einzelnen  Frachtvertrages  zum  Ausdruck  gekommenen  kon- 
kreten und  detaillirten  Vertragswillen  der  Kontrahenten  fest- 
gestellt, sondern  er  hat  eine  abstrakte  Norm,  welcher  als  solcher 


—     187     — 

Kontrahenten  sich  unterworfen  haben,  ausgelegt.  Es  braucht 
r  nicht  untersucht  zu  werden,  ob  und  inwieweit  die  konkrete 
zugnahme  auf  eine  im  Voraus  festgestellte  Vertragsbestimmung 
?rall  zur  gleichen  Auffassung  der  betreffenden  Verträge  führt, 
r  den   regulären  Frachtvertrag   der  Eisenbahnen   ergiebt   sich 

Xoth wendigkeit  diesser  Auffassung  schon  daraus,  dass  die 
gane  der  Eisenbahnen  nur  auf  Grund  des  Reglements  abzu- 
messen bevollmächtigt  sind  und  eine  Berücksichtigung  beson- 
der Momente  ausgeschlossen  ist.  In  gleicher  Weise  ist  vom 
ichsgericht  wiederholt  erkannt  worden.  S.  namentlich  Entsch. 
>  Reichsgerichts  Bd.  3,  No.  125,  S.  428." 

In  einem  neuerlichen  Erkenntnisse  des  Reichsgerichts 
m  3.  Dezember  1889,  II.  Civ.-Sen.  (mitgetheilt  in  der  Zei- 
lg  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen  vom  3.  De- 
nber  1890,  S.  489)  ist  die  Entscheidung  der  vorliegenden 
age  geflissentlich  vermieden.  In  den  Gründen  wird  u.  A.  aus- 
fuhrt: es  könne  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Bestimmungen  des 
m  Verein  deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen  erlassenen  Betriebs- 
.»glements  an  sich  oder  mindestens  insoweit,  als  sie  mit  dem 
m  Bundesrathe  erlassenen  Betriebs-Reglement  übereinstimmen, 
risible  Rechtsnormen  im  Sinne  des  §  512  der  C.-Pr.-O.  dar- 
illen,  denn  der  Berufungsrichter  habe  aus  den  betreffenden 
sglementsbestimmungen  einen  richtigen  Schluss  gezogen,  welcher 
r  Aufrechthaltung  des  Urtheils  genüge.  —  Dieser  Deduktion 
rd  man  vielleicht  nicht  ohne  eine  gewisse  Berechtigung  ent- 
genhalten  können,  dass  hier  der  Revisionsrichter  ein  Urtheil 
giebt,  zu  welchem  er  nur  unter  der  Voraussetzung  berufen  ist, 
ss  die  Bestimmung,  aus  welcher  der  Unterrichter  einen  richtigen 
bluss  gezogen  haben  soll,  an  sich  oder  in  Verbindung  mit  dem 
©  Bundesrath  erlassenen  Betriebs-Reglement  eine  revisible  Rechts- 
um darstellt,  dass  somit  die  „dahingestellte"  Frage  thatsäch- 
i  entschieden  worden  ist,  und  zwar  in  bejahendem  Sinne, 
lenfalls  scheint  aus  der  Begründung  dieses  Urtheils   hervorzu- 
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gehen,   dass  der  betreffende  Senat  zwar  gewisse  Bedenken  trog. 

die  bisher  im  Reichsgericht  herrschende  Auffassung  ohne  Weiteres 

als  richtig  anzuerkennen,    dass  er  sich  damit  aber  auch  nicht  in 

Widerspruch  setzen  wollte. 

9. 

Die  nach  Obigem  in  der  Praxis  zur  Herrschaft  gelangte 
Auffassung  von  der  Rechtsnatur  de9  Betriebs-Reglements  —jetzt 
Verkehrs-Ordnung  —  als  einer  den  Eisenbahnen  im  Verwaltungs- 
wege auferlegten  allgemeinen  Norm  für  den  Abschluss  des  Fracht- 
vertrages, welche  in  jedem  einzelnen  Falle  zur  lex  contractus  wird, 
ist  auch  in  der  Theorie  die  herrschende.  Sie  ist  zuerst  und  mit 
grossem  Scharfsinn  ausführlich  entwickelt  voji  Laband.  Indess  hat 
dieser  Rechtslehrer  dem  im  Urtheil  des  Reichsoberhandelsgerichts 
vom  30.  Nov.  1875  (s.  oben  No.  7)  niedergelegten  Grundgedanken 
allerlei  eigene,  besonderer  Prüfung  bedürftige  Zuthaten  beigefugt 
In  seinem  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs 44  ist  unter  Berufung 
auf  das  erwähnte  Urtheil  im  Wesentlichen  Folgendes  ausgeführt: 

Die  Rechtsregeln  über  das  Frachtgeschäft  der  Eisenbahnen 
seien  im  Wege  der  Gesetzgebung  durch  das  Handelsgesetzbuch 
gegeben.  Dieses  könne  der  Bundesrath  weder  abändern,  noch 
ergänzen.  Das  Handelsgesetzbuch  enthalte  aber  im  Allgemeinen 
nur  dispositive  Bestimmungen,  d.  h.  es  gestatte  —  vorbehaltlich 
gewisser  Ausnahmen  —  den  Parteien,  insbesondere  den  Eisen- 
bahnen, ihren  Verträgen  auch  einen  anderen  Inhalt  zu  geben. 
Das  Betriebs-Reglement  stelle  die  Bethätigung  dieser  Vertrags- 
freiheit  dar,  indem  es  die  Bedingungen  für  den  Transport  von 
Personen  und  Gütern  enthalte,  zu  deren  Vereinbarung  die  Eisen- 
bahnen nach  dem  Handelsgesetzbuche  befugt  sind.  Soweit  also 
das  Betriebs-Reglement  (jetzt  die  Verkehrs- Ordnung)  nicht  mit 
zwingenden  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  im  Widerspruch 


u  1.  Aufl.  (1878),  Bd.  II,  S.  372ff.  in  Verbindung  mit  S.  362ff.,  88ff- 
—  2.  Aufl.  (1890),  Bd.  II1,  S.  224  ff.  iu  Verbindung  mit  S.  116 ff.  und  Bl  l 
S.  610  ff. 
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ehe,  komme  jenem  rechtliche  Wirksamkeit  zu,  aber  nicht  die 
in  Rechtsregeln,  sondern  die  von  Vertragsfestsetzungen.  Sein 
rlass  stelle  sich  juristisch  dar  als  ein  „Verwaltungsbefehl44 
1  die  Eisenbahnunternehmer,  alle  Transportverträge  nach  den 
irin  formulirten  Bedingungen  abzuschliessen.  In  Wirklichkeit 
ibe  dieser  Erlass  eines  obligatorischen  Transportreglements  die 
i  Handelsgesetzbuch  gewährte  Vertragsfreiheit  wieder  auf.  Ein 
Jeher  Verwaltungsbefehl  sei  aber  ein  Akt  der  Einzelstaaten  in 
rfüllung  der  ihnen  durch  Art.  45  der  Reichs- Verfassung  gestellten 
.ufgabe,  dahin  zu  wirken,  dass  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen 
bereinstimmende  Betriebs-Reglements  eingeführt  werden.  Dies 
atspreche  dem  Wortlaut  des  Art.  45  und  dem  Prinzip,  dass 
ie  Einzelstaaten  die  Verwaltung  ihrer  Staatsbahnen  und  die 
loheitsrechte  über  die  in  ihrem  Gebiete  liegenden  Privatbahnen 
«halten  haben.  Sie  hätten  zwar  die  verfassungsmässige  Pflicht, 
in  der  Einführung  übereinstimmender  Betriebs-Reglements  mit- 
awirken,  und  würden  ihre  Pflicht  verletzen,  wenn  sie  dem  vom 
lundesrathe  beschlossenen  Betriebs-Reglement  keine  Geltung  ver- 
ßhafften.  Materiell  könnten  sie  daher  ihren  Eisenbahnverwal- 
Mgen  keinen  mit  diesen  im  Widerspruche  stehenden  Dienst- 
efehl ertheilen.  Formell  aber  ergehe  dieser  Befehl  von  den 
ünzelstaaten  aus,  nicht  vom  Bundesrath45. 

10. 

Eine  zwischen  den  beiden  bisher  dargestellten  Hauptsystemen 
i  gewissem  Sinne  die  Mitte  haltende  Auffassung  vertritt  Arndt, 
äs  Verordnungsrecht  des  Deutschen  Reiches  (Berlin  und  Leipzig 
384).    S.  11 2  ff. 


45  Dieser  letzten  Argumentation,  auf  deren  Unzutreffendes  wir  unten 
*o.  11)  näher  eingehen  werden,  folgen  auch  verschiedene  Schriftsteller, 
siehe  bezüglich  der  Rechtsuatur  des  Betriebs-Reglements  im  Allgemeinen  auf 
-m  entgegengesetzten  Standpunkte  stehen,  namentlich  Hänel  und  Schott, 
*  Gegensatz  von  Zorn  (s.  oben  Xo.  6). 
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Ihm  zufolge  wäre  das  Betriebs-Reglement  des  Bundesrate 
nicht  ein  blosser  Verwaltungsbefehl,  sondern  in  verschiedenen  Be» 
Ziehungen  auch  ein  Rechtsbefehl.  Dies  sei  dasselbe  überhaupt 
den  Eisenbahnen  gegenüber,  weil  es  ihre  Handlungs-  und  Ter- 
tragsfreiheit  einschränke,  dem  Publikum  gegenüber  aber  nur.  so- 
weit darin  allgemeine  polizeiliche  Normen  aufgestellt  seien.  Letzteres 
sei  z.  B.  der  Fall  bezüglich  des  Verbotes  des  Einsteigens  in  den 
fahrenden  Zug,  des  Mitnehmens  feuergefährlicher  Gegenstande 
in  die  Personenwagen.  In  Ansehung  des  Verhältnisses  zwischen 
Eisenbahn  und  Verfrachter  stelle  der  betreffende  Theil  des  Be- 
triebs-Reglements überhaupt  keinen  Rechts-  oder  Verwaltungs- 
befehl, sondern  blosses  Vertragsrecht  dar. 

11. 

Bei  Prüfung  dieser  verschiedenen  Theorien  wird  man  sich 
der  grundlegenden  Anschauung  im  Urtheile  des  Reichsoberhandels' 
gerichts  vom  30.  November  1875  (s.  oben  Nr.  7),  welche  auch  den 
muthmasslichen  Intentionen  des  Bundesraths  entsprechen  dürfte4*, 
im  Allgemeinen  nur  anschliessen  können.  Der  Ausbau  aber,  welchen 


4(5  A.  M.  ist  v.  Rönne,  8.  oben  No.  6.  Ihm  gegenüber  ist  schon  in 
Laband's  Staatsrecht  (2.  Aufl.,  Bd.  II1,  S.  126/127  Anra.  2)  erinnert,  «lass  es 
nicht  darauf  ankomme,  was  der  Bundesrath  angeblich  wollte,  sondern  was 
er  kraft  seiner  Befugnisse  rechtlich  vermochte.  Uebrigens  hat  der  Bundes- 
rath nachweisslich  gar  nicht  die  ihm  durch  v.  Rönne  zugeschriebene  Absiebt 
verfolgt,  das  von  ihm  erlassene  Betriebs-Reglement  dem  von  den  Bahnen  er- 
lassenen „als  gesetzliche  Norm"  zu  substituiren.  Treffend  bemerkt  in 
dieser  Hinsicht  v.  Haiin  in  seinem  Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch, 
2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  69411.:  „Auch  das  Betriebs-Reglement  vom  11.  Mai  18"* 
ist  nicht  Gesetz  und  giebt  sich  nicht  als  solches.  Es  ist  vom 
Bundesrath  als  „Betriebs-Reglement"  publizirt,  d.  h.  als  lex  contractus  für  die 
von  den  Eisenbahnen  abzuschliessenden  Fracht-  und  sonstigen  Befönleronjr5" 
vertrage.  Zwingend  ist  es  insofern,  als  die  Eisenbahnen,  wenn  es  verlangt 
wird,  gemäss  demselben  kontrahiren  müssen. u  Ferner  —  wie  schon  hier  er 
gänzend  bemerkt  werden  soll  —  auch  insofern,  als  das  Publikum  sich  dieser 
lex  contractus  unterwerfen  muss,  wenn  es  überhaupt  zum  Eisenbahntransport 
zugelassen  werdeu  will,  vgl.  unten  No.  12. 
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.band   dieser   Theorie    gegeben   hat   (s.   oben    Nr.  9),   möchte 
ch  verschiedenen  Richtungen  anfechtbar  sein. 

Wenn  hiemach  das  vom  Bundesrath  erlassene  Betriebs- Regle- 
int —  jetzt  die  Verkehrs- Ordnung  —  zunächst  als  „Verwaltungs- 
rschrifttf  oder,  wie  Labaxd  sich  ausdrückt,  als  „Verwaltungs- 
iehla  zu  betrachten  ist,  so  verstehen  wir,  dieser  Auflassung  im 
[gemeinen  beitretend,  das  Wort  „Verwaltung"  in  einem  weiteren, 
}  Aufsicht  umfassenden  Sinne.  Nun  steht  aber  die  Aufsicht 
er  das  Eisenbahnwesen  gemäss  Art.  4  im  Eingang  und  Ziff.  8 
r  Reichs- Verf.  dem  Reiche  zu,  und  zwar  in  der  durch  die  Be- 
mmungen  des  siebenten  Abschnitts,  hier  insbesondere  durch 
t.  45  näher  präzisirten  Richtung.  Sie  ist  ein  selbständiges, 
nn  auch  nicht  ausschliessliches  Recht  des  Reiches,  und  dieses 
darf  zur  Ausübung  nicht  erst,  wie  Laüaxd  annimmt,  der  Ver- 
ttelung  der  Einzelstaaten.  Der  Art.  45  der  Reichs- Verf.  weist 
:ht  etwa  den  Bundesregierungen,  sondern  dem  Reiche  die  Auf- 
be  zu,  dahin  zu  wirken,  dass  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen 
ereinstimmende  Betriebs-Reglements  eingeführt  werden.  Es  kann 
her  am  wenigsten  aus  dem  Wortlaute  des  Art  45  der  Reichs- 
arfassung abgeleitet  werden,  dass  es  sich  bei  Erlassung  des  für  alle 
ihnen  gleichen  Betriebs-Reglements  um  einen  Akt  der  Einzel- 
laten  handle47.  Dieser  Bestimmung  zufolge  hätte  das  Reich 
lerdings  auch  die  Vermittlung  der  Bundesstaaten  in  Anspruch 
hmen  können,  um  übereinstimmende  Betriebs-Reglements  oder  — 
is  dem  Sinne  nach  völlig  gleichbedeutend  ist  —  ein  einheitliches 
etriebs- Reglement  für  sämmtliche  deutsche  Bahnen  zur  Einführung 
i  bringen.     Aber  der  Bundesrath,  welcher  nach  Art.  7  Ziff.  2 


47  Die  Protokolle  des  verfassungsgebenden  Reichstages  vom  Jahr  1867 
l»o04ffM  insbes.  607)  weisen  allerdings  daraufhin,  dass  man  bei  diesen  Be- 
inuuuDgen  ursprünglich  nur  eine  indirekte  Einwirkung  dos  Reichs  im 
age  hatte.  Allein  ihr  Wortlaut  schliesst  direkte,  im  Verwaltungswege 
gebende  Vorschriften  des  Reichs,  wie  sie  gemäss  Art.  7  Ziff.  2  der  Reichs- 
erf.  dem  Reiche  im  Allgemeinen  zustehen,  zum  Mindesten  nicht  aus. 
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der  Reichs-Verf.  über  die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze 
forderlichen  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften48  und  Eini 
tungen  beschliesst,  hat  vorgezogen,  diesen  dem  Aufsichtsre 
des  Reichs  entspringenden  Verwaltungsakt  „in  Ausfuhrung 
Art.  45  der  Reichs -Verfassung"  selbst  vorzunehmen.  Dem  s 
auch  nicht  im  Wege,  dass  die  Eisenbahnhoheit  im  Allgemeinen 
Einzelstaaten  verblieben  ist,  denn  gerade  diese  Hoheitsrechte 
durch  die  Bestimmungen  der  Reichs  Verfassung  über  das  Ei 
bahnwesen,  welche  dem  Reiche  namentlich  ein  selbständiges . 
sichtsrecht  zuerkennen,  erheblich  modifizirt.  Das  Reich  be 
nicht  der  erborgten  Hoheitsrechte  der  Einzelstaaten,  um 
Bahnen  Verwaltungsvorschriften  der  im  Art.  45  der  Reichs-Ver 
sung  erwähnten  Art  im  Aufsichtswege  zugehen  zu  lassen,  und  ein  < 


4S  Darunter  sind  nach  der  herrschenden  Praxis  die  zur  Ausführung 
Gesetze  erforderlichen  Verordnungen  verstanden,  gleichviel  ob  sie  aar 
den  inneren  Dienst  einzelner  Verwaltungszweige  bestimmt  sind  (Yerwaltni 
Vorschriften  im  engeren  Sinn)  oder  Jedermann  bindende  Normen  (Red 
Vorschriften)  enthalten.  Die  in  der  Theorie  vielfach  verbreitete  Ansk 
dass  Art.  7  Ziff.  2  ausschliesslich  Yerwaltungsvorschriften  im  engeren  Sil 
im  Auge  habe  und  dass  der  Bundesrath  zum  Erlass  von  Rechtsverordnnnj 
einer  besonderen  gesetzlichen  Ermächtigung  bedürfe  —  so  namentlich  LiRi 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  Aufl.,  I,  S.  589ff.,  671ff.  und  II %  S.  1 
Ann).  1  und  die  herrschende  Theorie,  dagegen  namentlich  Arndt,  Vero 
nungsrecht  S.  85  ff.  —  führt  zu  der  mit  der  Praxis  im  Widerspruch  steh 
den  Annahme,  dass  der  Bundesrath  zum  Erlass  des  Bahnpolizeireg 
ments  (jetzt  Betriebs- Ordnung)  nicht  zuständig  sei  und  die  di 
enthaltenen  Strafvorschriften  keine  gesetzliche  Kraft  und  Geltung  hitt 
Im  entgegengesetzten  Sinne  sind  mehrfache  konstante  Entscheidungen  « 
Reichsoberhandelsgerichts  (Bd.  XXI,  S.  61  ff.)  und  des  Reichsgerichts  (Enti 
in  Strafsachen  Bd.  X,  S.  326)  ergangen.  Diese  Urtheile  stehen  mit  < 
Aussprüchen  des  höchsten  Gerichtshofes  über  die  Natur  des  Betriebs-Rq 
ments  (s.  oben  Xo.  7  und  8)  keineswegs  im  Widerspruch.  Sie  tragen  r 
mehr  nur  dem  verschiedenen  Zwecke  Rechnung,  den  beiderlei  Ordnnn| 
verfolgen  und  dem  zu  Folge  in  der  einen  ausschliesslich  Yerwita 
Vorschriften  im  engeren  Sinne,  welche  eventuell  zu  Vertragsnormen  bestin 
sind,  in  der  anderen  wenigstens  an  verschiedenen  Stellen,  allgemeine  Gelte 
beanspruchende  und  mit  Straf  bestimmuugen  umgebene  Po lizei Vorschriften < 
lassen  werden. 
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iger  Verwaltungsbefehl  ist  eben  das  vom  Bundesrath  erlassene 
triebs-Reglement  oder,  nach  dessen  nunmehriger  Bezeichnung, 
t  Verkehrs-Ordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands. 

Hiernach  wird  der  LABAND'schen  Theorie  insoweit,  aber  auch 
r  insoweit  beizupflichten  sein,  als  sie  sich  mit  den  Anschauungen 
skt,  wie  sie  zuerst  im  Erkenntniss  des  Reichsoberhandelsgericht 
m  30.  November  1875  niedergelegt  und  vom  Reichsgericht 
andsätzlich  angenommen,  demnächst  aber  durch  die  Urtheile 
»es  Gerichtshofes  vom  12.  Januar  1882  und  vom  13.  Februar 
Ä5  in  einem,  allerdings  sehr  wesentlichen  Punkte  modifizirt 
>rden  sind49.  Aus  dem  Nachweise,  dass  die  Verkehrs-Ordnung 
s  ein  Verwaltungsbefehl  an  die  Eisenbahnen  zu  betrachten  ist, 
ssen  Inhalt  den  Eisenbahnfrachtvertrag  in  bindender  Weise  zum 
oraus  abstrakt  regelt  und  demnächst  in  jedem  einzelnen  Falle 
3r  Eingehung  dieses  Vertrages  zur  lex  contractus  wird,  ergiebt 
ch  zugleich  die  Unrichtigkeit  der  Anschauung,  dass  dieser 
rdnung  ohne  Weiteres  die  Bedeutung  eines  Gesetzes  oder  einer 
isetzvertretenden  Verordnung  zukomme50.  Aber  auch  die  An- 
tonie von  Arndt,  dass  dies  wenigstens  nach  gewissen  Richtungen 
r  Fall  sei51,  erscheint  nicht  haltbar. 

Es  ist  ja  richtig,  dass  gewisse  Vorschriften  der  Verkehrs- 
"dnung  vorzugsweise  aus  Rücksichten  auf  die  Ordnung  und 
cherheit  des  Eisenbahnbetriebes  erlassen  sind.  Dazu  gehören 
sser  den  von  Arndt  erwähnten  namentlich  auch  die  Bestim- 
ingen  über  die  vom  Transport  ausgeschlossenen  oder  nur  be- 
agungsweise  zugelassenen  Gegenstände,  sowie  das  Verbot  der 
Überlastung  eines  vom  Absender  selbst  zu  beladenden  Wagens 
-O.  §  60  A  Ziff.  4  und  Anl.  B,  in  Verb,  mit  §  53  Abs.  7  ff. 
lein  keine  dieser  Vorschriften  ist  in  der  Verkehrs-Ordnung 
lbst  durch  die  Androhung  öffentlicher  Strafen  geschützt.  Und 
iiin  dies  auch  an  anderem  Orte  —  nämlich  in  der  Betriebs- 


49  Vgl.  obeD  No.  8.  50  S.  oben  No.  6. 

51  Mitgetheilt  oben  No.  10. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  2.  ]ß 
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Ordnung  —  für  die  Uebertretung  gewisser  Gebote  der  Vei 
Ordnung  geschehen  ist,  so  verlieren  diese  Vorschriften,  sop 
der  Verkehrs-Ordnung  angehören,  dadurch  nicht  den  Cto 
allgemeiner  Vertragsbedingungen52. 

Kann  ferner  auch  zugegeben  werden,  dass  die  Vertrags 
der  Eisenbahnen  durch  die  Verkehrs  -  Ordnung  thatsächlk 
gehoben  ist,  so  wird  diese  dadurch  noch  nicht  zum  Recht 
auch  nicht  den  Eisenbahnen  gegenüber.  Die  Natur  des  ] 
befehls  besteht  eben  darin,  dass  er  objektives,  alle  Staat« 
direkt  bindendes  Recht  schafft.  Die  Verkehrs-Ordnung 
aber,  und  zwar  auf  Grund  der  Reichsverfassung,  lediglich 
der  vertragschliessenden  Theile,  ihren  Bestimmungen  gern 
kontrahiren,  kann  somit  als  ein  Rechtsbefehl  nicht  beti 
werden.  Es  liegt  darin  auch  nicht  etwa  eine  Aenderut 
Handelsgesetzbuches.  Denn  insoweit  dieses  den  Eisen  bahni 
tungen  dem  Publikum  gegenüber  Vertragsfreiheit  (mittelst  i 
ments  oder  durch  besondere  Uebereinkunft)  zugesteht  (Art 
lasst  es  die  staatsrechtliche  Frage,  inwiefern  der  Abschluss  s< 
Vorträge  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  Eisenbal 
einet*  ötTontlichen  Verkehrsanstalt  der  Zustimmung  der  Aufs 
hohördon  bedarf,  durchaus  unberührt. 


v,>  Vgl.  hierüber  auch  das  Urtheil  des  Reichsgerichts,  I.  Str.-Sei 
1\  M*i  1SHI*  iKntsoh.  XXIV.  S.  163ff.).  Der  Angeklagte  hatte  ein] 
\\\\\  l\\namit  in  eiuon  Eisenbahnpersonenwagen  mitgenommen  und  wi 
eitlen  Kiohior  wegen  l'ehertretung  des  §  48  A  Xo.  3  des  Betriebs- Regli 
tut  die  Kisonbahnen  Deutschlands  vom  11.  Mai  1874  auf  (irand  d 
Ahx.  V*  de*  iiesoUes  vom  \K  Juni  1884  zu  Strafe  verurtheilt  worden. 
WtwoifiUK  der  dagegen  eingelegten  Revision  wird  wie  folgt  begr 
V.u'idtiKs  sei  die  Annahme,  dass  die  vorgedachte  Reglementsvorschrif 
omo  p^lt  ethehe  Hestimmuug  im  Sinne  des  §  9  des  Gesetzes  vom  9 
ISS  4  dar^.elle.  keineswegs  völlig  bedenkenfrei.  Eine  weitere  Erörterung 
oh  du>e  bedenken  durchgreifen,  könne  unterbleiben,  da  jedenfalls  de 
th'x  Hrthnpo'.i.'o'.svglenients  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  30- 
ISV*  ,yi  t  §  i»*J  vhr  Hetr.-Ord.  vom  5.  Juli  1892)  als  eine  poliieilicl 
Muu»mn;;   m\  S;nv.e  dos  >j  t*  a.  a.  O.  sich  kennzeichne. 


—     195     — 

12. 

Nach  dem  Ausgeführten  ist  die  Verkehrs-Ordnung  kein  Gesetz 
1  ebensowenig  eine  gesetzvertretende  Verordnung,  weder  in 
er  Gesammtheit,  noch  in  einzelnen  Theilen  oder  Beziehungen, 
t  ist  vielmehr  ein  den  Eisenbahnen  vom  Bundesrath  auf  Grund  des 
t.  45  der  Reichs- Verfassung  im  Aufsichtswege  direkt  ertheilter 
rwaltungsbefehl,  welcher  innerhalb  des  durch  das  Handelsgesetz- 
sh  gegebenen  allgemeinen  Rahmens  die  speziellen  Normen  ent- 
it,  nach  denen  die  Verwaltungen  den  Eisenbahnfrachtvertrag 
nischliessen  haben.  Da  nun  dessen  Eingehung  nicht  unter 
lern  als  den  in  diesem  Befehle  enthaltenen  Bedingungen  er- 
gen  darf  und  gültig  erfolgen  kann53,  so  werden  die  in  der 
irkehrs-Ordnung  enthaltenen  abstrakten  Normativbestimmungen 
concreto  bei  jedem  einzelnen  Transport  zur  lex  contractus. 

Wenn  dieser  Standpunkt,  wie  gezeigt,  der  allein  korrekte  ist, 
kommt  ihm  doch  nur  eine  wesentlich  formelle  Bedeutung  zu, 
ateriell  betrachtet,  wirkt  die  Verkehrs-Ordnung  wie  ein  Gesetz, 
d  zwar  wie  ein  zwingendes  Gesetz.  Die  nach  ihren  Vorschriften 
geschlossenen  Verträge  gehören  allerdings  dem  subjektiven 
jchte  an.  Insofern  diese  Vorschriften  aber  beim  Abschluss 
les  EisenbahnfrachtvertragesAnwendung  finden  und  finden  müssen. 


53  Anderer  Meinung  ist  in  dieser  Hinsicht  Laband,  2.  Aufl.  des  Staats- 
guts, II1,  S.  127  Anm.  1,  wo  folgendes  ausgeführt  wird:  „Wenn  im  einzelnen 
Ue  nach  anderen  Bedingungen  der  Vertrag  abgeschlossen  worden  ist,  sei 
ausdrücklich,  sei  es  stillschweigend  nach  dem  aus  den  Umständen  zu  ent- 
minenden Consens,  so  kann  der  betreffende  Eisenbahnbeamte,  resp.  die 
rwaltung  sich  der  vorgesestzten  Instanz  gegenüber  dadurch  verantwortlich 
eben;  dem  Dritten  gegenüber  ist  der  Vertrag  so  zu  erfüllen,  wie  er  in 
rcreto  geschlossen  worden  ist".  Unseres  Erachtens  würde  die  Eisenbahn 
er  ihr  Beamter  im  Falle  der  Bewilligung  anderer  Bedingungen,  als  der  durch 
i  Verkehrs- Ordnung  vorgesehenen,  nicht  nur  pflichtwidrig,  sondern  wegen 
Jkgelnder  Legitimation  auch  ungültig  handeln.  Dies  harmonirt  mit  der 
iffassung  des  Reichsgerichts  im  Urtheil  vom  13.  Febr.  1886  (s.  oben  No.  8), 
•  unter  Anderem  gesagt  ist,  dass  die  Organe  der  Eisenbahn  nur  auf  Grund 
3  Reglements  abzuschliessen  bevollmächtigt  sind  und  eine  Berücksichtigung 
sonderer  Momente  ausgeschlossen  ist. 

13* 
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ist  die  Freiheit  der  Vertragschliessenden  auf  beiden  Seiten  im 
äussersten  Grade  beschränkt.  Die  Eisenbahn  darf  und  kann  nicht 
unter  andern  Bedingungen  kontrahiren,  als  den  ihr  in  der  Ver- 
kehrsordnung von  der  Keichsaufsichtsbehörde  auf  Grund  der 
Reichsverfassiing  vorgeschriebenen.  Das  Publikum  ist  vermöge 
des  thatsächlichen  Transportmonopols  der  Eisenbahn  genöthigt, 
sich  dieser  Transportanstalt  zu  bedienen;  es  muss  sich  dabei  den 
Transportbedingungen  der  Eisenbahn  innerhalb  der  dieser  durch 
das  Handelsgesetzbuch  gezogenen  Schranken64  unterwerfen,  wenn 
es  überhaupt  zum  Transporte  zugelassen  sein  will  (H.-G.-B.  Art.  422 
Abs.  2  in  Verb,  mit  Nr.  I  Abs.  1  und  mit  §  6  Ziff.  1  der  V.-O.). 
Für  jeden  der  beiden  Kontrahenten  ist  somit  die  Verkehrs-Ordnung 
massgebend,  wenn  auch  formell  betrachtet  ihre  Bestimmungen  nur 
im  Wege  des  Vertrages  zu  Rechtsvorschriften  werden. 

Die  Veikehrs-Ordnung  gehört  hiernach  zu  jenen  eigentüm- 
lichen Rechtsgebilden.  welche  im  Gewände  des  subjektiven  Rechts 
auftreten,  aber  wie  objektives  Recht  wirken65.    Nur  mit  diesem  Vor- 


M  Die  Verkehrs-Ordnung  steht  durchweg  auf  dem  Boden  des  Handelsgesetz- 
buches und  enthält  keinerlei  Bestimmungen,  welche  dem  Verbote  des  Art.  423, 
die  Verpflichtung  des  Frachtführers  zum  Schadensersatz  über  das  darin  vor- 
gesehene Mass  zu  beschränken,  widerstreiten  würden  und  die  nach  Abs.  2  des 
Art.  423  ungültig  wären.     Derartige  Ungültigkeiten  waren  für  das  Betriebs- 
Reglement  vom    11.  Mai    1874   in   grosser  Zahl  (23)   behauptet  von  Thöl, 
Hundeisrecht  III,  S.  90 ff.  und  handelsrechtliche  Erörterungen,  welchem  tuet 
v.  Hahn,  Commentar  zum  H.-G.-B.  II,  S.  697  ff.  in  vielen  Punkten  beistimmte. 
Dagegen,   wenigstens  zum   weitaus   grössten   Theil:   Goldschmidt   in  seiner 
Zeitschr.  Bd.  26,  S.  606  ff.  und  Bd.  28,  S.  441  ff.  und  Stkinbach  in  GrünhoU 
Zeitschr.  Bd.  10,  S.  119  ff.,  und  bezüglich  sämmtlicher  beanstandeten  Stellen: 
(Gerstner),    Kritik   und  Antikritik,   in   der  Zeitung  des  Vereins   deutscher 
Eisenbahn  Verwaltungen  Jahrg.  1883  (auch  in  Separat- Abdruck).    Vgl  ineb 
die  Besprechung  der  beiden  letzterwähnten  Monographien  durch  Goldschmidt 
in  dessen  Zeitschr.,  N.  F.,  Bd.  14,  S.  623.  —  Der  Streit,  welcher  seiner  Zeit 
in  juristischen  und  Eisenbahnkreisen  grosses  Aufsehen  erregte,  hat  heute  nur 
noch  eine  historische  Bedeutung,  da  die  Verkehrs-Ordnung  bezüglich  aller  such 
nur  einigermassen  zweifelhaften  Punkte  eine  veränderte  Fassung  gewählt  hat 
5:'  In  ähnlichem  Sinne  bemerkt  Goldsciimidt  in  seiner  Universalgeschichte 
des  Handelsrechts  I,  S.  92  über  die  Verkehrssitte:   „Nicht  alle  Usance  & 
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lalte  wird  man  aus  der  Vertragsnatur  der  Verkehrs-Ordnung 
rosequenzen  ziehen  dürfen56. 

Auch  das  Reichsgericht  hat  sich  der  Anerkennung  der  That- 
;he  nicht  zu  verschliessen  vermocht,  dass  das  Betriebs-Reglement, 
schon  es  nur  im  Wege  des  Vertrages  zur  Rechtsnorm  wird,  doch 
atsächlich  die  Kraft  und  Bedeutung  eines  Gesetzes  hat.  Indem 
r  höchste  Gerichtshof,  gleichviel  unter  welcher  Begründung,  aus- 
sprechen hat,  dass  die  unrichtige  Auslegung  dieser  Bestimmungen 
len  Revisionsgrund  abgebe,  hat  er  sie,  wenigstens  in  gewissem 
nne,  als  objektive  Rechtsnormen  anerkannt.  Ist  dies,  nach  dem 
tzigen  Stande  der  Rechtsprechung,  selbst  für  das  von  den  Eisen- 
ihnverwaltungen autonom  erlassene  Betriebs  -  Reglement  anzu- 
atmen, so  gilt  es  nach  dem  Ausgeführten  in  noch  weit  höherem 
[asse  für  das  vom  Bundesrath  ausgehende  Betriebs -Reglement, 
ach  der  jetzigen  Bezeichnung  die  Verkehrs-Ordnung  für  die  Eisen- 
iahnen  Deutschlands. 


rewohnheitsrecht  überhaupt  oder  schon  fertiges  .  .  .  .,  aber  dieselbe  hat 
och  vielfach  die  thatsächliche  Funktion  des  objektiven  Rechts  in  der  lex 
Mtractus". 

M  Die  gleichen  Grundsätze  kommen  auch  für  Bayern  zur  Anwendung, 
bschon  dieses  gemäss  Art.  46  Abs.  2  der  Reichs -Verf.  dem  in  dieser  Hin- 
cht  grundlegenden  Art.  45  nicht  unterworfen  ist.  Auch  die  bayerischen 
•benbahnen  unterliegen  nach  Art.  4  im  Eing.  und  Ziff.  8  der  Reichs -Verf. 
a  Allgemeinen  nicht  nur  der  Gesetzgebung,  sondern  auch  der  Aufsicht  des 
Viehes.  Wenn  allerdings  hinsichtlich  verschiedener  Ausflüsse  des  Aufsichts- 
fchts,  u.  A.  auch  bezüglich  der  einheitlichen  Reglementirung  des  Verhält- 
ifces  zwischen  der  Eisenbahn  und  dem  Publikum  (Art.  45,  Ziff.  1),  eine 
Qsnahme  für  Bayern  statuirt  ist,  so  bedeutet  dies  nur  das  ungeminderte 
Mtbestehen  der  Landeshoheitsrechte  in  der  erwähnten  Beziehung.  Und 
ichdem  der  gedachte  Bundesstaat  von  seinem  Reservatrecht  in  der  Weise 
ibrauch  gemacht  hat,  dass  er  seine  Bahnen  der  Verkehrs-Ordnung  des  Reichs 

allerdings  vorbehaltlich  einiger  ganz  geringfügiger  Ausnahmen  —  frei- 
Üig  unterwarf,  kommt  dieser  in  Bayern  ganz  die  gleiche  Bedeutung  zu,  wie 

übrigen  Reichsgebiet.  —  Auch  in  Oesterreich  und  Ungarn,  wo  das  Betriebs- 
tlement  einen  von  den  Handelsministerien  als  Aufsichtsbehörden  aus- 
£angenen  Verwaltungsakt  darstellt,  ist  auf  Grund  der  Praxis  der  höchsten 
rieht shöfe  die  gleiche  Anschauungsweise  die  herrschende. 
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Die  Justizverwaltung  im  Strafprozess. 

Von 

Dr.  Hermann  Ortloff  in  Weimar. 


Welche  Schwierigkeiten  bei  Organisirung  des  Streit-  und 
Parteienverhältnisses  im  Strafverfahren  bei  der  Reichsgesetzgebung 
in  den  Jahren  vor  1879,  in  welchem  Jahre  die  sog.  grossen  Justiz- 
gesetze mit  dem  1.  Okt.  in  Kraft  traten,  zu  überwinden  gewesen 
sind,  hat  der  Referent  in  der  Justizkommission  des  Reichstages 
zur  Berathung  des  Entwurfes  einer  Strafprozessordnung,  der  kgL 
sächsische  Generalstaatsanwalt  Dr.  v.  Schwarze,  in  dem  Kom- 
missionsbericht und  in  der  Einleitung  zu  seinem  Kommentar  zur 
Strafprozessordnung,  auch  z.  B.  S.  295ff.,  geschildert.  Hieraus 
und  besonders  aus  den  gedruckten  Verhandlungen  und  Berichten 
der  Justizkommissionen  über  die  Berathungen  jener  und  den  über 
den  Entwurf  des  Gerichts  Verfassungsgesetzes,  worin  Miguel  Be- 
richterstatter war,  ergiebt  sich,  wie  nur  mit  Mühe  auf  dem  Wege 
der  Kompromisse  zwischen  den  Regierungsvertretern  und  den 
Kommissionsmitgliedern  eine  „Grundlage  geschaffen  worden  ist, 
auf  welcher  Erfahrungen  für  eine  künftige,  harmonische  und  in 
sich  prinzipiell  wohl  gegliederte  Strafprozessordnung  ge- 
sammelt werden  könnten u.  Nur  vermöge  der  beiderseitig  geübten 
Resignation  ist  das  erreicht  worden,  was  schliesslich  im  Plenum 
des  Reichstages  zur  Annahme   gelangte  und   zwar  in  Bezug  »^ 
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3  Stellung  der  Staatsanwaltschaft  zu  den  Staatsregierungen 
<l  zum  Reiche  als  die  einer  politischen  Verwaltungsbehörde 
Rechtsverfahren,  besonders  im  Strafprozess,  und  zu  den  Ge- 
llten als  Prozessbetriebs-  und  Vollzugsorgans,  in  über- 
sehender Weise  sich  im  November  1876  als  ein  Sieg  der  Ver- 
ölt ung  über  die  Rechtspflege  ergab,  wodurch  ein  Eingreifen  der 
ersten  Justizverwaltung,  selbst  in  jeden  einzelnen  Strafprozess, 
möglicht  und  damit  der  sonst  verpönten  „Kabinets-  und  Mini- 
>rialjustiza  (vgl.  Art.  IX  §  42  der  Grundrechte  der  deutschen 
ttion  von  1848),  in  den  §§  147  und  148  des  G.-V.-G., 
tgegen  dem  in  den  §§  152,  154  und  158  der  Str.-Pr.-O.  kodi- 
erten Legalitätsprinzip  Thür  und  Thor  geöffnet  war,  ohne 
ss  ein  Justizchef  nach  der  Landesverfassung  wegen  eines  Ein- 
iffes  in  ein  Strafverfahren  durch  „Weisungen"  an  die  unter  seine 
ieitungu  nach  dem  Gerichtsverfassungsgesetz  für  das  Deutsche 
sich  gestellte  Staatsanwaltschaft  zur  Verantwortung  gezogen  wer- 
d  kann.  Es  trat  ein  Kampf  um  die  Unabhängigkeit  der  Straf- 
shtspflege  von  Regierungseinflüssen  hervor,  aus  welchem  die  Re- 
ärungsvertreter,  freilich,  wie  v.  Gneist  in  seiner  trefflichen 
hlussrede  im  Plenum  des  Reichstages,  sowie  Dr.  Windthorst 
t  gewohnter  Schärfe,  jedoch  zu  spät,  betonten,  als  Sieger  her- 
rgegangen im  Besitze  der  Macht  blieben,  da  ihr  zähes  Fest- 
lten  an  der  Beherrschung  des  Strafverfahrens  durch  die  Justiz - 
rwaltung  das  Zustandekommen  der  Strafprozessordnung  in 
*age  stellte. 

Eine  baldige  Revision  auf  diesem  Gebiete  der  Reichsgesetz- 
bung  war  damals  in  den  Gesetzgebungskommissionen  der  Hinter- 
ianke  und  Trost  für  die  verschiedenen  Opfer,  welche  dem 
Jgierungs verlangen  gebracht  wurden.  Gegen  ein  zu  schroff 
gressives  Auftreten  der  Staatsanwälte  erwartete  man  in  einer 
isdehnung  der  Vertheidigungsbefugnisse  und  in  der  mässigenden 
chtergewalt  einen  Schutz,  der  jedoch  schliesslich  hinter  den  ge- 
lten Erwartungen  namentlich  der  im  wichtigsten  Theil  der  Kom- 
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proniisse  den  Ausschlag  gebenden  Fortschrittspartei  unter  Hasel* 
Führung  erlieblich  zurückblieb.  Gegen  ein  Unterlassen  der  vom 
Gesetz  gebotenen  Strafverfolgung  reichte  das  in  §§  169  flf.  derStr. 
Pr.-O.  im  Interesse  des  Verletzten  geordneae  Verfahren  zwar  zur 
Noth  aus,  nimmermehr  für  andere  Fälle,  wo  ein  solcher  nicht  in  Frage 
bei  einer  Strafgesetz  Verletzung  kommen  konnte  und  die  Staatsan- 
waltschaft auf  höhere  Weisung  in  Bausch  und  Bogen  oder  im  Einzelfall 
auf  eingeholte  „Weisung"  oder  von  der  „Leitung"  der  vorge 
setzten  und  obersten  Justiz-  oder  selbst  einer  anderen  Ministerialstelle 
(Kultus,  Finanzen  u.  s.  w.)  von  einer  Strafverfolgung  aus  irgend 
welchem  öffentlichen  oder  sonstigen  Interesse  abstand  —  zur 
Verwunderung  der  öffentlichen  Meinung  oder  wenigstens  näher 
interessirter  oder  betheiligter  Kreise,  in  denen  eine  Gleichmässig- 
keit  der  Strafgesetzanwendung  in  allen  thatsächlich  geeigneten 
Fällen  als  ein  Grundprinzip  der  Gerechtigkeitspflege  geachtet  und 
aufrecht  zu  erhalten  gefordert  wird. 

Aber  auch  die  sonst  in  dem  deutschen  Strafverfahren  fühlbare 
Uebermacht  der  Staatsanwaltschaft,  welche  durch  deren  von  den 
Regierungsvertretern  erzwungene  mehr  staatsrechtliche  Ver- 
waltungsstellung als  prozessualische  Rechtsvertretungs- oder 
Justiz  Stellung  im  Vorverfahren  geschaffen  worden  ist,  musste 
erhebliche  Bedenken  hervorrufen  und  man  gab  sich,  wie  von 
v.  Schwarze  a.  a.  O.  und  im  Kommissionsbericht  über  den  Ent- 
wurf der  Strafprozessordnung  bemerkt  wurde,  der  Hoffnung  hin. 
dass  das  Verhältniss  der  Thätigkeiten  im  Vorermittelungsverfahren, 
welches  ja  ganz  in  den  Händen  der  Staatsanwaltschaft  liegt,  so- 
wie in  der  gerichtlichen  Voruntersuchung  und  dem  sich  diesen 
beiden  Verfahren  anschliessenden  Anklage-  und  Schlussverfahren 
durch  die  praktischen  Erfahrungen  einer  befriedigenden 
Lösung  später  entgegen  geführt  werden  möge. 

Die  dem  Reichstag  jetzt  vorgelegte  Novelle  zum  Gerichts* 
Verfassungsgesetz  und  zur  Strafprozessordnung  ist  weit  davon  ent- 
fernt,  eine  Reform   an  Haupt   und  Gliedern  zu   bieten,  wie  & 
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schliesslich  doch  einmal  kommen  niuss,  nämlich  im  Prinzip  einer 
organisch-logischen  Ordnung  eines  Rechtsverfahrens  nach  dem 
Legalitätsprinzip,  welches  unbegrenzte,  von  allen  Verwaltungs- 
rücksichten freie  Strafgesetzvollziehung  durch  die  Staatsanwaltschaft 
als  eine  reine  Justizbehörde,  die  unabhängig  wie  die  Richter  nur 
unter  die  „Autorität  der  Gesetze"  gestellt  wird,  fordert.  Nam- 
hafte Autoritäten,  wie  Mittermaikr,  H.  A.  Zachariä,  Glaser, 
v.  Holtzendorff,  Heinze,  v.  Schwarze,  Geyer,  namentlich 
H.  v.  Meyer,  „Die  Parteien  im  Strafprozess",  1889,  S.  28  u.  a.  m., 
auch  zahlreiche  Artikel  in  Zeitschriften  und  Kritiken  in  Zeitungen 
von  Fall  zu  Fall  erkennen  in  der  fehlerhaften  Organisation  der 
Parteivertretung  im  Strafverfahren  eine  Halbheit,  welche  alle  jene 
Missgriffe  verursacht,  die  das  Vertrauen  zur  Strafrechtspflege,  un- 
geachtet ihrer  Sicherung  durch  Mündlichkeit  und  Oeffentlichkeit, 
jener  beliebten  Stichworte  der  Reforrabestrebungen  seit  1848, 
untergraben. 

Verfasser  ist  seit  seiner  1856  in  Reyscher's  Zeitschrift  für 
deutsches  Recht  XVI,  S.  254—316  und  S.  376—410  veröffent- 
lichten Arbeit:  „Die  öffentliche  Anklage  in  Deutschland",  woran 
sich  die  Monographie:  „Das  Strafverfahren  in  seinen  leitenden 
Grundsätzen  und  Hauptformen",  Jena  1858,  Mauke's  Verlag,  und 
1859  die  im  Verlag  von  Breitkopf  &  Härtel  in  Leipzig  erschienene 
Schrift:  „Der  fiskalische  Strafprozess  oder  ein  Offizialverfahren  in 
der  Form  des  kontradiktorischen  Untersuchungsprozesses",  an- 
schloss,  bestrebt  gewesen,  die  Notwendigkeit  einer  organisato- 
rischen Umgestaltung  des  Strafverfahrens  bis  auf  den  heutigen 
Tag  und  für  die  Zukunft  nachzuweisen.  Ganz  besonders  aber  in 
den  letzten  Jahren  hat  er  nach  langjährigen  eigenen  und  fremden 
Erfahrungen  seine  Anschauung  von  jener  Notwendigkeit  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  konstitutionellen  Staatsprinzip  be- 
festigt l  und  darzuthun  versucht,  wie  die  Organisation  der  heutigen 

1  Gerichtssaal  Bd.  47,  S.  282—345:  „Staat  und  Gesellschaft  in  der 
Strafrechtspflege";  ferner  die  Schrift:  „Die  Staats-  und  Gesellschaftsvertretung 
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Staatsanwaltschaft  als  einer  ministeriellen  Justizverwaltungsbehörde 
mit  jenem  Prinzip    sich  nicht  mehr  vereinbaren  lässt  und  ihre 
Uebermacht  zum  Absolutismus  und  zur  Kabinetsjustiz  des  Polizei- 
staats zurückführt,  wenn  eine  Staatsregierung  von  der  „Leitung1 
der  ihr  unmittelbar   unterstellten  Behörde  willkürlich   oder  aus 
Interessenherrschaft  (Opportunität)  Gebrauch  zu   machen  für  gut 
befindet  in  Form  dienstlicher,  allgemeiner,   die  Anwendung  oder 
Ausserachtlassung  einzelner  Strafgesetze  fordernder,  oder  im  ein- 
zelnen Fall  gebietender,  Anweisungen,  welchen  jetzt  unbedingt  von 
den  Beamten   der  Staatsanwaltschaft  Gehorsam '  geleistet  werden 
muss,  bei  Vermeidung  aller  Disziplinarmassregeln,  wenn  auch  sonst 
das  Strafgesetz  unbedingte  Vollziehung  um  seiner  Selbstgeltung 
willen  fordert   und  §  152   der  Str.-Pr.-O.  die  Staatsanwaltschaft 
„verpflichtet,  wegen  aller  gerichtlich  strafbaren  und  verfolg- 
baren Handlungen  einzuschreiten,  sofern  zureichende  thatsächliche 
Anhaltspunkte  vorliegen"  —  allein  unter  der  weittragenden  Yer- 
klausulirung:    „soweit  nicht  gesetzlich    ein  Anderes    bestimmt 
ist",   worunter  eine  aus  §§  147  und  148  des  G.-V.-G.  erlassene 
Weisung  fallen  kann,  welche  unter  Umständen  die  Wirkung  eines 
sonst  nur  dem  Landesherrn  zustehenden  Akts  der  Begnadigungs- 
gewalt in  der  Form   der  Niederschlagung   einer  Strafverfolgung 
(sog.  Abolition  oder  Abstition)  haben  kann,  wenn  eine  selbst  ge~ 
richtshängig   gewordene  Untersuchungssache  in   den  Händen  der* 
Staatsanwaltschaft  verblieben  ist  und  nicht  weiter  von  ihr  betrieben 
wird,   da  ja  nach  §  154  der  Str.-Pr.-O.  nur  die  „Zurücknahme* 
der  öffentlichen  Klage  nach  Eröffnung  der  Untersuchung  verboten 
ist,   sonst  aber  die  Untersuchungs-   und  Strafgerichte  gar  keine 
Veranlassung  haben,  von  Amtswegen  nach  dem  Verbleib  einer  bei 
ihnen  anhängig  gewesenen  Strafsache  zu  fragen,  da  ihnen  ja  nach. 
§  151    des  G.-V.-G.  jede   Aufsicht   über   die  Staatsanwaltschaft 


im  Strafverfahren",  Tübingen  1892;  Uerichtssaal  Bd.  49,  S.  241— 327:  rZur 
Unabhängigkeit  der  S trafrech tspnVgeu ;  auch  das  Buch:  „Das  Vorverfahren! 
des  deutsehen  Strafprozesses",  Giessen  1893. 
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und  deren  Akten,  was  ja  die  Untersuchungsakten  jetzt  sind,  ent- 
zogen ist. 

Mit  der  Aufnahme  der  französischen  Staatsbehörde  (mini- 
stere  public),  deren  Chef  der  Justizminister  ist,  in  den  deutschen 
Strafprozess  war  in  der  öffentlichen  Meinung  in  den  Vorjahren 
vor  1848  und  in  dem  ersten  Jahrzehnt  danach  etwas  ganz  an- 
deres beabsichtigt,  als  was  die  Publizistik  mit  Hilfe  von  Schrift- 
stellern in  staatsanwaltlichen  Stellungen  und  von  Regierungsdienern 
in  den  letzten  Jahrzehnten  daraus  gemacht  hat.  Die  Reform- 
bedürfhisse  seit  jener  Zeit  sind  vielfach  schon  anderwärts  gekenn- 
zeichnet worden;  ihre  Entstehung  und  Verwirklichung  bis  heute 
mit  angesehen  zu  haben,  ist  nicht  Vielen  mehr  vergönnt  und  der 
Verf.  hat  einen  Ueberblick  darüber  im  Abschn.  1  seines  Buches: 
„Das  Vorverfahren  im  deutschen  Strafprozess"  geliefert. 

Die  rechtlose  Stellung  der  Angeschuldigten  im  ausgear- 
teten  gerichtsamtlichen   Untersuchungsprozess   führte   namentlich 
zu  der  Forderung,    dass  er  vor  Gericht   nicht  mehr  Gegenstand 
aller   richterlichen  Untersuchungskünste   und   Zwangsübung  sein 
dürfe,  sondern  Prozesssubjekt  mit  seiner  Stellung  als  Gesell- 
schaftsglied und  Staatsbürger  entsprechenden  Schutzrechten  einem 
Kläger  (Staats-  und  event.  Privatkläger  oder   nur   letzterem   in 
gewissen  Fällen  gegenüber),  welcher  ebenfalls  mit  entsprechenden 
Angriffsbefugnissen  ausgerüstet  sein  müsse,  aufzutreten  durch  das 
Gesetz  verpflichtet  und  event.  gezwungen  werde,  um  sich  wegen 
Verletzungen  der  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  (Strafgesetze) 
zu  verantworten,   sich    zur  Schuld  zu   bekennen   oder   davon    zu 
reinigen  nach  Massgabe  der  prozessrechtlichen  Ordnung  der  An- 
griffs-   und    Vertheidigungsmittel,    unter   amtlicher   Leitung   und 
Kontrole  der  Gerichte  ähnlich  dem  bürgerlichen  Rechtsverfahren, 
oiit  Rede  und  Gegenrede,  zum  Angriff  und  zur  Abwehr  und  unter 
der    mit    der    Wahrheitsfeststellung    von    Amtswegen    betrauten 
Sachleitung    des    Gerichts,    besonders   in    einer   mündlichen 
und   öffentlichen  Hauptverhandlung   wie  in  Frankreich,    auch   in 
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Schottland  und  England.     Organisirung  eines  staatlichen  „An- 
klageprozesses",  wie    er   in   Kürze   in  §§  178    und    179  der 
deutschen    Grundrechte   von    1848   gedacht,   war  an   Stelle  des 
einseitigen   Untersuchungsprozesses    von    Richteramtswegen   ohne 
antagonistische  Parteimitwirkung,    welche    im  Civilprozess  und  in 
dem  früheren  amtlichen  Strafprozess,  worin  ein  Amtskläger  (Fis- 
kal) die  Strafverfolgung  als  Partei  zu  betreiben  hatte,  stattfand, 
war  die  Losung.     Das  Untersuchungsverfahren  sollte  in  der  Hand 
der    Gerichte    zur    Wahrheitsfeststellung   von    Richteramtswegen 
beibehalten,  jedoch  daneben  eine  Mitwirkung  der  die  im  Wesen 
des  Gegenstandes  liegenden  (Angriff  und  Abwehr  wegen  Schuld 
oder  Unschuld,  Verurtheilung  oder  Lossprechung)  gegensätzlichen 
Interessen  vertretenden  Personen  mit  Rechts-  und  Prozessbefug- 
nissen (Staatskläger   event.   Privatankläger  und   Angeschuldigter 
event.  mit  Vertheidiger)  eingeführt  werden.   Der  „Anklageprozessu 
sollte  demnach  ein  Rechtsverfahren  über  öffentliche  Rechte  ähn- 
lich dem  über  Privatrechte  der  Form  nach  werden,  dem  Gegen- 
stände nach  aber  unter  Beibehaltung   der  Unverzichtbarkeit  und 
des  Ausschlusses  der  freien  Disposition  über  materielle  und  for- 
melle Rechte  nach  Privatwillkür.   Dieser  „kontradiktorische  Unter- 
suehungsprozess"    sollte    nach    dem    Vorbilde    des    französischen 
Strafverfahrens  auch  in  Deutschland  eingeführt  werden,  aber  untei* 
Beibehaltung  des  Legalitätsprinzips,  d.  h.  der  gesetzlich  in 
allen  Strafrechtsfallen ,    von  gesetzlichen    Ausnahmen   abgesehen, 
gebotenen  Strafverfolgung  zur  Aufrechterhaltung  des  Gesetze^ 
als  des  Gesammtwillens    der   Gesellschaft   und   des   Staates   um! 
der  gleichen  Gerechtigkeitsübung   gegen  alle  Rechtsverletzungen- 
sowie    unter    Beibehaltung    des    Grundsatzes    der   richteramt- 
lichen Thatsachenfeststellung  zur  Erzielung  materieller  Wahrheit 
durch  das  Mittel  und  in  der  Form   der  Untersuchung   (Offizial- 
maxime),   aber   dazu    die   aktuelle   Vertretung   der   sich   dabei 
ergebenden  Sonderinteressen   des   öffentlichen   Rechts   auf  Seiten 
des  Staates  für  die  Strafverfolgung  durch  den  Staatskläger  (Staats- 
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anwaltschaft)  und  auf  Seiten  der  Gesellschafft  für  deren  berech- 
tigte   Abwehr   von    dem   Beschuldigten   (Verteidigung),    mittels 
Gestattung  prozessualer  Rechte  und  Auferlegung  entsprechender 
Pflichten,  durch  deren  Geltendmachung  und  Wahrung  die  Straf- 
gerichte in  der  offiziellen  Prozessleitung  und  Beurtheilung  unter- 
stützt   werden    sollen.     Nur    die    Organisirung    der    sich    als 
nothwendig  erweisenden  Thätigkeiten,  d.  i.  die  sachgemässe  Ver- 
theilung  der  Funktionen  zur  Geltendmachung  des  Strafgesetzvoll- 
zugs  von   besondern  Organe   war   unter  jenem  Anklageprozess" 
gedacht,  den  manche  Schriftsteller,  z.  B.  H.  A.  Zachariä,  Hand- 
buch des  deutschen  Strafverfahrens  I,  §11,  auch  v.  Planck  ,  Sy- 
stematische Darstellung  des  deutschen  Strafverfahrens,  als  unter 
dem    „Anklageprinzip"    stehend    bezeichneten,    während    andere 
dieses  dem  „Untersuchungsprinzip"  =  „Offizialmaxime"   gegenüber- 
stellten als  das  Prinzip  der  freien  Verfügung  über   die  Strafver- 
folgung =  „Dispositionsmaxime",   welche   den   über  Privatrechte 
geführten  bürgerlichen  Prozess  beherrscht. 

Mit  der  Entwicklung  des  Staatsbegriffes  durch  die  Publizisten 
seit  dem  westfälischen  Frieden  trat  die  Pflicht  des  Staates, 
für  die  Sicherheit  des  Gemeinwesens  durch  staatliche  Fürsorge 
Tim  die  Strafrechtspflege  zu  sorgen,  hervor  und  zwar  wurden  die 
Strafgerichte,  denen  die  Gerichtsbarkeit  unabhängig  von  der 
^Regierung  übertragen  war,  mit  der  alleinigen  Ausübung  der 
Strafverfolgung  betraut,  während  nur  in  einzelnen  Territorien 
lieben  dem  öffentlichen  Anklageprozess  unter  Mitwirkung  eines 
Offizialklägers,  meist  „Fiskal",  und  eines  Vertheidigers  des  Be- 
schuldigten („Fürsprech")  ausnahmsweise  für  kleinere  Vergehen 
die  Strafverfolgung  den  Verletzten  im  Privatanklageprozess  offen 
stand.  Ein  Anschluss  des  1848  vorgeschlagenen  Anklageprozesses 
an  den  aus  alter  Zeit  noch  vereinzelt  übrig  gebliebenen  „fiska- 
lischen Strafprozess" ,  von  welchem  die  Prozessordnungen  der 
beiden  Hessen  von  1726  und  1747  ein  treues  Abbild  geben, 
wäre  möglich  gewesen;  allein  das  französische  Strafverfahren  des 
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code  d'instruction  criminelle  von  1808,  das  in  den  Rheinlanden 
Aufnahme  gefunden  hatte,  bot  ein  fertigeres  modernes  Bild  eines 
organisirten  Verfahrens  dar,  während  das  englische,  schottische 
und  nordamerikanische  Strafverfahren  weniger  bekannt  war.  von 
welchen  das  schottische  mit  seiner  Kronanwaltschaft  am  ersten 
den  deutschen  Anschauungen  hätte  angepasst  werden  können. 
Schwurgerichte  und  Staatsanwaltschaft  schienen  bei  der  Reform 
des  Strafverfahrens  untrennbar  und  beide  galten  in  französischer 
Gestalt  als  nachahmungswürdig,  wie  so  viele  andere  Staatsein- 
richtungen seit  der  grossen  Revolution. 

In  der  Staatsanwaltschaft  erkannte  man  jedoch  damals  nur 
das  staatliche  Organ  der  Strafrechtspflege  neben  den  Straf- 
gerichten und  zwar  nur  als  Vertreter  der  Rechtsordnung  im 
Staate,  nicht  als  Vertreter  der  Regierung  in  der  Staats-  besonders 
Justizverwaltung,  welches  nothwendig  sei,  um  die  absolute 
Geltung  des  Gebotes  der  Strafgesetze:  „Strafe  soll  unter  der 
gesetzlichen  Voraussetzung  in  jedem  Falle  sein"!  gegen  deren 
Uebertreter  zu  erzwingen,  die  eine  Staatspficht  weit  mehr  als 
ein  blosser  Strafanspruch  des  Staates  sei,  um  die  Rechts-  und 
Staatsordnung  (Rechtsgüterschutz  inbegriffen)  im  geordneten  Wege 
eines  von  der  Regierung  unabhängigen  Rechtsverfahrens  mit 
Hilfe  der  Staatsklägerschaft  zu  erhalten.  Die  Einmischung  der 
Staatsregierung  in  den  Lauf  der  Strafrechtspflege  als  „Kabinets- 
justiz*  war  grundsätzlich  ebenso  verpönt,  wie  die  Abhängigmachung 
des  Eintritts  einer  Strafverfolgung  von  der  Willkür  eines  Privaten, 
abgesehen  von  den  für  diesen  ausgenommenen,  durch  Gesetze 
bestimmten  Fällen.  Die  Staatspflicht  der  Strafverfolgung,  die 
vorher  den  Gerichten  allein  zu  erfüllen  oblag,  sollte  im  Straf- 
prozessbetrieb vorzugsweise  der  Staatsanwaltschaft  in  Erfüllung 
der  Forderungen  des  Legalitätsprinzipes  obliegen  unter  Ausschluss 
aller  anderen  Xebenrücksichten  der  Opportunität  oder  Willkür. 
Im  Anklang  an  die  schottisch-englische  Kronanwaltschaft  ward 
auch  im  Frankfurter   Parlament  zu  §  179   der  Reichs- Verf.  ier 
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tatz  beantragt,  dass  die  Anklage  „im  Namen  der  Kronea 
oben  werde,  worin  die  Vertretung  der  Staatsgewalt  gemeint 
',  indessen  nicht  in  dem  Sinne,  dass  die  Erhebung  oder  Unter- 
iung  eines  Betriebes  der  öffentlichen  Klage  vom  öffentlichen 
r  einem  Regierungs-  oder  gar  einem  Privatinteresse  abhänge, 
r  dessen  Vorhandensein  die  Staatsregierung  im  allgemeinen 
t  im  einzelnen  Falle  Entschliessung  zu  fassen  habe,  wie  etwa 

Beamtendelikten  oder  Majestätsbeleidigungen ,  Pressvergehen 
lgl.,  deren  Verfolgung  das  Strafgesetz  absolut  gebietet,  also 
le  vorausgehende  Ermächtigung  einer  Staatsregierung,  welche 
fassungsmässig  nicht  zu  einer  Suspendirung  eines  Strafgesetzes 
iigt  ist,  ebensowenig  wie  sie  eine  Strafverfolgung  entgegen  dem 
ren  Wortlaut   oder  Sinn   eines   solchen   durch   Anweisung  an 

Staatsanwaltschaft  anstrengen  sollte.  Derartige  Kabinets- 
;tiz  war  in  den  meisten  deutschen  Verfassungen,  zuerst  der  süd- 
itschen  Staaten  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  ausgeschlossen, 
m  aber  täglich   auf  Grund  des  §  148  des  G.-V.-G.  als   unter 

„Leitung"  der  Staatsanwaltschaft  seitens  der  obersten  Justiz- 
waltung  ungeahndet  geübt  werden,  da  das  Reichsrecht  das 
ndrecht  „bricht".  Soweit  wäre  die  Frankfurter  National- 
•sammlung  von  1848  sicher  nicht  gegangen  und  eine  solche 
agweite  der  „Leitung"  hat  wohl  der  grösste  Theil  des  Reichs- 
[8  sich  nicht  zum  Bewusstsein  gebracht;  wer  aber  will  sie  heute 
itreiten?  An  warnenden  Stimmen  hat  es  in  den  beiden  Reichs- 
[sjustizkommissionen  nicht  gefehlt,  wie  auch  nicht  in  einer 
eraleren  Gruppe  vorausgegangener  Schriftsteller. 

Es  hatte  die  Phrase  vom  „Generalstab  des  Ministeriums" 
•  die  Staatsregierungen  und  deren  Organe,  die  Staatsanwälte. 
ras  Blendendes  und  die  Zentralisation  der  französischen  Staats- 
waltschaft im  Justizminister  und  dessen  ersten  Beamten,  dem 
meralprokurator  am  Kassationshof  zu  Paris,  repräsentirte  eine 
irke  Staatsgewalt  im  napoleonischen  Sinne,  was  im  Geiste 
s  Lenkers  des  Rheinbundes  lag  und  anfanglich  unter  dem  Deck- 
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mantel  eines  strammen,  einheitlichen  Strafverfahrens  mehr  von 
prozessualer  als  von  staatsrechtlicher  Seite  selbst  im  Publikum 
Beifall  fand,  von  den  Regierungen  in  dem  Streben  nach  einer 
bureaukratisch-absolutistischen  Stärkung  der  Staatsgewalt  bei  dem 
Erwachen  einer  freieren  Richtung  des  sich  erhebenden  Konsti- 
tutionalismus politisch  zu  verwerthen  war  —  mit  gewisser  Vor- 
sicht! So  finden  wir  schon  vor  1848  vereinzelte  Versuche  ausser- 
halb der  Rheinlande  mit  beschränkter  Einführung  der  Staats- 
anwaltschaft, wie  in  Baden  bei  den  Hofgerichten  (Gesetze  vom 
28.  Dez.  1831  betr.  die  Pressvergehen,  vom  18.  Febr.  1836  und 
3.  Aug.  1837),  in  der  württembergischen  Strafprozessordnung 
von  1843  Artt.  262  tf.  für  die  Schlussverhandlung  in  schweren 
Straffallen,  in  dem  preussischen  Gesetz  vom  17.  Juli  1846. 
In  diesem  letzterem  ist  schon  die  Grundlage  für  die  spätere 
Stellung  der  Staatsanwaltschaft  gewonnen  gewesen;  denn  nach  §  3 
gehören  die  Staatsanwälte  nicht  zu  den  richterlichen  Beamten  und 
sind  in  ihrer  Amtsführung  nicht  den  Gerichten,  sondern  dem 
Justizminister  unterworfen,  dessen  Anweisungen  sie  Folge 
zu  leisten  hatten.  Nach  §  4  das.  hatte  die  Polizei  ihre  bis- 
herigen Nachforschungen  nach  Verbrechen  behalten,  aber  ihre  Er- 
mittelungen der  Staatsanwaltschaft  zur  weiteren  Veranlassung  zn 
übersenden  und  deren  Requisitionen  Folge  zu  leisten.  Nach  §  5 
das.  sollten  die  Gerichte  nur  noch  auf  Antrag  der  Staatsanwalt- 
schaft einschreiten;  aber  im  §  6  wurde  dem  Staatsanwalt  zur 
Pflicht  gemacht,  darüber  zu  wachen,  dass  bei  dem  Strafverfahren 
den  gesetzlichen  Vorschriften  überall  genügt  werde.  „Er  hat  da- 
her nicht  blos  darauf  zu  achten,  dass  kein  Schuldiger  der  Strafe 
entgehe,  sondern  auch  darauf,  dass  Niemand  schuldlos  verfolgt 
werde."  Hiermit  war  das  Legalitätsprinzip  kodifizirt,  indem 
die  Beurtheilung,  ob  ein  Fall  der  Schuld  oder  Unschuld  vorliege, 
dem  pflichtmässigen  Ermessen  der  Staatsanwälte  überlassen  war, 
welches  nur  von  der  Autorität  der  einschlagenden  Gesetzes- 
Vorschrift,  nicht  von  anderen  Interessen  oder  höheren  Weisungen 
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leitet  werden  durfte.  Man  fragt  daher,  wie  es  kommen  konnte, 
ss  in  das  spätere  Strafverfahren  nach  1849  das  sog.  Opportuni- 
tsprinzip  Eingang  finden  konnte?  Nach  §§  7  und  8  das.  sollte 
$r  Staatsanwalt  Untersuchungshandlungen,  Verhaftungen  oder  Be- 
hlagnahmen  nicht  selbst  vornehmen,  sondern  bei  den  Gerichten 
ler  Polizeibehörden  beantragen,  aber  allen  Verhandlungen  bel- 
ohnen, Akteneinsicht  und  das  Antragsrecht  zur  Vervollständigung 
.  8.  w.  haben  dürfen.  Nur  der  Staatsanwalt  konnte  die  öffent- 
che  Klage  erheben  (sog.  Anklagemonopol),  bei  Antragsdelikten 
mr  in  Folge  eines  Antrags  des  Verletzten,  bei  Amtsvergehen  nur 
mf  Antrag  der  Dienstbehörde,  konnte  jedoch  bis  zur  förmlichen, 
lorch  Gerichtsbeschluss  erfolgten  Eröffnung  der  Untersuchung 
leinen  Antrag  zurücknehmen,  andererseits  gegen  einen  jene  Er- 
öffnung ablehnenden  Gerichtsbeschluss  innerhalb  zehntägiger  Aus- 
schlus8frist  Beschwerde  an  das  Obergericht  einwenden,  bei  dessen 
Entscheidung  es  zu  verbleiben  hatte.  In  Betreff  der  Rechts- 
inwendung  waren  die  Gerichte  nicht  an  Anträge  des  Staatsanwalts 
gebunden.  Dass  hiernach  die  Staatsanwälte  Preussens  unter  dem 
Schutze  des  angeführten  §  6  des  Gesetzes  vom  17.  Juli  1846 
gegenüber  etwaigen,  mit  dieser  Grundbestimmung  in  Widerspruch 
Wenden  ministeriellen  „Anweisungen"  diesen  selbständiger  gegen- 
über treten  konnten,  als  später,  wo  das  Opportunitätsprinzip  das 
Legalitätsprinzip  verdrängt  hatte,  lag  auf  der  Hand.  War  ur- 
sprünglich die  Staatsanwaltschaft  mehr  als  eine  Justizbehörde 
leben  den  Strafgerichten  zum  Betrieb  der  Strafverfolgung  bis  zur 
Strafvollstreckung  gedacht,  so  vermochte  es  doch  die  Praxis  ge- 
*de  in  der  Konfliktszeit  unter  verschiedenen  Ministerien  (v.  Lippe, 
r.  Hinckeldey),  durch  Normativreskripte  und  Instruktionen,  die 
lerade  in  Preussen  mehr  als  in  anderen  deutschen  Staaten  von 
'er  Regierung  ergingen,  eine  schablonenmässige  Leitung  auch 
ta  Justizbehörden  von  oben  herab  einzuführen,  und  daher  kam 
*>  dass  die  Anfangs  prozessrechtliche  Stellung  der  Staats- 
bwal tschaft  hinter  die   staatsverwaltungsrechtliche  (politische) 
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zurücktrat,  dass  aus  dem  Organ  der  Strafrechtspflege,  welches  ge- 
schaffen war,  um  den  Gerichten  die  aktuelle  Strafverfolgung  ab- 
zunehmen und  dem  Beschuldigten  als  einem  Prozesssubjekt  mit 
oder  ohne  Rechtsbeistand  einen  Amtskläger  gegenüber  zu  stellen, 
ein  Organ  der  obersten  Justizverwaltung  geschaffen  wurde,  am 
gerade  nach  den  Auffassungen  dieser  auf  die  Strafrechtspflege  ein- 
wirken zu  können.  Insoweit  trifft  vollständig- das  zu,  was  Johk 
im  Kommentar  zur  Strafprozessordnung  II,  S.  201  und  161f£ 
über  die  Einführung  der  Staatsanwaltschaft  nach  1848  im  All- 
gemeinen bemerkt,  dass  sie,  wenn  man  anders  die  Wahrheit  er- 
kennen und  der  anerkannten  die  Ehre  geben  wolle,  nicht  zu  dem 
Zwecke  erfolgt  sei,  um  ein  Anklageorgan  zu  schaffen  und  die 
Gerichte  von  Anklagefunktionen  zu  befreien,  wie  auch  die  MonVe 
zu  verschiedenen  Gesetzen  behauptet  hätten  (!),  sondern  dass  eine 
solche  Begründung  des  „Anklageprozesses"  nichts  weiter  als  eine 
den  thatsächlichen  Verhältnissen  widersprechende  Phrase,  welche 
man  nahezu  50  Jahre  hindurch  ernsthaft  genommen  habe,  ge- 
wesen sei;  in  Wirklichkeit  bedeute  die  Reform,  welche  durch 
Einführung  der  Staatsanwaltschaft  herbeigeführt  worden,  nicht, 
dass  nun  jede  Strafsache  nach  dem  Vorbilde  der  für  Privatwagen 
bestehenden  Verfahren  durchgeführt  werden  solle,  es  bedeute  da 
Einführung  dieses  dem  deutschen  Recht  bislang  unbekannten  In- 
stituts überhaupt  gar  nichts  Prozessualisches,  sondern  die 
Bedeutung  dieser  —  allerdings  sehr  weittragenden  —  Reform  sä 
ganz  und  gar  eine  staatsrechtliche  gewesen,  nämlich:  „K* 
Zwecke  der  Strafrechtspflege  sind  durch  die  Gerichte  allein  nicht 
zu  erreichen;  vielmehr  bedingt  die  öffentlich- rechtliche  Natur  des 
Strafverfahrens,  dass  bei  letzterem  auch  die  Justizverwaltung  die 
ihr  gebührende  Stellung  erhalte".  Inwiefern  der  Justizverwaltung 
diese  Stellung  gebühre,  das  ist  aber  die  grosse  Streitfrage  gegen- 
über dem  staatsrechtlichen  und  in  den  meisten  Verfassungen  tob 
Ausdruck  gebrachten  Grundsatz  von  der  Unabhängigkeit  und  Tu* 
Parteilichkeit  der  Rechtspflege,  welcher  alle  Kabinets-  bezw.  Mini- 
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rialjustiz  und  bureaukratischen  Verwaltungseinflüsse  ausschliesst. 
ir  mit  Umstossung  dieser  Grundveste  erkauft  man  jene  Ein- 
kung  der  Justizverwaltung  auf  die  Strafrechtspflege,  zu  der  das 
rtrauen  schwinden  muss,  wenn  Interessen  an  die  Stelle  der 
setzesherrschaft  treten  können  und  unter  gesetzlichem 
hutz  (!)  treten  dürfen.  Es  scheint  der  politische  Grundgedanke 
:  alten  Inquisition,  in  eine  andere  Form  gebracht,  in  der  fran- 
iiseh- deutschen  Staatsanwaltschaft  fortzuleben;  die  politische 
icht  der  Verwaltung  neben  der  Strafrechtspflege  behufs  der 
Btimmung  ihres  Eintrittes  und  ihres  Verlaufes  hat  sich  ein  Re- 
rungs- Organ  in  dem  ursprünglich  öffentlichen  Ankläger  ge- 
laffen. 

Die  Einführung  der  französischen  Staatsanwaltschaft  erfolgte 
den  Jahren  1848  und  1849  in  mehreren  deutschen  Staaten 
mchst  für  politische  und  Pressvergehen  in  Verbindung  mit  dem 
hwurgericht,  meist  durch  provisorische  Gesetze;  dann  erst  trat 
i  Erweiterung  auf  alle  Strafsachen,  mindestens  im  Haupt- 
rfahren  ein.  In  den  norddeutschen  Staaten  zeigte  sich  eine  be- 
ndere  Zuneigung  zur  möglichst  getreuen  Kopirung  des  frän- 
kischen Vorbildes;  im  vormaligen  Königreich  Hannover,  das 
is  der  Bewegung  von  1848  noch  am  meisten  von  dem  Absolutis- 
us  des  Polizeistaates  gerettet  hatte,  fand  die  staatsrechtliche 
Bedeutung  der  Staatsanwaltschaft  vor  allen  deutschen  Ländern 
i  der  von  Frankreich  überkommenen  Ausdehnung  der  Macht- 
ßfugnisse  willkommene  Anerkennung  mit  dem  1.  Okt.  1852,  indem 
er  Staatsanwaltschaft  die  amtliche  Verfolgung  aller  Polizei-  und 
Jiminalvergehen  mit  Einschluss  der  gerichtlichen  Polizeileitung, 
«  Aufsicht  über  die  Gerichtsgefängnisse  und  Strafanstalten,  die 
Überwachung  der  Einhaltung  aller  gesetzlichen  und  reglemen- 
uischen  Vorschriften  bei  den  Gerichten,  sowie  der  Dienstftihrung 
*r  bei  den  Gerichten  angestellten  Personen,  der  Notare,  Anwälte 
*d  Advokaten,  die  Fürsorge  für  besondere  Interessen  (Vormund- 
-haften  u.  dgl),   die  Vermittelung  der  Geschäftsverbindung  der 

14* 
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höheren  Gerichte  unter  einander  und  die  Wahrnehmung  der  Ver- 
waltungsgeschäfte  bei  den  Gerichten  in  Gemeinschaft   mit  deren 
Präsidenten  übertragen  war.   Fast  übereinstimmend  erfolgte  später 
1857  bis  1859  in  Oldenburg  die  Ausdehnung  der  Staatsanwalt- 
liehen    Befugnisse,    ähnlich   in   Kurhessen.      Dagegen    war  in 
Braunschweig    bereits   in   dem  G.-V.-G.   vom   21.  Aug.  1849 
§  28  und   in   der  Str.-Pr.-O.  §§  3—5   die  Aufgabe   der  Staats- 
anwaltschaft  allgemein  dahin  bestimmt:    „Das  Amt   der  Staats- 
anwälte besteht  darin ,  dass   sie   das   öffentliche   und    StaatswoU 
und    die    Aufrechterhaltung     der    Staatsgesetze     bei    den   Ge- 
richten zu  verfolgen  haben  nach  Massgabe  der  in  den  Prozess- 
gesetzen  enthaltenen   Vorschriften",   und   in  §  21   das.  sind  die 
Staatsanwälte  als   „öffentliche  Ankläger"  in  ihrer  Thätigkeit  tod 
der  Unterordnung  unter  das  Justizministerium  ausgenommen  ge- 
wesen. Das  kurhessische  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  31.0kt 
1848  hatte   im  allgemeinen  das  Verhältniss  der  „Staatsbehörde* 
zu  den  Gerichten,  bei  denen  sie  ihre  Geschäfte  zu  versehen  hattet, 
sowie  zum  Justizministerium  u.  s.  w.  geordnet,  aber  in  §  75  aus- 
drücklich bestimmt,  dass  die  Beamten  der  Staatsbehörde  bei  ihres 
Verfügungen,  bei  Erhebung  der  Anklage  und  bei  Stellung  weiterer 
Anträge  nach  den  bestehenden  Gesetzen  zu  verfahren  hätten,  ohne 
zur  Einholung   von  Verhaltungsvorschriften   verpflichtet   zu  sein, 
dass  sie  durch  Anordnung  ihrer  Vorgesetzten,  welche  ihnen 
die  gerichtliche  Verfolgung  einer  Strafgesetzübertretung  unter- 
sagen, ausser  dem  Fall  einer  Abolition,  nicht  gebunden  seien, 
im  übrigen  aber  die  in  einzelnen  Sachen  ergehenden  Weisungen 

der  ihnen   dienstlich   vorgesetzten  Behörden   zu   befolgen  hatten. 

• 
Eine  Abänderung   dieser   sehr  vernünftigen  Bestimmung  brachte 

die  Reaktion  in  §  23  des  provisorischen  Gesetzes  von  1851. 

Man  darf  behaupten,  dass  gerade  von  Preussen,  Hannover 
und  Oldenburg  aus  thatsächlich  die  Verwandlung  der  Staats- 
anwaltschaft von  einer  Anklagebehörde  im  Strafprozess  zu  einer 
Justizverwaltungsbehörde  ausgegangen  ist  mit  der  Erweite- 
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rung  auch  ihrer  Vertretung  des  sog.  „öffentlichen  Interesses"  in 
Ehescheidungs-  und  Entmündigungs-  auch  Justizadministrations- 
sachen. Von  einem  Theil  der  Doktrin  wurde  diese  Auffassung 
gepflegt,  indem  sie  sich  bemühte,  der  Ueberführung  des  französi- 
schen Instituts  noch  in  einer  Zeit,  wo  die  französische  Kultur- 
herrschaft auch  in  Deutschland  weite  Kreise  gezogen  hatte,  das 
Wort  zu  reden,  obschon  die  Geschichte  desselben  in  Prankreich 
(vgl.  Frey,  Die  Staatsanwaltschaft)  auffallende  Schwankungen  in 
den  in  der  Benutzung  dieser  Behörde  sich  kreuzenden  Macht- 
verhältnissen gezeigt  hatten,  bis  schliesslich  die  napoleonische 
Ausgestaltung  des  mächtigen  minist&re  public  zur  „  Gesetzes  wächter- 
schaft a  in  Deutschland,  von  einer  idealen  Auffassung  umkleidet, 
als  Werkzeug  der  Staatsregierungen  in  den  Strafprozess,  anstatt 
des  Trägers  der  Staatsklagen,  eingefügt  wurde.  Es  ist  dabei  nicht 
unbeachtet  zu  lassen,  dass  besonders  v.  Leonhardt,  welcher  im 
Dienste  der  hannoverschen  Gesetzgebung  und  Justizverwaltung 
ausgebildet  der  geistige  Schöpfer  des  vom  Staatssekretär  Friedberg 
als  I.  ausgearbeiteten  und  nach  erheblichen  Umgestaltungen  seitens 
des  Bundesrathes  als  II.  umgearbeiteten  Entwurfes  der  deutschen 
Strafprozessordnung  war,  für  die  Gestaltung  der  heutigen  Staats- 
anwaltschaft mitgewirkt  hat  und  schon  bei  seinem  Uebertritt  in 
das  preussische  Justizministerium  ein  durch  das  angeführte  preussi- 
sche  Gesetz  vom  17.  Juli  1846  und  die  sich  daran  schliessenden 
prozessualischen  Gesetze  seit  1849,  sowie  durch  die  Verwaltungs- 
praxis geebnetes  Feld  vorfand,  auf  welchem  die  Nachfolger 
weiter  thätig  vorgeschritten2. 

Von  den  mancherlei  Versuchen,  der  Aufnahme  der  fran- 
zösischen Staatsanwaltschaft  eine  deutschrechtliche  Begrün- 
dung zu  geben,  mögen  die  zweier  Göttinger  Professoren  hervor- 
gehoben werden. 

*  In  v.  Holtzendorff's  Handbuch  des  deutschen  Strafprozesses,  Lief.  3, 
befindet  sich  die  „Entstehungsgeschichte  der  deutschen  Strafprozessordnung 
?on  Prof.  Dr.  Dochow,  weiland  in  Halle  a.  S. 


—     214    — 

Prof.  E.  Herrmann,  nachmals  in  Berlin,  machte  im  Archi? 
für  Kriminalrecht  1852,  S.  289 ff,  „Der  Begriff  der  Staatsanwalt- 
schafta  einen  derartigen  Versuch,  welcher  auf  reaktionärer  Seite 
zahlreiche  Anhänger  und  Nachfolger  fand,  indem  er  die  Staats- 
anwaltschaft als  ein  Organ  der  Gerichtsherrlichkeit  im  Gega- 
satz  zu   der   von   den  Gerichten  ausschliesslich    zu  übenden  Ge- 
richtsbarkeit darstellte.    Nach  dem  Mittelalter  sei  die  richterliche 
Gewalt  nicht  vom  Staatsoberhaupt  in  Person,   sondern  von  ver- 
fassungsmässig bestellten  Gerichten  ausgeübt  worden,  welche  nicht 
allein  Entscheidungsbefugnisse   sondern  auch  das  Recht   des  Ge- 
botes und  Zwanges  und  andere  gerichtsherrliche  Rechte  nach  und 
nach   an   sich  gezogen   oder  erhalten  hätten,   so  dass  sie  oft  als 
Besorger  justizhoheitlicher  Verwaltungsgeschäfte  nicht  in  richter- 
licher Eigenschaft  und  Unabhängigkeit,  sondern  nach  Vorschriften 
und   Befehlen   der  Subjekte  jener  Verwaltungssachen    gehandelt 
hätten,   bis   endlich  in   der  neueren  Zeit  durch  Errichtung  be- 
sonderer Justizministerien  ein  besonderes  Organ  für  die  an  die 
Richter  nicht   übergegangenen   gerichtsherrlichen  Befugnisse  ent- 
standen  sei.    Die  gerichtsherrliche   Sphäre  werde,    wenn  an  die 
Stelle   des    Inquisitionsprozesses  der  Anklageprozess    mit  öffent- 
licher Klage  trete,    durch  eine  zwar  neue,   doch   aber  dahin  ge- 
hörige Angelegenheit  vermehrt.    Das  Anklageamt  sei  daher  prin- 
zipiell nicht  Parteiberuf,  sondern  eine  Art  der  staatsgewaltlicben 
Justizhoheit,   ebensogut  wie  das  richterliche  Verfahren  und  Ent- 
scheiden und  beruhe  auf  dem  Grunde  derselben  öffentliches 
Pflicht  der  Verwaltung  der  bürgerlichen  Gerechtigkeit.     Dieses 
Anklageamt  nehme  aber  auf  der  Basis  dieser  prinzipiellen  Einheit 
eine  verschiedene  individuelle  Berufssphäre  und  Thätigkeitsform  an. 
weil  es  als  gerichtsherrliche  Funktion  keinen  in  die  Feststellung 
des  Thatsächlichen  und  in  die  rechtliche  Entscheidung  eingreifen- 
den   Charakter    haben    dürfe,    sondern    sich   darauf  beschranken 
müsse,  die  in  dem  gerichtsherrlichen  Schutze  der  Rechtsordnung 
gelegenen  Bedingungen  der  richterlichen  Erledigung  der  Sache  w 
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erfüllen.    Der   individuelle  Beruf  des   Anklägers  beruhe   ebenso- 
wenig darin,  dass  in  der  prozessualisch  nothwendigen  Unterschei- 
dung von  Angriff  und  Vertheidigung   der   erstere   durch  ihn  re- 
präsentirt  sei,  als  in  der  sog.  Vertretung  des  Gesetzes  oder  der 
öffentlichen  Ordnung,  sondern  in  der  des  gerichtsherrlichen 
Berufes,  als  dessen  Subjekt  in  monarchischen  Staaten  der  Landes- 
herr nicht  blos  der  Quelle,   sondern  auch  der  Ausübung  nach 
erscheine.    Aus  diesem  Berufe  folge  die  Ausübung  der  öffent- 
lichen  Klage   im  Interesse    der  Gesetzesherrschaft,   zu- 
gleich   aber  auch,    dass    sie    zu    keiner   unbegründeten    Rechts- 
verkümmerung für  den  angeklagten   Theil  ausschlage   und    dass 
auch   diesem   die  in   die  Hände    des   Gerichtsherrn   oder  dessen 
Vertreters  gelegte  Rechtsschutzgewalt  zukomme;  daher  könne  von 
einem  Sieg  oder  Unterliegen  der  Staatsanwaltschaft  nie  die  Rede 
sein.  Die  centrale  Leitung  des  Anklageamtes,  welche  den  centralen 
Trägern  der  Gerichtsherrlichkeit  (König  und  Justizminister)  zu- 
komme, werde  dadurch,  dass  dieses  Amt  aus  der  vagen  Kategorie 
der   „Exekutive"    oder  der  „Regierung"   herausgehoben   und   als 
reine  „Justizfunktion  des  Staates"  begriffen  werde,  vor  jenen  Ab- 
wegen, welche  aus  jener  Vorstellung  folgten,   gewarnt  sein.    Die 
Zurückfuhrung  des  Anklageamtes  auf  den  gerichtsherrlichen  Be- 
ruf begründe  und  erkläre  auch  die  Uebertragung  anderer,  eigent- 
lich   obrigkeitlicher    Geschäfte    auf    die    Staatsanwaltschaft    und 
liefere  dafür  ein  festes  Prinzip,  von  welchem  die  Verwaltung  des 
Anklageamtes  nur  ein  Aus  flu  ss  sei.    Hiernach  definirte  der  an- 
gesehene königlich-hannover'sche  Lehrer  des  Staats-  und  Kirchen- 
rechts die  Staatsanwaltschaft  als  den  Inbegriff  von  „Justizbeamten, 
welche  zur  Wahrnehmung  des  gerichtsherrlichen  Berufs  bei  den 
einzelnen  Gerichten  angestellt  sind".     Dieser  Aufsatz  erschien  in 
demselben  Jahre,  in  welchem  das  oben  angeführte  Prozessgesetz 
für    Hannover    daselbst    dem    Abbild   der   französischen    Staats- 
anwaltschaft eine  Hochburg  gründete. 

Dass  diese,  jeder  besonderen  geschichtlichen  Beweisführung 
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entbehrende  Begründung  für  die  Aufnahme  der  Staatsanwaltschaft 
aus  Frankreich  nur  ein  allgemein  gehaltene  Anknüpfung  an  die 
Gerichtsherrlichkeit  war,  jedoch  jede  Kontinuität  mit  dem  alt- 
deutschen „Klagen  von  Amtswegena  entbehrte,  ist  sofort  erkenn- 
bar. Die  Gerichtsherrlichkeit  hatte  im  älteren  deutschen  Recht, 
wie  Verfasser  a.  a.  O.  und  zum  öfteren  nachgewiesen  hat,  eine 
mehr  materielle  (finanzielle)  Bedeutung  als  Einnahmequelle  der  Ge- 
richtsherren, welche  mit  ihr  wie  mit  einem  anderen  Vermögens- 
gegenstände  Handel  und  Wandel  trieben,  die  Gerichte  verkauften, 
vertauschten,  verpfändeten,  vererbten  •,  ihr  Ausfluss  war  das  Halten 
der  Gerichte  oder  die  Gerichtsbarkeit  in  bestimmten  Bezirken. 
Mit  der  Entwicklung  der  Staatsidee  in  den  Territorien  über- 
trugen die  Landesherren  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  als 
Ausfluss  der  nunmehrigen  „Justizhoheit"  den  Gerichten  des  Landes 
und  behielten  sich  nur  die  Anstellung  der  staatlichen  Richter  and 
die  Gerichtseinkünfte  für  das  Kammervermögen  vor  oder  die  Be- 
stätigung der  in  den  Stadt-  und  Patrimonialgerichten  von  den 
Gerichtsherren  .berufenen  Richter,  welchenfalls  die  Gerichte- 
einkünfte diesen  zufielen.  Durch  die  deutschen  Verfassungen  erst 
wurde  die  Rechtspflege  in  ihrer  Ausübung  als  eine  von  der  Staats- 
gewalt unabhängige  sanktionirt  und  damit  lediglich  nur  unter  dk 
Weisungen  der  Gesetze  gestellt,  auf  die  sich  auch  ein  blosser 
Windmüller  seinem  Könige  gegenüber  vertrauensvoll  berufen 
durfte.  Die  Begnadigung  war  im  Strafverfahren  den  Trägern  der 
Staatsgewalt  allein  noch  verblieben. 

Herrmann's  nicht  minder  berühmter  Kollege,  der  Lehrer  des 
Staats-  und  Strafrechts,  sowie  des  Strafprozesses,  H.  A.  Zachajuä 
ging  in  seinem  1861  erschienenen  Handbuch  des  deutschen  Stnt 
prozesses,  I  S.  410  davon  aus,  dass  „die  eine  umfassendere  Reform 
des  Strafverfahrens  vorbereitende  und  vollziehende  Gesetzgebung 
insbesondere  zur  Verwirklichung  des  Anklageprinzips  im 
Organismus  des  Prozesses,  das  Institut  der  Staatsanwaltschaft 
in  einer  der  Entwicklung  derselben  in  Frankreich  entsprechenden 
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5i8e  in  Deutschland  rezipirt  habe",  als  Vertreterin  der  öffentlichen 
ige  vor  dem  Richter  wider  den  Beschuldigten,  zum  Theil  unter 
rücksichtigung  der  von  dem  akkusatorischen  Prinzip  getragenen 
rderung  der  Gleichheit  der  Parteienrechte  und  des  deutsch- 
htlichen  Prinzips  der  Selbständigkeit  der  Gerichte. 

Er  bezeichnete  die  Staatsanwaltschaft  als  „Organ  zur  Wahr- 
imung  der  Rechtsinteressen  des  Staates  bezüglich  der 
bhwendigen  Bestrafung  des  Verbrechens" ;  die  Vermischung  der 
griffeweisen  Verfolgung  des  Beschuldigten  mit  dem  Richteramt 

Inquisitionsprozess  war  ihm  in  der  schon  1846  in  Göttingen 
»chienenen  Schrift:  „Gebrechen  und  Reform  des  Strafverfahrens" 
s  Hauptgebrechen,  dessen  Beseitigung  er  nur  in  der  Aufstellung 
lies  besonderen  Organes  für  die  Strafverfolgung  vor  Gericht  er- 
mnte,  der  aber  nur  die  Stellung  einer  Partei,  im  Gegensatz 
i  der  das  Dasein  einer  Verletzung  des  Staats  negirenden  oder 

dem  behaupteten  Umfang  bestreitenden  Gegenseite,  welche 
irch  den  Beschuldigten  oder  dessen  Vertheidiger  repräsentirt 
erde,  einzuräumen  sei  in  durchgreifender  Verschiedenheit  vom 
ichter,  der  in  seinem  völlig  parteilosen  Berufe  nothwendig 
ber  den  Repräsentanten  der  gegentheiligen  Interessen  stehen 
id  das  Recht  im  objektiven  Sinne  selbst  handhaben  müsse.  In 
£  Eigenschaft  eines  Instituts  der  Justizhoheit  zur  Wahrung  der 
tätlichen  Recht  sinteressen  wollte  auch  Zachahiä  die  Staats- 
iwaltschaft  in  die  Justizabtheilung  des  Staatsministeriums  ein- 
sfugt und  dem  Chef  der  Justizverwaltung  als  Aufsichtsbehörde 
Qtergeordnet  wissen,  jedoch  nur  unter  dessen  allgemeinen  An- 
rdnungen  innerhalb  der  Grenzen  des  Verordnungsrechts,  woraus 
doch  keineswegs  die  Notwendigkeit  folge,  dass  in  Betreff  der 
erfolgung  einer  einzelnen  Strafsache  der  Justizminister  auch 
*•  Recht  haben  müsse,  die  Eröffnung  oder  Einstellung  des  Ver- 
torens  zu  befehlen;  indessen  bemerkte  er  dazu  in  einer  An- 
lerkong,  dass  ein  solcher  Einfluss  jedoch  meistens  dem  Justiz- 
Uftister  beigelegt  werde  oder  wenigstens  vermöge  des  allgemeinen 
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Satzes  über  die  Unterordnung  der  Staatsanwaltschaft  nicht  aus- 
geschlossen sei.  Die  Staatspraxis  hat  in  der  That  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  eine  derartige  Einwirkung  ausgeübt, 
so  dass  sie  schliesslich  von  den  Regierungsvertretern  bei  der 
Reichsgesetzgebung  ausser  der  Oberaufsicht  über  die  Staatsanwalt- 
schaft; welche  selbstverständlich  der  obersten  Justizverwaltung  zu- 
stehen muss,  auch  die  „Leitung"  ihrer  Staatsbehörde  in  §148 
des  G.-V.-Gk  als  kodifizirtes  Recht  zur  Einstellung  erzwangen, 
wie  die  Protokolle  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  und 
seiner  Justizkomraissionen  zur  Genüge  ergeben.  Indessen  war 
Zachariä  der  Meinung,  die  Staatsanwaltschaft  könne  in  Betreff 
der  Frage,  ob  und  inwieweit  es  sich  im  Einzelfall  um  Wahrneh- 
mung eines  Rechtsinteresses  des  Staates  handle,  in  einer  der 
richterlichen  Selbständigkeit  analogen  Weise,  unabhängig  gestellt 
werden,  wie  z.  B.  in  §  75  des  kurhess.  G.-V.-Gr.  Namentlich  fand 
Zachariä  schon  damals  in  dem  Satze,  dass  die  Gerichte  und 
Staatsanwaltschaften  von  einander  unabhängig  seien,  natürlich  ab- 
gesehen von  den  gar  nicht  in  die  richterliche  Sphäre  eingreifenden 
administrativen  Funktionen  der  Staatsanwaltschaft,  keinen  anderen 
vernünftigen  Sinn ,  als  dass  es  Sache  der  Staatsanwaltschaft  sei, 
ob  und  inwieweit  sie  das  Rechtsinteresse  des  Staats  vor  Ge- 
richt zu  verfolgen  oder  wahrzunehmen  für  nothwendig  erachte, 
sowie  andererseits  der  Richter  in  seiner  Sphäre  selbständig  und 
unabhängig  von  der  Staatsanwaltschaft  sei.  Insoweit  aber  diese 
jene  Interessen  vor  dem  Richter  geltend  machen  wolle,  müsse äe 
sich  an  ihn  mit  ihren  „Anträgen"  wenden  und  müsse  demnach 
auch  ihre  formale  Unterwerfung  unter  das  Richteramt  nothwendig 
anerkennen  und  zwar  sowohl  dem  Untersuchungs-  als  dem  er- 
kennenden Richter  gegenüber.  Dabei  wies  Zachariä  auf  die 
ganz  verkehrte  Auffassung  von  dem  Verhaltniss  der  französischen 
Staatsanwälte  zu  dem  Instruktionsrichter  hin,  deren  Verkehrtheit 
und  Widersprüche  auf  die  deutschen  Gesetze  nachgewirkt  und  in 
der  Praxis  Streitigkeiten  hervorgerufen  habe-,  er  hat  a.  a.  0.  S.  200 
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>ei  der  Kritik  der  Stellung  und  Punktionen  der  französischen 
Staatsanwaltschaft  gezeigt,  wie  aus  der  Vereinigung  der  verschie- 
lenen  sich  unterstützenden  Thätigkeiten  sich  im  Verhältniss  zu 
len  Gerichten  eine  nicht  blos  oft  unklare,  sondern  auch  höchst 
>edenkliche  und  in  Widerspruch  mit  einander  stehende  dreifache 
Stellung  ergebe,  theils  unter,  theils  neben,  theils  über  den  Gerichten, 
womit  im  Zusammenhange  stehe  die  prozessuale  Ueberlegenheit 
iber  die  Beschuldigten  und  die  Möglichkeit,  die  Verteidigung  zu 
beeinträchtigen,  besonders  der  verwerfliche  Druck,  den  die  Staats- 
mwaltschaft  mit  ihrer  Autorität  auf  Angeklagte,  Anwälte,  Ge- 
ichworene  und  selbst  Richter  ausübe.  Weiter  zog  Zaciiariä 
lie  richtige  Folgerung,  dass  die  Anträge  der  Staatsanwaltschaft  " 
ier  richterlichen  Prüfung  und  Entscheidung  unterliegen  müssten 
md  nur  in  diesem  Sinne  sei  die  gesetzliche  Bestimmung  in  §  5 
ler  preuss.  V.-O.  von  1849  zu  verstehen  gewesen,  wonach  die 
Berichte  verpflichtet  sein  sollten,  den  Anträgen  des  Staatsanwalts 
regen  Feststellung  des  Thatbestandes  und  wegen  sonstiger  Er- 
nittlungen  zu  genügen  —  natürlich  mit  Vorbehalt  des  Rekurses ; 
ferner  verwarf  er  die  Privilegirung  der  Staatsanwaltschaft  vor  der 
Verteidigung ,  dass  jene  nicht  dem  Ordnungsruf  des  Gerichts- 
rorsitzenden  wie  diese  unterworfen  worden  sei,  was  die  letztere, 
iber  auch  das  Ansehen  der  Gerichte  beeinträchtige,  indem  dem 
kutschen  Rechtsbewusstsein  nichts  fremder  sei,  als  dass  im  ge- 
ichtlichen  Verfahren  etwas  über  oder  neben  dem  Richter  stehen 
cönne,  denn  die  Koordinirung  der  Staatsanwaltschaft  neben  den 
Berichten,  gewissermassen  als  „mitwirkendes  Mitglied",  verletze 
aothwendig  die  zu  erhaltende  Selbständigkeit  und  Autorität  des 
Richters  im  Strafverfahren  und  zugleich  das  Prinzip  der  Gleich- 
leit  der  vor  dem  Richter  oder  durch  ihn  ihr  Recht  suchenden 
„Parteien". 

Während  der  hochkonservative  Professor  Herrmann  in  der 
Einführung  der  Staatsanwaltschaft  ein  Mittel  erkannte,  die  im 
[jaufe  der  letzten  Jahrhunderte  an  die  Gerichte  verloren  gegangene 
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gerichtsherrliche  Gewalt  von  der  Gerichtsbarkeit,  in  der  sie  ent- 
halten  war,    loszutrennen    und   an    die  Träger  der  Justizhoheit 
zurückzugewinnen  und  in  der  zentralen  Leitung  des  Anklageamtes 
durch  diese  Träger  die  oberste  Verwaltung  der  Rechtspflege  in 
diese  selbst  eingreifen  zu  lassen,   mithin  die  überall  in  Deutsch- 
land als  nur  unter  dem  Gesetze  stehende  Strafrechtspflege  in  ein 
Abhängigkeitsverhältniss  zu  den  Ministerien  zu  bringen,  hielt  der 
auf  gemässigt  liberaler  Seite  stehende  Professor  H.  A.  ZachariI 
fest  an  der  bisher  verfassungsmässig  und  durch  langes  Herkommen 
garantirten  Unabhängigkeit  der  Strafrechtspflege  von  Verwaltungs- 
einflüssen, sowie  an  den  Reformbedürfnissen  des  Strafverfahrens 
allein,  dem  die  Organisation  durch  Sonderung  der  im  Streit- 
verhältniss  liegenden  Thätigkeiten  und  Ordnung  von  Tragern 
derselben  zurückgegeben  werden   sollte  —  unter  Zurückweisung 
jeder  Verschiebung  in  das  staatsrechtliche  Gebiet,  einer  Er- 
weiterung der  ministeriellen  Befugnisse  über  die  blosse  „  Aufsicht* 
hinaus.     Er  repräsentirte   die  Vertreter  der  wahren   und  nator- 
gcmässen  Reformforderungen  seit  1848,  indem  er  die  Nachbildung 
der  Staatsanwaltschaft  auf  das   begriffsmässige  Mass  dessen 
beschränken  wollte,  was  die  Reformbewegung  mit  der  Einführung 
des  „Anklageprozesses"  erstrebte:  „Das  Rechtsinteresse  des  Staats 
schliesst  die  Forderung  in  sich  ein,   dass  der  Schuldige,  unter 
Beachtung   der   gesetzlichen  Bestimmungen   in   dem   dazu  noth- 
wendigen  Strafverfahren  bestraft  werde.    Alles   was  zur  Wahr- 
nehmung dieses  Interesses  vor  den   Richter  gehört,  ist  in  der 
amtlichen  Pflicht  des  Staatsanwalts  enthalten. 

Jeder  Schritt  der  Staatsanwaltschaft  ist  demnach  durch  die 
Ueberzeugung  von  der  Gewissheit  oder  Wahrscheinlichkeit 
eines  Verbrechens  und  der  Schuld  des  auf  dem  gesetzlichen  Wege 
zu  Verfolgenden  bedingt  und  insofern  ist  die  pflichtmässige 
Berücksichtigung  aller  sich  darbietenden  Momente  der  Unschuld 
selbstverständlich  im  Offizium  des  Staatsanwalts  enthalten. 
Eine  positive  Verpflichtung  zur  Sorge,   dass  kein  Unschuldiger 
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erfolgt  werde,  ein  Recht  der  Ueberwachung  der  Gerichte  im 
stufe  des  Strafverfahrens  in  Betreff  der  Beachtung  der  Gesetze, 
elches  konsequenter  Weise  auch  ein  überall  eingreifendes  Veto 
i  sich  schliessen  müsste,  und  die  Befugniss  zur  Wahrnehmung 
er  Rechte  der  Vertheidigung,  insbesondere  auch  durch  Einwen- 
ang  von  Rechtsmitteln  lediglich  zu  Gunsten  des  Angeklagten, 
ann  und  darf  daraus  nicht  abgeleitet  werden,  ohne  die  Grund- 
erhältnisse des  Strafverfahrens  zu  verrücken,  die  richterliche 
phäre  zu  beeinträchtigen  und  die  Staatsanwaltschaft  in  eine  ihre 
igentliche  Sphäre  überschreitende  Wirksamkeit    hinüberführen". 

Gegen  diese  Auflassung  traten  in  der  Reaktionsperiode, 
Mch  in  den  Juristentagen,  namentlich  Staatsanwälte,  welche  sich 
ii  den  idealen  Beruf  ihrer  Behörde  als  „Gesetzeswächter"  und 
,Beratheru  der  Gerichte  vertieft  hatten,  in  Wort  und  Schrift  auf 
md  ihre  schöngefärbten  Gutachten  blendeten  das  Tieferblicken  in 
lie  verborgenen  politischen  Tendenzen8.  Eine  Meisterschaft  darin 
Hat  sich  der  damalige  preussische  Staatsanwalt  Sundelin  er- 
rungen in  seiner  Schrift:  „Die  Staatsanwaltschaft  in  Deutschland 
[Anklam  1860)  und  in  der  Allgemeinen  Schwurgerichtszeitung 
V4,  S.  241  ff.,  weiter  der  damalige  Oberstaatsanwalt  in  Thüringen 
v.  Bertrab  und  dessen  Nachfolger  v.  Gross  in  verschiedenen  Ab- 
handlungen und  Gutachten;  wozu  namentlich  das  für  den  fünften 
leutschen  Juristentag  (1864)  von  dem  badischen  Ministerialrath 
*.  Freydorf  erstattete  Gutachten  hinzutrat,  welches  in  dem  Satze 
gipfelte:  „Das  Interesse  der  Gesammtheit  wird  in  höchster  In- 
itanz besser  durch  die  obersten  Leiter  der  Staatsverwal- 
tung gewahrt,  als  durch  einen  unabhängigen  und  unverantwort- 
lichen Beamten". 

Nächst  der  Staatsanwaltschaft  in  Hannover,  welche  am  voll- 
ständigsten nach  französischem  Muster  unter  Hinzunahme  weniger 


3  Noch  objektiver  waren  die  Arbeiten  von  Thksmar,  Die  Staatsanwalt* 
chaft,  Bonn  1844;  L.  Frey,  Die  Staatsanwaltschaft  in  Deutschland  und 
Frankreich,  Erlangen  1850;  Twele,  Die  Staatsanwaltschaft,  Hannover  1853. 
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englisch-schottischer  Attribute  ausgebildet  war  und  geradezu  ab 
ministerielle  Aufsichtsbehörde  über  alle  im  Rechtsverfahren  thätigen 
Beamten  bestand,  hatte  sich  die  preussische  Staatsanwaltschaft 
zu  einem  ministeriellen  Organ  unter  dem  praktisch  gepflegten 
Opportunitätsprinzip  herausgebildet,  sodass  sich  auch  dort  das 
Bewusstsein  eines  über  den  Gerichten,  weil  im  unmittelbaren 
Dienst  der  obersten  Justizverwaltung,  stehenden  Gesetzes-  und 
Ordnungswächters  mehr  oder  weniger  zur  Erscheinung  brachte. 
Eine  Nachwirkung  ist.  auch  selbst  nachdem  in  dem  deutschen 
Gerichtsverlassungsgesetz  §  152  der  Staatsanwaltschaft  jede  Auf- 
sichtsbefugnis8  über  die  Gerichte  abgeschnitten  ist,  hie  und  da 
noch  erkennbar;  selbst  im  Publikum  erscheint  der  Staatsanwalt 
als  der  das  Strafverfahren  leitende  Beamte  und  selbst  in  Beamten- 
kreisen sieht  man  in  ihm  den  vindex  publicus,  einen  mächtigen, 
Furcht  erregenden  Beamten,  der  alle  Polizei-  und  Justizfunktionen 
in  sich  vereinige  und  dem  Amts-  und  Untersuchungsrichter  dienst- 
bar sein  müssten,  vollends  seit  die  Staatsanwaltschaft  als  voll- 
ziehende Behörde,  als  Beherrscher  der  gerichtlichen  Polizei  und  als 
fast  alleinige  Behörde  der  Begutachtung  in  der  Strafvollstreckungs- 
und sog.  Gnadeninstanz  (!)  zu  fungiren  hat.  Kein  Wunder,  wenn 
der  oder  jene  Staatsanwalt  sich  als  mächtigerer,  sogar  über  dem 
Richter  stehender  Beamter  der  obersten  Justizverwaltung  fühlen 
lernt  und  sich  auch  selbst  zur  „Leitung*  eines  bereits  gerichts- 
hängig  gewordenen  Strafverfahrens  berufen  fahlen  möchte,  und 
wenn  dann  in  den  Berichten  an  die  vorgesetzten  Behörden  neben 
sachlichen  auch  persönliche  Kritiken  geübt  werden,  die  bei  der 
obersten  Justizverwaltung  sowenig  wie  mündliche  Berichterstat- 
tungen über  Richter  unbeachtet  bleiben  können,  wodurch  diese 
sich  in  ihrem  Bewusstsein  der  im  §  1  des  G.-Y.-G.,  wie  in 
Landesverfassungen  früher  garantirten  Unabhängigkeit  beein- 
trächtigt fühlen  könnten. 

Die  so  oft  gerügte  Phrase  von  der  «Gesetzeswächterschaftu 
des  staatsanwaltlichen  Benifes  niusste  der  Staatsanwaltschaft  den 
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>us  einer  Idealisirung  verleihen,  als  stünden  ihre  Beamten 
reit  höher  als  die  Gerichte,  die  doch  an  erster  Stelle  berufen 
n,  Wächter  der  Gerechtigkeitsübung  nach  Massgabe  der  Ge- 

in  Unparteilichkeit  und  Unabhängigkeit  von  oben  wie  von 
n  zu  sein.  In  ihr  trat  in  hierarchisch  gegliederter  Ordnung 
den  Befehlen  des  Vorgesetzten  unbedingt  gebotenen  Unter- 
ung  den  Gerichten  eine  Kontrollbehörde  zur  Seite,  die  ihre 
ittelbaren  Weisungen    von    der    Staatsregierung,    mindestens 

Chef  der  obersten  Justizverwaltung,  erhalten  kann  und  in 
n  Fällen  thatsächlich  erhält,  um  in  das  aussergerichtliche, 
gerichtliche  Strafverfahren  und  die  Strafvollstreckung  ein- 
en, mindestens  durch  Anträge  bei  Gericht  mittelbar  einwirken 
:önnen.  Das  Blendende  bei  der  Einführung  der  französischen 
.tsanwaltschaft  in  Deutschland  war  die  sog.  materielle  Ver- 
ligung  in  ihrer  Hand,  wodurch  der  Eintritt  der  formellen 
theidigung  im  Vorverfahren,  mindestens  im  Ermittelungs- 
ihren,  unter  Leitung  des  Staatsanwalts  entbehrlich  gemacht 
len  sollte.    Man  traute  ihm  bei  seiner  verfolgenden  Thätig- 

die  Unparteilichkeit  und  Unbefangenheit  eines  zwischen 
Jd-  und  Unschuldannahme  stehenden  Richters  in  einem 
iren  Grade  zu  als  diesem,  was  ja  eine  psychologisch- empirische 
löglichkeit  war.  Ja  man  übertrug  ihm  dieses  Vermögen  auch 
he  mündlichen,  kontradiktorischen  Verhandlungen,  in  gleicher 
se  für  die  Verteidigung  und  den  Rechtsschutz  des  Angeklagten 
tcht  zu  sein,  wie  für  die  Durchführung  der  Strafverfolgung, 
tuell  selbst  durch  Einwendung  und  den  Fortbetrieb  eines 
itsmittels  zu  Gunsten  eines  von  ihm  Verfolgten,  wobei  in 
ir  Linie  die  absolute  Wahrung  des  materiellen  Rechts  die 
•ündung  bieten  musste,  wie  die  des  „öffentlichen  Interesses" 
ien  behebigen  Eintritt  des  Staatsanwalts  in  das  wegen  Be- 
dingen und  leichteren  Körperverletzungen ,  deren  Verfolgung 
auf  Antrag  des  Verletzten  eintritt,  geordnete  Privatklage- 
hren.    Eine  solche  „Gesetzeswächterschaft"  war  im  Wesent- 
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liehen  eine  Auf  sich  tstlmtigkeit,  die  von  der  obersten  Spitze  der 
Justizverwaltung  auszugehen  hatte.  Früher  aber  bediente  sich 
diese  hierzu  der  Gerichtsvorsitzenden  in  ihrer  stufenweisen  Unter- 

• 

Ordnung,  wie  auch  heute  noch;  aber  seit  Einfuhrung  der  französi- 
schen Staatsanwaltschaft  ist  wenigstens  für  das  Gebiet  der  Straf- 
rechtspflege diese  Nebenbehörde  als  Verwaltungsbehörde  ein 
zweites  Organ  der  Aufsichtsthätigkeit  bei  Gelegenheit  des  Straf- 
prozessbetriebs  durch  die  oberste  Justizverwaltungsstelle  selbst, 
geschaffen  worden,  um  die  Intentionen  dieser  auf  dem  Wege  der 
Anordnung  oder  Anweisung  zur  Geltung  zu  bringen.  Soweit  dies 
den  Strafrichtern  gegenüber  geschieht,  liegt  in  ihrem  Unabhängig- 
keitsbewusstsein  und  Rechtsgewissen  die  einzige  Garantie  für  die 
Pflege  der  Gerechtigkeit  nach  Massgabe  der  Gesetze  oder  der 
wahren  „Gesetzeswächterschaft".  Mit  diesem  idealen  Attribut 
wurde  der  Staatsanwaltschaft  ihre  staatsrechtliche  Stellang  im 
Behördenorganismus  errungen  und  wenn  es  auf  Kosten  des  Ver- 
trauens zu  den  Gerichten,  dass  sie  allein  ihre  Aufgaben  zu  lösen 
nicht  im  Stande  seien,  wie  John  a.  a.  O.  bemerkte,  geschehen 
musstc. 

Auch  die  Reichsgesetzgebung  hat  die  Rechtskontrolle  als 
Ausflus8  der  Justizverwaltung  in  einer  Reihe  von  Bestimmungen 
des  Gerichtsverfassungsgesetzes  und  der  Strafprozessordnung  ans 
der  „Gesetzeswächterschaft"  der  Staatsanwaltschaft  entlehnt,  z.  B. 
bei  Ausloosung  der  Geschworenen  in  §  91  des  ersteren  Gesetzes, 
bei  der  Entscheidung  des  Amtsrichters  über  Fähigkeit  und  Ab- 
lehnungsgründe der  Schöffen  in  §  52  Abs.  3  und  in  §  53  Abs.  8 
das.,  desgleichen  über  Ordnungsstrafen  gegen  Schöffen  und  Ge- 
schworene in  §§  56  und  96  das.  Am  meisten  tritt  das  Bestreben 
um  Geltendmachung  des  Einflusses  der  Justizverwaltang  in  der 
Str.-Pr.-O.  §  33  hervor,  wonach  ausserhalb  des  kontradiktori- 
schen Verfahrens  den  „Entscheidungen"  des  Gerichts  überall  das 
Gehör  der  Staatsanwaltschaft  vorausgehen  soll,  was  noch  beson- 
ders an  verschiedenen  Stellen  dieses  Gesetzes  wiederholt  worden 
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,  als  müsse  hier  überall  die  Staatsanwaltschaft  der  „Berather" 
r  Gerichte  sein.  Die  Rechtskontrolle  gipfelt  jedoch  in  §  338 
>8.  2  der  Str.-Pr.-O.,  wonach  die  Staatsanwaltschaft  unbegrenzt 
ch  zu  Gunsten  eines  Beschuldigten  ein  Rechtsmittel  einwenden 
rf  und  soll,  was  in  seiner  äussersten  Konsequenz  dahin  führt, 
88,  wenn  ein  Staatsanwaltschaft  auf  Anweisung  des  Oberstaats- 
walts  oder  des  dahinter  stehenden  Justizchefs  gegen  seine 
jene  Ansicht  Berufung  gegen  ein  freisprechendes  Schöffengerichts- 
theil  einwendet  und  damit  keinen  Erfolg  erreicht,  nach  §  505 
3  Erstattung  der  dem  Beschuldigten  erwachsenen  nothwendigen 
iislagen  der  Staatskasse,  wie  auch  nach  §  499  das.  der  einem 
sser  Verfolgung  gesetzten  Angeschuldigten  erwachsenen,  auf- 
legt werden  kann,  worüber  das  Gericht  zu  befinden  hat. 

Der  Grundfehler  in  dieser  den  norddeutschen  Gesetzgebungen 
id  Praktiken  entsprungenen  Auffassung  von  dem  Beruf  und  der 
eilung  der  Staatsanwaltschaft  lag  in  bureaukratisch-absolutistischen 
elüsten  gegenüber  der  konstitutionellen  Idee,  wonach  die  Regie- 
ng  und  das  Beamtentum  nicht  allein  den  Staatsbegriff  erfülle, 
ndern  darin  auch  die  bürgerliche  Gesellschaft  ihre  Rechtsver- 
?tung  zu  finden  habe,  die  an  Erhaltung  ihrer  Ordnung  ein  nicht 
Inder  grosses  Interesse  hat,  als  an  der  sie  zum  grossen  Theil 
itumfassenden  Staats-  und  Rechtsordnung;  die  vom  Staat  um- 
aste  Gesellschaft  hat  im  Staatsanwalt  nicht  den  Vertreter  der 
aatsregierung  und  der  Justizverwaltung,  sondern  des  Staates 
s  einer  ideellen  Persönlichkeit  im  modernen  Sinne  des  Kon- 
itutionalismus  zu  erkennen,  als  Vertreter  aller  Rechtsordnung 
td  der  unbedingten  Geltung  der  Strafgesetze  und  ihres  Voll- 
gs.  Diese  ist  aber  nur  zu  erreichen  durch  eine  Stellung  der 
aatsanwaltschaft  nur  unter  das  Gesetz  als  den  Gesammtwillen 
t  es  hervorbringenden  Faktoren  im  konstitutionellen  Staate, 
aatsregierung  und  Volksvertretung,  sodass  nicht  eine  einseitige 
nordnung  der  ersteren  mittels  der  „Leitung"  die  Unterlassung 

aer  Strafverfolgung  oder  die  Forcirung  einer  solchen  dem  Staats- 
Archiv  für  Öffentliches  Recht.  XI.  2.  j- 
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anwalt  als  Gesetzesvollzugsorgan  gegeben  werden  darf.  Man 
schuf  mit  jener  „Leitung"  sehr  zum  Nachtheil  des  Ansehens  der 
Strafrechtspflege  eine  Verstärkung  der  Regierungsmacht  und 
untergrub  damit  das  Vertrauen  der  Gesellschaft  zur  Gleichmis- 
sigkeit  und  Unparteilichkeit  der  Rechtspflege  —  selbst  seitens  der 
Gerichte,  deren  Beeinflussung  durch  die  Staatsanwaltschaft  miss- 
trauisch  geargwöhnt  wird  —  ob  mit  Grund  oder  Ungrund,  das 
wird  von  den  in  einzelnen  Staaten  gemachten  Erfahrungen  ab- 
hängen; jedenfalls  läge  die  Ursache  dazu  in  der  Gesetzgebung 
selbst,  wie  vielfach  anerkannt  ist. 

Der  besonders  im  Anfang  von  den  rheinischen  Juristen  ge- 
pflegten und  in  norddeutsche  Gesetze  übertragenen  Anschauung 
von  dem  hohen  Beruf  der  Staatsanwaltschaft  und  deren  Ver- 
wandlung in  ein  Justizverwaltungs-  und  Regierungsorgan  standen 
die  mittel-  und  süddeutschen  Juristen  und  Gesetzgebungen 
abwehrend  gegenüber,  indem  sie  eine  Anknüpfung  an  die 
deutschrechtliche  Entwickelung  der  Gerichtsbarkeit  und  Straf- 
rechtspflege und  an  die  Reformbedürfnisse  eines  organisirten 
Parteivertretungsverfahrens  nach  Analogie  des  Civil-  und 
Privatanklageprozesses  suchten  und  die  grundrechtliche  Sicher- 
heit der  Rechtspflege  gegen  Regierungseinflüsse  als 
Axiom  festhielten,  sodass  man  sich  an  die  Gerichtsbarkeit  an- 
zulehnen suchte  und  die  Staatsanwälte  zur  Vertretung  des  Klage 
und  Strafverfolgungsberufs  aus  den  Richtern  entnahm,  wie  dies 
im  älteren  deutschen  Verfahren  der  Fall  war,  indem  im  Mangel 
eines  besonderen  Klägers  der  Richter  (Schultheis,  Vogt  u.  dgL) 
zur  Sühnung  des  Unrechts  von  seinem  Stuhl  aufstand  und,  nach- 
dem er  einen  anderen  als  Richter  eingesetzt  hatte,  als  amtlicher 
Kläger  auftrat.  Die  Zulassung  des  „öffentlichen  Anklägers* 
in  Württemberg,  Bayern,  Hessen-Darmstadt,  Nassau  fand  in 
deren  Strafprozessgesetzen  erst  im  Hauptverfahren  statt,  da  zun 
Theil  der  Prozessbetrieb  wie  früher  den  Gerichten  für  das  Ver- 
fahren von  Amtswegen  verblieb,   zum  Theil  auf  vorgängigen  An- 
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ig  des  Staatsanwalts  selbständig  überlassen  war.  Die  prinzipale 
ivatklage  gab  überhaupt  keine  genügende  Sicherheit  für  eine 
eichmässige  Gesetzesvollziehung  und  für  Durchführung  des 
>ts  anerkannten  Legalitätsprinzips  und  konnte  nur,  selbst  wenn 
na  Privatankläger  alle  Verantwortung  und  Kostentragung  ab- 
Dommen  wurde,  von  Verletzten  oder  deren  Angehörigen  be- 
eben werden;  eine  Popularanklage  nach  englischem  Vorbilde 
:  Verfolgung  von  Delikten,  bei  denen  die  Verletzung  der  ganzen 
»chtsordnung  der  von  Einzelrechten  vorgehen  inusste,  war 
ensowenig  sicher  für  Erhaltung  der  öffentlichen  Rechtsordnung 
d  daher  forderte  das  Legalitätsprinzip,  da  einmal  der  Prozess- 
trieb durch  einen  Ankläger  bewirkt  werden  sollte,  einen  für 
b  vom  Gerichte  loszutrennende  Angriffs-  und  Verfolgungsthätig- 
it  bestimmten  Berufsbeamten,  den  man  in  Süddeutschland  aus 
jn  bei  einem  Strafgerichte  angestellten  Richtern  ad  hoc  zum 
{entliehen  Ankläger  in  selbständiger  Stellung  ernannte.  Diese 
uffassung  von  der  naturgemässen  und  einfachen  Vertretung  der 
lentlichen  Klage  hat  sich  in  Süddeutschland  bis  zur  Reichs- 
»etzgebung  erhalten  gehabt  und  findet  auch  gegenüber  der 
mutigen  Einrichtung  der  Staatsanwaltschaft  noch  beredte  Ver- 
«ter,  wie  z.  B.  Professor  v.  Meyer  in  Tübingen,  G.  Pfizer  in 
Im  u.  a.  m.4  Ganz  natürlich  stand  auch  mit  einer  solchen  Auf- 
«sung  die  dienstliche  Stellung  der  Staatsanwälte  im  engen  Zu- 
immenhang,  indem  die  Analogie  der  Richterstellung  Platz  griff 
id  den  Staatsanwälten  der  Rücktritt  in  diese  offen  stand,  ja  sie 


*  Die  prinzipiellen  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung  der  Staats- 
halt schaft  in  den  deutschen  Strafprozessgesetzen  vor  der  Rcichgesetzgebung 
>ei  Planck,  Systemat.  Darstellung  S.  289  und  diesem  lange  vorausgegangen 
r  Abeoo  in  der  Zeit  sehr,  für  deutsches  Strafverfahren  I,  S.  291  ff.:  „Die 
deutung  des  Strafrechtsprinzips  für  das  strafrechtliche  Verfahren41.  Bc- 
itenswerth  ist  die  Forderung  einer  erheblichen  Beschränkung  der 
ntralisation  der  Staatsanwaltschaft,  besonders  in  Betreff  der  Vor- 
•eitung  und  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  in  den  Preussischen  Jahr- 
:hern  IV,  1  8.  22  ff. 

15* 
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daneben  ausser  in  Strafsachen  Richterfunktionen  fuhren  durften; 
so  sagte  z.  B.  die  kgl.  sächs.  St.-Pr.-O.  Art.  23:  „Was  die  Ge- 
setze rücksichtlich  der  Anstellung  und  Entlassung  von  solchen 
Staatsdienern  bestimmen,  welche  juristische  Befähigung  erfordernde 
Richterstellen  bekleiden,  hat  auch  auf  sie  (die  Staatsanwälte) 
Anwendung".  In  grellem  Widerspruch  hierzu  stand  die  Auffas- 
sung von  der  Dienststellung  der  Staatsanwälte  in  Hannover  und 
Oldenburg,  wo  jeder  Unfügsamkeit  gegenüber  der  Justizverwaltung 
die  Spitze  dadurch  abgebrochen  war,  dass  das  den  Staatsanwälten 
übertragene  Amt  als  auf  einem  in  jedem  Augenblick  widerruf- 
lichen öffentlichen  Auftrag  beruhend  galt  —  ganz  gleich  wie  der 
an  einen  Rechtsanwalt  von  einem  Privaten  ertheilte  Auftrag! 

Die  deutsche  Reichsgesetzgebung  hat  es  vorgezogen, 
bei  der  Organisation  der  Staatsanwaltschaft  diese  nach  dem  Muster 
der  französischen,  in  den  grösseren  norddeutschen  Staaten  rezi- 
pirten  zu  gestalten,  wiewohl  erhebliche  Bedenken  in  zahlreichen 
Schriften  (hervorragend  Fr.  v.  Holtzendorff  in  München  in 
seinen  Reformschriften)  und  in  Aufsätzen,  in  Zeitschriften  davor 
gewarnt  hatten.  R.  v.  Gneist  in  den  „Vier  Fragen"  S.  52  hob 
in  der  Abhandlung:  „Staatsanwaltschaft  und  Privatklage"  hervor, 
wie  in  dem  Streite  über  die  Gesamrotordnung  des  deutschen 
Strafverfahrens  der  Ideenkreis  der  Fachkriminalisten  und  der 
der  Politiker  im  engen  Räume  zu  einem  so  heftigen  Zusammen- 
stoss  kommen  würden,  dass  beide  Seiten  zu  dem  Bewusstsein 
kommen  dürften,  wie  sie  lange  Zeit  eine  und  dieselbe  Sache  als 
zwei  Sachen  angesehen  hätten,  welche  jeder  nach  seiner  Weise, 
nur  nicht  von  der  staatsrechtlichen  Seite  angesehen  habe, 
und  die  unfertige  Vorstellung,  als  ob  die  staatsrechtlichen  Grund- 
sätze des  Verfahrens  zur  Theorie  oder  zur  Politik  gehörten, 
werde  damit  plötzlich  ein  Ende  haben.  Dabei  hegte  Gneist  zur 
deutschen  Reichsregierung  das  Vertrauen,  dass  sie  den  alten 
Traditionen  der  monarchischen  Rechtsordnung  ihrer  eigenen  Würde 
und   dem  Gesammtinteresse   der   Bundesregierungen   entsprechen 
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-werde;  „denn  ein  System  der  Strafverfolgung,  welches  aktuell  die 
Minister  des  Einzelstaates  von  der  Befolgung  der  Straf- 
gesetze entbindet,  um  sie  desto  schrankenloser  den  Partei- 
einflüssen des  konstitutionellen  Staates  preiszugeben,  wird  an  jener 
Stelle  keinen  Fürsprecher  finden.  Will  eine  Ministerverwaltung 
nicht  blos  Dienerin  der  Parteien  werden,  so  muss  sie  sich  bei 
Zeiten  dem  Gesetze  nnterthan  bekennen". 

Von  grossem  Interesse  ist  die  Verfolgung  des  Verlaufes  der 
Verhandlungen  der  beiden  Reichstagskommissionen  zur  Berathung 
des  Entwurfes  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  und  der  Strafpro- 
zessordnung für  das  Deutsche  Reich,  worüber  Verfasser  ander- 
wärts eine  Uebersicht  gegeben  hat.  Die  wohlweislich  nicht  zum 
Ausdruck  gebrachte  Tendenz  der  Regierungsvertreter,  den  Staats- 
regierungen  ein  fügsames  Organ  der  Beeinflussung  der  Straf- 
rechtspflege in  der  Staatsanwaltschaft  zu  schaffen,  wurde  durch 
den  Rechtsgesichtspunks  verhüllt,  dass  die  Regierung  den  Staats- 
anwalt in  Bezug  auf  die  Beurtheilung  der  Rechtsfragen  un- 
bedingt und  in  jedem  Stadium  des  Verfahrens  an  dienstliche 
Anweisungen  binden  können  müsse,  sonst  wäre  es  ihr  unmöglich, 
prozessualen  Missständen,  welche  bei  den  Gerichten  sich  festgesetzt 
hätten,  wirksam  zu  begegnen.  Der  beredte  Wortführer  der 
Regierungsvertreter,  Hanauer,  betonte  wiederholt,  dass  von  diesem 
unabänderlich  von  den  Staatsregierungen  festzuhaltenden  Stand- 
punkt aus  ausser  der  Aufsicht  auch  die  „Leitung"  der  Staats- 
anwaltschaft durch  die  oberste  Justizverwaltung  kodifizirt  werden 
müsse;  diese  komme  als  hierarchisch  gegliedertes  Organ,  mit 
dem  die  Justizverwaltung  operire,  in  Frage;  deshalb,  um 
das  erforderliche  Ziel  überhaupt  dadurch  zu  erreichen,  sei  an  die 
Spitze  der  Satz  gestellt:  „Die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft 
haben  den  dienstlichen  Anweisungen  ihrer  Vorgesetzten  nachzu- 
kommen" —  eine  nothwendige  Konsequenz,  wenn  das  bezeichnete 
Ziel  (?)  für  die  Justizverwaltung  des  Landes  erreicht  werden 
solle.     Wäre  es  nur  um   die   Erreichung  des   oben   erwähnten 
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Zieles  zu  thun  gewesen,  eine  allgemeine  Rechts-  und  Ges»:häfts- 
regelung  bei  den  Gerichten  zur  Beseitigung  von  prozessualen 
Missständen  zu  ermöglichen,  so  würde  die  „Aufsicht"  allein,  irie 
früher,  als  Befugniss  der  obersten  Justizverwaltung  ausgereicht 
haben,  die  in  der  hierarchischen  Gliederung  in  den  Überstaate- 
anwälten und  von  diesen  nach  oben  im  Justizchef  zentralisirt 
wird,  wie  in  den  Instanzen  der  Gerichte  bei  deren  Vorsitzenden. 
Die  Staatsanwaltschaft  jedoch  als  Kontroibehörde  neben  den  Ge- 
richten einzusetzen,  um  der  obersten  Justizverwaltung  etwaige 
prozessuale  Missstände  bei  den  Gerichten  oder  Stoff  zur  fiegn- 
lirung  von  Rechtsfragen  zur  Kenntniss  zu  bringen,  dem  stand 
doch  das  Verbot  des  §  152  des  G.-V.-G.,  dass  der  Staatsanwalt- 
schaft eine  Aufsicht  über  die  Gerichte  nicht  zu  übertragen  sei, 
entgegen.  Welchen  anderen  Zweck  konnte  die  Hinzuftigung  des 
Wortes  „Leitung"  zu  dein  Worte  „Aufsicht"  in  der  ganzen 
Staatsanwaltschaft  haben,  als  die  gesetzliche  Befugniss  der  obersten 
Justizverwaltung  zu  verschaffen,  dass  sie  als  Haupt  und  Spitze 
der  Staatsanwaltschaft  genau  so  wie  in  Prankreich  vermöge  der 
alle  Beamten  bindenden  Weisungen  die  ganze  Behörde  in  sich 
zentralisirt  und  hierarchisch-absolutistisch  sagen  kann:  „Ich  \m 
die  Staatsanwaltschaft"  —  selbst  im  einzelnen  Fall,  wenn  es 
darauf  ankommen  sollte,  eine  Strafverfolgung  in's  Werk  zu  setzen 
oder  sie  ungeachtet  des  Strafgesetzes  zu  unterlassen  bezw.  sie  zu 
unterbrechen?!  Und  das  sollte  im  Einklang  mit  dem  erst  im 
Entwurf  III  der  Str.-Pr.-O.  aufgestellten,  jetzt  im  Abs.  2  des 
§  152  enthaltenen  Satz,  wozu  die  Motive  bemerkten,  er  stelle  die 
„allgemeine  und  nur  bei  den  sog.  Antragsdelikten  eingeschränkte 
Pflicht  des  Staates  auf,  bei  strafbaren  Handlungen  die  Be- 
strafung des  Schuldigen    herbeizuführen Es   ist  dadurch 

das  sog.  Legalitätsprinzip  zur  ausdrücklichen  Anerkennung  ge- 
langt", stehen?!  Hierin  liegt  eine  nicht  zu  überbrückende  Haft, 
durch  welche  die  Opportunität,  hinter  dem  Legalitätsprinzip,  selbst 
im  Extrem  von  Regierungswillkür,  sich  herein  in  die  Strafgesetzes- 
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Vollziehung  schleichen  kann  —  und  zwar  ungeahndet  und  unan- 
greifbar! 

In  den  ungezählten  Schriften  und  Abhandlungen  über  die 
Stellung  der  Gerichte  und  Staatsanwaltschaft  zu  einander  und 
letzterer  zur  Verteidigung,  welche  in  der  zweiten  Hälfte  dieses 
Jahrhunderts  veröffentlicht  worden  sind  und  deren  Hervorragendsten 
tonangebend  wurden,  macht  sich  besonders  die  von  v.  Planck 
(München)  und  Glaser  (Wien  -J-)  vertretene  Uebertragung  zivil- 
prozessualer Analogieen  auf  den  Strafprozess  bemerkbar,  die  sog. 
Fruktifizirung  jener  für  diesen;  damit  wurden  in  die  Theorie  und 
Praxis  auch  tiefergreifende,  auf  das  Strafrechtsprinzip  zurückwir- 
kende Auffassungen  verbreitet,  welche  im  österreichischen 
Strafprozess  durch  Glaser's  bekannten  Einfluss  auf  dessen  mehr- 
fache Umgestaltung  seit  1850,  bezw.  1853 — 1873  noch  weit  mehr 
hervortrat.  Es  wurde  von  dem  bürgerlichen  Prozess  das  seinem 
Gegenstand  entlehnte,  der  Natur  der  Privatrechte  entsprechende 
Verfugungs-  und  Verzichtsprinzip  auch  auf  den  Strafprozess  zu 
übertragen  versucht,  indem  das  Recht  des  Staates  auf  den  Voll- 
zug der  Strafgesetze  gegen  seine  Pflicht,  wegen  jeder  Straf- 
gesetzverletzung amtlich  einschreiten  zu  lassen  —  sog.  absolutes, 
obligatorisches  Strafrecht  oder  Strafgebot  (Legalität)  im  Gegen- 
satz zu  dem  relativen,  fakultativen,  dem  Ermessen  nach  irgend- 
welchen Rücksichten  anheimgegebenen  (Opportunität),  in  den 
Vordergrund  gedrängt  und  damit  dem  Staat  die  Befugniss  zu- 
gesprochen wurde,  auf  Geltendmachung  des  Strafgesetz  willens 
(Gebot  oder  Verbot)  verzichten  zu  dürfen,  wie  der  Private  dies 
können  muss,  da  er  frei  über  Geltendmachung  eines  beanspruchten 
oder  verfolgbaren  Rechts  verfugen  darf.  Wenn  Zaciiaiuä  a.  a.  O.I, 
S.  39  den  Verzicht  der  Parteien  im  Strafprozess  ausgeschlossen 
sehen  wollte,  soweit  als  Forderungen  des  absoluten  Rechts  nicht 
verletzt  werden,  und  dazu  in  Anm.  4  bemerkte,  es  verstehe  sich 
von  selbst,  dass  für  den  Staat  selbst  der  Verzicht  auch  auf 
Geltendmachung  der  Strafe   nicht  ausgeschlossen    werde,   so   lag 
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in  der  Allgemeinheit  dieser  Behauptung  ein  Widerspruch.  Es 
kann  sich  nur  um  den  verfassungsmässig  im  Abolitions-  und 
Begnadigungsrecht  nachgelassenen  Verzicht  des  Inhabers  der 
Strafgewalt  handeln;  ausserhalb  dieses  giebt  es  keinen  für  Staats- 
beamte zulässigen  Verzicht  auf  Strafgesetzvollzug,  den  nicht  ein 
Gesetz  nachgelassen  hat. 

Im  deutschen  Strafprozess  hatte  sich  die  Auffassung  in  cap. 
un.  X.  III.  12  ut  eccles.  benefic.  sine  dimin.  confer.:  Et  ideo 
nos,  qui  non  tarn  ex  plenitudine  potestatis  quam  ex  officii  de- 
bito  possumus  et  debemus  de  subditorum  excessibus  ad  correc- 
tionem  inquirere  veritatem-inquisitionem  commisimus  faciendam, 
als  absolutes  Pflicbtgebot  der  Untersuchungs-  oder  Offizial- 
maxime  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  im  engsten  Anschlags 
an  das  absolute  Strafrechtsprinzip,  d.  i.  der  noth wendigen  Straf- 
gesetzvollziehung in  jedem  Falle  auf  dem  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Wege.  Bei  jener  modernen  Zurückdrängung  der  Staate- 
pflicht zur  Strafgesetz  Vollziehung  hinter  das  Straf  recht  der 
Staatsgewalt  blieb  unberücksichtigt,  dass  die  Strafgesetze  als  un- 
verzichtbare, obligatorische  Ver-  und  Gebote  erlassen  worden 
sind  und  zwar  als  solche,  welche  bei  ihrer  Verabschiedung  zwischen 
den  Staatsregierungen  und  Gesellschaftsvertretern  dem  „Staate" 
bezw.  der  Staatsgewalt  und  den  diese  vertretenden  Organen  nicht 
zur  willkürlichen  Verfügung,  sondern  als  Staatspflicht  zur  Geltend- 
machung durch  die  Sanktionirung,  als  Befehle  an  den  Staat  bezw. 
seine  Organe  selbst  ergangen  sind. 

Diesen  Organen  gegenüber  besteht  die  Gesellschaft,  mit  ihrer 
Repräsentation  in  der  sog.  öffentlichen  Meinung,  auf  Pflichterfüllung 
—  auf  Grund  der  Verfassung  und  der  Strafgesetzgebnng. 

Die  Strafgesetzvollziehung  als  staatsrechtliche  Pflicht 
wird  erfüllt  durch  Einsetzung  der  Strafbehörden  und  Ordnung 
eines  gesetzlichen  Verfahrens  durch  diese  und  von  ihnen;  hieraus 
erst  entspringen  die  den  zusammenwirkenden  Subjekten  zustehenden 
Rechte  und  ihnen  obliegenden  Pflichten,  deren  Inbegriff  zu  einem 


—     233     — 

ozessrechts-  und  Pflichtverhältniss  zwischen  ihnen  im  Strafprozess 
h  gestaltet. 

Im  konstitutionellen  Staat  kann  sich  der  Träger  der 
aate-  bezw.  Strafgewalt  nicht  allein  von  jener  Pflicht  entbinden, 
ädern  verfassungsmässig  nur  innerhalb  der  gesetzten  Schran- 
n.  Wo  also  das  sog.  Abolitionsrecht  nach  einer  Landesverfas- 
ng  versagt  oder  wie  in  Preussen  an  gesetzliche  Schranken  ge- 
inden  oder  gar  nicht  erwähnt  und  nur  in  der  Staatspraxis  selten 
ler  gar  nicht  in  Gebrauch  ist,  kann  die  Vollziehung  eines  Straf- 
setzes  in  dem  oder  jenem  sonst  geeigneten  Falle  von  dem  höch- 
Bn  Inhaber  der  Strafgewalt  nicht  ausgesetzt  werden,  woraus  sich 
giebt,  dass  die  Staatspflicht  zur  Geltendmachung  des  im  Straf- 
setze ausgesprochenen  und  sanktionirten  Staatswillens  das  Recht 
aes  auch  nur  ausnahms weisen  Verzichts  auf  dessen  Geltendmachung 
)erwiegt.  Wo  dies  verfassungsmässig  oder  aus  allgemeinen 
tatsrechtlichen  Grundsätzen  feststeht,  kann  noch  viel  weniger 
ar  Staatsregierung  in  der  vertretenden  Ausübung  der  Strafgewalt 
irch  den  Justizminister  die  Befugniss  zustehen,  im  einzelnen  Fall 
if  ein  Strafrecht  des  Staates  Verzicht  zu  leisten  oder  von  seiner 
enehmigung  es  abhängig  machen,  ob  eine  Strafthat,  z.  B.  eine 
irch  die  Presse  begangene  Majestätsbeleidigung,  die  ja  kein  sog. 
fmächtigungsverbrechen,  sondern  ein  von  Amtswegen  zu  ver- 
Igendes  ist,  vom  Staatsanwalt  zum  Gegenstand  einer  öffentlichen 
läge  zu  machen  sei  oder  nicht  (etwa  aus  opportunen  Rücksichten); 
nn  verfassungsmässig  oder  sonst  staatsrechtlich  kann  er  nicht 
zeitig  die  zur  pflichtmässigen  Strafverfolgung  geeigneten  Straf- 
ten derselben  entziehen. 

Die  auffallendste  Wandlung  in  dieser  Beziehung  hat  sich  seit 
50  in  Oesterreich  vollzogen,  bis  endlich  in  der  Strafprozess- 
inung  vom  23.  Mai  1873  lediglich  „das  öffentliche  Interesse, 
»  das  Vert>rechen  bestraft  und  die  durch  dasselbe  bewirkte 
ürung  des  öffentlichen  Rechtszustandes  wieder  aufgehoben  werde" 
otive),  oder  die  Wahrung  des  „Interesse  des  Staates"  in  §  30 
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der  Str.-Pr.-O.  als  Ziel  und  Aufgabe  der  unmittelbar  dem  * 
ministerium  untergeordneten  Staatsanwaltschaft  festgesetzt  i 
§  2  Abs.  4  dem  Kaiser  ein  unbeschränktes  Recht  der  Ni 
schlagung  eines  Strafverfahrens  eingeräumt  wurde:  „Die 
liehe  Klage  erlischt;  sobald  der  Kaiser  anordnet,  dass  wegei 
strafbaren  Handlung  ein  strafgerichtliches  Verfahren  nich 
geleitet  oder  das  eingeleitete  wieder  eingestellt  werden  soll" 
schon  es  nicht  unzweifelhaft  erscheint,  dass  im  Grunde  das  1 
tätsprinzip  der  österreichischen  Strafprozessordnung  habe  zu  G 
gelegt  werden  sollen,  meint  die  Praxis  der  Staatsanwaltschaf 
doch,  es  sei  dem  freien  Ermessen  überlassen,  wieweit  das  „ 
liehe  Interesse"  die  Strafgesetzvollziehung  durch  Erhebun 
öffentlichen  Klage  erheische,  und  das  subjektive  Straf rec 
damit  über  die  objektiv  gebotene  Strafpflicht  gestellt  w 
Man  findet  besonders  in  Glasers  Arbeiten,  wovon  das  Hau 
des  Strafprozesses  in  zwei  Bänden  die  hervorragendste  ist, 
subjektive  Strafrecht  im  „Strafanspruch"  des  Staates  oder 
„Straf klage"  als  etwas  relativ  wenigstens  Verfugbares  ii 
Vordergrund  gestellt,  wie  dies  im  österreichischen  Strafproz 
dem  Fallenlassen  der  Strafverfolgung  und  in  dem  Versetz« 
Angeschuldigten  in  den  Anklagestand  durch  die  Staatsanwalt 
zum  Ausdruck  gebracht  worden  ist.  Darin  weicht  jener 
prozess  von  dem  deutschen  gerade  ab,  dass  für  die  Erhebu 
öffentlichen  Klage  dort  das  Opportunitätsprinzip  gilt,  hiei 
das  „Legalitätsprinzip"  (nach  den  Motiven  zur  Strafproze 
nung),  welches  freilich  in  Gemässheit  der  kodifizirten  „Le 
der  Staatsanwaltschaft  vom  Justizchef  durch  allgemein  geh 
Weisungen  für  einzelne  Delikte  und  einzelne  Weisungen  fii 
zelne  Straf  falle  ausgeschlossen  werden  kann;  ferner  liegt  ein  1 
schied  darin,  dass  dort  bis  zur  Hauptverhandlung  die  öffei 
Klage  von  der  Staatsanwaltschaft  zurückgezogen  werden  dar 
die  Gerichtshängigkeit  mit  absoluter  Wirkung  des  Ausset 
aller  Verfügung  über  den  weiteren  Klageverlauf  erst  von  der  f 
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erhandlung  an  eintritt,  während  nach  §  154  der  deutsch.  Str.- 
*r.-0.  die  öffentliche  Klage  nach  Eröffnung  der  Untersuchung 
irohin  schon  die  der  gerichtlichen  Voruntersuchung  fallt),  nicht 
orückgenommen  werden  darf;  endlich  hegt  dort  die  Strafvoll- 
treckang  in  der  Hand  der  Gerichte,  hier  in  den  nicht  zur  Zu- 
tandigkeit  der  Schöffen  und  Amtsgerichte  gehörenden  Straffällen 
1  der  der  Staatsanwaltschaft. 

Bei  dieser  Vergleichung  mag  das  norwegische  Gesetz  über 
as  gerichtliche  Strafverfahren  (Jurygesetz)  vom  1.  Juli  1887  nicht 
nentähnt  bleiben;  in  §  88  das.  sind  der  Staatsanwaltschaft  be- 
Smmte  Grenzen  der  Unterlassung  der  Anklageerhebung  und  der 
Einstellung  des  Verfahrens  gezogen.  Anklageerhebung  gegen  Be- 
ulte kann  nur  vom  König  verfugt  werden.  Die  Staatsadvokaten 
tässen  wegen  Unterlassung  oder  Einstellung  einer  Anklage  die 
enehmigung  des  Reichsadvokaten  einholen,  dieser  aber  in  den 
iner  Schlussfassung  unterworfenen  schwersten  Fällen  die  Ge- 
ihmigung  des  Königs,  der  sein  Abolitionsrecht  hier  geltend 
achen  kann. 

Es  mag  hierbei  besonders  darauf  hingewiesen  werden,  in  wei- 
ter nahen  Beziehung  jene  Befugniss  der  rLeitung"  der  Staats- 
waltschaft durch  die  oberste  Justizverwaltung,  sofern  sie  die 
iterlassung  oder  das  Aufgeben  einer  Strafverfolgung  anordnet, 

die  Ausübung  des  Abolitionsrechts  anstreift  und  wie  ein 
ches,  wo  dessen  verfassungsmässiges  Bestehen  zweifelhaft  oder 

besondere  Voraussetzungen  gebunden  ist,  mit  Hilfe  jener  von 
ichswegen  kodifizirten  „Leitung"  auf  Veranlassung  des  Trägers 
:  Staatsgewalt,  ohne  Weiteres  ausgeübt  werden  kann,  ohne  alle 
mtrasignatur  eines  desfallsigen  Erlasses  seitens  des  Justiz- 
listers,  da  ja  dieser  auf  blos  ausgesprochenen  höchsten  Wunsch 
s  gesetzmä8sig  sanktionirter  Befugniss  seine  Leitungsanweisung 
"Nichtverfolgung  wie  auf  Verfolgung  eines  bestimmten  Gesell- 
laftsmitglieds  ertheilen  darf. 
Die  Motive  zum  §  119  des  Entwurfes  des  G.-V.-G.  (später 
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§  148)  erwähnten  eine  derartige  Anweisung  zur  Cnt erlas 
der  Strafverfolgung  oder  deren  Abhängigmachung  von  dei 
willigung  der  obersten  Justizverwaltung  gar  nicht  und  fände: 
gegenüber  denjenigen  zu  Abs.  2  des  §  152  des  zweiten  und  c 
Entwurfs  zur  Str.-Pr.-O.  a.  a.  0.  sehr  kurz  ab  und  sucht* 
Besorgniss,  dass  in  einzelnen  Fällen  die  Staatsanwaltschaft 
die  Justizaufsichtsbehörden  zu  ungerechtfertigten  Verfolgunge 
anlasst  werden  könnten  (man  denke  an  die  Zeiten  der  v.  Hn? 
DEY'schen  Polizeiherrschaft  in  Preussen),  mit  der  Bemerkun 
zusch wachen,  dass  der  „Schutz  der  Staatsbürger"  in  solchen! 
in  dem  Bichteramt  zu  finden  sei  und  durch  Unabhängigkei 
letzteren  hinreichend  gewährleistet  werde;  dabei  aber  bliel 
beachtet,  dass  die  Staatsanwaltschaft  das  in  ihren  Händen  lie{ 
Vorermittelungsverfahren  mit  Hilfe  der  unter  ihrer  Leitung  st 
den  „gerichtlichen  Polizei u,  ohne  dass  ein  Beschuldigter  von 
Gelegenheit,  den  Schutz  des  Amtsrichters  anrufen  zu  kö: 
Kenntniss  erlangt,  bis  zur  -unmittelbaren  Anklageerhebung 
dehnen  kann,  wenn  ihr  der  Weg  der  gerichtlichen  Vom 
suchung,  wo  und  wenn  er  nicht  eingeschlagen  werden  muss, 
passt. 

In  jenen  Motiven  war  es  ohne  weitere  Begründung  mil 
kategorischen  Forderung  abgethan:  „Die  Staatsregierungen  kö 
die  Einwirkung  darauf,  dass  im  einzelnen  Falle  eine 
klage  erhoben  werde,  nicht  aus  der  Hand  lassen  und  t 
ja  eben  nur  die  Anklage,  nicht  eine  Verurtheilung,  zu  dei 
nöthigen  kann".  Damit  waren  die  Beamten  der  Staatsan 
schalt  aus  der  Stellung  nur  von  der  Autorität  der  Gesetze 
hängiger  Rechtsvertreter  und  Gesetzeswächter  in  die  der  V« 
tungsbeamten  abgedrängt.  Was  aber  für  die  Erhebung 
Anklage  von  den  Staatsregierungen  in  jener  „Leitung"  beanspr 
war,  dasselbe  konnte  nach  der  Fassung  des  §  148  a.  a.  0.  i 
für  die  Unterlassung  der  Strafverfolgung  beansprucht  wen 
denkwürdig  sind  die  Aussprüche  des  württembergischen  Minis 
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iIittnacht  als  Bundesrathsbevollmächtigten  bei  Eröffnung  der 
;en  Berathung  des  Entwurfs  der  Strafprozessordnung  im  Plenum 
Reichstags,  um  die  Bedenken  gegen  die  vorzugsweise,  fast 
schliessliche  Initiative  der  Strafverfolgung,  die  aus  der  Unter- 
nung  der  Staatsanwaltschaft    unter  die   Justizverwaltung   ge- 

m 

öpft  wurden,  „als  einigermassen  gemindert"  darzustellen,  dahin 
han  hat:  dass  neben  die  Offizialmaxime,  welche  den  Straf- 
>zess  beherrsche,  wiewohl  dies  im  Gesetz  nicht  zum  besonderen 
isdruck  gekommen  sei,  für  die  Berufsthätigkeit  der  Staats- 
waltschaft das  sog.  Legalitätsprinzip  gestellt  worden  sei,  welches 
r  da  ausgeschlossen  werde,  wo  das  Gesetz  (doch  wohl  nur  die 
rafprozessordnung?)  etwas  anderes  vorschreibe,  dessen  Nicht- 
efolgung  eine  greifbare  Pflichtwidrigkeit  der  Staats- 
awaltschaft  wie  der  ihr  vorgesetzten  Behörde  be- 
ründe. 

Die  erwähnte  österreichische  Strafprozessordnung  hat  zur 
usfüllung  der  durch  eine  Unterlassung  der  Strafverfolgung  Seitens 
nes  Staatsanwalts  im  gegebenen  Falle  entstehenden  Lücke  der 
trafgesetzvollziehung  die  subsidiäre  Privatklage  zugelassen, 
>n  der  jedoch  die  deutsche  Reichsgesetzgebung  Abstand  ge- 
winnen hat.  Rückhaltlos  haben  aber  die  Motive  zu  dieser 
rozessordnung  die  Möglichkeit  in's  Auge  gefasst,  dass  die  Re- 
enmg  durch  den  Justizminister,  welchem  die  gesammte  Staats- 
lwaltschaft  so  strenge  untergeordnet  sei,  die  Stellung  der  letzteren 
issbrauchen  könnte,  um  einen  ungebührlichen  Einfluss  auf  die 
irafrechtspflege  auszuüben,  um,  statt  ihrer  staatsrechtlichen 
erpflicht ung  gemäss,  für  eine  gerechte,  unparteiische,  zweck- 
tsprechende  Strafrechtspflege  zu  sorgen,  aus  unlauteren  Beweg- 
ünden  gewisse  Personen  oder  gewisse  Vergehen  der  Anwendung 
s  Strafgesetzes  zu  entziehen;  es  möchte  dahin  gestellt  bleiben, 
eine  Regierung,  die  einmal  so  tief  gesunken  sei,  nicht  unter 
xiständen  minder  verfängliche  Mittel  fände,  wohl  aber  müsse 
rauf  aufmerksam   gemacht  werden,    dass   eine  Garantie  gegen 
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solche  Missbräuche,  soweit  dadurch  das  öffentliche  Interesse  allein 
berührt  werde,  niemals  in  kriminalprozessualischen,  immer  nur  in 
staatsrechtlichen  Einrichtungen  gefunden  werden  könne.  Wenn 
nun  dieselben  Motive  bemerkten,  dass  es  im  öffentlichen  Interesse 
liege,  alle  Verbrechen  zu  bestrafen  und  die  durch  Verbrechens- 
verübung bewirkte  Störung  des  öffentlichen  Friedens  und  Rechts- 
zustandes wiederherzustellen,  woraus  sich  das  Recht  wie  die 
Pflicht  des  Staates  zur  Strafverfolgung  ergebe,  so  scheint  doch 
damit  mehr  das  Legalitätsprinzip  als  das  Opportunitätsprinzip 
anerkannt  zu  sein,  welches  letztere  andere  Ausleger  aus  §  30  der 
österr.  Str.-Pr.-O.  entnehmen,  der  also  lautet:  rDie  Mitglieder 
der  Staatsanwaltschaft  haben  in  dem  ihnen  angewiesenen  Wir- 
kungskreise das  Interesse  des  Staates  zu  wahren a.  Dies  kann 
aber  doch  kein  über  dem  vorbegrenzten  Rechtsinteresse  stehendes 
höhere,  politisches  oder  opportunes  Interesse  der  Regierung  auch 
etwa  an  der  Nichtverfolgung  eines  der  Regierung   unbequemen   ; 

Falles  sein,   etwa  zur  Vermeidung  eines  öffentlichen  Skandals?!   , 

i 

Von  anderer  Seite  wird  das  behauptet  und  hier  treten  sich  Leg* 
listen  und  Opportunisten  gegenüber.    Indessen  ist  aus  dem  Hand- 
buch des  Strafprozesses  von  Glaser  (weiland  Professor,  Justiz- 
minister   und    bis   zu    seinem   vor    mehreren   Jahren    frühzeitig 
eingetretenen  Tode  Generalprokurator  am  obersten  Gerichtshofe 
zu  Wien),   aus   dessen  Feder   der  Entwurf  der   österreichischen 
Strafprozessordnung  herrührt,  a.  a.  0. 1,  S.  222,  Anm.  10  hervor- 
zuheben, dass  dort  das  Opportunitätsprinzip  „nicht  proklamirta 
sei,  indem  auch  von  der  Regierung  im  Herrenhause,  Sitzung  vom 
19.  Febr.  1873,    mit   den  Worten  darauf  hingewiesen  sei,   flvon 
einem   freien  Ermessen   des   einzelnen  Staatsanwalts,   vermöge 
dessen  er  aus  Opportunitätsgründen   eine  Verfolgung   zu   unter- 
lassen vermöchte,  könne  nicht  gesprochen  werden".    Freilich  war 
damit  nicht  ausgeschlossen,   dass  der   einzelne  Staatsanwalt  von 
seinem  Vorgesetzten  aus  Rücksichten  das  „Interesse  des  Staates" 
oder    der  Opportunität,   des  wirklichen   oder   auch   scheinbaren 
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istigen  Wohles,  zur  Unterlassung  einer  Strafverfolgung  angewiesen 
rden  konnte,  da  auch  dort  die  Staatsanwaltschaft  ein  nicht 
nder  hierarchisch  geordnetes,  zum  unbedingten  Weisungsgehor- 
11  gegen  die  Vorgesetzten  und  die  oberste  Justizverwaltung  wie 
Deutschen  Reiche  verpflichtetes  Institut  ist.  Dort  wie  hier 
bricht  es  insoweit  noch  an  einer  staatsrechtlichen  Klar- 
llung  dieser  in  das  konstitutionelle  Staatsgefüge  des  Rechts- 
tates  nicht  recht  passende,  antinationale,  mit  dem  napoleoni- 
len  Imperialismus  und  dem  Bureaukratismus  des  Polizeistaates 
g  verbunden  gewesene  Staatseinrichtung! 

Um  jeder  Neigung,  der  Opportunität  auf  Kosten  des  Lega- 
äteprinzips  wieder,  wie  früher  in  Preussen  ganz  besonders,  mit 
ulfe  der  „Leitung"  in  §  148  mit  §  147  des  deutsch.  G.V.G., 
ae  Schranke  zuziehen,  wird  an  der  von  den  Regierungsvertretem 
»  der  Berathung  der  beiden  in  Frage  gestandenen  Entwürfe 
übst  ausgesprochenen  Begrenzung  der  Leitung  der  Staatsanwalt- 
ihaft  vorwiegend  zur  Regulirung  von  Rechtsfragen  in  der 
trafrecht  spflege  mittels  allgemeiner  Anordnungen  festzuhalten 
ein,  wobei  den  Mitgliedern  der  Staatsanwaltschaft  aber  für  den 
inzelnen  Fall  der  Strafverfolgung  eine  Bedingung  derselben 
QKerhalb  der  Strafgesetze  als  Verwaltungsbeschränkung  nicht  zu 
Wien  ist.     Es  ist  in  den  Kommentaren  von  Lowe,  Stexgleix 

•  a.  m.  zuweit  gegangen,  wenn  sie  sich  der  Meinung  zuneigen, 
ie  Materialien  der  Reichsgesetzgebung  gestatteten  auch  einen 
Snfluss  der  obersten  Justizverwaltung  auf  die  Behandlung  eines 
inzelnen  Strafrechtsfalles,  wie  die  besondere  Betreibung  des 
Angriffs  durch  Klage  oder  Rechtsmitteleinwendung  oder  wie  das 
tagentheil  davon,  Unterlassung  der  Klagerhebung,  Beantragung 
sr  Setzung  ausser  Verfolgung  oder  Freisprechung,  oder  Zurück - 
rfune  eines  eingewendeten  Rechtsmittels,  Wiederaufnahme  eines 
Endigten  Verfahrens ,  Beiseitelegung  der  im  Gange  befindlichen 
kten  der  Staatsanwaltschaft  mit  der  Wirkung   der  Aufhebung 

*  Strafprozessfortbetriebs,  ohne  dass  das  Gericht  weiter  Veran- 
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lassung  hat,  darnach  zu  fragen  u.  8.  w.  Im  Zusammenhang  mit 
der  Vorschrift  in  §  152  der  Str.-Pr.-O.,  dass  die  Staatsanwalt- 
schaft verpflichtet  sein  soll,  von  ihrem  Klage-  und  Verfolgungs- 
monopol  wegen  aller  gerichtlich  strafbaren  und  verfolgbaren 
Handlungen,  sofern  zureichende  thatsächliche  Anhaltspunkte  vor- 
liegen, Gebrauch  zu  machen,  kann  die  „Leitung"  in  §  148  des 
G.-V.-G.  neben  der  Aufsicht  nur  restriktiv  ausgelegt  werden  im 
Sinne  der  von  den  Regierungsvertretern  im  Reichstag  selbst  an- 
gegebenen Beschränkung,  und  die  famose  Klausel  des  §  152: 
„soweit  nicht  gesetzlich  ein  Anderes  bestimmt  ist",  darf 
ebenfalls  nicht  weiter  ausgedehnt  werden,  als  sie  gemeint  war. 

Dass   das    nach  den  Motiven  hierzu  kodifizirte   „Legalitäts- 
prinzip" durch  die  „Leitung"  in  §  148  des  G.-V.-G.  zu  Gunsten 
der  Opportunität   für  die   oberste  Justizverwaltung    die  Möglich- 
keit einer  Durchberathung  jenes  habe  schaffen  wollen,  mag  nicht 
leichthin  angenommen  werden,   immerhin   aber  gab  das  von  Dr. 
Lasker  und  von  Herz,  auch  von  Dr.  Volk,  bei  der  Gesetzge- 
bung gerügte  Verfahren,   durch  beigefügte  clausulae  borussicae 
oder   bavaricae   ein   aufgestelltes  Prinzip   bis  zur  Aufhebung  xa 
durchlöchern,  Veranlassung  genug  zu  Misstrauen,  dass  es  mit  dem 
Legalitätsprinzip   in   der  Praxis   (zumal  Preussens,    wo  man  da* 
Opportunitätsprinzip  der  Verwaltung  nicht  vergessen  mochte)  nicht 
allzustreng  zu  halten  sein  würde.   Dass  eine  Uebertreibung  jedes 
Prinzips  Sonderlichkeiten   herbeifuhren  kann,   ist  Erfahrungsthat- 
sache  und   sie  kann  auf  dem  Gebiete   der  thatsächlichen  Beur- 
theilung  ebenso   wie  auf  dem  der  Rechtsverfolgung  in  der  Straf- 
rechtspflege  vorkommen ;  darüber  hat  sich  Heinze  in  Goldammer* s 
Arch.  XXIV  (1876),  S.  256  ff.  und  Glaser,  Handbuch  I,  §§  -* 
und  20  zur  Genüge  ausgesprochen  und  im  2.  Juristentag  (Dres- 
den), wo    die   9  von  Dr.   v.  Schwarze   verfassten  Thesen  nete* 
Motiven  zur  Verhandlung  kommen,  ist  ausführlich  hier  verhandelt 
worden;  Geringfügigkeit  des  Delikts  oder  der  Strafe  und  prozes- 
suale Zweckmässigkeit  kamen  dabei  besonders  in  Betracht  —  **c  ' 
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r  andere  wenn  auch  allgemeinere,  oder  gar  persönliche  Rück- 
itnahmen.  Die  Strafverfolgungspflicht  der  Staatsanwaltschaft 
also  geboten,  „soweit  gesetzlich  nicht  ein  Anderes  bestimmt 
;.  In  äusserster  Beschränkung  des  Ausdruckes  „gesetzlich" 
stand  man  darunter  die  Ausschliessung  der  Erfüllung  dieser 
icht  bei  den  sog.  Antragsdelikten,  wo  sie  nach  den  betreffen- 
i  Strafgesetzen  erst  aktuell  werden  darf  und  soll,  sobald  der 
tragsberechtigte  einen  formell  zulässigen  und  richtig  gestellten 
trag  auf  Strafverfolgung  gestellt  hat,  was  ja  überhaupt  hier 
gtzliche  Voraussetzung  der  Möglichkeit  der  Strafbarkeit  und 
rfolgbarkeit  ist  ebenso  wie  bei  den  sog.  Ermächtigungsdelikten 
1   früher  bei  den  Amtsverbrechen.     Dahin   gehört  aber  auch 

in  den  Strafgesetzen  aufgestellte  Verjährung,  Verbrauch  der 
•afklage  und  Zurücknahme  des  Strafantrages  als  gesetzliche 
ndernisse  der  Strafverfolgung.  Ausserdem  ist  nur  die  Straf- 
)zessordnung  dasjenige  Gesetz,  welches  etwas  Anderes  he- 
mmen konnte,  einschliesslich  der  fakultativen  Strafverfolgung 
§  4  des  Str.-G.-B.5,  wo  die  Ausnahmen  von  dem  allgemeinen 
rafverfolgungsgebot  für  die  Staatsanwaltschaft  in  das  blosse  Er- 
essen  gestellt  werden  konnte,  welches  indessen  immerhin  noch 
n  der  erwähnten  Pflicht  geleitet  werden  muss.  Nach  §  416  der 
r.-Pr.-O.  steht  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  in  dem  Er- 
sssen  des  betreffenden  Staatsanwalts  in  den  Fällen,  in  welchen 
tr  auf  eine  Privatklage  hin  (wegen  Beleidigung  und  auf  Antrag 

verfolgender  Körperverletzungen)  ein  Strafverfahren  einzuleiten 
i  wenn  dies  im  „öffentlichen  Interesse"  liegt,  das  sonst  nirgends 
oraussetzung  ist;  ferner  nach  §§  459  ff.  das.  bei  Zuwiderhand- 
Qgen  gegen  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  öffentlicher  Ab- 
ben  und  Gefalle. 


•  Der   neue  Entwurf  eines  österreichischen  Strafgesetzbuchs   lässt 
•  Strafverfolgung"  aller  im  Aus  lande  von  Oesterreichern  begangenen,  von 
n  unter  Strafe  gestellten  Verbrechen  bei  Tnzulässigkeit  oder  Unausführbar- 
st der  Auslieferung  vom  Ermessen  des  Justizministers  abhängen. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  2.  26 
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Rücksichten  praktischer  Natur  gestatten  nach  einigen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  noch  weitere  Ausnahmen:   nach  §  208  der 
Str.-Pr.-O.  kann  das  Gericht  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft, 
wenn  bei  einem  Zusammentreffen  mehrerer  Straffälle  in  demselben 
Angeschuldigten  (sog.  objektive  Konkurrenz)  für  die  Strafzumes- 
sung die  Feststellung  des  einen  oder  anderen  Falles  unwesentlich 
erscheint,  in  Ansehung  eines  solchen  das  Strafverfahren  vorläufig 
einstellen,    solange   es   sich   im   Vorverfahren   befindet.     Ist  hier 
gesetzlich  nachgelassen  aus  Zweckmässigkeits-  und  Kürzungsgrün- 
den, dass  vorläufig   trotz  thatsächlicher  Anhaltspunkte  für  Erhe- 
bung der  öffentlichen  Klage  das  Strafverfahren  wegen  Illiquidität 
eingestellt  werden  darf,  so  wird  doch  nur  durch  das  Gesetz  die 
Staatsanwaltschaft  von  der  ihr  sonst  nach  §  152  der  Str.-Pr.-O.  ob- 
liegenden Pflicht  entbunden,    sofern  das  Gericht,  auch  wenn  der 
geringere  Straffall  noch  nicht  bei  ihm  rechtshängig  geworden  war, 
mit   der  vorläufigen  Einstellung   einverstanden  war,   denn  es  hat 
das  Gesetz  die  Staatsanwaltschaft  nicht  für  befugt  erachten  mö- 
gen, auf  Grund   eigener  EntSchliessung  die  Verfolgung  einzelner 
Straffalle  zu  unterlassen,  auch  nicht  solcher,  wegen  deren  öffent- 
liche Klage    noch  nicht  erhoben,  womit  sonach  das  Gericht  noch 
nicht  befasst  war.  Wenn  sonst  nach  §  168  der  Str.-Pr.-O.  die  Staats- 
anwaltschaft, falls  sie  auf  Grund  der  angestellten  Ermittellungen 
keinen   genügenden  Anlass    zur  Erhebung  der  öffentlichen  Hage 
findet,    ein   freies   pflichtmässiges   Ermessen  hat,    so    verfügt  sie 
allein   über   die   Einstellung   des   Strafverfahrens   und  es  liegt  in 
obiger   Ausnahme    keine  Abweichung  hiervon,   weil   dann,  wenn 
eine  Voruntersuchung  nicht  geführt  ist,  der  Staatsanwalt  die  be- 
treffenden,  noch   nicht   gerichtshängig    gewordenen  Straflalle  mit 
kurzer  Darlegung  der  Sachlage  und  seinem  Antrage  wie  bei  Er- 
hebung der  öffentlichen  Klage  vorgelegt  und  dadurch  das  Gericht 
nach  §  3  der  Str.-Pr.-O.  wegen  des  Zusammenhanges  der  Sachen  auch 
mit  jenen  geringeren,  bis  dahin  noch  nicht  gerichtshängig  gewor- 
denen befasst  wird.  Jener  §  208  der  Str.-Pr.-O.  hat  in  derartigen 
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Hen  der  vorläufigen  Einstellung  der  Staatsanwaltschaft  jede 
irantwortung ,  die  ihr  sonst  wegen  Beachtung  des  Legalitäts- 
inzips  nach  ihrer  Amtspflicht  obliegen  würde,  abgenommen  und 
f  das  Gericht  tibertragen. 

Schwierig  kann  für  einen  Staatsanwalt  nach  §§  152  und  168  der 
r.-Pr.-O.  werden,  wenn  wegen  einer  Anzahl  gleichartiger  Ver- 
echen  eine  Verurtheilung  nach  §§  73  oder  74  des  Str.-G.-B. 
folgt  ist  (wegen  einer  Deliktseinheit  oder  einer  Mehrheit  selbst- 
ändiger Strafthaten)  und  dann  später  noch  einzelne  von  dem 
srurtheilten  vorher  verübter  Delikte  zu  seiner  Kenntniss  kommen. 
t  eine  Verbrechensgesammtheit  oder  Einheit,  die  sich  aus  Ein- 
lthaten  zusammensetzt,  bei  der  Verurtheilung  angenommen  ge- 
esen  und  erscheinen  die  nachentdeckten  und  nachgebrachten 
alle  nur  als  in  jene  Einheit  mit  hineinfallende  Einzelakte,  so 
)llen  sie  nach  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  so  angesehen 
erden,  als  wären  sie  vom  Gericht,  wenn  sie  ihm  bei  der  Abur- 
teilung mit  vorgelegen  hätten,  mit  berücksichtigt  gewesen,  welche 
fttion  deshalb  bedenklich  ist,  weil  gerade  unter  den  nachent- 
eckten  Fällen  im  Vergleich  zu  den  abgeurtheilten,  einer  ent- 
alteu  sein  kann,  der  eine  schwerere  Strafe  nach  sich  ziehen  könnte 
Is  erkannt  worden  ist.  Immerhin  ist  aber  durch  diese  Entschei- 
ung  die  Staatsanwaltschaft  gedeckt,  wenn  sie  solche  nachgebrachte 
'alle  nicht  weiter  verfolgt.  Anders  aber  verhält  es  sich,  wenn 
ine  Verurtheilung  wegen  einer  Mehrheit  selbständiger  Einzelver- 
rechen desselben  Thäters  aus  §  74  a.  a.  U.  erfolgte  5  dann  muss 
te  Staatsanwaltschaft  zur  Wahrung  des  Legalitätsprinzips  von 
^ntswegen  nachentdeckte  Strafthaten  desselben  Thäters  verfolgen 
Qd  unter  Klage  stellen,  wobei  unter  den  in  §  79  der  Str.-Pr.-O.  ob- 
altenden  Umständen  ein  Zusatz-  bezw.  Gesammtstrafe  zu  er- 
-ttnen  ist. 

Eine  weitere  Grenze  für  die  staatsanwaltliche,  offizielle  Straf- 
■rfolgung  nach  dem  Legalitätsprinzip,  um  es  im  Verhältniss  zur 
'aktischen  Durchführbarkeit  zu  bringen  und  vor  extremen  Kon- 

16* 
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Sequenzen  zu  bewahren,  ist  in  §  318  der  Str.-Pr.-O.  gezogen,  indem 
ein  Beschuldigter  als  abwesend  gelten  und  ausser  bei  geringeren 
Vergehen  (§§  319  —  327  der  Str.-Pr.-O.)  gegen  ihn  eine  Hauptver- 
handlung nicht  gehalten  werden  soll,  wenn  seine  Gestellung  vor 
Gericht  nicht  ausführbar  oder  nicht  angemessen  erscheint,  also 
wenn  z.  B.   die  Kosten    der  Beischaffung  ausser  Verhältniss  zur 
strafbaren  Handlung  und  deren  zu  erwartenden  Bestrafung  stehen 
würden.     Das  Urtheil  über  die  Ausführbarheit  und  Angemessen- 
heit  oder  ihres  Gegensatzes  wird,    da  es  sich  meistens  um  Vor- 
führung   und   Vollstreckung   eines    Steckbriefes   oder   mindestens 
eines  Haftbefehls  gegen  einen  Flüchtigen  handelt,  nach  Gehör  der 
Staatsanwaltschaft  in  Gemässheit  des  §  33  der  Str.-Pr.-O.  lediglich 
dem  Gericht   (auch   dem    Untersuchungsrichter,   falls    er  nicht, 
wozu  er  befugt  ist,  dem  Untersuchungsgericht,  um  sich  von  aller 
Verantwortung  zu  befreien,  die  Entscheidung  über  die  Frage  über- 
lassen will)   anheimfallen.     Daher   steht  mit  der   richtigen  Auf- 
fassung der  hier   einschlagenden  Bestimmungen   nicht  die  in  der 
preussischen  Instruktion   von   1889   über   das   von  den  Justizbe- 
hörden behufs  Erwirkung  der  Auslieferungen  zu  beachtende  Ver- 
fahren, §§  9  und  47,  von  den  „Justizbehörden"  erforderte  Bericht- 
erstattung  an   das  Justizministerium   im  Einklang,   da   hierunter 
auch  die  Gerichte  fallen  würden,  deren  EntSchliessung  jedoch  an 
keinerlei  „Leitung"    über   die  Frage   der  gesetzlich   dem  richter- 
lichen Ermessen  überlassenen  Ausführbarkeit  oder  Angemessenheit 
gebunden  werden  kann,  wie  die  Staatsanwaltschaft.    Es  kann  so- 
nach unter  „Justizbehörde"   in  jener  Instruktion  nur  die  letztere 
verstanden  werden.  Würde  sie  auf  eingeholte  Weisung  des  Justiz- 
ministeriums   die    Einleitung    des   Auslieferungs Verfahrens    nicht 
beantragen  oder  ihr  bei  der  ihr  vom  Gericht  aus  §  33  der  Str.- 
Pr.-O.    gebotenen  Gelegenheit  zur  Aeusserung  widersprechen,  so 
ist  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  das  Gericht  davon  nicht 
abhängig  in  seiner  EntSchliessung  und  es  kann  seinerseits  in  Er- 
füllung  des  Legalitätsprinzips,    das  ja  für  seine  amtlichen  Verfii* 
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n  überall  auch  so  massgebend  ist  wie  für  die  Staatsanwalt- 
und  die  sog.  gerichtliche  Polizei,  von  Richteramtswegen 
uslieferungsverfahren  einleiten.  Nach  den  Motiven  zu  §  318 
tr.-Pr.-O.  ist  ausdrücklich  dem  Gericht  für  solche  Fälle,  in 
auf  Grund  von  Staatsverträgen  die  Auslieferung  von  den 
den  des  Auslandes  zu  erwirken  ist,  die  Befugniss  der  Er- 
lg  zugesprochen,  ob  das  Umständliche  und  Kostspielige  einer 
?n  Massregel  in  einem  richtigeren  Verhältniss  zu  dem  Ge- 
ind  und  dem  muthmasslichen  Ergebniss  der  Untersuchung 
1  würde,  und,  wenn  dies  zu  verneinen  wäre,  von  dem  Er- 
n  um  Auslieferung  abzustehen.  Sonach  ist  eine  vorgängige 
bterstattung  seitens  des  Gerichts  zur  Herbeiführung  einer 
äferung  nach  der  Strafprozessordnung  ausgeschlossen  und 
auch  nicht  durch  eine  ministerielle  Instruktion  von  den  Ge- 
n  erfordert  werden.  Die  gerichtliche  Entscheidung,  dass 
uslieferungsverfahren  eingeleitet  werden  solle,  ist  der  Staats- 
tschaft als  der  Zustellungs-  und  Vollstreckungsbehörde  zur  Ver- 
mng  des  Erforderlichen  nach  §36  der  Str.-Pr.-O.  zu  übergeben. 
Jas  sind  sonach  die  im  §  152  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  in  der 
el:  „soweit  nicht  gesetzlich  ein  Anderes  bestimmt  ist"  ge- 
ten  Ausnahmen  von  der  Befolgung  des  Legalitätsprinzips 
mr  in  diesem  Gesetz,  worin  die  strafprozessualen  Pflichten 
te chte  der  im  Verfahren  thätigen  Organe  und  Personen 
lie  Prozessrechts-  und  gegenseitigen  Pflichtverhältnisse  dieser 
dnen  waren,  war  der  Ort,  an  dem  das  Prinzip,  seine  Konse- 
en —  und  Ausnalimen  gesetzlich  zu  ordnen  waren.  Daher 
;ht  anzunehmen,  dass  in  dem  §  148  des  G.-V.-G.,  wo  nächst 
für  die  hierarchische  Gliederung  der  Staatsanwaltschaft  als 
Justizverwaltungsbehörde  ein  Internum  geordnet  wurde,  eine 
mein  von  dem  kodifizirten  Legalitätsprinzip  entbindende 
üime  dahin  habe  gegeben  werden  sollen,  dass  neben  den 
angeführten  gesetzlich  bestimmten  Ausnahmen  in  der 
ing"  seitens  der  obersten  Justizverwaltung  eine  für  einzelne 
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Fälle  oder  Kategorien  solcher  bestehende  Möglichkeit  der  Ent- 
bindung von  jener  Pflicht  der  Staatsanwaltschaft  auf  dem  Ver- 
waltungswege geschaffen  werden  sollte. 

Diese  Auffassung  hat  sich  jedoch  in   der  Praxis   einzelner 
Staaten,  namentlich  inPreussen,  wo  man  sich  von  dem  früheren 
Opportunitätsprinzip    und    seinen   Konsequenzen    für   die    Justiz- 
verwaltung schwer  trennen  zu  können  scheint,  eingebürgert  und 
selbst  in  Kommentaren  zur  Strafprozessordnung  und  dem  Gerichts- 
verfassungsgesetz begegnet  man  der  Auffassung,  dass  vermöge  der 
kodifizirten    „Leitung"   in  §  148  des  letzteren    auch    „gesetzlich 
etwas  Anderes  bestimmt"    sei   im   Sinne  des    §  152  Abs.  2  der 
Str.-Pr.-O.,  wie  z.  B.  Reichsgerichtsrath  Stenglein  in  seinem  an- 
gesehenen  Kommentar    zur  Strafprozessordnung  in   Anm.  8  zu 
§152  das.  sagt:  ^Die  Einwirkung  der  Vorgesetzten  kann  sowohl 
die  Erhebung  der  Klage  verbietend,  als  dieselbe  gebietend  statt- 
finden, wenn   der  Anzeiger  gegen   einen  abweichenden  Bescheid 
des  in    erster  Instanz   zuständigen  Staatsanwalts  Beschwerde  er- 
hebt.    Ein  Verbot   ist  jedoch   in   den  Fällen   des  §  170  ff.  der 
Str.-Pr.-O.  unzulässig".     Es   ist   aber   von  ihm   viel   zu  weit  ge- 
gangen, wenn  er  ausser  dem  in  §  170  das.  gesetzlich  geordneten 
Weg,  zur  Erzwingung  der  öffentlichen  Klage  seitens  des  Verletzten 
mittels  Richter spruchs  zu  gelangen,  noch  den  Verwaltungsweg 
der  Beschwerdeführung  gegen  den  die  Erhebung*  der  öffentlichen 
Klage   verweigernden  Staatsanwalt  bei   dem  vorgesetzten  Staats- 
anwalt bezw.  dem  Leiter  der  obersten  Justizverwaltung,  gewisser- 
maßen als  Nebeninstanz  oder  zur  Aushülfe  bei  Versäumung  der 
Beschwerdeschrift,  zulassen   will,  was   zu    der  Abnormität  fuhrt, 
dass  in  Amtsgerichtssachen  vier  Instanzen   gegeben  wären8  und 
möglicherweise  ein  Zwiespalt  zwischen  der  gerichtlichen  Entschei- 
dung und  der  der  obersten  Justizverwaltung,  welche  übrigens  gar 


6  Stknglein-,  Komment,  zu  §  148  des  G.-Y.-G.  und  in  Anm.  4  zu  §  1^ 
der  Str.-Fr.-O.  Nur  Thilo  im  Komment,  verneint  das  Recht  alternativer 
Antragsstellung  auch  bei  Instanzen  der  Staatsanwaltschaft. 
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cht  verpflichtet  ist,  eine  solche  neben  dem  geordneten  Rechts- 
te zu  geben,  entstehen  könnte.  Eine  vorsichtige  Justizverwal- 
ng  wird  eine  derartige  Anregung  ihrer  „Leitung"  nach  erfolg- 
3em  Betreten  des  Rechtswegs  jedenfalls  wie  gleichzeitig  mit 
esem  ablehnen  und  vor  der  Betretung  des  ersteren  auf  den 
setzlich  geordneten  und  durch  eine  Frist  begrenzten  Weg  in 
j  170ß*.  den  Antragsteller  verweisen.  Man  ersieht  aber,  wie  auch 
er  vermöge  des  in  §  148  des  G.-V.-G.  der  Ministerialverwaltung 
nt  Eingriff  in  die  Straf  rechts  Verfolgung  ermöglicht  werden  soll  — 
n  angesehenen  Schriftstellern  (!),  welche  Stenglein  a.  a.  O. 
329  aufführt. 

Mit  Recht  erkennt  Löwe,  Kommentar  zu  §  152  Abs.  2  der 
a\-Pr.-0.  in  Anm.  8  darin,  dass  die  Justizverwaltung  bei  ihrer 
nweisung  zur  Nichterhebung  der  Klage  gegen  das  Verlangen  des 
erletzten  Gefahr  laufen  könnte,  ihr  Verhalten  durch  einen  ent- 
sgengesetzten  Gerich tsbeschluss  „reprobirt  zu  sehen a,  ein  Kor- 
iktiv  gegen  die  Anweisungsbefugniss  der  Justizverwaltung,  die  er 
jhon  in  den  ersten  Auflagen  seines  viel  verlangten  und  auf- 
legten Kommentars  in  ihrer  negativen  Richtung  der  Unter- 
igung  des  Einschreitens  der  Staatsanwaltschaft  im  einzelnen  Falle 
Ir^einen  de  lege  ferenda  sehr  bedenklichen  Satza  erklärt;  indessen 
acht  er  die  Bedenklichkeit  de  lege  lata  damit  abzuschwächen,  dass 
ie  Vorschrift  des  §  152  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.  nicht  eine  Aus- 
ahme gegenüber  derjenigen  des  §  147  des  G.-V.-G.  (der  un- 
edingten  Pflicht  des  untergeordneten  Staatsanwalts  zur  Unter- 
werfung unter  die  Weisungen  des  Vorgesetzten)  aufstelle,  indem 
1 152  der  Str.-Pr.-O.  nur  die  Nichterhebung  begründeter  Klagen 
usschliessen  wolle  und  im  Zweifel  über  die  Begründetheit  die 
leinung  der  vorgesetzten  Justizverwaltung  massgebend  sein 
rässe.  Ja!  wenn  es  sich  nur  um  solche  Zweifelsfalle  handelte, 
o  wäre  auch  bei  der  Einrichtung  der  Staatsanwaltschaft  als 
ustizbehörde,  welche  mit  den  Oberstaatsanwälten  abschlösse,  kein 
bedenken,  sofern  diese  sich  bei  der  obersten  Justizverwaltung  bei 
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zweifelhaften  Rechtsfragen  Auskunft  über  die  Meinung   der  Auf- 
sichtsstelle erbittet,  um  die  Verantwortlichkeit  von  der  einheitlichen 
Behörde  abzuhalten  und  für  andere  Fälle  Präzedenzentscheidungen 
zu  erhalten,   auf  welche   sich  das  Unterlassen  sonst   thatsächlich 
begründet  erscheinender  Klagen  stützen  kann;  aber  darum  handelt 
es  sich  nicht  in  der  Hauptsache,  die  auch  Löwe  mit  der  kurzen 
Bemerkung  verhüllt,   übrigens  könne  die  Justizverwaltung  auch 
ohne  jede  Angabe   von  Gründen   die  Erhebung   der  An- 
klage untersagen,  wodurch  freilich  sie  selbst  sich  verantwort- 
lich mache.    Hier  aber  liegt  der  springende  Punkt!   Wer  kann 
denn  die  Justizverwaltung  für  eine  Ueberschreitung  der  Leitungs- 
grenzen  durch   Anstrengung  wenig   oder  gar   nicht   begründeter 
oder    zu  begründenden   Klagen    oder  durch   Untersagung   recht 
wohl  begründeter  oder  zu  begründender  verantwortlich  machen? 
DieMinisterverautwortlichkeitsgesetze  der  Einzelstaaten  und  etwaige 
Anträge  aus  den  Landtagen  oder  Kammern  sind  ja  durch  jene 
reichsgesetzlich  eingeführte  in  §  148  a.  a.  O.  ganz  unbegrenzte!'!) 
Leitung  lahm  gelegt,  da  die  oberste  Justizverwaltung  dadurch  nach 
allen  Richtungen  gedeckt  ist.    John  a.  a.  0.  S.  110  leitete  ja  ein 
„faktisches  Abolitionsrecht"  für  nicht  anhängige  Strafsachen 
aus  jenen  §§  147  und  148  des  G.-V.-G.  ab,  dem  nach  Stexgleü* 
aber   die   Strafprozessordnung   keinen    Kaum   mehr    habe   geben 
wollen,   womit  neuere  Lehrer  des  Staats-   und  Strafprozessrechts 
(v.  Kries,  Bennecke)  sich  einverstanden  erklärt  haben.    In  dem 
Lehrbuch    des    deutschen    Strafprozesses    von   v.  Kries   (1893) 
S.  270 ff.   wird   unter   der  Spitzmarke:  „Gewähr   für  die  Durch- 
führung des  Legalitätsprinzips u  ausser   der  Erweiterung  des  Be- 
griffes des  „Verletzten"  in  §§  169 ff.  der  Str.-Pr.-0.;  falls  die  sub- 
sidiäre Privatklage  nicht  zugelassen  werden  würde,  die  Hauptgewähr 
der  Durchführung  des  Legalitätsprinzips  für  Reichs- Strafgesetze 
in   dem   Aufsichtsrecht   des   Bundesraths   nach   Art.  4  der 
Reichsverfassung  gefunden,  welches  sich  gegenüber  der  den  Richten 
in   §  1  des  G.-V.-G.  garantirten  Unabhängigkeit  beschränke  auf 
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i  Vermeidung  eines  Stillstandes  oder  einer  Verschleppung  der 
chtspflege  („Justizverweigerung"  in  Art.  17  der  Reichsverfas- 
lg,  wie  in  der  Bundesakte  von  1815),  welches  aber  gegenüber 
r  Staatsanwaltschaft  den  §  148  des  G.-V.-G.  ergänze,  so  dass 
äser  der  allgemeinen  Kontrolle  über  die  Strafgesetzvollziehung 
sh  in  einzelnen  Fällen  eingeschritten  werden  könne,  wenn  reichs- 
setzlich  obliegende  Pflichten  (§  152  Abs.  2  der  Str.-Pr.-O.)  ver- 
shlässigt  würden,  denn  die  Strafrechtspflege  bezüglich  der  Voll- 
hung  der  Reichsgesetze  sei  vom  Reiche  grösstenteils  den 
ozelstaaten  überlassen  worden  zur  Erfüllung  des  Eingangs  der 
rfassungsurkunde  aufgestellten  Bundeszweckes  (Art.  4  No.  13). 
kannt  ist,  dass  im  Jahre  1877  ein  Fall  solcher  Aufsichts- 
trung  in  Hamburg  vorgekommen  ist  —  erst  auf  Anregung  der 
esse  — ,  wo  auf  eine  wegen  Verweigerung  der  Erhebung  der 
entlichen  Klage  wegen  Kuppelei  nach  §  180  des  Str.-G.-B. 
;en  die  Bordellinhaber  erhobene  Beschwerde  der  Senat  vom 
ndesrath  die  Aufforderung  erhielt,  die  Staatsanwaltschaft  zur 
ageerhebung  zu  veranlassen.  Dahin  gestellt  bleiben  mag,  ob 
f  Reichsaufsicht  zur  Beseitigung  von  Rechtsungleichheiten  in 
r  Handhabung  der  Staatsanwaltspraxis  in  Rechtsfragen,  z.  B- 
l  Unterlassung  von  Revisionseinwendungen,  oder  wo  das  Reichs- 
richt  nicht  aushelfen  könne,  Platz  greife? 

Im  Uebrigen  bleibt  zur  Rüge  der  Unterlassung  der  Voll- 
hung  der  Landesstrafgesetze  und  der  Reichsstrafgesetze,  sofern 
&t  der  angegebene  Weg  der  Beschwerde  bei  dem  Bundesrath 
t  Erfolg  zu  betreten  versucht  werden  möchte,  nur  die  sog. 
riamentarische  Kontrolle  und  die  öffentliche  Rüge  durch  die 
esse  übrig,  wobei  die  Grenzen  des  §  131  des  Str.-G.-B.  ein- 
bauen sind.  —  Als  im  Plenum  des  Reichstags  die  Abstimmung 
er  die  beiden  Paragraphen  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  zur 
Überraschung  der  Kommissionen  im  Sinne  des  Entwurfes  aus- 
fallen war,  äusserte  sich  der  ehemalige  hannoversche  Kronober- 
walt  Dr.   Windthorst    erregt    dahin,    dass   die   beschlossene 
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Staatsanwaltschaft  dem  ursprünglichen  Gedanken  einer  solches 
durchaus  nicht  entspreche,  indem  sie  als  eine  von  der  Justiz- 
verwaltung geleitete  Maschinerie  zur  Strafverfolgung  erscheine,  ii 
der  die  armen  Leute  nach  den  Weisungen,  selbst  auf  die  Ge&ir 
hin,  ihre  innerste  Ueberzeugung  zu  verletzen,  ja  gegen  ihr  Ge- 
wissen zu  handeln,  arbeiten  müssen ;  es  liesse  sich  wohl  diskutiren, 
dass  eine  sachlich  und  parteilos  geleitete  Staatsanwaltschaft  eil 
Organ  der  Justizverwaltung  sein  könne,  um  sich  über  Vor- 
kommnisse in  weiteren  Kreisen  zu  orientiren,  aber  ob  durch  §  15i 
des  G.-V.-G.  das  vermieden  werde,  was  beabsichtigt  sei.  müsse 
die  Zukunft  lehren  —  und  daran  fügte  Windthokst  die  sichere 
Prophezeihung:  „Sie  werden  sehen,  dass  trotz  dieser  Bestimmung 
nach  jeder  .Richtung  doch  der  Staatsanwalt  einen  erheblichen 
Einfluss  auf  die  Stellung  und  Beförderung  der  Eichter 
haben  wird!" 
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Der  Begriff  der  Rechtshülfe  nach  dem  Reichs- 
gerichtsverfassungsgesetze. 

Von 

Gerichtsassessor  Dr.  Adolph  Friedlaender  in  Frankfurt  a.  M. 


Die  vier  grossen  Justizgesetze  des  Deutschen  Reichs  haben 
in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  ein  sehr  ungleiches  Geschick 
gehabt.  Der  Civilprozessordnung,  Strafprozessordnung  und  Kon- 
kursordnung  sind  treffliche  systematische  Bearbeitungen  zu  Theil 
geworden,  nicht  so  dem  Gerichtsverfassungsgesetze:  Hoffen  wir, 
dass  der  für  diese  Materie  in  Aussicht  genommene  Theil  des 
Bisi)ixG5schen  Handbuchs  die  Lücke  ausfüllen  wird.  An  Kom- 
mentirungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  fehlt  es  zwar  nicht, 
aber  sie  haben  dem  Gesetze  meist  die  denkbar  schlimmste  Wunde 
beigebracht:  sie  haben  seine  selbständige  Existenz  beseitigt  und 
gs  nur,  sei  es  in  dem  die  Civilprozessordnung  betreffenden  Theile 
2u**  Civilprozessordnung,  sei  es  in  dem  die  Strafprozessordnung 
fangenden  Theile  zur  Strafprozessordnung  in  Beziehung  gesetzt 
aöd  erläutert.  Allein  das  Gerichtsverfassungsgesetz  enthält  eine 
S^osse  Menge  von  Bestimmungen,  die  für  die  drei  Prozessord- 
***Hgen  gelten  und  deshalb  nicht  mit  einem  dieser  Gesetze  son- 
*e*"ii  mit  allen  in  Verbindung  gebracht  werden  müssen.  Gerade 
**  den  13.  Tit.  des  G.-V.-G.  „Rechtshülfe"  ist  dies  von  beson- 
der Bedeutung.     Freilich  wendet  selbst  der  „Praktiker"  diesem 
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Titel  keine  grosse  Liebe  zu:  gilt  es  doch  in  dem  umfangreichsten 
deutschen  Bundesstaate  geradezu  als  Axiom  der  „Praktiker", 
dass  die  Thätigkeit  des  Rechtshülferichters  eine  derartig  neben- 
sächliche und  untergeordnete  sei,  dass  zu  ihrer  Bewältigung  das 
denkbar  geringste  Mass  juristischer  Befähigung  ausreiche.  In 
der  That  eine  seltsame  Ansicht  gegenüber  einer  Gesetzgebung, 
die,  auf  dem  Grundsatze  der  Unmittelbarkeit  der  Beweisführung 
aufgebaut,  in  den  Rechtshülfefällen  diesen  Grundsatz  durchbricht 
und  deshalb  wohl  eher  besondere  Garantien  in  Gestalt  der  Ge- 
wissenhaftigkeit und  Tüchtigkeit  des  Rechtshülferichters  verlangen 
muss,  wenn  natürlich  auch  dieses  nicht  ausdrücklich  gesagt  wird. 

In  einer  Beziehung  wird  auch  der  „Praktiker"  sich  der 
näheren  Beschäftigung  mit  dem  genannten  Titel  nicht  wohl  ent- 
ziehen können.  Da  §  159  des  G.-V.-G.  die  Ablehnungsgründe 
und  §  160  des  G.-V.-G.  die  Instanzenordnung  bei  Beschwerde- 
fuhrung  in  eigenartiger  Weise  regelt,  all  dies  aber  nur  für  ein 
Ersuchen  um  „Rechtshülfe"  gilt1,  fragt  es  sich,  was  unter  ihr  zu 
verstehen  ist.  Versuchen  wir,  im  Folgenden  die  Frage  zu  be- 
antworten, so  dürfen  wir  hoffen,  etwas  nicht  nur  für  die  „Theo- 
retiker" Verwerthbares  zu  bringen. 

Auf  den  ersten  Blick  scheint  die  Sache  sehr  einfach  zu  sein 
und  die  Lösung  darin  zu  liegen,  dass  die  „Rechtshülfe"  der  uns 
hier  beschäftigenden  §§  157,  158,  160  wörtlich  die  Titelüber 
schrift  wiedergiebt.  Allein  damit  ist  wenig  gewonnen.  Um  die 
„Rechtshülfe"  des  §  157  des  G.-V.-G.  und  die  Thätigkeit  nach 
§  164  des  G.-V.-G.  einerseits,  die  Nacheüe  (§  168  des  G.-V.-G.) 
und  die  Aktenmittheilung  (§  169  des  G.-V.-G.)  andererseits  unter 
einen    gemeinsamen  Begriff  zu   bringen2,   müssen   wir  denselben 

1  Löwe,  Str.-Pr.-O.,  Anm.  5  zu  §  159  des  G.-V.-G.;  Wilmowski-Livt, 
C.-Pr.-O.,  Anm.  2  zu  §  159  des  G.-V.-G. 

*  Dies  wollen  offenbar  Glaser,  Handb.  des  Str.-Pr.  II,  277  vd 
Stenolein,  Lehrb.  des  Str.-Pr.  40,  die  beide  im  Gegensatz  zur  herrsche* 
den  Ansicht  die  Aktenmittheilung  gemäss  §  169  des  G.-V.-G.  unter  die 
„Rechtshülfe1*  rechnen. 
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lern  sehr  farblos  gestalten,  etwa  von  „prozessualischen  Unter- 
itzungshandlungen"  reden.  Aber  selbst  in  diesem  Falle  ist 
mer  §  167  des  G.-V.-G.  noch  in  das  Leere  gefallen,  und  etwa 
sagen,  das  Gesetz  erachte  hier  als  wesentlich  nicht  das  posi- 
e  Element  des  zulässigen  Handelns  ausserhalb  des  Gerichts- 
zirks,  sondern  das  negative  des  Ueberflüssigwerdens  eines  Rechts - 
ilfebegehrens,  hiesse  nichts  Anderes,  als  durch  Künsteln  dem 
ösetze  einen  ihm  fremden  Sinn  unterzulegen.  Ergiebt  sich  so- 
lch, dass  die  Titelüberschrift  nur  a  fortiori  dem  §  157  entlehnt 
fc  und  also  richtiger  etwa  lauten  würde 

„Rechtshülfe  und  Verwandtes", 
»  ist   aus  ihr  für    die  Auslegung   des    gedachten  Paragraphen 
chts  zu  entnehmen. 

Bei  dem  heutzutage  mit  den  „Motiven" ,  überhaupt  den 
Materialien"  der  Gesetze  getriebenen  Götzendienste  darf  es  nicht 
Wunder  nehmen,  dass  die  Literatur  in  ihrer  Noth  bei  jenen 
nskunft  zu  holen  versucht  hat.  Die  Motive  stellen  (S.  190) 
«t,  der  Fall  der  Rechtshülfe  liege  fortan  nur  vor,  „wenn  ein 
ericht  oder  ein  einzelner  Richter  eine  nach  Vorschrift  der  Pro- 
ftsordnung  erforderliche  richterliche  Handlung"  einem  anderen 
rerichte  überträgt  und  schliessen  Ersuchen  um  Aktenübersendung 
der  Ertheilung  amtlicher  Auskunft  vom  Begriffe  aus8. 

Ueberwiegend  hat  die  Literatur  mehr  oder  minder  wörtlich 
ie  Begriffsbestimmung  der  Motive  sich  angeeignet 4.  Gleichwohl 
iuss  dieselbe  als  unrichtig  bezeichnet  werden. 

1  Der  §  169  des  G.-V.-G.  war  in  der  Regierungsvorlage  nicht  enthalten 
nd  wurde  unter  Protest  der  Regierung  gegen  die  unsystematische  Einstel- 
Uig  in  Tit.  13  (vgl.  Sten.  Ber.  des  Reichstags  1876,  S.  316/317)  erst  von  der 
ostizkommission  eingefügt. 

4  Thilo,  G.-V.-G.,  Anm.  1  zu  §  157;  Haück,  G.-V.-G.,  Anm.  2  zu  §  157; 
lüow,  C.-Pr.-O.,  Anm.  1  zu  Tit.  13  des  G.-V.-G.;  Struckmann-Koch,  C.-Pr.-O., 
ran.  5  zu  Tit  13  des  G.-V.-G.;  Bennecke,  Lehrb.  des  Str.-Pr.  123; 
•  Kjuks,  dgl.  178  (unklar);  Fitting,  R.-C.-Pr.  35;  Laband,  Staatsrecht  II, 
90;  Hinschics  in  Holtz.'s  R.-Lex.  III,  278,   Artikel  , Rechtshülfe";   Böhm 


—     264     — 

Was  heisst  das:  „richterliche  Handlung"? 

Zweifellos  ist  damit  nicht  eine  beliebig  geartete  Thätigkeit 
gemeint,  die  von  einem  Richter  vorgenommen  wird:  denn  nach 
§  158  des  G.-V.-G.  ist  ja  das  Bechtshülfeorgan  stets  ein  Richter, 
nämlich  ein  Amtsrichter,  auf  die  richterliche  Persönlichkeit 
des  Rechtshülfe  Gewährenden  braucht  also  bei  dem  Begriffe  der 
Rechtshülfe  nicht  erst  hingewiesen  zu  werden.  Es  bleiben  sonach 
zwei  Auslegungen  möglich.  „Richterliche  Handlung"  ist  entweder 
eine  Handlung .  die  ein  Richter  aber  möglicher  Weise  auch  ein 
Nichtrichter,  oder  die  ausschliesslich  ein  Richter  vorzunehmen 
befugt  ist.  Beide  Ansichten  fuhren  zu  handgreiflich  verkehrten 
Ergebnissen. 

Kommt  es  nur  auf  die  Zuständigkeit  überhaupt,  nicht  auf 
ihre  Ausschliesslichkeit  an6,  so  müsste  im  Wege  der  Rechts- 
hülfe  der  Strafrichter  den  Erlass  eines  Haftbefehls,  der  Ciril- 
richter  den  Erlass  der  Anordnung  verlangen  können,  dass  eine 
Partei  die  in  ihren  Händen  befindlichen  Urkunden  auf  der  Ge- 
richtsschreiberei niederlege 6. 

Ich  glaube,  es  genügt,  diese  Beispiele  aufzufuhren7,  um  zu 
zeigen,    dass   unmöglich   der  Prozessrichter   nach  seinem  Be- 


in Steugel's  Wörterb.  des  deutsch.  Verw.-R.,  Ergzbd.  II,  177,  Artikel 
„Rechtshülfe".  Aehnlich  das  Reichsgericht,  das  Strafs.  XX,  103  Rechtshülfc 
annimmt,  wenn  „ein  Gericht  als  solches  ein  anderes  Gericht  um  die  Vor- 
nahme einer  an  sich  dem  ersteren  obliegenden  Amtshandlung  ersucht11  und 
Strafs.  XXVI,  339/340  sagt,  Rechtshülfe  liege  nur  dann  vor,  „wenn  ein  Gericht 
die  Vornahme  einer  Handlung  verlangt,  für  die  eine  richterliche  Handlung 
erforderlieh  ist". 

6  Ist  das  etwa  die  Ansicht  von  Schwarze  (Str.-Pr.-O.),  der  Anm.  Abs.  2 
zu  §  157  des  G.-V.-G.  die  Rechtshülfe  ,.alle  Prozesshandlungen"  umfassen 
lässt  ? 

6  cf.  §  125  Abs.  1  vgl.  mit  §  133  Abs.  1,  2  der  C.-Pr.-O. 

7  Vorgekommen  ist  mir  keiues  derselben  in  der  Praxis,  aber  nach  den 
Erfahrungen,  die  ich  in  Bezug  auf  „Ersuchen  um  Rechtshülfe",  die  alle* 
weniger  als  das  waren,  wofür  sie  sieh  ausgaben,  gemacht  habe,  halte  ich 
gerade  das  Thörichtste  für  das  Wahrscheinlichste. 
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ben  für  irgend  eine  Prozesshandlung  sich  einen  Substituten 
äffen  darf. 

Aber  auch  mit  der  Bemessung  der  „richterlichen  Handlungen" 
der  Hand  der  ausschliesslichen  Zuständigkeit  des  Richters8 
wenig  zu  machen.  Es  könnte  dann  einerseits  die  Auferlegung 
Urkundenvorlage  (§  390  derC.-Pr.-O.)  Gegenstand  des  Rechts- 
fegesuchs  sein;  andererseits  ergäbe  sich  aus  §  159  der  Str.- 
-0.,  da  die  Staatsanwaltschaft  hiernach  zweifellos  zur  uneidlichen 
mehmung  von  Zeugen  befugt  ist,  dass  die  uneidliche  Abhör 
.  Zeugen  kein  Gegenstand  der  Rechtshülfe  wäre,  ein  gegenüber 
6  der  Str.-Pr.-O.  um  so  räthselhafteres  Ergebniss,  als  die  an- 
anntermassen  als  Rechtshülfehandlung  erscheinende  Zeugen- 
nehmung  durch  Hinzutritt  oder  Fortbleiben  der  Eidesleistung 
h  nicht  eine  andere  Natur  gewinnt. 

"Was  aber  den  Motiven  nicht  zu  entnehmen  ist,  ergiebt  sich 

dem  Gerichtsverfassungsgesetz  selbst  und  seiner  Vergleichung 

den  drei  Prozessordnungen. 

Zunächst  lehrt  uns  §  165  des  G.-V.-G.,  dass  das  Gesetz  als 
äcbtshülfe"  nicht  nur  Unterstützungshandlungen  zwischen  (ordent- 
len)  Gerichten  anerkennt.  Denn  da  hier  der  in  Rechtshülfe- 
en  entstehenden  Kosten  einer  Ablieferung  oder  Strafvollstreckung 
[acht  wird,  die  in  solchen  Fällen  zu  ersuchende  Behörde  aber 
h  §  164  des  G.-V.-G.  die   land gerichtliche  Staatsanwaltschaft 

giebt  es  auch  „Rechtshülfe"  im  Verkehr  mit  der  Staatsanwalt- 
aft. Andererseits  zeigen  die  §§  158,  159  des  G.-V.-G.,  dass 
ht  jede  Unterstützungshandlung  eines  Gerichtes  gegenüber  dem 
leren  „Rechtshülfe u  ist.  Es  müssen  Handlungen  in  Frage 
ben,  die  im  Bezirke  des  ersuchten  Amtsgerichts  vorgenommen 
rden  sollen9:  Auskunftsertheilung  über  die  lex  fori,  Uebermitt- 


s  i~: 


Vielleicht  ist  das  die  Ansicht  von  Löwe,  Str.-Pr.-O.,  der  Anm.  4  zu 
13  des  G.-V.-G.  die  „richterliche  Handlung"  dahin  erläutert,  dass  sie  sei 
„den  Gerichten  als  solchen  obliegende"  Handlung. 
0  s.  Böhm,  Handb.  d.  Rechtshülfe- Verf.  I,  7. 
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lung  von  Akten  u.  drgl.  m.  fällt  nicht  darunter,  es  fehlt  hier  das 
nothwendige  Inbeziehungtreten  des  begehrten  Thuns  zu  dem  Be- 
zirke der  unterstützenden  Behörde. 

Wir  haben  demnach  zu  unterscheiden  die  Rechtshülfe  zwischen 
Gerichten  (§§  157—160  des  G.-V.-G.)  und  die  Rechtshülfe  im 
Verkehr  mit  der  Staatsanwaltschaft  (§  164  des  G.-V.-G.).  Letzt- 
genannter Paragraph  betrifft  Massregeln  der  Strafvollstreckung, 
regelt  also  den  Verkehr  zwischen  der  Strafvollstreckungsbehörde 
und  ihrem  Hülfsorgane.  Dagegen  finden  wir  der  Beziehungen 
zwischen  Gerichten  (soweit  solche  nicht  Strafvollstreokungsinstanz) 
und  der  Staatsanwaltschaft  nicht  in  unserem  Titel,  sondern  in  der 
Strafprozessordnung  Erwähnung  gethan.  Ferner  ergeben  die 
§§  161,  162  des  G.-V.-G.  und  die  Civilprozessordnung  in  ihren 
Bestimmungen  über  die  Zwangsvollstreckung,  dass  die  Vornahme 
der  eigentlichen  Vollstreckungshandlungen  —  anders  steht  es  mit 
den  in  die  Zwangsvollstreckung  häufig  hineinfallenden  Beweis- 
erhebungen —  niemals  ein  Amtsgericht  als  Rechtshülfegericht 
thätig  werden  und  das  andere  Rechtshülfeorgan,  die  Staatsanwalt- 
schaft, nur  nach  Massgabe  des  §  164  des  G.-V.-G.  möglicher 
Weise  eingreifen  lässt 10,  in  welchem  Falle  aber  dann  eben  ein  in 
den  Civilprozess  eingeschachtelter  Strafprozess  vorliegt. 

Es  wird  also  die  Rechtshülfe  geleistet: 

a)  den    erkennenden    und    beschliessenden  Civil-   und  Straf- 
gerichten von  den  Amtsgerichten, 

b)  den  Strafvollstreckungsbehörden  von  der  Staatsanwaltschaft, 
während 

c)  die  civilprozessualische  Zwangsvollstreckung  es  zu  keiner 
Rechtshülfe  kommen  lässt. 

Uns  interessirt  nur  die  Gruppe  a. 


10  Nämlich  soweit  die  Haftstrafe  kriminelle  Ordnungsstrafen,  nicM 
Zwangsstrafeu  sind  (bei  diesen  kommt  §  162  des  G.-V.-G.  zur  Anwendung)« 
Vgl.  (icrichtssaal,  Bd.  XLVI,  S.  444,  451/452  und  den  an  letzterem  Orte  an- 
gezogenen  Beschluss  des  Landgerichts  Frankfurt  a.  M. 
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Es  ist  klar,  dass  das  Rechtshülfe  fordernde  Gericht  eben  da- 
durch, dass  es  Rechtshülfe  verlangt,  nicht  besser  gestellt  sein  kann, 
ab  es  gestellt  wäre,  wenn  es  der  Rechtshülfe  nicht  bedürfte.  Würde 
ihm  eine  Handlung  versagt  sein,  auch  wenn  es  (sit  venia  verbo) 
die  Eigenschaften  des  um  die  Rechtshülfe  angegangenen  Gerichts 
besasse,  so  kann  es  ihre  Vornahme  auch  nicht  als  „Rechtshülfe" 
▼erlangen. 

Aber  weiter  kann  auch  selbstverständlich  das  zuständige  Ge- 
richt sich  ein  anderes  nur  substituiren,  soweit  das  Gesetz  dies 
wlasst:  denn  die  Zuständigkeit  umfasst  die  Vornahme  aller  zu- 
gehörigen Thätigkeitsakte,  und  vollends  der  Grundsatz  der  Un- 
mittelbarkeit der  Beweisführung,  dessen  schon  oben  gedacht  wurde, 
ginge  bei  unbeschränkter  diskretionärer  Befugniss  des  Prozess- 
gerichts in  der  Substitutionsmöglichkeit  einfach  verloren. 

Wann  aber  ist  nun  die  Substitution  statthaft? 

Das  Gerichtsverfassungsgesetz  nennt  das  Rechtshülfebegehren 
ein  „Ersuchen"  um  Rechtshülfe.  Dies  wird  an  das  mit  Einzel- 
nstem besetzte  Amtsgericht  gerichtet.  Die  Rechtshülfe  leistet 
•bo  „der  ersuchte  (Einzel-)Richtera,  und  damit  sind  wir  zu  unserem 
Erstaunen  in  dem  Gerichtsverfassungsgesetz  einem  aus  der  Civil- 
prozessordnung und  Strafprozessordnung  wohlbekannten  Institute 
begegnet.  Dass  wir  berechtigt  sind,  auf  das  Wort  „Ersuchen" 
*  §  158  des  G.-V.-G.  Gewicht  zu  legen,  ergiebt  §  327  der 
C.-Pr.-O.:  hier  erscheinen  im  engen  Anschluss  an  einander  „das 
Ersuchungsschreiben u  an  das  Gericht,  durch  welches  die  Beweis- 
aufnahme erfolgen  soll  und  „der  ersuchte  Richter".  Was  aber 
fär  die  Civilprozessordnung  und  damit  gemäss  §  65  der  K.-O. 
i&ch  für  die  Konkursordnung  gilt,  trifft  auch  für  die  Strafprozess- 
ordnung zu,  denn  darüber  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Strafprozess- 
tthrang  ihren  „ersuchten  Richter"  der  Civilprozessordnung  ent- 
Ommen  hat. 

„Rechtshülfe"  im  Sinne  des  §  157  des  G.-V.-G.  wird  also 
*ts  dann  begehrt,  wenn  die  Vornahme  einer  Handlung  nachgesucht 

Archir  Ar  öffentliches  Recht.  XI.  2.  yj 


*  4 

«  * 

*  4 
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wird,  für  die  der  ersuchte  Richter  in  abstracto  zuständig  ist  oder, 
wie  Wilmowski-Levy  (C.-Pr.-O.)11  sagt,  sie  betrifft  „alle  Prozes* 
handlungen,  hinsichtlich  welcher  ein  anderes  Gericht  ....  nach 
der  Strafprozessordnung,  der  Konkursordnung  und  der  Civilprozess-  ; 
Ordnung  ersucht  werden  kann"  12. 

Der  ersuchte  Richter  hat  also  zunächst  zu  prüfen,  ob  eine 
Handlung  von  ihm  verlangt  wird,  die  zur  Zuständigkeit  eines 
Richters  gehört.  Die  Verneinung  dieser  Frage  beweist,  dassein 
Fall  der  Rechtshülfe  nicht  gegeben  ist.  Ihre  Bejahung  fuhrt  zur  ! 
Prüfung,  ob  dieser  eine  Richter  ein  ersuchter  Richter  ist  • 
Erst  wenn  auch  dies  zutrifft,  liegt  ein  Ersuchen  um  „Rechts- 
hülfe" vor. 

Bei  der  Anstellung  der  Untersuchung  nach  beiden  Richtungen 
darf  in  die  konkreten  Besonderheiten  niemals  tiefer  eingegangen 
werden,  als  dies  nach  den  eben  gedachten  Grundsätzen  nöthig  ist 
Um  die  Zuständigkeit  eines,  nicht  dieses  Richters  und  um  die- 
jenige eines,  nicht  dieses  ersuchten  Richters  handelt  es  sich. 

Der  Praxis  entnommene  Beispiele  mögen   dies   klar  stellen. 

Die  Kirchengemeinde  zu  A  besitzt  einen  kostbaren  Becher, 
den  sie  ihrer  Behauptung  nach  von  dem  verstorbenen  B  geschenkt 
erhalten  hat.  C,  der  einzige  Erbe  des  B,  giebt  zu,  dass  sein 
Erblasser  ein  derartiges  Geschenk  gemacht  habe,  meint  aber,  der 
vorhandene  Becher  sei  mit  diesem,  der  s.  Z.  verloren  gegangen, 
nicht  identisch,  vielmehr  nur  für  die  Lebensdauer  des  B  der 
Gemeinde  leihweise  überlassen  gewesen.  Er  verlangt  deshalb 
durch  Klage  bei  dem  Landgerichte  zu  A  die  Herausgabe  des 
Bechers.  Im  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  stellt  sich  her- 
aus, dass  der  Becher  mittlerweile  an  die  Gemeinde  zu  D  verkauft 

11  Anm.  zu  §  158  dos  V.-G.-G. 

l-  S.   auch    Kronecker,    G.-S.  XXXIII,   588,   der   die   sachliche  Zft- 
stand igkoit  dos  ersuchten  Gerichts  betont,  ferner  Planck,  Lehrb.  d.  C.-Pr.  I, 
109  uud  Wach,  Haudb.  d.  C.-Vr.  I,  515,  die  durch  Aufführung  der  Fälle  der 
Rechtshülfe  zu  zeigen  scheinen,  dass  sie  die  Ansicht  des  Textes  theilen.    Bei 
Wach  ist  dies  allerdings  zweifelhaft. 
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Das  Gericht  beschliesst,  eine  Zeugin  in  E  durch  Ersuchen 

dortigen  Amtsgerichts  über  die  Identität  der  beiden  Becher 
vernehmen.  Der  Zeugin  soll  aufgegeben  werden,  in  dem  eine 
)e  Tagereise  von  E  entfernten,  gleichfalls  zu  dem  Amts- 
ichtsbezirke  E  gehörigen  D  den  Becher  zu  besichtigen. 

Um  zu  erkennen,   ob  hier  ein  Akt  der  Rechtshülfe  verlangt 

1,  sehen  wir  von  dem  offenbar  zufälligen  Umstände  ab,   dass 

ind  D   nicht  zum  Bezirke   des  Landgerichts  A  gehören,  und 

Landgericht  deshalb  die  Zeugin  nicht  vor  sich  selbst  geladen 

18.     Nehmen  wir  an,  dies  sei  geschehen  und  fragen  nun:    Ist 

Landgericht  dann  zu  der  gedachten  Auflage  befugt?  Die 
twort  muss  m.  E.  verneinend  "ausfallen.  Die  Civilprozess- 
nung  (gemäss  §  65  der  K.-O.  auch  für  das  Konkursverfahren 
«gebend)  und  die  Strafprozessordnung  kennen  nur  drei  dem 
igen  obliegende  (übrigens  von  Ausnahmen  durchbrochene) 
chten: 

1.  vor  Gericht  zu  erscheinen, 

2.  auszusagen, 

3.  seine  Aussage  zu  beeidigen. 

Eine  Pflicht,  Wissenschaft  über  die  Dinge,  bezüglich  deren 
n  gehört  werden  soll,  sich  zu  verschaffen,  hat  die  Reichsgesetz- 
»ung  mit  gutem  Grunde  nicht  als  Bestandtheil  der  Zeugen- 
cht  anerkannt,  auch  fehlt  es  an  jedem  Anhalte  dafür,  dass  dem 
richte  eine  diskretionäre  Befugniss  zustehen  soll,  seinerseits 
e  solche  Pflicht  aufzuerlegen.  Wäre  es  doch  auch  geradezu 
lallig,  dass  das  Gericht  zur  Erzwingung  der  drei  erwähnten  Seiten 
'  Zeugenpflicht  bedeutende  Machtmittel  in  Händen  hat,  der 
Jigerung  des  Zeugen  aber,  seiner  vierten  Verpflichtung  zu  ge- 
[en,  machtlos  gegenüber  stände.  Und  nicht  minder  sonderbar 
e  es,  dass  das  Gesetz  dem  bedürftigen  Zeugen,  um  ihm  die 
ch  entfernten  Aufenthaltsort  mit  Kosten  beschwerte  Erfüllung 


13  Wozu  es  ja  bekanntlich  trotzdem  befugt  war. 

17 
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der  Erscheinungspflicht  zu  ermöglichen,  einen  Kostenror 
in  Aussicht  stellte  (§  166  Abs.  3  des  G.-V.-G.),  denselben  al 
der  Ermittellungspflicht,  die  eben  so  sehr  Aufwendungen  verl 
kann,  versagte. 

Die  Ermittellungspflicht  ist  eben  keine  Pflich 
Zeugen,  ihre  Auferlegung  steht  keinem  Gerichte 
also  kann  dieselbe  auch  im  Wege  der  „Rechtsh 
nicht  begehrt  werden. 

Das  fragliche  Ersuchen  ist  daher,  falls,  wie  anznne 
dasselbe  als  ein  nicht  zu  trennendes  Ganze  aufzufassen  ist, 
Ersuchen  um  „Rechtshülfe". 

Ein  anderer  Fall! 

In  einem  Civilprozesse  beruft  sich  der  Beklagte  fiir  ein< 
redebehauptung  auf  ein  vorgelegtes  und  vorgetragenes  Sehr 
das  mit  dem  Namen  des  Klägers  unterfertigt  ist.  Der  klage 
Anwalt  erklärt,  die  Echtheit  der  Unterschrift  nicht  anerk 
zu  können.  „Auf  Antrag  der  Parteien a  beschliesst  und  verk 
hierauf  das  Gericht14,  es  solle  das  Schreiben  dem  in  N.  wc 
den  Kläger  durch  Ersuchen  des  dortigen  Amtsgerichts  zu 
klärung  über  Anerkennung  der  Unterschrift  vorgelegt  werd 
Der  vom  Prozessgerichte  gefasste  Beschluss  kann,  soll  er 
haupt  prozessualisch  zu  deuten  sein,  nur  §  132  der  C.-Pr.-( 
Grundlage  haben. 


14  So  heisst  es  wörtlich  in  dem  betreffenden  Sitzungsprotokoll 
gleiche  Fassung  ist  in  der  Praxis  häufig,  obwohl  die  Sinnwidrigkeit  i 
Hand  liegt.  Parteiseits  ist  natürlich  weder  beantragt  worden,  das  ( 
solle  beschliessen,  noch  gar,  es  solle  verkünden,  was  es  beschlossen 
ist  seine  Amtspflicht):  beantragt  ist  worden,  dem  Kläger  das  Schriftsti 
Erklärung  vorzulegen.  Nach  der  gerügten  Ausdrucksform  müsste  n 
nehmen,  es  stände  im  Belieben  der  Parteien,  durch  Stellung  oder 
Stellung  eines  bezüglichen  Antrags  die  Verkündung  von  Beschlüssen,  < 
Grund  mündlicher  Verhandlung  ergehen,  herbeizufuhren  oder  zu  whi 
woran  wegen  der  Oeffentlichkeit  besonders  der  Gegner  Interesse  htben 
§  294  Abs.  1  der  C.-Pr.-O.  ergiebt  aber,  dass  der  Verkündigung  gege 
die  Parteien  (mit  Recht)  machtlos  sind. 
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Ein  Richter  ist  also  zuständig,  aber  auch  ein  ersuchter? 

§§  268,  579  Abs.  2  der  C.-Pr.-O.  ergeben  mittels  eines  ganz 
zweifelhaften  arg.  e.  contrario,  dass  im  Regelfalle  des  §  132  der 
.-Pr.-O,  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  nur  vor  dem 
rozessgerichte  angeordnet  werden  kann. 

Also  liegt  ein  Fall  der  Rechtshülfe  nicht  vor,  und 
em  steht  keineswegs  §  320  Abs.  2  der  C.-Pr.-O.  entgegen,  der  ledig- 
ch  das  Verhältniss  des  Gerichts  zu  den  Parteien,  nicht  zu  dem 
m  Rechtshülfe  angegangenen  Amtsgerichte  regelt. 

Wohl  verstanden:  das  Amtsgericht  wäre  nicht  befugt,  in 
inem  Eheprozesse  ein  Ersuchen  nach  §  579  Abs.  2  der  C.-Pr.-O. 
bzulehnen,  weil  s.  E.  das  Prozessgericht  zu  Unrecht  die  Voraus- 
rtzungen  dieses  Paragraphen  als  gegeben  angenommen  habe.  Da- 
üt  würde  das  Amtsgericht  indirekt  seine  abstrakte  Zuständigkeit 
ejahen,  ohne  die  dann  noch  allein  denkbare  konkrete  Unzustän- 
igkeit  genügend  zu  begründen.  Bei  abstrakter  Zuständigkeit 
it  Ablehnung  des  Ersuchens  nur  nach  §  159  Abs.  2  des  G.-V.-G. 
iöglich.  "Wäre  also  im  obigen  Falle  nach  der  Civilprozessord- 
ung  die  abstrakte  Zulässigkeit  gegeben,  das  persönliche  Er- 
cheinen  einer  Partei,  von  den  Fällen  der  §§  268,  579  der  C.-Pr.-O. 
bgesehen,  vor  dem  ersuchten  Richter  anzuordnen,  so  läge  ein 
"all  der  Rechtshülfe  vor.  Diese  Voraussetzung  trifft  aber  eben 
icht  zu. 

Zum  Schlüsse  seien  zwei  von  dem  Reichsgerichte  entschiedene, 
nschlägige  Fälle  erwähnt. 

Der  eine  derselben  (Entsch.  in  Civils.  XXV,  364  fg.)  betraf 
olktreckung  von  Geldstrafe  und  Kosten  des  Strafverfahrens 
orch  Ersuchen  des  Amtsgerichts.  Das  Reichsgericht  erklärt 
i  161,  162  des  G.-V.-G.  für  anwendbar15,  und  mit  der  wünschens- 
erthesteu  Deutlichkeit16  heisst  es  (365):   „Es  liegt  ein  Fall  der 

15  Ebenso  mit  Recht  betreffs   der  Voll  Streckung  des  Haftbefehls  die 

h  sonst  analoge  Entsch.  des  Reichsgerichts,  Bd.  XXVI,  338  £  der  Strafs. 

M  Die  allerdings   dem  L  Civils.  des   Reichsgerichts  bei   der  Entsch. 
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richterlichen  Rechtshülfe  im  Sinne  der  §§  156  flg.  G.-Y.-G. 
überhaupt  nicht  vor". 

Gewiss  nicht:  denn  die  §§  161,  162  des  G.-V.-G.  ergebenden 
Ausschluss  der  Substitutionsbefugniss,  also  den  Mangel  der  ab- 
strakten Zuständigkeit  des  ersuchten  Richters17. 

Der  zweite  Fall  (Entsch.  in  Strafs.  XX,  102  fg.)  betraf  einen 
Streit  zwischen  einem  Strafvollstreckungsrichter  und  dem  um  Toll- 
zug einer  subsidiären  Freiheitsstrafe  ersuchten  Amtsgerichte. 
Wiederum  hat  mit  Recht  das  Reichsgericht  ausgesprochen  (103), 
ein  Fall  der  richterlichen  Rechtshülfe  sei  nicht  gegeben,  sonder- 
barer Weise  ist  aber  der  entscheidende  §  164  des  GL-V.-G.  dabei 
lediglich  erwähnt,  nicht  auf  ihn  der  Beschluss  gestützt  worden. 
Nun  ist  aber  diesem  Paragraph  gegenüber  die  im  Beschlüsse  erwähnte 
preussische  Ministerialverfugung  vom  22.  Januar  1880 18  zweifel- 
los ungültig19,  und  daraus  folgt  die  Unzulässigkeit  der  Substi- 
tution eines  Gerichts  bei  der  Strafvollstreckung,  m.  a.  W.  die 
fehlende  abstrakte  Zuständigkeit  des  ersuchten  Richters. 


Bd.  XXXIII,  423  f.  der  Civils.  sehr  unangenehm  wird.  Diese  Entscheidung 
ist  ein  wahres  Musterbeispiel  für  die  Schlangenwindungen,  in  denen  sich  leider 
das  Reichsgericht  so  oft  bewegt,  wenn  es  gilt,  der  Gefahr  einer  Plentf- 
entscheidung  auszuweichen. 

17  Dass  die  genannten  Paragraphen  keine  RechtshülfehandluDgen  be- 
treffen, ist,  von  Böhm,  Handb.  des  Rechtshülfe- Verf.  I,  7  abgesehen,  soweit 
mir  bekannt,  in  der  Literatur  unbestritten. 

18  Dieselbe  erklärt  es  für  statthaft,  Ersuchen  um  Vollstreckung  tob 
Freiheitsstrafen  unmittelbar  an  den  mit  der  Strafvollstreckung  betrtotei 
preussischen  Amtsrichter  zu  richten. 

19  Die  Verteidigung  der  Verfügung  bei  Dalckk  und  Gknzmer,  Hwdt 
der  Strafvoll8tr.  u.  Gefaognissverw.  in  Preussen  7,  ist  m.  £.  nicht  über- 
zeugend. Mit  Recht  weist  das  Kammergericht  in  Johow's  Jahrb.  I,  174,175 
darauf  hin,  dass  §  164  des  G.-V.-G.  die  Staatsanwaltschaft  „als  das  alleinig« 
Organ  der  Rechtshülfe  behufs  Ausführung  der  Strafvollstreckung  bezeichnet4 
Aenderuug  reichsgesetzlich  geregelter  Behördenzuständigkeit  durch  Vernl" 
tungsanordnuDg  der  Landesministerialinstanz  ist  doch  aber  nicht  angingt* 
Ebenso  Immller  in  Goltd.  Arch.  XXXIII,  168/169. 
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Die  Gründe  für  und  gegen  die  Einführung  eines 
Public  Trustee  (amtlicher  Treuhänder)  in  England. 

Mitgetheilt  von 

Dr.  C.  H.  P.  Inhülsen,  London. 


Westlake,  Private  International  Law,  1890,  p.  143  bemerkt 
in  seiner  allgemeinen  Einleitung  zum  Abschnitte  „Konkurs",  dass 
trosts  und  die  daraus  entstehenden,  benefiziarischen  Rechte  auf 
dem  Kontinent  nicht,  wie  in  England,  bekannt  sind.  Der  Grund 
dürfte  darin  Hegen,  dass  in  denjenigen  kontinentalen  Staaten, 
welche  das  justinianische  Recht  rezipirten,  eine  Unterscheidung 
zwischen  law  und  equity  nicht  hervorzutreten  brauchte,  da  das 
justinianische  Recht  bereits  die  Unterscheidung  zwischen  jus  civile 
Und  jus  praetorium  überwunden  hatte.  Die  Ablehnung  der 
Äezeption  des  römischen  Rechts  hat  in  England  unter  Anderem 
die  Folge  gehabt,  dass  sich  ein  ähnlicher  Gegensatz  entwickelte, 
tie  im  alten  Rom  zwischen  jus  civile  und  jus  praetorium,  ein 
Gegensatz  zwischen  starrem  und  freierem  Recht,  gehandhabt  von 
erschiedenen  öffentlich  rechtlichen  Organen. 

Wie  im  alten  Rom,  erstarrte  auch  in  England  bereits  in 
•filier  Zeit  das  materielle  Recht  und  der  Prozess.  War  aus 
iesem  Grunde  eine  gerichtliche  Remedur  nicht  zu  erzielen,  so 
andte  man  sich  im  Petitionswege  an  die  Krone,  welche  derartige 
reeuche  dem  Kanzler  —  Chancellor  —  zur  Erledigung  überwies. 
ii  Laufe  der  Zeit  entwickelte  sich  hieraus  eine  ausserordentliche 
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Gerichtsbarkeit  des  Gerichtshofes  des  Kanzlers  (Court  of  Chancery), 
welcher  dadurch  eine  ähnliche  Aufgabe  erhielt,  wie  der  römische 
Prätor.  Ein  alter  englischer  Jurist  (Lord  Bacox)  spricht  dies 
ausdrücklich  mit  folgenden  "Worten  aus:  Habeant  similiter  Cnriae 
Praetoriae  potestatem  tam  subveniendi  contra  rigorem  legis  quam 
supplendi  defectum  legis.  Zur  Bezeichnung  des  Inbegriffs  der 
Rechtssätze,  welche  im  Court  of  Chanceiy  zur  Anwendung  kamen, 
wählte  man  den  Ausdruck  „equity",  ein  Ausdruck,  welcher  leicht 
zu  Missverständnissen  Veranlassung  geben  kann.  Es  ist  richtig, 
dass  im  weitesten  Sinne  equity  Billigkeit  bedeutet,  und  es  ist 
ferner  richtig,  dass  der  Court  of  Chancery  bei  der  Ausübung 
seiner  ausserordentlichen  Gerichtsbarkeit  Billigkeitsprinzipien  be- 
rücksichtigt hat.  Indessen  einmal  giebt  es  sehr  viele  Billigkeits- 
prinzipien, welche  überhaupt  nicht  gerichtlich  erzwungen  werden, 
und  sodann  wurde  ein  anderer  Theil  von  Billigkeitsprinzipiell  be- 
reits gerichtlich  in  England  erzwungen,  bevor  die  ausserordent- 
liche Gerichtsbarkeit  des  Court  of  Chancery  zur  Entstehung  kam 
Equity  ist  mithin  zu  definiren  als  der  Inbegriff  derjenigen,  ge- 
richtlich erzwingbaren  Billigkeitsprinzipien,  welche  aus  rein  for- 
mellen, technischen  Gründen  von  den  ordentlichen  Gerichten  nicht 
erzwungen  wurden,  und  deren  Erzwingung  sich  das  ausserordent- 
liche Gericht,  der  Court  of  Chancery,  zur  Aufgabe  machte.  Den 
Gegensatz  zur  equity  bildet  law,  d.  h.  der  Inbegriff  derjenigen 
Rechtssätze,  welche  in  den  ordentlichen  Gerichten  (Courts  of 
Law)  erzwungen  wurden.  Wie  jus  civile  und  jus  praetorium  da» 
römische  Recht  ausmachten,  so  bilden  law  und  equity  das  eng- 
lische Recht. 

Die  Unterscheidung  zwischen  law  und  equity,  welche  noch 
von  aktueller  Bedeutung  ist,  hat  die  Entwicklung  des  Begriffes 
ntrust"  ermöglicht.  Die  Veranlassung  gab  das  Verbot  von  Im- 
mobiliarübertragungen  an  religiöse  Korporationen.  Der  katho- 
lische Klerus,  welcher  dieses  Verbot  zu  umgehen  wünschte,  war 
mit  dem  römischen  Recht  vertraut  und  fand  in  dem  fideicommissnm 
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a  dankbares  Vorbild.  Vor  seiner  Verschmelzung  mit  dem  lega- 
im  war  bekanntlich  das  römische  fideicommissum  eine  Auflage 
rekärer  Natur,  welche  im  Laufe  der  Zeit  im  Wege  der  extra- 
rdinaria  cognitio  klagbar  wurde.  Im  Hinblick  auf  diesen  Vor- 
ang  sah  der  Klerus  von  einer  unmittelbaren  Immobiliarübertragung 
n  die  religiöse  Korporation  ab  und  übertrug  die  Immobilie  zu- 
ächst  an  eine  Mittelsperson,  welche  im  Uebertragungsgeschäfte 
ngewiesen  wurde,  den  Gegenstand  der  Uebertragung  zum  Nutzen 
nd  Vortheil  der  religiösen  Korporation  zu  verwenden.  Dieser 
eue  Uebertragungsmodus  wurde  im  Laufe  der  Zeit  auch  in 
allen  zur  Anwendung  gebracht,  in  welchen  es  sich  nicht  um  die 
mgehung  des  gedachten  Verbots  handelte.  Man  wird  zunächst 
agen,  wie  sich  die  ordentlichen  Gerichte  (die  Courts  of  Law)  zu 
3ser  Neuerung  verhielten.  Sie  nahmen  zu  derselben  eine  ähn- 
he  Stellung,  wie  das  jus  civile   zu  dem  fideicommissum,   d.  h. 

sahen  den  Erwerber  in  der  Mittelsperson  und  ignorirten  die 

Sprüche  derjenigen  Person,  zu  deren  Gunsten  die  Mittelsperson 

einer  Auflage  beschwert  war.     Anders  wurde  die  Neuerung 

den   ausserordentlichen  Gerichten   (Courts   of  Equity)   auf- 

ommen.     Ohne  der  Mittelsperson   die   rechtliche  Position  zu 

xnen,  welche  dieselbe  vor  den  Courts  of  Law  hatte,  zwangen 

Courts  of  Equity  die  Mittelsperson,  von  ihrer  rechtlichen 
ition  der  Auflage  entsprechend  zum  Nutzen  und  Vortheil  der 
der  Auflage  benannten  Person  Gebrauch  zu  machen.  Das 
ktische  Resultat  war,  dass  die  letztere  Person  das  beneficium 
-e,  und  dass  der  Mittelsperson  nur  das  nudum  jus  verblieb. 
^«  gerichtsseitige  Aufnahme  der  Neuerung  hatte  im  Mittel- 
**  politische  Bedenken,  welche  die  Gesetzgebung  veranlassten, 
Versuch  zu  machen,  nudum  jus  und  beneficium  wieder  in 
-ir  und  derselben  Person  zu  vereinigen.  Man  erliess  ein  Ge- 
*>  welches  dem  benefiziarisch  Berechtigten  das  jus  gab.  Dieses 
*etz  wurde  indessen  nur  für  Uebertragungen  derjenigen  Im- 
biliarrechte  erlassen,  welche   nicht   bloss  auf  eine  bestimmte 
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Reibe  von  Jahren  zustanden,  und  selbst  diese  Uebertragungen 
wurden  von  dem  Gesetze  nur  unter  der  Voraussetzung  ergriffen, 
dass  dem  Inhaber  des  nudum  gar  keine  „aktiven"  Pflichten  auf- 
erlegt waren.  War  hiernach  das  Wirkungsfeld  des  Gesetzes 
schon  recht  beschränkt,  so  sorgten  die  Gerichte  ferner  dafür, 
dass  es  sehr  leicht  umgangen  werden  konnte.  Wenn  nämlich  im 
Falle  einer  an  sich  unter  das  Gesetz  fallenden  Uebertragung  an 
A.  zum  Nutzen  und  Vortheil  des  B.  übertragen  wurde,  so  war 
allerdings  kraft  des  Gesetzes  B.  nicht  bloss  als  benefiziarisch  be- 
rechtigt, sondern  auch  als  Inhaber  des  jus  anzusehen;  wurde 
aber  an  A.  zum  Nutzen  und  Vortheil  des  B.  zum  Nutzen  und 
Vortheil  des  C.  übertragen,  so  erachteten  die  Gerichte  den  C. 
nur  als  benefiziarisch  berechtigt  und  beliessen  das  jus,  d.  h.  das 
nudum  jus  in  der  Person  des  B.  Zur  Umgehung  des  Gesetzes 
war  mithin  nur  die  Einfügung  einer  weiteren  Mittelsperson  er- 
forderlich. Das  Resultat  ist,  dass  die  Möglichkeit,  dass  an  der- 
selben Sache  dem  A.  das  nudum  jus  und  dem  B.  das  beneficium 
zusteht,  in  weitem  Umfange  bestehen  geblieben  ist.  Der  technische 
Ausdruck  für  den  mit  der  Auflage  (trust)  beschwerten  Inhaber 
des  nudum  jus  ist  „trustee";  der  in  der  Auflage  benannte,  bene- 
fiziarisch Berechtigte  heisst  „cestui  que  trustu.  Eine  befriedigende 
Verdeutschung  des  Wortes  „trustee",  welche  die  zu  Grunde 
liegende  Unterscheidung  zwischen  law  und  equity  zum  Ausdruck 
bringt,  vermag  der  Verfasser  nicht  zu  geben.  Im  Hinblick  dar 
auf,  dass  ungenaue  Uebersetzungen  nur  eine  Verdunkelung  der 
englischen  Konstruktion  des  Begriffes  zur  Folge  haben  können, 
soll  im  Nachstehenden  das  Wort  trustee  beibehalten  werden. 

Zur  Zeit  erörtert  man  in  England  die  wichtige  Frage,  ob 
das  bisherige  Recht  ausreichende  Garantien  dafür  bietet,  dass 
die  den  Gegenstand  der  trust  bildenden  Vermögensstücke  (tnßt 
property)  der  Auflage  entsprechend  zur  Verwendung  kommfl 
werden.  Es  erinnert  dies  an  die  Zeit,  wo  man  in  Deutschland 
zur  grösseren  Sicherheit  der  Mündelgelder  zu  einer  Beform  des 
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Vormundschaftswesens  schritt  und  eine  gerichtliche  Hinterlegung 
einführte. 

Es   werden   zunächst   die   bestehenden   Garantien  näher   zu 
betrachten  sein,  der  Umfang,  in  welchem  von  denselben  Gebrauch 
gemacht  ist,  sowie  die  Frage,  ob  es  nicht  genügt,  diese  Garantien 
in  einer  Weise  zu  vervollkommnen,  welche  die  Einführung  „amt- 
liche^ trustees  entbehrlich  macht. 

Die  beste  Sicherheit  erhalten  heute  die  benefiziarisch  Be- 
rechtigten dadurch,  dass  der  trustee  die  trust-Gelder  beim  Gerichte 
einzahlt.  Die  aktuelle  Einzahlung  erfolgt  bei  der  Bank  of  Eng- 
land für  Rechnung  des  Paymaster-General,  d.  h.  für  Rechnung 
der  Gerichtskasse.  England  besitzt  mithin  bereits  in  der  Person 
des  Paymaster-General  eine  Art  amtlichen  trustee.  Es  giebt 
zahlreiche  Gesetze  und  Vorschriften,  welche  eine  derartige  Ein- 
zahlung vorsehen. 

Bis  zum  Erlasse  der  Trustee  Act  1893  war  der  bekannteste 
Fall  der,  dass  der  Nachlassrepräsentant  (executor  bzw.  admini- 
strator)  oder  sonstige  trustee  in  Fällen,  wo  der  Bedachte  minder- 
jährig oder  abwesend  war,  den  Gegenstand  der  letztwilligen  Zu- 
wendung beim  Gericht  einzahlte.  Es  ist  indessen  fraglich,  ob 
diese  Einzahlung  zwecks  Sicherheit  der  trust-Gelder  vorgesehen 
war,  und  nicht  vielmehr  den  Zweck  verfolgte,  den  trustee  zu 
entlassen  und  die  Berichtigung  der  Nachlasssteuer  zu  garantiren. 
Heute  bestimmt  die  Trustee  Act  1893,  §  42,  in  Wiederholung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  von  1847  und  1849  und  unter 
ausdrücklicher  Aufhebung  der  gedachten  Vorschrift  für  letztwillige 
Zuwendungen,  dass  trustees  oder  die  Majorität  derselben  den 
Gegenstand  einer  trust  bildende  Gelder,  welche  sie  unter  ihrer 
Kontrolle  haben,  beim  Gericht  einzahlen  können.  Mit  den  ein- 
pfählten Geldern  ist,  vorbehaltlich  der  Gerichtsregeln,  den  ge- 
richtlichen Anordnungen  gemäss  zu  verfahren.  Die  Quittung  des 
kompetenten  Beamten  entlastet  die  trustees  wegen  der  eingezahlten 
Gelder.    Wünscht  die  Majorität    der  trustees   zur  gerichtlichen 
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Einzahlung  zu  schreiten ,  so  kann  das  Gericht,  trotzdem  die 
Minorität  dissentirt,  die  gerichtliche  Einzahlung  gestatten  und 
den  dritten  Inhabern  der  Gelder  Zahlung  an  die  Majorität  zwecks 
Einzahlung  beim  Gericht  aufgeben.  Zahlt  der  dritte  Inhaber  auf 
eine  solche  Anordnung  hin,  so  gilt  diese  Zahlung  als  mit  Kon- 
sens aller  trustees  erfolgt.  Daraus,  dass  die  Initiative  von  den 
trustees  ausgehen  muss,  scheint  zu  folgen,  dass  auch  dieses  Gesetz 
weniger  die  Sicherung  der  trust-Gelder,  als  die  Entlastung  der 
trustees  beabsichtigt  hat.  Die  generelle  Formulirung  des  §  42 
darf  ferner  nicht  zu  der  Annahme  verleiten,  dass  trustees  in  allen 
Fällen  zur  gerichtlichen  Einzahlung  schreiten  können.  Im  Gegen- 
theil,  von  dem  §  42  darf  nur  in  Fällen  Gebrauch  gemacht  werden, 
wo  exzeptionelle  Schwierigkeiten  vorliegen,  z.  B.  wenn  der  trustee 
wegen  Minderjährigkeit,  Geisteskrankheit  u.  8.  w.  des  benefiziarisch 
Berechtigten  keine  Discharge  erhalten  kann,  oder  wenn  er  guten 
Grund  hat,  zu  zweifeln,  wer  der  benefiziarisch  Berechtigte  ist. 
Zahlt  der  trustee  in  anderen  Fällen  beim  Gericht  ein,  so  läuft 
er  Gefahr,  dass  er  persönlich  die  Kosten  zu  tragen  hat.  Hinzu- 
tritt, dass  der  trustee  in  einer  Reihe  von  Fällen  schnell  und  ohne 
besonderen  Kostenaufwand  gerichtliche  Weisungen  einholen  kann, 
wodurch  die  Fälle  der  gerichtlichen  Einzahlung  beträchtlich  Ter* 
mindert  worden  sind.  Das  Hauptbedenken,  welches  der  gericht- 
lichen Einzahlung  entgegensteht,  liegt  heute  wohl  darin,  dass  die 
Auszahlung  —  der  Zinsen,  wie  des  Kapitals  —  nicht  ohne  eine 
vorgängige  gerichtliche  Verfügung  erfolgt,  dass  diese  Verfügung 
strikten  Nachweis  der  benefiziarischen  Berechtigung  erfordert,  und 
dass  dieses  ganze  Auszahlungsverfahren,  besonders  in  Fällen,  wo 
es  sich  nur  um  Auszahlung  der  Zinsen  handelt,  sehr  erhebliche 
Kosten  verursacht. 

Man  hat  im  Hinblick  auf  die  durch  gerichtliche  Einzahlung 
geschaffene  Garantie  die  Frage  aufgeworfen,  ob  man  nicht  vor- 
schreiben soll,  dass  der  trustee  generell  einzahlen  darf  und  dass 
er  auf  Verlangen  der  benefiziarich  Berechtigten  einzahlen  muas, 
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besondere  in  Fällen,  wo  er  allein,  ohne  Mittrustee,  thätig  ist. 
m  Einwände,  dass  die  Kosten  des  Auszahlungsverfahrens  zu 
ebliche  sind,  entgegnet  man,  dass  dies  seinen  Grund  darin 
>e,  dass  sowohl  der  Auszahlung  des  Einkommens,  wie  der 
szahlung  des  Kapitals  eine  gerichtliche  Verfügung  vorauf  gehen 
jse,  und  dass  das  Gericht  vor  Erlass  der  Verfügung  strikten 
veis  der  benefiziarischen  Berechtigung  erfordere.  Soweit  es 
.  um  die  Auszahlung  des  Einkommens  handele,  könne  man 
gerichtliche  Verfügung  dadurch  überflüssig  machen,  dass  man 
i  trustee  gestatte,  vorbehaltlich  des  Verfugungsrechtes  über 
Einkommen  einzuzahlen.  Solchenfalls  würde  die  Gerichtskasse 
Zinsen  an  den  trustee  zu  zahlen  haben,  welcher  alsdann  über 
elben  zu  verfügen  hätte.  Was  sodann  die  mit  der  Aus- 
ung  des  Kapitals  verbundenen  Kosten  angehe,  so  würde  ein 
licher  trustee  ebenso  strengen  Nachweis  der  benefiziarischen 
echtigung  verlangen  müssen,  wie  heute  das  Gericht;  oder, 
n  dies  nicht  der  Fall  sei,  so  folge  daraus,  dass  das  Gericht 
strengen  Beweis  fordere  und  in  dieser  Hinsicht  eine  Milderung 
reten  könne.  Es  sei  unbedenklich,  dem  trustee  das  Verfügungs- 
it  über  die  Zinsen  zu  belassen  5  die  benefiziarisch  Berechtigten 
a  hinreichend  darauf  bedacht,  dass  ihnen  die  Zinsen  regei- 
sig gezahlt  würden;  es  sei  höchstens  eine  weitere  Sicherung 
^Kapitals  erforderlich. 

Eine  weitere,  von  benefiziarisch  Berechtigten  sehr  wenig  be- 
:te  Garantie  ist  dadurch  gegeben,  dass  in  Fällen,  wo  es  sich 

Aktien,  Antheile  u.  s.  w.  handelt,  welche  in  den  Büchern 
X*  Gesellschaft  eingetragen  stehen,  jede  an  den  Aktien  u.  s.  w. 
ressirte  Person  der  Gesellschaft  eine  Benachrichtigung  zu- 
L^n  kann,  welche  die  Gesellschaft  temporär  behindert,  eine  Ver- 
eng über  die  Aktien  u.  8.  w.  zu  gestatten. 

Man  hat  ferner  vorgeschlagen,  allen  trustees  bei  Vermeidung 
*t  Geldstrafe  aufzugeben,  der  Steuerbehörde  periodisch  Ab- 
bnung  vorzulegen.     Letztwillige  Verfugungen,  in  welchen  be- 
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kanntlich  häufig  trustees  ernannt  werden,  liegen  der  Steuerbehörde 
bereits  jetzt  vor;  man  brauchte  nur  zu  bestimmen,  dass  andere 
trust-Urkunden  zu  registriren  sind,  um  die  Steuerbehörde  in  den 
Besitz  des  nöthigen  Materials  zu  setzen. 

Schliesslich  weist  man  noch  darauf  hin,  dass  gewisse  trustees 
(nämlich  die  administrators,  d.  h.  die  nachlassgerichtlich  bestellten 
Mobiliarnachlassrepräsentanten),  bereits  heute  durch  Bestellung 
von  Bürgen  Sicherheit  zu  geben  haben,  und  dass  man  dieses 
Prinzip  weiter  ausdehnen  kann.  Im  Hinblick  darauf,  dass  bereits 
eine  Reihe  von  Aktiengesellschaften  bestehen,  welche  gegen  eine 
Prämie  die  Garantie  für  Personen  in  allen  möglichen  Lebenslagen 
übernehmen  und  mit  Rücksicht  darauf,  dass  receivers,  d.  h.  ge- 
richtliche Sequester  die  von  ihnen  zu  leistende  Sicherheit  bereits 
heute  in  Form  von  Garantiescheinen  (bonds)  dieser  Gesellschaften 
bestellen,  könne  man  nicht  sagen,  dass  den  trustees  die  Beschaf- 
fung der  Sicherheit  schwer  fallen  würde.  Sollte  es  ausnahmsweise 
doch  vorkommen,  so  möge  man  für  diese  Fälle  gerichthebe  Ein- 
zahlung unter  Vorbehalt  des  Verfugungsrechts  über  die  Zinsen 
vorschreiben. 

Ueber  die  in  Frage  stehende  Materie  sind  dem  Parlament 
bereits  mehrere  Gesetzentwürfe  vorgelegt  worden.  1890  unter- 
breitete die  Regierung  selbst  einen  Gesetzentwurf,  welcher  die  Ein- 
führung eines  amtlichen  trustee  bezweckte.  Das  Oberhaus  nahm 
die  Vorlage  nach  eingehender  Prüfung  an,  nachdem  sich  sämmt- 
liche  richterlichen  Mitglieder  des  Oberhauses  damit  einverstanden 
erklärt  hatten,  überhaupt  der  Entwurf  im  Oberhause  mit  gene- 
rellem Beifall  aufgenommen  war.  Der  gedachte  Entwurf  gelangte 
jedoch  im  Unterhause  nicht  einmal  zur  zweiten  Lesung.  Die 
Frage  ruhte  sodann  eine  Zeit  lang,  bis  neuerdings  das  Untertans 
eine  Kommission  bestellte  und  dieselbe  beauftragte,  „die  Haftung 
zu  untersuchen,  welcher  nach  dem  heutigen  Recht  trustees  aus- 
gesetzt sind,  und  ferner,  ob  weitere  legislative  Schritte  geschehen 
können,   um  eine  angemessene  Erfüllung  der  trustee-Pflichten  zu 
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garantiren,  ohne  die  privaten  trustees,  insbesondere  executors,  dem 
Risiko  auszusetzen,  welches  sie  jetzt  laufen u.  Die  Unterhauskommis- 
aon  bat  11  Sitzungen  abgehalten  und  18  Sachverständige  vernommen, 
deren  gutachtliche  Aeusserungen  zum  Theil  von  Interesse  sind. 

Unter  den  englischen  Sachverständigen,  welche  vernommen 
worden,  erklärte  sich  Lord  Herschell  (Lord  High  Chancellor 
imRosebery-Kabinet)  für  die  Einführung  eines  amtlichen  trustee 
mit  lokalen  Unterbeamten. 

Lord  Halsbury  (Lord  High  Chancellor  im  Salisbury- 
Kabinet)  äusserte,  dass  nach  seinen  Erfahrungen  als  Advokat  und 
ab  Richter  die  Zahl  der  trust- Verkürzungen  sehr  beträchtlich  sei. 
Nur  ein  geringer  Prozentsatz  käme  in  den  Gerichten  an's  Tages- 
licht. Wie  die  Sache  heute  liege,  könne  der  trustee  erklären,  dass 
er  das  Kapital  in  bestimmter  Weise  belegt  habe,  und  die  Un- 
richtigkeit dieser  Erklärung  durch  regelmässige  Auszahlung  der 
Zinsen  verdecken.  Viele  ehrliche,  achtbare  Leute  würden  von  der 
Uebernahme  von  trustee-Stellungen  durch  die  ungemeine  Härte 
abgeschreckt,  mit  welcher  die  Gerichte  die  trustees  behandelten. 
Sehr  gefahrlich  sei  die  immer  häufiger  vorkommende  Gründung 
Ton  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht,  welche  die  Ueber- 
nahme von  trustee-Stellungen  als  Geschäftszweck  verfolgten. 

Lord  Justice  Lindley  zweifelte  nicht  daran,  dass  durch  trust- 
Verkürzungen  ein  sehr  beträchtlicher  Geldverlust  eintrete;  eine 
nähere  Angabe  des  Betrages  sei  absolut  unmöglich.  Heute  wür- 
den die  trustees  von  den  Gerichten  zu  hart  behandelt;  es  müsse 
in  dieser  Beziehung  eine  Milderung  eintreten.  Man  solle  den  Ge- 
richten gestatten,  in  geeigneten  Fällen  die  trustees  von  der  Er- 
füllung der  ihnen  auferlegten  Pflichten  zu  dispensiren.  In  ab- 
stracto sei  ihm  kein  Grund  bekannt,  weshalb  man  nicht  amtliche 
trustees  einführen  solle;  ob  indessen  eine  derartige  Neuerung  Er- 
folg haben  werde,  hänge,  abgesehen  von  der  finanziellen  Seite  der 
Frage,  von  den  Einrichtungen  ab,  welche  man  schaffe,  um  den 
amtlichen  trustees   die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  zu  ermöglichen. 
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Ein  Birminghamer  Graf  Schaftsrichter,  welcher  seiner  Zeit 
Richter  in  Gibraltar  war,  erachtete  gleichfalls  die  heutige,  recht- 
liche Behandlung  der  trustees  für  zu  hart.  Letztere  fungirten 
ohne  Remuneration  und  sollten  nicht  persönlich  haften,  falls  se 
vollständig  ehrlich  mit  angemessener  Sorgfalt  gehandelt  hatten. 
Man  solle  auf  sie  die  Prinzipien  zur  Anwendung  bringen,  welche 
für  Personen  gelten,  welche  fremde  Sachen  gratis  im  Besitz  haben. 
In  kleineren  Fällen  habe  er  stets  im  Hinblick  auf  die  Kosten  tod 
der  gerichtlichen  Einzahlung  abgerathen.  Insbesondere  kleinere 
Intestatfalle  zeigten  einen  oft  recht  komplizirten  Thatbestand.  Ei 
handle  sich  dabei  um  Personen,  welche  ausgewandert  seien,  oder 
um  Leute,  welche  mehrere  Male  ihre  Namen  gewechselt  hätten. 
Hinzukomme,  dass  Legitimitätsstreitigkeiten  beträchtliche  Kosten 
verursachten.  Wie  heute  kleine  Konkursmassen  vom  Official 
Receiver  erledigt  werden,  so  möge  man  für  kleine  Intestatfille 
einen  Beamten  mit  sehr  weiten,  summarischen  Befugnissen  schaffen. 
Gegen  die  Einführung  eines  „fakultativen"  amtlichen  trustee  habe 
er  nichts  einzuwenden;  er  zweifle  jedoch  sehr,  ob  sich  eine  der- 
artige Neuerung  bezahlt  machen  werde.  Ein  amtlicher  trustee 
würde  jedenfalls  eine  enorme  Geschäftslast  erhalten,  wenn  man 
den  privaten  trustees  gestatte,  ihre  Posten  an  denselben  abzugeben. 
Wenn  er  auch  nicht  gerade  die  Erfahrung  gemacht  habe,  da» 
die  meisten  trust-Verkürzungen  in  Fällen  eintreten,  wo  nur  ein 
trustee  fungirt  habe,  so  empfehle  er  doch,  einzeln  amtirende 
trustees  nur  gemeinsam  mit  dem  amtlichen  trustee  handeln  n 
lassen  oder  doch  zu  bestimmen,  dass  sie  nicht  ohne  vorgängig* 
Benachrichtigung  über  das  Kapital  verfügen  können. 

Ein  bekannter  Advokat,  welcher  gerade  auf  dem  hier  frag- 
lichen Gebiete  spezielle  Erfahrungen  besitzt,  war  der  Ansicht, 
dass  der  Umfang  der  trust-Verkürzungen  übertrieben  daigesteft 
werde  und  erinnerte  daran,  dass  die  Zulassung  von  Inhaberpapieret 
Betrügereien  in  enormer  Weise  erleichtere. 

Der  frühere  Vorsitzende  der  Londoner  Anwattskammer,  €■» 
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Anwalt,  welcher  auf  eine  20jährige  Praxis  zurückschaut,  erklärte 
die  Zahl  der  trust- Veruntreuungen  für  sehr  gering  im  Verhältniss 
zu  den  in  Frage  kommenden  "Werthen.  Dieser  Sachverständige 
war  ebenfalls  der  Ansicht,  dass  die  Verantwortlichkeit  der  trustees 
weniger  streng  sein  könne;  in  Fällen,  wo  er  recht  gehandelt  habe, 
dürfe  der  trustee  nicht  wegen  Verlust  haften.  Man  möge  femer 
die  Gerichte  ermächtigen,  einem  grösseren  Recht  zu  Liebe  etwas 
widerrechtlich  zu  verfahren  und  die  trust-Bedingungen  zu  mildem. 
Es  sei  zuweilen  schwierig,  Personen  zu  finden,  welche  bereit  seien, 
trostee-Stellungen  anzunehmen,  wenn  er  auch  in  seiner  eigenen 
Praxis  stets  über  derartige  Schwierigkeiten  hinweggekommen  sei. 
Das  gerichtliche  Verfahren,  welches  sich  allerdings  in  den  letzten 
Jahren  gebessert  habe,  enthalte  noch  manche  Formalitäten,  welche 
man  fallen  lassen  könne.  Gegen  einen  amtlichen  trustee,  welcher 
blosser  Depositar  sei,  habe  er  nichts  einzuwenden. 

Aehnliche  Erklärungen  gab  der  heutige  Vorsitzende  der  Lon- 
doner Anwaltskammer  ab.  Seiner  Ansicht  nach  ist  ein  Bedürf- 
niss  nach  einem  amtlichen  trustee  nicht  vorhanden. 

Gegen  die  Einführung  desselben  äusserte  sich  auch  der  Vor- 
sitzende des  Anwaltsvereins  in  Liverpool,  mit  der  Begründung, 
dass  sich  ein  derartiger  Beamter  den  Bedürfnissen  nicht  werde 
«lfiigen  können. 

Der  Vertreter  einer  Gesellschaft,  welche  trustee-  und  ins- 
besondere executor-Posten  übernimmt,  theilte  mit,  dass  im  Laufe 
der  ersten  drei  Jahre  des  Bestehens  seiner  Gesellschaft  gegen 
WO  Anfragen  eingegangen  seien.  Daraus  folge,  dass  es  viele  Per- 
sonen gebe,  welche  zu  ihrer  eigenen  Entlastung  ihre  trustee- 
StelhiDgen  an  die  Gesellschaft  abzugeben  wünschten,  und  ferner 
^ele  Personen,  welche  der  grösseren  Sicherheit  halber,  sowie  um 
eüie  bessere  Erfüllung  der  trustee-Pflichten  zu  erzielen,  die  Ge- 
sellschaft von  vornherein  zum  trustee  bestellen  möchten.  Seine 
Gesellschaft  habe  als  executor  11  letztwillige  Verfügungen  zur 
^achlassgerichtlichen  Anerkennung  gebracht  und  gegen  35  private 
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trustee-Posten  übernommen.  Nur  in  einem  Falle  sei  eine  Schwieri 
keit  entstanden;  im  Uebrigen  habe  es  sich  nur  um  Vereinnahmui 
Aufbewahrung  und  Verausgabung  von  Geldern  in  Gemässheit  c 
Bestimmungen  der  trust-Urkunde  gehandelt.  Soweit  seine  Ges< 
schaft  als  trustee  thätig  sei,  liquidire  sie  zwei  Prozent  vom  E 
kommen.  Die  Gesellschaft  habe  50  trustee-Posten  für  Inhal 
von  debentures  (Pfandbriefe,  welche  Aktiengesellschaften  ausgebe 
übernommen;  sie  habe  ferner  gegen  70  letztwillige  Verfügung 
in  Händen.  Es  habe  keine  Schwierigkeiten  bereitet,  von  V 
wandten  vertrauliche  Mittheilungen  über  Privat-  und  Familii 
angelegenheiten  zu  erhalten.  Eine  gute  Gesellschaft  könne  d 
selbe  leisten  wie  ein  amtlicher  trustee. 

Die  Unterhauskommission  hat  ihre  Sachverständigenverm 
mung  nicht  auf  England  beschränkt. 

Was  zunächst  Schottland  angeht,  so  erklärte  ein  schottisch 
Richter,  hinsichtlich  trusts  sei  das  schottische  Recht,  von  d( 
englischen  nicht  versclüeden ;  in  beiden  Ländern  führe  das  Rech 
institut  auf  das  römische  Recht  zurück.  Betrügereien  Seite 
trustees  seien  in  Schottland  selten;  wenn  sie  vorkämen,  seien 
stets  Fälle,  wo  ein  einzelner  trustee  thätig  sei.  Er  habe  nie! 
gegen  Gesellschaften  einzuwenden,  welche  trustee-Posten  üb< 
nehmen,  vorausgesetzt,  dass  diese  Gesellschaften  gehörige  Sich« 
heit  leisteten.  Ein  amtlicher  trustee  sei  insofern  bedenklieh,  ; 
derselbe  sich  mit  einer  enormen  Anzahl  von  trusts  und  mit  se 
grossen  Werthen  zu  befassen  haben  würde.  Er  selbst  sei  nie 
für  die  Einführung  einer  blossen  amtlichen  Überaufsicht. 
Schottland  würden  trusts  von  den  Gerichten  unterstellten,  sc 
judicial  factors  beaufsichtigt;  Stempelabgaben  und  Gebühr 
deckten  die  ganzen  Kosten. 

Eine  schottische  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftui 
welche  188(3  gegründet  wurde,  um  eine  allgemein  empfunde 
Lücke  auszufüllen,  welche  nach  dem  Fallissement  einer  gro^* 
Bank  besonders  hervorgetreten  war.    Hess    durch   ihren  Yertr* 
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erklären,  dass  sehr  wenige  Leute,  insbesondere  in  den  ärmeren 
Klassen,  einen  Bekanntenkreis  besässen,  in  welchem  sich  zur 
Uebernahme  von  trustee- Stellungen  geeignete  Personen  fanden. 
Es  sei  weder  sicher,  dass  die  ernannte  Person  den  trustee-Posten 
acceptiren  würde,  noch  könne  man  darauf  rechnen,  dass  der 
trustee,  nachdem  er  sein  Amt  angetreten,  ohne  zeitliche  Be- 
schränkung thätig  sein  werde.  Diesen  Uebelständen  habe  die 
Gesellschaft  abgeholfen;  letztere  werde  unter  der  Einführung  eines 
amtlichen  trustee  nicht  zu  leiden  haben. 

Der  Vorsitzende  der  irischen  Anwaltskammer  versicherte, 
dass  hinsichtlich  trusts  das  irische  Recht  praktisch  mit  dem  eng- 
lischen übereinstimme.  Man  solle  trustees  nicht  für  ein  ehrliches 
Versehen  verantwortlich  machen  und  ihnen  gestatten,  mit  trust- 
Geldern  nach  denselben  Grundsätzen  zu  verfahren,  wie  mit  Ver- 
mögensstücken, welche  ihnen  voll  zu  eigen  seien.  Das  Publikum 
bedürfe  keines  amtlichen  trustee  und  würde  sich  desselben  nicht 
bedienen,  wenn  er  geschaffen  werden  sollte.  In  seiner  30jährigen 
Praxis  seien  ihm  nur  drei  Fälle  von  trust -Verkürzungen  zur 
Kenntniss  gekommen.  Gegenstand  von  trusts  bildeten  in  Irland 
hauptsächlich  Immobilien;  für  diese,  wie  für  Mobilien  bestehe  die 
Schwierigkeit,  Personen  zu  finden,  welche  bereit  seien,  trustee- 
Posten  anzunehmen.  In  Fällen,  wo  mehrere  trustees  gleichzeitig 
fungirten,  solle  man  eine  von  einem  einzelnen  trustee  gezeichnete 
Quittung  für  ungültig  erklären;  einzeln  fungirende  trustees  möge 
man  an  der  Verfugung  über  das  Kapital  behindern. 

Der  frühere  Premierminister  der  Kolonie  Neuseeland,  Sir 
Julius  Vogel,  führte  aus,  dass  der  im  Jahre  1870  in  Neusee- 
land vorgelegte  Gesetzentwurf  betr.  Einführung  eines  amtlichen 
trustee  vom  Repräsentantenhause  angenommen  und  von  der 
legislativen  Versammlung  verworfen  worden  sei.  1872  habe  man 
den  Entwurf  nochmals  unterbreitet,  und  habe  der  Entwurf  Ge- 
setzeskraft erlangt.  Der  amtliche  trustee  habe  sich  als  eine  für 
das  Publikum  nützliche  Institution  erwiesen;  die  Einnahmen  hätten 

18* 
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die  Ausgaben  überschritten.  Noch  heute  sei  der  amtliche  trustee 
als  ein  grosser  Fortschritt  und  als  eine  für  das  Publikum  be- 
queme Einrichtung  anzusehen.  1893  habe  sich  der  Werth  der 
dem  amtlichen  trustee,  als  solchem,  zustehenden  Vennögensstücke 
auf  M  1  450  917  beziffert. 

Der  Londoner  Generalvertreter  der  gedachten  Kolonie  fugte 
hinzu,  dass  das  amtliche  trust-System  in  der  öffentlichen  Achtung 
gestiegen  sei,  nachdem  1891  zu  Folge  von  Beschwerden  über 
Unregelmässigkeiten  eine  Untersuchung  der  Thätigkeit  des  amt- 
lichen trustee  stattgefunden  habe.  Die  Kosten  erreichten  nicht 
die  Höhe  der  unter  dem  System  privater  trustees  entstehenden 
Kosten.  Eine  Anwendung  auf  England  sei  seines  Erachtens  in 
in  weitem  Umfange  möglich. 

Auf  Grund  dieser  und  anderer  Gutachten  hat  die  Unter- 
hauskommission einen  vom  6.  Mai  1895  datirten  Bericht  ab- 
gestattet, welcher  seiner  Substanz  nach  im  Folgenden  wieder- 
gegeben ist. 

„In  Irland  scheint  ein  weitverbreiteter  Wunsch  nach  einer 
Abänderung  des  bestehenden  Rechts  nicht  vorhanden  zu  sein. 
Irland  hat  der  Kommission  kaum  irgendwelche  Aeusserungen  zu- 
gehen lassen,  und  die  Kommission  hat  es  nicht  für  nöthig  er- 
achtet, bezüglich  Irlands  weitere  Ermittelungen  anzustellen. 

Weiter  ging  die  Beweisaufnahme  bezüglich  Schottlands  *o 
seit  längerer  Zeit  eine  auf  gesetzlicher  Grundlage  beruhende 
Praxis  spezieller  Art  besteht.  Diese  Praxis  hat  sich  bewährt, 
und  ist  abgesehen  von  den  beiden  nachstehenden  Punkten  ein 
Wunsch  nach  Aenderungen  nicht  geäussert  worden.  Einuwl 
möchte  man  es  den  trustees  in  Schottland  ermöglichen,  eben?" 
einfach  und  billig ,  wie  in  England ,  gerichtliche  Weisungen  ein- 
holen zu  können.  Sodann  möchte  man  jedem  Testator  die  letzt- 
willige Ernennung  eines  judicial  factor  gestatten  und  letzteren 
mit  der  nachlassgerichtlichen  Anerkennung  der  letztwilligen  Ver- 
fügungen zum  Gerichtsbeamten  machen.    Wenn  auch  von  setun- 
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?r  Bedeutung  sind  diese  Aenderungen  doch  als  wünschens- 
th  zu  bezeichnen. 

Ernste  Veranlassung  zu  Klagen  besteht  in  England.  Eine 
rme  Anzahl  von  Mobilien  und  sehr  viele  Immobilien  befinden 

oft  auf  viele  Jahre  hinaus  in  den  Händen  von  trustees,  welche 
mtlich  Privatpersonen  und  vielfach  Familienangehörige  sind, 
►chon  dieselben  keine  Remuneration  beziehen  und  keinen  Ge- 
n  machen  dürfen,  tragen  sie  eine  sehr  schwere,  rechtliche 
rantwortlichkeit.  Zu  ihrem  Schutze  sind  sie  allerdings  befugt, 
reffs  Ausübuug  ihrer  Pflichten  richterliche  Weisungen  ein- 
ölen ;  indessen,  wo  es  sich  um  kleine  Vermögensmassen  handelt, 
recken  gewissenhafte  trustees  im  Hinblick  auf  die  Höhe  der 
sten  vor  der  Beschreitung  dieses  Weges  zurück.  Die  Befug- 
s  der  trustees,  gerichtliche  Weisungen  einzuholen,  ist  der 
und,  weshalb  sie  Seitens  der  Gerichte  härter  behandelt  werden, 

andere  Inhaber  von  Sachen,  an  welchen  Dritte  berechtigt  sind. 
weit  nicht  die  Bestellungsurkunde  ausdrücklich  dazu  befugt, 
rfen  trustees  nicht  delegiren,  und  sie  haften  persönlich  für 
jche  Verwendungen  der  trust-Gelder  Seitens  Mit-trustees,  An- 
Ite  oder  Makler,  falls  sie  dadurch,  dass  sie  die  Gelder  aus  der 
md  geben,  die  falsche  Verwendung  ermöglichen,  es  sei  denn, 
*s  sie  strikt  in  Geinässheit  des  gewöhnlichen  Geschäftsverlaufes 
adelten.  Eine  persönliche  Haftung  greift  ferner  in  Fällen 
itz,  wo  sie  von  den  in  der  Bestellungsurkunde  enthaltenen 
ßisungen  abweichen,  selbst  wenn  diese  Abweichung  auf  ein 
ssverständniss  zurückzuführen  ist  und  in  vollkommen  ehrlicher 
eise  verfahren  wurde. 

Eine  Oberhausentscheidung  hat  vor  Kurzem  einen  Schritt 
ihan,  um  die  Haftung  der  trustees  zu  mildern,  und  die  von  der 
Immission  vernommenen  Sachverständigen  stimmten  darin  über- 
,  dass  man  auf  diesem  Wege  weiter  gehen  müsse.  Die  Kom- 
ssion  möchte  die  Gerichte  ermächtigen,  jeden  trustee  von 
sönlicher  Haftung  entbinden  zu  können,  sofern  derselbe  ehrlich, 
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verständig  und  mit  der  Absicht  handelte,  seine  trustee-Pflichten 
zu  erfüllen,  und  sofern  sein  Thätigwerden  ohne  vorgängige  Ein- 
holung gerichtlicher  Weisungen  entschuldbar  ist.  Des  Weiteren 
möchte  die  Kommission  den  Gerichten  die  Befugniss  ertheilen, 
im  Voraus  derartige  Abweichungen  von  den  in  der  Bestellungs- 
urkunde enthaltenen  Auflagen  sanktioniren  zu  können,  als  ver- 
änderte Umstände  und  das  Interesse  der  beneflziarisch  Berechtigten 
angemessen  erscheinen  lassen.  Ferner  möchte  die  Kommission 
das  zwecks  Einholung  gerichtlicher  Weisungen  zu  betreibende 
Verfahren,  welches  man  einem  Rechtsstreit  en  miniature  genannt 
hat,  einfacher  und  weniger  kostspielig  gestalten. 

Es  überrascht  nicht,  wenn  man  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen behaupten  hört,  dass  man  seine  liebe  Noth  habe,  um  ge- 
eignete Personen  zur  Uebernahme  von  trustee  Stellungen  zu 
bewegen.  Die  Londoner  Anwaltskammer  meint  allerdings,  dies 
sei  übertrieben,  und  für  gewisse  soziale  Klassen  ist  dies  auch 
wohl  richtig.  Immerhin  besteht  eine  derartige,  an  Intensität  zu- 
nehmende Schwierigkeit,  insbesondere  unter  den  ärmeren  Klassen, 
wo  der  Verwandtenkreis  nicht  viele  gebildete  Leute  zählt. 

Selbst  wenn  man  von  dieser  Schwierigkeit  absehen  wollte,  so 
bleiben  doch  immer  die  häufigen  Verluste,  welche  benefiziarisch 
Berechtigte  durch  die  Inkompetenz,  Nachlässigkeit  und  Unehr- 
lichkeit der  trustees  erleiden.  Es  darf  als  selten  angesehen 
werden,  dass  trustees  bereits  bei  der  Uebernahme  ihrer  Posten 
unehrliche  Absichten  haben^  es  ist  ferner  selten,  dass  sie  bereits 
während  der  Kontrolle  durch  Mit-trustees  Gelegenheiten  zu  un- 
ehrlichen Handlungen  finden.  Versuchung  und  Gelegenheit  ent- 
stehen wohl  in  der  Regel  erst,  nachdem  die  Mit-trustees  aus- 
geschieden, nicht  ersetzt  sind  und  ein  einziger  trustee  zurückbleibt. 
Wie  dem  auch  sein  mag,  es  ist  nach  der  Beweisaufnahme  nicht 
zu  beweifeln,  dass  Jahr  aus  Jahr  ein  beträchtliche  Summen  von 
privaten  trustees  unrichtig  verwendet  werden.  Genaue  statistische 
Angaben  fehlen,    und  es  ist  richtig,   dass  im  Verhältniss  zu  den 
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normen  Beträgen,  welche  von  trustees  besessen  werden,  die  un- 
ichtig  verwendeten  Summen  gering  sind.  Indessen  die  ersten 
Lu toritäten  stimmen  mit  der  im  Publikum  vorherrschenden 
leinung  darin  überein,  dass  aus  unrichtigen  Verwendungen  von 
rust-Geldern  viel  Verlust  entsteht.  Die  Aermeren  und  Hülf- 
oseren  leiden  hauptsächlich  darunter,  da  bei  kleineren  Vermögens- 
nassen das  Risiko  grösser  ist,  als  bei  grösseren  Vermögens- 
inassen. Bei  letzteren  lassen  sich  als  trustees  Personen  in 
verantwortlichen  Lebensstellungen,  Ueberwachung  und  der  beste 
rechtskundige  Beistand  beschaffen.  Es  ist  zweifellos,  dass  trustees 
aller  Lebensstellungen  viel  Arbeit  schwieriger  Art  unentgeltlich 
verrichten,  und  zwar  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  vollkommen 
ehrlicher  Weise;  beabsichtigen  indessen  trustees,  unehrlich  zu 
handeln,  so  gelingt  ihnen  dies  viel  leichter  armen  und  ungebildeten, 
benefiziarisch  Berechtigen  gegenüber,  als  gebildeten  beneüziarisch 
Berechtigten  gegenüber,  welche  in  der  Lage  sind,  sich  des  Bei- 
standes angesehener  Rechtskundiger  zu  bedienen. 

Man  hat  einen  Vorschlag  gemacht,  der,  wenn  er  sich  prak- 
tisch durchfuhren  Hesse,  von  grossem  Werthe  sein  würde.  Da 
die  Begehung  unehrlicher  Handlungen  schwieriger  ist,  wenn  es 
der  Mitwirkung  anderer  Personen  bedarf,  kommen  Veruntreuungen 
meistens  da  vor,  wo,  sei  es  von  vornherein,  sei  es  zu  Folge  des 
Ausscheidens  der  Mit-trustees  nur  ein  einziger  trustee  amtirt. 
Man  möchte  nun  überall,  wo  zu  Folge  Ausscheidens  der  Mit- 
trustees  die  trust-Gelder  unter  die  Kontrolle  eines  einzigen  trustee 
gelangen,  letzterem  eine  Veräusserung  des  Kapitals  ohne  vor- 
gängige Benachrichtigung  der  benefiziarisch  Berechtigten  unter- 
sagen. Bei  der  Ausführung  dieses  Vorschlages  würde  man  in- 
dessen auf  Schwierigkeiten  stossen,  insbesondere  wo  es  sich  um 
klares  Geld,  negotiable  Papiere,  Buchforderungen,  Waaren  und 
äderen  Mobilien  handelt,  welche  nicht  auf  einen  Namen  ein- 
getragen sind.  Uebrig  bliebe  ferner  der  allerdings  weniger 
häufige,  aber  immerhin  vorkommende  Fall,  dass  mehrere  trustees 
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gemeinschaftlich  unehrlich  handeln,  sowie  ferner  der  Fall,  wo 
sich  einer  der  trustees  die  zur  Begehung  eines  Betruges  erforder- 
lichen Unterschriften,  von  seinen  unschuldigen  Mit-trustees  zu 
beschaffen  weiss. 

Die  Zahl  der  trust -Veruntreuungen  Hesse  sich  s  in  gewissem 
Umfange  auch  durch  eine  Verschärfung  der  strafrechtlichen  Vor- 
schriften vermindern.  Wie  das  Recht  jetzt  steht,  ist  ein  gewöhn- 
licher trustee,  welcher  trust-Sachen  zu  seinem  eigenen  Nutzen 
verwendet,  nur  dann  kriminell  strafbar,  wenn  die  trust  schriftlich 
konstituirt  wurde.  Andererseits  wird  die  Aneignung  bereits  als 
solche  kriminell  bestraft,  falls  dieselbe  von  Personen  vorgenommen 
wird,  welchen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Banquier,  Makler  oder 
Vertreter  ähnlicher  Art  Sachen  zur  sicheren  Aufbewahrung  an- 
vertraut sind.  Die  verschiedene  rechtliche  Behandlung  erklärt 
sich  daraus,  dass  im  letzteren  Falle  die  Eigenschaft  als  Banquier, 
Makler  u.  s.  w.  die  Xatur  der  Pflichten  bereits  hinreichend  in- 
dizirt,  während  gewöhnliche  Personen,  welche  Vermögensstücke 
besitzen,  ohne  dass  die  Xatur  ihrer  Pflichten  schriftlich  tixirt 
worden  ist,  in  unbilliger  Weise  gefährdet  sein  würden,  wenn  sie 
wegen  Verletzung  ihrer  Pflichten  auf  blossen  mündlichen  Nach- 
weis derselben  kriminell  bestraft  werden  könnten.  Diese  Erwägung 
nöthigt  indessen  nur  dazu,  bei  Abänderungen  des  heutigen  Rechts 
vorsichtig  zu  Werke  zu  gehen;  sie  rechtfertigt  nicht  die  Bei- 
behaltung eines  Rechtszustandes,  unter  wrelcheni  Personen,  welche 
thatsächlich  trustees  sind,  sich  ohne  strafrechtliche  Ahndung  trust- 
Sachen  aneignen  können,  wenn  die  trust  nicht  schriftlich  konsti- 
tuirt ist.    Die  Kommission  möchte  diese  Anomalie  beseitigt  wissen. 

Eine  vollständige  Beseitigung  der  heutigen  Uebelstände  kann 
indessen  von  einer  blossen  Ausdehnung  der  strafrechtlichen  Vor- 
schritten nicht  erwartet  werden.  Im  Falle  schriftlicher  Konsti- 
tuirung  der  trust  schreitet  der  Strafrichter  bereits  heute  ein,  und 
trotzdem  kommen  heute  in  derartigen  Fällen  Veruntreuungen  viel 
zu  häutig  vor.     Es  ist  daher  eine  weitere  Remedur  erforderheb. 
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Es  würde  eine  ungeheuere  Wohlthat  sein,  wenn  diejenigen, 
welche,  sei  es  inter  vivos,  sei  es  mortis  causa  Vermögensstücke 
an  trustees  zu  übertragen  wünschen,  und  ferner  die  benefiziarisch 
Berechtigten  selbst  das  Bewusstsein  haben  könnten,  dass  sich  eine 
getreue  Erfüllung  der  trustee-Pflichten  und  eine  absolute  Sicherheit 
der  trust-Gelder  ohne  grosse  Kosten  erreichen  lässt.  Trustees, 
welche  zu  Folge  unvorhergesehener  Schwierigkeiten  oder  ver- 
änderter Umstände  ihre  Posten  niederzulegen  wünschen,  würden 
ferner  glücklich  sein,  wenn  sie  ohne  Kosten  ihre  Pflichten  auf 
kompetente,  verantwortliche  Personen  übertragen  könnten.  Nach 
solchen  Erleichterungen  besteht  unzweifelhaft  ein  weitverbreiteter 
Wunsch. 

Zahlreiche  Sachverständige  erster  Autorität  haben  sich  ent- 
chieden  dafür  ausgesprochen,  denen,  welche  es  wünschten,  die 
>lazirung  der  trust-Gelder  unter  die  Kontrolle  und  Leitung  eines 
ffentlichen  Organs  zu  ermöglichen,  so  jedoch,  dass  dieses  Organ 
ie  Uebernahme  von  trust-Stellungen  nach  Ermessen  ablehnen 
ann.  Nachdem  bereits  vorher  ähnliche  Entwürfe  dem  Unterhaus 
orgelegt  waren,  unterbreitete  im  Jahre  1890  die  Regierung  einen 
resetzentwurf,  welcher  die  Einführung  eiqes  amtlichen  trustee  in 
Aussicht  nahm.  Die  Anwaltskammern  haben  hiergegen  eingewandt, 
lass  aus  der  Unehrlichkeit  der  trustees  den  benefiziarisch  Be- 
echtigten  nicht  derartige  Verluste  entständen,  dass  die  vor- 
leschlagene  Neuerung  gerechtfertigt  sei.  Die  Neuerung  würde 
lie  Erfüllung  der  trustee-Aufgaben  kostspieliger  gestalten.  Ein 
Jntlicher  trustee  vermöge  nicht  zu  entscheiden,  ob  Zahlungen 
ur  den  Unterhalt  und  für  das  Fortkommen  von  Kindern  am 
*latze  seien,  ob  eine  Eheschliessung  zu  billigen,  ein  Miethsvertrag 
u  schliessen  sei,  wie  Bergwerke  zu  leiten,  wie  Geschäfte  zu  be- 
weiben seien.  Bei  jedem  Schritte  würden  dem  amtlichen  trustee 
&  kostspieliger,  formeller  Weise  Thatsachen  nachzuweisen  sein, 
welche  privaten  trustees  aus  eigener  Wissenschaft  bekannt  wären, 
^ie  Bedenken    richteten    sich    nicht    so    sehr    gegen    eine    Auf- 
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bewahrung  der  trust-Gelder  durch  amtliche  trustees,  wie  gegen 
deren  Betrauung  mit  den  administrativen  Aufgaben  eines  trustee. 
Geäussert  wurde  auch  die  Befürchtung,  dass,  falls  die  Einführung 
eines  bloss  fakultativen  amtlichen  trustee  sich  nicht  bezahlt  mache, 
man  sich  beeilen  würde,  das  Publikum  zu  zwingen,  sich  des  amt- 
lichen trustee  zu  bedienen.  Ohne  diese  Befürchtung  zu  theilen, 
ist  die  Kommission  der  Ansicht,  dass,  soweit  nicht  in  speziellen 
Fällen  die  Gerichte  es  für  angezeigt  erachten,  den  amtlichen 
trustee  zu  verwenden,  es  dem  Publikum  vollständig  freigestellt 
bleiben  muss,  ob  es  sich  des  amtlichen  trustee  bedienen  will  od« 
nicht.  Die  übrigen  Bedenken  scheinen  der  Kommission  nicht 
begründet  zu  sein.  Die  Kommission  zweifelt  nicht  darau,  dass. 
wo  sich  kompetente,  ehrliche  und  willige  Personen  finden,  Privat- 
personen die  besten  trustees  sind.  Schwierigkeiten  entstehet 
jedoch,  wo  kompetente  Personen  sich  nicht  auftreiben  lassen  odei 
wo  vermeintlich  ehrliche  Personen  sich  als  unehrlich  erweisen 
In  Schottland  und  Neuseeland  hat  man  ferner  bezüglich  dei 
Kosten  keine  Klagen  erhoben;  dies  braucht  auch  in  Englanc 
nicht  der  Fall  zu  sein,  wenn  man  die  nöthigen  Vorschriften  er 
lässt.  Ein  besonderes  Entscheidungsvermögen  ist  in  der  Mehr 
zahl  der  Fälle  gar  nicht  erforderlich.  Ausserdem  ist  nicht  ei 
sichtlich,  weshalb  ein  amtlicher  trustee  nicht  zu  angemessene 
Entscheidungen  gelangen  sollte,  zumal  derartige  Entscheidung« 
in  Mündelsachen  beständig  von  den  Gerichten  gefällt  werde 
Was  endlich  die  Behauptung  anbetrifft,  dem  amtlichen  trust* 
würden  in  formeller  Weise  Thatsachen  nachzuweisen  sein,  so  h 
man  in  dieser  Beziehung  weder  in  Schottland,  noch  in  Neu<e 
land  Schwierigkeiten  gehabt.  Bereits  heute  besteht  die  Befugnis 
mit  Beziehung  auf  Vermögensvertheilungen  Vorschriften  zu  e 
lassen,  welche  von  derartigen  technischen  Erfordernissen  er 
binden.  Man  könnte  dies  unschwer  auch  auf  den  Fall  des  anr 
liehen  trustee  ausdehnen. 

Die  Beweisaufnahme  spricht  nach  der  Ansicht  der  Kommis>i« 
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•  die  Einführung  eines  Systems,  welches  private  trusts,  wo  es 
wünscht  wird,  der  Leitung  oder  doch  der  Kontrolle  eines  öffent- 
hen,  insbesondere  gerichtlichen  Organs  unterstellt,  welches  gleich- 
itig  die  Gelder  in  Verwahrung  nimmt. 

Bezüglich  der  weiteren  Frage  nach  der  Durchführung  dieses 
fstems  sind  mehrere  Vorschläge  gemacht  worden. 

Seitens  mehrerer  Sachverständigen  wurde  die  Errichtung 
nes  besonderen  Departements  mit  einem  amtlichen  trustee  in 
ondon  an  der  Spitze  und  mit  lokalen  Unterbeamten  vorgeschlagen, 
edermann  solle  den  amtlichen  trustee  inter  vivos,  wie  mortis 
msa  zum  trustee  bestellen  können;  jeder  bereits  amtirende 
•ustee  solle  befugt  sein,  seinen  Posten  dem  amtlichen  trustee  zu 
fTeriren ;  der  letztere  aolle  jeden  Posten  ablehnen  können,  dessen 
nnahme  er  für  nicht  rathsam  oder  unpassend  erachte;  er  solle 
ch  des  Beistandes  von  Anwälten  und  anderen  Personen  bedienen 
irfen,  welche  mit  Angelegenheiten  spezieller  Natur,  die  er  über- 
?hme,  vertraut  seien;  er  solle  ferner  ohne  Formalitäten  und 
.ostenaufwand  gerichtliche  Weisungen  einholen  können.  Es 
urde  ausserdem  die  Möglichkeit  eines  Thätigwerdens  des  amt- 
Aen  trustee  in  Verbindung  mit  einem  privaten  trustee  als 
iinschenswerth  bezeichnet,  und  zwar  so,  dass  die  trust-Sachen 
Jm  ersteren  gehören.  Als  Gebühr  möchte  man  eine  prozentuale 
aführen,  nach  einer  vom  Lordkanzler  in  Verbindung  mit  dem 
'hatzamt  zu  fixirenden  Skala.  Endlich  wünscht  man  nicht  sofort 
^e  grosse  Zahl  von  Beamten  zu  bestellen,  sondern  versuchs- 
■ise  zu  beginnen  und  eventuell  das  neue  System  weiter  auszu- 
hnen. 

Ein  derartiges  System,  welches  sich  substantiell  mit  dem 
stem  des  Regierungsentwurfes  von  1890  deckt,  wurde  1872  in 
Hiseeland  eingeführt  und  hat  dort  grossen  Beifall  gefunden. 
ir  Untersuchung  einiger  Beschwerden,  welche  anscheinend  nicht 
ir  ernster  Natur  waren,  trat  1891  eine  Kommission  zusammen, 
&  die  von  derselben  empfohlenen  Aenderungen  fanden  in  dem 
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kousolidirenden  Gesetz  von  1894  Berücksichtigung.  Soweit 
private  trusts  in  Frage  kommen,  lässt  sich  das  System  in  Neu- 
seeland in  seinen  Hauptzügen,  wie  folgt  beschreiben.  Es  funktio- 
nirt  ein  amtlicher  trustee,  welchem  ein  berathendes  Kollegium. 
bestehend  aus  drei  Kabinetsmitgliedern  und  vier  anderen  Be- 
amten, zur  Seite  steht.  Während  derselbe  alle  privaten  Zwecken 
dienenden  trusts  übernehmen  kann,  ist  —  abgesehen  von  einer 
beschränkten  Klasse  von  trusts  —  ein  Zwäng  zur  Uebernahme 
ausgeschlossen.  Trusts,  welche  viel  Entscheidungsvermögen  er- 
fordern, lehnt  der  amtliche  trustee  in  der  Regel  ab,  und  er 
acceptirt  trusts  nur  dann,  wenn  die  konstituirende  Urkunde  be- 
stimmte, besonders  sichere  Belegungen  gestattet.  Wenn  auch 
die  Tendenz  jetzt  mehr  dazu  neigt,  sine}  grössere  Vermögens- 
massen  bisher  in  der  Regel  nicht  in  die  Hände  des  amtlichen 
trustee  gelangt.  Unter  seiner  Kontrolle  befindet  sich  zur  Zeit 
nur  ein  sehr  kleiner  Prozentsatz  aller  trust- Gelder.  Gerade  bei 
kleinen  Vermögensmassen  hat  er  sehr  nützlich  gewirkt.  Das 
ganze  System  soll  in  Neuseeland  in  hoher  Achtung  stehen.  Ende 
1893  bezifferte  sich  der  Werth  der  in  den  Händen  des  amtlichen 
trustee  befindlichen  Vermögensstücke  auf  JS  1450  917;  davon 
bestand  ungefähr  die  Hälfte  aus  strikt  privaten  Vermögensstücken. 
Die  Situation  ist  allerdings  insofern  von  der  englischen  ver- 
schieden, als  die  Bevölkerung  Neuseelands  —  700  000  —  über 
einen  grossen  Raum  zerstreut  ist. 

Ein  zweiter  Vorschlag  nahm  ebenfalls  die  Bestellung  eines 
öffentlichen  Beamten  in  Aussicht,  welcher  vorbehaltlich  der  Be- 
fugniss,  die  Uebernahme  von  trusts  abzulehnen,  private  trusts  zur 
Ausführung  bringen  und  Eigenthümer  der  trust-Sachen  sein  solle- 
Der  Vorschlag  weicht  indessen  insofern  in  einer  wichtigen  Be- 
ziehung ab,  als  man  gerichtliche  Beamte,  unter  unmittelbarer 
richterlicher  Aufschrift  und  Kontrolle,  zu  wählen  wünscht.  Bereits 
heute  kann  in  England  die  Chancery-Abtheilung  des  High  Court 
of  Justice  die  generelle  Ausführung  einer  jeden  trust  in  die  Hand 
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en ;  es  geschieht  dies  indessen  nicht  leicht,  wenn  Opposition 
>en  wird.  Die  Kosten  des  Verfahrens  sind  nicht  mehr  so 
itend,  wie  früher,  immerhin  aber  noch  hoch  genug,  um  bei 
sren    Vermögensmassen  abschreckend   zu   wirken.     Dies  ist 

auch  der  Grund,  warum  selbst  bei  grossen  Vermögensmassen 
/"erfahren  selten  und  nur  da  eingeleitet  wird,  wo  Streitfragen 
»gen,  welche  ein  gerichtliches  Prozessiren  nöthig  machen, 
akteristisch  für  das  heutige  System  scheint  zu  sein,  dass  jede 
inöse  Partei  die  Kosten  der  Ausführung  der  trusts  in  die 
;  zu  treiben  vermag. 
Eine    dritte  Möglichkeit  zeigte  sich  nach    der  Vernehmung 

schottischen  Sachverständigen.  In  Schottland  besteht  ein 
leinend  vorzüglich  funktionirendes  System,  unter  welchem 
ten  Zwecken  dienende  trusts  unter  richterlicher  Oberaufsicht 
sführt  werden.  Dieses  System  hat  sich  nach  und  nach  ge- 
t  und  ist  soweit  ausgedehnt  worden,  dass  gerichtsseitig  jetzt 
itlich  für  alle  privaten  trusts  ein  sog.  judicial  factor  bestellt 
en  kann,  sowohl  in  Fällen,  wo  die  trustees  ablehnen,  aus- 
den  oder  versterben,  wie  auch  in  Fällen,  wo  es  sich  um 
teskrankheit  oder  Intestatverlassenschaften  handelt.  Das 
cht  kann  zu  der  Bestellung  schreiten,  wenn  der  Konstituent 
trust  bei  der  Konstituirung  derselben  —  mag  dieselbe  inter 

oder  mortis  causa,  auf  kurze  oder  auf  lange  Zeit  konstituirt 
en  —  eine  Ausführung  der  trust  durch  einen  judicial  factor 
icht.  Eine  beschränkte  Gerichtsbarkeit  dieser  Art  steht  in 
ssen  Sachen  den  Sheriff  Courts  zu.  Die  Praxis  ist  folgende. 
Antrag  sämmtlicher  oder  einiger  benefiziarisch  Berechtigten 
?llt  das  Gericht,  falls  es  dienlich  erscheint,  zum  judicial  factor 
Person,  über  welche  sich  die  Parteien  in  der  Regel  einigen, 
ic  jedoch  zuweilen  gerichtsseitig  gewählt  wird.  Diese  Person 
ein  Beamter,  sondern  eine  Privatperson  und  zwar  gewöhnlich 
Rechnungsführer.  Alle  trust- Gegenstände  gehören  dem 
ial  factor,  welcher  mit  seiner  Bestellung  verbunden  ist,  über 
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die  Ausführung  der  trust ,  sowie  über  Belegungen  Rechenschaft 
abzulegen.  Er  hat  eine  Sicherheit  zu  bestellen  und  bezieht  die 
von  dem  Richter  oder  dem  Gerichtsrechnungsführer  fixirte  pro- 
zentuale Gebühr,  welche  zwischen  1  und  3  Prozent  p.  a.  des 
Einkommens  aus  der  trust-Masse  variirt.  Nur  wo  es  nöthig  ist, 
darf  er  Anwälte  und  andere  Berufspersonen  zur  Hülfe  ziehen. 
Er  hat  ordnungsmässige  Bücher  zu  führen,  welche  einmal  jährlich 
dem  Gerichtsrechnungsführer  zur  Revision  vorzulegen  sind.  Trust- 
Gelder  hat  er  in  ein  separates  Bankkonto  einzuzahlen;  lässt  er 
mehr  als  iE  50  über  zehn  Tage  in  seinem  eigenen  Privatkonto 
stehen,  so  setzt  er  sich  einer  Geldstrafe  und  der  Amtsentsetzung 
aus.  Entscheidungen  darf  er  erst  treffen,  nachdem  er  dem  Ge- 
richtsrechnungsführer berichtet  hat,  welcher  die  Sache  dem  Richter 
vorlegt,  falls  irgend  eine  Schwierigkeit  besteht.  Entdeckt  der 
Gerichtsrechnungsführer  bei  der  Jahresrevision  eine  bedenkliche 
nicht  autorisirte  Belegung,  so  verfügt  derselbe  anderweitige  Be- 
legung. So  oft  der  Gerichtsrechnungsführer  vermuthet,  dass  etwas 
nicht  in  Ordnung  ist,  kann  derselbe  Nachweise  für  sämmtliche 
Belegungen  einfordern  und  dem  judiciai  factor  Deponirung  auf- 
geben, wenn  der  Aufforderung  nicht  sofort  Folge  geleistet  wird. 
Letzterer  kann  letztwillige  Verfügungen  zur  nachlassgerichtlichen 
Anerkennung  bringen  und  mit  gerichtlicher  Sanktion,  welche  mit- 
unter ertheilt  wird,  ein  Geschäft  fortführen.  Der  Kapitalwerth 
der  zur  Zeit  in  Schottland  unter  diesem  System  verwalteten  Yer- 
mügensstücke  beziffert  sich  auf  etwa  8  Millionen  Pfund  Sterling. 
Nimmt  man  an,  dass  England  zehnmal  so  reich  als  Schottland 
ist,  so  würde  die  Ziffer  sich  für  England  auf  80  Millionen  Pfund 
Sterling  stellen.  Während  der  nahezu  50  Jahre,  während  welcher 
das  System  in  Schottland  besteht,  hat  nicht  eine  einzige  trust- 
Masse  durch  judiciai  factors  Verkürzungen  erlitten.  In  den  ver- 
einzelten Fällen,  wo  Unehrlichkeiten  vorkamen,  haben  die  Bürgen 
des  judiciai  factor  den  Schaden  wieder  gut  gemacht.  Es  besteht 
sehr  wenig  Unterschied  zwischen  den  Kosten  der  Ausführung  der 
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sts  durch  judicial  factors  und  den  Kosten  ihrer  Ausführung 
ch  private  trustees.  Die  von  den  judicial  bezogene  prozentuale 
bühr  honorirt  eine  grosse  Masse  von  Mühewaltungen  und  zwar 
a  Theil  auch  Dienstleistungen,  welche  im  Falle  eines  privaten 
stee  den  Anwälten  zufallen  würden.  Es  kommt  sehr  häufig 
:,  dass  judicial  factors  für  ganze  kleine  Massen  von  wenigen 
ndert  Pfund  Sterling  bestellt  werden,  wie  sie  etwa  von  einem 
olgreichen  Arbeiter  angehäuft  werden.  Von  dem  System, 
dches  als  sehr  zufriedenstellend  gilt,  wird  in  Schottland  in 
litem  Umfange  Gebrauch  gemacht. 

Bei  der  Prüfung  der  Frage,  welches  System  sich  am  besten 
r  England  eignet,  ist,  wenn  das  einzuführende  System  Erfolg 
iben  soll,  Folgendes  im  Auge  zu  behalten.  Das  System  darf 
in  kostspieliges  sein;  die  Organe  desselben  müssen  leicht  und 
hnell  zugänglich  und  persönlich  zur  Vornahme  derjenigen 
ihritte  bereit  sein,  welche  heute  ein  gewissenhafter  trustee  vor- 
turnt, um  sich  mit  der  von  ihm  auszuführenden  trust  eingehend 
skannt  zu  machen.  Mag  man  sich  nun  für  die  Errichtung  eines 
sonderen  Departement  oder  für  die  Dienstbarmachung  der  be- 
eilenden Gerichte  entscheiden  oder  beide  zusammen  wirken 
ssen,  die  mit  der  Ausführung  der  trust  im  einzelnen  Falle  be- 
aute,  individuelle  Person  darf  weder  durch  Oftizialismus  noch 
ireh  gerichtliche  Etiquette  von  den  benefiziarisch  Berechtigten 
brennt  sein.  Sie  kann  keine  Person  sein,  welcher  man  sich 
tf  vermittels  eines  Verfahrens  amtlicher  oder  gerichtlicher  Art 
k1  formeller  Natur  zu  nähren  vermag,  noch  eine  Person,  welcher 
e  unbedeutendste  Thatsache  in  weitschweifiger  und  kostspieliger 
,reise  nachzuweisen  ist,  sondern  eine  Person,  welche  ihr  eigenes 
rtheilsvermögen  ausnützen  muss,  aus  eigenem  Antriebe  die  er- 
rderlichen  Ermittelungen  anzustellen  hat,  und  entweder  ex 
ficio  oder  auf  ganz  formlosen  Antrag  irgend  eines  Interessenten 
*  Interesse  der  Ausführung  der  trust  einzuschreiten  verbunden 
t.    Wenn  derartige  Personen  denen,  die  sich  ihrer  zu  bedienen 
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wünschen,  zur  Verfügung  stehen,  dürfte  die  Neuerung  gute 
Früchte  tragen.  Wenn  aber  dem  Publikum  nur  eine  komplizirte, 
kaum  nahbare  Beamtenhierarchie  geboten  werden  kann,  oder 
eine  Reproduktion  der  langwierigen,  kostspieligen  Methoden  der 
Vergangenheit  beabsichtigt  wird,  würde  es  besser  sein,  die  ganze 
Sache  so  zu  belassen,  wie  sie  jetzt  steht. 

Nach  Ansicht  der  Kommission  liesse  sich  das  gewünschte 
Resultat  dadurch  erzielen,  dass  man  in  jedem  Bezirke  geeignete 
Personen  verwendete,  welche  der  gerichtlichen  Kontrolle  zu  unter- 
stellen sein  würden.  Die  trust-Gelder  müssten  entweder  gericht- 
lich oder  beim  Paymaster-General  hinterlegt  werden,  so  jedoch, 
dass  Belegungen,  welche  eventuelle  Verbindlichkeiten  involriren, 
niemals  auf  seinen  Namen  lauten  dürften.  Abgesehen  hiervon 
könnten  alle  Arten  von  Belegungen  gestattet  werden,  welche  nach 
der  die  trust  konstituirenden  Urkunde,  nach  Recht  oder  Gerichts- 
praxis zulässig  sind.  Es  wäre  vielleicht  wünschenswerth,  dass  - 
wie  dies  in  Schottland  stets  geschieht  — ,  die  Gerichte  in  spe- 
ziellen Fällen  die  trust-Fonds  auf  den  Namen  der  mit  der  Aus- 
führung der  trust  betrauten  Person  stehen  lassen  können.  Solchen- 
falls würde  indessen  diese  letztere  Person  Sicherheit  zu  bestellen 
haben.  Die  Personen,  welche  die  trusts  unter  gerichtlicher  Kon- 
trolle ausführen,  brauchen  nicht  noth wendiger  Weise  Beamte  zu 
sein.  Allerdings  müsste  in  jedem  Bezirke  eine  amtliche  Person 
vorhanden  sein,  welche  auf  Wunsch  die  Ausführung  von  trusts  zu 
übernehmen  hätte.  Der  Lordkanzler  könnte  diese  amtlichen  Per- 
sonen aus  der  Zahl  der  Gerichtsbeamten  auswählen,  wenn  man 
es  nicht  vorziehen  solle,  ihm  noch  ein  weiter  reichendes  Feld  ein- 
zuräumen. Jedenfalls  muss  es  offen  bleiben,  eine  Berufsperson 
oder  sonst  geeignete  Person  (Anwälte,  Rechnungsführer  u.  s.  w.». 
mit  der  Ausführung  der  trust  unter  gerichtlicher  Kontrolle  be- 
trauen zu  können,  insbesondere  wenn  die  Interessirten  eine  solche 
Person  vorschlagen  und  das  Gericht  sich  von  der  Ehrenhaftigkeit 
und  Kompetenz  derselben   überzeugt  hat.     Ein   trustee  der  letz- 
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eren  Art  wird  vielfach  besser  mit  den  Bedürfnissen  und  Verhäit- 
tissen  der  benefiziarisch  Berechtigten  vertraut   sein,    und  dürfte 
»einem  eigenen  Rufe  zu  Liebe,  sowie  um  mit  weiteren  derartigen 
Vertrauensstellungen  betraut  zu  werden,  bemüht  sein,  seinen  Auf- 
gaben möglichst  gerecht  zu  werden.     Die  Mühewaltungen  würden 
mit  einer  prozentualen  Gebühr  nach  einer  Skala  zu  honoriren  sein, 
welche   der  Lordkanzler   in  Verbindung  mit   dem  Schatzamt   zu 
fairen  hätte;  die  Gebühr  müsste  so  bemessen  werden,  dass  sie  die 
Remuneration  eines  etwa  bestellten  Nicht-Beamten  deckt  und  ge- 
nügt, um  das  ganze  System  zu  einem  sich  selbst  erhaltenden  zu 
machen.    Jede  mit  der  Ausführung  einer  trust  unter  gerichtlicher 
Eontrolle  betraute  Person,  mag  sie  Beamter  oder  Nicht-Beamter 
«ein,  würde  genau,  wie  heute  private  trustees,  zu  verfahren  haben; 
sie  würde  ihr  eigenes  Urtheilsvermögen  auszunutzen  und  nicht  wie 
ein  Richter,    sondern  wie   ein  Geschäftsmann  vorzugehen   haben. 
Andererseits  muss  sie  sich  in  jeder  Hinsicht  in   der  Lage   eines 
Gericktsbeamten  befinden,   d.  h.  sie  muss  um  Weisungen  bitten 
können  und,  mag  sie  darum  gebeten  haben  oder  nicht,  verbunden 
sein,  denselben  nachzukommen.     In  jeder  schwierigen  Angelegen- 
heit muss  sie  ohne  Kostenaufwand  und  Formalitäten  den  Richter 
konsultiren  können,  der  nöthigenfalls,  bevor  er  seine  Weisungen 
ertheilt,  anderen  Parteien  Gelegenheit  zu  geben  haben  wird,  ihre 
Ansichten  vorzutragen.     Nicht  minder  leicht  muss  es  den  bene- 
fiziarisch Berechtigten  gemacht  werden,  sich  mit  ihren  Beschwerden 
und  Vorstellungen   Gehör   zu  verschaffen.     Wenn   eine  wirkliche 
gerichtliche  Kontrolle  eintreten  soll,   ist  es  von  wesentlicher  Be- 
deutung, dass  der  Bichter  sich  gelegentlich  ohne  Formalitäten  über 
die  Ausführung   der   trusts   informirt.     Diese  Befugnisse  würden 
aämmtlichen  Richtern   des  High  Court   of  Justice,   sowie   ferner 
denjenigen  Grafschaftsrichtern  beizulegen  sein,  welche  der  Lord- 
kanzler von  Zeit  zu  Zeit   damit  betrauen  wird.     Alle  Personen, 
welche  unter  gerichtlicher  Kontrolle  trusts  ausführen,  müssten  in 
zu   bemessenden  Zwischenräumen    amtlich   zu  revidirende   Kech- 
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nungen  ablegen.  Besonders  empfehlenswerth  erscheint  das  schottische 
System  der  jährlichen  Revision  durch  den  Gerichtsrechnungsführer; 
eine  ähnliche  Einrichtung  sollte  man  auch  in  England  einfuhren. 
Bezüglich  etiler  unter  gerichtlicher  Kontrolle  ausgeführten  trusts 
müsste  der  amtliche  Rechnungsführer  jederzeit  dem  Gerichte  Vor- 
stellungen machen  dürfen,  und  ihm  müsste  jederzeit  gerichtsseitig 
aufgegeben  werden  können,  die  Ausführung  einer  trust  zu  prüfen 
und  darüber  zu  berichten. 

Es  würde  nicht  bloss   unnöthig  sein,    sondern   könnte  üble 
Folgen  haben,  wenn  man  das  von  der  Kommission  vorgeschlagene 
System  obligatorisch  machen  wollte.     Die  Konstituenten  der  trusts 
und  ferner  die  trustees  selbst  müssen   allerdings  Ausführung  det 
trusts  unter  gerichtlicher  Kontrolle  beantragen  können,  einen  An- 
trag, welchen  das  Gericht  in  der  Lage  sein  müsste,  ablehnen  zu 
können-,    eine   gleiche  Antragsbefugniss  würde   den   benefiziariscb 
Berechtigten   einzuräumen    sein.     Aber  auch   im   letzteren  Falle 
dürfte  dem  gerichtlichen  Ermessen  keine  Schranke  gezogen  werden- 
Das  Gericht  würde  ferner  in  der  Lage  sein  müssen,  jede  Bestellung 
nach  Ermessen  widerrufen  zu  können. 

Zur  Regelung  des  gerichtlichen  Verfahrens  müssten  endlich 
Gerichtsvorschriften  erlassen  werden,  von  denen  nach  Ansicht  der 
Kommission  viel  abhängen  wird.  Abgesehen  von  Fällen,  wo  e^> 
sich  absolut  nicht  vermeiden  lässt,  würde  die  Möglichkeit  eines 
Prozessirens  auf  Kosten  der  trust-Masse  auszuschliessen  sein; 
ferner  dürfte  der  trustee  nur  wirklich  unvermeidbare  Auslagen  er- 
stattet erhalten.  Die  Gerichts  Vorschriften  werden  von  dem  Lord- 
kanzler  in  Verbindung  mit  dem  Schatzamt  zu  erlassen  sein. 

In  Ausführung  dieser  Vorschläge  dürfte  ein  legislatorisches 
Einschreiten  mit  Bezug  auf  England  und  Wales  am  Platze  sein. 

Seit  der  Abstattung  dieses  Berichts  hat  sich  in  England  ein 
Kabinetswechsel  vollzogen,  welcher  die  Frage  nahe  legt,  wie  die 
neue  Regierung  sich  zu  der  dem  Bericht  zu  Grunde  liegenden 
Frage  verhalten  wird.     Es  dürfte   in   dieser  Beziehung  daran  zu 
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erinnern  sein,   dass   die  Regierung,  welche  im  Jahre   1890  den 
Entwurf  betr.  Einführung  eines   amtlichen  trustee   unterbreitete, 
mit  der  heutigen  Regierung  identisch  ist  und  dass  der  jetzige  Lord- 
kanzler, dessen  Gutachten  oben  mitgetheilt  wurde,  jBich  für  eine 
Reform  ausgesprochen  hat. 

Indessen,  selbst  wenn  die  im  Bericht  niedergelegten  Vor- 
schläge noch  längere  Zeit  unausgeführt  bleiben  sollten,  dürften 
die  vorstehenden  Mittheilungen  nicht  ohne  Interesse  sein.  Unter 
den  benefiziarisch  Berechtigten  befinden  sich  sehr  häufig  Personen, 
welche  mit  den  englischen  Rechtsverhältnissen  weniger  vertraut 
sind.  Ihnen  dürfte  der  Kommissionsbericht  insofern  willkommen 
sein,  als  derselbe  ermöglicht,  den  Umfang  des  heutigen  Schutzes 
ihrer  benefiziarischen  Rechte  zu  ermessen,  um  ganz  davon  ab- 
zusehen, dass  vereinzelt  Fälle  vorkommen,  wo  auf  dem  Kontinent 
domizilirte  Personen  zu  trustees  bestellt  werden,  die  trust-Gelder 
sich  auf  dem  Kontinent  befinden  und  in  Folge  dessen  kontinentale 
Gerichte  in  die  Lage  kommen,  sich  mit  englischen  trusts  und 
trustees  beschäftigen  zu  müssen. 
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Oberkonsiatorialrath  a.  D.    Berlin,   Reuther  &  Reichard,  1875.    YDI 
und  310  S. 
Das  Buch  gehört  zu  der  von  Hering  herausgegebenen  Sammlung  von 
Lehrbüchern  der  praktischen  Theologie.     Es   ist  von    einem  Theologen  ge- 
schrieben, will  für  Theologen  geschrieben    sein    und    betont    diesen  seinen 
Standpunkt  aufs  Kräftigste.     Das  Kirchenrecht  darf  nicht   die  Domäne  der 
Juristen  bleiben.   Es  giebt  ein  Kirchenrecht  der  Theologen  und  ein  Kirchen- 
recht der  Juristen,  die  sich  einander   ergänzen.     So   lautet    das   Programm. 
Demgemäss  nimmt   bei   der  Darstellung  der  einzelnen   Rechtserscheinungen 
überall  die  Auseinandersetzung  der  evangelisch-theologischen  Grundanschw- 
ungen  einen  verhältnissmässig  breiten  Raum  ein  und  dient  namentlich  cUiu, 
den  Gegensatz  zum  katholischen  Kirchenrechte  zu  erläutern. 

Die  Berücksichtigung  dieses  Zusammenhanges  ist  sicher  von  erster 
Wichtigkeit.  Der  Verf.  geht  auch  überall  von  so  massvollen  verständig*!» 
Ansichten  aus,  dass  es  erfreulich  ist,  ihm  zu  folgen.  Aber  weshalb  sollt* 
das  einen  grundsätzlichen  Gegensatz  zur  rechtswissenschaftlichen  Behandlung 
bedeuten?  Der  alte  Advokat  behauptet  etwas  weitgehend:  juris  prodenti» 
est  divhieram  et  humanarum  verum  notitia.  So  viel  ist  aber  doch  sicher. 
dass  sie  auch  ihrerseits  die  erforderliche  Kenntniss  der  angrenzenden  Gebiet«* 
von  ihren  Jüngern  verlangt.  "Wenn  jetzt  so  gern  den  Juristen  der  Vorwurf 
gemacht  wird,  dass  sie  das  Kirchenrecht  allzusehr  auf  ihre  Art  behandelten 
und  einen  strengen  Formalismus  in  Dinge  brächten,  für  die  er  nicht  p*^t, 
so  ist  das  der  Vorwurf,  dass  sie  schlechte  Juristen  seien.  Denn  für  den 
richtigen  Juristen  ist  die  erste  Aufgabe ,  dass  er  sich  überall  der  Grenzt 
seines  Kunstgebietes  bewusst  bleibe.  Es  liegt  offenbar  im  Geiste  des  Pro- 
testantismus und  macht  seinen  Gegensatz  zum  Katholizismus  aus,  d**s  er 
diese  Grenzen  möglichst  weit  ab  verlegt  von  dem  religiösen  Kern.  At*r 
sie  aufzuweisen  und  zu  sichern  mit  der  klaren   Bestimmtheit  ihrer  Begrin* 
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n  doch  immer  nur  die  Aufgabe  der  Rechtswissenschaft  sein.  Mit 
•kerer  Betonung  der  theologischen  Anschauungen  ist  es  da  nicht  gethan. 

Ein  Kirchenrecht  der  Theologen  oder  ein  theologisches  Kirchenrecht 
bt  es  nicht;  es  giebt  nur  ein  juristisches  Kirchenrecht.  Ein  Kirchenrecht 
Theologen  lassen  wir  uns  gefallen.  Das  kann  etwas  sehr  Nützliches  sein, 
etwas  Xothwendiges,  soll  anders  der  Pfarrer  gehörig  ausgerüstet  werden 
seinen  wichtigen  Beruf.  Eine  derartige  Darstellung  wird  sich  dann 
lentlich  auf  das  unmittelbar  praktisch  Verwerthbare  richten  und  in  dem, 
i  sie  an  Vorbildung  und  Annahmefähigkeit  voraussetzt,  ihrem  besonderen 
serkreise  anpassen  müssen.  Ein  „theologisches"  Kirchenrecht  in  diesem 
ine  zu  liefern,  ist  allerdings  der  Verf.  wohl  berufen,  weniger  als  Theo- 
e,  denn  als  Kirchenrechts- Praktiker  von  seinem  kirchenregimentlichen 
ite  her.  Er  bringt  da  eine  Fülle  von  Anschauung  der  wirklichen  Dinge 
;,  die  für  eine  solche  Arbeit  von  besonderem  Werth  sein  muss. 

In  dem  Bestreben,  diesem  Kirchenrecht  seinen  unjuristischen  Charakter 
wahren,  ist  die  Bestimmtheit  und  Geschlossenheit  der  Rechtsbegriffe, 
Hieb,  wie  uns  scheint,  manchmal  all  zu  ängstlich  vermieden  worden. 

Betrachten  wir  z.  B.  die  Lehre  vom  geistlichen  Amte,  so  wird  uns  über 
i  Wesen  desselben  S.  160  gesagt :  „Das  Amt  entspringt  aus  der  Gemeinde, 
8  jedoch  nicht  im  modern  demokratischen  Sinne,  sondern  kraft  der  cheris- 
tischen  Gliederung  der  Gemeinde.  Der  Amtsträger  ist  der  Gemeinde  von 
tt  gegeben,  nämlich  durch  die  Geistesbegabuog  (für  das  Amt  der  Pro- 
5tie  und  der  Lehre),  ihre  Sache  ist  es,  die  göttliche  Begabung  anzu- 
:ennen  u.  8.  w."  Sollte  das  wörtlich  die  Rechtsstellung  des  heutigen 
ingelischen  Pfarrers  sein?  Nach  dem  richtig  verstandenen  Sohm  wird  diese 
gerade  auf  einem  Bruch  mit  der  cherismatischen  Ordnung  beruhen. 

Dann  folgt:  „Die  Vollmacht  des  Amtes  als  potestas  ordinis",  unter 
Icher  Ueberschrift  aber  eigentlich  mehr  von  potestas  jurisdictionis  die 
de  ist,  um  zu  sagen,  dass  auch  diese  eigentlich  nicht  mit  dem  Pfarramte 
•bunden  ist. 

Die  Ordination  (S.  177  ff.)  ist  erst  Zeugniss  der  Berufung  zum  Amt, 
na  wieder  selbst  Vollmacht  zur  Verrichtung  pfarramtlicher  Handlungen. 
'  solche  soll  sie  „gewobnheitsrechtlich"  auch  nach  dem  Ausscheiden  aus 
n  Amte  fortwirken  (S.  181),  also  nach  dem  Erlöschen  der  eigentlichen 
»llmacht.  Die  Fähigkeit,  einen  Pfarrer  mit  dessen  Einwilligung  in  einem 
Qtsgeschäfte  zu  vertreten,  wird  aber  viel  einfacher  aus  dem  Begriff  des 
Qgnisses  zu  erklären  sein,  den  man  nur  festhalten  muss. 

Unter  der  Ueberschrift  „Verpflichtung  auf  Schrift  und  Bekenntniss" 
183 ff.)  wären  wir  sehr  begierig  gewesen,  aus  der  Praxis  heraus  ein  Wort 
räber  zu  hören,  inwiefern  in  dieser  Beziehung  rechtliche  Schranken  und 
"Undenheiten  wirksam  werden  mögen.  Aber  wo  das  Recht  anfängt,  hört 
r  Verf.  auf.  Er  begnügt  sich  mit  dem  Satze,  dass  das  niemals  zu  einem 
1  juristischer  Weise  zu  handhabendem  Lehrgesetze "  werden  kann.    Als  ob 
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zwischen  Lehrgesetz  im  katholischen  Sinne  rechtlicher  Bedeutungslosigkeit 
nicht  noch  so  manches  in  Betracht  kommen  könnte!  Er  glaubt  durch  die« 
einfache  Verneinung,  wie  auch  aus  seiner  Abhandlung  in  Ztschr.  f.  prakt 
Theol.  1893  hervorgeht,  die  Freiheit  und  den  Fortschritt  der  Lehre  2 
sichern.  „ Seelsorgerisch"  soll  von  den  Vorgesetzten  die  Erfüllung  jen< 
Pflichten  beurtheilt  und  nach  diesem  Massstab  der  Fehlende  behandc 
werden.  Ob  sich  damit  nicht  die  ärgste  Knebelung  verbinden  liesse?  Eil 
gute  eckige  Rechtsregel,  ausdrücklich  anerkannt  oder  stillschweigend  gehan 
habt,  ist,  wie  die  Menschen  nun  einmal  sind,  immer  noch  der  beste  Schal 
nicht  blos  der  Ordnung,  sondern  auch  der  Freiheit. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  das  Buch  nicht  auch  seine  gros» 
Vorzüge  hat.  Es  gibt  einen  guten  Ueberblick  mit  sorgfältig  gesammelte 
Material.  Die  einzelnen  Gegenstände  sind  in  anziehender  Weise  behande 
so  dass  es  auch  über  das  zunächst  gewählte  Publikum  hinaus  Interesse  < 
regen  wird.  Nur  meinen  wir,  es  würde  auch  diesem  ohne  die  absichtlicl 
Emanzipation  von  der  Rechtswissenschaft  vielfach  klarer  und  werthvoller  sei 

Strassburg.  Otto  Mayer. 

Wahrmund,  Die  Bulle  „Aeterni  patris  filius"  und  der  staatlicl 
Einfluss  auf  die  Papstwahlen.  Mainz  1894. 
Der  durch  seine  früheren  Arbeiten  über  das  Ausschliessungsrecht  (j 
exciusivae)  bekannte  Herr  Verf.  liefert  in  der  vorliegenden,  zuerst  im  Arch 
für  kathol.  Kirchenrecht ,  Bd.  72 ,  S.  201  ff.  und  dann  auch  in  separate  t 
schienenen  Arbeit  einen  neuen  Beitrag  zu  diesem  Thema.  Wie  er  annimn 
ist  die  Bulle  Aeterni  patris  filius  unter  den  Papstwahlgesetzen  dasjenige,  a 
dem  noch  am  meisten  Anhaltspunkte  für  die  Altersbestimmung  und  für  d 
juristische  Qualifizirung  des  jus  exciusivae  zu  gewinnen  sind.  Der  Abhan 
lung  liegt  zu  Grunde  ein  ziemlich  reichhaltiges  Quellenmaterial,  welches  d 
Verf.  im  Jahre  1890  in  römischen  Archiven  aufgefunden  hat  und  welches 
im  Auszuge  abdruckt.  Im  Einzelnen  wird  Folgendes  ausgeführt :  In  d 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  waren  es  die  mächtigen  Papstnepot 
und  die  Krone  von  Spanien,  welche  in  Wahrheit  die  Papst  wählen  1 
herrschten,  die  beide  im  Kardinalskollegium  über  einen  zahlreichen  uml  wol 
disziplinirten  Anhang  geboten.  Die  Papstwahlen  waren  kaum  der  Ausdrc 
der  freien  Ueberzeugung  der  Wähler,  sondern  vielmehr  das  Werk  einzeln 
Männer,  welche  den  AVillen  der  übrigen  Kardinäle  dirigirten.  Wenn  nämli 
die  Parteihäupter  sich  auf  einen  Kandidaten  geeinigt  hatten,  wurde  der  eti 
widerstrebende  Rest  der  Wähler  einfach  mit  fortgerissen  zur  Adoratiou,  dt 
damals  fast  ausschliesslichen  Wahlmodus.  Den  hierdurch  bedingten  Üeb< 
ständen  war  nur  abzuhelfen  durch  Abschaffung  des  Adorationsmodns  ni 
Ersetzung  desselben  durch  das  geheime  Scrutinium,  welches  die  Abstimnmi 
des  Einzelnen  der  Kontrole  der  Führer  entzog  und  jedem  Wähler  gestattet 
unbeaufsichtigt  nach  seinem  Gutdünken  zu  votiren.     In   der  That  wurde  i 
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letzten  Dezennium  des  16.  Jahrhunderts  unter  Innocenz  IX.  eine  Reform  in 
Angriff  genommen,  die  aber  erst  unter  Gregor  XV.  zum  Abschluss  gelangte 
und  deren  Resultat  die  Bulle  Aeterni  patris  filius  vom  26.  Nov.  (wie  Verf. 
annimmt)  1621  war.  Damit  nun  nicht,  wenn  in  Zukunft  die  Stimmabgabe 
beim  Wahlakt  selbst  unkontrolirbar  sein  sollte,  die  Wähler  schon  vor  der 
Wahl  durch  Zusagen,  Verträge  und  allerhand  Agitationsmittel  gebunden 
würden,  wurde  ein  darauf  bezügliches  Verbot  im  §.  Cardinales  der  Bulle  auf- 
genommen. Dass  dieses  Verbot  nicht  etwa  blos  gegen  die  Kardinäle,  sondern 
auch  gegen  die  weltlichen  Machthaber  gerichtet  war,  die  eine  Ingerenz  auf 
die  Papstwahl  zu  üben  suchten,  bezeichnet  Verf.  als  selbstverständlich.  Was 
aber  darüber  hinausgeht,  verweist  er  in  das  Gebiet  gewaltsamer,  durch  nichts 
ra  erweisender  Interpretation  und  verneint  demgemäss  entschieden,  dass 
es  die  Intention  des  Gesetzgebers  gewesen  sei,  einem  staatlichen  Exklusions- 
rechte entgegenzutreten.  Nirgends  finde  sich  in  den  Quellen  eine  Andeu- 
tung dafür,  dass  die  Exklusive  damals  schon  einen  staatlichen  Rechts- 
anspruch repräsentirt  habe.  Ein  Recht  der  Exklusive  hätten  die  grösseren 
katholischen  Staaten  vielmehr  erst  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  be- 
ansprucht und  geübt. 

Am  Schluss  der  Abhandlung  wird  noch  die  Frage  erörtert,  ob  das 
staatliche  jus  exclusivae,  ungeachtet  seine  formelle  Vollendung  erst  in  spätere 
Zeit  falle,  nicht  dennoch  durch  den  §.  Cardinales  in  seinem  spätem  rechtlichen 
Zustandekommen  behindert  worden  sei.  Diese  Frage  wurde  von  Linoen  im 
Archiv  für  kathol.  Kirchenrecht  Bd.  59,  S.  1H2  ff.  bejaht.  Dagegen  ist  der 
Herr  Verf.  der  Ansicht ,  dass ,  da  der  consuetudo  contra  legem  unter  be- 
•timmten  Voraussetzungen  eine  dem  Gesetze  derogirende  Kraft  beigelegt  ist, 
<kr  Gesetzgeber  nicht  hindern  kann,  dass  diese  seine  gesetzgeberische  Un- 
gültigkeitserklärung selbst  durch  eine  mit  den  erforderlichen  Requisiten  aus- 
gestattete Gewohnheit  später  einmal  ausser  Kraft  gesetzt  wird.  Nach  einem 
Zögern  Exkurs  über  kirchliches  Gewohnheitsrecht  kommt  er  daher  zu  dem 
Schluss,  dass  die  gewohnheitsrechtliche  Bedeutung  des  staatlichen  jus  exclu- 

• 

Wae  möglicherweise  aus  andern  Gründen,  niemals  aber  aus  der  angeblich 
mitirenden  Kraft  der  Bulle  Aeterni  patris  tilius  bekämpft  werden  könne. 

Die  vom   Herrn  Verf.   im   Eingang   geäusserte  Annahme,    dass   durch 
•eine  Untersuchungen   die  Frage   nach   der  Bedeutung  der  Bulle  gegenüber 
dem  staatlichen  Einflüsse  auf  die  Papstwahlen  im  Wesentlichen  erledigt  sei, 
hat  sich  nicht  als  zutreffend  erwiesen.   Denn  im  neuesten  Hefte  des  Archivs 
ßr  kathol.  Kirchenrecht  (Bd.  72,  Heft  2)  ist  ein  Aufsatz  von  Sägmüller  er- 
schienen, in   welchem   dieser  die  WAHRMüND'schen  Ausführungen   zu  wider- 
legen versucht  und ,  indem  er  die  von  Wahrmund  beigebrachten  Textpubli- 
kationen  ebenfalls  für  seine  Ansicht  in  Anspruch  nimmt,  nach  wie  vor  dabei 
bleibt,  dass  die  Bulle  im  Ganzen  und   der  §.  Cardinales   im  Besonderen    ein 
eigentliches  Verbot  des,   wie  er  annimmt,  ervviesenermassen  im  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts   bestimmt   vorhandenen  Rechtsanspruchs  gewisser  Staaten 
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auf  formelle  Exklusive  in  der  Papstwahl  enthalte.  Es  steht  zu  vermutben, 
dasB  damit  der  zwischen  beiden  Gelehrten  geführte  Kampf  noch  nicht  sein 
Ende  erreicht  hat,  dass  wir  vielmehr  über  kurz  oder  lang  weitere  interessante 
Publikationen  über  die  in  Rede  stehende  Streitfrage  zu  erwarten  haben  werden. 
Kiel.  Frantz. 

Wahrmund,  Das  Kirchenpatronatrecht  und  seine  Entwicklung  in 
Oesterreich,  I.  Abtheilung.    XVI,  184  S.     Wien,  Holder,  1894. 

♦Es  ist  ein  überaus  dankenswerthes  Unternehmen,  dem  sich  der  Herr 
Verf.  unterzogen  hat,  die  Entwicklung  des  Patronatinstituts  nicht  vom  dog- 
matisch-doktrinären Standpunkte  aus,  sondern  in  unmittelbarer  Fühlung  mit 
dem  Leben  zu  geben.  Er  selbst  präzisirt  seine  Aufgabe  in  der  Vorrede 
dahin:  „alle  charakteristischen  Einzelheiten  jener  Entwicklung,  sowohl  b 
ihrem  Zusammenhange  untereinander,  als  auch  mit  verwandten  Rechtsverhält- 
nissen, innerhalb  eines  bestimmten  Forschungsgebietes  quellenmäßig  aofn* 
klären  und  hierdurch  nicht  blos  ein  greifbares  Bild  der  Vergangenheit  n 
entwerfen ,  sondern  auch  den  Blick  auf  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart  n 
lenken,  ohne  deren  gründliche  Kenntniss  gesetzgeberische  Reformen,  wie  sie 
gerade  die  neuere  Zeit  schon  mehrfach  dem  Patronate  in  Aussicht  gestellt) 
kaum  jemals  von  Erfolg  begleitet  sein  können.1*  Wenn  der  Herr  Verf.  seine 
Forschungen  auch  auf  die  österreichische  Entwicklung  beschränkt,  für  welche 
ihm  ein  reichhaltiges  Quellenmaterial  zu  Gebote  stand,  das  er  in  aus- 
gedehntester Weise  verwerthete,  so  sind  dieselben  doch  von  weitergehendem 
allgemeinerem  Interesse  und  werfen  manches  erläuternde  Licht  auf  die  Ge* 
sammteutwickelung  des  Kirchenpatronats  überhaupt,  obschon  hier  im  Uebrigen 
der  Natur  der  Sache  nach  einschneidende  neue  Resultate  nicht  gewonnen 
werden  konnten,  wie  Verf.  auch  selbst  anerkennt.  Die  vorliegende  erste  Ab- 
theilung des  Werkes  behandelt  die  kirchenrechtliche  Entwicklung,  während  die 
staatsrechtliche  Entwicklung  des  Patronatinstitutes  der  zweiten  Abtheilong 
vorbehalten  ist.  Ich  muss  mich  auf  diese  allgemeinen  Angaben  über  dts 
gründliche  und  interessant  geschriebene  Buch,  dessen  Resultaten  man,  viel- 
leicht abgesehen  von  einigen  Punkten,  durchweg  zustimmen  kann,  beschränken, 
da  ein  näheres  Eingehen  auf  den  Inhalt  bei  der  Eigenartigkeit  des  behandelte 
Stoffes  den  mir  zu  Gebote  stehenden  Raum  weit  überschreiten  würde. 

Kiel.  Frantz. 

Dr.  Hermann  Blodig  jun.,  Die  Selbstverwaltung  als  Rechtsbegrift 
Eine   verwaltungsrechtliche  Monographie.     Wien    und  Leipzig  (Vilh. 
Braumüller)  1894.    XIV,  460  Seiten. 
Der  Verf.  hat  mit  diesem  Buche  eine  sehr  fleissige  Arbeit  geliefert  die 
aber  mehr  in  die  Breite,  als  in  die  Tiefe  geht. 

Während  uns  der  Titel  des  Buches  nur  die  Darlegung  zu  versprechen 
scheint,    inwiefern  die  Selbstverwaltung   ein  „ Rechtsbegriff*   ist,   giebt  der 
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rf.,  nachdem  er  sich  in  einer  ».Einleitung"  (S.  1 — 4)  über  den  „Begriff 
Verwaltung  überhaupt  und  den  der  staatlichen  Verwaltung  im  Be- 
dern"  ausgesprochen,  zunächst  im  „ersten  allgemeinen  Theil44  (S.  4—95) 
sieben  Abschnitten  Auf klärung  über:  „Begriff  der  Selbstverwaltung**,  der 
utonomie" ;  über  „Ehrenbeamte,  Räthe,  Kammern",  die  „Selbstverwaltungs- 
•per44,  „Gegenstand  der  Selbstverwaltung",  „Organisation  der  Verwaltungs- 
•per-,  „staatliche  Aufsicht  über  die  Selbstverwaltung44.  Der  achte  Ab- 
initt  dieses  ersten  Theils  endlich  soll  uns  in  sechs  Abtheilungen  (auf  42  Seiten) 
en  „geschichtlichen  Abriss  der  Entwicklung  der  Selbstverwaltung44  vorfuhren. 

Schon  diese  kurze  Uebersicht  über  den  Inhalt  des  „ersten  allgemeinen 
eüV  dürfte  das  an  die  Spitze  gestellte  Urtheil  über  das  Buch  rechtfertigen. 

Denn  dass  man  von  „der  deutschen  Landgemeinde  des  Mittelalters14 
*te  Abtheilung  des  achten  Abschnitts)  auf  sechs  Seiten,  von  der  „Ge- 
richte der  freien  Innung  und  der  Städte  bis  zu  deren  Blüthe"  auf  neun 
iten  eine  andere  als  oberflächliche  Darstellung  nicht  liefern  kann,  ver- 
ht  sich  für  Jeden,  der  mit  dem  Inhalt  dieser  Themata  auch  nur  einiger- 
tssen  vertraut  ist,  wohl  ganz  von  selbst.  — 

Der  zweite  besondere  Theil  behandelt  in  fünf  Abschnitten  (S.  95 — 393) 
•  „Ortsgemeinde44,  die  „Gutsherrschaft41,  die  „Spezialgemeinde44,  „die  der 
tsgemeinde  ähnlichen  Kommunalverbände  höherer  Ordnung44  und  „die  Ba- 
ugenossenschaften". 

Dieser  besondere  Theil  ist  jedenfalls  besser  und  gründlicher  ausgearbeitet, 
der  allgemeine;  er  orientirt  in  sehr  werthvoller  "Weise  über  das  im 
utschen  Reiche  und  Oesterreich,  sowie  in  Frankreich,  Italien,  Holland 
i  Belgien  geltende  Hecht;  und  er  vor  Allem  legt  Zeugniss  ab  von  dem 
)8sen  Fleiss,  mit  welchem  der  Verfasser  das  umfangreiche  Material  —  und 
ar  nicht  ohne  Geschick  —  verarbeitet  hat. 

Zu  bedauern  ist  nur,  dass  die  Wiedergabe  des  englischen  Rechts  nicht 
den  Kreis  der  Darstellung  einbezogen  ist;  denn  wenn  es  auch,  wie  der 
rf.  S.  IX  sagt,  richtig  sein  mag,  dass  „das  englische  Selfgovernment  sich 
;bt  in  ein  kontinentalen  Verhältnissen  angepasstes  System  der  Selbst- 
•waltung  einfügen  lässt",  so  ist  es  doch  zweifellos  mindestens  ebenso  wahr, 
ja  gerade  die  englische  Institution  des  Selfgovernment  den  Gesetzgebungen 
i  Einrichtungen  des  europäischen  Kontinents  vielfach  zum  Vorbilde  ge- 
>nt  und  die  Ausbildung  der  kontinentalen  „Selbstverwaltung"  ganz  wesent- 
h  beeinflusst  hat. 

Auf  Einzelheiten  der  BLODio'schen  Darstellung  des  Näheren  einzugehen, 
rbietet  uns  der  zur  Verfugung  stehende  Raum;  nur  möge  noch  darauf  hin- 
wiesen werden,  dass  die  Begriffsbestimmungen  des  Verf.  meist  keine  glück- 
ten sind. 

Dies  gilt  schon  von  der  an  die  Spitze  der  Arbeit  gestellten  Definition 
s  Wortes  „Verwaltung44,  worunter  der  Verf.  im  „weitesten  Sinne44  Jede 
ch  gewissen  Regeln  geführte  menschliche  Thätigkeit  zur  Erreichung  eines 
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bestimmten  Zweckes"  versteht.  Danach  würde  einerseits  die  Bauthatigkeit 
„Verwaltung",  die  „Vermögensverwaltung",  (weil  nicht  nach  bestimmten  Regeln 
geführt),  keine  Verwaltung  sein  —  Ergebnisse,  die  handgreiflich  verkehrt  sind. 

Und  ferner:  Ist  die  Verwaltung,  wie  der  Verf.  lehrt,  eine  „Thätigkeh\ 
so  müsste  dies  konsequenterweise  auch  von  der  „Selbstverwaltung",  als  einer 
besonderen  Art  der  Verwaltung  gelten.  Gleichwohl  deflnirt  Blodig  S.  H 
die  Selbstverwaltung  als  „die  vom  souveränen  Gemeinwesen  anerkumte 
rechtliche  „Fähigkeit"  eines  nicht  souveränen  Gemeinwesens,  seine  Angelegen- 
heiten selbst  zu  verwalten".   (Man  vergleiche  dagegen  Blodig  selbst  S.  15,20t) 

Dass  der  Verf.  die  durchaus  nicht  glückliche  Bosnische  Begriflsbeitim- 
mung  der  „öffentlichen  Genossenschaft"  einfach  adoptirb  hat,  ohne  die  schwer- 
wiegenden Bedenken,  welche  Gierke  dagegen  geltend  gemacht  hat,  auch  nur 
zu  erwähnen,  kann  gleichfalls  nicht  gebilligt  werden. 

Und  ein  Buch  endlich,  das  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  «die 
Selbstverwaltung  als  Rechtsbegriff"  darzustellen,  müsste  vor  Allem  die  bisher 
aufgestellten  Ansichten  über  den  „Begriff  der  Selbstverwaltung  im  Rechti- 
sinne"  einer  eingehenden  und  sorgfältigen  kritischen  Prüfung  und  Würdipmf 
unterziehen. 

Dieser  Verpflichtung  ist  der  Verf.  in  durchaus  mangelhafter  Weise  ntch* 
gekommen.  Dies  sei  mit  kurzen  Worten  an  der  Art  und  Weise  illustrirt 
wie  derselbe  zu  meiner  über  „den  Begriff  der  Selbstverwaltung  im  Hecht* 
sinne"  ex  professo  handelnden  Arbeit  (abgedruckt  in  diesem  Archiv  Bd.  IV, 
S.  377—437  und  S.  525—553)  Stellung  genommen  hat. 

So  sagt  der  Verf.  S.  13:  „Andere  —  (und  dazu  zählt  er  auch  den  Be- 
richterstatter) —  sehen  in  der  Selbstverwaltung  die  Theilnahme  der  Suitt- 
bürger  an  der  Führung  der  staatlichen  Verwaltung,  also  ein  politische! 
Prinzip,  welches  in  der  Verwaltung  durch  Ehrenämter  seinen  rechtliches 
Ausdruck  findet" . 

Hütte  der  Verf.  meine  Abhandlung  nicht  nur  ganz  oberflächlich  ge- 
lesen, so  konnte  er  eine  derartige  Behauptung  gar  nicht  aufstellen,  da  mein* 
ganze  Arbeit  dem  Nachweis  gewidmet  ist,  dass  die  Selbstverwaltung  nicht 
etwa  blos  ein  „politisches  Prinzip"  bedeutet,  sondern  einen  „Rechtsbegni* 
darstellt;  und  da  dieselbe  überdies  mit  grösster  Energie  gegen  jene  && 
fassung  Front  macht,  welche  in  der  Selbstverwaltung  lediglich  eine  „Verwl* 
tung  durch  Ehrenbeamte"  erblickt.     (A.  a.  0.  S.  378ff.,  383ff.,  433ff.) 

Kein  Wunder,  dass  der  Verf.  bei  jener  total  falschen  Wiedersah* 
meiner  Ansicht  auf  den  von  mir  zuerst  angeregten  und,  soweit  ich  gesehen, 
bisher  ohne  Widerlegung1  gebliebenen  Kernpunkt  der  ganzen  Frage  n"* 
keiner  Silbe  eingegangen  ist. 


1  Als  eine  solche  Widerlegung  vermag  ich  die  knappen  Bemerkung« 
G.  Meyer's  in  seinem  „Lehrbuch  des  Staatsrechts"  (4.  Aufl.,  Leipzig  lt&) 
S.  300  Anm.  8  nicht  anzusehen,  wie  ich  an  anderer  Stelle  darlegen  werde. 
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Dass  ich  in  der  Selbstverwaltung  die  rechtlich  unabhängige  Verwal- 
ig  im  Gegensatz  zu  der  rechtlich  abhängigen  „Ministerverwaltung"  erblicke, 
»  nach  meiner  Auffassung  sich  in  der  Ausbildung  der  Selbstverwaltung 
litisch  und  staatsrechtlich  derselbe  Vorgang  auf  dem  Gebiete  der  „Ver- 
ltuDg"  wiederholt,  der  sich  zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses 
brhunderts  auf  dem  Gebiete  der  „Justiz"  (durch  Beseitigung  der  Kabinets- 
tiz)  in  Deutschland  abgespielt  hat  (a.  a.  0.  S.  533  ff.),  dass  also  im  letzten 
ande  die  Weiterbildung  der  „Selbstverwaltung"  eine  anderweite  Vertheilung 
r  Gewalten  im  Staate,  speziell  eine  Schmälerung  der  Rechte  und  Macht- 
tignisse  der  „Krone"  bedeutet  —  das  Alles  ist  dem  Verf.  vollständig  ent- 
igen. 

Und  doch  hätten  ihm  eine  Reihe  von  Vorgängen  gerade  aus  neuerer 
it  die  Augen  Öffnen  und  über  die  Richtigkeit  meiner  Auffassung  ihn  be- 
iren  können. 

So  bewegten  sich  in  Preussen  die  heftigsten  parlamentarischen  Kämpfe 
I  der  Ausgestaltung  der  Landgemeindeordnung  für  die  sieben  östlichen 
avinzen  vom  3.  Juli  1891  (G.-S.  S.  233)  gerade  um  die  Abgrenzung  des 
bietes  der  Selbstverwaltung  gegenüber  den  Machtbefugnissen  der  „Krone", 
wohl  in  der  Kommission,  wie  im  Plenum  des  Abgeordnetenhauses  bildete 
i  Fassung  der  §§  2  und  128  des  Gesetzes  den  Gegenstand  des  lebhaftesten 
•eites,  wobei  es  mit  dürren  Worten  ausgesprochen  wurde,  dass  diejenigen, 
lche  —  entgegen  dem  Vorschlage  des  Entwurfs  —  die  Abänderung  der 
enien  der  bestehenden  Landgemeinden  und  Gutsbezirke,  sowie  die  Bildung 
f.  grösserer  Zweckverbände  der  ausschliesslichen  Beschlussfassung  der 
ibstverwaltungsbehörden  übertragen  wollten ,  damit  eines  Eingriffs ,  einer 
iunälerung  der  bestehenden  „Kronrechte"  sich  schuldig  machten. 

Aehnliche  Beispiele  für  die  Richtigkeit  meiner  Auffassung  bilden  eine 
ihe  von  Vorgängen  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  in  Preussen,  die 
b  an  die  von  mir  bereits  in  diesem  Archiv  Bd.  4,  S.  540  Anm.  5;  S.  546 
m.  9  und  10  aufgeführten  Fälle  anlehnen. 

Nach  den  neuen  preussischen  Steuergesetzen  entscheiden  eine  Reihe 
i  Selbstverwaltungsorganen,  in  letzter  Linie  das  Oberverwaltungsgericht 
Jr  die  Steuerpflicht  der  Einzelnen  uad  deren  Umfang,  wogegen  nach 
herem  Recht  die  Entscheidung  des  Finanzministers  in  letzter  Instanz  aus- 
iaggebend  war. 

Praktisch  findet  diese  Neuregelung  darin  ihren  höchst  bedeutsamen 
sdruck,  dass  der  Finanzminister  sich  neuerdings  wiederholt  genöthigt  ge- 
en  hat,  die  von  ihm  zur  Ausführung  der  Steuergesetze  erlassenen  Auord- 
lgeu  den  Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts  entsprechend  zu 
ichtigen  und  abzuändern  —  der  deutlichste  Beweis  für  die  Richtigkeit 
tner  Auffassung,  dass  die  Selbstverwaltung  eine  jeglicher  rechtlichen 
nwirkungderMinisteriali  n  stanz  entzogene  Verwaltung  bedeutet. 

Göttingen,  Juli  1895.  Neukamp. 
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Kiiille  Htocquart,  avocat  a  la  Cour  de  Bruxelles,  Le  Contrat  de  Trarail, 
fetude   de   droit  social  et  de    llgislation   comparee.    (Park 
Bruxelles  1895.) 
Belgien  ist  zwar  neben  Frankreich  noch  immer  das  Land,  in  welchem 
die  Abneigung  gegen  die  Eingriffe  des  Staates  in  die  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse noch  den  bedeutendsten  Einfluss  auf  Staat  und  Gesetzgebung  aus- 
übt, aber  auch  hier  beginnt  die  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  weit- 
gehender sozialpolitischer  Reformen  sich  mehr  und  mehr  auszubreiten;  der 
alte   belgische   Liberalismus,   dieser    Typus    des   manchesterlich-bürgerlieheü 
Liberalismus,  liegt  am  Boden,  die  ersten  auf  der  Grundlage  des  allgemeinen 
Stimmrechts  vorgenommenen  Wahlen   haben   ihn  zu  einem  bedeutungslose« 
Faktor  gemacht,   nicht   ohne    sein  eigenes  Verschulden,   wie  die  Wahrheit 
offen   auszusprechen   gebietet;   nur  durch  das  Eintreten  für  sozialpolitische 
Reformen  wird  sich  der  belgische  Liberalismus  wieder  erheben  können,  nur 
hierdurch  wird  er  im  Stande  sein,  den  Klerikalismus  und  Sozialismus  gleich- 
massig  und   wirkungsvoll  zu   bekämpfen.    Das  Buch  Stocquart's  über  de» 
Arbeitsvertrag  ist  ein  erfreuliches  Zeugniss  dafür,  daas  man  endlich  in  Belgien 
auch  ausserhalb   der  sozialistischen  Partei   für   eine  wirklich   genügende  Re- 
form des  geltenden  Arbeiterrechtes  mit  aller  Entschiedenheit  eintritt.    In  sehr 
gefälliger    Darstellungsweise    behandelt    der   Verf.    auf   Grund    der  recht*- 
vergleichenden  Würdigung  der  Gesetzgebungen  der    bedeutendsten  Indofrie* 
Staaten  eine  Beihe  der   wichtigsten  Fragen  des  Arbeiterrechtes,   welche  ia 
Deutschland  zum  grösseren  Theile  ihre,  wenn  auch  nicht  endgültige  Lösaoff 
gefunden  haben;  die  Ausführungen  beziehen  sich  im  Einzelnen  auf  die  Re- 
gulirung    der  Frauen-    und  Kinderarbeit,    die    Einführung    eines   Maximal- 
arbeitstags,   des    Lohnminimums,   die  Fürsorge   für  die  Arbeitsunfälle,  die 
Lohnzahlung,    Gewinnbetheiligung,    die    Beschlagnahme    des   Arbeitslohnes. 
I. 'eberall   bekundet   der  Verf.,   dass  er   mit  der  Gesetzgebung  und  Literatur 
der  betreffenden  Materien  gut   bekannt  ist  und   dieselben  zum  Gegenstand 
eigenen  Nachdenkens  gemacht  hat;  die  Reichsgesetzgebung  hat  die  ihrer  Be- 
deutung entsprechende   und   im   Ganzen   auch  richtige  Würdigung  erhalten, 
bemerkenswert  ist  aber,  dass  der  Verf.  in  seinen  Vorschlägen  zur  Regelang 
der  Uufallfursorge   noch   nicht  so  weit  geht,   wie  die  in  Geltung  befindliche 
deutsche  Gesetzgebung,   wie   sich  dies  in  seinem  Vorschlage  zeigt,  die  Un- 
fälle,  welche   durch   das  Verschulden   der  Arbeiter  verursacht  wurden,  wo 
der  Fürsorge   auszusehliessen ;   die  Reichsgesetzgebung   schliesst   bekanntlieh 
lediglich  die  vorsätzlich  herbeigeführten  Unfälle,  welche  nur  mit  Unrecht  all 
solche  überhaupt  zu  bezeichnen  sind,  von  der  Unfallversicherung  aus  und  es 
ist  in  dieser  Regelung   nicht  der  geringste  Vorzug  der  öffentlich-rechtlich«) 
Unfallversicherung  vor   dem   privatrechtlichen  Haftpflichtrecht  zu  erblicken, 
wo  im  derselbe  mit  einer  Konzession  an  den  Staatssozialismus  erkauft  werden 
musste.  so  ist  das  keiu  Xachtheil.  eiu  wenig  —  aber  nicht  zu  wenig  —  Staat*- 
Sozialismus   ist    heute    nicht    uur    nützlich,    sondern   auch  nothwendig.    ^ 
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ffen,  dass  die  interessante  Darstellung  Stocqüart's  dazu  beitragen  wird, 
ss  in  Belgien  die  sozialpolitischen  Reformen,  welche  so  lange  aufgeschoben 
irden,  endlich  in  Fluss  kommen,  nur  hierdurch  wird  der  kleine  Staat  die 
hwersten  Erschütterungen  von  sich  abwehren.  Dr.  Fuld. 


eorg  Frommhold,  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Greifswald, 
Deutsche  Rechtsgeschichte.  Ein Grundriss  zu  Vorlesungen.  Mit 
3  Karten.    Berlin,  Carl  Heymann's  Verlag,  1894.    224  Seiten. 

Die  Arbeit  Frommhold's  will  dem  Grundrisse  Kraut's  für  Vorlesungen 
>er  Deutsches  Privatrecht  einen  Grundriss  zur  Deutschen  Rechtsgeschichte 
t  die  Seite  stellen.  Wenn  sich  bei  den  Studirenden  mangelndes  Interesse 
i  rechtshistorischen  Fragen  zeige ,  so  liege  ein  Hauptgrund  hierfür  in  der 
hweren  Zugänglichkeit  der  Quellen.  Wohl  habe  man  sich  in  neuerer  Zeit 
•müht,  die  deutschen  Rechtsquellen  dem  Unterricht  mehr  und  mehr  zu  er- 
hliessen.  Die  bisherigen  Quellensammlungen  könnten  jedoch  ihrer  Anlage 
ich  nicht  für  das  gesammte  Gebiet  verwerthet  werden.  Ueberdies  fehle  es 
>ch  an  einer  kurzgefassten  Anleitung  und  Anregung  zum  wissenschaftlichen 
ebrauch  der  Quellen.  So  habe  der  Gedanke  nahe  gelegen,  einen  Grundriss 
tszuarbeiten,  „in  dessen  System  zahlreich  eingefügte  Belegstellen  die  Haupt- 
mkte  zu  veranschaulichen,  die  Grundzüge  zu  vervollständigen,  mit  den 
aellen  selbst  bekannt  zu  machen  und  zu  ihnen  hinzuleiten  geeignet  sein 
öchten."  Wie  der  Verf.  selbst  bemerkt,  ist  der  gleiche  Plan  bereits  früher 
>d  Gengler  und  Schuler-Libloy  verfolgt  worden.  Bedauerlicher  Weise  ist 
doch  Gengler's  „Deutsche  Rechtsgeschichte  im  Grundrisse"  (Erlangen  1850) 
lvollendet  geblieben,  während  Schuler-Libloy's  Grundriss  an  keiner  der 
»utschen  Hochschulen  Aufnahme  gefunden  hat. 

Es  ist  von  anderer  Seite  die  Auffassung  vertreten  worden,  ein  solcher 
rundriss  sei  für  die  deutsche  Rechtsgeschichte  verfehlt.  Verständniss  für 
w  juristische  Denken  der  Vergangenheit  könne  nur  in  einem  wirklichen 
uellenstudium  gewonnen  werden.  Die  Lektüre  von  Quellenausschnitten,  wie 
e  der  vorliegende  bezw.  jeder  Grundriss  böte,  könne  solche  Befähigung 
icht  vermitteln,  verringere  vielmehr  nur  die  Zeit  für  die  wirkliche  Bekannt- 
ihaft  mit  den  Quellen.  Dass  man  die  Methode  von  Grundrissen  für  das 
eutsche  Privat-  und  für  das  Handelsrecht  verwerthet  habe,  rechtfertige  noch 
icht  ihre  Uebertragung  auf  die  Rechtsgeschichte.  Referent  steht  auf  einem 
äderen  Standpunkte.  In  keiner  Rechtsdisziplin  ist  ein  Grundriss  der  einzige 
ind  vollkommenste  Weg,  um  den  Studirenden  die  Kenntniss  einschlagender 
Juellenstellen  zu  vermitteln.  Ein  Grundriss  ist  immer  nur  ein  Hü lfs mittel, 
iber  er  ist  ein  Hülfsmittel ,  welches  je  nach  der  Individualität  des  Schülers 
and  nach  der  zweckentsprechenden  Verwendung  durch  den  Dozenten  Erfolge 
verspricht.  Handelt  es  sich  doch  nicht  allein  um  methodische  Schulung;  sie 
muss  der  Dozent   in   selbständigen   seminaristischen  Uebungen,   oder  —  so- 
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fern  ihm#dies  die  lokalen  Verhältnisse  gestatten  — ,  in  engerer  Verbindonf 
mit  der  Vorlesung  über  deutsche  Rechtsgeschichte  an  der  Hand  eines  Volk*- 
rechts,  eines  Rechtsbuchs  oder  einer  anderen  umfassenderen  Rechtsquelle  an- 
zustreben suchen.  Es  handelt  sich  auch  um  die  belebende  Anregung  dank 
Quellenzeugnisse ,  um  Werkstücke  für  den  mündlichen  Vortrag.  Kein  aka- 
demischer Lehrer  wird  die  Bedeutung,  die  Kraft  und  Frische  unmittelbar* 
Quellencitate  verkennen.  Keiner  wird  sie  entbehren  wollen.  Nur  wenig« 
befinden  sich  jedoch  für  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  in  einer  so  schwie- 
rigen Lage  wie  die  Vertreter  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Es  ist  nicht 
nur  die  den  Anfänger  fast  verwirrende  Zahl  und  Vielgestaltigkeit  der  Recbtt- 
quellen,  welche  erschwerend  wirkt.  Auch  ihre  Sprache,  für  welche  derSfr- 
dirende  der  Rechte  in  den  wenigsten  Fällen  genügende  Vorkenntnisse  besitz 
birgt  Schwierigkeiten  und  vereitelt  nicht  selten  die  Absicht  des  Dozenta, 
durch  blosse  mündliche  Citate  seine  Ausführungen  zu  belegen.  Hier  km 
eine  in  Grundrissform  gearbeitete  Quellensammlung  ihre  Dienste  leisten  ■! 
den  mündlichen  Vortrag  ebenso  dankenswerth  unterstützen  wie  die  Qnelki 
zur  Deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  von  H.  0.  Lehmann  oder  m 
ausgewählten  Urkunden  von  Altmann  und  Bernheim.  Erhält  der  Stafr] 
rende  auch  nur  einen  Ueberblick  über  das  weitgedehnte  Material,  einen  Ea»| 
blick  in  die  Sprache  und  Schreibart  der  Quellen  und  verbindet  er  wichtig« ; 
Thatsachen  in  seiner  Erinnerung  künftig  mit  einer  Quellenstelle  —  eatf! 
Stelle  des  Sachsenspiegels,  der  goldenen  Bulle  oder  einer  anderen  rectal- 
historisch  bedeutsamen  Bestimmung  — ,  so  hat  ein  solcher  Grundriss  am 
besten  Theil  seiner  Aufgaben  erfüllt.  Der  Anfänger  gewinnt  dadurch  det 
Muth ,  der  ihm  so  leicht  den  Quellen  gegenüber  fehlt.  Er  wird  es  als  ge» 
ringeres  Wagniss  betrachten ,  selbständig  weiterzuschreiten  und  einzelne  ib 
interessireude  Fragen  näher  zu  verfolgen  Hier  sucht  der  Grundriss  «eine 
zweite  Aufgabe  zu  lösen,  indem  er  sich  bemüht,  durch  Literat urnachwei* 
eine  solche  autodidaktische  Weiterbildung  zu  erleichtern. 

Es  sind  drei  Punkte  seiner  Arbeit,  für  welche  Frommhold  in  der  voran- 
gestellten Einleitung  eine  kurze  Begründung  giebt:  die  Stoffordnuug  und -eis* 
theilung,  die  Literaturangaben  und  die  Auswahl  der  Quellenstellen.  ^«* 
den  ersten  Punkt  anlangt ,  so  nimmt  der  Verf.  unter  VerwerthuDg  der  wb* 
chronistischen  Methode  eine  Theilung  in  sechs  Bücher  vor.  Er  scheidet  d* 
germauische  Zeit  (I.  Buch),  die  fränkische  Zeit  (IL  Buch),  „das  deutsche 
Mittelalter:  A.  Entwicklung  und  Einfluss  des  Lehnswesens"  (IIL  Bach), 
„B.  Die  Zeit  des  nationalen  Rechtspartikularismus"  (IV.  Buch).  Hieran  fi# 
er  als  V.  Buch  „Die  neuere  Zeit  (die  Zeit  des  romanistischen  Rechtspufr 
kularismus)",  als  VI.  Buch  „Die  neueste  Zeit  (die  Entwickelung  einer  neos 
Reichs-  und  Rechtseinheit)".  Jedes  der  fünf  ersten  Bücher  zerfallt  in  r*fl 
Theile:  „Allgemeine4*  und  „Besondere  Rechtsgeschichte".  Hierbei  werden 
unter  dem  Titel  „Allgemeine  Rechtsgeschichte"  Paragraphen  über  die  poli- 
tische Cieschichte,  die  Kultur-  und  Wirtschaftsgeschichte,  die  Geschichte  der 
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echtsquellen  vorangestellt.  Als  „Besondere  Rechtsgeschichte"  6chliessen 
ch  hieran  Abschnitte,  welche  das  Staats-,  Prozess-,  Straf-  und  Privatrecht 
^handeln.  Bei  der  Aufstellung  eines  Systems  der  deutschen  Rechtsgeschichte 
i  die  Verwerthung  einer  germanischen  und  einer  fränkischen  Periode  die 
ewohnte  und  unbedingt  richtige.  Auch  darin  stimmt  Referent  dem  Verf. 
«i,  dass  das  Mittelalter  nicht  als  eine  grosse  geschlossene  Masse  zusammen- 
n£usen  sei.  Jedenfalls  erscheint  ihm  beim  mündlichen  Vortrag  eine  Thei- 
nng  im  Interesse  der  leichteren  Uebersicht  und  der  Präzision  der  Dar- 
itellung  empfehlenswerth.  Fasst  Referent  hierbei  die  den  beiden  Büchern 
ronusgeschickte  Uebersicht  über  die  politische  Geschichte  in's  Auge,  so  be- 
rührt er  sich  im  Wesentlichen  mit  dem  Verf.  in  den  Zeitgrenzen,  welche  er 
jenen  Unterabtheilungen  des  Mittelalters  beim  mündlichen  Vortrag  giebt. 
Minder  bereitwillig  kann  den  vom  Verf.  gewählten  Benennungen  des  III. 
md  IV.  Buches  das  Wort  geredet  werden.  Frommhold  empfindet  es  selbst, 
fass  in  seinem  dritten  Buche  nicht  wenige  Fragen  zur  Behandlung  kommen, 
fir  welche  jede  Verbindung  mit  dem  Lehnrecht  fehlt.  Auch  gegen  die  Be- 
nennung des  IV.  Buches  möchten  sich  Einwendungen  erheben  lassen.  Un- 
bedingte Zustimmung  wieder  verdient  Verf.,  wenn  er  bei  Aufstellung  seines 
Systems  wir  th  Schafts  geschichtliche  Fragen  eingehender  berücksichtigt. 
Die  An8iedlungsverhältni8se,  die  Rechtsverhältnisse  von  Grund  und  Boden 
■.  a.  m.  müssen  behandelt  werden,  wenn  der  Studirende  wichtige,  darauf 
btsirende  Fragen  (des  Verfassungsrechts,  wie  des  Familien-  und  Erbrechts), 
verstehen  soll.  Des  Geld-  und  Münzwesens  muss  gedacht  werden,  um  der 
Darstellung  des  Finanzwesens,  oder  —  beispielsweise  in  fränkischer  Zeit  — . 
dem  Verständnisse  des  Bussensystems  vorzuarbeiten.  Eine  andere  Frage  ist 
et  dagegen,  in  wieweit  sitten-  und  religionsgeschichtliches  Material  heran- 
roziehen  ist.  Geht  der  Verf.  an  einzelnen  Stellen  hierin  nicht  zu  weit,  — 
beispielsweise  wenn  er  unter  die  „Allgemeine  Rechtsgeschichte"  der  germani- 
schen Zeit  einen  Paragraphen  über  „Charakter,  Lebensweise  und  Religion 
der  Germanen"  stellt?  Nach  den  Stichworten  zu  urtheilen,  will  Frommhold 
fo  diesem  Paragraphen  „die  nationalen  Tugenden  und  Fehler",  „die  Klei- 
dung, Wohnung,  Speise  und  Trank;  Beschäftigung,  Gewerbe,  Künste,  Todten- 
bestattung",  „die  nord-  und  südgermanische  Mythologie,  einzelne  Kulte,  die 
Öotterwelt  der  Naturkräfte,  Priesterthum"  berücksichtigt  wissen.  Sicherlich 
»t  die  Darstellung  dieser  Fragen  nicht  Aufgabe  der  Vorlesung  über  deutsche 
Rechtsgeschichte.  Die  traditionelle  Zahl  von  vier  oder  fünf  Vorlesungsstunden 
•örde  hierfür  keinesfalls  ausreichen.  Das  gleiche  Bedenken  hegt  Referent 
hinsichtlich  des  Umfangs  der  vom  Verf.  herangezogenen  politischen  Geschichte. 
äewiss  macht  der  Dozent  rücksichtlich  der  geschichtlichen  Vorkenntnisse 
•iner  Zuhörer  nicht  selten  die  Erfahrung,  dass  das  Wort  de  Panats  „Ils 
tont  rien  appris,  ni  rien  oublie"  in  seinem  letzten  Theile  wenigstens  nicht 
^trifft.  Gewiss  muss  er,  um  ein  historisches  Ereiguiss  seiner  rechtsgeschicht- 
chen  Seite  nach  verwerthen  zu  können,  Manches,   was  bekannt  sein  sollte, 
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wiederholen.  Eine  so  weitgehende  systematische  Aufnahme  der  politischen 
Geschichte,  wie  sie  Frommhold  im  Auge  hat,  überschreitet  jedoch  die  Auf- 
gaben des  Rechtshistorikers.  Wir  verlieren  andernfalls  den  mühevoll  er- 
rungenen heutigen  Standpunkt  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Wir  ver- 
gessen sonst  die  Wahrheit  des  Wortes  Bruxner's1:  „Durch  die  Ausscheidung 
der  politischen  Geschichte  hat  die  deutsche  Rechtsgeschichte  ein  einheitliche! 
wissenschaftliches  Prinzip  gewonnen  und  trat  sie  aus  einer  Zwitterstellung  in 
die  Reihe  der  reinen  Rechtsdisziplinen  ein". 

Wie  bereits  angedeutet  wurde,  ist  den  einzelnen  Paragraphen  ein  Iraner, 
in  die  Form  von  Stichworten  gefasster  Text  beigegeben.  Der  Verf.  bemerkt 
hierzu,  dass  dieser  Text  Mangels  näherer  Ausführungen  und  Beweise  weder 
Anspruch  auf  Billigung  erhöbe,  noch  der  Verteidigung  gegen  Angriffe  und 
Bedenken  bedürfe.  Trotzdem  wird  Verf.  es  nicht  zurückweisen,  wenn  sich 
eine  Kritik  mit  diesem  Texte  seinem  weitüberwiegenden  Inhalte  nach  ein- 
verstanden erklärt.  Nur  wenige  Einzelheiten,  für  welche  Referent  Ände- 
rungen vorschlagen  möchte,  sollen  kurz  erwähnt  werden.  Dies  trifft  beispiels- 
weise die  Fassung  des  §  18.  Der  Umarbeitung  bedarf  ferner  nach  Ansicht 
des  Referenten  vor  Allem  der  §  41.  Nach  den  Stichworten  und  nach  dem 
Citat  von  Löning's  Gemeindeverfassung  des  Urchristenthums  zu  schliefen 
will  Verf.  hier  bis  zur  Entwickelung  der  ältesten  Kirchenverfassung  zurück- 
greifen. Irreführen  kann  ferner  z.  B.  die  Notiz  in  §  1301V:  „Das  Reicb- 
kammergericht,  1495  errichtet  zu  Frankfurt  a./M.,  dann  bis  1806  zu  Wetzlsr*. 
Wenn  auch  die  kurzen,  vorübergehenden  Aufenthalte  in  Worms,  Xürnberf 
und  an  anderen  Orten  nicht  genannt  zu  werden  brauchten,  so  war  doch  des 
Sitzes  des  Reichskammergerichts  in  Speier  von  1527 — 1689  zu  gedenken. 

Für  die  Literaturangaben,  —  den  zweiten  Punkt,  welchen  Froxmbold 
in  der  Einleitung  begründet,  —  ist  der  Plan  verfolgt,  „einerseits  (dieselben) 
auf  das  notwendigste  Mass,  auf  die  besten  und  umfassendsten  Werke  zu  be- 
schränken, (sie)  andrerseits  so  reichlich  zu  gestalten,  dass  dem  Anfänger 
wenigstens  die  Möglichkeit  gegeben  wurde,  an  der  Hand  der  mitgetheilun 
Schriften  selbständige  Forschungen  vorzunehmen  ....  Ein  über  den  nächsten 
Zweck  hinausgehendes  Mehr  möge  daher  auch  anderen  Benutzern  .  .  .  .  n 
Gute  kommen44.  In  Ausführung  dieses  Planes  citirt  der  Verf.  an  erster  Steife 
die  Lehrbücher  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  daran  anschliessend  um- 
fassendere Spezialwerke  (wie  Waitz,  Verfassungsgeschichte,  Stobbe,  Geschickte 
der  deutschen  Rechtsquellen  u.  A.),  endlich  Monographieen  über  Einzeurageo. 
Es  ist  keine  leichte  Aufgabe,  die  rechte  Auswahl  zu  treffen  und,  besonder» 
unter  den  an  letzter  Stelle  Genannten,  ein  zu  Wenig  auf  der  einen,  ein  n 
Viel  auf  der  anderen  Seite  zu  vermeiden.  Weil  eklektisch  vorgegangen 
werden  muss,  wird  eine  solche  Literaturzusammenstellung  auch  stets  eines 
mehr  oder  minder  subjektiven  Charakter  tragen.    Dies  muss  bedacht  werden, 

1  Deutsche  Rechtsgcschichte  I,  S.  3. 
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wül  man  den  Literaturangaben  des  Verf.  gerecht  werden.  Für  die  Hülfs- 
mittel  (§  2)  verweist  Frommhold,  von  einigen  Geschichtswerken  abgesehen, 
lediglich  auf  die  Zusammenstellungen  bei  Brunner  und  bei  Schroeder.  U.  E. 
mussten  diese  kurzen  Verweisungen  gerade  hier  durch  eingehendere  Winke 
ersetzt  werden.  Gerade  an  dieser  Stelle  ist  es  Aufgabe  eines  Hülfsmittels 
von  der  Art  eines  Grundrisses,  selbständig  zu  orientiren  und  dem  Studirenden 
ausgewählte  Werke  an  die  Hand  zu  geben,  mit  denen  er  im  gesammten  Ver- 
laufe der  Vorlesung,  wie  nachher  bei  eigenen  Studien,  zu  rechnen  hat.  Bei- 
spielsweise hätten  die  historischen  Atlanten  von  Spruner-Menke  oder  Droysen 
genannt  werden  sollen,  welche  dem  Studirenden  regelmässig  im  Lesezimmer 
der  Universitätsbibliothek  oder  im  juristischen  Seminar  zur  Verfügung  stehen 
werden.  Auch  aus  der  Zahl  der  Lexika  konnte  ein  oder  da9  andere  aus- 
gewählt werden,  um  den  Anfänger  vom  ersten  Augenblicke  an  zu  eigenen 
Quellenstudien  zu  ermuthigen.  Es  konnten  Du  Gange  und  Haltaus  für  das 
mittelalterliche  Latein,  Graff  für  das  Althochdeutsche,  Lexer  für  das  Mittel- 
hochdeutsche aufgeführt  werden  u.  A.  m.  Auffallen  muss  ferner,  —  dies  trifft 
den  Grundriss  in  seiner  Gesammtheit,  —  die  geringe  Heranziehung  der  ausser- 
deutschen  Literatur.  Der  Einwand,  dass  der  Studirende  doch  niemals  ein 
fremdsprachiges  Buch  zur  Hand  nehme,  würde  zum  Glück  nicht  zutreffen. 
Es  ist  dies  nicht  nur  eine  optimistische  Auffassung  des  Referenten.  Schon 
um  der  weiteren,  nichtstudentischen  Interessenten,  auf  die  Verf.  in  seiner 
Vorrede  mit  gutem  Grunde  rechnet,  war  eine  ausgewählte  Berücksichtigung 
der  ausserdeutschen  Literatur  geboten.  Das  Gleiche  war  aber  auch  vom 
pädagogischen  Standpunkte  aus  erforderlich.  Es  ist  im  Iuteresse  der 
Orientirung  der  Studirenden  ausserordentlich  wünsch enswerth,  dass  die  Namen 
eines  Glasson,  Laffbriere,  Viollet,  Pertile,  Steman  u.  A.,  —  sei  es  auch 
nur  in  der  Literaturübersicht  des  §  66  des  Grundrisses,  —  genannt  werden. 
Jedenfalls  gewährt  die  uns  vorliegende  Literaturzusammenstellung  des  §  66 
mit  der  Aufführung  von  Phillips,  Warnköxio  und  Stein  und  Homeyer's 
Uebersetzung  von  Kolderup-Rosenvinge  kein  zutreffendes  Bild  des  Standes 
der  Wissenschaft  in  der  Frage  „des  deutschen  Rechts  ausserhalb  des  Deut- 
schen Reiches".  Die  reiche  Ausstattung  des  Grundrisses  lässt  den  Gedanken 
nicht  aufkommen,  dass  es  sich  um  Raumersparniss  gehandelt  habe.  Sollte 
gespart  werden,  so  konnte  dies  mannigfach  geschehen,  ohne  dass  man  eine 
Lücke  empfunden  hätte.  Der  Verf.  ist  beispielsweise  mit  der  Aufführung  von 
Dissertationenliteratur  allzu  freigebig  gewesen,  auch  Kxod's  Programm  (§  72) 
hat  unverdient  Aufnahme  gefunden.  Das  Gleiche  gilt  von  Kallsex's  Buch 
über  die  deutschen  Städte  (§  34).  In  $  21  wird  Gaupp,  Germanische  An- 
siedlungen  (1844)  und  Gadpp's  Commentatio  de  oecupatione  et  divisione  pro- 
vinciarum  agrorumque  Romanorum  (1841)  neben  einander  citirt;  die  letztere 
Arbeit  ist  entbehrlich.  Nicht  beizustimmen  vermag  Referent  weiterhin  den 
Literaturangaben  für  die  Lex  Salica  (g  28,  II  1).  Der  Verf.  nennt  hier  von 
Sonderliteratur  neben  dem  mit  Recht  zu  citirenden  Aufsatze  Schroedkr's 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  2.  20 
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(Die  Franken  und  ihr  Recht),  nur  Daniels,  Handbuch  I,  §§  72 — 74  und 
J.  Clement,  Forschungen  über  das  Recht  der  salischen  Franken«  Es  giebt 
u.  £.  aus  dem  grossen  Literaturkreise  des  Bauschen  Volksrechts  kaum  ein 
zweites  Werk,  das  mit  grösserer  Reserve  den  Studirenden  in  die  Hand  ge- 
geben werden  muss,  als  Clement.  Unschwer  hätte  sich  dafür  Empfehlent- 
wertheres  finden  lassen;  vor  Allem  hätte  für  die  malbergische  Glosse  Grohs 
Vorrede  zu  der  Ausgabe  von  Merkel,  überdies  eventuell  die  Arbeit  von 
Kern  (Die  Glossen  in  der  Lex  Salica  und  die  Sprache  der  salischen  Franko» 
genannt  werden  können.  Neben  den  allein  aufgeführten  Ausgaben  von 
Behrend  und  von  Hessels  durfte  zum  Mindesten  die  Ausgabe  von  Pardisscs 
einen  Platz  beanspruchen.  Bei  dem  westgothischen  Volksrecht  (§  28,  IL,  6) 
fehlen  Dahn's  Westgothische  Studien.  Bei  dem  langobardischen  Recht,  dessen 
weitere  Schicksale  im  Anschluss  an  das  Edikt  die  Stichworte  „Capitukre, 
Liber  Papiensis,  Lombarda"  andeuten  (§28,  H,  11),  sind  für  die  ntch- 
fränkische  Zeit  Ficker's  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschiente 
Italiens  unerwähnt  geblieben2.  Als  Wünsche  und  Vorschläge  seien  ferner 
hervorgehoben:  Zu  §  31  (Urkundenwesen  in  fränkischer  Zeit)  der  Aufiatt 
von  Brunner,  Carta  und  Xotitia  — ,  zu  §  43  Ehrenberg,  Comniendation  und 
Huldigung,  —  zu  §  44  (Finanzwesen  im  fränkischen  Reiche)  die  Aufsätze  roa 
Dahn,  Zum  merowingischen  Finanzrecht,  und  von  Gareis,  Bemerkungen  n 
Kaiser  Karls  d.  Gr.  Capitulare  de  villis3,  —  zu  §  103  von  Kries,  Der  Be- 
weis im  Strafprozess  des  Mittelalters,  —  zu  §  104  Hänel,  Das  Beweissyitem 
des  Sachsenspiegels,  —  zu  §  110  von  Martttz,  Das  eheliche  Güterrecht  de» 
Sachsenspiegels  und  der  verwandten  Rechtsquellen,  —  zu  §  117  Schxolld, 
Die  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft.  Die  oben  verzeichneten  Arl>eiten, 
—  bei  deren  Aufzählung  Referent,  dem  ausgesprochenen  Grundsatze  getreu, 
die  engsten  Grenzen  einhält4,   —  haben   im   Grundriss  überhaupt  nicht  Er- 


2  Sie  werden  auch  anderweit  nicht  citirt. 

3  Beide    in    den   germanistischen   Abhandlungen   zum    70.  Geburtstage 
Konrad  von  Maurer's  (Göttingen  1893). 

4  Geht  Referent  einen  kleinen  Schritt  weiter,  so  würde  er  z.  B.  » 
§119  (mit  Hinweis  auf  §  83)  Muther,  Aus  dem  Universitäts-  und  Gelehrten- 
leben im  Zeitalter  der  Reformation  und  Muther,  Zur  Geschichte  der  Rechu- 
wissenschaft  und  der  Universitäten  in  Deutschland  vorschlagen.  Im  §  8£ 
(Die  Universitäten  und  der  Humanismus)  vermisst  er  ungern  neben  Geiger, 
Renaissance  und  Humanismus  das  gerade  für  Studirende  anregende  Bock 
von  G.  Voigt,  Die  Wiederbelebung  des  klassischen  Alterthums.  Auch  die? 
gegenwärtig  im  Vordergrunde  der  wissenschaftlichen  Diskussion  stehende 
Frage  der  Entwicklung  der  Stadtverfassung  hätte  durch  Literaturnotizen  ein- 
gehender berücksichtigt  werden  dürfen,  als  dies  im  §  68  geschehen  ist  Bier 
ist  Verfasser  allzu  sparsam  gewesen.  Schon  der  Hinweis  auf  Schtlti' 
Aufsatz    über    Reichenauer  Städtegründungen   wäre   von  Vortheü  gewesen. 
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ähnung  gefunden.  Andere  Werke,  die  wohl  citirt  sind,  möchten  in  der 
iteraturzusammenstellung  anderer  Paragraphen  aufgeführt  bezw.  wiederholt 
erden.  Beispielsweise  sucht  man  Wilda,  Strafrecht  der  Germanen,  bereits 
i  §  51  (Allgemeine  Rechtsgrundlagen  des  Strafrechts  in  fränkischer  Zeit), 
icht  erst  im  §  53 5.  Lancizolle's  instruktive  Uebersicht,  die  im  §  121 
itirt  ist,  könnte  mit  entsprechenden  Verweisen  (S.  5,  15  ff.,  77  —  S.  94  fg.) 
en  Literaturübersichten  der  §§124  und  139  hinzugefügt  werden.  Im  §  55 
rird  für  die  Geschichte  des  Eherechts  lediglich  auf  die  beiden  Schriften  von 
Iohm,  Das  Recht  der  Eheschliessung  (1875)  und  Trauung  und  Verlobung 
1876)  Bezug  genommen.  Die  Arbeiten  Friedberg's  werden  nicht  citirt0. 
Und  doch  sind  wenige  andere  Literaturerscheinungen  so  cohärent,  wie  gerade 
lie  eherechtlichen  Schriften  Friedberg's  und  Sohm's. 

Wie  für  die  Literaturnachweise,  so  giebt  Frommhold  auch  für  die  Aus- 
wahl der  Quellenstellen  die  Gesichtspunkte  an,  die  ihn  leiteten  (S.  VI):  „Die 
mitztttheilenden  Auszüge  mussten  nicht  allein  inhaltlich  für  die  Bestätigung 
oder  Erläuterung  des  Textes  die  geeignetsten,  sondern  auch  aus  dem  Zu- 
Mmmenbange  gehoben  nicht  allzu  schwer  verständlich  sein  und  in  möglichst 
to»pper  Fassung  die  wesentlichsten  Punkte  enthalten**.  Sehen  wir  näher  zu, 
so  ist  das  für  die  germanische  Zeit  ausgewählte  Quellenmaterial,  von  einem 
Citat  aus  Plinius  (§  17,  II)  abgesehen,  ausschliesslich  Caesars  Bellum  Galli- 
cum  und  der  Germania  des  Tacitus7  entnommen.  Zweifellos  ist  die  Bevor- 
zugung dieser  beiden  wichtigsten  Quellenwerke  sachlich  gerechtfertigt. 
Immerhin  vertrüge  sich  damit  die  Hinzunahme  weniger  Citate  aus  einer 
anderen  Quelle,  beispielsweise  aus  den  Annales  oder  Historiae  des  Tacitus 
oder  aus  Ammianus  Marcellinus.  Ja  eine  solche  Vermehrung  der  Citate  ist 
vom  Standpunkte  des  Dozenten  betrachtet  sogar  in  hohem  Masse  wünschens- 
verth.  Nur  zu  oft  macht  man  die  Erfahrung,  dass  Caesar's  Bellum  Gallicum 
nnd  die  Germania  des  Tacitus  dem  Anfänger   als    einzige  Ueberlieferung 

Nicht  minder  hätte  das  Interesse  an  Fragen  der  späteren  städtischen  Ent- 
w*ddung  (§  124)  in  wichtigen  Punkten  (z.  B.  im  Hinblick  auf  das  städtische 
Finanzwesen)  durch  Literaturnachweise  belebt  werden  können.  Bei  §  125 
(Die  Heligionsparteien  im  Reiche)  hätte  zum  mindesten  ein  eingehenderes 
frchenrechtliches  Lehrbuch  zur  Weiterorientirung  citirt  werden  sollen  u.  a.  m. 

5  Für  die  germanische  Zeit  wird  Wilda  im  §  15  citirt. 

*  Friedbrrg'8  Verlobung  und  Trauung  wird  später  im  §  110  (Familien- 
*cht  in  der  Zeit  des  nationalen  Rechtspartikularismus)  genannt.  Unerwähnt 
*kibt  auch  hier  Friedberg's  Recht  der  Eheschliessung  (1865),  welches  das 
UDdament  für  die  geschichtliche  Behandlung  dieser  Fragen  geliefert  hat. 

7  Für  die  Germania  des  Tacitus  folgt  Verfasser,  wie  Referent  auf  Grund 
tiner  Kollationen  mit  den  Ausgaben  von  Holder,  Zerxial,  Halm  und 
c&weizer-Sidler  festzustellen  gesucht  hat,  keiner  dieser  gegenwärtig  als 
^tkritisch  anerkannten  Editionen. 

20* 
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germanischer  Verhältnisse  gelten.    Eine  Anfuhrung  weiterer  Quellen  bedeutet 
deshalb  gerade  hier  eine  Erweiterung  des  Gesichtskreises.    Für  die  fränkische 
Zeit  gewähren  überwiegend  Volksrechte  und  Kapitularien  die  Quellenbelege. 
An  elf  verschiedenen  Stellen  sind  Formeln  herangezogen.     Seltener  ist  eine 
Notiz    aus  Annalen    oder    einer    anderen  fränkischen   Geschichtsquelle  bei- 
gebracht.   Nach   Ansicht   des   Referenten   hätte  der  Kreis   der  fränkische» 
Geschichtsquellen   lebhafter  verwerthet  werden   können,    beispielsweise  m» 
dem  §  37,  I  (Entwickelung  des  Königthums,  Theokratie,  Kaiserkrönung)  oder* 
dem  §  38  (der  königliche  Hof)   oder  dem  §  38  Leben  zu   geben8.    Es  srnd. 
dies  ganz  besonders  dankbare  Partieen  der  Vorlesung,  denen  die  Citate  ge- 
recht werden  möchten.    Aehnlich  ergeht  es  dem  Referenten  bei  der  Durch— 
sieht  des  §  44  (Finanzwesen).     Unter  den  königlichen  Einnahmequellen  sind 
hier  mit  Recht  an  erster  Stelle  die  Krongüter  genannt;   dabei  fehlt  jedodm 
jedes  Citat  aus  dem  Capitulare  de  villis,  welches,   wie  keine  andere  Quelle, 
die  Verhältnisse   der  Krongüter  unter  Karl  d.  Gr.  widerspiegelt.    Für  di» 
Mittelalter   sind   mit   gutem  Grunde    die  Rechtsbücher   als  Quellen  ia  den 
Vordergrund  gestellt9.    Die  lehnrechtlichen  Quellen  sind  eingehend  berück- 
sichtigt.   Auch   die  Landfrieden   und   die  Goldene  Bulle   sind   entsprechend 
verwerthet.    Bei  der  Fülle  der  Quellen,  welche  hier  entgegenströmen,  muss 
dem   Herausgeber  eines   Grundrisses   ein   weiter  Spielraum   subjektiven  Er- 
messens eingeräumt  werden.     Deshalb  beschränkt   sich  Referent   auf  wenige 
Wünsche  und  Vorschläge:  Für  den  §  68,  I  „Begründung  und  Entwickeln*? 
der  Städte"  ist  Widükind,  res  gestae  Saxonicae  I,  35,  die  Sententia  Fride- 
rici  I.  von  1180  de  advocatiis  episcoporum  et  munitionibus,  cap.  9  der  Con- 
foederatio  Friderici  II.  und  Schwabensp.  143  angeführt.     Referent  will  diese 
Stellen  nicht  verwerfen.    Den  Kernpunkt  der  Frage  treffen  sie  jedoch  nicht 
Viel  lieber   sähe  Referent   an  diesem  Punkte  Stellen  eines   städtischen  Stif- 
tungsbriefes  nach  Art   des  Reichenauer  Städterechts   von   1100.    Der  §  Öl 
führt  den  Titel  „Weisthümer",  bringt  aber  keine  Stelle  eines  Weisthums  bei 
um  das  Charakteristische  der  Weisthümer  zu  zeigen.    Für  „die  neuere  Zeit" 
(V.  Buch)  sind  die  Carolina,  die  Reichskammergerichts-  und  Reichsbofiitbs- 
ordnungen,     das    Instrum.    pacis    Osnabr. ,    der   jüngste    Reichsabschied  io 
passenden  Einzelstellen  vertreten.     Für  die   letzte  Periode   hat  Verf.  Citate 
der  Rheinbundsakte,   der  Wiener  Bundes-  und  Schlussakte   bis   zur  Beichs- 
verfassung   aufgenommen.     Den  Schluss   des   Grundrisses   bilden  drei  litho- 
graphirte  Karten  zu  den  §§  4,  19  und  67.    Sie  sind  in  grossen  Strichen  über 
sichtlich  hergestellt.     Vielleicht  fügt  Frommhold  ihnen  bei  einer  Xeuauflige 
seines  Grundrisses  eine  oder  die  andere  Karte  des  Reiches  aus  späterer  Zeit, 
oder  eine  Rechtskarte  Deutschlands  bei. 

Giessen.  Arthur  B.  Schmidt 


*  Beispielsweise  ist  Gregor  von  Tours  nur  ein  Mal  in  einer  w«h$ 
signifikanten  Stelle,  Einhard  nicht  ein  Mal  citirt. 

v  Die  "Wiedergabe  der  Quellencitate  ist  mannigfach  zu  bessern;  VS*- 
z.  B.  §  76  I,  Xo.  2.  
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Aufsätze. 


Der  Reichskanzler  und  das  preussische  Staats 

ministerium. 


i: 
i 


in  Beitrag   zur  Würdigung   der  HÄNELschen   Theorie 

der  Reichsgewalt1. 

Von 
Dr.  jur.  J.  Grassmann  in  Augsburg. 


Hänel  hat  in  seinem  grossangelegten  Staatsrechtwerke  neuer- 
ings  den  Versuch  unternommen,  die  rechtliche  Natur  des  Deut- 
hen  Reiches  festzustellen,  und  in  erster  Linie  die  Summe  der 
ompetenzen  des  Reiches,  d.  i.  die  „Reichsgewalta,  sorgfaltigst 
itersucht.  Der  scharfsinnige  Verfasser  ist  zu  einem  Ergebnisse 
'kommen,  welches  den  Auffassungen  der  verbündeten  Regie- 
ngen, wie  der  theoretischen  Verteidiger  des  föderativen  Charakters 
s  Deutschen  Reiches  widerspricht. 

Hänel  hält,  wie  Seydel,  die  Souveränität  für  das  wesent- 
be  Begriffsmerkmal  des  Staates.  „Das  Reich,  als  einheitliche 
sammenfassung  aller  öffentlichen  Gewalten,  ist"  —  nach 
iXel  —  „der  deutsche  Staat  schlechthin,  die  Einzelnstaaten  sind 


1  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht,  I.  Bd.  Die  Grundlagen  des  deutschen 
ates    und    die   Reichsgewalt.   —   Bd.  V.  1.   in    Bindings  Handbuch   der 
it  sehen   Rechtswissenschaft.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1892. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  3.  21 
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nur  Einrichtungen  und  Organe  des  Reiches  ohne  staatlichen 
Charakter;  die  Rechtsstellung  der  deutschen  Territorien,  soweit 
dieselben  zum  alten  Deutschen  Reiche  gehörten,  ist  von  der 
vorübergehenden  Souveränität  infolge  der  Erneuerung  des  Reiches 
zurückgebildet  und  umgebildet  auf  die  Landeshoheit."  Das 
Deutsche  Reich  ist  also  kein  Bundesstaat,  sondern  ein  dezentrali- 
sierter Einheitsstaat,  ein  dem  Einheitsstaate  gleichartiges  Staats- 
wesen, dem  gegenüber  seine  Mitglieder,  einschliesslich  der  Ein- 
zelnstaaten, keine  jura  singulorum  haben  können.  Die  Monarchie 
im  Sinne  eines  festen  wissenschaftlichen  Begriffes  —  Vereinigung 
der  gesamten  Staatsgewalt  in  dem  Oberbaupte  des  Staates  —  ist 
(nach  Hänel)  in  Deutschland,  allen  verdunkelnden  Redensarten 
zum  Trotz,  nur  darstellbar  im  Kaisertum  und  nirgends 
sonst.  An  den  verfassungsmässigen  Attributen  des  Kaisertums 
allein  entscheidet  es  sich,  ob  die  Monarchie  in  Deutschland  be- 
steht oder  nicht.  —  Diese  letztere  Frage  hat  Häxel  noch  nicht 
ausdrücklich  bejaht;  er  hält  jedoch  an  seiner  Auffassung  fest, 
dass  als  ein  dem  Einzelnstaate  Preussen  bezüglich  der  Bildung  der 
Reichs -Hauptorgane  zugeschriebenes  besonderes  Recht  die  Per- 
sonalunion des  preussischen  Königtums  mit  dem  deutschen 
Kaisertum  zu  gelten  habe. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  dass  diese  Konstruk- 
tion in  erster  Linie  der  CALHOCN-SEYDELschen  Lehre,  welche 
das  Deutsche  Reich  als  einen  staatsrechtlichen  Staatenbund,  dessen 
Bestand  durch  das  Verfassungsrecht  der  verbündeten,  souveränen 
Staaten,  nicht  durch  internationale  Verträge  gesichert  sei.  be- 
zeichnet, absolut  entgegensteht,  wie  sie  auch  der  LABAxnschen 
vermittelnden  Ansicht,  welche,  um  die  Staateneigenschaft  der  ein- 
zelnen Bundesglieder  zu  retten,  die  Souveränität  als  essentielles 
Merkmal  des  Staates  preisgiebt,  nicht  entspricht. 

Die  Regierungen  haben  seit  Gründung  des  Reiches  unrer- 
änderlich,  die  unitarischen  Tendenzen  bekämpfend,  die  entgegen- 
gesetzte  Auffassung   vertreten   und  befolgt;   speziell  die  wieder- 
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holten  amtlichen  Erklärungen  der  bayerischen  und  württembergi- 
schen Regierung  „als  derjenigen  Regierungen,  welche  die  Reichs- 
verfassung auf  Grund  der  Verträge  angenommen  haben",  sind 
jedem  Versuch,  zum  Einheitsstaate  (durch  verantwortliche  Reichs- 
ministerien) zu  gelangen,  entschieden  entgegengetreten. 

Insbesondere  wird  von  dieser  Seite  die  HÄKELsche  Doktrin, 
welche  die  sog.  Reservatrechte  zu  Privilegien  gegenüber  einer  zu 
ihrer  einseitigen  Aufhebung  berechtigten,  souveränen  Gewalt 
stempelt  und  diesen  Sonderrechten  nur  einen  moralischen 
Schutz  zusichert,  nur  entschiedene  Ablehnung  erfahren.  Laband 
hat  u.  E.  richtig  ausgeführt,  dass  in  dieser  Auffassung  Hänels 
der  fundamentale  Irrtum  seiner  Deduktion  sich  offenbare2. 

Ohne  auf  diese,  auch  unserer  Auffassung  widersprechenden 
Ergebnisse  des  HÄXELschen  Staatsrechtswerkes  näher  einzugehen, 
soll  vorerst  seine  klar  durchdachte  Untersuchung  über  die  Reichs- 
gewalt und  deren  Organisation  geprüft  werden,  wobei  wir  im  all- 
gemeinen unser  Einverständnis  hinsichtlich  seiner  speziellen  Aus- 
scheidung der  Zuständigkeiten  zwischen  Reich  und  Einzelnstaaten 
erklären. 

Hänel,  der  mit  Recht  hervorhebt,  dass  die  rechtliche  Be- 
trachtung der  zentralen  und  dezentralisierten  Gewalten  und  ihres 
"Wechselverhältnisses  einseitig  sei,  und  dass  das  Wesen  des  Bundes- 
staates seine  ergänzende  Bestimmung  aus  der  Organisation  ge- 
winnen müsse,  sagt  über  die  Organisation  des  Reiches:  „Wie  bei 
jeder  Korporation,  deren  Organe  ihre  Rechte  und  Pflichten  nicht 
aus  der  Rechtssphäre  oder  Stellung  der  Mitglieder  —  sondern  wie 
die  Mitglieder  in  ihrer  eigenen  Rechtsstellung  —  unmittelbar  aus 
der  korporativen  Verfassung  selbst  ableiten,  so  steht  auch  im 
Reiche,  dessen  Mitglieder  neben  den  Einzelnstaaten  die 
Staatsangehörigen  sind,  die  Reichsgewalt  ausschliesslich  den 
verfassungsmässigen  Organen  des  Reiches  zu;  denn  nicht  die  Ge- 


'  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  3.  Aufl.,  1895,  8.  107. 

21* 
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samtheit  der  Einzelnstaaten  bildet  ein  selbständiges  Rechtssubjekt, 
das  die  Reichssouveränität  trägt  und  inne  hat.   Die  Einzelnstaaten 
sind  nur  berufen,  eines  dieser  Hauptorgane  des  Reiches  kraft  ihrer 
Mitgliedschaftsrechte  zu   besetzen   und  dessen  Willensbildung  zu 
beeinflussen   —  entsprechend  dem  Anteile  des  Kaisers   an  der 
Reichsgewalt    und    dem   Anteile    der  Staatsangehörigen   an  der 
Willensbildung  des  Reichstages.     Unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Organisation,    auf  welcher   die  Eigenart   des   deutschen  Bandes* 
Staates  beruht,  bieten  die  politischen  Thatbestände  der  rechtlichen. 
Betrachtung  ausserordentliche  Schwierigkeiten,   da  Preussen  eine 
Vormachtstellung  eingeräumt  werden  musste.     Nur  durch  dea 
Nachweis  der  rechtlichen  Gestaltung  der  preussischea 
Hegemonie,  die  sich  —  vermöge  des  Grundsatzes  der  Gleich- 
berechtigung aller  Einzelnstaaten   im  Verhältnis   zu  der  Rechts* 
macht  des  Reiches  —  nirgends  in  einer  Besonderheit  der  Kompe- 
tenz des  Reiches  gegenüber  Preussen,  sondern  ausschliesslich, 
in  den  organisatorischen  Bestimmungen  der  Verfassung" 
äussert,  wird  der  Begriff  des  Bundesstaates  über  ein  abstraktem 
Schema  hinausgehoben.  — 

Die  Organisation,  welche  im  Reiche  anders  sein  muss  als  in* 
Einheitsstaate,  kann  nur  auf  die  Kompetenz  des  Reiches  angelegt 
sein.  Für  die  Feststellung  der  Kompetenz  genügt  nicht  die  Be- 
rufung auf  eine  allgemeine  Ermächtigung,  die  aus  dem  Staats- 
zwecke  und  aus  der  Notwendigkeit  seiner  Verwirklichungsmittel 
abgeleitet  werden  kann,  sondern  es  bedarf  für  jede  materielle  und 
formelle  Kompetenz  des  Reiches  von  Fall  zu  Fall  des  Nachweises, 
dass  dieselbe  in  der  Reichsverfassung  oder  in  ergänzenden  Ge- 
setzen gewollt  und  zum  erkennbaren  Ausdrucke  gebracht  sei  — 
auch  hier  vorbehaltlich  der  rechtsgiltigen  Bildung  eines  Gewohn- 
heitsrechtes. 

Artikel  4  der  Reichsverfassung  giebt  den  Grundsatz  für  die 
Gestaltung  der  Regierungsrechte  des  Reiches,  indem  er  durch  die 
Bezeichnung  der  „Angelegenheiten",  mit  denen  sich  das  Seich 
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iasst,  die  materielle  Kompetenz  und  durch  die  Beschränkung 
r  Thätigkeit8formen  des  Reiches  innerhalb  dieses  Komplexes 
1  Angelegenheiten  auf  die  Regierungsrechte  der  „Beaufsich- 
;ung  und  Gesetzgebung"  die  formelle  Kompetenz  des  Reiches 
tstellt.  Dieser  Grundsatz  erfahrt  jedoch  eine  Ergänzung  durch 
;  allgemeines  Recht  der  Verordnung  und  eine  Wandelung 
olge  Einräumung  von  Vollziehungsbefugnissen  durch  die 
sonderen  Bestimmungen  in  den  Abschnitten  VI — XI  der  Reichs- 
•fassung".  Innerhalb  der  dem  Reiche  zugeteilten  „Angelegen- 
ten" vindiziert  Hänel  der  Gesetzgebung  des  Reiches  die  volle 
jnelle  Selbständigkeit,  die  territoriale  Unbeschränktheit,  die 
uveränität  und  Unmittelbarkeit  gegenüber  den  Einzelnstaaten, 
dass  diese  auf  dem  Gebiete  der  Reichsgesetzgebung  nicht  media- 
>ert,  sondern  ausser  aller  Funktion  gesetzt  sind.  „Neben  dem 
Id  unmittelbaren,  bald  mittelbaren  besonderen  Reichsverordnungs- 
ihte  auf  jenen  Gebieten  (Abschnitt  VI — XI  der  Verf.),  welche 
der  eigenen  Verwaltung  des  Reiches  stehen,  hat  das  Reich  aus 
t.  7  Ziff.  2  der  Verf.  zwar  ein  allgemeines  Vollzugsverordnungs- 
:ht,  das  aber  weder  selbständig  noch  unmittelbar  ist,  während 
*  Reich  eine  allgemeine  Ermächtigung  zu  rechts-  oder  gesetz- 
•tretenden  Verordnungen  überhaupt  nicht  besitzt.  Der  den 
nzelnstaaten  zustehenden  Ausführung  der  Reichsgesetze  ent- 
geht das  Beaufsichtigungsrecht  des  Reiches  innerhalb  seiner 
»mpetenz,  das  aber  keinen  unmittelbaren  Eingriff  des  Reiches 
die  einzelnstaatliche  Verwaltung  gestattet  und  auch  die  Organe 
B  Reiches  nicht  in  die  Rechtsstellung  einer  Zentralbehörde  im 
tonischen  Sinne  einrücken  lässt.    Daneben  besteht,  wie  erwähnt, 

beschränkten  Umfange  die  eigene  und  unmittelbare  Reichs- 
■waltung.u  — 

In  der  Rechtssphäre  des  Reiches  ist  mithin,  wie  Hänel  sehr 
htig  hervorhebt,  eine  Lücke,  in  welche  aber  nach  der  bestimmten 
»sieht  der  Reichsverfassung  die  Einzelnstaaten  eingetreten  sind, 
nn  während  im  Einheitsstaate  der  Funktion  der  Gesetzgebung 
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die  andere  Funktion  der  Vollziehung  oder  —  in  der  organisato- 
rischen Dreiteilung  —  der  vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt 
als  notwendige  Attribute  des  Staates  zur  Seite   stehen,  wird  an 
ihrer  Stelle   dem  Reiche   grundsätzlich   nur   die    besondere  und 
eigentümliche  Thätigkeit  der  Beaufsichtigung  zugeschrieben;  die 
Einzelnstaaten  müssen  also  mit  ihrer  Regierungsgewalt  die  Regie« 
rungsgewalt  des  Reiches  ergänzen.     Auch  auf  den  gegenständlich 
bezeichneten   Kompetenzgebieten    des  Reiches,    welches  in   dem 
grossen  Gebiete  der  den  Einzelnstaaten  verbleibenden  öffentlich* 
rechtlichen   Funktionen  und  Aufgaben  keinerlei  Thätigkeit  ent- 
falten, sondern  hierin  die  Einzelnstaaten  vollkommen  selbstständig 
walten  lassen  muss,   verbleibt  die  Vollziehung,   die   unmittelbare 
Befehlsgewalt    über    die    Untertanen    wie    über    die    Behörden 
(unter  der  Beaufsichtigung  und    den  Gesetzen    des  Reiches)  das 
eigene  Recht  der  Einzelnstaaten-,  das  Reich  ist  auch  nicht  befugt, 
in  Bezug  auf  Vollzugsverordnungen  das  ihm  zustehende  mittelbare 
Verordnungsrecht  im  Wege  der  einfachen  Gesetzgebung  in  ein 
unmittelbares  Verordnungsrecht  zu  verwandeln. 

Schon  gegenüber  der  Unionsverfassung  von  1849,  welche 
vielfach  für  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  direkt« 
Muster  gewesen,  haben  die  Bevollmächtigten  Preussens  und 
anderer  deutschen  Regierungen  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Ausführung  der  von  der  Zentralgewalt  ausgehenden  Anordnungen 
durch  ihre  eigenen  Organe  in  Widerspruch  stehe  mit  den  mo- 
narchischen Verfassungen,  und  in  der  Denkschrift  vom  11.  J^ 
1849  erklären  die  Regierungen,  dass  sie  einer  falschem 
zu  weit  gehenden  Zentralisation  begegnen  müssen  durch 
Pernhaltung  der  Reichsgewalt  von  der  eigentlichen 
Administration  und  durch  Begrenzung  des  der  Reichs* 
gewalt  zugeteilten  Oberaufsichtsrechtes. 

Von  diesem  leitenden  Prinzip  war  auch  der  preussische  Ent- 
wurf der  norddeutschen  Bundesverfassung  vom  16.  Dezember  18$ 
wie  der  Entwurf  der  Regierungen  —  wenn  auch  manchmal  nicht 
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•anz  durchgreifend  und  deutlich  —  beherrscht.  In  der  Organi- 
ation  dieser  Entwürfe  waren  die  Hauptorgane  für  die  Betäti- 
gung des  Bundes  der  Bundesrath  und  Reichstag  neben  dem 
Präsidium,  welches  im  wesentlichen  nur  die  formellen  Befugnisse 
ler  Geschäftsleitung  besass;  diesen  Organen  kam  die  Gesetz- 
gebung zu,  die  vollziehende  Gewalt  war  zum  geringeren  Teile  dem 
Bundesrate  und  seinen  Ausschüssen,  in  denen  Preussen  den  Vor- 
sitz führte,  zum  überwiegenden  Teile  der  Krone  Preussen  als 
„Bundespräsidium" ,  „Bundesfeldhcrrn"  und  hinsichtlich  der 
„Bundes" -Kriegsmarine  dem  „Könige  von  Preussen",  schlechthin 
übertragen;  zur  Besorgung  der  dem  Bunde  überwiesenen  Aufgaben: 
—  auswärtige  Angelegenheiten,  Kriegswesen,  Post-  und  Tele- 
graphenwesen, Bundesfinanzen  —  waren  nur  preussische  Behörden 
berufen.  Auch  der  Bundeskanzler,  als  Leiter  der  für  den  Bund 
*u  führenden  Verwaltung,  stand  nicht  ausser  der  preussischen 
Organisation,  was  Fürst  Bismarck  in  der  Reichstagssitzung  vom 
H.März  1878  konstatirte  mit  den  Worten:  „Der  Reichskanzler 
war  mindestens  bis  zur  neuen  Revision  der  Verfassung  von  1870, 
vielleicht  bis  zum  Reichsbeamtengesetz  von  1873,  einfach  preus- 
siacher  Beamter.  Er  war  Beamter  des  Königs  von  Preussen 
w  dessen  Eigenschaft  als  „Präsidium",  wie  man  es  neutral 
bezeichnet  hat.  Er  war  in  diese  neue  Qualität  eines  preus- 
sischen Ministers  von  dem  ursprünglichen  Gedanken  eines 
preußischen  Staatssekretärs  aufgerückt.  Hier  konnte  mir  nicht 
*&  Zweifel  kommen,  dass  nicht  auch  dieser  preussische  Präsidial- 
|rini8ter,  wie  jeder  andere,  unter  Umständen  auch  in  der  Kontra- 
*guatur  werde  vertreten  werden  können."  —  Es  war  also  in 
der  unmittelbaren  Verbindung  der  im  Bunde  wirksamen  Voll- 
ziehung mit  der  dem  preussischen  Staate  für  sein  Territorium 
l&  eigenem   Rechte  zustehenden  Vollziehung   der  Bundesgesetze 

• 

löuerhalb  des  führenden  Staates,  dem  auch  die  wichtigste 
Stellung  in  dem  Bundesrate  zukam,  die  notwendige  direkte 
Wechselbeziehung  zwischen  Exekutive  und  Gesetzgebung  auch  für 
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die  Bundesangelegenheiten  hergestellt  und  damit  die  hegemonische 
Stellung  Preussens  einheitlich  und  einfach  durchgeführt. 

Im  verfassungsberatenden  Reichstage  richteten  sich  gerade  auf 
die  vorgeschlagene  Gestaltung  der  sog.  Bundesexekutive  die  um- 
fassendsten und  heftigsten  Angriffe,  welche  im  wesentlichen  die 
Herstellung  eines  neuen  Staatswesens8  mit  einem  verantwortlichen 
Bundesministerium  als  Exekutivbehörde,  dem  Bundesrate  und  den 
Reichstage  als  gesetzgebenden  Bundesorganen  anstrebten,  also 
die  preussische  Exekutive  im  Bunde  und  die  beschränkte  Teil- 
nahme des  seiner  Natur  nach  unverantwortlichen  Bundesrates  an 
der  Vollziehung  beseitigen  wollten.  Diese  Angriffe  waren  zunächst 
formuliert  in  dem  Antrage  Zachariä  zu  Art.  5:  „Die  Bundes- 
gewalt  wiid  innerhalb  der  durch  diese  Verfassung  gesteckten 
Grenzen  durch  die  verfassungsmässigen  Organe  derselben  ausgeübt 
die  Bundesgesetzgebung  insbesondere  durch  übereinstimmende  Be- 
schlussfassung des  Bundesrates  und  Reichstages",  ferner  in  den 
Anträgen  Exlehex-  Jansen  -Zachariä  zu  Art.  11.  Zachibü. 
dem  die  richtige  systematische  Durchfuhrung  der  üblichen  Kon- 
struktion eines  Bundesstaates  in  der  neuen  Verfassung  schon  ans 
theoretischen  Gründen  am  Herzen  lag,  bemerkte  gegenüber  den 
Verteidigern  des  Entwurfes,  sie  müssten  eben  nicht  wollen,  dl» 
eine  Bundesgewalt  existieren  soll,  sie  müssten  der  Ansicht  sein* 
dass  die  Mitglieder  des  Bundesrates  nur  als  souveräne  Herren 
diese  Rechte  im  Bunde,  resp.  die  Krone  Preussen  als  Bundes- 
Oberfeldherr  oder  in  ihrer  Eigenschaft  als  Bundespräsidialamt, 
alles  das,  was  ihr  in  dem  Entwürfe  beigelegt  ist,  nicht  als  Bon* 
desgewalt,  sondern  lediglich  als  eine  preussische  Gewalt  aber  den 
Bund  ausüben  solle. 

Der  Abgeordnete  v.  Sybel  hob  in  seiner  Bede,  die  weitab 
als  die  klarste  und  beste  über  den  Entwurf  zu  bezeichnen  ist« 
hervor:  „Die  Krone  Preussen  erhält  im  wesentlichen   die  Regie- 


3  Sten.  Berichte  S.  396  (Miquel). 


—     317     — 

ngsge8chäfte,  die  im  Bunde  vorkommen  können:  Heerwesen  und 
arine,  Posten  und  Telegraphen,  Diplomatie  und  Konsularwesen ; 
3  erhält  diese  Dinge  ausschliesslich,  sie  erhält  sie  —  ich  muss 
er  einer  Auffassung  des  Kollegen  Zachariä  beipflichten  — 
cht  überall  als  Bundesgewalt,  sie  erhält  sie  an  verschiedenen 
ichtigen  Stellen  als  Krone  Preussen,  nur  muss  ich  freilich  so- 
•rt  meinem  Kollegen  dahin  wiedersprechen:  nicht  als  Gewalt, 
s  preussische  Gewalt  über  den  Bund,  sondern  als  preussische 
ewalt  im  Bunde.  —  Die  kleinen  deutschen  Regierungen  haben 
1  der  Exekutive  in  dem  vorliegenden  Entwürfe  nur  einen  sehr 
Jscheidenen  Anteil  in  jenen  dem  Bundesrate  und  dessen  Aus- 
güssen beigelegten  Befugnissen,  vornehmlich  auf  dem  Gebiete 
»  Zoll-  und  Handelswesens.  Diese  Fürsten  aber  finden  ihre 
usstattung  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung.  —  In  diesem 
nndesrate  (als  Organe  der  Gesetzgebung)  hat  die  Krone  Preussen 
Mne  besondere  Stellung.  Hier  ist  das  Moment,  nach  welchem 
ieser  Entwurf  schlechterdings  nicht  als  eine  konstitutionelle 
[onarchie  betrachtet  werden  kann,  in  der  das  höchste  politische 
echt  ein  für  allemal  geübt  wird  von  dem  Monarchen.  Der 
tonarch  ist  formell  und  offiziell  Inhaber  der  gesamten  legis- 
tiven  Gewalt,  und  nur  unter  seinem  Namen  werden  die  Gesetze 
»kündet  und  gehandhabt.  Hier  in  unserem  Entwürfe  aber  ist 
fr  Inhaber  der  Exekutivgewalt  der  Träger  der  Krone  Preussen 
me  jedes  Prädikat  dieser  Art."  — 

Auch  der  Abgeordnete  Braun  (Wiesbaden)  bezeichnete  als 
aen  Fehler  dieser  Anträge,  dass  sie  das  Bundespräsidium  gewisser- 
en formell  loslösen  von  der  Krone  Preussen,  obwohl  gerade 
s  Staatsoberhaupt  der  preussischen  Monarchie  vermöge  ihrer 
'erwiegenden  Macht  zur  Führung  im  Bunde  absolut  berufen  sei. 

Die  Anträge  Zachariä -Exleben  wurden,  nachdem  noch 
^geordneter  Miquel  verlangt  hatte,  dass  die  dem  Präsidium 
iht  kraft  Auftrages  des  Bundesrates,  sondern  kraft  eigenen 
achtes  zustehenden  Befugnisse  durch  verantwortliche   Personen 
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ausgeübt  werden,  abgelehnt,   ohne  dass   die  Regierangen  in  die 
Debatte  eingegriffen  hatten4. 

Ueber  das  BENKiosEXsche  Amendement  zu  Art.  12  des  Ent- 
wurfes der  verbündeten  Regierungen,  dass  das  Präsidium  ausser 
dem  Bundeskanzler  „die  Vorstände  der  einzelnen  Verwaltung** 
zweige,  welche  zur  Kompetenz  des  Präsidii  gehören",  ernennen 
solle,  welchen  Vorschlag  ein  Antrag  zu  Art.  18  (Uebernahme  der 
Verantwortlichkeit  durch  diese  Beamte)  ergänzte,  sagte  der  Prä- 
sident der  Bundeskommissarien: 

rWenn  ich  dieses  Amendement  recht  verstehe,  so  würde  es 
bei  seiner  Annahme  für  die  preussische  Regierung  notwendig  sein, 
ihren  Einfluss  und  ihre  Stellung  in  dem  Bundesrate  dadurch  n 
schwächen,  dass  sie  denselben  nicht  in  ein  seitlicher,  sondern  in 
kollegialischer  Form  ausübte.  Es  würde  gewissermassen  zwischen 
den  verschiedenen  preussischen  Bundeskommissaren,  etwt 
dem  Bundeskanzler,  der  ja  zu  ihnen  gehört,  auf  der  einen 
Seite  und  seinen  militärischen  Kollegen  auf  der  anderen  Seite 
vielleicht  eine  kollegialische  Abstimmung  noch  notwendig  sein, 
um  das  preussische  Votum,  welches  ja  nur  einheitlich  abgegeben 
werden  kann,  festzustellen  ....  Es  ist  Sache  des  Bundeskanzler 
oder  des  ihm  vorgesetzten  Ministers  des  Auswärtigen,  sich  oft 
seinen  Kollegen,  den  preussischen  Ministem,  in  derjenigen  Fühlung 
zu  erhalten,  dass  er  in  erheblichen  politischen  Fragen  weiss,  wie 
weit  er  im  Bundesrat  gehen  kann,  ohne  dass  er  der  Unterstützung 
des  preussischen  Gesamtministeriums,  zu  dem  er  gehört,  *$• 
lustig  geht.  Aber  die  Instruktion  des  Bundeskanzlers  kann  nur 
vom  preussischen  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  los- 
gehen oder  der  letztere  muss  selbst  der  Bundeskanzler  sein.  - 

Wenn  dies  aber  nicht  der  Fall  sein  sollte,  wenn  hiemit  Be- 
amte gemeint  sind,  die  ausserhalb  des  Bundesrates  stehen, 
dann  scheint  mir  der  Antrag  in  sehr  enger  Verwandtschaft  m» 

4  Sten.  Berichte  S.  322,  325,  344. 


—     319     — 

>t  Identität  mit  dem  schon  abgelehnten  Antrage  eines  unita- 
chen  Bondesministerii  zu  stehen,  und  dem  stehen  alle  Bedenken 
tgegen,  welche  schon  vorher  erörtert  sind.  Sie  würden  mit  einem 
tchen  Bundesfinanzminister  z.  B.  den  Kgl.  sächsischen  Finanz- 
nister  mediatisieren  .  .  .  Das  thun  die  Regierungen  nicht. "    — 

Bei  Beratung  des  Art.  16,  bei  welcher  Bennigsen  das  ab- 
lehnte Amendement  nochmals  stellte,  bestätigte  Bismarck  als 
;htig  die  von  Lasker  zusammengefasste  TniELAUsche  Dar- 
gung,  dass  keinerlei  Verwaltung  an  den  Bund  übertragen  werden 
>U,  sondern  dass  die  Verwaltung  nach  wie  vor  unverkürzt  bei 
it  preussischen  Regierung  bleibt,  dass  der  preussische  Minister 
berall  die  Ausführung  treffen  muss,  und  dass  nur  unter  seiner 
rerantwortlichkeit  und  der  Verantwortlichkeit  der  preussischen 
tegierung  die  Verwaltungsmassregeln  und  Gesetze  des  Bundes 
rirksam  werden  können.  — 

Auf  diese  Aeusserungen  folgte  direkt  die  Erklärung  der 
iberalen  Partei,  welche  die  Errichtung  eines  verantwortlichen 
ieicbsministeriums  anstrebte,  dass  sie  diese  Bedeutung  des  Ent- 
wurfes nicht  mehr  verstehe.  Miquel  hob  hervor,  er  halte  den  Bis- 
UftCKschen  Satz,  dass  nach  Einführung  der  Bundesverfassung 
Br  diejenigen  Gegenstände ,  welche  der  Kompetenz  des  Bundes 
iberwiesen  werden,  doch  noch  die  preussischen  Minister  ver- 
antwortlich blieben,  für  eine  Auflösung  des  Bundes,  da  die  neue 
Verfassung  einen  neuen  Staat  schaffe,  so  dass  diejenigen  Be- 
uten, die  innerhalb  dieses  Staates  handeln,  innerhalb  des  neuen 
feaates,  nicht  als  preussische  Minister,  sondern  als  Bundesminister 
ftodeln.  —  Unmittelbar  erwiderte  scharf  und  klar  Graf  Bismarck  : 
Es  ist  mir  unverständlich,  weshalb  die  Herren  meinen  Aeusse- 
*ttgen  eine  solche  Tragweite  beigelegt  haben,  . . .  dass  sie  sagen  . . ., 
6  ändere  die  ganze  Auffassung  des  Verfassungsentwurfes.  Ich 
*be  nichts  weiter  konstatiert,  als  .  .  .  dass  in  dem  verfassungs- 
mässig vorhandenen  Masse  von  Ministerverantwortlichkeit,  dessen 
Eh  die  gesamten  Bundesstaaten  erfreuten,  nichts  geändert  wird. . . 
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Sie  wollen  aber  darüber  hinaus  eine  neue  Verantwortlichkeit 
schaffen,  die  allerdings  der  Bundeskanzler,  insoweit  sie  im  Gegen- 
zeichnen liegt,  übernimmt,  Sie  wollen  aber,  dass  diese  Verantwort- 
lichkeit nicht  nur  vom  Bundeskanzler,  von  dem  preussiscben 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  dessen  Kollegen 
getragen  wird,  sondern  zu  diesen  noch  eine  Anzahl  verantwort- 
licher Organe  schaffen,  und  dem  widerspreche  ich  im  Xamen  der 
preussischen  Regierung  und  im  Namen  der  verbündeten  Regie- 
rungen nochmals  und  wiederhole  auf  das  Bestimmteste,  was  der 
Herr  Vorredner  verlangte,  ...  ist  im  Widerspruche  mit  den  prin- 
zipiellen Grundlagen  der  Bundesverfassung/  — 

Der  Ablehnung  des  von  den  Regierungen  so  entschieden  be- 
kämpften Amendements  folgte  merkwürdigerweise  bei  Beratung 
des  Art.  18  der  unter  den  Regierungen  vereinbarten  Vorlage  (fc 
Annahme  des  BEXXiosKNschen  Antrages,  wonach  „die  Anordnungen 
und  Verfügungen  des  Bundespräsidiums  im  Namen  des  Bundes 
erlassen  und  zu  ihrer  Giltigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Bundes- 
kanzlers, welcher  dadurch  die  Verantwortung  übernimmt,  bedürfen*. 
Der  preussische  Entwurf  hatte  eine  Gegenzeichnung  der  Ver- 
fügungen des  Präsidiums  überhaupt  nicht  vorgesehen;  die  übriges 
Regierungen  hatten  jedoch  zur  preussischen  Fassung  des  Artikels: 
rDein  Präsidium  steht  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der 
Bundesgesetze  und  die  Ueberwachung  der  Ausführung  derselben 
zu"  den  Satz  hinzugefugt:  „Die  hienach  von  dem  Präsidm» 
ausgehenden  Anordnungen  werden  im  Namen  des  Bundes  er- 
lassen und  von  dem  Bundeskanzler  unterzeichnet. a  —  Es  & 
zweifellos,  dass  diese  letztere  Bestimmung  weder  dem  Präsidien 
noch  dem  Kanzler  eine  andere  Stellung  geben  sollte;  HÄKtt' 
bestimmt  die  Absicht  der  Regierungen  vielmehr  richtig  dato? 
die  unmittelbar  an  die  Gesetzgebung  geknüpften  Befugnisse  de? 
Präsidiunis  —  mittels  der  Unterzeichnung  der  einschlagenden 


''  Studien  zum  deutschen  Staatsrecht  II  S.  19. 
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Anordnungen  durch  den  Vorsitzenden  des  Bundesrates  —  als  eine 
)elegation  des  Bundesrates,  als  Ausfluss  der  Stellung  Preussens 
n  Bundesrat  erscheinen  zu  lassen. 

Der  BENNiGSENsche  —  von  den  Regierungen  gebilligte  — 
Ansatz  enthält  nun  zwei  Aenderungen:  1.  alle  Anordnungen  und 
Verfügungen  des  Präsidiums  werden  im  Namen  des  Bundes  er- 
assen  und  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  der  Gegenzeichnung  des 
Kanzlers.  2.  Der  Kanzler  übernimmt  durch  die  Gegenzeichnung 
lie  Verantwortlichkeit  im  Sinne  des  konstitutionellen  Staatsrechtes. 
Vergegenwärtigt  man  sich  die  von  Bismarck  zum  Antrage 
Zachariä,  in  Art.  8  statt  „Bundesfeldherr"  Bundespräsidium  zu 
Bagen,  abgegebene  Erklärung 6,  wonach  diese  Unterscheidung  eine 
Bäbenstecherei  und  die  Frage  absolut  wertlos  sei,  so  ergiebt  sich 
die  unmittelbare  Tragweite  des  Beschlusses:  alle  der  Krone 
Freussen  vorbehaltenen  Verfügungen  in  Sachen  des  Bundes  er- 
scheinen nunmehr  als  Verfügungen  eines  von  Preussen  formell 
losgelösten  Bundesorganes ,  das  nur  im  Namen  des  Bundes  und 
unter  Gegenzeichnung  eines  staatsrechtlich  selbständig  neben  dem 
Präsidium  stehenden  Bundesbeamten  wirksam  ist.  Damit  war 
wohl  formell  die  Gegen  Zeichnung  des  preussischen  Staats- 
»inisteriums  (über  Marine  und  Art.  63v  der  Verf.  vgl.  unten)  bei 
der  Wahrnehmung  der  Präsidialbefugnisse  und  seine  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Ausübung  dieser  Befugnisse  gegenüber  dem 
preussischen  Landtage  beseitigt.  Denn  nach  der  zweifellosen  Ab- 
sicht der  Antragsteller  sollten  durch  die  Gegenzeichnung  und  die 
Uebertragung  der  nicht  näher  präzisierten  Verantwortlichkeit  an 
den  Kanzler  die  formelle  Lostrennung  seines  Amtes  vom  preussi- 
•chen  Ministerium  und  die  Selbständigkeit  seines  Amtes  auch 
Sfcgenüber  dem  Reichstage  deutlich  hervorgehoben  werden. 

Trotz  dieser  neuen   Bestimmung  wurden  weitere  Aenderun- 
der  Verfassung  zur  Fixierung   der  organischen  Beziehungen 


•  Sien.  Berichte  S.  358. 
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zwischen  Bund  und  Preussen  nicht  getroffen.     Und  doch  gewann 
dieser  Zusatz  für  die  Gestaltung  der  Organisation  der  dem  Prä- 
sidium zukommenden  Exekutive  eine  Bedeutung,  welche  der  dar- 
gelegten ursprünglichen  Auffassung  über  die  Verteilung  der  Begie- 
rungsrechte  widersprach.     Er  ward   der  Ausgangspunkt  für  die 
Entwicklung  des   preussischen  Präsidialgesandten,   des  Kanzlers 
und  Vorsitzenden  des  Bundesrates,  zum  „ Reichsminister u ;  für  die 
Konstruktion  einer  von  Preussen  losgelösten  Reichsregierang  und 
einer  Personalunion  des  preussischen  Königtums  mit  dem  deutschen 
Kaisertum7,   von  dieser  Bestimmung  aus  —  in  Verbindung  mit 
der  unrichtigen  Ausdeutung  des  Kaisertitels  —   gehen   auch  die 
Versuche,  das  Deutsche  Reich  als  Einheitsstaat  zu  erklären. 

Thatsächlich  hat  diese  Aenderung  zur  Errichtung  des  Bundes- 
kanzleramtes und  Uebernahme  der  Verwaltung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  der  Post  und  Telegraphen,  der  Heeres-  und 
Marine  -Verwaltung  durch  den  Bundeskanzler  geführt;  die  preussi- 
schen Ressortminister  traten  ihre  Befugnisse  in  diesen  Verwal- 
tungen an  den  Kanzler  ab. 

Infolge  dieser  Entwickelung  hat  auf  die  Anregung  des  Ab- 
geordneten v.  Kleist-Retzow,  der  Thatsache,  dass  die  ganze- 
Reichsverwaltung  durch  preussische  Ministerien  direkt  schliesslich 
zu  führen  sei,  auch  gesetzlichen  Ausdruck  zu  geben,  speziell  unter" 
Zustimmung  der  süddeutschen  Regierungen,  Fürst  Bismarck  aiu 
8.  März  1878  erwidert,  dass  allerdings  in  den  ersten  Jahren  de=- 
norddeutschen  Bundes  diese  Verwaltung  bis  zu  einem  gewisser* 
Grade  vorhanden  gewesen  sei,  dass  aber  ein  wesentlicher  Fort- 
schritt in  der  späteren  Errichtung  eigener  Reichsinstitutionen  mi  ^ 
Reichsbeamten  zu  erblicken  sei,  und  dass  diese  Loslösung  de* 
Reichsverwaltung  vom  preussischen  Ministerium  auch  der  Stellung 
der  Bundesregierungen  zum  Reiche  mehr  entspreche,  namentlich] 
insoweit  die  Beaufsichtigung   durch   das  Reich   in  Frage  komia**. 

7  U.  a.  Hänel,  Studien  II  S.  20  und  Staatsrecht  S.  337. 
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Dass  man  aber  auch  damals  noch  nicht  an  die  Entfaltung 
tes  Reichsbehördenorganismus  unter  völliger  Trennung  vom 
russischen  Ministerium  dachte,  das  zeigte  sich  in  allen  Reichs- 
rwaltungszweigen.  Das  ergiebt  sich  u.  a.  aus  den  Darlegungen 
9  Kanzlers  über  das  „von  Haus  aus  in  Geltung  gewesene  System 
r  Beichskriegsverwaltung"8;  denn  der  Kanzler  Hess  mit 
mehmigung  des  Kaisers  Berichte  und  Entwürfe  zu  Ordres  der 
»eres-  und  Marine -Verwaltung  auch  vom  preussischen  Kriegs- 
nister  mitunterzeichnen 9,  obwohl  der  Kanzler  schon  am  28.  Sep- 
nber  1867  geäussert  hatte:  „Ich  gebe  hiemit  die  vermisste  Er- 
irung  ab,  dass  ich  den  Bundeskanzler  auch  für  die  Kriegs-  und 
arine -Verwaltung  des  Bundes  dem  Reichstage  wie  dem  Bunde 
igenüber  für  verantwortlich  ansehe,  solange  die  jetzige  Bundes- 
rfassung  besteht. u  Es  ist  also  nicht  —  wie  Bornhak  und 
I8CHER10  annehmen  —  erst  durch  die  Einfügung  des  Kaisertitels 
i  die  Reichsverfassung  die  Gegenzeichnung  des  Kanzlers  für  die 
teeres-  und  Marine -Verwaltung  (abgesehen  von  den  militärischen 
•efehlen  als  Ausfluss  der  Kommandogewalt)  notwendig  geworden, 
tenn  die  Regierungen  hatten,  wie  oben  erwähnt,  in  der  ursprüng- 
chen  Scheidung  zwischen  Präsidium,  Bundesfeldherrn  und  König 
Mi  Preussen  innerhalb  der  Bundesverfassung  unter  Zustimmung 
es  Reichstages  keine  staatsrechtliche  Bedeutung  —  wie  Boukhak 
id  Fischer  u.  a.  —  gefunden.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
»folge  der  bayerischen  Sonderstellung  eine  einheitliche  zentrale 
teeresverwaltung  durch  den  Kaiser  und  Kanzler  nicht  organisiert 
erden  kann,  hat  auch  auf  dem  verbleibenden  Gebiete  der  Militär- 
srwaltung  der  Reichskanzler  nicht  die  durchgreifende  Selbständig- 

8  Verhandlungen   des  deutschen  Reichstags,  IL  Bd.,  Sten.  Ber.  S.  348. 

•  Seydel,  Kommentar  zur  Reichs  Verfassung  1873,  S.  126  nennt  diese 
feterzeichnung  mit  Recht  nicht  verfassungsmässig;  hei  Gesetzes  vor  lagen  da- 
£en  genügt  die  Gegenzeichnung  des  preussischen  Kriegsministers,  während 
*e  des  Reichskanzlers  nicht  zulässig  ist. 

10  Borxhax,  Rechte  des  Kaisers,  Archiv  f.  oft*.  Recht,  Bd.  YIU  S.  423 ff., 
^Bchkr,  Richard,  Das  Recht  des  deutschen  Kaisers,  Berlin  1895. 
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keit  erlangt,  die  ohne  weiteres  aus  dieser  generellen  Gegenzeich- 
nung abgeleitet  werden  könnte.    Denn  neben  ihm  hat  noch  heute 
der    preussische    Kriegsminister    eine    besondere    staatsrechtliche 
Stellung  infolge   des  —  für  Bayern  nicht   geltenden  —  Art.  63 
Abs.  V    der   R.-Verf.:    „Behufs    Erhaltung   der   unentbehrlichen 
Einheit  in  der  Administration,  Verpflegung,  Bewaffnung  und  Aus- 
rüstung aller  Truppenteile  des  deutschen  Heeres   sind  die  be- 
züglichen, künftig  ergehenden  Anordnungen  fiir  die  preussische 
Armee  den  Kommandeuren  der  übrigen  Kontingente  durch  den 
Bundesratsausschuss  für  das   Landheer   und   die   Festungen  zur 
Nachachtung  in  geeigneter  Weise  mitzuteilen. a     Für   diese  An- 
ordnungen   genügt    hienach,    obwohl    sie    über    das    preussische 
Kontingent   hinaus   verfassungsmässig   wirksam   werden,    die  Ge- 
genzeichnung des  preussischen  Kriegsministers  ohne  des  Kanzlers 
Unterschrift.     Diese  Befugnis  in  Verbindung  mit  der  Thats&cbe. 
dass    das    preussische    Kriegsministerium    alle    Gegenstände  der 
Militärverwaltung,  soweit  sie  sich  aus  der  dem  Reiche  zustehen- 
den Oberaufsicht  über  das  Militärwesen  ergeben,  selbständig  be- 
arbeitet,   giebt   dem   preussischen   Kriegsminister   eine   unmittel- 
bare Mitwirkung  an   der  Reichsverwaltung.     Hänel,   Staatsrecht 
S.  499  und  521,  folgert  hieraus,  dass  die  preussische  Firma  und 
die  Vermittelung  des  Militärausschusses  für  die  Wirksamkeit  des 
„preussischen"  Kriegsministeriums  eine  Zwitterbildung  sei,  welche 
das  wahre  That-  und  Rechtsverhältnis  des  preussischen  Kriegs- 
ministeriums    als    eines    deutschen    Kriegsministerinms 
künstlich    verdecke.    —   Eine    solche    gezwungene   Erklärung  ist 
u.  E.  nur  notwendig,  wenn  man  alle  noch  vorhandenen  Reste  der 
ursprünglich  auch  in  ihrer  Organisation  rein  preussischen  Gewalt 
der  theoretischen  Konstruktion  zuliebe  entfernen  will.    Doch  ge- 
hört  zweifellos   der   preussische  Kriegsminister   nicht   zu  den  im 
Stellvertretungsgesetze  vom  17.  März  1878  genannten  Vorstanden 
der  dem  Reichskanzler  untergeordneten  obersten  Reichsbehörden. 
Auch  auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung  —  anerkann- 
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»rmassen  ist  neben  der  Heeresverwaltung  in  der  Finanzwirtschaft 
ar  förderative  Charakter  des  Reiches  am  meisten  ausgeprägt  — 
Heb  die  Verwaltung  der  Reichsfinanzen  durch  das  preussische 
'inanzministerium  und  den  Bundesratsausschuss  und  damit  die 
irekte  Verbindung  mit  Preussen,  namentlich  bis  zur  Errichtung 
es  Reichsschatzamtes,  das  zunächst  zur  technischen  Unterstützung 
es  Reichskanzlers  in  den  Verhandlungen  mit  den  Finanzministe- 
ien  der  Einzelstaaten,  insbesondere  Preussens,  dienen  sollte11, 
esteben. 

Bei  Darstellung  der  organisatorischen  Entwickelung  der 
tandesexekutive  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  anfanglich  den 
hmdesratsausschtissen,  an  deren  Spitze  die  einzelnen  preussischen 
lessortminister  standen,  Verwaltungsfunktionen  neben  der  Vor- 
bereitung von  Gesetzesvorlagen  in  höherem  Masse  zugewiesen 
raren,  als  später  nach  der  Ausgestaltung  des  Reichskanzleramtes 
:u  obersten  Reichsverwaltungsbehörden,  die  eine  gewisse  ressort- 
mässige  Selbständigkeit,  allerdings  rechtlich  beschränkt  durch  das 
Recht  des  Reichskanzlers,  jederzeit  und  direkt  in  die  Amtsführung 
einzugreifen  und  unmittelbar  zu  verfügen,  erhielten.  Die  Aeusse- 
rang  Bismarcks  (16.  April  1869):  „Unser  Finanzminister  ist  der 
Finanzausschuss  des  Bundesrates  .  .  .,  in  gleicher  Weise  wird  die 
kriegsministerielle  Thätigkeit  durch  den  Militärausschuss  des  Bun- 
desrates geübt.  .  .  ."  So  haben  wir  unseren  Rechnungsausschuss,  un- 
seren „Handelsausschuss"  ist  von  La  band12  als  rechtsirrtümlich 
bezeichnet  worden;  denn  der  Bundesrat  ist  kein  Reichsministerium 
■ad  seine  vorbereitenden  Organe  können  regelmässig  an  der  eigent- 
Bcben  Exekutive  nicht  teilnehmen,  wie  schon  Abgeordneter  Twe- 
&TBn18  im  verfassungsberatenden  Reichstage  richtig  dargelegt  hat. 


11  Reichstagsverhandlungen,  Sten.  Bericht  1878,  IL  Bd.  S.  142  u.  345; 
riezu  Joäl  in  Hikths  Annalen  1878,  S.  781. 

11  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  3.  Aufl.,  1895,  I.  Bd. 
*•  848. 

IS  Holtzbndorff-Bkzold,  Materialien  der  deutschen  Reichsverfassung 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  3.  22 
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Trotzdem  haben  diese  Ausschüsse  den  Bundeskanzler  in  seiner 
Amtsführung,  wie  es  scheint,  nicht  nur  als  technisch  beratende 
Kommissionen,  sondern  als  anordnende  und  verfügende  Kollegien, 
in  erster  Linie  unter  Verantwortung  des  preussischen  Ministers, 
der  den  Vorsitz  führte14,  unterstützt. 

Am  vollständigsten  wurde  naturgemäss  von  Anfang  an  in 
der  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  der  Posten  and 
Telegraphen,  die  selbständige  Behördenorganisation  des  Bundes, 
soweit  nicht  auch  diese  Verwaltung  den  Einzelnstaaten  verblieben 
war,  losgelöst  vom  preussischen  Ministerium,  durchgeführt. 

Auf  dem  gesamten  Gebiete  der  dem  Kaiser  verfassungs- 
mässig zustehenden  oder  durch  die  zahlreichen  Reichsgesetze  über- 
tragenen Exekutive,  welche  insbesondere  durch  die  Einverleibung 
von  Elsass-Lothringen  und  durch  die  Zuweisung  der  Schutzgewalt 
in  den  Kolonieen  an  den  Kaiser  erheblich  an  Umfang  gewonnen 
hat,  steht  jetzt  —  abgesehen  von  den  erwähnten  Befugnissen  des 
preussischen  Kriegsministers  —  dem  preussischen  Ministerium 
formell  keine  staatsrechtliche  Befugnis  mehr  zu,  insoweit  nicht 
eine  Mitwirkung  des  Bundesrates  in  Frage  kommt. 

Soweit  also  die  kaiserliche  Vollziehungs-  und  Ver- 
ordnungsbefugnis reicht,  tritt  trotz  der  Vereinigung  des 
Bundespräsidiums  mit  der  Krone  Preussen  grundsätz- 
lich eine  formelle  staatsrechtliche  Scheidung  der  Or- 
gane ein,  durch  welche  der  gemeinsame  Träger  dieser- 
Gewalten  verfassungsmässig  thätig  werden  muss15. 

Die  sog.  Exekutive  im  Gegensatze  zur  Legislative  ist  daher— 

ganz  abgesehen  von  den   vollziehenden   Befugnissen   der  Einzeln 

Staaten   innerhalb    der   von   der  Reichskompetenz  nicht  erfassfo 
Angelegenheiten,  auch  innerhall)  der  Reichsangelegenheiten  nick 


I  S.  661;  über  die  Exekutive  der  Bundesratsausschüsse  vgl.  a.  a.  0.  IS.  <&--£. 
657,  667,  694,  717. 

14  Hänel,  Studien  IL  Bd.,  Teil  I  S.  78. 

15  Laband  a.  a.  0.  S.  326. 


—     327     — 

iheitlich  gestaltet;  prinzipiell  kommt  sie  den  Einzelnstaaten  zu 
i  Ausfuhrung  der  Reichsgesetze  unter  Beaufsichtigung  des 
riches,  dem  aber  hieraus  kein  Vollzugsverordnungsrecht  zusteht; 
11er  kompetiert  sie  —  abgesehen  von  den  Befugnissen  des  Bundes- 
tes  —  dem  Kaiser  als  Präsidium  und  dem  ihm  verfassungsmässig 
igeordneten  Kanzler  auf  allen  Gebieten,  welche  in  der  (durch 
8  Stellvertretungsgesetz  vom  17.  März  1878  positivrechtlich  he- 
mmten) eigenen  und  unmittelbaren  Verwaltung  und  Beaufsichti- 
ng  des  Reiches  stehen16. 

Neben  dieser  organisatorischen  Entwickelung,  welche  formell 
s  preussische  Ministerium  als  selbständigen  Faktor  aus  dem 
ztbezeichneten  Gebiete  der  Exekutive  verdrängte  und  seine 
lätigkeit  in  Reichsangelegenheiten  auf  die  Mitwirkung  im  Bundes- 
te und  Ausführung  der  Reichsgesetze  in  Preussen  beschränkte, 
It  aber  unverändert  der  Grundsatz :  Das  Präsidium  des  Bundes 
eht  dem  Könige  von  Preussen  zu  und  die  Ausübung  der  Prä- 
lialrechte  des  Bundes  ist  mit  der  Führung  des  Titels  eines 
witschen  Kaisers  verbunden. 

Der  Entschluss,  diesen  Verfassungsgrundgedanken  der  preussi- 
5hen  Leitung  auch  gegenüber  der  mit  der  Abänderung  des 
irt.  17  beabsichtigten  Konstituierung  einer  selbständigen,  dem 
Reichstage  verantwortlichen  Bundesregierung  thatsächlich  durch- 
fahren, erhellt  am  deutlichsten  aus  Bismakcks  Rede  vom 
.  März  1878:  „Durch  den  Art.  17  wurde  die  Bedeutung  des 
Reichskanzlers  plötzlich  zu  der  eines  kontrasignierenden  Ministers, 
öd  nach  der  ganzen  Stellung  nicht  mehr  eines  Unterstaatssekre- 
ii8  für  deutsche  Angelegenheiten  im  preussischen  auswärtigen 
[inisterium,  sondern  zu  der  eines  leitenden  Reichsministers  herauf- 
sachoben.  Darauf  trat  auch  die  von  mir  sofort,  von  meinem 
imaligen  Vertreter  nicht  mit  derselben  Bereitwilligkeit,  aner- 
fcnnte  Notwendigkeit   ein,    dass   der  Reichskanzler  und 


16  Vgl.  Hänel,  Staaterecht  S.  324. 

22 
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der  preussische  Ministerpräsident  ein  und  dieselbe  Per- 
son sein  müssten." 

Mit  dieser  zweifellos  der  Verfassung  nicht  widersprechenden 
Verbindung  war  nun  thatsächlich  die  preussische  Führung  der 
gewollten  Reichsregierung  ermöglicht.  Damit  war  aber  die  Frage 
der  Einfügung  Preussens  in  das  Reich,  der  Beziehung  des  preussi- 
schen  Ministeriums  zum  Reichskanzler  und  den  ihm  unterstellten 
Reichsbehörden  für  die  Folgezeit  weder  rechtlich  noch  thatsäch- 
lich vollkommen  gelöst. 

In  der  Theorie  ward,  gestützt  u.  a.  auf  Art.  17  und  auf  die 
Erneuerung  der  Kaiserwürde,  der  Versuch  immer  wieder  erneuert, 
die  Präsidialbefugnisse  formell   und  materiell   loszulösen   von  der 
preussischen  Königsgewalt.     So  hat  aus  der  erwähnten  Scheidung 
der  Behörden  in  neuerer  Zeit  u.  a.  Bornhak  a.  a.  O.  gefolgert, 
dass  im  Reiche  der  König  von  Preussen,  weil  er  nicht  durch  die 
preussischen  Behörden  handle,  sondern  durch  den  Reichskanzler, 
nicht  mehr  als  König  von  Preussen,   sondern  als  eine  besondere 
staatsrechtliche  Persönlichkeit  handle  —  entgegen  den  ursprüng- 
lichen Intentionen,   den   Erklärungen   der   Regierungen    und  der 
Absicht   bei   Uebertragung   der   Kaiserwürde.     Um    dieses  ideale 
Rechtssubjekt    entsprechend    auszustatten,    hat    Bornhak   dem 
„Kaiser"    das    Recht    der    gesetzgeberischen    Initiative 
und   das   absolute  Veto   zugewiesen   und  den  Kaiser  als 
den  eigentlichen  Gesetzgeber  bezeichnet.    Fischer  a.  a. 0. 
hat   dem   Kaiser,    ausgehend   von   einer  begrifflich    unzulässigen 
Teilung  der  Souveränität,  einzelne  Souveränitätsrechte  aus  eigenem 
Rechte  als  Monarch  zuerkannt.     Hänel  u.  a.  haben  hieraus  eine 
Personalunion,    Schulze   eine    Realunion    zwischen    den  beiden 
Staatsgewalten  im  Reiche  und  in  Preussen  konstruiert.    Rwille— 
nun  behauptet  sogar,  der  Kaiser  sei  selbst  in  allen  rein  preus>i — 
sehen  Angelegenheiten  reichsrechtlich  der  Kaiser  und  König;  die — - 
1 7   preussischen   Stimmen   im    Bundesrate   seien   gleichbedeuten*  ^ 
mit  kaiserlichen  Stimmen-    der  Name  „König  von  Preussen*  er  — 
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leine  nur  noch  wie  eine  historische  Reminiscenz;  der  Reichs- 
nzler  bleibe  dem  preussischen  Ministerpräsidenten  unter  allen 
mständen  übergeordnet. 

Seydel17  dagegen  hat  in  seiner  konsequenten  Festhaltung 
b  Bundescharakters  des  Reiches  und  im  Anschlüsse  an  Sybels 
rzügliche  Ausfuhrungen  im  verfassungsberatenden  Reichstage18 
s  Bundespräsidium,  das  staatsrechtlich  völlig  identisch  ist  mit 
m  Begriff  Kaiser19,  als  „eine  preussische  Gewalt,  nicht  über 
n  Bund,  aber  im  Bunde  und  zwar  nicht  nur  an  dieser  oder 
ler  Stelle,  sondern  überall"  bezeichnet  und  beigefügt,  es  wäre 
1  Nachgeben  gegen  das  partikularistische  Gefühl  an  ganz  falschem 
rte,  wenn  man  dieses  Verhältnis,  das  gerade  wieder  ein  Kenn- 
ichen  des  Staatenbundes  sei,  verkennen  wollte.  Auch  Laband 
,  obwohl  er  von  einer  der  SEYDELschen  Ansicht,  welche  von 
n  verbündeten  Regierungen  in  den  gegen  das  Programm  der 
utschfreisinnigen  Partei  vom  Jahre  1884  abgegebenen  Erklä- 
ngen und  in  der  Botschaft  des  deutschen  Kaisers  an  den  Reichs- 
g  vom  30.  November  1885  eine  bemerkenswerte  Bestätigung 
bielt,  entgegengesetzten  Auffassung  über  die  rechtliche  Natur 
8  Reiches  ausgeht,  hinsichtlich  des  Verhältnisses  der  Präsidial- 
sllung  zur  Krone  Preussen  zu  folgenden  zwingenden  Sätzen  ge- 
rannen :  „Nur  dadurch,  dass  man  die  Präsidialbefugnisse  in  einen 
itrennbaren  Zusammenhang  bringt  mit  den  der  Krone  Preussen 
stehenden  Mitgliedschaftsrechten,  ja  dass  man  das  Recht  auf  die 
usübung  dieser  Präsidialbefugnisse  als  ein  zu  diesen  Mitglied- 
haftsrechten acces8oriscbes  Vorrecht  (Sonderrecht)  Preussens  auf- 
Ä8t,  gewinnt  man  den  staatsrechtlichen  Begriff  des  Kaisers"20. — 


17  Kommentar  S.  92. 

"  Holtzendorff-Bezold  a.  a.  0.  I  S.  585. 

19  Vgl.  meine  Darlegung  Archiv  IV  S.  571;  vgl.  auch  Bismarck  im 
eichstag,  Sten.  Bericht  1878,  II.  Bd.  S.  384. 

*°  Laband  a.  a.  O.  I  S.  188.  Die  Notwendigkeit,  bei  Auslegung  der 
eichsverfassung  nicht  einseitig  juristisch  zu  verfahren,  erhellt  klar  auch  aus 
tin LABANDschen  Satze:  „Denkt  man  sich  den  Landesherrn  eines  der  kleineren 
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Auch  im  Deutschen  Reiche  kann  die  Gesetzgebung 
der  steten  Einwirkung  und  Leitung  durch  die  Exekutire 
nicht  entbehren21.  Der  Zusammenschluss  der  Vollzie- 
hung mit  der  Gesetzgebung  ist  zwar,  insoweit  in  Reichsan- 
gelegenheiten den  Einzelnstaaten  eine  Vollziehung  zukommt,  in  der 
Organisation  des  Bundesrates  gegeben;  im  übrigen  besteht  aber 
nach  der  besagten  Abänderung  des  Art.  17  zwischen  der  un- 
mittelbaren Reichsverwaltung  und  der  Gesetzgebung  nach  dem 
Wortlaute  der  Verfassung,  wie  erwähnt,  keine  organische  Verbin- 
dung; sie  muss  aber  aus  der  Vereinigung  des  Bundespri- 
sidiums  mit  der  Krone  Preussen  entwickelt  werden.  Diese 
verfassungsmässige  Vereinigung  ist  die  Garantie  für  die  Durch- 
führung des  der  hegemonischen  Stellung  Preussens  entsprecheo- 
den  Grundsatzes,  dass  die  eigene  Verwaltung  des  Reiches 
sich  stets  und  unbedingt  in  der  nämlichen  politischen 
Richtung  bewege  wie  diejenige  Preussens.  Der  König  von 
Preussen  ist  aber  .wie  bei  Ausübung  seiner  rein  preussischen  Re- 
gierungsrechte so  auch  bei  Wahrnehmung  der  preussischen  Mit- 
gliedschaftsrechte im  Bunde  an  die  Mitwirkung  der  preussischen 
Minister  gebunden;  also  auch  bei  Delegierung  und  Instruierung 
der  preussischen  Bundesratsbevollmächtigten  und  bei  der  Aus- 
führung der  Reichsgesetze  in  Preussen. 

Es  ist  daher  zu  untersuchen,  ob  und  welche  staatsrechthebe 
Verbindung  einerseits  zwischen  dem  Reichskanzler,  an  dessen 
Gegenzeichnung  die  Ausübung  der  Präsidialbefugnisse  gebunden 
ist,  andererseits  dem  preussischen  Ministerium,  dessen  Gegen- 
zeichnung für  die  Regierung  des  Königs  von  Preussen  erforder- 
lich ist,  und  dem  Bundesrate  besteht. 


Staaten  mit  den  Präsidialbefugnissen  ausgestattet,  so  könnte  man  formell 
juristisch  die  von  dem  Kaiser  geltenden  Grundsätze  auf  ihn  swar  anwenden, 
thatsächlich  und  politisch  betrachtet,  wäre  das  Kaisertum  aber  etwas  durch- 
aus Verschiedenes  von  dem,  was  es  wirklich  ist." 

21  Vgl.  Sybkl  im  verf.  Reichstag,  Holtzendorff-Bkzold  a.  a.  0. 1 3. 58S. 
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Die  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  über  diese  Bezie- 
hungen sind  dürftig  und  nicht  der  neuen  Fassung  des  Art.  17  an- 
gepasst.  Abgesehen  von  den  mehr  formellen  Rechten  des  Kaisers 
hinsichtlich  der  Berufung  etc.  des  Bundesrates  geben  nur  die  Art.  15 
und  16,  zu  denen  die  bereits  erörterte  Vorschrift  des  Art.  17  über 
die  selbständige  Mitwirkung  des  Kanzlers  an  den  bezüglichen  präsi- 
dialen oder  kaiserlichen  Verfügungen  hinzukommt,  positive  Normen. 

Nach  Art.  15  steht  der  Vorsitz  im  Bundesrate  und  die  Lei- 
tung der  Geschäfte  dem  Reichskanzler  zu,  welcher  vom  Kaiser 
zu  ernennen  ist.  Der  Reichskanzler  kann  sich  durch  jedes  andere 
Mitglied  des  Bundesrates  vermöge  schriftlicher  Substitution  ver- 
treten lassen. 

Mit  diesem  Verfassungsartikel  korrespondiert  das  im  Schluss- 
protokoll zum  Vertrage  vom  23.  November  1870  Bayern  ein- 
geräumte Recht,  im  Falle  der  Verhinderung  „Preussens"  den 
Vorsitz  im  Bundesrate  zu  fuhren. 

Diese  Vorschriften  sind  nach  ihrem  Wortlaute  nicht  ohne 
inneren  Widerspruch.  Denn  aus  ihnen  ergiebt  sich,  dass  der 
Kaiser  den  Bundesratsvorsitzenden,  welcher  Mitglied  des  Bundes- 
rates ist,  ernennt,  während  nach  Art.  6  nur  die  Einzelnstaaten 
im  Bundesrate  vertreten  sein  können.  Fürst  Bismarck  hat  nun 
in  der  Reichstagssitzung  vom  13.  März  1877  gegenüber  dem  Ab- 
geordneten Hänel  ausgeführt:  „Der  Vorredner  meinte,  es  sei 
u.  a.  nicht  möglich,  dass  der  Reichskanzler  nicht  zugleich  die 
preussischen  Stimmen  führe.  Ich  halte  das  doch  für  möglich  — 
ich  halte  es  nicht  für  nützlich;  der  Reichskanzler  braucht  nach 
der  Verfassung  gar  nicht  Mitglied  des  Bundesrates  zu  sein.  Nach 
der  Verfassung  fuhrt  er  den  Vorsitz  in  demselben,  und  soweit 
ein  Vorsitz  ohne  Mitgliedschaft  denkbar  ist,  wäre  es  auch  mög- 
lich, dass  er  nicht  Mitglied  wäre" 22. 


24  Vgl.  Bismarck  in  der  Reichstagssitzung  vom  12.  Dez.  1876  bei  Host- 
Kohl,  Die  politischen  Reden  des  Fürsten  Bismarck,  Bd.  VI  S.  472. 
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Dieser  Auffassung  ist  nur  Hensel23   gefolgt,   der  den  Vor- 
sitz im  Bundesrat  als  Recht  des  Reichskanzlers  in  seiner  Eigen- 
schaft als  kaiserlicher  Beamter   und  Chef  der  Reichsverwaltung, 
nicht  als  Recht  Preussens   bezeichnet;   die  übrigen  Staatsrechts- 
lehrer24 haben  die  Lösung  des  Widerspruches  mit  durchschlagen- 
den Gründen  in  dem  als  verfassungsmässig  erklärtem  Satze 
gesucht,  dass  der  Reichskanzler,  der  Präsident  des  Bundes- 
rates,   zugleich  preussischer  Bevollmächtigter   und  als 
solcher    stimmberechtigtes    Mitglied    des    Bundesrates 
sein  muss,  da  der  Kaiser  als  solcher  in  keiner  Weise  im  Bundes- 
rate vertreten  oder  thätig  sein  könne. 

Die  soeben  erwähnte  BiSMARCKsche  Aeusserung  steht  mit 
seiner  sonstigen  Darlegung  in  Widerspruch;  diese  Worte  sind 
—  nach  dem  Zusammenhange  der  Rede  —  nur  daraus  zu  er- 
klären, dass  der  Redner  gegenüber  den  andauernden  Versuchen, 
Bestimmungen  der  Verfassung,  deren  Ausfuhrung  unmöglich  sei. 
zu  ändern,  hervorheben  wollte26,  was  in  der  Verfassung  stehe,  sei 
einstweilen  auch  möglich,  und  man  müsse  darnach  verfahren,  und 
dass  er  diesen  Satz  an  der  Stellung  des  Reichskanzlers  im  Bundes- 
rate exemplifizierte.  In  dieser  Abwehr  ist  die  Ausführung  des 
Redners  zu  formell  und  nicht  glücklich  geworden;  sie  widerspricht 
namentlich  seinem  (3  Tage  vorher  gemachten)  Bekenntnisse  *•• 
dass  der  Versuch,  die  Reicbskanzlerschaft  vom  preussiscben 
Ministerpräsidenten  zu  trennen,  vollständig  inisslungen  und  es 
sogar  notwendig  gewesen  sei,  die  Vorstände  der  einzelnen  Beichs- 


28  Aunalen  1882,  S.  12  u.  24.  Hknsels  Bezugnahme  auf  die  Bebm*:- 
machung  1867,  worin  der  Kanzler  als  Bundesratsbevollmächtijfter  nicht  pe- 
uannt  ist,  ist  hinfällig-,  diese  Stellung  nahm  man  als  selbstverständlich ;  B& 
marck  hat  auch  damals  thatsächlich  die  preussischen  Stimmen  abgegeben. 

24  L aband  a.  a.  0.  I  207,  241,  334  und  Literaturangabe,  Häxel  a.t  Ü 
11  S.  251 ;  Seydel  a.  a.  0.  S.  124 ;  Fischer  S.  145. 

25  Ueber  Bismarcks  wiederholte  Warnungen  vor  Verfassungsänderung«!: 
H.  Kohl,  IV  S.  94,  VI  S.  128,  VII  S.  46. 

26  H.  Kohl,  VII  S.  34. 
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behörden  und  der  Verwaltung  von  Elsass-Lothringen  zu  preussi- 
schen Bevollmächtigten  im  Bundesrate  zu  ernennen,  da  diese 
Beamten  im  Bundesrate  und  seinen  Ausschüssen  vollständig  un- 
entbehrlich waren. 

Die  aus  dem  Wortlaute  und  dem  System  der  Verfassung 
abgeleitete  Vorschrift,  dass  der  Reichskanzler  zugleich  preussischer 
Bundesratsbevollmächtigter  sein  müsse,  schafft  zwar  hinsichtlich 
der  Ernennung  der  Bevollmächtigten  eine  Ausnahme  zu  Ungunsten 
des  preussischen  Ministeriums.  Während  alle  anderen  Bevoll- 
mächtigten unter  Gegenzeichnung  der  Ministerien  der  Einzeln- 
staaten ernannt  werden,  steht  formell  dem  preussischen  Ministe- 
rium trotz  Art.  44  der  preussischen  Verfassung  auf  die  Ernennung 
dieses  Bevollmächtigten,  der  das  verfassungsrechtlich  und  politisch 
einflussreichste  Mitglied  des  Bundesrates  ist,  kein  verfassungs- 
mässiger Einfluss  zu,  denn  dieses  Mitglied  wird  vom  Kaiser  unter 
Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers  ernannt,  soferne  eine  solche 
Gegenzeichnung  überhaupt  thatsächlich  erfolgt27.  Der  Allerh. 
Erlass  vom  14.  Juli  1867,  wodurch  der  Präsident  des  preussischen 
Staatsministeriums  und  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
zum  Bundeskanzler  des  Norddeutschen  Bundes  ernannt  wurde, 
ist  von  zwei  preussischen  Ministern  gegengezeichnet;  staatsrecht- 
lich war  diese  Gegenzeichnung  unzulässig,  da  es  sich  um  die 
Ernennung  eines  Bundesbeamten  handelte  —  eine  Gegenzeichnung 
nach  Massgabe  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  konnte 
bei  diesem  Erlasse  überhaupt  nicht  erfolgen,  da  ein  gegenzeich- 
nender Bundeskanzler  noch  nicht  existierte. 


17  Bismarcks  Entlassung  und  Caprivis  Ernennung  erfolgten  unter  Gegen- 
zeichnung des  Vizekanzlers  v.  Bötticher;  ob  diese  Gegenzeichnung  einen  staats- 
rechtlichen Wert  hatte,  ist  bestritten.  Seydkl,  Bayer.  Staatsrecht,  Bd.  II »S.  301 
Anni.  3  schlägt  für  Bayern  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Minister  in  einer 
Urkunde  und  die  Unterzeichnung  der  letzteren  durch  den  neuen  Minister  vor. 
M.  E.  kann  der  neue  Minister  erst  gegenzeichnen,  nachdem  er  selbst  unter 
Gegenzeichnung  eines  andern  Ministers  ernannt  ist;  hier  zeigt  sich,  wie  richtig 
hervorgehoben  wurde,  die  Inkommensurabilität  der  konstitutionellen  Verfassung. 
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Man  wird  annehmen  müssen,  dass  auch  der  nach  dem  Ge- 
setze vom  17.  März  1878  vom  Kaiser  ernannte  Generalstellvertreter 
des  Reichskanzlers  preussischer  Bevollmächtigter  zum  Bandesrat 
sein  muss;  für  die  Spezial  Vertreter  des  Reichskanzlers  lässt  sich 
das  nicht  direkt  aus  der  Verfassuug  ableiten28. 

Andererseits  besteht  in  der  Theorie  Uebereinstiinmung2*, 
dass  aus  der  Reichsverfassung  die  Zugehörigkeit  des  Reichskanzlers 
zum  preussischen  Ministerium  ebensowenig  zu  folgern  sei  wie  die 
Notwendigkeit,  dass  die  anderen  Bundesratsbevollmächtigten  Mi- 
nister oder  überhaupt  Beamte  der  Einzelnstaaten  oder30  Preussens 
seien;  Laband  (a.  a.  O.  S.  241)  leitet  weiterhin  aus  dem  Vor- 
sitz des  Reichskanzlers  im  Bundesrate  ab,  dass  er  die  preussi- 
schen Stimmen,  welche  nach  der  Verfassung  nur  einheitlich  ab- 
gegeben werden  können,  führe,  d.  i.  abgebe81.  Dass  die  Beziehung 
des  Reichskanzlers  zum  preussischen  Ministerium  formell  in  der 
Verfassung  nicht  weiter  festgesetzt  ist,  hat  zu  verschiedenartigen 
Versuchen  einer  organischen  Verbindung  geführt ,  zu  welcher  die 
Bedürfnisse  der  Praxis  drängten.  Stets  hat  es  sich  als  notwendig 
erwiesen,  dass  der  Reichskanzler  zugleich  wenigstens  preussischer 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  ist,  da  diesem  nach  der 
preussischen  Ministerialverfassung82  ressortmässig  die  Instruierung 
der  Bundesratsbevollmächtigten  und  die  Geschäftsvermittelung 
zwischen  Preussen  und  dem  Reiche  zusteht,  überdies  auch  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  Preussens  vom  Reiche  wahrzunehmen 
sind.     Zweimal  ist  das  preussische  Ministerpräsidium  vom  Reich>- 


29  Vgl.  auch  Hänkl  a.  a.  0.  II  S.  58. 

29  Vgl.  auch  Hänkl  a.  a.  0.  II  S.  59;  Laband  I  S.  335.  Dagegen 
Preüss,  S.  446. 

80  Die  Gleichstellung  Preussens  mit  den  übrigen  Staaten  halte  ich  im 
Hinblick  auf  Art.  11  der  Reichsverfassung  für  verfehlt. 

31  Ueberein8timmend  Skydkl  a.  a.  0.  S.  121,  Hänel  a.  a.  O.  U.  T.  S.5J». 

32  Stengel,  Staatsrecht  des  Königreichs  Preussen  (Handbuch  des  öffent- 
lichen Rechtes  II,  3)  1894,  S.  94  u.  99 ;  Brie,  Artikel  „Staatsministerium-  in 
Stengel,  Handwörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes,  Bd.  H  S.  4#*. 
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Dzleramte  getrennt  worden;  bei  dem  jüngsten,  ebenfalls  miss- 
lgenen  Versuche  ist  der  preussiscbe  Ministerpräsident  nicht  ein- 
d  Mitglied  des  Bundesrates  gewesen. 

Fürst  Bismarck  hat  seine  Meinung83,  dass  die  Einheit  der 
teressen  Preussens  und  des  Reiches,  wie  der  Schutz  für  die 
eussische  Verfassung  in  der  Einheit  des  Kaisers  und  Königs 
ge,  dass  die  königlich  preussischen  Minister  keine  andere  Politik 
riben  könnten  als  der  höchste  kaiserliche  Beamte,  der  nicht  Mit- 
ed  des  preussischen  Ministeriums  sein  müsse,  wie  erwähnt,  später 
$  irrig  bezeichnet,  da  die  Praxis  gezeigt  hatte,  dass  die  ver- 
»sungsmässig  selbständigen  Organe  der  preussischen  Krone  im 
siehe  und  in  Preussen  verschiedene  Wege  gehen  können.  Auch 
3  politischen  Reibungen  während  der  letzten  Aemtertrennung 
ben  den  berufensten  Interpreten  der  Verfassung  zur  wieder- 
lten,  mit  seinen  früheren  amtlichen  Erklärungen  übereinstim- 
;nden  Darlegung  der  die  Verfassung  beherrschenden  Prinzipien 
ranlasst,  z.  B.  am  20.  April  1894 84:  „Die  Aerater  des  Reichs- 
nzlers  und  des  preussischen  Ministerpräsidenten  können  auf  die 
mer  nicht  getrennt  sein,  ohne  die  Verfassung  zu  fälschen,  die 
atorität  des  Reiches  zu  schwächen.  Der  Gedanke  einer  Per- 
oalunion  zwischen  Reich  und  Preussen  hat  niemals  in  der  Ver- 
tsung  gelegen  und  wir  haben  zwischen  Reichspolitik  und  preussi- 
ier  Politik  an  die  Möglichkeit  eines  gegenseitigen  Bekämpfens 
d  Rivahsierens  niemals  gedacht. u  — 

Es  hat  sich  jedoch  trotz  der  Verbindung  dieser  höchsten 
>mter  und  trotz  der  autoritativen  Stellung,  welche  der  Persön- 
hkeit  des  ersten  Kanzlers  zukam,  gezeigt,  dass  Friktionen  zwischen 
inzler  und  dem  preussischen  Ministerium  und  namentlich  der 
jsive  Widerstand  des  letzteren  nicht  beseitigt  werden  konnten. 
>r  Kanzler  hat  oftmals  über   seine  Einflusslosigkeit  als  preussi- 


33  Rede  im  preussischen  Landtag  25.  Jan.  1873. 

34  H.  Kohl,  Bismarck-Jahrbuch  Bd.  I  S.  288. 
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scher  Ministerpräsident  geklagt86.  Es  lässt  sich  nun  nicht  ver- 
kennen, dass  die  grundsätzliche  Verschiedenheit  in  der  Organisation 
der  höchsten  Behörden  im  Reiche  und  in  Preussen  Schwierigkeiten 
erzeugen  muss.  Hier  die  volle  Zentralisation  der  Leitung  und 
der  Kanzler  in  einer  dem  englischen  Premierminister  ähnlichen 
Stellung,  dort  selbständige  Ressortminister,  denen  gegenüber  der 
Ministerpräsident  nur  formelle  Befugnisse,  nicht  aber  das  Recht 
besitzt,  die  Beachtung  seiner  leitenden  Grundsätze  durch  direkte 
Verfügung  zu  erzwingen.  Die  Kabinetsordre  vom  8.  Sept.  1852, 
wonach  kein  Minister  dem  König  unmittelbar  Vortrag  erstatten 
durfte,  ohne  den  Ministerpräsidenten  vorher  in  Kenntnis  zu  setzen, 
hatte  demselben  noch  eine  gewisse  materielle  Einwirkung  gesichert; 
diese  Ordre  ist  aber  seit  1890  aufgehoben36. 

Muss  die  zur  Aufrechterhaltung  der  Einheitlichkeit  der  Ver- 
waltung getroffene  Einrichtung  des  preussischen  Staatsministe- 
riums (Ministerrates),  da  nach  der  massgebenden  Verordnung 
vom  3.  Nov.  1817  im  Staatsministerium  wichtige  Angelegen- 
heiten und  insbesondere  abweichende  Ansichten  zwischen  einzel- 
nen Ministern  nur  vorgetragen  und  beraten  werden,  schon 
für  die  preussischen  Verhältnisse  als  ungenügend  bezeichnet 
werden37,  so  gilt  dieses  Urteil  noch  in  höherem  Grade,  seit- 
dem der  König  von  Preussen  deutscher  Kaiser  geworden  ist. 
Es  muss,  um  die  Einheit  der  preussischen  und  Reichs- 
politik auch  innerhalb  des  preussischen  Ministeriums 
organisch  völlig  zu  sichern,  entweder  dem  preussischen 
Ministerpräsidenten,  ähulich  wie  dem  Staatskanzler  Hardek- 


35  H.  Kohl,  Reden  XI  S.  304,  VII  S.  215,  VII  S.  41  (Citate),  prea». 
Landtag  25.  Jan.  1873. 

80  Stengel,  Staatsrecht  des  Königreichs  Preussen,  S.  100  bezeichne* 
diese  Verordnung  unrichtig  noch  als  giltig,  richtig  Fischer  a.  a.  0.  S.  12* 
Anm. 

37  Vgl.  Zorn,  Die  staatsrechtliche  Stellang  des  prent«.  Grettfrt" 
ministeriums,  1892. 
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(1810 — 1822),  eine  materielle  Aufsichtsbefugnis 
nüber  den  Ressortministern  eingeräumt  oder  es 
i  —  und  das  wäre  mit  Rücksicht  auf  den  enormen  Umfang 
Sreschäfte  richtiger  —  unter  voller  Aufhebung  der  Minister- 
dentschaft,  dem  Staatsministerium  das  Recht  zu- 
lligt  werden,  in  bestimmten  Fällen  Beschlüsse  mit 
ender  Kraft  für  die  einzelnen  Ressortminister  zu 
en.     Ohne    diese    preussische   Organisationsänderung  würde 

ein  Satz  der  Reichsverfassung,  dass  der  Kanzler  preussischer 
sterpräsident  sein  müsse,  kaum  mehr  als  die  von  Hänei* 
lien  II  S.  59)  hervorgehobenen  negativen  Wirkungen  äussern, 
tz  für  diese  mangelnde  organische  Verbindung  und  Stärkung 
canzlerischen  Einflusses  im  preussischen  Ministerium  hat  man 

in  der  Uebertragung  des  preussischen  Vizepräsidiums  an  den 
Jralstellvertreter  des  Reichskanzlers,  in  der  Einreihung  von 
tänden  der  Reichsbehörden  (SpezialVertretern  des  Kanzlers) 
.8  preussische  Ministerium  —  wenn  auch  ohne  Portefeuille  — 
üht.  Die  Mangelhaftigkeit  dieses  Hilfsmittels  ist  jüngst  auch 
ren  Kreisen  durch  die  unbestrittene  Mittheilung,  dass  der 
ralstellvertreter  des  Reichskanzlers  im  preussischen  Ministe- 

(trotz  §  3  des  Stellvertretungsgesetzes)  gegen  den  Reichs- 
er  votiert  hat,  klar  geworden. 

So  entwickelt  sich  mit  zwingender  Notwendigkeit  aus  dem 
in  des  Zusammenschlusses  zwischen  Reich  und  Preussen  in 
Exekutive  die  organische  Verbindung  des  Reichskanzlers  mit 
preussischen  Regierung ;  diese  Verbindung  ist  aber  insbeson- 
auch  unentbehrlich,  um  die  Reichsexekutive  in  die  notwendige 
indung  zu  setzen  mit  der  Reichsgesetzgebung.  Denn  auf 
m  Gebiete  hat  die  Reichs  Verfassung,  wie  erwähnt,  weder 
Kaiser  noch  dem  Kanzler  als  Minister  des  Kaisers  ein  mate- 
s  Mitwirkungsrecht  eingeräumt.  Soweit  der  Kanzler  an  der 
tzgebung  materiell  mitwirkt,  ist  er  zur  Mitwirkung  nur  be- 
iigt als  preussischer  Bevollmächtigter  und  nur  nach  Mass- 
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gäbe  seiner  vom  preussischen  Ministerium,  bezw.  nach  Art.  44 
der  preussischen  Verfassung  von  dem  einzelnen  Ressortminister, 
festgestellten  Instruktion.  Hierüber  besteht  kaum  ein  beachtens- 
werter Zweifel38. 

Indessen  ist  die  entsprechende  Bestimmung  in  Art.  7U  der 
Reichsverfassung,  wonach  jedes  Bundesglied  —  also  nicht  jeder 
Bundesratsbevollmächtigte  —  befugt  ist,  im  Bundesrate  Vorschlage 
zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen,  und  das  Präsidium  ver- 
pflichtet ist,  dieselben  der  Beratung  zu  übergeben,  in  der  Theorie 
und  Praxis  verschieden  ausgedeutet  worden39. 

So  hat  Bornhak  mit  folgender  Begründung  eine  dem 
Kaiser  zustehende  Gesetzesinitiative  behauptet:  „Neben 
der  Verfassung  bildet  ein  aus  der  Praxis  von  mehr  als  zwei  Jahr- 
zehnten entstandenes,  anerkanntes  Gewohnheitsrecht,  das  die 
Reichsverfassung  in  einem  ihrer  ursprünglichen  Struktur  entgegen- 
gesetzten Sinne  ergänzt  und  fortgebildet  hat,  die  Quelle  des  gel- 
tenden Rechtes  —  ein  dem  geschriebenen  Verfassungsrechte  dero- 
gierendes Reichsherkommen.  Durch  letzteres  hat  der  Kaiser, 
entsprechend  der  Entwickelung  einer  selbständigen  Reichsregierung, 
die  Initiative  erlangt.  Denn  da  die  Vorbereitung  der  meisten 
Reichsgesetzentwürfe  naturgemäss  durch  die  obersten  Reichs- 
behörden erfolgt,  so  können  diese  Entwürfe  nicht  vom  König  von 
Preussen,  beraten  durch  die  preussischen  Behörden,  eingebracht 
werden,  wenn  auch  vor  der  Einbringung  eine  Verständigung  mit 
diesem  wird  gesucht  werden-  allein  das  ist  keine  Uebernahme  der 
Verantwortlichkeit. u  — 

Hierbei  nimmt  Bornhak  auf  eine  anscheinend  amtliche  Notiz 
der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  vom  3.  Okt.  1892  Bezug. 
wonach  in  den  Jahren  1884—1892  im  Bundesrath  296  Präsidial- 


n*  Labakd  a.  a.  0.  I  S.  89  u.  207;  Fischer  S.  145  Anm.  ♦**). 

39  Die  Fni^e,  ol>  dem  Kaiser  oder  Kanzler  aus  ihrer  formellen 
Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  ein  Veto  zustehe,  ist  hier  nicht  w 
prüfen. 
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und  nur  25  preussische  Anträge  (Gesetzesvorlagen?)  eingebracht 
worden  sind. 

Unter  Bezugnahme  auf  diese  Veröffentlichung  (ohne  Quellen- 
angabe zitiert)  und  aus  ähnlichen  Erwägungen  über  die  Aus- 
arbeitung der  Entwürfe  behauptet  auch  Fischer40,  der  die  Ver- 
fassungsbestimmung  an  sich  vollständig  richtig  auslegt,  dass  nach 
einer  feststehenden  Praxis  der  Kaiser  als  solcher  die  Initiative  zu 
Gesetzesentwürfen  im  Bundesrate  gewonnen  habe,  und  dass  diese 
vom  Bundesrate  wie  vom  Reichstage  stillschweigend  anerkannt 
worden  sei. 

Diese  selbständige  Initiative  des  Kaisers,  bezw.  des  Reichs- 
kanzlers als  des  obersten  Reichsbeamten,  wurde  in  den  letzten 
Jahren  in  zwei  besonders  markanten  Fällen  (Finanz-  und  Militär- 
fragen) auch  vom  Reichskanzler  in  Anspruch  genommen  unter 
Umgehung  des  preussischen  Ministeriums  bezw.  der  Ressortminister, 
da  Reichskanzler  Caprivi  nur  als  Minister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten dem  preussischen  Staatsministerium  angehörte,  mit- 
hin nach  der  preussischen  Ministerialverfassung  nicht  der  zu- 
ständige Minister  war.  Hieran  hat  sich  eine  ausgedehnte  Er- 
örterung dieser  staatsrechtlichen  Frage  in  der  Presse  geknüpft41. 

Die  Bedeutung  der  behaupteten  Initiative  des  Reichs- 
kanzlers in  der  Gesetzgebung  liegt  nun  darin,  dass  das 
preussische  Ministerium  von  der  Prüfung  und  Genehmigung  der 
betreffenden  sog.  kaiserlichen  oder  Präsidial  vorläge  ausgeschlossen, 
ihm  die  Instruktion  der  preussischen  Bundesratsbevollmächtigten 
für  solche  Vorlagen  entzogen,  und  die  Verantwortung  für  solche 
Gesetzentwürfe  nicht  das  preussische  Ministerium  vor  dem  preussi- 
schen Landtage  (namentlich  nicht,  wenn  der  Kanzler  dem  preussi- 
schen Ministerium,    wie    nach   der   herrschenden   Lehre   zulässig, 


*°  a.  a.  0.  S.  150. 

41  Vgl.  u.  a.  Münchner  Allg.  Zeitung  1893,  Nr.  227  (Reichschatzsekretär), 
Nr.  232  u.  234  (Reichsregierung),  Hamburger  Nachrichten  (Kohl,  Jahrbuch  I 
S.  342,  352,  383,  389). 
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gar  nicht  angehören  sollte),  sondern  der  Reichskanzler  vor  dem 
Reichstage  übernehmen  müsste;  und  dies  aus  dem  einfachen 
Grunde,  weil  der  deutsche  Kaiser  König  von  Preussen  ist41  und 
mithin  das  preussische  Ministerium  formell  nicht  gegen  eine  vom 
Kaiser  genehmigte  Vorlage  stimmen  kann. 

Die  kurze  Andeutung  der  Wirkungen  des  aufgestellten  Satzes 
wird  es  rechtfertigen,  wenn  die  von  Bornhak  und  Fischer,  deren 
Ansicht  gewissen  politischen  Richtungen  entgegenkommt,  an- 
geführten Gründe,  wenigstens  flüchtig,  untersucht  werden. 

Beide  behaupten  eine  gewohnheitsrechtliche  Aenderung 
der  Verfassung  —  denn  dass  diese  Befugnis  mit  dem  ge- 
schriebenen Verfassungsrechte  und  den  Grundlagen  desselben 
nicht  übereinstimmt,  anerkennen  beide.  —  Wenige  Zitate  ans 
der  Amtsperiode  des  ersten  Kanzlers  werden  darlegen,  dass 
für  die  angebliche  Staatspraxis  der  Beweis  nicht  erbracht  werden 
kann. 

Aus  der  Kanzlerrede  vom  12.  Dez.  1876 48:  „Ich  bin  nicht 
für  den  Gesamtumfang  der  Reichspolitik  verantwortlich.  Das  liegt 
nicht  in  der  Stellung  eines  Kanzlers.  Der  Kanzler  ist  .  .  .  der 
verantwortliche  Beamte  der  Exekutivgewalt;  aber  dem  Kander 
die  Initiative  für  jede  genommene  oder  nichtgenommene  InitiatiTe 
auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  zuzuschieben,  ist  eine  Un- 
gerechtigkeit. Diese  Initiative  ist  einmal  beim  Reichstag  .  .  -I 
dann  aber  ist  sie  wesentlich  bei  den  einzelnen  Regierungen  .  •  • 
Dass  dieses  Recht  und  diese  Aufgabe  von  Seiten  der  einzelnen 
Regieningen  so  wenig  benutzt  worden  ist,  wie  es  geschehen  ist. 
das  bedaure  ich  wesentlich44;  dass  auf  diese  Weise  den  Exekutif- 
beamten  des  Kaisers  gesetzgeberische  Aufgaben  im  grösseren 
Masse  zugeschoben  worden  sind,  das  ist  mir  oft  sehr  unbequem 
gewesen  und  ich  bin  in  meiner  Kompetenz  darüber  oft  sehr  zweifei* 

42  Labaxd  a.  a.  O.  S.  208. 

43  Deutscher  Reichstag.  Kohl,  Reden  VI  S.  472  cf.  mit  S.  304  o.  ** 

44  Vgl.  Windthorst,  Sten.  Ber.  des  Reichstages  1878,  8.  168. 
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Et  geworden,  ob  ich  überhaupt  reichskanzlerische  Angelegen- 
ten hier  einzubringen  habe". 

Hieran  reihte  sich  seine  Auseinandersetzung,  dass  der  Reichs- 
lzler  allerdings  auf  Aufforderung  einer  der  gesetzgebenden 
»rperschaften  selbst  verpflichtet  sei,  als  Exekutivbeamter  der- 
ben bei  ihren  gesetzgeberischen  Aufgaben  behilflich  zu  sein. 

Am  unzweideutigsten  erhellt  die  thatsächliche  Uebung  des 
ichskanzlers  aus  seiner  Erklärung  vom  13.  März  1877 45:  „Ein 
•  allemal  stelle  ich  hier  fest,  dass  ich  Vorlagen,  über  die  ich 
sht  der  Zustimmung  des  preussischen  Ministeriums  sicher  bin, 
mn  sie  nicht  auf  Verfügungen  des  Bundesrates  beruhen  oder 
f  Requisition  des  Reichstages,  überhaupt  nicht  einbringe,  und 
dem  Falle  doch  auch  nicht,  ohne  dass  ich  mich  vorher  im 
russischen  Ministerium  versichert  habe,  dass  die  preussische 
tiinme  nicht  gegen  mich  sein  wird.  Wie  sollte  ich  mich  dem 
metzen,  dass  ich  nachher  als  preussischer  Ministerpräsident  in 
ie  Lage  komme,  dass  mein  Ministerium  mich  bei  der  Abstimmung 
n  Stiche  lässt  und  ich  genötigt  werde,  ex  concluso  collegii  gegen 
as  zu  stimmen,  was  ich  selbst  eingebracht  habe.  Das  ist  un- 
löglich."  — 

Mit  diesen  klaren  Ausfüllungen  stimmen  die  späteren  Er- 
laniDgen40  über  den  missbräuchlichen  Gebrauch  des  Wortes 
ieichsregierung  u.  s.  w.,    über  die   staatsrechtliche  Unrichtigkeit 


4*  Deutscher  Reichstag,  Kohl,  Reden,  Bd.  VII  S.  58:  Hiezu  über  die  Mit- 
wirkung des  preussischen  Finanzministers :  „Der  Hauptirrtuin  ist  der,  dass  der 
Vorredner  annimmt,  der  preussische  Fi nanzmin ister  würde  jetzt  nicht  gefragt 
iber  die  Vorlagen,  die  das  Reich  macht.  Wie  kann  ich  denn  als  Reichs- 
adler im  Bundesrat  einen  Gesetzentwurf  oder  irgend  ein  Substrat  einer 
Mfttimmmig  einbringeu,  wenn  ich  nicht  vorher  sicher  bin,  dass  die  preussi- 
ch«  Stimme  auch  für  mich  sein  wird.  Ich  werde  nie  eiu  Budget  einbringen 
;<>ni)eD,  für  das  die  preussische  Stimme  nicht  gewonnen  ist,  und  die  preussi- 
cta  Stimme  wird  in  Budgetsachen  nie  gegen  den  Finanzminister  abgegeben 
"erdeu.* 

"  Kohl,  Reden,  Bd.  VII  S.  113,  172,  404,  Bd.  X  S.  89  u.  91. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  3.  23 
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eines  im  Reichstage  gestellten  Antrages:  „den  Reichskanzler  zu 
ersuchen,  heim  Bundesrat  zu  beantragen",  die  gesamte  Auffassung 
über  die  Stellung  des  Kanzlers  überhaupt  so  vollständig  überein, 
dass  es  unmöglich  ist,  aus  der  Zeit  von  1870 — 1890  die  Bildung 
des  bezeichneten  Gewohnheitsrechtes  nachzuweisen. 

Sofern  man  überhaupt  dem  Gewohnheitsrechte  eine  dero- 
gierende Kraft  gegenüber  dem  Verfassungsrechte  einräumen 
kann47,  darf  man  doch  bei  der  Feststellung  dieses  Herkommens 
nicht  in  jeder  unrichtigen  Formel,  im  amtlichen  Styl,  in  der  Art 
der  Publikation  etc.  eine  rechtsbildende  Uebung  finden.  Auch 
in  dieser  Hinsicht  gilt  die  Ansicht  des  ersten  Kanzlers,  die  er 
gegenüber  dem  oben  erwähnten  Antrage  (26.  März  1884)  aas- 
sprach: „Eine  Ueblichkeit  (Gewohnheit)  ändert  nichts  an  den 
Bestimmungen  der  Verfassung.  Ich  habe  früher  auf  die  Form 
soviel  Gewicht  nicht  gelegt;  aber  nachdem  ich  habe  vernehmen 
müssen,  dass  man  mich  einer  Machterweiterung  zeiht,  bin  ich 
entschlossen,  genauer  darauf  zu  achten,  dass  Niemand  dem  Reichs- 
kanzler eine  Attribution,  eine  Kompetenz  beilegt,  die  ihm  ver- 
fassungsmässig nicht  zusteht.  Ich  werde  mich  bemühen,  den 
Reichskanzler,  der  aus  Bequemlichkeit  im  Geschäft  in  der  par- 
lamentarischen Stilistik  ein  sehr  in  den  Vordergrund  tretender 
Begriff  geworden  ist,  der  gewissermassen  über  seine  verfassungs- 
mässige Grösse  aufgebläht  ist,  zu  verkleinern."  —  U.  E.  sind 
Bornhak  und  Fischer  hienach  nicht  in  der  Lage,  eine  Uebung 
nachzuweisen,  welche  die  Grundlagen  der  Reichsverfassung  ver- 
schieben könnte.  — 

Ein  weiterer  Grund  für  die  kaiserliche  Initiative  soll  darin 
liegen,  dass  die  preussischen  Ministerien  nicht  in  der  Lage  seien. 
Entwürfe  für  Reichsgesetze  auszuarbeiten,  namentlich  die  jähr- 
lichen Etatgesetze,  die  auf  die  Rechnungslegung  bezüglichen  Vor- 

47  Dagegen  Seydel.  Bayer.  Staatsrecht  III  S.  590;  Laban h  a.  a.  <>• 
I  S.  553.  für  die  derogierende  Kraft ;  Dyroff,  Annalen  1889  S.  827  u.  ff. 
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en,  völkerrechtliche  Verträge  etc.  Fischer  sagt  fast  wörtlich 
,  Bornhak  übereinstimmend:  „Wie  sollte  auch  Preussen  dazu 
innen,  ein  Marine-  oder  Post-  oder  Telegraphen-Gesetz  aus- 
arbeiten und  dem  Bundesrate  vorzulegen,  für  deren  (sie)  Vor- 
reiten es  überhaupt  keine  Organe  hat,  und  welche  Weiterungen 
issten  entstehen,  wenn  zuerst  das  preussische  Staatsministerium 

die  Militärorganisation  betreffendes  Gesetz  beriete  und  danach 
Tage  käme,  dass  es  in  dieser  Form  für  Bayern  etc.  militärische 
imöglichkeiten  enthielte.  (!)  Da  dem  Kaiser  allein  die  Führung 
r  eigentlichen  Regierungsgeschäfte,  die  gesamte  Reichsregierung 

engeren  Sinne  obliegt,  so  gehört  zu  seiner  Thätigkeit  not- 
ndig  auch  die  Vorbereitung  der  wichtigeren  Reichsgesetze;  und 
r  Reichskanzler  hat  demnach  dafür  zu  sorgen,  dass  entsprechende 
»rlagen  vorhanden  sind,  wenn  der  Kaiser  den  Bundesrat  ein- 
ruft.  Zu  diesem  Zwecke  erst  bei  den  Einzelnstaaten  hausieren 
c)  zu  gehen  und  sie  um  Einbringung  von  Vorlagen  zu  ersuchen, 
zu  kann  er  vernünftigerweise  nicht  genötigt  werden."  — 

Und  doch  steht  in  derselben  preisgekrönten  FiscHERschen- 
udie48  an  anderer  Stelle :  „Naturgemäss  und  thatsächlich  geht  die 
ite  Anregung  zu  allen  das  Reichsheer  betreffenden  Anordnungen 
d  namentlich  zu  Reichsmilitärvorlagen  vom  preussischen  Kriegs- 
nisterium  aus.  Bis  zum  Jahre  1890  pflegte  der  Kriegsminister 
r  Einholung  der  kaiserlichen  Genehmigung  zur  Ausarbeitung 
les  Gesetzentwurfs  sich  des  Einverständnisses  des  Reichskanzlers 
d  preussischen  Ministerpräsidenten  zu  versichern  (zit.  Kabinets- 
ire  vom  8.  Sept.  1852).  Gegenüber  dem  Reichskanzler  ist  er 
treng  genommen"  auch  heute  noch  dazu  genötigt.  Dann  setzt 
h  der  Kriegsminister  zunächst  mit  den  übrigen  deutschen 
riegsministern  in  Verbindung,  um  deren  Wünsche  kennen  zu 
nen.     Bezüglich  der  finanziellen  Seite   tritt  er  dann   mit   dem 


48  Mit  deren  Ausführungen  erklärt  sich  die  Rezension  in  der  Münchner 
Ig.  Zeitung  1895,  Beilage  60,  vollständig  einverstanden,  obwohl  sie  den  oben 
nro.  41)  zitierten  Darlegungen  direkt  widersprechen. 

23* 
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Reichsschatzamt  und  dieses  wieder   mit  den  Finanzbehörden  der 
Einzelnstaaten  ins  Benehmen."  — 

Widerspricht  Fischer  hier  nicht  sich  selbst?  —  Mit  Vor- 
schlägen für  eine  vereinfachte  Geschäftsführung  kann  man 
eine   so   weitgehende  Verfassungsinterpretation   nicht   begründen. 
Auch  Laband49   hebt  zutreffend  hervor,   dass   es  reichsrechtlich 
bedeutungslos   sei,    ob    die  sog.   Präsidialanträge,   welche  in 
Beziehung  auf  den  Bundesrat  preussische   Anträge   seien,  in 
einem  Reichsamte   oder  in  einem   preussischen  Ministerium  aus- 
gearbeitet werden.     In  dieser  Hinsicht  hat   über  die  Praxis  der 
württembergische  Bevollmächtigte  v.  Mittnacht  in   der  Reichs- 
tagssitzung   vom  5.  März  1878   richtig   dargelegt50:    „Man  sagt, 
man   bedürfe   der  selbstständigen  Reichsministerien   für  die  Ge- 
setzgebungsinitiative.      Ja,    den   Vorwurf  der   Sterilität    in   der 
Gesetzgebung  kann   man   dem  Reiche  mit  Recht   nicht  machen, 
und  wenn  es  so  sehr  erspriesslich  erachtet  wird,   dass  hier  eine 
nähere  Verbindung  stattfindet  zwischen  der  Reichsregierung  and 
der  preussischen  Regierung :  ja  wie  werden  die  Gesetze  gemacht? 
Sie   werden  entworfen  in  den  preussischen  Ministerien  entweder 
oder   in   den   Reichsämtern,   und   von   diesen   nur  im  Benehmen 
mit   der  preussischen  Regierung   und  nach  oft  langen  Verhand- 
lungen mit  den  preussischen  Ministerien,  deren  Ausgang  wir  an- 
deren ruhig   abwarten.     Und   wie   werden   dann   diese  Vorlagen 
hier  vertreten  ?    Sie  werden  vertreten  von  den  preussischen  Mini- 
stern  und   ihren   Kommissarien    oder   von    den  Vorständen  der 
Reichsämter,   die  zugleich  preussische  Bundesbe  voll  ächtigte  sind, 
und  ihren  Kommissarien.u  — 


4t'  a.  a.  O.  S.  509".  Die  Ansicht  Labands,  dass  durch  die  Einräumung 
der  kaiserlichen  Initiative,  die  thatsächlich  ausgeübt  werde,  die  Reichverfo- 
sung  nicht  erheblich  verändert  werde,  kann  ich  nach  der  obigen  Darlegung 
nicht  teilen.  Ob  die  Regierungen  in  diesem  Punkte  die  Entwicklung  d<* 
Einheitsstaates  fördern  wollen,  steht  dahin. 


50   c 


Sten.  Ber.  des  Reichstags  1878,    S.  336,   vgl.  S.  142,  155,  198,  33i. 
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Die  Ausarbeitung  solcher  Gesetzesvorlagen  ist  zweifellos 
mJich  kompliziert  und  es  wird  oft  der  Beihilfe  der  obersten 
ichsbehörden  und  des  Reichskanzlers  bedürfen,  um  schon  vor 
Einbringung  in  den  Bundesrat  eine  gewisse  Fühlung  mit  den 
eren  Regierungen  zu  gewinnen;  diese  Schwierigkeiten  sind 
r  auch  für  bayerische  etc.  Vorlagen  ebenso  vorhanden,  und 
Besorgnis  Fischers,  die  preussische  Regierung  könnte  z.  B. 
Militärsachen  eine  solche  Sachunkenntnis  besitzen,  dass  ihre 
rschläge  vielleicht  Unmöglichkeiten  für  andere  Staaten  ent- 
lten,  kann  m.  E.  nicht  dazu  führen,  dem  preussischen  Mini- 
rium  das  Initiativrecht  zu  nehmen,  das  jedem  anderen  Mini- 
jrium  zweifellos  zusteht. 

Den  BoßNHAK-FisCHERschen  Schlussfolgerungen  fehlen  hier- 
ich  die  Prämissen;  aber  auch  ohne  diese  weiter  zu  prüfen,  ist 
ar,  dass  das  Ergebnis  ihrer  Deduktionen  mit  den  Grundlagen 
ir  Verfassung  unvereinbar  ist.  Gerade  weil  die  Verfassung  zahl- 
iche  Inkongruenzen  aufweist,  weil  die  ganze  ministerielle  Stellung 
>s  Reichkanzlers  auf  Rückschlüssen  aus  dem  in  das  übrige  System 
x*  Verfassung  unvermutet  hineingestellten  Art.  17  beruht,  darf 
^  Auslegung  keine  zu  formalistische  sein  oder  sich  zu  sehr  von 
litischen  Erwägungen  leiten  lassen;  die  geschichtlichen  That- 
-hen,  die  realen  Machtverhältnisse  im  Reiche  sind  in  der  Ver- 
jüng zum  Ausdrucke  gekommen,  und  sie  müssen  bei  der  Aus- 
Tung  unklarer  Bestimmungen,  Lücken  oder  Widersprüche  mit 
tscheiden. 

Die  behauptete  kaiserliche  Initiative  entspricht  nicht  diesen 
Tatsachen  und  Verhältnissen.  —  Denn  es  ist  falsch,  aus  dem 
^isertitel  monarchische,  selbstständige  Rechte  ableiten  zu  wollen ; 
s  Präsidialgewalt  hat  ihre  Uebermacht  im  Bunde  nicht  aus  dem 
aisertitel,  sondern  aus  dem  preussischen  Staate51.  Diese  reale 
rundlage  der  kaiserlichen  Stellung  muss   aber  auch   im  Bunde 


(1  Vgl.  Seydel,  Kommentar  S.  92. 
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voll  wirken  und  das  kann  sie  nicht,  wenn,  wie  behauptet,  der 
Reichskanzler  in  der  Gesetzesgebung  dass  preussische  Ministerium 
vollständig  verdrängen  könnte.  Diese  Verdrängung  wäre  aber,  wie 
dargelegt,  die  einfache  Folge  der  Einräumung  einer  selbständigen 
Gesetzesinitiative.  — 

Die  dargelegten  Beziehungen  zwischen  dem  Reichskanzler 
und  dem  preussischen  Ministerium  haben  zwar  in  der  Reichsver- 
fassung keine  organische  Durchbildung  erhalten,  aber  zur  Durch- 
führung der  Aufgaben  des  Reiches  unter  Aufrechterhaltung  seiner 
organisatorischen  Grundlagen  sowie  zur  Verwirklichung  des  Art.  11 
der  Reichs  Verfassung  ist  u.  E.  eine  staatsrechtliche  Verbin- 
dung zwischen  Kanzler  und  dem  preussischen  Ministerium  not- 
wendig. Diese  Verbindung  ist  —  wenn  sie  auch  in  der  Reicbs- 
verfassung  nicht  ausdrücklich  angeordnet  ist  —  als  ein  Verfas- 
sungsgrundsatz zu  bezeichnen,  da  ihre  Aufhebung  thatsächfich 
zur  Aenderung  des  staatsrechtlichen  Charakters  des  Reiches  fuhren 
muss.  Der  Reichskanzler  muss  die  getrennten  Gewalten  von 
Präsidium  und  Bundesrat  vereinigen;  das  kann  er  nur,  wenn  er 
zugleich  preussischer  Minister  ist. 

Mit  diesen  Erörterungen  wollten  wir  auch  beweisen,  dass  die 
HÄNELsche  Annahme  einer  Personalunion  zwischen  Kaiser- 
tum und  preussischem  Königtum  ebenso  unrichtig  ist,  wie  die  Ton 
uns  schon  früher52  bekämpfte  Schlussfolgerung  ▼.  Martitz*  und 
H.  Schülzes,  dass  eine  bleibende  Realunion  zwischen  „beidea 
Kronen"  stattfinde.  Die  HÄXELsche  Annahme  widerspricht  übri- 
gens auch  seinen  eigenen  Schlussfolgerungen.  Denn  unter  ^Per- 
sonalunion" hat  man  bisher  „die  unter  dem  Vorbehalte  der  Los- 
barkeit  geschlossene  Verbindung  mehrerer  Staaten  unter  der 
Person  eines  und  desselben  Herrschers"  (vorübergehende  Union> 
—  wie  z.  B.  früher  Holland-Luxemburg  —  verstanden;  Häxei* 
erkennt   jedoch    nur  dem  Reiche,    nicht    aber  dem  Königreiche 

52  Archiv  f.  off.  Recht  Bd.  VI  S.  573. 
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eussen  die  Eigenschaft  eines  Staates  zu;  nach  seiner  Auffas- 
Qg  ist  daher  eine  Personalunion  begrifflich  nicht  möglich,  weil 
r  ein  Staat  vorhanden  ist,  sofern  nicht  Hänel  auch  hier  eine 
ue  Terminologie  einfuhren  will. 

Die  Eingangs  erwähnte  Lehre  Hänels,  dass  die  Einzeln- 
sten nur  Einrichtungen  des  Reiches,  Teile  seiner  Organisa- 
n  seien,  lässt  sich  mit  der  erörterten  Wirksamkeit  der 
eussischen  Staatsgewalt  im  Reiche  und  der  organisa- 
rischen  Gestaltung  der  preussischen  Hegemonie  nicht 
reinen. 

Auch  die  von  Hänel  erörterte  Kompetenz-Kompetenz  des 
iches  schafft  noch  keinen  Einheitsstaat;  denn  die  Bestimmung 
r  staatsrechtlichen  Natur  des  Reiches  kann  nur  auf  Grund  des 
genwärtig  geltenden  Verfassungsrechtes  erfolgen;  die  Annahme 
s  Einheitsstaates  und  der  monarchischen  Stellung  des  Kaisers 
nn  nicht  damit  begründet  werden,  dass  in  dem  Art.  78  der 
erfassung,  dessen  „corrosiven  Charakter"  auch  Bayern  beim 
intritte  in  den  Bund  nicht  verkannt  hat,  die  Möglichkeit 
egt  zur  Umwandlung  des  Bundes  in  einen  deutschen  Einheits- 
taat. Vorerst  ist  weder  der  Einzelnstaat  Preussen,  ohne  dessen 
Zustimmung  die  Abänderung  der  Verfassung  unmöglich  ist,  noch 
in  anderer  Bundesstaat  zu  einem  blosen  Organe  des  Reiches  ge- 
treten. Wäre  Deutschland  ein  Einheitsstaat,  so  wäre  die  dar- 
degte  hervorragende  Stellung  des  preussischen  Ministeriums  nicht 
möglich;  der  Reichskanzler  müsste  auf  allen  Gebieten  der  Reichs- 
hätigkeit  der  Vorgesetzte  dieses  Ministeriums,  wie  der  Ministerien 
er  übrigen  Bundesstaaten  sein. 
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Rechtsmittel  und  Instanzenzug  in  Kleinbahn- 
Angelegenheiten. 

Von 

Syndikus  Dr.  Kahl  Hilse  in  Berlin. 


In  Preussen  sind  die  beiden  auf  L.-V.-G.  vom  30.  Juli  1883 
§§  127,  128  beruhenden  Rechtsmittel  der  Verwaltungsbe- 
schwerde und  der  Verwaltungsklage  durch  das  am  1.  Ok- 
tober 1892  in  Kraft  getretene  Kleinbahngesetz  vom  28.  Juli  1892 
für  eine  Reihe  von  Streitigkeiten  zugelassen,  welche  in  Hern- 
bahnangelegenheiten  zwischen  Behörden  und  Unternehmern  vor- 
kommen.    §  52  bestimmt  nämlich: 

Gegen  die  Besclüüsse  und  Verfügungen,  für  welche  die 
Landespolizeibehörden  in  Verbindung  mit  den  Eisenbahnbehörden 
zuständig  sind,  und  gegen  die  Beschlüsse  und  Verfügungen  der 
eisenbahntechnischen  Aufsichtsbehörden  findet  die  Beschwerde 
an  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  statt.  Im  Uebrigen 
greifen  die  nach  den  Bestimmungen  der  §§  127 — 130  des 
Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom  23. l  Juli 
1883  zulässigen  Rechtsmittel  Platz. 

Unverkennbar  ist  dadurch  die  Zuständigkeit  der  VerwaltuDgs- 
gerichte  und  die  Zulässigkeit  des  Verwaltungsstreit  Verfahrens  er- 

1  Muss  heissen  30.  Juli  1883.  Der  Druckfehler  hat  sich  erst  l>ei  der 
Verkündigung  des  Gesetzes  eingeschlichen;  im  Entwürfe  und  den  Kommission?- 
berichten  stand  richtig  30.  Juli  1883. 
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ich  gewachsen;  die  Bahnunteraehmer  haben  für  viele  Fälle 
Rechtsmittel  erhalten,  in  denen  sie  jedes  Rechtsschutzes  ent- 
ten  und  auf  die  grössere  oder  geringere  Einsicht  der  mass- 
?nden  Behörden  angewiesen  waren.  Trotz  des  scheinbar 
en  Wortlautes  der  beregten  Satzung  sind  in  den  betheiligten 
isen  mannigfache  Zweifel  über  die  gegebenenfalls  zu  ergreifen- 
Rechtsmittel  entstanden  und  haben  insbesondere  die  berufenen 
naufsichtsbehörden  vielfach  die  Zulässigkeit  einer  Nachprüfung 
r  Massregeln  im  Verwaltungsstreit-  oder  Beschwerdeverfahren 
ritten,  was  zu  unliebsamen  Verzögerungen  in  Ausführung 
eher  Bahnanlage  oder  Betriebsverbesserung  geführt  hat,  weshalb 
rspriesslich  erscheint,  durch  eine  unbefangene  Untersuchung 
Frage  zu  klären,  wo  es  noch  an  Rechtsmitteln  fehlt  oder  wo 
verschiedenen  bereits  vorhandenen  zu  gebrauchen  sind.     Für 

richtige  Verständniss  wird  nicht  zu  umgehen  sein,  den 
•en  Rechtszustand  kurz  darzustellen. 

Diejenigen  Bahnunternehmungen,  welche  unter  dem  Namen 
lpfstrassenbahn ,  Pferdebahn,  Strassenbahn,  Trambahn  und 
ichen  Bezeichnungen  schon  vor  dem  1.  Oktober  1892  vor- 
igen waren  und  jetzt  unter  den  Begriff  der  Kleinbahnen  fallen, 
indelte  beim  Mangel  widersprechender  Rechtsvorschriften  der 
issische  Verwaltungsgebrauch  aus  dem  äusseren  Umstände, 
;   sie   zur  Unterhaltung   des   öffentlichen   Verkehrs   innerhalb 

Orte  durch  Wagen  zu  dienen  bestimmt  waren,  seit  der 
f.-Ord.  vom  21.  Juni  1869  als  Strassengewerbe  im  Sinne 
.  O.  §  37,  weshalb  den  Ortspolizeibehörden  eine  Regelungs- 
igniss  zugestanden  wurde 2.  In  der  vorangegangenen  Zeit  von 
5 — 1869  (d.  h.  dem  Beginne  des  Betriebes  der  ersten  preus- 
ien  Kleinbahn  am  22.  Juni  1865  bis  zum  Erlasse  der  Ge- 
>eordnung)  entbehrte  man  selbst  der  vorgedachten  bescheidenen 
litsgrundlage.       Die    Ortspolizeibehörden    halfen     sich     ohne 

2  Meine  Strassenbahnkunde  §  30  Bd.  I  S.  65 ff. 
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Widerspruch  der  ihnen  überordneten  Behörde  und  der  Betheiligt 
damit,  dass  sie  einerseits  Anlage  und  Betriebsbeginn  von  ih 
Genehmigung  abhängig  erklärten  und  andererseits  einen  tief  < 
schneidenden  Einfluss  auf  die  Betriebsführung  ausübten.  1 
Entwickelung  des  Kleinbahnwesens  war  dieser  auf  dem  Ermes 
der  Verwaltungsbehörde  beruhende  Rechtszustand  nicht  güns 
zumal  jeder  wirksame  Rechtsschutz  fehlte  und  man  etwai 
Fehlgriffen  gegenüber  der  Möglichkeit  entbehrte,  eine  Nachprüf] 
der  betroffenen  Massregel  und  deren  Ausserkrafttreten  herbe 
führen.  Selbst  das  Schaffen  der  Rechtsmittel  der  Verwaltui 
beschwerde  und  Verwaltungsklage  vermochte  keine  ausreiche) 
Abhülfe  zu  schaffen.  Zwar  fand  nunmehr  gegen  polizeili 
Verfügungen  der  Orts-  und  Kreispolizeibehörden  die  Beschwe 
oder  Klage  statt;  doch  versagten  beide  Rechtsmittel  schon  da 
wenn  die  getroffene  Massregel  auf  das  pflichtschuldige  Ermes 
gestützt  wurde.  So  versagte  deshalb  das  Oberverwaltungsgericl 
die  Ausserkraftsetzung  der  Ablehnung,  eine  bestimmte  Haltest« 
für  den  Pferdebahnbetrieb  zu  gestatten,  obschon  die  bere 
Strasse  doppelt  so  breit  und  minder  verkehrsreich  war  als  Strass 
in  denen  seit  Jahrzehnten  ohne  nachweisbare  Störungen  Ha 
stellen  sich  befanden,  weil  die  Polizei  ihre  Ablehnung  aut  • 
angeblich  pflichtschuldige  Ermessen  bei  Abwägen  aller  einschlag 
den  Verhältnisse  stützte. 

Hiergegen  Abhülfe  zu  schaffen  und  durch  die  Ordnung 
Zuständigkeit  und  der  Rechtsmittel  Gewähr  dafür  zu  geben,  d 
von  den  gesetzlichen  Befugnissen  ein  sachgemässer  Gebrauch 
macht    und    ein    über    die   Wahrung    der   betheiligten    Interes 

3  Urtheil  vom  14.  Februar  1891  (1 173).  Vgl.  Urtheil  vom  3.  Januar  1 
(I  3),  durch  welches  die  Kraftloserklärung  einer  das  Ausschieben  des  Rill 
.schinutzes  behandelnden  polizeilichen  Verfügung  abgelehnt  wurde,  weil  < 
betreffende  Strassenbahnuuternehmen  nicht  nachzuweisen  vermocht  La 
dass  ein  anderes  Verfahren  einerseits  gleich  wirksam,  andererseits  mindrr 
tahrlich  sein  würde,  die  Polizei  also  unter  den  verfügbaren  Mitteln  wiük: 
lieh  sich  vergriffen  habe. 
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iinau8gehendes  Eingreifen  der  staatlichen  Organe  vermieden  werde, 
erklärte  die  Staatsregierung  in  der  Begründung  des  Kleinbahn- 
Gesetzentwurfes  ausdrücklich  für  ihre  Absicht4.  Man  kann  daraus 
ornweg  auf  den  gesetzgeberischen  Willen  schliessen,  dem  Ge- 
irauche  der  geschaffenen  Rechtsmittel  den  weitesten  Spielraum 
;u  lassen  und  eine  Nachprüfung  für  alle  Fälle  zu  gestatten ,  in 
lenen  darüber  gestritten  werden  könne,  ob  gesetzliche  Befugnisse 
tachgemäss  gebraucht  sind  oder  ein  über  die  Wahrung  der  be- 
teiligten Interessen  hinausgehender  Eingriff  vorliegt.  Dies  ver- 
cennen  jedoch  gemeinüblich  die  Bahnaufsichtsbehörden,  welche 
imgekehrt  noch  im  Besitze  der  vollen  Macht  auf  Gestaltung  der 
Kleinbahnanlagen  und  Betriebe  belassen  zu  sein  glauben,  welche 
äe  ohne  Widerspruch  seitens  der  vorgesetzten  Dienstbehörde 
früher  auszuüben  gewöhnt  waren.  Sie  halten  vielmehr  an  alten 
Gepflogenheiten  fest  und  sind  leicht  geneigt,  den  Versuch,  sie 
ixd  ihre  Zulässigkeit  im  geordneten  Klageverfahren  nachprüfen 
ßu  lassen,  für  eine  unerlaubte  Massregel  zu  halten.  Hieraus 
entspringen  die  zahlreichen  Meinungsverschiedenheiten  und  Be- 
ichwerden,  welche  über  die  beiderseitigen  Befugnisse  durchgefochten 
werden,  die  jedoch  zur  Befestigung  eines  friedlichen  Verhält - 
lisses  zwischen  beiden  wenig  beitragen. 

Zur  Erläuterung  und  zum  Verständniss  des  §  52  ist  ferner 
rorauszuschicken,  dass  das  Kleinbahngesetz  §  3  die  Bahnen 
n  solche  unterscheidet,  auf  denen  der  Betrieb  mit  Maschinen- 
craft  oder  mit  Thierkraft  beabsichtigt  wird.  Im  letzteren  Falle 
irtheilt  eine  Landes-  oder  Ortspolizeibehörde  ohne  Mitwirkung 
ron  Eisenbahnbehörden  die  Genehmigung,  in  ersterem  ist  deren 
Einvernehmen  erforderlich.  Ferner  haben  eisenbahntechnische 
Behörden  für  sich  allein  die  Entscheidung  zu  treffen,  ob  die 
Einführung  von  Anschlussgleisen  nach  Art  und  Ort  statthaft  ist 5 


4  Drucks.  (1.  Herrenh.,  Sess.  1892,  No.  34  S.  16. 

5  Ges.  vom  28.  Juli  1892  §  10. 
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und  ob  die  Betriebsmaschine  sowie  der  maschinelle  Theil  der 
Anlage  tauglich  sind 6.  Endlich  legt  §  7  bald  dem  Provinzial- 
rath,  bald  schon  dem  Bezirks-  oder  Kreisausschusse  die  Befug- 
niss  bei,  die  von  den  Wegeunterhaltungspflichtigen  versagte  Zu- 
stimmung zur  Benutzung  eines  öffentlichen  Weges  für  Bahnzwecke 
im  Beschlussverfahren  zu  ergänzen  und  dabei  unter  Ausschluss 
des  Rechtsweges  über  die  an  den  Unternehmer  zu  stellenden 
Gegenansprüche  zu  entscheiden. 

Dies  vorausgeschickt  sind  also  Streitigkeiten  denkbar  gegen 

a)  einen  Ergänzungsbeschluss  des  Provinzialrathes, 

b)  einen  solchen  des  Bezirksausschusses, 

c)  einen  solchen  des  Kreisausschusses, 

d)  Beschlüsse  und   Verfügungen  von  Landespolizeibehörden 
in  Verbindung  mit  Eisenbahnbehörden, 

e)  solche    der    eisenbahntechnischen    Bahnaufsichtsbehörden 
allein, 

f)  solche   der  Landespolizeibehörden   allein   oder  von  Orts- 
polizeibehörden. 

In  den  Fällen  zu  a,  d,  e,  also  gegen  den  Ergänzungsbe- 
schluss des  Provinzialrathes  sowie  gegen  die  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen, welche  entweder  von  Landespolizeibehörden  in  Ver- 
bindung mit  Eisenbahnbehörden  oder  von  eisenbahntechnischen 
Bahnaufsichtsbehörden  allein  ausgegangen  sind,  giebt  es  nur  eine 
Beschwerde  an  die  Ministerialinstanz .    welche  zwar  an  den  Mi- 

4 

nister  der  öffentlichen  Arbeiten  zu  richten  ist,  der  seinerseits 
jedoch  die  dabei  etwa  betheiligten  anderen  Ressortminister  zur 
Mitwirkung  hinzuzuziehen  hat.  Für  diese  drei  Fälle  versagt  also 
das  Rechtsmittel  der  Verwaltungsklage  und  sind  folgeweise  die 
Verwaltungsgerichte  unzuständig,  worüber  nach  Gesetz  vom  2$.  Juli 
1892  §  7  Abs.  2  und  §  52  kein  Zweifel  obwalten  kann. 

Uebrig  bleiben  somit  die  unter  b,  c  und  f  erwähnten  Falk 


,;  a.  a.  0.  §§  20,  22. 
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der  Ergänzungsbeschluss  von  dem  Bezirksausschusse  oder 
n  Kreisausschusse  gefallt  bezw.  dass  ein  Beschluss  oder  eine 
iigung  von  einer  Landespolizeibehörde  oder  einer  Ortspolizei- 
rde  ausgegangen  ist.  Diese  Fälle  haben  jedenfalls  durch 
zweiten  Satz  des  §  52  getroffen  werden  sollen,  weshalb  für 
i  die  Rechtsmittel  des  L.-V.-G.  §§  127,  128  und  der  für  sie 
bene  Instanzenzug  Platz  greifen.  Dem  entgegen  ist  aller- 
s  in  zwei  Streitfallen  7  seitens  der  beklagten  Landespolizei- 
irde  der  Einwand  der  Unzuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte 
Unzulässigkeit  des  Rechtsweges  erhoben  worden,  welcher  auf 

künstliche  Auslegung  der  Worte  „im  Uebrigen"  und  auf 
Bestreiten  gestützt  wurde,  dass  die  Bahnanlagegenehmigung 
r  Natur  nach  als  polizeiliche  Verfügung  gelten  könne,  indem 
vielmehr  der  Ausfluss  einer  gewerbepolizeilichen  Befugniss 
ind  als  solche  nur  dem  Angriffe  im  Aufsichtsbeschwerdever- 
en  unterliege. 

Dem  gegenüber  ist  indess  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
itsregierung 8  die  Genehmigung  in  Kleinbahnangelegenheiten 
Irücklich  als  eine  polizeiliche  Verfügung  erklärt  und  ebenso 
[dicklich  für  dieselbe  im  Allgemeinen  diejenigen  Rechtsmittel 
t,  welche  für  polizeiliche  Verfügungen  im  Uebrigen  gelten, 
«r  Auffassung  haben  noch  dazu  beide  Kommissionen  des 
itages  ohne  Widerspruch  sich  angeschlossen  °  und  ist  gegen 
auch  bei  den  Verhandlungen  nicht  das  Wort  genommen 
Jen  ,0.  Danach  ist  der  gesetzgeberische  Wille  dahin  aufzu- 
m,  dass  grundsätzlich  die  Verwaltungsbeschwerde  oder  Ver- 
ungsklage  dem  Bahnunternehmer  oder  jedem  anderen  Be- 
igten  offen   stehen  soll,   wo   nicht  ausdrücklich    ein   anderes 

7  Vor  dem  Bezirksausschusse  Berlin,  l'rozessliste  I  315  u.  324  von  1895. 

•  Drucks,  d.  Herrenh.,  Sess.  1892,  No.  34  S.  19. 

•  Drucks,   d.  Herrenh.,   Sess.   1892,  No.  69   S.  73,    d.  Abgeordneten!)., 
1892  No.  206  S.  48,  69. 

I#  Stenogr.   Ber.  d.  Herrenh.  S.  206,  d.  Abgeordnetenh.  S.  2042,   2081. 
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Rechtsmittel,  nämlich  die  Beschwerde  an  die  Ministerialinstanz 
gegeben  ist,  wie  dies  in  den  Fällen  oben  unter  a,  d,  e  zutrifft. 
Der  Unzuständigkeitseinwand  würde  mithin  nur  in  den  drei  Fällen 
erhoben  werden  können,  in  denen  der  Gesetzgeber  als  Rechts- 
mittel die  Beschwerde  an  die  Ministerialinstanz  gegeben  hat, 
welches  augenscheinlich  die  Natur  einer  Ausnahme  gegenüber  der 
allgemeinen  Regel  zu  bilden  bestimmt  ist. 

Ist  dem  Allen  so,  hat  man  es  mit  zwei  Arten  von  Rechts- 
mitteln zu  thun,  deren  eines  eng  auf  bestimmte  Fälle  begrenzt 
ist,  so  kann  die  Wahl  des  im  gegebenen  Falle  zulässigen  eigent- 
lich kaum  schwierig  sein,  so  oft  nicht  etwa  auf  künstliche  Weise 
erst  Zweifel  geschaffen  werden. 

Das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  an  die  Ministerialinstanz 
ist  an  keine  Frist  gebunden,  geht  also  durch  Zeitablauf  nicht 
verloren.  Die  Form  seines  Anbringens  ist  frei,  weshalb  auf  Zu- 
rückweisung nicht  etwa  schon  deshalb  zu  rechnen  ist,  weil  es  an 
gewissen  Förmlichkeiten  gebricht.  Wohl  aber  wird  die  Begrün- 
dung der  Beschwerde  sachgemäss  und  vollständig  sein  müssen, 
weil  zu  einem  Nachholen  des  Versäumten  jede  Gelegenheit  fehlt, 
indem  der  Entscheidung  keine  mündliche  Sachverhandlung  vor- 
angeht. 

Formlos  darf  auch  die  Vorstellung  sein,  die  gleichfalls  an 
keine  Frist  gebunden  ist,  um  einen  Ergänzungsbeschluss  gegen 
die  versagte  Zustimmung  des  Wegeunterhaltungspflichtigen  zur 
Strassenbenutzung  für  Bahnzwecke  herheizuführen.  Weil  indess 
der  Beschlussfassung  keine  mündliche  Verhandlung  vor  der  Be- 
schlussbehörde voranzugehen  braucht,  wird  die  Begründung  des 
Antrages  möglichst  eingehend  erfolgen  und  namentlich  auch  der 
Beweis  dafür  erbracht  werden  müssen,  dass  nach  Lage  des  Falle* 
ausreichender  Anlass  vorliegt,  zwangsweise  in  das  Verfiigungs- 
recht  des  Uuterhaltungspttichtigen  einzugreifen.  Die  Entscheidung 
ist  ganz  dem  pflichtmässigen  Ermessen  der  zuständigen  Behörde 
überlassen,  weshalb  derselben  unverwehrt  sein  wird,  Ermittelungen 
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über  die  Leistungsfähigkeit  und  Zuverlässigkeit  des  Unternehmens 
einzuziehen  "  oder  nachträgliche  Ergänzung  der  ihr  gebotenen 
Unterlagen  nach  ihr  beliebigen  Gesichtspunkten  zu  verlangen. 

Zwischen  Verwaltungsbeschwerde  und  Verwaltungsklage  hat 
der  Unternehmer  oder  sonst  Betheiligte  zwar  freie  Wahl.  Solches 
trifft  indess  kaum  für  die  Rechtsmittel  gegen  den  Ergänzungs- 
beschluss  eines  Kreisausschusses  oder  Bezirksausschusses  zu,  in- 
dem man  vielmehr  gezwungen  sein  würde,  die  Berufung  binnen 
Htägiger  Frist  an  den  Bezirksausschuss  bezw.  an  das  Oberver- 
waltungsgericht  und  gegen  den  Berufungsbescheid  des  ersteren 
die  Revision  an  das  Oberverwaltungsgericht  bei  derjenigen  Be- 
hörde anzubringen,  gegen  deren  Verfügungen  sie  gerichtet  ist. 
Dabei  besteht  für  deren  Einlegung  nur  eine  14tägige  Nothfrist. 
Denn  die  allgemeinen  Rechtsmittel  gegen  die  Ergebnisse  des  Be- 
«ehlussverfahrens  sind  zweifellos  versagt  geblieben12,  weil  weder 
§  7  noch  §  52  ihrer  gedacht  wurde.  Deshalb  trifft  Gesetz  vom 
30.  Juli  1883  §  123  auf  Ergänzungsbeschlüsse  nicht  zu,  ist  die 
dort  vorgesehene  Beschwerde  unzulässig  und  fallt  auch  die  Be- 
schränkung weg,  dass  die  in  zweitem  Rechtszuge  ergangenen  Be- 
cheide  endgiltig  sind. 

Ein  freies  Wahlrecht  zwischen  Beschwerde  und  Klage  be- 
teht  also  nur  gegen  Angriffe  von  Beschlüssen  oder  Verfügungen 
er  Landes-  oder  Ortspolizeibehörde.  Da  die  Klage  nur  darauf 
»stützt  werden  darf,  dass  der  angefochtene  Bescheid  durch 
icbtanwendung  oder  unrichtige  Anwendung  des  bestehenden 
echtes  oder  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  erlassener  behördlichen 


11  A  usf.- Anw.  vom  22.  August  1892  zu  §  7. 

"  Dass  nur  die  Rechtsmittel  des  L.-V-.G.  §§  127,  128  liier  zutreffen, 
einen  Gleim  und  Jerusalem  in  ihren  Kommentaren  zu  §  7  Anm.  "2 
L  Aufl.  S.  74)  bezw.  Anm.  2  (S.  28)  gleichfalls.  Dem  gegenüber  ist  von 
itergeordneter  Bedeutung,  dass  in  einem  Streitfalle  der  Gemeinde  Treptow 
igen  Simens  &  Halske  der  Bezirksausschuss  die  Beschwerde  gegen  den 
rganzungsbeschluss  des  Kreisausschusses  nach  den  Formen  des  L.-V.-G. 
121  behandelt,  weil  er  einfach  Ges.  vom  28.  Juli  1892  $  52  übersehen  hat. 
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Verordnungen  verletzt  oder  der  thatsächlichen  Voraussetzungen 
entbehrt,  würde  öfters  die  Beschwerde  einen  grösseren  Erfolg  aK 
die  Klage  versprechen,  wenn  nicht  bei  Erledigung  der  ersteren  die 
Gelegenheit  wegfiele,  etwaigen  Unrichtigkeiten  der  Behörde,  gegen 
welche  die  Beschwerde  gerichtet  und  der  sie  zur  Gegenäusserung 
zugegangen  war,  noch  rechtzeitig  zu  begegnen,  wie  dies  bei 
der  mündlichen  Verhandlung  im  Verwaltungsstreitverfahren  an- 
gängig ist. 

Der  Spruch  der  Verwaltungsgerichte  hat  in  Streitfällen  aus 
polizeilichen   Verfügungen    nur   dahin   zu   lauten,    dass    dieselben 
gänzlich  oder  nach  bestimmten  Richtungen  ausser  Kraft  zu  setzen 
seien,  ohne  jedoch  gleichzeitig  anordnen  zu  dürfen,  was  an  Stelle 
der  nunmehr  wegfallenden   Verfügung  oder  -Verfugungstheile  zu 
treten    hat,   während    auf  die   Verwaltungsbeschwerde    die   ange- 
rufenen   staatlichen    Aufsichtsbehörden    befugt    sind  l3f  -innerhalb 
ihrer  gesetzlichen  Zuständigkeit  die  nachgeordneten  Behörden  mit 
Anweisung  zu  versehen,  was  nunmehr  zu  geschehen  hat.     Mithin 
wird  die  Klage  zwar  ausreichen,  lästige  Genehmigungsbedingungen 
los  zu  werden,   z.  B.  sich  die  Mitbenutzung  seiner  Gleise  durch 
andere  Unternehmer   unweigerlich  gefallen  zu   lassen,   seinen  Be- 
trieb jederzeit  auf  den  Umfang  zu  erweitern  und  zu  unterhalte:, 
wie  solches  der  Aufsichtsbehörde  zur  Verkehrsbewältigung  zweck- 
mässig erscheint,   von   der  Bevölkerung  gewünschte  Annehmlich- 
keiten  und   Bequemlichkeiten   in    den   Fahrzeugen    oder    an   «lei 
Bahnanlagen  zu  treffen,   sich  vornweg  zur  strengsten  und  wider- 
spruchslosen Befolgung   aller  künftigen  Anordnungen   der  Poliz»  : 
oder    deren   Organen   zu   unterwerfen    und   Aehnliches   mehr.  n. 
deren   Stellen    die   Bahuaufsichtsbehörden   eine   geradezu  erstaun 
liehe  Vielseitigkeit  entwickeln,  die  schwerlich  dem   ausdrückliche:! 
Willen  des  Gesetzgebers  entspricht  u,  welcher  die  mildeste  Hand« 


1:1  L.-Y.-Ci.  vom  30.  Juli   1883  $  50. 
11  Drucks,  d.  Herronh.  Xo.  69  S.  5. 
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bung  einstimmig  empfohlen  hat.  Wenn  indess  die  Versagung 
ler  Genehmigung  oder  die  Ablehnung  eines  Ergänzungsbeschlusses 
er  umgekehrt  dessen  Fällen  den  Gegenstand  des  Streitver- 
irens  bildet,  so  ist  dem  Unternehmer  noch  nicht  mit  dem  Aus- 
ruche gedient,  dass  die  Versagung  wegen  Rechtsverletzung  oder 
gen  Sachwidrigkeit  kraftlos  zu  erklären  oder  die  Ablehnung 
s  Ergänzungsbeschlusses  unbegründet  ist,  sondern  es  müsste 
gleich  die  Genehmigung  ertheilt  und  die  fehlende  Zustimmung 
s  Unterhaltungspflichtigen  ergänzt  werden  dürfen,  wie  dies  in 
illen  zulässig  ist,  wo  es  sich  um  eine  Schankkonzession  handelt. 
iders  steht  die  Sache  für  den  Strassenunterhaltungspflichtigen, 
nn  auf  das  von  ihm  gegen  einen  Ergänzungsbeschluss  ergrif- 
te  Rechtsmittel  dieser  kraftlos  erklärt  werden  würde,  weil  dann 
i  solcher  eben  nicht  mehr  besteht  und  die  versagte  Zustimmung 
3der  zu  wirken  beginnt. 

Wenn  also  durch  das  Kleinbahngesetz  §  52  zwar  die  ge- 
inten Kleinbahnunternehmungen  gegen  früher  einen  Rechts- 
mtz  gegen  etwaige  Fehl-  oder  Uebergriffe  der  Behörden  ge- 
iden  haben,  so  wird  derselbe  gleichwohl  in  vielen  Fällen  noch 
rsagt,  wofern  es  nicht  gelingt,  in  Ergänzung  der  Ausführungs- 
weisung vom  22.  August  1892  oder  durch  die  Rechtsprechung 
s  Gesetz  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  und  der  Bahnunter- 
hmer  mehr  sachgemäss  anzupassen. 


Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  3.  24 
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Ueber  die  staatsrechtlichen  Grundlagen  des  Rechtes 

der  Eisenbahnen. 

Von 

Ad.  Arndt  in  Halle  a/S. 


I.  Die  Bezeichnung  „Eisenbahn"  begegnet  dem  Juristen 
in  mehrfacher  Bedeutung  und  in  verschiedenen  Gesetzen:  in  der 
ßeichs-Verfassung,  dem  Strafgesetzbuch,  dem  Handelsgesetzbuch, 
dem  Haftpflichtgesetze,  in  den  sozialpolitischen  (Versicherung*) 
Gesetzen,  den  Berggesetzen  und  in  besonderen  Eisenbahngesetzen 
(für  Preussen  vom  3.  Nov.  1838,  28.  Juli  1892,  19.  Aug.  1895). 

Die  Eisenbahn  Verwaltung  unterscheidet  fünf  Arten  von 
Eisenbahnen : 

1.  Haupt-  oder  Vollbahnen, 

2.  Nebenbahnen    oder    Bahnen    untergeordneter    Bedeutung 
(Sekundärbahnen), 

3.  Klein-(Lokal-)Bahnen, 

4.  Privatanschlussbahnen, 

5.  Privateiseubahnen, 

wobei  zu  beachten  ist,  dass  hier  unter  „Privat "bahnen  oder 
Anschlussbahnen  nicht  wie  z.  B.  im  preussischen  Gesetze  vom 
19.  August  1895  der  Gegensatz  zu  Staats-,  sondern  der  zn 
öffentlichen  Bahnen  ausgedrückt  sein  soll. 

Durchgreifend  und  grundlegend  vom  rechtlichen  Standpunkte 
ist  der  Unterschied  zwischen  öffentlichen  und  Privatbahnen. 
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Oeffentliche  Eisenbahnen  sind  die,  deren  Benatzung 
Jedermann  unter  gleichen,  öffentlich  bekannt  gemachten  Be- 
dingungen freisteht,  also  Hauptbahnen,  wie  Nebenbahnen  und 
Kleinbahnen,  nicht  minder  der  Orientexpresszug  wie  der  Pferde- 
bahnwagen. 

Privatbahnen  sind  die,  deren  Benutzung  von  der  Ver- 
fügung des  Unternehmers  abhängt.  Das  Wesentliche  im  Be- 
griffe der  Privateisenbahn  sind  nicht  ihre  Länge,  noch  Art,  Werth 
oder  Häufigkeit  ihrer  Benutzung,  noch  der  Umstand,  ob  sie  Per- 
sonen oder  Sachen  befördert,  sondern  einzig  und  allein,  dass 
licht  Jedermann  verlangen  darf,  sie  zu  benutzen. 

n.  Privateisenbahnen  sind  daher  die,  auf  denen  die 
ifansfeld'sche  Kupferschiefer  bauende  Gewerkschaft  tagtäglich 
Pausende  ihrer  Arbeiter  von  dem  Wohnort  zur  Arbeitsstätte  und 
iuriickbefördert  —  da  sie  jeden  Anderen  von  der  Beförderung 
lusschliessen  kann  — ,  ferner  die,  auf  denen  ein  Bergwerksbesitzer 
«ine  Produkte  an  die  öffentlichen  Bahnen  anfährt,  die,  auf  denen 
ler  Landwirth  seine  Rüben  an  eine  Zuckerfabrik  einliefert,  auch 
lie  innerhalb  einer  geschlossenen  Arbeitsstätte  (Fabrik,  Grube) 
Jfclegenen  Bahnen,  auf  denen  Güter  hin-  und  herbewegt  werden. 

Indess  besteht  kein  Eisenbahnmonopol  in  dem  Sinne, 
lass  der  Staat  allein  oder  dass  ein  Privater  nur  in  Kraft 
;taatlicher  Verleihung  gegen  Entgeld  Sachen  (ausser 
^riefen,  Zeitungen  und  Telegrammen)  und  Personen  befördern 
'^rf,  wie  es  im  Deutschen  Reiche  ein  Post-  oder  Telegraphen- 
fr  onopol  giebt,  da  ein  Gesetz  nicht  vorhanden  ist,  das  dem 
^iche  oder  einem  Staate  das  ausschliessliche  Recht  beilegt, 
■  **achtge8chäfte  zu  betreiben.  Daher  kann  der  Staat  nicht 
^langen,  dass  der  Unternehmer  einer  Privateisenbahn  nur  eigene 
^*beiter  oder  nur  eigene  Produkte  gegen  Entgelt  befördern  darf, 
^tatsächlich  kommt  es  auch  vor  —  indess  wohl  selten  — ,  dass 
**tf  einer  Privateisenbahn  vom  Unternehmer  fremde  Personen 
oder  Güter   befördert   werden.     Andererseits   niuss  der  Betrieb 

24* 
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der  Privateisenbahn  hauptsächlich  und  weit  überwiegend 
nur  dem  eigenen  und  unmittelbaren  Betrieb  des  Eigenthüniers 
dienen.  Ist  dies  nicht  der  Fall  und  dient  eine  solche  Bahn 
weniger  dem  Unternehmen  ihres  Eigenthümers  als  dem  allgemeinen 
Verkehr,  so  muss  sie,  wenigstens  in  Preussen  und  in  den  deutschen 
Staaten,  welche  die  preussischen  Eisenbahngesetze  mehr  oder 
minder  rezipirt  haben,  oder  in  denen  von  Alters  her  das  Post- 
regal bestanden  hat,  als  öffentliche  Eisenbahn  angesehen  werden: 
für  sie  muss  eine  besondere  Konzession  oder  Genehmigung 
nachgesucht,  ihre  Fahrzeiten,  ihre  Tarife  müssen  öffentlich  be- 
kannt gemacht,  keine  transportfähige  Waare  vom  Transport  aus- 
geschlossen, jede  beliebige  Person  befördert  werden  —  und  zwar 
jede  Waare  und  jede  Person  unter  den  nämlichen  Bedingungen  — 
auch  darf  die  genehmigende  Behörde  ihnen  besondere  Vorschriften 
über  Zahl  der  Züge,  Tarife,  Haftung  u.  s.  w.  auferlegen.  Denn 
in  dem  Sinne  gilt  das  aus  dem  alten  Postregale  ab- 
geleitete Eisenbahnmonopol,  dass  öffentliche  Bahneu 
zwischen  verschiedenen  Orten  nur  vom  Staate  oder 
von  einem  Privaten  nur  Kraft  staatlicher  Verleihung 
(Konzession,  Genehmigung)  angelegt  und  betrieben 
werden  dürfen. 

Was  die  rechtliche  Natur  der  Privateisenbahnen  anlangt. 
so  lässt  sich  diese  dahin  zusammenfassen,  dass  sie  im  Sinne  der 
Eisenbahngesetzgebung,  namentlich  auch  im  Sinne  der  Reichs- 
verfassung gar  keine  Eisenbahnen  sind  —  und  vielmehr  nur 
ein  Zubehör  bilden  zu  anderen  Betrieben:  landwirtschaftlichen, 
industriellen,  bergbaulichen.  Für  sie  gilt  kein  Sonderrecht,  gilt 
nur  das  Recht  des  Hauptbetriebes.  Die  Bergwerkseisenbahn 
z.  B.  ist  rechtlich  eine  bergbauliche  Anlage,  die  wie  jede  ander* 
Betriebsanlage  in  den  Grubenbetriebsplan  aufzunehmen  ist;  uV 
Gestattung  und  deren  Bedingungen  unterhegen  lediglich  den  all- 
gemeinen Vorschriften,  die  für  andere  bergbauliche  Anlagen 
gelten.     Sind   für  den  Betrieb  von  Privateisenbahnen  polizeiliche 
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Vorschriften  nothwendig,  so  werden  diese  nach  Massgabe  der 
allgemeinen  Bestimmungen  von  den  für  den  Hauptbetrieb  zu- 
ständigen Behörden  erlassen:  im  Allgemeinen  also  (in  Preussen) 
vom  Amtsvorsteher  mit  Amtsausschuss ,  Landrath  mit  Kreisaus- 
schuss,  Regierungspräsident  mit  Bezirksausschuss  —  je  nach  der 
territorialen  Ausdehnung  der  Eisenbahn  —  bei  Grubenbahnen 
vom  Oberbergamte.  Diese  Vorschriften  dürfen  lediglich  sicher- 
heitspolizeilicher Art  sein,  z.  B.  über  Beschaffenheit  und 
Revision  der  Maschine,  Fahrgeschwindigkeit,  Bremsvorrichtungen. 
Dagegen  ist  es  unstatthaft,  über  andere  Dinge  z.  B.  über  die 
Frachthöhe,  Zahl  und  Zeit  der  Bahnzüge  Vorschriften  für  Privat- 
eisenbahnen zu  erlassen. 

Den  Privateisenbahnen  steht  auch  keine  Eisenbahnpolizei  zu, 
ihre  Beamten  sind  niemals  Polizeibeamte,  sie  dürfen  nicht  vereidigt 
werden,  Widerstand  gegen  dieselben  ist  nicht  Widerstand  gegen 
die  Staatsgewalt.  Diese  Bahnen  unterliegen  in  Preussen  nicht 
wie  die  Grossbahnen  der  Eisenbahnabgabe  noch  wie  die  Klein- 
bahnen der  Gewerbesteuer;  sie  sind  ganz  allgemein  in  steuer- 
licher Hinsicht  nur  als  Bestandtheil  des  Hauptbetriebes  zu  be- 
handeln. Auf  sie  findet  auch  nicht  das  sog.  Ausdehnungsgesetz 
vom  28.  Mai  1885  (R.-G.-Bl.  S.  159)  Anwendung.  Verunglückt 
daher  Jemand  im  Betriebe  einer  solchen  Eisenbahn,  so  hegt  kein 
Eisenbahnbetriebsunfall  vor;  vielmehr  nur  ein  Unfall  im  Haupt- 
betriebe (landwirtschaftlichen,  industriellen,  bergbaulichen).  Der 
Anspruch  auf  die  Unfallrente  ist  dementsprechend  an  die  den 
Hauptbetrieb  umfassende  Berufsgenossenschaft  zu  richten. 

Weder  das  preussische  Eisenbahngesetz  vom  3.  Nov.  1838, 
noch  die  Vorschriften  der  Reichsverfassung  über  Eisenbahnen, 
noch  die  auf  Grund  dieser  erlassenen  Reglements  und  Verkehrs - 
Ordnungen,  noch  das  preussische  Kleinbahngesetz  vom  28.  Juli 
1892,  noch,  was  das  Handelsgesetzbuch  über  das  Frachtgeschäft 
der  Eisenbahnen  vorschreibt,  gelten  für  Privateisenbahnen.  Da- 
gegen unterliegen  sie  nach  der  bekannten  und  konstanten  Praxis 
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dem  Haftpflichtgesetze  vom  7.  Juni  1871  (Erkenntniss  des 
Reichsgerichts  vom  27.  April  1886),  da  es  diesem  Gesetze  gegen- 
über nur  auf  die  Gefährlichkeit  des  Betriebes  ankommt.  Die 
Vorschrift  in  §  25  des  preussischen  Eisenbahngesetzes  vom  3.  Not. 
1838,  wonach  Eisenbahnen  für  allen  bei  Beförderung  von  Per- 
sonen oder  Sachen  angerichteten  Schaden  aufkommen  müssen, 
findet  auf  Privateisenbahnen  keine  Anwendung,  da  sie  nicht  Eisen- 
bahnen im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind. 

Sicher  möchte  sein,  dass  Diebstahl  auf  einer  Privateisenbahn 
kein  qualifizirter  Diebstahl  im  Sinne  des  §  243  des  Strafgesetz- 
buches ist1,  fraglich  indess,  ob  ihre  Gefahrdung  als  Gefahrdang 
eines  Eisenbahntransportes  aufzufassen  ist2.  —  Die  m.  E.  richtige 
Ansicht  geht  dahin,  dass  im  Sinne  der  hier  in  Betracht  kommen- 
den strafgesetzlichen  Vorschriften  unter  Eisenbahnen  nur  die 
öffentlichen  Lokomotiv-  oder  elektrischen  Bahnen  zu  ver- 
stehen sind. 

Werden  Personen  oder  Güter  gegen  Entgelt  auf  Privat- 
eisenbahnen befördert,  so  gelten  dafür  lediglich  die  allgemeinen 
Regeln  des  Transportgeschäfts,  insbesondere  nicht  die  im  Handek- 
gesetzbuche  oder  in  der  Verkehrsordnung  gegebenen. 

Besondere  Vorschriften  gelten  für  diejenigen  Privateisen- 
bahnen, welche  mit  Maschinen  betrieben  werden  und  derart  in 
unmittelbarer  Gleisverbindung  mit  öffentlichen  Eisenbahnen  stehen, 
dass  ein  Uebergang  der  Betriebsmittel  stattfinden  kann  (Preussi- 
sches  Kleinbahngesetz  vom  28.  Juli  1892,  §§  43ff).  Diese  sog. 
Privatanschlussbahnen  bedürfen  in  allen  Fällen  der  polizei- 
lichen Prüfung  und  Genehmigung,   nicht  von  Seiten  der  Eisen- 


1  v.  Liszt,  Strafrecht  §  128  u.  a. 

*  Dafür  u.  A.  v.  Liszt  §  151,  wenn  sie  mit  todtem  Material  (Dampf, 
Elektrizität)   betrieben    werden;     dagegen     das    Obertribtmal ,    Erk.   vom 
23.  März  1877,   Rechtsprechungen  Strafs.  Bd.  18  S.  246,  Reichsgericht  (Erk. 
vom  24.  Februar  1881,   Entsch.  in  Strafs.  Bd.  3  S.  »115,  Olshaüskx,  Oppex 
hoff,  Endemann  (Eisenbahnrecht)  u.  A. 


—     363     — 

bahn-,  sondern  der  sonst  zuständigen  allgemeinen  oder  Bergbehörde. 
Die  Genehmigung  hat  nicht  den  Charakter  eines  Privilegs  (einer 
Konzession)^  sondern  die  (negative)  Bedeutung,  dass  kein  polizei- 
liches Bedenken  (z.  B.  gegen  den  Uebergang  der  Transportmittel) 
stattfindet.  Daher  beschränkt  sich  die  Prüfung  nur  auf  sicher- 
heitspolizeiliche Gegenstände :  betriebssichere  Beschaffenheit 
der  Bahn  und  der  Betriebsmittel,  die  technische  Befähigung  und 
Zuverlässigkeit  der  im  äusseren  Betriebe  Angestellten,  Schutz  gegen 
schädliche  Einwirkungen  der  Anlage  und  des  Betriebes.  Daher 
erfolgt  die  Genehmigung  nicht  bloss  auf  Zeit,  erstreckt  sich  die 
Prüfung  nicht  auf  die  finanziellen  Mittel  des  Unternehmers,  noch 
auf  den  volkswirtschaftlichen  Nutzen  der  Bahn  u.  s.  w.  Sind 
sicherheitspolizeiliche  Verordnungen  für  den  Betrieb  auf  den 
Privatanschlussbahnen  nothwendig,  so  werden  diese  von  der  all- 
gemein zuständigen  Behörde,  indess  —  abgesehen  von  den  Gruben- 
eisenbahnen —  nur  im  Einverständniss  mit  der  zuständigen  Eisen- 
bahnbehörde erlassen.  Die  Genehmigung  darf  nur  dann  zurück- 
genommen werden,  wenn  wiederholt  gegen  die  (sicherheitspolizei- 
lichen)  Bedingungen  derselben  Verstössen  wird  und  zwar  entscheidet 
darüber  auf  Klage  der  Behörde  das  Oberverwaltungsgericht. 

Die  eisenbahntechnische  Aufsicht  und  Ueberwachung  steht 
auf  allen  Privatanschlussbahnen,  mit  Einschluss  der  Grubeneisen- 
bahnen, der  Eisenbahnbehörde  zu.  Es  ist  fraglich,  ob  dieses 
Recht  der  Aufsicht  und  Ueberwachung  die  Befugniss  in  sich  be- 
greift, selbst  und  mit  Wirksamkeit  gegen  Dritte  Anordnungen  zu 
erlassen  oder  nur  die,  auf  den  Erlass  solcher  Anordnungen  bei 
der  zuständigen  Behörde  hinzuwirken.  Das  Letztere  ist  richtig: 
Auch  das  Deutsche  Reich  hat  nach  Art.  4  und  17  der  Reichs- 
verfassung das  Recht  der  Aufsicht  und  Ueberwachung  und  doch 
kann  dasselbe  auf  Grund  dieses  Rechtes  nicht  unmittelbar  An- 
ordnungen treffen,  sondern  nur  auf  deren  Erlass  hinwirken3.    Auch 


3  Arndt,  Kommentar  zur  Reichsverfassung  S.  92,    v.  Riedel,    Verfaß- 
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die  ehemaligen  Eisenbahnkoinmissariate  wie  die  Königlichen  Eisen- 
bahndirektionen haben  das  Recht  der  eisenbahntechnischen  Auf- 
sicht und  Ueberwachung,  indess  damit  nicht  die  Befugniss,  mit 
Rechtswirksamkeit  gegen  Dritte  Verordnungen  zu  erlassen.  Das 
Recht,  mit  Wirksamkeit  gegen  Dritte  Anordnungen  zu  treffen, 
kann  stets  nur  auf  einer  darauf  gerichteten,  ausdrücklichen 
Gesetzesbestimmung  beruhen.  Eine  solche  ist  zu  Gunsten  der 
Eisenbahnbehörde  nicht  gegeben  worden. 

III.  Gehen  wir  nun  zu  den  öffentlichen  Eisenbahnen  über, 
so  zerfallen  diese  in  zwei  Kategorien :  die,  welche  der  deutschen 
Reichsverfassung  oder,  was  sachlich  auf  dasselbe  hinausläuft 
in  Preussen  dem  Eisenbahngesetze  vom  3.  Nov.  1838,  und  die, 
welche  Kleinbahnen  sind,  in  Preussen  dem  Gesetze  vom  28.  Juli 
1892  unterstehen. 

Die  deutsche  Reichsverfassung  unterstellt  in  Art.  4  der  Be- 
aufsichtigung und  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 

Ziff.  8:     „das    Eisenbahnwesen    —    im    Interesse   der 
Landesverteidigung  und  des  allgemeinen  Verkehrs.'' 

Also  nicht  das  Eisenbahnwesen  schlechthin,  nicht  jede  Eisen- 
bahn, sondern  das  Eisenbahnwesen  nur  im  Interesse  der  Landes- 
vertheidigung  und  des  allgemeinen  Verkehrs,  nicht  jede  Klein- 
oder Lokalbahn,  sondern  nur  die  dem  Durchgangs-,  dem  all- 
gemeinen, nationalen  Verkehre  dienenden.  Dies  ist  im  ver- 
fassungberathenden  Norddeutschen  Reichstage  1867  ausdrücklich 
durch  den  Kommissar  der  Bundesregierungen,  Grafen  Itzekplitz. 
festgestellt  worden4.  Darüber,  ob  eine  Eisenbahn  der  Landes- 
verteidigung oder  dem  allgemeinen  Verkehre  im  Sinne  der  Reichs- 
verfassung dient,  wacht  das  Reichs-Eisenbahnamt  und  entscheidet, 
wenn   dieses    mit   der   höchsten    Landesregierung    nicht    überein- 

suugsurkunde  S.  21,  Larakd,  Reichsstaatsrecht  I  S.  237,  Hänel,  Deutsche* 
Staatsrecht  §§  49—51. 

4  Sten.  13er.  S.  2tf7,  M.  Seydel,  Komm,  zur  Reichsverf.  S.  69  ff.,  Arndt. 
Komm,  zur  Reichsverf.  S.  99. 
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omt,  gemäss  Art.  7  Ziff.  3  der  Reichsverfassung  endgültig  der 
ndesrath  des  Deutschen  Reiches5. 

Das  Deutsche  Reich  hat  von  der  ihm  in  Art.  4  Ziff.  8 
Ler  Verfassung  übertragenen  allgemeinen  Befugniss  bisher  nur 
m  bescheidenen  Gebrauch  gemacht.  Ein  vom  Reichskanzler- 
-e  ausgearbeiteter  Entwurf  eines  Eisenbahngesetzes  ist  in  den 
»ziger  Jahren  im  Bundesrathe  gescheitert.  Die  dem  Reiche 
tehende  Aufsicht  übt  das  Reichs-Eisenbahnamt  aus,  das 
ch  Gesetz  vom  27.  Juni  1873  geschaffen  ist.  Dieses  hat 
?rhalb  der  durch  die  Reichsverfassung  bestimmten  Zuständig- 

des  Reiches  das  Aufsichtsrecht  über  das  Eisenbahnwesen 
irzunehmen,  für  die  Ausführung  der  reichsgesetzlichen  Vor- 
riften  zu  sorgen  und  auf  Abstellung  der  in  Hinsicht  auf  das 
enbahnwesen  hervorgetretenen  Mängel  und  Missstände  hin- 
rirken.  Das  Amt  ist  mit  dem  wichtigeren  des  Preussischen 
listeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  verbunden  (Kabinetsordre 
i  14.  Juli  1879).  Wenn  gegen  eine  vom  Reichs-Eisenbahn- 
te  verfügte  Massregel  Gegenvorstellungen  auf  Grund  der  Be- 
ptung,  dass  die  Massregel  in  den  Gesetzen  und  rechtsgültigen 
rschriften  nicht  begründet  sei,  erhoben  werden,  so  hat  das 
ch  Zuziehung  von  richterlichen  Beamten  verstärkte  Reichs- 
enbahnamt  über  die  Gegenvorstellung  selbstständig  und  unter 
iner  Verantwortlichkeit  nach  kollegialischer  Berathung  und  Be- 
lussfassung  zu  befinden. 

Weit  wichtiger  als  die  in  Art.  4  Ziff.  8  dem  Reiche  ge- 
enen  allgemeinen  sind  die  in  den  Art.  41  ff.  enthaltenen  be- 
Lderen  Befugnisse,  die  sich  indess  gleichfalls  nur  auf  die  „im 
Presse  der  Landes vertheidigung  oder  im  Interesse  des  gemein- 
len  (nationalen)  Verkehrs"  stehenden  Eisenbahnen,  nicht  auf 
'inbahnen,  beziehen6. 


5  Vgl.  Laband,  Reichsstaatsr.  I  S.  237  f.,  Seydel,  Komm.  S.  103,  Zorn, 
itsr.  I  §  6,  Arndt,  Komm.  S.  119. 
ö  cf.  Art.  41,  ferner  Arndt,  Komm.  S.  204. 
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Gemäss  Art.  41  Abs.  1  kann  das  Reich  Eisenbahnen  im 
Interesse  der  Verteidigung  Deutschlands  oder  des  gemeinsamen 
Verkehrs,  auch  gegen  den  Widerspruch  der  Bundesstaaten,  deren 
Gebiet  die  Eisenbahnen  durchschneiden,  kraft  Reichsgesetzes  an- 
legen oder  anlegen  lassen7. 

Wichtiger  ist  zur  Zeit  die  Vorschrift  in  Abs.  2,  wonach  be- 
stehende Eisenbahnverwaltungen  verpflichtet  sind,  sich  den  An- 
schluss  neu  angelegter  Eisenbahnen,  d.  h.  die  Ueberfuhrung  des 
rollenden  Materials,  auf  deren  Kosten8  gefallen  zu  lassen.  Endlich 
erklärt  Abs.  3  in  Art.  41  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  fir 
aufgehoben,  die  bestehenden  Eisenbahnuntemehmungen  ein  Wider- 
spruchsrecht gegen  die  Anlegung  von  Parallel-  oder  Konkurrent- 
bahnen  einräumen  —  unbeschadet  bereits  erworbener  Rechte9.  - 
In  den  seit  Bestehen  der  Bundesverfassung  ertheilten  Konzes- 
sionen konnte  und  kann  ein  solches  Widerspruchsrecht  nicht  ver- 
liehen werden. 

Weit  wichtiger,  sogar  von  der  allerwichtigsten  Bedeutung  fSr 
das  Eisen-  und  Eisenbahntransportrecht  sind  die  Vorschriften  in 
den  Art.  42 — 45  der  Reichsverfassung : 

Art.  42:  Die  Bundesregierungen  verpflichten  sich,  die  deut- 
schen Eisenbahnen  im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  wi* 
ein  einheitliches  Netz  verwalten  und  zu  diesem  Behufe  auch  die 
neu  herzustellenden  Bahnen  nach  einheitlichen  Normen  anlegen 
und  ausrüsten  zu  lassen. 

Art.  43:  Es  sollen  demgeinäss  in  thunlichster  Beschleunigung 
übereinstimmende  Betriebseinrichtungen  getroflen,  insbesondere 
gleiche  Bahnpolizei-Regleinents  eingeführt  werden.  Das  Reich 
hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Eisenbahnverwaltungen 
die  Bahnen  jederzeit  in  einem  die  nöthige  Sicherheit  gewähren- 

7  V«rl.  hierzu  Arndt,  Komm.  S.  205. 
H  Vgl.  hierzu  Labaxd,  Staatsr.  II  S.  115,  Arndt  S.  205. 
0  Vgl.   hierzu    Lokxing,  Verwaltungsrecht   S.  621,    Laband  II  S.  1& 
Egek,  Handbuch  des  preuss.  Eisenbahnrechts  S.  69. 


i 
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n  baulichen  Zustande  erhalten,  und  dieselben  mit  Betriebs- 
iterial  so  auszurüsten,  wie  das  Yerkehrsbedürfniss  es  erheischt. 

Art.  45:  Dem  Reiche  steht  die  Kontrole  über  das  Tarif- 
ssen  zu.     Dasselbe  wird  namentlich  dahin  wirken: 

1.  dass  baldigst  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen  überein- 
stimmende Betriebsreglements  eingeführt  werden; 

Diese  Verfassungsvorschriften  sprechen  von  Pflichten  der 
lesglieder,  nicht  von  einem  Rechte  des  Reiches.  Sie  besagen 
t,  dass  das  Reich  ein  Reglement  oder  für  ganz  Deutschland 
gleiche  Reglement,  für  die  verschiedenen  Gegenstände  also 
che  Reglements  erlassen  soll  oder  darf,  sondern,  ihrem 
tlaute  nach,  dass  Reglements  —  übereinstimmende  allerdings 
on  den  Bundesgliedern  eingeführt  werden  sollen.  Gleich- 
hat auf  Grund  dieser  Verfassungsvorschriften  das  Deutsche 
ch  durch  den  Bundesrath  für  die  verschiedenen  Gegenstände 
gleiche  Reglement  mit  dem  Ansprüche  und  der  thatsäch- 
n  Wirkung  unmittelbarer,  d.  h.  nicht  erst  durch  die  ein- 
m  Bundesregierungen  vermittelter  Gültigkeit  erlassen  u.  A. : 

das  Bahnpolizei-Reglement  für  die  (Voll-)Eisenbahnen 
eutschlands  vom  30.  Nov.  1885  (R.-G.-Bl.  S.  541), 

die  Bahnordnung  für  die  Nebeneisenbahnen  Deutschlands 
m  5.  Juli  1892  (R.-G.-Bl.  S.  764), 

die  Normen  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Haupt- 
»enbahnen  Deutschlands  vom  5.  Juli  1892  (R.-G.-Bl.  S.  747), 

Betriebsordnung  für  die  Haupteisenbahnen  Deutschlands 
in  5.  Juli  1892  (R.-G.-Bl.  S.  91), 

Signalordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  5.  Juli 
92  (R.-G.-B1.  S.  733), 

Bestimmungen  über  die  Befähigung  von  Eisenbahnbetriebs- 
amten vom  5.  Juli  1892  (R.-G.-Bl.  S.  723), 

die  Verkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
m  15.  Nov.  1892  (R.-G.-B1.  S.  923), 
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Bestimmungen  über  die  Verladung  und  Beförderung  von 
lebenden  Thieren  auf  Eisenbahnen  vom  28.  Nov.  1887  (R.-G.-BL 
S.  557). 

Alle  diese  Vorschriften  sind  Verordnungen,  da  sie  ohne 
Zustimmung  des  Reichstages,  nicht  im  Wege  des  Gesetzes,  er 
gangen  sind.  Sie  sind  nicht  durch  die  einzelnen  Bundesregierungen, 
sondern  vom  Reiche  veröffentlicht  worden.  Sie  sind  sämmtlich 
Rechts-  (gesetzvertretende)  Verordnungen-,  sie  stellen  Rechtsnormen 
auf  und  zwar  überall  den  Eisenbahnunternehmern,  zum  grossen 
Theil  auch  dem  Publikum,  Jedermann,  gegenüber.  Sie  befehlen 
u.  A.,  welche  Beschaffenheit  eine  Voll-  oder  Nebenbahn  haben 
muss,  um  betriebssicher  zu  sein.  Die  Befolgung  dieser  Vor- 
schriften ist  mit  grossen  Kosten  verbunden,  sie  kann  erzwungen 
werden  und  zwar  den  Staatsbahnen  gegenüber  äussersten  Falls 
durch  Bundesexekution  gegen  den  Staat  (Art.  19  der  Reichsver- 
fassung), den  Privatbahnen  gegenüber  durch  Konzessionsentziebung 
Seitens  der  Landesregierung. 

Die  Befolgung  der  Vorschriften   der  Verkehrsordnung  wird. 
soweit  sie  die  Haftung  für  den  Transport  betrifft,  gegenüber  den 
Eisenbahnunternehmern  dadurch  bewirkt,  dass  von  ihr  zum  Xacli- 
theil  des  Publikums  abweichende  Abreden  als  nichtig  gelten;  die  der 
übrigen  Vorschriften  erfolgt  ebenso  wie  bei  den  über  polizeiliche  Be- 
schaffenheit, Konstruktion  u.  dgl.     Die  das  Publikum  betreffende!* 
polizeilichen  Vorschriften  des  Eisenbahnpolizei-Reglements  und  der 
Verkehrsordnung:    nicht   den   Bahnkörper  zu   betreten,    nicht  iu 
fahrende  Wagen  einzusteigen,  nicht  feuergefährliche  oder  Explosiv- 
stoffe mit  sich  zu  führen,  haben  die  Natur  von  Strafgesetzen,  ibrc 
Uebertretung  ist  mit  gerichtlicher  Strafe  bedroht.     Ein  Theil  de> 
Inhaltes  der  Verkehrsordnung,  nämlich  der  auf  die  Haftung  der 
Eisenbahn  für  den  Transport,  will  jedoch  nur  die  Bahnverwaltung? 
nicht  das  Publikum  verpflichten,  will  insbesondere  dieses  nur  gegen 
ungebührliche   Beschränkung   der  Schadensersatzpflicht   schützen, 
es  aber  keineswegs  hindern,  sich  noch  günstigere  Transport-  oder 
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zhadensersatzbestimmungen,  als  in  der  Verkehrsordnung  enthalten 
ad,  auszubedingen.  Daher  gilt  dieser  Theil  des  Reglements  dem 
ublikum  gegenüber  nur  als  Vertrag,  nämlich  nur,  wenn  es  sich 
»mselben  ausdrücklich  unterworfen  hat.  Ganz  unrichtig  ist  es 
ernach,  die  Verkehrsordnung  als  eine  Bethätigung  der  Ver- 
agsfreiheit  zu  bezeichnen,  wie  dies  durch  Laband  geschieht, 
inmal  können  doch  die  Vorschriften,  die  positive  Gebote  ent- 
ilten,  wie  z.  B.  das  Verbot,  explosibele  Stoffe  zu  benutzen,  ganz 
jwiss  nicht  als  eine  Bethätigung  der  Vertragsfreiheit  bezeichnet 
erden.  Dies  gilt  von  der  Verkehrsordnung  aber  auch  insoweit 
icht,  wie  sie  den  Bahnunternehmern  gebietet,  unter  welchen 
Bedingungen  sie  ihre  Transportverträge  abschliessen  sollen.  Die  in 
er  Verkehrsordnung  hegende  Rechtsnorm  lautet:  Du  sollst  deine 
khadensersatzpflicht  nur  in  dem  und  dem  Umfange  —  nicht  weiter 
-  ausschliessen,  oder  Du  sollst  Deine  Transportverträge  unter  den 
)ir  vorgeschriebenen  Bedingungen  abschliessen.  Die  vorgeschrie- 
benen Bedingungen  des  Transportvertrages  an  sich  sind  dagegen 
ceine  Rechtsnormen,  ihre  Verletzung  begründet  keine  Revision 10,  sie 
»ind  lediglich  Vertragsbedingungen,  freilich  den  Bahnunternehmern 
jegenüber  keine  gewillkürten,  sondern  vorgeschriebenen. 

Aber  wenn  so  erwiesener  Maassen  alle  vom  Bundesrath  auf 
Grund  der  Art.  42  ff.  erlassenen  Verordnungen,  Reglements,  Nor- 
men, Ordnungen,  oder  wie  sie  sich  sonst  nennen  mögen,  gesetz- 
'ertretende  Verordnungen  sind11,  und  zwar  solche,  die  vom  Reiche 
^mittelbar  erlassen  und  verkündet  sind,  wie  lässt  sich  deren  Rechts- 
zuständigkeit *  a  begründen  ? 

10  Insoweit  ist  die  Entscheidung  des  Reichsoberhandelsgerichts  vom 
ö-  Nov.  1875,  Entsch.  Bd.  XIX  S.  184  richtig,  cf.  auch  Entsch.  Bd.  II  S.  255, 
M  VI  S.276,  Bd. IX  S.339,  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civils.  Bd.X  V,  S.  156. 

11  Dies  erkennt  u.  A.  Hänel,  Staats!*.  S.  656  f. 

"  Diese  ist  allerdings  mehr  oder  weniger  in  der  Theorie  bestritten, 
•*»el,  Organisatorische  Entwickelung  S.  81  ff.,  Hänel,  Staatsrecht  S.  644  ft'., 
**nn>,  Reichsstaaterecht,  Aufl.  I,  Bd.  2  S.  89,  90,  363  ff.,  372  ff.,  minder  be- 
i*Umt   allerdings    in  den  neueren  Auflagen  Bd.  II   S.  117  ff.     Geradezu  er- 
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Zwei  Fragen  sind  hierbei  zu  beantworten:  die  erste,  ist  der 
Verordnungsweg  statthaft  oder,  anders  ausgedrückt,  durften 
die  Reglements  ohne  Gesetz  erlassen  werden?  die  zweite,  durfte 
das  Reich,  oder  mussten  die  Bundesregierungen,  jede  für 
sich,  diese  erlassen? 

Bezüglich  der  ersteren  Frage  ist  zu  beachten,  dass  bereit? 
Axt.  4  Ziff.  8  der  Reichs -Verfassung  der  Gesetzgebung  <ta 
Reiches  das  Eisenbahnwesen  unterstellte,  dass  daher  die  Art.  42ff. 
ganz  überflüssig  wären,  wenn  sie  nur  vorschreiben  wollten,  dass 
ihr  Inhalt  durch  Reichsgesetz  verwirklicht  werden  sollte  oder  wenn 
sie  nicht  die  sofortige  Regelung  des  Gegenstandes  im  Verord- 
nungswege vorschreiben  oder  doch  wenigstens  zulassen  wollten. 
So  sagte  der  Abg.  Miquel  in  dem  Stenogr.-Ber.  des  Reichstags 
1870  Bd.  II  S.  784: 

„Die  Spezialartikel  41 — 47  der  Norddeutschen  Bundes- 
verfassung dagegen  bezielen  solche  Bestimmungen,  welche  ent- 
weder sich  nicht  zur  gesetzlichen  Regelung  eignen  oder 
aber,  welche  nicht  zu  ihrer  Regelung  eines  besonderen  Zusatzes 
bedürfen"  (damit  sind  die  Art.  42 — 47  gemeint).  ,,Wenn  in 
dem  Art.  41  gesprochen  wird  von  dem  Rechte  des  Bundes, 
eine  Eisenbahn  auf  Kosten  des  Bundes  herzustellen,  ohne  dass 
die  einzelnen  Staaten  dagegen  Widerspruch  erheben  können, 
so  ist  es  klar,  dass  es  hierzu  eines  Spezialgesetzes  bedurfte* 
(weil  aus  dem  Rechte  der  Gesetzgebung  über  das  Eisenbahn- 
wesen noch  nicht  die  Befugniss  für  das  Reich  zur  Anlegung 
einer  Eisenbahn  folgt).  —  — 

„Wenn  in  den  Art.  42 — 44  gesprochen  wird  von  der  Ver- 


staunlich  ist,  dass  die  eisenbahnrechtlichen  Schriftsteller  Gleim,  Eger  u.  ».  * 
nicht  einmal  den  Versuch  machen,  die  Gültigkeit  dieser  für  ihre  Verwilmcfi 
wichtigsten  und  geradezu  grundlegenden  Normen  zu  vertheidigen.  Di  rie 
andererseits  die  staatsrechtlichen  Ansichten  Laband's  citiren  und  acceptiren. 
muss  man  annehmen,  dass  auch  diese  Schriftsteller  die  Reglements  u.  ».  «• 
für  gesetz-  und  verfassungswidrig  ansehen. 
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pflichtung,  welche  die  einzelnen  Staaten  unter  sich  kontrahiren, 
ihre  Eisenbahnen  nach  einem  gemeinsamen  Plane  verwalten  zu 
lassen,  die  nöthigen  Betriebseinrichtungen  herzustellen,  wenn 
ferner  davon  gesprochen  wird,  dass  zu  diesem  Behufe  ein  gleich- 
artiges Bahupolizeireglement  erlassen  werden  solle,  so  sind 
das  Spezialbes timmungen,  welche  eine  unmittelbare  Aus- 
führung zulassen  auch  ohne  den  Erlass  eines  all- 
gemeinen Eisenbahngesetzes.  Ich  erinnere  mich  ganz  be- 
stimmt, dass  auch  in  diesem  Sinne  bei  der  Berathung  der  Nord- 
deutschen Bundesverfassung  verfahren  worden  ist,  dass  man 
diese  Artikel  in  diesem  Sinne  damals  aufgefasst  hat." 

Fernerer  Beweis  liegt  in  einer  Rede  des  Abg.  Michaelis, 
in  dem  die  jetzige  Fassung  des  Art.  42  ff.  im  Wesentlichen  her- 
ihrt.  Derselbe  stellte  (Sten.-Ber.  des  verfassungberathenden 
orddeutschen  Reichstages  S.  505)  den  (angenommenen)  Antrag, 
istatt  der  im  Entwürfe  geforderten  gleichen  zu  setzen  „über- 
stimmende" Betriebsreglements,  um  zu  verhüten,  dass  die- 
dben  „zu  unbedingt  der  Reglementirung  des  Bundes  unter- 
orfen"  seien;  er  erkannte  also  damit  implicite  an,  dass  sie  — 
enigstens  die  Bahnpolizeireglements,  in  Ansehung  deren  die  ur- 
wingliche  Fassung  „gleichen"  beibehalten  wurde,  dass  sie  der 
•eglementirung,  d.  h.  dem  Verordnungswege  überlassen  wer- 
en  sollten. 

Am  5.  Mai  1869  nahm  der  Reichstag  den  Antrag  v.  Luck, 
Bredow  und  Genossen  an  (Sten.-Ber.  II  S.  882): 
„den  Bundeskanzler  (d.  h.  als  Vorsitzenden  des  Bundesraths)  zu 
ersuchen,  baldthunlichst  die  in  den  Art.  41 — 47"  (muss  m.  E. 
heissen  42 — 47)    „der  Verfassung  des   Norddeutschen   Bundes 
enthaltenen    Bestimmungen    durch    Erlass    der    erforderlichen 
reglementarischen  Festsetzungen  und  allgemeinen  ad- 
ministrativen Anordnungen  in's  Leben  treten  zu  lassenu. 

Der  Reichstag  hat  also  selbst  anerkannt,  dass  er  bei  Erlass 
ser  Reglements  nicht  mitzuwirken   habe,   und  ihr  Erlass  aus- 
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schliesslich  der  reglementarischen  Festsetzung  unterliege;  er  hat 
die  Regelung  im  Verordnungswege  geradezu  gefordert.  Gara 
klar  ist  dies  auch  in  der  Rede  des  Abg.  Lasker  ausgesprochen 
(Sten.-Ber.  des  Reichstags  1869  S.  828): 

„Darauf  kommt  es  an,  dass  überhaupt  der  Bundesrat!: 
das  thun  will,  was  in  der  Sache  zu  wünschen  ist"  n. 

Es  ist  hierbei  noch  zu  berücksichtigen,  dass  die  in  den  Keg- 
lements,  Signalordnungen,  Verkehrsordnungen  u.  s.  w.  geregelten 
Gegenstände  nach  dem  in  Deutschland  und  anderswo  hergebrachtes 
Rechte  nicht  im  Gesetzgebungs-,  sondern  im  Verordnungswege 
geregelt  wurden.  So  verweist  das  preussische  Eisenbahngeseta 
vom  3.  Nov.  1838  (G.-S.  S.  503)  auf  vom  Eisenbahnminister 
zu  erlassende  Bahnpolizei-  und  Betriebsreglements  und  so  waren 
von  diesem  Minister  ergangen:  die  Eisenbahnbetriebsreglement! 
vom  18.  Juli  1853,  5.  Jan.  1861,  22.  April  1861,  17.  Febr.  1862 
3.  Sept.  1865  (Ministerialblatt  für  die  gesammte  innere  Verwal 
tung  1853  S.  307,  1861  S.  23  und  S.  87,  1862  S.  91,  186 
S.  251)  und  in  Gemeinschaft  mit  dem  Minister  des  Innern  d 
Eisenbahnpolizei-Reglements  vom  2.  Febr.  1848,  15.  Dez.  18; 
und  8.  Juni  1859  (Ministerialblatt  für  die  gesammte  innere  Vf 
waltung  1848  S.  134,  1859  S.  58  und  S.  153). 

Schliesslich  möchte  Nichts  in  der  Sache  verkehrter  sein.  ; 
den  Gesetzgeber  mit  den  Einzelnheiten  und  dem  fortdauernd 
Wechsel  in  Betriebs-  und  Polizeireglements  zu  befassen.  AI 
dies  zusammengenommen,  muss  als  erwiesen  gelten,  dass  n;i 
Sinn  und  Wortlaut  der  Reichsverfassung,  sowie  nach  dem  h 
gebrachten  Rechtszustande  in  den  deutschen  Staaten  die  Rej 
lirung  der  fraglichen  Gegenstände  im  Verordnungswege 
folgen  sollte  und  erfolgen  durfte.  Uebrigens  wenn  es  dem  für 
Frage,  ob  mit,  ob  ohne  Gesetz,  einzig  zur  Sache  Interessirten  t 
zu  einem  Einsprüche  Legitimirten,  nämlich  dem  deutschen  Reic 

13  Vgl.  auch  ebendort  die  Erklärung  des  Bundeskommisears  Michas 
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tage,  als  Recht  und  Notwendigkeit  erschien,  die  Gegenstände  ohne 
ihn  und  nur  durch  den  Bundesrath  regeln  zu  lassen  —  welches 
Einspruchsrecht  steht  irgend  einem  Dritten  dann  noch  zu? 

Aber  war,  dies  ist  die  andere  der  oben  aufgeworfenen  Fragen, 
das  Reich  berechtigt,  selbst  und  unmittelbar  die  zur  Aus- 
führung der  Art.  42—45  erforderlichen  Verordnungen  zu  er- 
lassen? 

Allerdings  spricht  Art.  42  von  einer  Verpflichtung  der 
einzelnen  Staaten,  nicht  von  einer  Berechtigung  des  Reiches. 
Indess  ist  Folgendes  zu  beachten:  die  Bundes-  und  die  Reichs- 
verfassung sind  entstanden  zunächst  aus  Verträgen,  welche  die 
Bundesglieder  mit  einander  vereinbart  haben;  aus  Verträgen,  bei 
denen  es  darauf  ankam,  festzusetzen,  was  von  den  Befugnissen 
der  Einzelstaaten  fortan  zu  Befugnissen  des  Reiches  werden  sollte, 
oder  mit  anderen  Worten:  Befugnisse  der  Bundesglieder  an  die 
Gesammtheit  abzugeben.  Wenn  Theile  des  Bündniss Vertrages 
(Art.  42  der  Reichsverfassung  ist  Art.  39  des  Vertrages  oder 
Verfassungsentwurfes  vom  18.  Juni  1867)  ihrem  Wortlaute  nach 
in  den  Text  der  Bundes-(Reichs-)Verfassung  übergegangen  sind, 
so  folgt  daraus,  dass  sie  dadurch  aufhörten,  Vertragsrecht  zu 
werden  und  Verfassungs-Bundes-Reichsrecht  wurden. 

Wenn  darauf  hingewiesen  ist,  dass  die  Fassung  der  Art.  42 
und  45  an  die  alten  Zollvereinsverträge  erinnert,  so  ist  dem- 
gegenüber zn  bemerken,  dass  auch  in  Ansehung  dieser  das  Ver- 
ordnungsrecht nicht  mehr  den  Einzelstaaten,  sondern  dem  Reiche 
als  ein  unmittelbares  zusteht.  Insbesondere  sorgt  der  Bundesrath 
für  die  „Uebereinstimmung"  und  „Gleichheit"  der  in  Zoll-  und 
Steuersachen  erforderlichen  Verwaltungsvorschriften  und  Ein- 
richtungen jedesmal  durch  den  Erlass  einer  eigenen  und  ein- 
zigen Verordnung.  Dies  muss  also  auch  im  Gebiete  des  Eisen- 
bahnwesens gelten,  soweit  die  ursprünglichen  Vertragspflichten 
der  Bundesregierungen  in  die  Verfassung  Aufnahme  gefunden 
haben. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  3.  25 
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Allerdings  wäre  es,  da  die  Gesetzgebungs-  und  also 
Verordnungsbefugniss  des  Reiches  in  Eisenbahnangelegen1 
keine  ausschliessliche  ist,  auch  statthaft  gewesen,  dass  die  I 
Staaten  selbst  Uebereinstimmung  und  Gleichheit  unter  ihren  ] 
bahnbetriebs- (Verkehrs-)  und  Eisenbahnpolizei-Reglements  h 
geführt  hätten.  Da  indess  die  Einzelregierungen  Jahre  lang 
dieser  Richtung  hin  unthätig  blieben,  so  durfte  und  musst 
Reich  den  vorbeschriebenen  Weg  einschlagen,  für  welchen 
die  praktische  Zweckmässigkeit  und  insbesondere  die  dem  I 
obliegende  Pflicht  sprechen,  für  die  Durchführung  der  Yerfa 
zumal  in  einem  Falle  zu  sorgen,  wo  die  „thunlichste  Bescb 
gungu  und  die  Sorge  für  die  Durchführung  in  der  Verfa 
selbst  befohlen  worden  sind. 

Vorstehendes  ist  die  Ansicht  aller  Bundesregierungei 
wesen,  welche  einmüthig  im  Bundesrathe  die  erwähnten  1 
ments  beschlossen.  Es  war  aber  auch  die  Ansicht  des  l 
deutschen  Reichstages,  da  dieser  in  der  Resolution  vom  5.  Mai 
(Sten.  Ber.  Bd.  II  S.  828)  den  Erlass  der  Reglements  von  R« 
wegen  und  durch  den  Bundesrath  forderte.  So  sagte  u.  A 
Abg.  Lasker: 

„Darauf  kommt  es  an,   dass  überhaupt  der  Bundes 
das  thun  will,  was  in  der  Sache  zu  wünschen  ist." 

Uebrigens  war  man  sich  bei  den  Bahnpolizeiregleme 
die  „gleiche"  sein  sollten,  von  Anfang  an  darüber  klar, 
der  Bund  die  Sache  unmittelbar  in  die  Hand  nehmen  sollte. 
Betreff  der  Bahnbetriebsreglements  ersetzte  man  rglei 
durch  „übereinstimmende",  weil  —  wie  der  Antragsteller  Micha; 
(Sten.-Ber.  des  verfassungberathenden  Reichstages  1867  S.  i 
sagte  —  in  „dem  Augenblicke,  wo  Sie  dem  Bunde  das  tt 
beilegen,  gleiche  Betriebsreglements  einzuführen  und  aufrech 
erhalten,  resp.  was  dasselbe  ist,  aufzuerlegen,  der  Vei 
der  Eisenbahnen  unter  Gleichen  aufhört".  Für  den  Er\as 
Betriebsreglements   wollte  man  allen  Regierungen  zuniV^f 
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:eit  lassen  „Experimente  zu  machen,  damit,  wenn  diese 
i  sich  bewähren,  die  Reformen  dann  erweitert  werden"  14. 

Erklärung  der  Fassung  in  den  Art.  43  und  45  der  Reichs- 
ig  ist  zu  beachten,  dass  dieselben  nicht  vom  Erlasse, 
von  der  Einführung  der  gleichen  oder  übereinstimmen- 
lements  sprechen,  dass  somit  nach  dieser  Fassung  zwar 
älregierungen  die  Reglements  einführen,  aber  nicht  er- 
Jollen. 

:h  hier  ist  die  Frage  am  Platze:  wenn  die  Einzelstaaten 
ich  damit  zufrieden  waren,  dass  für  sie  das  Reich  die 
ats  erlässt,  was  geht  dann  der  Fall  noch  dritte  Personen, 
m  die  Theoretiker,  an? 

liesslich  ist  noch  auf  Art.  7  Ziff.  2  der  Reichsverfassung 
>en,  der  dem  Bundesrath,  sofern  nicht  durch  Reichsgesetz 
nderes  bestimmt  ist,  das  Recht  giebt,  die  „zur  Ausfüh- 
r  Reichsgesetze  erforderlichen  allgemeinen  Verwal- 
»rschriften  und  Einrichtungen 15U  zu  beschliessen 10. 
en  wir  nun  über  zum  Landesrecht: 

Recht  der  dem  allgemeinen  (nicht  bloss  lokalen)  öffent- 
erkehr  dienenden  Eisenbahnen  ist  geregelt  in  dem  preussi- 
•  in  den  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  mehr  oder 
recipirten  —  Gesetze,  betreffend  die  Eisenbahnunter- 
en vom  3.  Nov.  1838  (Ges.-S.  8.  503).  Dieses  Gesetz 
uf  dem  Gedanken,  dass  zwar  nicht  jede  Beförderung  von 
>der  Personen,  wohl  aber  jede  diese  Beförderung  zwischen 
lenen  Orten17  allgemein  und  öffentlich  bezweckende  Eisen- 

[iCHAELIS,    1.   C.    S.  505. 

.  hierüber  Arndt,  Komm,  zur  Reichsverf.  S.  115  ff. 

>ie  Gültigkeit  der   vom  Bundesrath e   auf  Grund   der   Art.  43  ff.  er- 

Verordnuugen   ist   auch  in  der  Praxis    nie   bestritten  worden,   vgl. 

tsch.  des  Oberhandel sgerichts  Bd.  21  S.  60   und  des  Reichsgerichts 

ichen  Bd.  10  S.  326. 

gl.  auch  den  Wortlaut  in  §  36  des  Ges.  „zwischen  bestimmten 


25 


x* 
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bahnanlage  nur  auf  staatlicher  Verleihung  beruht.     Zur  An- 
legung,  Errichtung  und   zum  Betriebe  einer  solchen  Bahnanlage 
ist  eine  Königliche  Konzession  nothwendig.     Diese  bedeutet 
nicht  das  Anerkenntnisse  dass  polizeiliche  oder  sonstige  Bedenken 
der    Anlage    nicht   entgegenstehen,  sondern  die  Uebertragnng 
eines  an  sich  und  ursprünglich  nur  dem  Staate  zustehen- 
den Rechts.    Bereits  zu  den  Vorarbeiten  ist  Königliche  Ge- 
nehmigung erforderlich.     Dieser  bedarf  die  bereits  genehmigte 
Bahngesellschaft  auch  für  die  Anlegung  neuer  oder  Zweiglinien. 
Für  das  Statut  einer  Eisenbahngesellschaft  ist  die  Königliche  Ge- 
nehmigung nothwendig.     Die  Bahn  darf  erst  nach  Genehmigung 
in    allen    ihren    Theilen    durch    den    zuständigen   Minister  den 
Verkehre  übergeben  werden.      Die    Bahn    muss   stets  in  zweck- 
entsprechendem, verkehrssicherem  Zustande  erhalten  werden 1S.  Sie* 
darf  Personen  und   Güter,    soweit  ihr  Material   reicht,   von  der 
Beförderung  nicht  ausschliessen.    Die  Beförderung  geht  der  Beihr 
nach   (ohne  Bevorzugungen),   zu  gleichen,   öffentlich   bekanntge- 
gebenen Bedingungen   und  Tarifen  für   Jedermann19   (Kefaktier* 
sind  verboten). 

Sie  haftet  —  §  25  —  für  allen  Schaden,  der  bei  der  Be- 
förderung an  beförderten  oder  anderen  Personen  oder  Sacher* 
verursacht  wird,  falls  ihr  Schaden  nicht  durch  eigene  Schuld  <»d^  x- 
unabwendbaren  äusseren  Zufall  bewirkt  ist.  Diese  Haftung  kanxi 
sie  durch  Vertrag  nicht  ausschliessen.  Ueber  die  Höhe  dtr  -= 
Bahngeldes  sind  gewisse  —  im  Wesentlichen  unpraktisch  gehlieber*  « 
—  Vorschriften  gegeben.  Um  die  dem  Postregale  verursachte  • 
Schäden  auszugleichen,  soll  sie  Postgüter  unentgeltlich  befördern x 
Sie  hat  eine  prozentual  mit  den  Erträgen  stehende  Eisenh«thT 
abgäbe  an  den  Staat  zu  zahlen,  die  ursprünglich  zu  dem  Zwe*""^ 

18  Dies  ist  jetzt  in  den  J-mndesrathsbestimraungen  näher  ausgeführt  - 
lv  Jetzt    Reichsges.     betr.    die    Abänderung    des    §  4    des    Ges.    ■*•    ' 
28.  Okt.  1871,  vom  20.  Dez.  1875  (R.-G.-Bl.  318)  und  dazu  Bekaimtmaci  i  " 
vom  28.  Mai   1879  im  Ccntralblatt  des  Deutschen  Reiches  S.  380. 
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nt  war,  die  Eisenbahnen  für  den  Staat  zu  erwerben.  Von 
swerbesteuer  ist  sie,  d.  h.  die  dem  Gesetze  vom  3.  Nov. 
interliegende  Bahn,  befreit. 

er  Staat  hat  sich  das  Recht  vorbehalten,  das  Eigen- 
solcher  Bahnen  mit  allem  Zubehör  gegen  vollständige 
ädigung  anzukaufen.  Hierbei  soll  vorbehaltlich  gütlicher 
barung    nach     folgenden    Grundsätzen    verfahren    werden 

» 

)  Abtretung  kann  nicht  eher  als  nach  Verlauf  von  dreissig 

ren  von  dem  Zeitpunkte  der  Transporteröffhung  an,  gefordert 

den. 

kann   ebenfalls   nur  von  einem   solchen  Zeitpunkte  an  ge- 

lert  werden,  mit  welchem  eine  neue  Festsetzung  des  Bahn- 

les  würde  eintreten  müssen. 

muss  der  Gesellschaft  die  auf  Uebernahme   der  Bahn  ge- 

tete  Absicht  mindestens  ein  Jahr  vor  dem  zur  Uebernahme 

:immten  Zeitpunkte  angekündigt  werden. 

Entschädigung  der  Gesellschaft  erfolgt  sodann  nach  folgen- 

Grundsätzen: 

ler  Staat  bezahlt  an  die  Gesellschaft  den  fünfundzwanzig- 
achen  Betrag  derjenigen  jährlichen  Dividende,  welche  an 
lämnitliche  Aktionäre  im  Durchschnitt  der  letzten  fünf 
Jahre  ausbezahlt  worden  ist; 

lie  Schulden  der  Gesellschaft  werden  ebenfalls  vom  Staate 
Lbernommen  —  wogegen  auch  alle  etwa  vorhandenen  Aktiv- 
Forderungen  auf  die  Staatskasse  übergehen; 
»egen  Erfüllung  obiger  Bedingungen  geht  nicht  nur  das 
Sigenthum  der  Bahn  und  des  zur  Transport-Unternehmung 
gehörigen  Inventariums  samint  allem  Zubehör  auf  den  Staat 
iber,  sondern  es  wird  demselben  auch  der  von  der  Gesell- 
schaft angesammelte  Reservefonds  mit  übereignet". 

ie   ertheilte  Konzession   wird   verwirkt  und   die  Bahn   mit 


den  Transportmitteln  und  allem  Zubehör  für  Rechnung  da  0» 
sellschaft  öffentlich  versteigert,  wenn  diese  eine  der  allgemeinen 
(d.  h.  im  Gesetze)  oder  besonderen  (d.  h.  in  der  Konzession  auf- 
erlegten» Bedingungen  nicht  erfüllt  und  eine  Aufforderung  zur 
Erfüllung  binnen  einer  endlichen  Frist  von  mindestens  drei  j 
Monaten  ohne  Erfolg  bleibt. 

Schliesslich  ist  vorbehalten  „nach  Maassgabe  der  weiteren 
Erfahrung  und  der  sich  daraus  ergebenden  Bedürfnisse4  den 
konzessionirten  wie  den  zu  kouzessionirenden  Gesellschaften  noch 
andere  und  weitere  Vera  nicht  ungen  aufzuerlegen. 

Fragen  wir,  warum  der  preussische  Staat,  der  von  seinen 
Belieben  die  Anlegung  öffentlicher  Eisenbahnen  abhängig  macht* 
und  deren  Erwerb  sich  vorbehielt,  nicht  von  Anfang  an  d» 
Eigenbahnmonopol  einführte,  d.  h.  nicht  nur  sich  selbst  die  Be- 
stimmung über  die  Gestattung  der  Anlegung  von  Eisenbahnen. 
sondern  sich  auch  ausschliesslich  diese  Anlegung  zusprach,  » 
liegt  die  Antwort  theils  auf  wir thschaftlichem ,  tbeth 
rechtlich-politischem  Gebiete.  König  Friedrich  Wilhelm  TU- 
hatte  in  der  Verordnung  wegen  der  künftigen  Behandlung  d« 
gesammten  Staat sschuldenwesens  vom  17.  Jan.  1828  (G.-Ä  -  ' 
erklärt,  dass  künftighin  ein  neues  Staats- Darlehen  „nur  mit  Zu- 
ziehung uud  unter  Mitgarantie  der  künftigen  rek) 
Versammlung  geschehen  kann".  Da  eine  solche  reichsständische 
Versammlung  i.  J.  1838  nicht  bestand,  anderorsi-it- 
leihen  der  Staat  die  Mittel  zur  Erbauung  der  Eisenbahnen  nicht 
besass,  so  mnsste  diese  zunächst  den  Privaten  überlas) 
Bekanntlich  wagte  sich  das  Privatkapital  an  die  Ostbahn  (Ber- 
lin-Königsberg) nicht  heran,  was  hauptsächlich  i.  .1.  1847  Ver- 
anlassung gab,  dass  —  um  eine  Anleihe  zur  Erbauung  dieser  Blüm 
gültig  abznsch Hessen  —  durch  Patent  vom  3.  Febr.  1847  der  Ver- 
einigte Landtag  einberufen  wurde. 

Die  dem  Gesetze  vom  3.  Nov.  1838  und,  was  thatsachlicli  auf 
dasselbe     hinausläuft,    den    Vorschriften     der     Reichs  Verfassung 


—     379     — 

(Art.  42 ff.)  unterliegenden  Bahnen  sind  theils  Vollbahnen, 
theils  Nebenbahnen,  letztere  auch  als  Sekundärbahnen  oder 
Bahnen  untergeordneter  Bedeutung  bezeichnet.  Der  Unterschied 
zwischen  beiden  ist  lediglich  der,  dass  für  Anlegung,  Ausrüstung 
und  Betrieb  bezüglich  der  ersteren  strengere  Vorschriften  (stärkerer 
Oberbau,  bessere  Maschinen,  Verminderung  von  Kreuzungen  im 
Niveau  u.  8.  w.)  bestehen,  weil  sie  mit  grösserer  Schnelligkeit 
befahren  werden  und  auch  eine  grössere  Gefährlichkeit  haben. 
Ob  eine  Eisenbahn  als  Voll-  oder  Nebenbahn  anzusehen  ist,  d.  h. 
ob  die  strengeren  oder  milderen  Vorschriften  des  Bundesraths  auf 
sie  Anwendung  finden,  hat  im  Falle  einer  Meinungsverschieden- 
heit zwischen  Reichs-Eisenbahnamt  und  Landescentralregierung 
gemäss  Art.  7  Ziff.  3  der  Reichsverfassung  der  Bundesrath  zu  ent- 
scheiden. 

Nicht  unter  das  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838,  nicht  unter  die 
Reichsverfassung,  nicht  unter  die  Verordnungsbefugnisse  des 
Bundesraths  fallen  die  sog.  Kleinbahnen,  d.  h.  die  lediglich 
dem  Verkehre  innerhalb  einer  Ortschaft  oder  zwischen  benach- 
barten Ortschaften,  nicht  dem  Durchgangs-  und  nationalen  Ver- 
kehre dienenden  Bahnen.  Ist  Streit  darüber,  ob  eine  Eisenbahn 
unter  das  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838,  bzw.  unter  die  Reichs- 
rerfassung  fallt,  oder  nur  als  Nebenbahn  anzusehen  ist,  so  ent- 
scheidet angeblich  in  letzter  Stelle  das  Staatsministerium  — ,  in 
Wirklichkeit  jedoch,  nämlich  wenn  dieses  mit  dem  Reichs-Eisen- 
bahnamt nicht  übereinstimmt,  gemäss  Art.  7  Ziff.  3  der  Reichs- 
verfassung der  Bundesrath  des  Deutschen  Reiches. 

Das  Recht  der  Kleinbahnen  ist  jetzt  in  Preussen  geregelt 
durch  Gesetz  vom  28.  Juli  1892.  Dass  die  Reichsverfassung 
einer  Regelung  der  Materie  durch  die  Landesgesetzgebung  nicht 
entgegensteht,  war  nach  den  bei  Erlass  der  Vorschrift  in  Art.  4 
Ziff.  8  der  Reichsverfassnng  abgegebenen  Erklärungen 20  und  nach 


*°  Arndt.  Comm.  S.  99. 


—     380     — 

dem  Wortlaute  der  Reichsverfassung21  ohne  Weiteres  klar.  Auch 
die  Reichs-Gewerbeordnung  stand  einer  landesgesetzlichen  Rege- 
lung nicht  entgegen,  da  sie  —  in  §  6  —  selbst  erklärte,  dass 
sie  auf  Eisenbahnunternehmungen  keine  Anwendung   finden  will. 

Nach  dem  Kleinbahngesetze  vom  28.  Juli  1892  wird  das 
Recht  zur  Anlage,  zum  Betriebe,  zur  Aenderung,  insbesondere 
auch  zur  Erweiterung  der  Kleinbahn  nur  durch  besondere  Ge- 
nehmigung erworben.  Diese  muss  versagt  werden,  wenn  die 
Bahn  unter  das  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  fällt,  keine  Kleinbahn 
ist.  da  alsdann  die  Königliche  Konzession  nothwendig  istund 
die  zur  Ausführung  der  Art.  42  ff.  der  Reichsverfassung  er- 
gangenen Bundesrathsverordnungen  Platz  greifen. 

Zur  Ertheilung  der  Genehmigung  für  Kleinbahnen  ist  zuständig: 

1 .  wenn  der  Betrieb  ganz  oder  theilweise  mit  Maschinenkraft  (Dampf 
oder  Elektrizität)  beabsichtigt  wird :  der  Regierungspräsident  im 
Einvernehmen  mit  der  zuständigen  Eisenbahnbehörde; 

2.  in  allen  übrigen  Fällen,  und  zwar: 

a)  sofern  Kunststrassen,  welche  nicht  als  städtische  Strassen 
in  der  Unterhaltung  und  Verwaltung  von  Stadtkreisen 
stehen,  benutzt  oder  von  der  Bahn  mehrere  Kreise  berührt 
werden  sollten:  der  Regierungspräsident; 

b)  sofern  mehrere  Polizeibezirke  desselben  Landkreises  berührt 
werden:  der  Landrath; 

c)  sofern  das  Unternehmen  innerhalb  eines  Polizeibezirkes  ver- 
bleibt: die  Ortspolizeibehörde. 

Die  Genehmigung   wird   auf  Grund   vorgängiger   polizeilicher 
Prüfung  ertheilt.     Diese  Prüfung  beschränkt  sich  auf: 

1.  die  betriebssichere  Beschaffenheit  der  Bahn  und  der  Betriebs- 
mittel; 

2.  den  Schutz  gegen  schädliche  Einwirkungen  der  Anlage  und 
des  Betriebes; 

SI  Am  Interesse  der  Landesvertheidigung  und   des  gemeinsamen  Ver- 
kehrs." 
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lie   technische   Befähigung  und   Zuverlässigkeit    der   in    dem 
iusseren  Betriebsdienste  anzustellenden  Bediensteten; 
lie  Wahrung  der  Interessen  des  öffentlichen  Verkehrs. 

Die  Genehmigung  betrifft  nicht  die  allgemeine  Erlaubniss 
tchen  zwei  Endpunkten,  eine  —  in  den  Einzelheiten  dem  Er- 
sen  des  Unternehmers  überlassene  —  Bahnanlage  zu  errichten, 
dem  eine  ganz  bestimmte,  bis  in  alle  Einzelheiten  durch  einen 
iplan  festgestellte  Anlage. 

Im  Falle  der  Beschwerde  entscheidet  über  die  Genehmigung 

Eisenbahnminister  (Minister  der  öffentlichen  Arbeiten). 

Ueber  die  rechtliche  Natur  der  Genehmigung  können  Zweifel 
ralten.  Man  hat  diese  als  eine  rein  polizeiliche  oder  eine 
-werbliche  Konzession"  bezeichnen  wollen;  indess  mit  Unrecht, 
in  die  Prüfung  erstreckt  sich  auch  auf  die  finanziellen 
tel  des  Unternehmers.  Ferner  werden  dem  Unternehmer  be- 
dere  Lasten  und  zwar  Lasten  der  schwerwiegendsten  Art  auf- 
5gt:  im  Interesse  der  Landes vertheidigung  und  im  Interesse  der 
Lchspost-  und  Telegraphenverwaltung.  Ferner  kann,  wenn  die 
Förderung  von  Gütern  stattfinden  soll,  vorbehalten  werden, 
;s  der  Unternehmer  jeder  Zeit  die  Einfuhrung  von  Anschluss- 
isen  für  den  Privatverkehr  gestatten  niuss  —  und  zwar  unter- 
en Art  und  Ort  der  Einführung  der  Genehmigung  der  eisen- 
lntechnischen  Aufsichtsbehörde.  Auch  hat  die  Behörde  in 
chem  Falle   vorbehaltlich   des  Rechtsweges  die  Entschädigung 

die  Gestattung  des  Anschlusses  festzusetzen.  Die  Genehmi- 
ig  kann  auch  auf  Zeit  ertheilt  werden.  Im  Interesse  des 
etlichen  Verkehrs  ist  bei  der  Genehmigung  durch  die  zu- 
*dige  Behörde  das  Erforderliche  über  den  Fahrplan  und  die 
förderungspreise  festzustellen.     Dies  Alles  geht  weit  über 

Hahinen  einer  blos  gewerbepolizeilichen  oder  gar  rein  polizei- 
Bn  Genehmigung  hinaus  und  lässt  sich  befriedigend  nur  durch 
Annahme  erklären,  dass  der  öffentliche  und  allgemeine  Trans- 
-     von   Personen   und  Gütern   auf  Eisenbahnanlagen  in  dem 
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Sinne  ein  Staatsmonopol  ist,    dass  das  Recht  hierzu  nur  darcii 
staatliche  Genehmigung  erworben  werden  kann.     Die  Genehmi- 
gung bedeutet  nicht  bloss,  dass  polizeiliche  Gründe  der  Anlage 
und  dem  Betriebe  nicht  entgegenstehen;  denn  dann  müssten  die 
Kleinbahnen   rechtlich  wie   die   Privatbahnen  behandelt  werden. 
Dann   fehlte   es   ferner   an  jedem  inneren   und  tieferen  Rechte, 
aus  dem  der  Staat  in  der  vorbeschriebenen  Weise  in  die  Privat- 
Verhältnisse  einer  Bahnunternehmung  eingreifen  dürfte. 
Aber  noch  weiter. 
Das  Gesetz  bestimmt: 
Der    Fahrplan    und     die    Beförderungspreise    sowie   die 
Aenderungen    derselben    sind    vor   ihrer  Einfuhrung   öffentlich 
bekannt  zu  machen. 

Die  angesetzten  Beförderungspreise  haben  gleichmassig: 
für  alle  Personen  oder  Güter  Anwendung  zu  finden. 

Ermässigungen  der  Beförderungspreise,  welche  nicht  unter 
Erfüllung  der  gleichen  Bedingungen  Jedermann  zu  Gute  kom- 
men, sind  unzulässig. 

Was  geht  dies,  was  geht  insbesondere  das  Verbot  der 
Refaktien  den  Staat  an,  wenn  ihm  nur  die  polizeiliche  Fürsorge 
obliegt  ? 

Das  Gleiche  gilt  von  der  Vorschrift,  dass  die  Genehmigung 
zurückgenommen  werden  kann,  wenn  der  Bau  oder  Betrieb  unter- 
brochen oder  wiederholt  gegen  die  Bedingungen  der  Genehmigung 
(also  auch  bezüglich  der  Fahrpreise)  Verstössen  wird. 

Kleinbahnen  müssen  sich  ferner  nach  Entscheidung  der 
Behörde  den  Anschluss  anderer  öffentlichen,  Gross-  oder  Klein- 
bahnen gefallen  lassen. 

Besonders  ins  Gewicht  fallend  für  die  Natur  der  staatlichen 
Genehmigung  ist  folgende  Bestimmung: 

„Haben  Kleinbahnen  nach  Entscheidung  des  Staats- 
ministeriums eine  solche  Bedeutung  für  den  öffentlichen  Ver- 
kehr gewonnen,  dass   sie  als  Theil  des  allgemeinen  Eisenbahn- 
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netzes  zu  behandeln  sind,  so  kann  der  Staat  den  eigentüm- 
lichen Erwerb  solcher  Bahnen  gegen  Entschädigung  des  vollen 
Werthes  nach  einer  mit  einjähriger  Frist  vorangegangenen 
Ankündigung  beanspruchen. 

Der  Erwerb  erfolgt  unter  sinngemässer  Anwendung  der 
Bestimmungen  der  §  42  Nr.  4a  bis  d  des  Gesetzes  über  die 
Eisenbahnunternehmungen  vom  3.  Nov.  1838u  (mit  gewissen 
Massgaben). 

Mit  dem  Monopole  des  Staates,  die  Berechtigung  zum  Be- 
triebe von  Eisenbahnen  ausschliesslich  zu  ertheilen,  steht  es 
nicht  in  Widerspruch,  dass  sowohl  nach  dem  Gesetze  vom 
3.  Nov.  1838  wie  nach  dem  Kleinbahngesetze  die  vom  Staate  er- 
theilte  Konzession  (Genehmigung)  zur  Bahnanlage  nicht  den 
Grandbesitzern,  deren  Grundstücke  zu  dieser  Anlage  benutzt 
werden,  ihre  Rechte  entzieht,  dass  vielmehr  diese  Konzessionen 
nur  unbeschadet  der  Rechte  Dritter  ertheilt  werden  oder  dass 
mit  anderen  Worten  der  Bahnunternehmer  den  zu  seiner  Anlage 
benöthigten  Grund  und  Boden  entweder  freihändig  oder  durch 
Expropriation  erwerben  muss. 

Der  geschichtliche  Ursprung  des  Eisenbahnmonopols 
liegt  im  Postmonopole.  Dieses  (auch  Postzwang  benannt)  hatte 
sich  schon  im  17.  Jahrhundert  entwickelt  und  ist  im  preussischen 
allgemeinen  Landrechte  anerkannt.     Tbl.  II,  Tit.  15. 

§  141:  Der  Staat  hat  die  abschliessende  Befugniss, 
Posten  und  Marktschiffe  anzulegen  und  den  Tarif  derselben  zu 
ordnen. 

§  142:  Damit  der  Staat  diese  Anstalten  zum  gemeinen 
Besten  unterhalten  könne  und  wegen  deren  Benützung  gesichert 
sei,  darf  Niemand  etwas  unternehmen,  welches  unmittelbar  zur 
Schmälerung  der  Posteinkünfte  gereicht. 

Demgemäss  sagt  §  36  des  Ges.  v.  3.  November  1838: 
^Die   aus  dem  Postregale    entspringenden  Vorrechte    dos 
Staates,  an  festgesetzten  Tagen  und  zwischen  bestimm- 
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ten  Orten  Personen  und  Sachen  zu  befördern,  gehei 
so  weit  es  für  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  nöthig  ist,  die  ii 
jenem  Regale  enthaltene  Ausschliessung  des  Privatgewerbe 
aufzugeben,  auf  dieselben  übera. 

Zu  erwähnen  möchte  noch  für  das  Recht  der  Kleineisen- 
bahnen sein,  dass  sie  der  Gewerbesteuer  unterworfen  sind  uod 
dass  über  die  Zurücknahme  der  Genehmigung  (wegen  nicht  un- 
unterbrochener Fortsetzung  des  Baues  oder  wiederholten  Ver- 
stosses gegen  allgemeine  Vorschriften  oder  die  Bedingungen  der 
Genehmigung)  das  Ober- Verwaltungsgericht  auf  Klage  derjenigen 
Behörde  entscheidet,  welche  die  Genehmigung  ertheilt  hat  oder 
(bei  schon  vor  dem  Gesetze  vorhandenen  Bahnen)  zu  erthefles 
gehabt  hätte.  Die  entsprechende  Vorschrift  findet  sich  auch  im 
Gesetze  vom  3.  Nov.  1838. 

Aber  nicht  bloss  die  Landesregierung,  auch  das  Reich  hai 
darauf  zu  sehen,  ob  eine  Kleinbahn  eine  solche  Bedeutung  fin 
den  öffentlichen  Verkehr  gewonnen  hat,  dass  sie  als  Theil  de 
allgemeinen  Eisenbahnnetzes  zu  behandeln  ist.  Findet  solche 
das  Reichs-Eisenbahnamt,  so  kann  es  die  Entscheidung  des  Bundes 
raths  darüber  anrufen,  ob  die  Bahn  dem  Interesse  des  allge 
meinen  Verkehrs  im  Sinne  der  Vorschrift  des  Art.  4  Ziff.  i 
der  Reichsverfassung  dient.  Entscheidet  sich  der  Bundesrat!)  ü 
diesem  Sinne,  so  ist  damit  zugleich  festgestellt,  dass  die  Bahi 
für  die  Zukunft  den  Vorschriften  der  Art.  42  ff.  der  Reichster 
fassung  und  den  auf  Grund  derselben  erlassenen  Normen,  Ord 
nungen,  Reglements  u.  s.  w.  unterworfen  sein  soll. 
Wir  gelangen  hiernach  zu  folgenden  Schlüssen: 
Ob  eine  Eisenbahn  als  eine  Grossbahn  (Gesetz  vom  3.  Kot. 
1838)  oder  als  eine  Kleinbahn  (28.  Juli  1892)  und  wenn  als  eint 
Grossbahn,  ob  als  Voll-  oder  Nebenbahn,  anzusehen  ist,  entscheidet 
an  letzter  Stelle  der  Bundesrath  des  Deutschen  Reiches. 

Der  Rechtsgrund  dafür,  dass  Eisenbahnen  zwischen 
verschiedenen  Orten,  die   nicht  bloss  dem  Privat-,  son- 
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rn  dem  allgemeinen,  öffentlichen,  jedermann  frei- 
ihenden  Verkehre  dienen,  nur  vom  Staate  selbst 
er  nur  auf  Grund  einer  vom  Staate  ausgestellten  Be- 
;htigung  angelegt  werden  dürfen,  liegt  in  dem  Post- 
;ale,  welches  landrechtlich  sich  auch  auf  die  öffent- 
he  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  erstreckte, 
eses  Postregal  hat,  soweit  es  nicht  im  Reichspost- 
setze  vom  28.  October  1871  Aufnahme  gefunden  hat, 
rch  die  Eisenbahngesetze  seine  Begrenzung  und  Er- 
igung   gefunden. 


—     386     — 


Ueber  die  rechtliche  Natur  eines  mehreren  Staaten 

gemeinsamen  Geldes, 

Von 

Dr.  Karl  Helfferich  in  Neustadt  a.  d.  H. 


Seitdem  das  Geld  aufgehört  hat,  ein  blosser  Tauschgegen- 
stand, also  lediglich  ein  volkswirtschaftlicher  Begriff  zu  sein, 
seitdem  sich  die  Gesetzgebung  des  Geldes  bemächtigt  hat  und  da- 
durch das  Geld  ein  juristischer  Begriff  geworden  ist,  hat  im 
normalen  Falle  jeder  Staat  sein  eigenes  Geld.  Während  in  der 
ersten  Hälfte  des  Mittelalters,  wo  der  juristische  Charakter  des 
Geldes  noch  ganz  unentwickelt  war,  das  Münzwesen  der  euro- 
päischen Kulturstaaten  einen  stark  internationalen  Charakter  hatte, 
während  sich  damals  besonders  der  Grosshandel  internationaler 
Goldmünzen,  wie  der  Bezants,  der  Florenen  und  Dukaten  be- 
diente, welche  lediglich  die  volkswirtschaftlichen  Funktionen  des 
Geldes  verrichteten,  ohne  durch  die  Gesetzgebung  dazu  bestimmt 
zu  sein  und  ohne  überhaupt  juristisch  erfassbare  Eigenschaften 
zu  besitzen,  werden  in  unserer  Zeit  auch  die  volkswirtschaftlichen 
Aufgaben  des  Geldes  so  gut  wie  ausschliesslich  von  dem  durch 
die  staatliche  Gesetzgebung  geschaffenen  Gelde  erfüllt.  Da  jeder 
souveräne  Staat  seine  eigene  Gesetzgebung  hat,  da  das  moderne 
Geld  ein  Produkt  der  staatlichen  Gesetzgebung  ist,  ist  es  die 
Regel,  dass  verschiedene  Staaten  verschiedenes  Geld  haben.    Was 
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Frankreich,  in  England,  in  Nordamerika  Geld  ist,  das  ist  in 
eutschland  nicht  als  Geld  anerkannt  und  umgekehrt. 

Es  gibt  aber  auch  Fälle,  wo  eine  und  dieselbe  Geldsorte 
sichzeitig  in  mehreren  Staaten  Geldcharakter  geniesst.  Das  mag 
i  Ergebnis  sein,  welches  sich  ohne  eine  spezielle  Vereinbarung 
xausgestellt  hat.  So  verlieh  die  Schweiz  während  des  Krieges 
m  1870/71  dem  englischen  Sovereign  gesetzlichen  Kurs  zu 
)  Frcs.  10  Cts.  In  der  Regel  aber  beruht  die  Thatsache,  dass 
ne  Geldsorte  in  mehreren  Staaten  Geld  ist,  auf  besonderen  Ver- 
nbarungen,  auf  Münzverträgen.  Die  wichtigsten  Fälle  eines 
)lchen  Geldes  sind  das  Frankengeld  der  lateinischen  Münzunion 
&d  die  österreichischen  Thaler,  welch  letztere  in  Gemässheit  des 
Wiener  Münzvertrages  sowohl  in  Oesterreich  als  in  den  deutschen 
ollvereinsstaaten  gesetzliches  Zahlungsmittel  waren. 

Die  Rechtsverhältnisse  eines  solchen  mehreren  Staaten  ge- 
meinsamen Geldes  sind  sehr  kompliziert;  das  hat  sich  sowohl  hin- 
chtlich  des  Frankengeldes  als  auch  der  österreichischen  Thaler 
teeigt,  als  es  sich  um  die  praktische  Entscheidung  der  Frage 
indelt:  wer  ist  zur  Einlösung  dieser  Stücke  verpflichtet  und 
er  hat  die  aus  einer  solchen  Einlösung  entstehenden  Kosten  zu 
agen? 

Die  Lösung  dieser  Frage  hängt  innig  mit  der  ganzen  recht- 
hen  Natur  eines  solchen  Geldes  zusammen,  und  indem  wir  die 
»sang  der  Frage  von  rein  juristischen  Gesichtspunkten  aus  ver- 
dien, werden  wir  ein  Bild  von  dem  juristischen  Charakter  solcher 
ernationaler  Geldarten  gewinnen  können. 

Es  ist  eine  so  gut  wie  allgemeine  Rechtsanschauung,  dass 
r  Staat  unter  allen  Umständen  für  sein  Gepräge  aufkommen 
i88e  und  dass  ihm  ganz  allgemein  gegenüber  den  Münzen  seines 
präges  eine  Einlösungsverpflichtung  obliege.  Die  verwickelten 
reitfragen,  welche  sich  im  lateinischen  Münzbund  bezüglich  der 
lernen  Fünffrankenstücke  und  zwischen  Deutschland  und  Oester- 
ch  bezüglich  der  österreichischen  Thaler  ergaben,  hat  das  Publi- 
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kuni  und  die  Wissenschaft  überwiegend  voni  Standpunkt  dieser 
allgemeinen  Rechtsanschauung  beurteilt.  Ihre  praktische  Lösung 
haben  sie  bekanntlich  dahin  gefunden,  dass  durch  die  Liquidations- 
klausel von  1885  die  Staaten  des  lateinischen  Münzbundes  sich 
für  den  Fall  der  Auflösung  des  Bundes  teilweise  zur  direkten  Ein- 
lösung ihrer  Fünffrankenthaler  in  Gold  verpflichteten,  und  dass  sie 
für  den  Rest  eine  kommerzielle  Rückleitung  gestatteten  —  eine 
Lösung,  welche  vollständig  dem  allgemeinen  Rechtsbewusstsein 
entspricht,  dass  kein  Staat  sein  Gepräge  verleugnen  dürfe.  Be- 
züglich der  österreichischen  Thaler  ist  ein  Kompromiss  zwischen 
dieser  Rechtsanschauung  und  —  man  kann  eigentlich  nicht  sagen 
einer  anderen  Rechtsanschauung,  denn  eine  solche  war  im  Grunde 
genommen  nicht  vorhanden  oder  wurde  wenigstens  bei  den  be- 
treffenden Verhandlungen  meines  Wissens  nicht  vertreten  — ,  son- 
dern es  ist  ein  Kompromiss  zwischen  der  allgemeinen  Rechts- 
anschauung und  Erwägungen,  welche  nicht  dem  juristischen  Gebiet 
angehören,  zustande  gekommen. 

Zur  Zeit,  als  zwischen  Deutscldand  und  Oesterreich  die  Ver- 
handlungen über  die  Einlösung  der  österreichischen  Thaler  be- 
gannen (im  Spätjahr  1891),  hat  bereits  Landesberger  in  Dorn* 
„Volkswirtschaftlicher  Wochenschrift"  (vom  19.  Nov.  1891)  einen 
Aufsatz  veröffentlicht,  in  welchem  er  die  allgemeine  Rechts- 
anschauung als  eine  unzutreffende  bekämpft.  Er  meinte,  dass 
„das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  wegen  der  Kürze  der  Zeit  noch 
nicht  Gelegenheit  gefunden  habe,  sich  mit  den  höchst  eigentüm- 
lichen Rechtsfragen  der  sinkenden  Währung  vertraut  zu  machen*. 
Er  bestritt,  dass  Oesterreich  zur  Einlösung  seiner  Thaler  zu  ihrem 
gesetzlichen  österreichischen  Geldwert  von  l'/i  fl.  pro  Stück  ver- 
pflichtet sei,  mit  der  Motivierung,  dass  Oesterreich  diese  Thaler 
als  vollwertiges  Geld  ausgemünzt  habe,  und  zwar  zum  grössten 
Teil  auf  Privatrechnung.  „Ein  Staat  nun,  der  vollwertige 
Kurantmünzen  ausprägt,  setzt  überhaupt  keine  rechtsgeschäfthfie 
Handlung,  leistet  keine  Unterschrift  —  am  wenigsten  aber  roll- 
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zieht  er  einen  Verpflichtungsakt,  den  er  honorieren 
müsste."  Landesbergek  will  zwar  nicht  so  weit  gehen  wie 
Laband,  die  Herstellung  vollwertiger  Münzen  als  ein  blosses  „in- 
dustrielles Unternehmen"  anzusehen,  er  vindiziert  der  Münzprägung 
„nicht  blos  eine  technische,  sondern  auch  juristische  Bedeutung 
—  jedoch  blos  verwaltungsrechtlicher  und  nicht  rechts- 
geschäftlicher Art:  Der  Staat,  welcher  vollwertige  Münzen  prägt, 
ist  nichts  weiter  als  eine  Urkundsperson  des  öffentlichen  Rechts, 
.  .  .  welche  lediglich  beurkundet,  dass  in  denselben  ein  be- 
stimmtes Quantum  edlen  Metalls  einer  gewissen  Legierung  ent- 
halten sei*.  Auf  Grund  dieser  Anschauung  bestreitet  er,  dass 
aus  der  Emission  vollwertiger  Münzen  eine  Einlösungsverpflich- 
tung hervorgehen  könne,  „denn  die  Emission  erfolgt  als  Zahlung,  und 
Zahlung  ist  ein  rechtstilgender,  aber  kein  rechtsbegründender  Akt". 
Auf  diesem  Wege  der  Leugnung  einer  jeden  Einlösungs Verpflich- 
tung des  Staates  gegenüber  seinen  vollwertig  ausgeprägten  Münzen 
gelangt  Landesbergek  zu  dem  Schluss,  dass  Oesterreich  Deutschland 
gegenüber  nicht  zu  einer  Einlösung  seiner  Thaler  verpflichtet  sei. 
In  einer  Abhandlung  über  „Die  Folgen  des  deutsch-öster- 
reichischen Münzvereins  von  1857,  (Strassburg  i.  E.  1894),  habe  ich 
speziell  die  Frage  der  österreichischen  Thaler  ausfuhrlich  behandelt 
und  die  Liquidationsfrage  des  lateinischen  Münzbundes  im  Schluss- 
kapitel in  Kürze  gestreift.  Ich  bin  dabei  —  auf  anderem  Wege 
wie  Landesbergek  —  zu  demselben  Schlüsse  gekommen,  dass 
nämlich  für  Oesterreich  weder  eine  rechtliche  noch  eine  moralische 
Verpflichtung  Deutschland  gegenüber  zur  Einlösung  seiner  Thaler 
vorgelegen.  Bezüglich  des  lateinischen  Münzbundes  lag  nach  meiner 
Ansicht  die  Sache  verwickelter;  eine  rechtliche  Entscheidung 
hielt  ich  hier  für  unmöglich,  stellte  aber  als  der  Billigkeit  ent- 
sprechend dar  die  Einlösung  der  sämtlichen  Fünffrankenthaler 
durch  den  Bund  und  die  Verteilung  der  aus  der  Einlösung  sich 
ergebenden  Verluste,  möglichst  im  Verhältnis  der  Münzzirkulation, 
auf  die  einzelnen  Staaten. 

Archiv  Ar  öffentliches  Recht.  XI.  3.  2ti 
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Die  Schlussfolgerungen  bezüglich  der  österreichischen  Thaler 
gründen  in  der  erwähnten  Schrift  weniger  auf  Rechtssätze,  als  auf 
eine  volkswirtschaftliche  Theorie.     Die  juristische  Beweisführung 
Landesbergers  hatte  mich  aus  Gründen,  welche  aus  dem  Fol- 
genden erhellen  werden,  nicht  zu  überzeugen  vermocht,  und  eine 
andere  juristische  Grundlage  für  die  Entscheidung  der  Frage  ver- 
mochte ich  nicht  zu  finden.     So  stellte  ich  das  ganze  Gebäude 
meiner  Beweisführung  auf  die  Theorie,   dass   bei  freier  Prägung 
eines  Metalles  der  Münzumlauf  nicht  mehr  Geld  an  sich  zieht,  als 
er  benötigt.      „Sobald    das   Bedürfnis  nach   Umlaufsmitteln  den 
Wert  des  Geldes  um  mehr  als  die  Prägegebühr  über  den  Metall- 
wert  erhöht,  wird  es  vorteilhaft,  Barren  zur  Münze  zu  tragen.   So- 
bald Zahlungsmittel  im  Uebermass  vorhanden  sind,  wird  sich  der 
Wert   der  Hauptmünzen   immer  mehr  ihrem  blossen  Metallwert 
nähern.    Es  wird  dann  nicht  nur  niemand  Barren  ausprägen  lassen, 
da  er  ja  dieselben  vorteilhafter   auf  dem  Markt  verkaufen  kann, 
sondern  es  wird  für  Goldschmiede  und  für  Exportzwecke  gelegent- 
lich vorteilhaft  sein,  Münzen  als  Material  zu  benutzen.     Die  Zir- 
kulation zieht  also  bei  freier  Prägung  genau  soviel  Umlaufsmittel 
an  sich,  wie  sie  braucht,  und  nimmt  andererseits  höchstens  vorüber- 
gehend solche  über  ihren  Bedarf  hinaus  auf.a 

Daraus  folgerte  ich,  dass  die  Einwanderung  der  österreichi- 
schen Thaler,  welche  noch  zur  Zeit  ihrer  Vollwertigkeit  vor  sieb 
ging,  den  deutschen  Münzumlauf  in  ganz  normaler  Weise  ver- 
sorgte. „Die  Sache  stellt  sich  einfach  so  dar,  dass  die  Münz- 
stätten in  Wien  und  Kremnitz  einen  Teil  der  deutschen  Zirka- 
lation  versorgten.  Hätten  sie  es  nicht  gethan,  dann  wäre  voraus- 
sichtlich an  deutschen  Münzstätten  mehr  geprägt  worden;  ff 
wären  dann  beim  Währungswechsel  zwar  weniger  österreichische, 
dafür  aber  mehr  deutsche  Thaler,  im  Grunde  wohl  eine  nicht  viel 
geringere  Gesamtzahl  von  Thalern  im  deutschen  Umlauf  gewesen. 
Die  bei  uns  heimisch  gewordenen  österreichischen  Thaler  erfüllten 
also    vollständig    die    Funktion    deutschen   Geldes,    trotz  <te 


—     391     — 

Doppeladlers  auf  ihrem  Gepräge,  deshalb  durfte  und  musste 
das  Deutsche  Reich  an  ihnen  dieselben  Verluste  erleiden,  wie  an 
seinen  deutschen  Landessilbermünzen."  In  Oesterreich  selbst  da- 
gegen waren  die  österreichischen  Thaler  wohl  gesetzliches  Geld, 
aber  thatsächlich  waren  sie  so  gut  wie  ausschliesslich  deut- 
sches Geld.  Auf  Grund  dieser  Verhältnisse  bestritt  ich  jede  Ver- 
pflichtung Oesterreichs  zur  Einlösung  seiner  Thaler. 

Diese  Schlussfolgerung  ist  nun  von  einer  Reihe  von  Fach- 
leuten, welche  sich  mit  der  Schrift  beschäftigten,  nicht  als  zwingend 
anerkannt,  die  von  mir  versuchte  scharfe  Unterscheidung  zwischen 
dem  Gepräge  und  dem  Geldcharakter  eines  Münzstückes 
für  nicht  ganz  durchfuhrbar  erklärt  worden.  Man  hielt  mir  ent- 
gegen, dass  ein  Staat  sein  Gepräge  nicht  verleugnen  dürfe,  weder 
seinen  Bürgern  gegenüber  noch  Ausländern  gegenüber,  noch  gegen- 
über einem  fremden  Staate.  Dadurch,  dass  Oesterreich  den  Thaler 
zu  1 V2  A-  ö.  W.  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  erklärt  habe,  sei 
es  verpflichtet  gewesen,  sie  bei  ihrer  Ausserkurssetzung  zu  diesem 
Werte  einzulösen,  und  diese  Verpflichtung  habe  bestanden  dem 
Deutschen  Reiche  gegenüber  ebensosehr,  wie  gegenüber  den  öster- 
reichischen Staatsangehörigen. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  meine  Entscheidung  bezüglich  des 
lateinischen  Münzbundes  angefochten.  Man  erkannte  allerdings 
an,  dass  die  in  der  Liquidationsklausel  von  1885  geschaffene 
Lösung  der  Streitfrage  zwar  nicht  der  Billigkeit  entspreche,  wohl 
aber  sei  dieselbe  in  Uebereinstimmung  mit  dem  strengen  Recht, 
welches  von  jedem  Staate  die  Einlösung  seiner  unterwertigen 
Münzen  zu  dem  ihnen  beigelegten  Werte  verlange. 

Ich  selbst  bin  mir  heute  sehr  wohl  bewusst,  dass  mir  in  dem 
Hauptpunkte  meiner  Schrift  die  Beweisführung  nicht  in  befriedi- 
gender Weise  gelungen  ist.  Ich  habe  dieselbe  —  das  ist  ihr 
Hauptmangel  —  auf  eine  volkswirtschaftliche  Theorie  auf- 
gebaut, welche  zwar  den  höchsten  Grad  der  Wahrscheinlichkeit 
für  sich  hat.    Aber  es  braucht  sich  ja  jemand  nur  auf  den  Stand- 

26* 
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punkt  zu  stellen,  dass  er  diese  Theorie  nicht  anerkennt,  und  das 
ganze  Gebäude  fällt.  Ferner  kann  man  mir  mit  Recht  vorwerfen, 
dass  ich  nur  zu  einer  Lösung  aus  Billigkeitsgründen  komme, 
nicht  zu  einer  Lösung  aus  juristischen  Gründen,  und  dass  der  ein- 
zige Grund,  aus  welchem  ich  eine  rechtliche  Verpflichtung  üester- 
reichs  zur  Einlösung  seiner  Thaler  bestreite,  der  ist,  dass  eine 
juristische  Entscheidung  in  der  vorliegenden  Frage  überhaupt  nicht 
möglich  sei,  da  Rechtsnormen  über  internationales  Münzrecht  nicht 
bestehen.  Man  kann  dem  gegenüber  leicht  einwenden:  solche 
Rechtsnormen  sind  vollständig  überflüssig;  die  Einlösungsverpdich- 
tung  des  Staates  gegenüber  den  Münzen  seines  Gepräges  genügt 
zur  Entscheidung  der  Frage  vollkommen.  Dass  die  Einlösungs- 
verpflichtung nicht  nur  gegenüber  den  eigenen  Staatsangehörigen 
besteht,  sondern  auch  gegenüber  dem  Ausland,  erhellt  schon 
daraus,  dass  in  der  Praxis  eine  Unterscheidung  nach  dieser  Sich- 
tung gar  nicht  möglich  ist.  Wenn  Belgien  seine  Fünffranken- 
thaler  ausser  Kurs  setzt  und  sie  dabei  in  Gold  einlöst,  dann  kann 
es  keinen  Unterschied  machen  zwischen  denjenigen  Stücken,  welche 
bisher  in  belgischem  Umlauf,  und  denen,  welche  bisher  in  fran- 
zösischem Umlauf  waren.  Ein  Fünffrankenstück  sieht  ja  genau 
aus  wie  das  andere.  Im  Falle  der  österreichischen  Thaler  hin- 
gegen war  es  eine  besondere  Zufälligkeit,  dass  die  österreichischen 
Thaler  sogut  wie  ausschliesslich  in  Deutschland  im  Umlauf  waren. 
Zur  Zeit  der  Verhandlungen  über  das  Abkommen  von  1892 
glaubte  man,  nicht  mehr  ein  Stück  von  dieser  Münzsorte  befinde 
sich  in  österreichischer  Zirkulation.  Allerdings  stellte  sich  nach- 
träglich heraus,  dass  dem  nicht  ganz  so  war.  15  319  Einthaler- 
stücke  und  1590  Doppelthalerstücke  wurden  der  österreichischen^ 
Regierung  im  Jahre  1893  nach  ihrer  Ausserkurssetzung  zur  Ein- 
lösung präsentiert.  Den  Besitzern  dieser  Thaler  gegenüber  batt^ 
Oesterreich  durch  eine  Ausserkurssetzung  ohne  Einlösung,  wie* 
auch  ich  zugebe,  einen  Rechtsbruch  begangen.  Die  Sache  kg 
also   analog   wie   im    lateinischen  Münzbund.     Aber  sogar  dann* 


wenn  alle  österreichischen  Thaler  wirklich  sich  in  Deutschland  be- 
funden hätten  und  kein  einziges  Stück  mehr  in  Oesterreich  zurück- 
geblieben wäre,  so  kann  man  weiter  argumentieren,  sogar  dann 
bleibt  die  im  Prinzipe  bestehende  Einlösungsverpflichtung  Oester- 
reichs  unberührt;  Oesterreich  kann  sich  dieser  Pflicht  doch  nicht 
mit  der  Begründung  entziehen,  dass  durch  die  Ausserkurssetzung 
ohne  Einlösung  kein  Oesterreicher,  sondern  nur  das  Ausland  ge- 
schädigt werde. 

Ich  glaube  damit  in  Kürze  den  Gedankengang  derjenigen, 
welche  sich  gegen  meine  Schlussfolgerungen  wenden,  wiedergegeben 
zu  haben.  Wenn  mich  dieser  Gedankengang  auch  davon  über- 
zeugt hat,  dass  meine  Beweisführung  in  den  „Folgen  des  deutsch- 
österreichischen  Münzvereins"  eine  ungenügende  ist,  so  hat  er 
mich  doch  andererseits  nicht  von  seiner  eigenen  Richtigkeit  zu 
überzeugen  vermocht.  Meine  Auffassung  ist  im  Gegenteil  un- 
erschüttert geblieben,  und  ich  habe  nur  die  Notwendigkeit  em- 
pfunden, dieselbe  besser  zu  begründen,  sie  statt  auf  die  Basis 
einer  volkswirtschaftlichen  Theorie  auf  eine  durchaus  juristische 
Grundlage  zu  stellen. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  es  notwendig,  die  Verpflichtung  des 
Staates  zur  Einlösung  seines  Geldes  auf  den  juristischen  Begriff 
des  Geldes  und  auf  die  juristische  Bedeutung  der  Münzprägung 
zurückzuführen  und  sie  aus  diesem  heraus  zu  konstruieren.  Nur 
auf  diese  Weise  können  juristisch  brauchbare  Grundlagen  für 
eine  genaue  Bestimmung  und  Abgrenzung  der  Einlösungspflicht 
gewonnen  werden. 

Gewöhnlich  wird  der  juristische  Begriff  des  Geldes  sehr  eng 
gefasst.  Man  definiert  das  Geld  als  „gesetzliches  Zahlungs- 
mittel", als  Zahlungsmittel,  welches  jedermann  zu  seinem  Nenn- 
wert in  Zahlung  nehmen  muss.  Dieser  Charakter  eines  gesetz- 
lichen Zahlungsmittels  kann  in  gewisser  Weise  beschränkt  oder 
modifiziert  sein,  z.  B.  bei  den  Scheidemünzen,  welche  gesetzliches 
Zahlungsmittel  nur  bis  zur  Höhe  eines  bestimmten  Betrages  sind. 
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—  Nach  dieser  engen  Begrenzung  des  Begriffes  „Geld"  sind  bei 
uns  in  Deutschland  Geld  nur  die  Reichsgoldmünzen,  die  Thaler 
und  die  Reichsscheidemünzen,  nicht  auch  die  Reichskassenscheine 
und  die  Reichsbanknoten,  da  zu  deren  Annahme  in  Zahlung  kein 
Privatmann  gezwungen  ist.  In  folgerichtiger  Weise  hat  man  des- 
halb aufgestellt,  dass  eine  Zahlung  in  Reichskassenscheinen  oder 
Reichsbanknoten  keine  Zahlung  in  juristischem  Sinne  sei,  sondern 
nur  eine  Hingabe  an  Zahlungsstatt.  Im  volkswirtschaftlichen 
Sinne  mögen  Reichskassenscheine  oder  Reichsbanknoten  ja  Geld 
sein,  denn  sie  verrichten  dieselben  volkswirtschaftlichen  Funktionen 
wie  das  Geld,  welches  in  Zahlung  genommen  werden  muss;  in 
juristischem  Sinne  dagegen  sind  sie  nur  Obligationen  des  Reichs 
bzw.  der  Reichsbank. 

Diese  Unterscheidung  ist  ziemlich  allgemein  angenommen, 
aber  sie  erscheint  mir  nicht  ganz  zutreffend.  In  England  sind 
die  Noten  der  Bank  von  England,  in  Frankreich  die  Noten  der 
Bank  von  Frankreich  „legal  tender",  gesetzliches  Zahlungsmittel, 
also  Geld  in  dem  bezeichneten  eng  begrenzten  juristischen  Sinn. 
Sie  müssen  von  jedermann  in  Zahlung  genommen  werden;  aller- 
dings sind  sie  ebenso  wie  unsere  Reichsbanknoten  auf  Präsentation 
sofort  einlösbar  und  unterscheiden  sich  dadurch  beispielsweise  von 
den  österreichischen  Noten,  welche  gesetzliches  Zahlungsmittel 
und  dabei  uneinlösbar  sind.  Unser  deutscher  Sprachgebrauch  ist 
in  dieser  Hinsicht  noch  etwas  unentwickelt  und  wenig  ausgeprägt. 
Wenn  wir  von  „Zwangskurs"  sprechen,  dann  meinen  wir 
manchmal  damit  nur  den  „cours  legala,  den  die  englischen  und 
französischen  Noten  haben,  welche  einlösbar  sind;  manchmal, 
und  zwar  gewöhnlich,  verstehen  wir  unter  „Zwangskurs"  auch  das 
Fehlen  der  Einlösbarkeit,  also  den  Zustand,  welchen  der  Franzose 
als  „cours  force"  bezeichnet.  Im  folgenden  soll  das  Wort  ^  Zwangs - 
kursu  stets  in  letzterwähntem  Sinne  gebraucht  werden,  für  den 
ersteren  Zustand  stets  die  Bezeichnung  „gesetzlicher  Kurs". 

Dass   nun    der  „gesetzliche  Kurs"   die   englischen  Noten  zu 
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englischem  Geld  macht,  sie  also  über  den  Hang  einer  blossen 
Obligation  hinaus  erhebt,  darüber  kann  kein  Zweifel  sein.  Aber 
auch  unsere  deutschen  Reichskassenscheine  und  Banknoten  ge- 
messen einen  juristischen  Charakter,  den  andere  Obligationen  des 
Staates  oder  gar  einer  Privatgesellschaft  —  und  eine  Privatgesell- 
schaft ist  ja  die  Reichsbank  in  juristischem  Sinne  —  nicht  ge- 
messen. Durch  Reichsgesetz  ist  bestimmt,  dass  die  Reichskassen- 
scheine an  allen  Kassen  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten  stets 
zu  ihrem  Nennwert  in  Zahlung  genommen  werden  sollen,  und 
das  gleiche  ist  durch  Verordnungen  der  Einzelstaaten  für  die 
Reichsbanknoten  festgesetzt.  Reichskassenscheine  und  Reichs- 
banknoten gemessen  Kassenkurs,  und  ebenso,  wie  die  eng- 
lische Banknote  durch  ihren  gesetzlichen  Kurs,  unterscheiden 
sich  die  erwähnten  deutschen  Papierscheine  durch  ihren  Kasse  n- 
kurs  vor  allen  anderen  Obligationen. 

Der  Kassenkurs  ist  diesen  Scheinen  von  der  Gesetzgebung 
in  der  bewussten  Absicht  verliehen  worden,  sie  dadurch,  gleich- 
wie die  gesetzlichen  Kurs  geniessenden  Münzen  zur  Verrichtung 
volkswirtschaftlicher  Geldfunktionen  geeignet  zu  machen.  Die 
Reichskassenscheine  sowohl  als  die  Reichsbanknoten  sind  zu  dem 
alleinigen  Zweck  geschaffen,  ebenso  wie  die  Reichsgoldmünzen  etc. 
als  Zahlungsmittel  umzulaufen  und  allgemein  benutzt  zu  werden. 
Wohl  ist  jedermann  berechtigt,  die  Annahme  von  Reichsbank- 
noten und  Reichskassenscheinen  zu  verweigern  und  Zahlung  in 
harein  Metallgeld,  welches  gesetzlichen  Kurs  geniesst,  zu  ver- 
langen; aber  der  Kassenkurs  hat  den  Zweck,  zur  Annahme  von 
Keichskassenscheinen  etc.  zu  bestimmen,  indem  durch  ihn  die 
Garantie  gewährt  wird,  an  den  Staat  in  diesen  Scheinen  jederzeit 
Zahlung  leisten  zu  können ;  da  jedermann  diese  Garantie  hat,  so 
gewährt  der  Kassenkurs  die  fast  sichere  Gewissheit,  dass  man 
«lie  Kassenkurs  geniessenden  Scheine  etc.  jederzeit  ebensogut, 
wie  die  gesetzlichen  Kurs  besitzenden  Zahlungsmittel,  an  andere 
in  Zahlung  weiter   geben   kann.     Der  Unterschied   ist   also   nur, 
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dass  der  gesetzliche  Kurs  auch  zur  Annahme  in  Zahluug 
zwingt,  und  dass  der  Kassenkurs  den  Zweck  hat,  zur  An- 
nahme in  Zahlung  zu  bestimmen.  Es  kann  kein  Zweifel  sein, 
dass  der  Kassenkurs  den  deutschen  Reichskassenscheinen  und 
Reichsbanknoten  ebenso  einen  besonderen  juristischen  Charakter 
verleiht,  wie  der  gesetzliche  Kurs  den  englischen  Banknoten; 
dass  sich  ferner  aus  der  Verleihung  des  Kassenkurses  und  der 
dadurch  mit  Absicht  herbeigeführten  Bestimmung  zur  Annahme 
in  Zahlung  für  den  Kassenkurs  verleihenden  Staat  ähnliche  Ver- 
pflichtungen, z.  B.  hinsichtlich  Aufrechterhaltung  des  Wertes 
oder  Einlösung,  ergeben  müssen,  wie  aus  der  Verleihung  des  ge- 
setzlichen Kurses.  Ich  möchte  deshalb  den  Begriff  des  Geldes 
nicht  auf  diejenigen  Umlaufsmittel  beschränken,  welche  gesetzlichen 
Kurs  gemessen,  die  also  in  Zahlung  genommen  werden  müssen, 
sondern  auch  diejenigen  einbeziehen,  denen  der  Staat  durch  die 
Verleihung  des  Kassenkurses  die  allgemeine  Annahme  in  Zahlung 
verschafft. 

Nachdem  wir  auf  diese  Weise  den  juristischen  Begriff  des 
Geldes  abgegrenzt  haben,  kommen  wir  zu  der  Frage,  was  es  mit 
der  Münzprägung  für  eine  Bewandtnis  hat,  ob  aus  ihr  oder 
woraus  sonst  die  Einlösungspflicht  des  Staates  gegenüber  seinem 
Gelde  hergeleitet  werden  kann  und  muss. 

Was  thut  der  Staat,  indem  er  Münzen  prägt?  Er  versieht 
Stücke  Metalls  mit  seinem  Stempel  und  gewöhnlich  mit  einer 
Wertbezeichnung.  Ist  das  eine  Handlung,  welcher  an  sich  eine 
juristische  Bedeutung  zukommt? 

Darüber  gehen  die  Ansichten  bekanntlich  sehr  weit  aus- 
einander. 

Wir  wollen  die  Zeit  nicht  damit  verlieren,  jede  der  auf- 
gestellten Theorien  auf  ihre  Berechtigung  zu  prüfen,  sondern 
lieber  direkt  auf  unser  Ziel  losgehen. 

Was  thut  Oesterreich,  wenn  es  Levantiner  Thaler  prägt? 
Ist  eine  solche  Prägung  ein  juristischer  Akt?  —  Die  Levantiner 
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Thaler  sind  Handelsmünzen,   sie  haben   in  Oesterreich  weder 
gesetzlichen   noch  Kassenkurs,   sie  sind  lediglich   Handelsartikel, 
welche  für  den   Handel  mit   der  Levante   bestimmt   sind.     Der 
Herstellung  eines  Handelsartikels  kommt,   auch  wenn  sie  durch 
dem  Staat  geschieht,   keine  juristische  Bedeutung  zu,   der  Her- 
stellung von  Levantiner  Thalern  so  wenig,  wie  der  Fabrikation 
von  Porzellanwaren  in  der   K.  Porzellan-Manufaktur  in    Berlin 
oder  dem  Brauen  von  Bier  in  der  K.  B.  Staatsbrauerei  Weihen- 
stephan.    Dass  der   österreichische  Staat  de  facto   das  Monopol 
der  Herstellung  von  Levantiner  Thalern  hat,  kann  daran  nichts 
ändern.     Das   k.  k.  Gepräge   auf    den    Levantiner   Thalern   be- 
deutet nichts  als  die  Fabrikmarke  der  k.  k.  Münze,  welche  ebenso 
wenig  nachgeahmt  werden  darf,  wie  die  Fabrikmarke  der  K.  Por- 
zellanmanufaktur.  Wenn  die  Völker,  welche  sich  der  Maria-The- 
resia-Thaler  bedienen,  auf  diese  Fabrikmarke  sehen  und  dadurch 
dem  Staat  Oesterreich  ein  faktisches  Monopol  für  die  Herstellung 
solcher  Thaler   verleihen,   so   hat  das  durchaus  keine  juristische 
Bedeutung.     Wir    können    die    Prägung    nicht    einmal   als    eine 
Handlung  ansehen,    welche   der  Staat  als  Urkundsperson  des 
öffentlichen  Rechts  vornimmt.     Allerdings  garantiert  er  durch 
sein  Gepräge  für  eine  bestimmte  Beschaffenheit  seiner  Levantiner 
Thaler,  aber  es  liegt  kein  Grund  vor,  warum  diese  Garantie  vom 
Staate  als  Urkundsperson  des  öffentlichen  Rechtes  geleistet  sein 
soll,  so  wenig  wie  im  Falle  der  K.  Porzellaninanufaktur  durch  die 
Fabrikmarke  der  Staat  als  öffentlich-rechtliche  Urkundsperson  für 
die  Güte  der  Porzellanwaren  garantiert.     La  band   hat  also  hier 
trotz  Lakdesbkugkk  recht:    hier   ist   die  Münzprägung    lediglich 
ein  industrielles  Unternehmen  des  Staates. 

Aus  diesem  gänzlichen  Mangel  eines  juristischen  Charakters 
der  Prägung  sogenannter  Handelsmünzen  ergibt  sich  der  Mangel 
jeglicher  Einlösungsverpflichtung  des  Staates  gegenüber  Handeis- 
munzen seines  Gepräges.  Der  österreichische  Händler,  welcher 
Silber  zur  Münze  bringt  und  es  in  Levantiner  Thaler  ausprägen 
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lässt,  schliesst  mit  dem  Staat  ein  rein  privatrechtliches  Geschäft 
ab,  er  zahlt  seine  Prägegebühr  und  der  Staat  gibt  dafür  seinem 
Silber  die  Form  von  Levantiner  Thalern,  damit  ist  die  ganze 
Sache  erledigt.  Irgendwelche  Verpflichtungen  lassen  sich  für  den 
Staat  aus  diesem  Geschäft  nicht  herleiten.  Alle  Ausdrücke,  wie 
die  „Pflicht  des  Staates  zur  Aufrechterhaltung  seines  Gepräges a, 
oder  „ein  Staat  darf  sein  Gepräge  nicht  verleugnen a  sind  hier 
absolut  sinnlos.  Wir  sehen  also,  dass  wir  aus  der  Münzprägung 
als  solcher  eine  Einlösungsverpflichtung  nicht  abzuleiten  vermögen. 
Die  Prägung  selbst,  und  mithin  auch  das  Gepräge,  kann  also 
für  eine  spätere  Verpflichtung  zur  Einlösung  oder  zur  „Aufrecht- 
erhaltung des  Wertes"  der  betreffenden  Stücke  nicht  den  Grund 
abgeben. 

Man  wird  vielleicht  einwenden:  Das  Beispiel  der  Levantiner 
Thaler  ist  falsch  gewählt  und  beweist  gar  nichts  für  die  vorliegende 
Untersuchung.  Handelsmünzen  kommen  hier  gar  nicht  in  Be- 
tracht; es  handelt  sich  lediglich  um  die  Prägung  von  Münzen, 
welche  gesetzliches  Zahlungsmittel  sind,  also  um  die  Prägung 
von  Geld  im  engsten  juristischen  Sinn. 

Dieser  Einwand  ist  —  wie  sich  gleich  zeigen  wird  —  ein 
Zugeständniss.  Wenden  wir  uns,  ihm  folgend,  zur  Prägung  ge- 
setzlicher Zahlungsmittel. 

Hier  scheint  nun  freilich  die  Sache  anders  zu  liegen,  als  bei 
Prägung  von  Handelsmünzen.  Der  Unterschied  ist  besonders 
augenscheinlich,  wenn  wir  die  Prägung  von  unterwertigem  Geld 
betrachten.  Der  Staat  legt  hier  seinen  Münzen  einen  höheren 
Geldwert  bei,  als  ihrem  Metallgehalt  entspricht.  Es  ist  eine  viel 
verbreitete  Anschauung,  dass  er  damit  eine  schwebende  Schuld  auf 
sich  nimmt,  welche  er  niemals  annullieren  kann.  Er  darf  deshalb 
z.  B.  diese  Münzen  nie  ausser  Kurs  setzen,  d.  h.  ihnen  den  Geld- 
charakter entziehen,  ohne  dass  er  sie  zu  seinem  Nennwerth  ein- 
löst. —  Ob  und  wieweit  sich  aus  der  Prägung  vollwertigen 
Geldes,  besonders  wenn  der  Staat  die  Prägung  auf  Privatrechnung 
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vornimmt,  irgendwelche  Verpflichtungen,  z.  B.  Einlösungsverpflich- 
tnngen  bei  Ausserkurssetzung  oder  gegenüber  abgenutzten  Stücken, 
ergeben,  darüber  ist  man  sich  nicht  einig.  Eine  weit  verbreitete 
Ansicht  behauptet:  nein.  Nach  ihr  unterscheidet  sich  die  Prägung 
vollwertigen  Geldes  durch  nichts  von  der  Prägung  von  Handels- 
münzen,  nur  zur  Einlösung  seines  Kreditgeldes  hat  der  Staat 
—  nicht  eigentlich  eine  öffentlich-rechtliche  —  sondern  eine  privat- 
rechtliche Verpflichtung.  Einen  prägnanten  Ausdruck  hat  dieser 
Anschauung  Pirmez  in  einer  Rede  im  belgischen  Abgeordneten- 
haus gegeben,  welche  er  am  11.  August  1885  über  die  Liqui- 
dationsverhandlungen der  Münzbundstaaten  hielt.  Er  sagte:  „Die 
Hauptmünzen  sind  rein  stoffliche  Gegenstände,  welche  ihren  Wert 
ganz  in  sich  selbst  tragen;  der  Inhaber  hat  an  diesem  schlechthin 
nur  ein  Eigentumsrecht,  ein  ausschliesslich  dingliches  Kecht, 
welches  die  Juristen  „ius  in  rea  nennen.  Die  Scheidemünzen  da- 
gegen haben  einen  Kreditcharakter.  Sie  geben  dem  Inhaber 
mehr  als  das  Metall,  aus  dem  sie  gemacht  sind;  er  hat  ein  Obli- 
gationenrecht gegen  den  Staat,  der  sie  ausgegeben  hat:  ^ius  in 
personamtf. 

Damit  steht  die  eingangs  skizzierte  LANDESBERGERsche  Auf- 
fassung im  Einklang,  auf  welcher  Laxdesberg ek  den  Beweis  auf- 
baut, dass  Oesterreich  zu  einer  Einlösung  seiner  Thaler  nicht 
verpflichtet  gewesen  sei.  Gleich  in  diesem  grundlegenden  Satze 
kann  ich  Laxdesberger  nicht  beistimmen,  seine  ganze  Beweis- 
führung ist  also  für  mich  nicht  verwendbar. 

Zunächst  steht  mit  der  bezeichneten  Auffassung  die  Praxis 
nicht  in  Uebereinstimmung.  In  den  meisten  Staaten  werden  die 
durch  Abnutzung  unterwichtig  gewordenen  Geldstücke  gegen  voll- 
wichtige eingelöst,  dem  Besitzer  eines  auf  Privatrechnung  aus- 
geprägten Münzstückes  also  mehr  zugestanden  als  ein  „ius  in 
re~;  ebenso  ist  es  durchweg  Praxis,  dass  bei  einer  Aenderung 
des  Münzsystemes  nicht  nur  die  unterwertig  ausgeprägten,  son- 
dern auch  die  vollwertig  ausgeprägten  Stücke   des  alten  Systems 
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bei  ihrer  Ausserkurssetzung  in  Münzstücke  des  neuen  Systems  um- 
getauscht werden.  Die  Verweigerung  einer  solchen  Einlösung  würde 
als  grobe  Verletzung  des  allgemeinen  Rechtsbewusstseins  angesehen 
werden.  Das  deutet  darauf  hin,  dass  die  oben  geschilderte  Auf- 
fassung nicht  ganz  richtig  sein  dürfte.  Prüfen  wir  also  das  Wesen 
der  Prägung  gesetzlicher  Zahlungsmittel  von  der  Wurzel  aus. 

Was  thut  der  Staat,  welcher  aus  einem  Metall,  sei  es  für 
eigene  Rechnung,  sei  es  für  Privatrechnung,  Geld  prägt?  —  Er 
bringt  das  rohe  Metall,  welches  juristisch  vollständig  indifferent 
ist,  in  eine  Form,  in  welcher  es  den  Charakter  eines  gesetzlichen 
Zahlungsmittels  hat.  Hier  scheint  also  die  Prägung  unter  allen 
Umständen  eine  juristische  Bedeutung  zu  haben,  denn  vermittelst 
der  Prägung  schafft  hier  der  Staat  gesetzliche  Zahlungsmittel. 
Aber  auch  hier  ist  die  juristische  Bedeutung  der  Prägung  als 
solcher  nur  eine  scheinbare,  wie  aus  folgendem  erhellt.  Der 
Staat  kann  auch  auf  andere  Weise  gesetzliche  Zahlungsmittel 
schaffen,  als  auf  dem  Wege  der  Münzprägung,  z.  B.  indem  er 
bereits  von  anderen  Staaten  geprägten  Münzen  die  Eigenschaft 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  beilegt.  Das  ist  vielfach  geschehen; 
Deutschland  hat  die  österreichischen  Thaler,  Bremen  die  Zoll- 
vereins-Kronen, die  Schweiz  eine  Zeit  lang  die  Sovereignes  zu  ge- 
setzlichen Zahlungsmitteln  gemacht.  Der  Staat  kann  ferner  den 
Noten  einer  Bank  den  Geldcharakter  beilegen  —  alles  Fälle,  wo 
eine  Prägung  nicht  in  Betracht  kommt,  die  juristische  Bedeutuug 
aber  genau  dieselbe  ist,  wie  bei  der  Geldprägung.  Andererseits 
haben  wir  gesehen,  dass  die  Prägung  unter  Umständen  überhaupt 
jedes  juristischen  Charakters  entbehrt.  Die  Prägung  kann  also 
nicht  diejenige  Handlung  sein,  auf  welche  es  ankommt.  Das 
wesentliche  ist  vielmehr  die  Beilegung  des  Charakters  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel  und  die  Münzprägung  ist  nur 
dann  ein  juristischer  Akt,  wenn  sie  implicite  die  Schaffung  ge- 
setzlicher Zahlungsmittel  enthält;  d.  h.  mit  anderen  Worten:  Die 
Münzprägung   als  solche   ist  überhaupt  juristisch  indif- 


—     401     — 

ent,  von  juristischer  Bedeutung  ist  lediglich  die 
haffung  gesetzlicher  Zahlungsmittel,  ob  dieselbe  mit 
ter  Münzprägung  verbunden  ist  oder  nicht. 

Die  Gesetzgebung  kann  den  Charakter  eines  gesetzlichen 
hlungsmittels  den  verschiedenartigsten  Gegenständen  beilegen, 
snso  gut  einem  Stoff  als  solchem  —  z.  B.  blossen  Gewichts- 
ien rohen  Metalles,  —  als  auch  Stoffen  in  bestimmter  Form, 
5  Metallstückchen  von  bestimmtem  Gepräge  oder  Papierscheinen 
t  bestimmter  Bedruckung.  Der  Staat  kann  sich  in  letzterem 
lle  das  Recht  vorbehalten,  die  Formgebung  ausschliesslich  zu 
Uziehen  oder  vollziehen  zu  lassen,  er  kann  also  diese  Form- 
bung  monopolisieren;  der  Staat  kann  ferner  dieses  Monopol 
isnützen,  indem  er  für  die  Formgebung  einen  höheren  Preis 
rdert,  als  sie  ihn  selbst  kostet,  oder  er  kann  auf  die  Ausnutzung 
eses  Monopols  verzichten  und  die  Formgebung  für  jedermann 
im  Selbstkostenpreis  oder  gar  umsonst  vollziehen;  er  kann 
hliesslich  die  Formgebung  anderen  überlassen,  z.  B.  fremden 
aaten,  im  Falle  der  Banknoten  einer  Privatgesellschaft.  Das 
es  ist  durchaus  gleichgiltig;  wichtig  und  juristisch  erfass- 
r  ist  einzig  und  allein  die  Beilegung  der  Geldeigen- 
haft. 

Allerdings  vollzieht  sich  die  Schaffung  gesetzlicher  Zahlungs- 
Ltel  in  der  Regel  auf  dem  Wege  der  staatlichen  Münzprägung, 
rch  die  Stempelung  eines  Metallstückes  mit  einem  bestimmten 
Jpräge,  und  daher  kommt  es,  dass  die  allgemeine  Rechts- 
schauung  die  Münzprägung  und  die  Verleihung  der 
^ldeigenschaft  durcheinander  wirft,  als  ob  beides  iden- 
ich  wäre.  Man  lässt  dabei  ausser  acht,  dass  die  Münzprägung 
*lit  die  einzige  Form  der  Schaffung  gesetzlicher  Zahlungsmittel 
>  und  dass  sie  ferner  nicht  notwendig  gesetzliche  Zahlungsmittel 
^afft.  Die  allgemeine  Rechtsanschauung  ist  in  diesem  Punkte 
klar,  sie  überträgt  Wirkungen,  welche  nur  die  Schaffung  gesetz- 
ter Zahlungsmittel   hat,  auf  die  Münzprägung  als  solche  und 
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leitet  deshalb  lediglich  aus  der  Münzprägung  Verpflichtungen  her, 
welche  nie  und  immer  aus  diesem  Akte,  der  an  sich  gar  keine 
juristische  Bedeutung  hat,  konstruiert  werden  können. 

Da  es  nicht  möglich  ist,  aus  der  Prägung  an  und  für 
sich  irgendwelche  Verpflichtung  des  Staates  gegenüber  seinen 
Prägeerzeugnissen  abzuleiten,  versuchen  wir  es  damit,  solche  aus 
der  Beilegung  des  Geldcharakters  zu  gewinnen. 

Indem  der  Staat  einem  Gegenstande  die  Eigenschaft  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel  beilegt;  zwingt  er  jedermann,  diesen 
Gegenstand  zu  dem  ihm  beigelegten  Nennwerte  in  Zahlung  zu 
nehmen,  und  er  gibt  damit  andererseits  jedermann  das  Recht,  diesen 
Gegenstand  zu  demselben  Nennwert,  zu  welchem  er  ihn  in  Zahlung 
hat  nehmen  müssen,  auch  seinerseits  in  Zahlung  zu  geben.  Dieses 
Recht  ist  die  notwendige  Ergänzung  zu  der  Pflicht,  dasjenige, 
was  der  Staat  als  sein  Geld  erklärt,  in  Zahlung  zu  nehmen. 
Wenn  mir  jemand  deutsches  Goldgeld  in  Zahlung  gibt,  so  nehme 
ich  die  Münzen  nicht  als  Stücke  Gold  an,  sondern  als  deutsches 
Geld,  welches  ich  anderen  ebenfalls  in  Zahlung  geben  kann.  Dass 
der  Goldgehalt  des  deutschen  Goldgeldes  mit  dessen  Geldwert 
übereinstimmt,  dass  ich  also  bei  einem  Verkauf  der  Stücke  als 
rohes  Gold  keinen  oder  nur  einen  sehr  geringen  Verlust  erleiden 
würde,  ist  volkswirtschaftlich  gewiss  von  grösster  Wichtigkeit, 
juristisch  jedoch  völlig  bedeutungslos.  Ich  nehme  die  Goldstücke 
ja  nicht  als  eine  Ware,  welche  ich  verkaufen  will,  sondern  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel,  durch  welches  ich  mich  von 
meinen  Schulden  liberieren  kann,  und  das  trifft  für  alle  Arten 
von  Geld  zu,  für  vollwertiges  und  für  unterwertiges. 

Aus  der  Verleihung  der  Geldeigenschaft  resultiert  nun  klar 
ersichtlich  die  staatliche  Einlösungsverpflichtung.  Daraus,  dass 
der  Staat  mich  zwingt,  einen  Gegenstand  als  sein  Geld  in  Zahlung 
zu  nehmen,  folgt  für  ihn  die  Verpflichtung,  mir  nicht  die  Mög- 
lichkeit zu  entziehen,  diesen  Gegenstand  auch  meinerseits  als  Geld 
zu  verwenden.    Wenn  nun  der  Staat  seinem  bisherigen  Gelde  die 
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Geldeigenschaft  entzieht,  so  muss  er  seinen  Unterthanen  im  Aus- 
tausch dafür  anderes  Geld  geben.  Ob  die  Ware,  in  welche  das 
bisherige  Geld  durch  die  Ausserkurssetzung  in  meinen  Händen 
verwandelt  wird,  im  Werte  mit  ihrem  bisherigen  Geldwert  überein- 
stimmt oder  nicht,  mit  anderen  Worten,  ob  der  Staat  vollwertiges 
oder  unterwertiges  Geld  ausser  Kurs  setzt,  ist  im  Prinzip  gleich- 
giltig.  Aus  der  Verleihung  des  Geldcharakters  folgt  be- 
dingungslos die  staatliche  Einlösungspflicht  bei  Ent- 
ziehung des  Geldcharakters. 

Damit  differiert  die  von  Lasuksbekger,  Pikmez  u.  a.  ver- 
tretene Ansicht,  dass  aus  der  Emission  vollwertigen  Geldes 
eine  Einlösungspflicht  für  den  Staat  sich  nicht  ergebe ;  dass  eine 
Einlösungspflicht  des  Staates  nur  gegenüber  den  unterwertig  aus- 
geprägten Münzen  bestehe,  und  zwar  weil  deren  Inhaber  ein 
.Obligationenrecht,  ein  ius  in  personam*  gegen  den  Staat  habe. 
Allerdings  kann  der  Staat  seinem  unterwertigen  Geld  einen  Obli- 
gationencharakter verleihen,  metallischem  ebensogut  wie  papierenem. 
Wenn  der  Staat  sich  verpflichtet,  sein  unterwertiges  Geld  jeder- 
zeit auf  Verlangen  des  Inhabers  in  vollwertiges  umzuwechseln,  so 
geht  er  damit  eine  rein  privatrechtliche  Verpflichtung  ein,  welche 
dem  Inhaber  dieses  unterwertigen  Geldes  ein  ins  in  personam 
verleiht.  Aber  diese  privatrechtliche  Verpflichtung  ist  lediglich 
accidentiell,  nicht  wesentlich.  Sie  kann  vorhanden  sein,  sie  kann 
aber  auch  fehlen.  Sie  ist  z.  JB.  vorhanden  hinsichtlich  unserer 
deutschen  Scheidemünzen,  und  sie  fehlt  hinsichtlich  unserer  Thaler. 
Sie  ist  ferner  vorhanden  hinsichtlich  der  französischen  Scheide- 
münzen; dagegen  hat  in  England  und  Nordamerika  der  Staat 
keine  Verpflichtung  übernommen,  Scheidemünzen  in  Kuraiitgeldcr 
umzuwechseln.  Wo  eine  solche  Verpflichtung  vorhanden  ist,  würde 
sie  allerdings  an  sich  schon  die  Einlösungsverpflichtung  des  Staates 
in  sich  schliessen;  denn  wenn  sich  der  Staat  zur  l'iiiwechselung 
verpflichtet,  dann  verpflichtet  er  sich  damit  auch  eo  i]»o  zur 
Einlösung,  da  die  Einlösung  nur  ein  Spezialfall  der  Umwechse- 
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lung  ist.  Wo  die  Umwechselungsverpflichtung  nicht  vorhanden 
ist,  besteht  jedoch  nichtsdestoweniger  die  Einlösungspflicht,  be- 
ruhend nicht  auf  einer  privatrechtlichen  Verpflichtung  des 
Staates,  sondern  auf  der  Verleihung  des  Geldcharakters,  also  auf 
einem  öffentlich-rechtlichen  Akt.  Diese  öffentlich-rechtliche 
Einlösungsverpflichtung  wird  von  der  Theorie,  welche  lediglich 
die  unwesentliche  privatrechtliche  kennt,  übersehen,  und  damit  ist 
das  ganze  Wesen  der  Einlösungspflicht  verkannt. 

Ebenso,  wie  die  Verleihung  des  Geldcharakters 
bedingungslos  die  Einlösungspflicht  ergibt,  ist  es  einzig 
und  allein  die  Verleihung  des  Geldcharakters,  aus 
welcher  eine  öffentlich-rechtliche  Einlösungspflicht  hergeleitet  wer- 
den kann.  Mit  dem  Gepräge  hat  sie  gar  nichts  zu  thun,  es 
ist  für  die  Einlösungsverpflichtung  ebenso  gleicbgiltig  wie  für  den 
Geldcharakter.  Gepräge  und  Geldcharakter  stimmen  zwar  in  der 
Regel  überein,  aber  eine  solche  Uebereinstimmung  ist  keine 
logische  Notwendigkeit.  Deshalb  kann  ein  Staat  je  nach  den 
Umständen  frei  von  einer  Einlösungspflicht  sein  gegenüber  Münzen, 
welche  sein  Gepräge  tragen;  die  deutschen  Zollvereinsstaaten  z.  B. 
hatten  keine  Einlösungsverpflichtung  gegenüber  ihren  goldenen 
Handelsmünzen,  den  Kronen.  Ebenso  kann  ein  Staat  eine  Ein- 
lösungspflicht gegenüber  einem  Gelde  mit  fremdem  Gepräge  haben; 
Bremen  z.  B.,  das  den  Zollvereinskronen,  obwohl  es  selbst  ausser- 
halb des  Zollvereins  stand,  Geldcharakter  verliehen  hatte,  war  zu 
deren  Einlösung  verpflichtet. 

Wir  haben  bisher  nur  von  der  Verleihung  des  „gesetz- 
lichen Kurses",  also  der  Verleihung  des  Geldcharakters  im 
engeren  Sinn  gesprochen  und  daraus  die  Einlösungspflicht  kon- 
struiert. Am  Eingang  dieser  Untersuchung  haben  wir  jedoch  unter 
den  Begriff  Geld  nicht  nur  diejenigen  Umlaufsmittel  gerechnet, 
welche  gesetzlichen  Kurs  geniessen,  die  also  in  Zahlung  ge- 
nommen werden  müssen,  sondern  auch  diejenigen,  welche  ledig- 
lich einen  festen  Kassen kurs  haben.    Dort  haben  wir  nur  fest- 
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gestellt,  dass  der  Kassenkurs  eine  ähnliche  juristische  Bedeutung 
hat,  wie  der  gesetzliche  Kurs,  dass  er  eine  Banknote  z.  B. 
scharf  von  einer  blosen  Obligation  unterscheidet.  Jetzt  erübrigt 
uns  die  Prüfung,  ob  sich  aus  der  Verleihung  des  Kassenkurses 
für  den  Staat  eine  ähnliche  Verpflichtung  ergibt,  wie  aus  der 
Verleihung  der  gesetzlichen  Zahlungskraft. 

Schon  oben  haben  wir  darauf  hingewiesen,  dass  der  Staat 
den  Kassenkurs  verleiht,  um  seine  Unterthanen  zur  Annahme  der 
betreffenden  Umlaufsmittel  in  Zahlung  zu  bestimmen.  Das  ist  bei 
uns  in  Deutschland  offenkundig  mit  den  Reichsbanknoten  und 
Reichskassenscheinen  der  Fall;  im  lateinischen  Münzbund  ver- 
liehen die  kontrahierenden  Staaten  gegenseitig  ihren  Münzen 
Kassenkurs  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  ihren  Münzumlauf 
dadurch  zu  einem  gemeinschaftlichen  und  einheitlichen  zu  machen. 

Da  man  nun  ein  Geld  mit  Kassenkurs  deshalb  in  Zah- 
lung nimmt,  weil  man  damit  jederzeit  an  den  Staat  Zahlung 
leisten  kann,  und  nicht  nur  an  den  Staat,  sondern  —  da  dieser 
Annahmegrund  für  einen  jeden  zutrifft  —  an  jedermann,  muss 
sich  nach  meiner  Ansicht  aus  der  Verleihung  des  Kassenkurses 
dieselbe  Verpflichtung  ergeben,  wie  aus  der  Verleihung  der  ge- 
setzlichen Zahlungskraft.  In  der  Praxis  ist  gegen  diesen  Satz 
allerdings  häufig  gefehlt  worden,  manchmal  —  wo  es  ohne  ekla- 
tante Schädigung  des  Publikums  abging  —  ohne  dass  dadurch 
das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  verletzt  wurde,  manchmal  aber 
auch  in  einer  Weise,  dass  sich  das  allgemeine  Rechtsbewusstsein 
dagegen  sträubte.  Letzteres  war  z.  B.  der  Fall,  als  die  süd- 
deutschen Staaten  den  bei  ihnen  umlaufenden  österreichischen 
Gulden,  welche  durch  das  Sinken  des  Silberpreises  gegenüber  dem 
auf  Grundlage  des  Goldes  gestellten  deutschen  Gelde  unterwertig 
geworden  waren,  den  Kassenkurs  entzogen,  wodurch  den  zu- 
falligen Inhabern  nicht  unbedeutende  Verluste  verursacht  wurden. 
—  Manchmal  ist  andererseits  dem  aufgestellten  Prinzipe,  dass  auch 
die    Verleihung    des    Kassenkurses    eine    Einlösungsverpflichtung 
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involviere,  entsprochen  worden.  Bei  der  deutschen  Münzreform 
z.  B.  wurden  alle  Goldmünzen,  welche  einen  gesetzlichen  Kassen- 
kurs gegenüber  den  Landessilbermünzen  hatten,  auf  Rechnung  des 
Reiches  entsprechend  diesem  Kassenkurs  eingelöst.  Eine  Ver- 
weigerung der  Einlösung  z.  B.  der  Friedrichsdor,  wäre  sicherlich 
als  Unrecht  empfunden  worden,  und  mit  Recht.  Die  Vorstellung, 
dass  das  Gepräge  als  solches  etwas  verpflichtendes  an  sich 
habe,  machte  sich  bezüglich  der  Kassenkurs  geniessenden  Münzen 
bei  der  deutschen  Münzreform  deutlich  geltend.  Die  Münzen 
deutschen  Gepräges,  welche  Kassenkurs  hatten,  wie  die  ver- 
schiedenen Landesgoldmünzen,  wurden  eingelöst;  die  Münzen 
ausländischen  Gepräges,  welche  gleichfalls  Kassenkurs  hatten , 
z.  B.  die  österreichischen  Gulden,  wurden  nicht  eingelöst,  trotz- 
dem der  Wert  des  österreichischen  Guldens  in  Oesterreich  ge- 
ringer geworden  war,  als  dem  deutschen  Kassenkurs  entsprach. 
Ganz  so  scharf  und  notwendig,  wie  aus  der  Verleihung  der 
gesetzlichen  Zahlungskraft  folgt  allerdings  aus  der  Verleihung  des 
Kassenkurses  die  Einlösungspflicht  nicht.  Man  kann  hier  ein- 
wenden: Die  Gesetzgebung  zwingt  zur  Annahme  des  gesetzlichen 
Zahlungsmittels.  Sie  muss  dementsprechend  stets  die  Möglichkeit 
gewährleisten,  dass  man  das,  was  man  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel hat  in  Zahlung  nehmen  müssen,  auch  in  Zahlung  weiter 
geben  kann.  Dagegen  zwingt  die  Gesetzgebung  nicht  zur  An- 
nahme von  Umlaufsmitteln,  welchen  sie  lediglich  Kassenkurs  ver- 
liehen hat.  Die  Verleihung  des  Kassenkurses  bedeutet  nur:  ich, 
der  Staat,  nehme  an  meinen  sämtlichen  Kassen  diese  Münzen 
oder  diese  Papierscheine  zu  dem  und  dem  Betrag  in  Zahlung. 
Dem  Privaten  steht  es  dabei  völlig  frei,  sich  in  solchem  Gelde 
bezahlen  zu  lassen  oder  nicht;  er  hat  das  Recht,  die  Zahlung  in 
solchem  Gelde  zurückzuweisen  und  Zahlung  in  gesetzlichem  Zah- 
lungsmittel zu  verlangen.  Da  der  Staat  hier  nicht  zur  Annahme 
zwingt,  sondern  dieselbe  in  das  freie  Belieben  des  Einzelnen  stellt, 
kann   auch  von  einer  Verpflichtung  des  Staates   gegenüber   dem 
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Kassenkurs  geniessenden  Gelde  keine  Rede  sein.  Jedermann 
nimmt  dasselbe  lediglich  aus  eigenem  Entschluss  und  deshalb  auf 
eigene  Gefahr. 

Eine  gewisse  Berechtigung  lässt  sich  einer  solchen  Argumen- 
tation gewiss  nicht  abstreiten,  aber  eine  volle  Berechtigung  kann 
man  ihr  doch  nicht  zubilligen.  Es  steht  allerdings  in  dem  freien 
Belieben  jedes  einzelnen,  ob  er  ein  lediglich  Kassenkurs  geniessen- 
des  Geld  annehmen  will  oder  nicht.  Aber  schon  die  Intention, 
in  welcher  der  Kassenkurs  in  der  Regel  verliehen  wird,  deutet 
darauf  hin,  dass  die  Verleihung  des  Kassenkurses  von  ähnlichen 
Verpflichtungen  für  den  Staat  begleitet  sein  muss,  wie  die  Ver- 
leihung der  gesetzlichen  Zahlungskraft.  Der  Staatsangehörige 
soll  durch  die  Verleihung  des  Kassenkurses  zur  Annahme  des 
betreffenden  Geldes  bestimmt  werden.  Der  Kassenkurs  stellt 
sich  gewissermassen  als  eine  Garantie  des  Staates  dar,  welche 
dem  betreffenden  Gelde  allgemeinen  Umlauf  im  Staatsgebiet  ver- 
schaffen soll.  Dadurch,  dass  der  Staat  einem  Gelde  Kassenkurs 
verleiht,  garantiert  er  einem  jeden,  dass  er  dieses  Geld,  wenn  er 
es  annimmt,  auch  seinerseits  als  Zahlungsmittel  von  demselben 
Nennwert  weiter  geben  kann,  mindestens  an  die  öffentlichen 
Kassen.  Auf  Grund  dieser  staatlichen  Garantie  wird  thatsächlich 
das  Kassenkurs  geniessende  Geld  allgemein  genau  gleich  dem 
gesetzliche  Zahlungskraft  geniessenden  gegeben  und  genommen. 
Es  kann  kein  Zweifel  obwalten,  dass  diese  Garantie  nicht  ein- 
seitig entzogen  werden  kann.  Durch  die  Entziehung  des  Kassen- 
kuraes  wird  dem  Umlauf  des  betreffenden  Geldes  der  Boden  ent- 
zogen. Derjenige,  welcher  auf  Grund  der  staatlichen  Garantie 
eine  solche  Münze  oder  ein  solches  Papier  angenommen  hat.  ist 
nicht  mehr  imstande,  damit  seinerseits  zu  bezahlen.  Die  Folgen 
sind  genau  dieselben,  wie  bei  der  Entziehung  der  gesetzlichen 
Zahlungskraft. 

Es  kommt  nur  hinsichtlich  des  Kassenkurses  häufig  ein 
Moment    dazwischen,    welches    diese    Gedankenfolge    nicht    klar 
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hervortreten  lässt.  Der  Kassenkurs  wird  häufig  an  Münzen  ver- 
liehen, welche  gesetzliches  Zahlungsmittel  in  einem  anderen 
Staate  sind,  und  zwar  zu  genau  demselben  Wert.  Wird  nun 
der  Kassenkurs  entzogen,  so  sind  die  betreifenden  Münzen  immer 
noch  gesetzliches  Zahlungsmittel  in  dem  anderen  Staate,  und  da- 
durch erfahren  die  Inhaber  keine  Schädigung.  Die  Münzen 
können  ohne  Verlust  in  den  Staat  zurückgeleitet  werden,  wo  sie 
nach  wie  vor  gesetzliche  Zahlungsmittel  sind.  Ein  solcher  Fall 
entbehrt  aber  der  prinzipiellen  Beweiskraft.  Dadurch  dass  durch 
andere  Umstände,  welche  an  und  für  sich  mit  der  Kassenkurs- 
verleihung und  Kassenkursentziehung  nichts  zu  thun  haben,  einer 
Schädigung  der  Staatsangehörigen  bei  Entziehung  des  Kassen- 
kurses vorgebeugt  wird,  kann  natürlich  nichts  gegen  die  prin- 
zipielle Verpflichtung  des  Staates  zur  Einlösung  auch  desjenigen 
Geldes,  dem  er  nur  Kassenkurs  verheben  hat,   bewiesen  werden. 

Entsprechend  unserer  Auffassung,  nach  welcher  der  Geld- 
charakter nicht  allein  durch  die  gesetzliche  Zahlungskraft,  sondern 
auch  durch  den  Kassenkurs  verliehen  wird,  gelangen  wir  also  zu 
dem  Schlüsse,  dass  nicht  nur  die  Verleihung  der  gesetzlichen 
Zahlungskraft,  sondern  ebenso  die  Verleihung  des  Kassenkurses 
eine  staatliche  Einlösungsverpflichtung  bei  Entziehung  dieser 
Qualitäten  involviert.  Indem  wir  den  Begriff  Geld  in  dem  defi- 
nierten weiteren  Sinne  fassen,  können  wir  das  kürzer  in  folgender 
Weise  ausdrücken:  Die  Verleihung  der  Geldeigenschaft 
involviert  die  Einlösungsverpflichtung  bei  Ent- 
ziehung der  Geldeigenschaft;  und  zwar  lediglich  die 
Verleihung  der  Geldeigenschaft,  denn  dass  sich  aus  der  Münz- 
prägung als  solcher  keine  Einlösungsverpflichtung  ableiten  lässt, 
haben  wir  oben  nachgewiesen. 

Nachdem  wir  auf  diese  Weise  die  Wurzeln  der  staatlichen 
Einlösungsverpflichtung  klargelegt  haben,  wird  es  ein  Leichtes 
sein,  die  staatliche  Einlösungsverpflichtung  selbst  des  Näheren  zu 
bestimmen. 
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Zwei  Vorfragen,  welche  durch  die  Selbstverständlichkeit  ihrer 
Beantwortung  überflüssig  erscheinen  mögen,  müssen  hier  zunächst 
gestellt  werden. 

Die  erste  davon  ist:  Wer  ist  zur  Einlösung  des  Geldes  ver- 
pflichtet? —  Die  Antwort  lautet  natürlich:  Der  Staat,  wel- 
cher den  Geldcharakter  verliehen  hat. 

Die  zweite  Frage  lautet:  Gegen  wen  ist  dieser  Staat 
zur  Einlösung  verpflichtet?  —  Antwort:  Gegen  diejenigen, 
welche  durch  seine  Autorität  zur  Annahme  des  be- 
treffenden Geldes  in  Zahlung  gezwungen  oder  ver- 
anlasst worden  sind. 

Soweit  es  sich  um  den  gewöhnlichen  Fall  handelt,  in  welchem 
ein  Geld  ausschliesslich  in  einem  bestimmten  Staate  Geld  ist, 
liegt  die  Sache  ganz  ausserordentlich  einfach;  der  Staat  ist  in 
diesem  Falle  eben  zur  Einlösung  seines  Geldes  verpflichtet,  und 
zwar  allein  verpflichtet,  und  allen  gegenüber  verpflichtet, 
welche  im  Besitz  seines  Geldes  sind. 

Die  Frage  kompliziert  sich  erst,  sobald  zwei  oder  mehrere 
Staaten  den  gleichen  Münzen  oder  Papierscheinen  etc.  die  Geld- 
eigenschaft verliehen  haben,  und  damit  kommen  wir  zum  „inter- 
nationalen Münzrecht".  Die  wichtigsten  Beispiele  für  der- 
artige Fälle  sind  die  Frage  der  silbernen  Fünffrankenstücke 
im  lateinischen  Münzbund  und  die  Frage  der  österreichischen 
Thaler. 

Um  zu  einer  Lösung  zu  kommen,  müssen  wir  die  logischen 
Konsequenzen  aus  den  oben  gegebenen  beiden  Antworten  ziehen. 

Wer  ist  in  dem  Falle,  wo  mehrere  Staaten  einer 
un«l  derselben  Münzsorte  Geldcharakter  verliehen 
haben,  zur  Einlösung  verpflichtet?  —  Zur  Einlösung 
verpflichtet  ist,  wer  den  Geldcharakter  verliehen  hat;  in  vorliegen- 
dem Falle  also  nicht  ein  einzelner  Staat,  sondern  eine 
Vielheit  von  Staaten. 

Und   wem    gegenüber    ist    jeder    einzelne    dieser 
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Staaten  zur  Einlösung  verpflichtet?  —  Gegen  die- 
jenigen; welche  durch  seine  Autorität  zur  Annahme  des  Geldes 
in  Zahlung  gezwungen  oder  veranlasst  worden  sind,  also  im  all- 
gemeinen gegenüber  seinen  Staatsangehörigen. 

Mit  diesem  Resultat  ist  die  allgemeine  Anschauung,  dass 
jeder  Staat  im  Falle  eines  gemeinschaftlichen  Geldumlaufes  zur 
Einlösung  desjenigen  Geldes  verpflichtet  sei,  welches  sein  Gepräge 
trägt,  durchaus  unvereinbar.  Wir  waren  nicht  imstande,  aus  dem 
Akte  der  Münzprägung  an  und  für  sich  irgendwelche  Verpflich- 
tung des  Staates  bezüglich  der  Einlösung  seiner  Münzen  herzu- 
leiten, sondern  wir  haben  diese  Verpflichtung  lediglich  aus  der 
Beilegung  des  Geldcharakters  zu  konstruieren  vermocht.  Wir 
können  deshalb  auch  im  vorliegenden  Falle,  wo  mehrere  Staaten 
den  Geldcharakter  verliehen  haben,  aus  dem  Gepräge  eine  be- 
sondere Verpflichtung  für  einen  unter  den  zur  Einlösung  ver- 
pflichteten Staaten  nicht  herleiten. 

Es  ist  nun  der  Einwand  denkbar:  Allerdings  ist  jeder  Staat 
seinen  Angehörigen  gegenüber  zur  Einlösung  aller  Münzen  etc.  etc. 
verpflichtet,  welche  er  durch  Verleihung  der  gesetzlichen  Zahlungs- 
kraft oder  des  Kassenkurses  zu  seinem  Gelde  gemacht  hat;  ob 
es  sein  Gepräge  trägt  oder  das  eines  fremden  Staates,  ist  dafür 
ohne  Bedeutung.  Die  Gleichgiltigkeit  des  Gepräges  und  die  aus- 
schliessliche Massgabe  der  Verleihung  des  Geldcharakters  hat 
jedoch  nur  eine  staatsrechtliche  Bedeutung,  keine  völker- 
rechtliche. Völkerrechtlich  kommt  das  Gepräge  in  Be- 
tracht. Jeder  Staat  ist  —  zwar  nicht  fremden  Unterthanen  gegen- 
über, welche  das  Geld  nicht  kraft  seiner  Autorität,  sondern  kraft 
der  Autorität  ihres  Staates  angenommen  haben  —  aber  den 
fremden  Staaten  gegenüber  zur  Einlösung  des  Geldes,  welches 
sein  Gepräge  trägt,  verpflichtet.  Um  ein  Beispiel  zu  wählen :  Ge- 
wiss war  und  ist  das  Deutsche  Reich  den  deutschen  Staats- 
bürgern gegenüber  zur  Einlösung  der  österreichischen  Thaler, 
das   Stück  zu   3  Mk. ,   verpflichtet,    denn   die   deutsche   Gesetz- 
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gebang  hat  den  österreichischen  Thalern  die  deutsche  Geldeigen- 
schaft und  diesen  Wert  beigelegt.  Der  Fall  ist  ganz  besonders 
klar.  Der  gesetzliche  Wert  des  österreichischen  Thalers  im 
Deutschen  Reich  ist  3  Mk.,  in  Oesterreich  war  er  1  7*n\  Diese 
1  */t  fl.  sind  seit  mehr  als  zwei  Jahrzehnten  stets  weniger  wert 
gewesen,  als  3  Mk.  Durch  diese  Verschiedenheit  des  deutschen 
und  des  österreichischen  Geldwertes  der  österreichischen  Thaler 
wird  der  Fall  in  eine  besonders  klare  Beleuchtung  gerückt.  Die 
österreichischen  Thaler  laufen  und  liefen  doch  nicht  deshalb  im 
Deutschen  Reich  zu  3  Mk.  das  Stück  um,  weil  sie  in  Oester- 
reich einen  gesetzlichen  Geldwert  von  weniger  als  3  Mk., 
nämlich  von  1  l/ifl.  hatten,  sondern  deshalb,  weil  die  deutsche 
Gesetzgebung  dem  österreichischen  Thaler  die  Geldeigenschaft 
und  den  Nennwert  von  3  Mk.  beigelegt  hatte.  Es  ist  also  ganz 
unzweifelhaft,  dass  der  Reichsdeutsche  den  österreichischen  Thaler 
nicht  kraft  der  Autorität  des  österreichischen  Staates,  aus 
dessen  Münzen  dieses  Geldstück  hervorgegangen,  sondern  kraft 
der  Autorität  der  deutschen  Gesetzgebung  zu  3  Mk.  in  Zah- 
lung gab  und  nahm;  dass  also  nicht  der  österreichische  Staat, 
sondern  das  Deutsche  Reich  gegenüber  den  deutscheu  Staats- 
angehörigen zur  Einlösung  der  österreichischen  Thaler  verpflichtet 
war  und  ist.  Das  gibt  wohl  jedermann  zu.  Nun  kommt  aber 
die  Divergenz:  gemäs  dem  oben  gemachten  Einwand  kann  man 
in  diesem  praktischen  Fall  aufstellen,  dass  dann,  wenn  das  Deutsche 
Reich  die  österreichischen  Thaler  zu  3  Mk.  das  Stück  seinen 
Tnterthanen  eingelöst  hat,  es  berechtigt  sei,  nun  seinerseits  von 
Oesterreich  die  Einlösung  derselben  zu  ihrem  österreichischen 
Geldwert  von  1  7*  A-  pro  Stück  zu  verlangen. 

Diesen  Einwand  kann  man  machen,  aber  ich  wüsste  nicht, 
wie  man  ihn  begründen  kann.  Ich  sehe  nicht  den  leisesten 
Grand ,  warum  der  Akt  der  Münzprägung,  welcher  j  u  r  i  - 
stisch  völlig  indifferent  ist,  auf  einmal  eine  juristische 
Bedeutung  auf  dem  Gebiet   des  Völkerrechtes  erlangen  soll. 
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Ferner  haben  wir  die  Wurzeln  der  Einlösungsverpflichtung  ledig- 
lich in  der  Beilegung  der  Geldeigenschaft  gefunden. 
Wir  haben  gefunden,  dass  zur  Einlösung  derjenige  Staat  ver- 
pflichtet ist,  welcher  die  Geldeigenschaft  beigelegt  hat,  und  zwar 
gegenüber  denjenigen,  welche  infolge  dieser  Beilegung  der  Geld- 
eigenschaft die  Münzen  etc.  in  Zahlung  genommen  haben.  Die 
ganze  Einlösungsverpflichtung  ist  in  Konsequenz  dessen  ohne 
das  Autoritätsverhältnis  zwischen  Staatsgewalt  und 
Unterthan  überhaupt  nicht  denkbar;  sie  kann  deshalb 
überhaupt  nur  eine  staatsrechtliche  sein  und  nur  dem 
Staate  gegenüber  seinen  Unterthanen  obliegen.  Für  die  Kon- 
struktion einer  völkerrechtlichen  Einlösungsverpflichtun^ 
fehlt  uns  überhaupt  jeder  Boden.  Es  gibt  keine  inter- 
nationale Einlösungsverpflichtung. 

Dieses  Fehlen  einer  völkerrechtlichen  Einlösungsverpflichtung 
ist  gerade  in  den  beiden  wichtigsten  Fällen,  im  lateinischen  Münz- 
bund und  im  deutsch-österreichischen  Münzverein,  implicite  an- 
erkannt. Der  lateinische  Münzvertrag  von  1865  enthält  bereits 
eine  Liquidationsklausel,  die  beteiligten  Staaten  verpflichteten  sich 
im  Grundvertrag,  ihre  Scheidemünzen  gegenseitig  in  Kurant- 
geld  einzulösen,  sowohl  während  der  Dauer  des  Bundes  als  wäh- 
rend eines  bestimmten  Zeitraumes  nach  dessen  Auflösung.  In 
dem  Vertrag  von  1867,  vermittelst  dessen  Oesterreich  aus  dem 
deutschen  Münz  verein  ausschied,  verpflichteten  sich  die  kontra- 
hierenden Staaten  gegenseitig  zur  Einlösung  der  Vereinsmünzen 
ihres  Gepräges  für  einen  bestimmten  Fall  (den  Uebergang  zu  einem 
neuen  Münzsystem)  und  für  die  Dauer  eines  bestimmten  Zeit- 
raumes (bis  zum  1.  April  1871).  Wenn  eine  völkerrechtliche  Ein- 
lösungsverpflichtung vorhanden  wäre,  wozu  hätte  es  dann  in  diesen 
beiden  Fällen  der  ausdrücklichen  und  vertragsmässigen  Ueber- 
nahme  einer  solchen  Verpflichtung  fiir  bestimmte  Münzsorten  und 
für  bestimmte  Fälle  bedurft? 

Nun  bieten  sich  aber  der  praktischen  Durchführung 
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Lösung,  welche  wir  gefunden  haben,  die  grössten  Schwierig- 
ben. Die  Münzen  des  gleichen  Gepräges  bilden  eine  durchaus 
beitliche  Masse,  die  einzelnen  Stücke  sind  durch  nichts  zu 
erscheiden.  Wenn  nun  Münzen  des  gleichen  Gepräges  in 
ireren  Staaten  Geldcharakter  gemessen  und  dadurch  mehrere 
^ten  ihnen  gegenüber  zur  Einlösung  verpflichtet  sind,  wie  soll 
n  diese  Einlösungspflicht  praktisch  verwirklichen?  Jeder  Staat 
seinem  Angehörigen  gegenüber  zur  Einlösung  verpflichtet;  aber 

soll  er  die  Stücke,  welche  ihm  seine  Angehörigen  bringen, 
l  denen   unterscheiden,   welche   ihm  aus  den  anderen  Staaten 

Einlösung  gebracht  werden?  —  Die  Unterscheidung  ist  eine 
olute  Unmöglichkeit. 

Nehmen  wir  die  beiden  konkreten  Fälle,  welche  in  dieser 
ziehung  vorliegen. 

Im  lateinischen  Münzbund  laufen  die  belgischen,  italienischen 
l  französischen  Fünffrankenthaler  (die  Schweiz  hat  nur  einen 
r  minimalen  Betrag  geprägt)  im  ganzen  Vereinsgebiet  um. 
lerdings  ist  die  belgische  Zirkulation  am  meisten  mit  belgischen 
uffranken stücken  angefüllt,  und  für  die  übrigen  Staaten  gilt 
•>  gleiche.  Bekanntlich  sind  auf  der  Münze  zu  Brüssel  weit 
lir  Fünffrankenthaler  ausgeprägt  worden,  als  für  den  belgischen 
Jauf  allein  erforderlich  sind,  und  zwar  deshalb,  weil  diese 
inzen  mit  belgischem  Gepräge  nicht  nur  in  Belgien  Geld  waren, 
idern  auch  in  den  übrigen  Staaten  des  Münzbundes. 

Halten  wir  uns  nun  speziell  an  die  belgischen  Fünffranken- 
Jer.  Vor  der  Liquidationsklausel  von  1885,  welche  die  Ver- 
tnisse  durch  besonderes  Uebereinkommen  ordnete,  war  Belgien 
i  übrigen  Staaten  gegenüber  nicht  zu  einer  Einlösung  seiner 
nffranken thaler  verpflichtet,  weil  eine  internationale  Einlösungs- 
'pflichtung  —  wie  wir  gesehen  haben  —  nicht  existiert.  Da- 
?en  hatte  es  seinen  eigenen  Staatsangehörigen  gegenüber  die 
frpflichtung,  seine  Fünffrankenthaler  bei  einer  eventuellen  Ausser- 
rssetzung  einzulösen.     Dieser  letzteren  Verpflichtung  konnte  es 
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sich  auf  keine  Weise  entziehen.  Dadurch  aber  wurde  für  Belgien 
das  Nichtbestehen  einer  Einlösungsverpflichtung  gegenüber  den 
anderen  Staaten  illusorisch.  Wenn  der  Fall  praktisch  wurde, 
dass  es  seine  Fünffrankenthaler  zur  Einlösung  aufrief,  konnte  es 
unmöglich  einen  Unterschied  machen  zwischen  solchen,  welche 
in  belgischer  und  solchen,  welche  in  französischer  etc.  Zirku- 
lation sich  befunden  hatten.  Aber  daraus,  dass  Belgien,  wenn 
es  seinen  Verpflichtungen  gegenüber  seinen  Angehörigen  ge- 
nügen wollte,  auch  an  sich  unberechtigte  Einlösungsan- 
sprüche der  anderen  Münzbundstaaten  mit  erfüllen  musste,  folgt 
noch  lange  nicht  die  Berechtigung  solcher  Einlösungsansprüche 
und  die  Verpflichtung  eines  Staates  gegenüber  anderen  Staaten 
zur  Einlösung  der  Münzen  seines  Gepräges.  Die  thatsächliche 
Zwangslage  Belgiens,  auch  den  übrigen  Münzbundstaaten  gegen- 
über, seine  Fünffrankenthaler  einzulösen,  war  vielmehr  nur  die 
zufällige  Nebenwirkung  des  Umstandes,  dass  es  einem 
Dritten  gegenüber  zur  Einlösung  verpflichtet  war,  nämlich 
gegenüber  seinen  eigenen  Unterthanen.  Dadurch  wurde  diesen 
Staaten  freilich  die  Gelegenheit  geboten,  aber  keineswegs  das 
Recht  im  Prinzip  zugestanden,  sich  auch  die  in  ihrem  Umlauf 
befindlichen  Stücke  von  Belgien  einlösen  zu  lassen. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  dem  zweiten  praktisch  gewordenen 
Fall,  zur  Frage  der  österreichischen  Thaler.  Nehmen  wir  zuerst 
an,  der  Fall  sei  wirklich  so  gelagert  gewesen,  wie  man  zur  Zeit 
des  Abschlusses  des  Abkommens  von  1892  allgemein  annahm, 
nämlich  die  ganze  noch  vorhandene  Masse  der  österreichischen 
Thaler  habe  sich  thatsächlich  ausschliesslich  in  deutscher  Zirku- 
lation befunden. 

Unter  diesen  Verhältnissen  hatte  Oesterreich  seinen  Unter- 
thanen gegenüber  bezüglich  seiner  Thaler  keine  Verpflichtungen 
mehr.  Der  Fall  ist  also  frei  von  der  zufalligen  Nebenwirkung 
einer  solchen  Verpflichtung,  welche  bei  der  Frage  der  silbernen 
Fünffrankenstücke  störend  wirkt;  er  liegt  ganz  klar.    Gewiss  ist, 
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äs  niemand  in  Deutschland  deshalb  den  österreichischen  Thaler 
drei  Mark  in  Zahlung  nahm,  weil  er  in  Oesterreich  gesetzliche 
lilungskraft  zu  l1/*  fl.  hatte,  sondern  dass  er  in  Deutschland 
dem  Werte  von  drei  Mark  lediglich  deshalb  zirkulierte,  weil 
gemäss  der  deutschen  Gesetzgebung  gesetzlich  Zahlungsmittel 
diesem  Betrag  war.  Sehr  instruktiv  ist  ferner,  dass  das 
utsche  Gesetz,  welches  den  österreichischen  Thalern  auf  un- 
3stimmte  Zeit  gesetzliche  Zahlungskraft  zu  drei  Mark  das  Stück 
währleistete  (vom  20.  April  1874),  in  keiner  Weise  durch  irgend- 
slche  Rücksichten  auf  Oesterreich  diktiert  wurde  —  vertrags- 
issige  Verpflichtungen  gegenüber  Oesterreich  bestanden  nicht 
ihr,  und  der  österreichische  Geldwert  des  Thalers  zu  1  */*  A. 
nnte  deshalb  nicht  zur  Aufrechterhaltung  des  deutschen  Geld- 
rtes  von  3  Mark  verleiten ,  da  1 1/2  fl.  damals  schon  weniger 
rt  waren  als  3  Mark  —  sondern  es  waren  lediglich  Rück- 
hten  auf  die  Interessen  der  deutschen  Inhaber  der  öster- 
chischen  Thaler  für  den  Erlass  dieses  Gesetzes  massgebend. 
iss  die  österreichischen  Thaler  den  Doppeladler  auf  ihrem  Ge- 
ige trugen,  hatte  ebenso  wenig  für  das  Zustandekommen  des 
Netzes  eine  Bedeutung,  wie  dass  sie  in  Oesterreich  zu  l1/*  fl. 
jetzliches  Zahlungsmittel  waren,  und  noch  weniger  war  dieses 
ipräge  die  Veranlassung  für  das  Gesetz.  Zur  Konstruktion 
er  Einlösungsverpflichtung  Oesterreichs  gegenüber  Deutschland 
It  also  auch  der  leiseste  Anhalt. 

Es  ist  nun  klar,  dass  in  dem  supponierten  Fall  alle  Ein- 
ungsansprüche  sich  an  das  Deutsche  Reich  wenden  mussten. 
i  in  Oesterreich  zu  dem  österreichischen  Geldwert  kein  öster- 
chischer  Thaler  mehr  zirkulierte,  war  Oesterreich  seiner  einzigen 
alösungsverpflichtung,  nämlich  der  gegenüber  seinen  Unter- 
inen,  enthoben.  Oesterreich  konnte  also  seinen  Thalern  die 
ldeigenschaft  entziehen,  ohne  Einlösung,  weil  dieser  Ent- 
hung  lediglich  formale  Bedeutung  zukam;  denn  es  gab  ja 
ne  Thaler  mehr  in   den  Händen   österreichischer  Unter- 
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thanen,  sondern  nur  noch  in  den  Händen  deutscher  Unter- 
thanen,  und  für  diese  war  die  österreichische  Geldeigenschaft 
der  österreichischen  Thaler  gleichgiltig,  und  nur  ihre  deutsche 
Geldeigenschaft  von  Wichtigkeit.  Das  Deutsche  Reich  ferner 
konnte  absolut  von  Oesterreich  nichts  fordern,  da  die  betreffenden 
Thaler  sein  (des  Deutschen  Reiches)  Geld  waren,  und  Oesterreich 
nicht  verpflichtet  ist,  deutsches  Geld  umzuwechseln,  auch 
nicht,  wenn  es  den  Doppeladler  trägt. 

Der  Fall  lag  ja  in  Wirklichkeit  nicht  ganz  so,  wie  hier  an- 
genommen. Es  stellte  sich  nachträglich  heraus,  dass  noch  eine 
kleine  Summe  österreichischer  Thaler  in  Oesterreich  selbst  vor- 
handen war.  Die  Lage  war  also  streng  genommen  analog,  wie 
im  lateinischen  Münzbund.  Oesterreich  war  den  —  allerdings 
wenigen  —  österreichischen  Besitzern  dieser  Thaler  gegenüber 
zur  Einlösung  verpflichtet.  Es  konnte  dieser  Verpflichtung  nicht 
nachkommen,  ohne  gleichzeitig  dem  Deutschen  Reich  unfreiwillig 
eine  Einlösung  zu  gestatten.  Aber  das  kann  so  wenig  etwas  an 
dem  grundsätzlichen  Nichtbestehen  einer  völkerrechtlichen  Ein- 
lösungsverpflichtung ändern,  wie  der  gleiche  Fall  bei  Belgien. 
Uebrigens  hätte  die  Ausserkurssetzung  der  österreichischen  Thaler 
durch  Oesterreich  ohne  Einlösung  auch  gegenüber  den  öster- 
reichischen Besitzern  keinen  grösseren  Rechtsbruch  dargestellt, 
als  die  einlösungslose  Entziehung  der  Geldeigenschaft,  welche 
Frankreich  an  den  belgischen  Fünffrankenstücken  vornehmen 
könnte,  mit  dem  Hinweis  darauf,  dass  Belgien  ja  nach  wie  vor 
zu  deren  Einlösung  verpflichtet  sei.  Auch  für  die  etwa  20  000 
Thaler,  welche  sich  im  Jahre  1893  noch  in  Oesterreich  vorfanden, 
wäre  ja  das  Deutsche  Reich  als  refugium  geblieben  —  und 
als  ein  sehr  günstiges  refugium.  Galt  doch  der  österreichische 
Thaler  in  Deutschland  etwa  50  Pf.  mehr  als  in  Oesterreich,  da 
1 Y*  A-  nur  einem  Wert  von  etwa  2.50  Mk.  entsprachen,  und 
hätten  also  die  Oesterreicher,  welche  ihre  Thaler  nicht  mit  50  Pf. 
Gewinn  nach  Deutschland  abschoben,  der  österreichischen  Regie- 
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•ung  für  einen  Hinweis  auf  ihre  Dummheit  durch  eine  einlösungs- 
ose  Ausserkurssetzung  nur  dankbar  sein  können! 

Der  angenommene  Fall,  dass  die  österreichischen  Thaler 
sich  ausschliesslich  im  deutschen  Umlauf  befunden  hätten, 
ist  als  Seitenstück  zur  Lage  im  lateinischen  Münzbund  der  in- 
struktivere, weil  hier  nicht  —  wie  im  lateinischen  Münzbund  — 
die  Erfüllung  einer  Verpflichtung  gegen  Dritte  die  unfreiwillige 
Erfüllung  unberechtigter  Ansprüche  nach  sich  zieht. 

Der  Einwand,  welcher  erhoben  worden  ist,  Oesterreich  könne 
ich  der  Verpflichtung  zur  Einlösung  seiner  Thaler  doch  nicht 
n't  der  Begründung  entziehen,  dass  dadurch  kein  Oesterreicher, 
andern  nur  das  Ausland  geschädigt  werde,  geht  von  der  Voraus- 
»tzung  aus,  dass  Oesterreich  allein  zur  Einlösung  seiner  Thaler 
jrpflichtet  sei,  und  zwar  deshalb,  weil  dieselben  österreichisches 
epräge  tragen;  er  stellt  den  wahren  Sachverhalt  gerade  auf  den 
'opf.  Dadurch,  dass  in  Oesterreich  keine  österreichischen  Thaler 
ehr  zirkulieren,  und  dass  infolge  dessen  Oesterreich  seine  Thaler 
nie  Einlösung  ausser  Kurs  setzen  kann,  ohne  einen  Rechtsbruch 
»genüber  seinen  Angehörigen  zu  begehen,  wird  es  nicht  instand 
^setzt,  sich  einer  ihm  obliegenden  Verpflichtung  gegenüber  dem 
usland  zu  entziehen,  sondern  es  wird  dadurch  nur  befähigt, 
urch  nichts  begründeten  Ansprüchen  eines  fremden  Staates  die 
irfüllung  zu  verweigern,  ohne  dabei  gleichzeitig  die  eigenen 
taatsangehörigen  zu  schädigen.  Von  einer  Schädigung  des 
ausländes  kann  also  keine  Rede  sein,  sondern  nur  von  der 
fichtgewährung  eines  dem  fremden  Staat  nicht  zu- 
teilenden Vorteils.  Die  Lösung  hätte  also  in  diesem  Falle 
enau  entsprechend  den  von  uns  aufgestellten  Grundsätzen  durch- 
eführt  werden  können,  ohne  dass  darüber  eine  spezielle 
linigung  zwischen  den  beteiligten  Staaten  nötig  gewesen  wäre. 

Eine  besondere  Einigung  ist  jedoch  überrall  da  not- 
endig, wo  zwei  oder  mehrere  Staaten  derselben  Münzsorte  nicht 
los  die  Geldeigenschaft  verliehen,  sondern  dieselbe  auch  gleich- 
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zeitig  im  Umlauf  haben,  also  in  dem  Fall,  der  durch  den  latei- 
nischen Münzbund  repräsentiert  wird.  Hier  haben  mehrere  Rechts- 
subjekte Einlösungsverpflichtungen  gegenüber  einer  durchaus  gleich- 
artigen und  einheitlichen  Masse.    Es  ist  einleuchtend,  dass  über 
die  Art  und  Weise,  wie  diese  Staaten  ihrer  Einlösungsverpflich 
tung  nachkommen  wollen,   wie  insbesondere  eventuell  durch  die 
Einlösung  entstehende  Verluste  auf  die  einzelnen  Staaten  verteilt 
werden  sollen,  besondere  Vereinbarungen  notwendig  sind; 
also  Spezialverträge  über  die   praktische  Durchfüh- 
rung der  von  uns  aufgestellten  Rechtssätze. 

Die  Grundlagen  für  solche  Vereinbarungen  sind  in  dem  Wesen 
der  Einlösungs Verpflichtung  gegeben.  Wir  haben  uns  nur  daran 
zu  erinnern,  dass  jeder  Staat  zur  Einlösung  verpflichtet  ist  gegen- 
über denjenigen,  welche  durch  seine  Autorität  zur  Annahme  des 
betreffenden  Geldes  in  Zahlung  gezwungen  oder  veranlasst  worden 
sind.  Mit  anderen  Worten  ausgedrückt  heisst  das  nicht  anderes 
als:  Die  Einlösungsverpflichtung  eines  jeden  Staates 
erstreckt  sich  auf  seinen  thatsächlichen  Geldumlauf. 
Da  derselbe  statistisch  nicht  genau  zu  ermitteln  ist,  dürfte  es  sich 
empfehlen,  die  bei  der  Einlösung  eines  mehreren  Staaten  gemein- 
samen Geldes  entstehenden  Verluste  auf  die  einzelnen  Staaten 
etwa  nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung  zu  verteilen. 

Fassen  wir  zum  Schluss  die  Ergebnisse  dieser  Untersuchung 
zusammen : 

Wir  haben  gefunden,  dass  der  Münzprägung  an  sich  gar 
keine  juristische  Bedeutung  zukommt,  sondern  lediglich  der  Ver- 
leihung des  Geldcharakters;  dass  die  Einlösungsverpflichtung  nicht 
aus  der  Münzprägung  konstruiert  werden  kann,  sondern  dass  sie 
sich  lediglich  und  notwendig  aus  der  Verleihung  des  Geldcharakters 
ergibt;  dass  deshalb  die  Pflicht  zu  und  das  Recht  auf  Einlösung 
lediglich  zwischen  Staatsgewalt  und  Unterthan  vorhanden  sein 
kann,  nicht  zwischen  souveränen  Staaten,  dass  also  lediglich  eine 
staatsrechtliche,  aber  keine  völkerrechtliche  Einlösungspflicht  exi* 
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ert;  dass  ferner  gegenüber  einem  Gelde,  welchem  von  mehreren 
&aten  die  Geldeigenschaft  verliehen  ist,  dieser  Vielheit  von 
aaten  die  Einlösungspflicht  obliegt,  und  zwar  einem  jeden  Staate 
genüber  seinem  thatsächlichen  Geldumlauf;  dass  die  praktische 
lrchftihrung  dieser  Lösung  aber  auf  Schwierigkeiten  stösst,  indem 
le  Unterscheidung  zwischen  den  gleichartigen  Münzstücken  nach 
m  angedeuteten  Gesichtspunkt  nicht  möglich  ist;  dass  also  zur 
Überwindung  dieser  praktischen  Schwierigkeiten  besondere  Ver- 
nbarungen  erforderlich  sind,  welche  die  durch  die  Einlösung 
itstehenden  Verluste  möglichst  nach  dem  Verhältnis  des  that- 
ichlichen  Geldumlaufs  auf  die  einzelnen  Staaten  verteilen  sollen. 
Es  erübrigt  nur  noch  der  Hinweis,  dass  diese  auf  rein 
iristischer  Grundlage  gewonnenen  Schlussergebnisse  sich  mit  den 
ingangs  skizzierten  Folgerungen  aus  volkswirtschaftlichen  Sätzen 
nd  Billigkeitsgründen  vollkommen  decken.  Beide  stützen  und 
rgänzen  sich  in  der  schönsten  Weise,  und  die  Ergebnisse  der 
imen  Methode  stellen  sich  als  Probe  für  die  Richtigkeit  der 
roderen  dar. 
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Immunität  der  Landtagsabgeordneten  nac] 
Grossh.  hessischen  Verfassungsurkunde. 

Von 

Dr.  Zelleu,  Ober-Rechnungsrath  in  Darmstadt. 


Art.  84  der  hess.  Verfassungsurkunde  bestimmt:  „Während 
der  Dauer  eines  Landtags  sind  die  Personen,  welche  zu  der 
Ständeversammlung  gehören,  keiner  Art  von  Arrest,  als  mit  Ein- 
willigung der  Kammer,  zu  welcher  sie  gehören,  unterworfen,  den 
Fall  auf  Ergreifung  bei  frischer  That  bei  strafbaren  Handlungen 
ausgenommen,  in  welchem  Falle  aber  alsbald  der  Kammer,  zu 
welcher  der  Verhaftete  gehört,  die  Anzeige  des  Vorfalls  mit  Ent- 
wicklung der  Gründe,  gemacht  werden  soll."  Die  Auslegung  dieser 
Bestimmung  nach  ihrer  Bedeutung  und  Tragweite  beschäftigte 
wiederholt  die  Gerichte  und  die  Ständekammern  ohne  befriedigendes 
Ergebniss.  In  der  bewegten  Zeit  des  Jahres  1849  entstand  zum 
ersten  Mal  Streit  über  die  Auslegung. 

Vier  Abgeordnete  waren  wegen  politischer  Verbrechen  in 
Untersuchung  gezogen,  drei  schon  vor  dem  Termin  der  landes- 
herrlichen Einberufung  der  Kammern,  der  vierte  vor  der  vor- 
läufigen Constituirung  in  Untersuchungshaft  genommen  und  alle 
vier  auch  nach  Eröffnung  der  Kammer  in  Haft  behalten.  Ein 
Antrag  des  Abgeordneten  M.  suchte  eine  Erklärung  der  Kammer 
zu  provociren ,  dass  die  Fortdauer  der  Haft  eine  Verletzung  des 


—     421     — 

Art.  84  der  Verf.-Urk.  bilde.  Der  scheinbar  so  einfache  und  klar 
gefasste  Art.  84  veranlasste  eine  Reihe  von  Streitfragen1. 

Man  stritt  zunächst  über  die  Bedeutung  der  Worte  „wäh- 
rend der  Dauer  des  Landtags".  Einige  vertraten  die  Ansicht, 
der  Ausdruck  deute  auf  die  Zeit  von  der  ersten  landesherrlichen 
Einberufung  bis  zur  Schliessung  oder  Auflösung,  oder  den  Zeitraum 
von  dem  Tage  des  ersten  Zusammentretens  bis  zur  Schliessung 
oder  Auflösung.  Andere  hielten  die  vorläufige  Constituirung  oder 
doch  die  feierliche  Eröffnung  für  den  Beginn  entscheidend  nur 
erblickten  den  Endpunkt  in  jeder  längeren  Vertagung.  Endlich 
machte  sich  die  Ansicht  geltend,  die  Immunität  bestehe  und 
während  der  Dauer  der  Sitzungsperiode.  Man  stritt  ferner  über 
die  Bedeutung  der  Worte:  „Keiner  Art  von  Arrest."  Einige 
meinten,  Arrest  begreife  alle  Arten  von  Haft,  andere  schlössen 
die  Strafhaft  aus. 

Auch  der  Ausdruck  „unterworfen"  bildete  einen  Streitpunkt; 
die  Ansichten  waren  darüber  getheilt,  ob  während  der  kritischen 
Zeit  eine  Verhaftung  nicht  vollzogen  werden  dürfe  oder  aber  auch 
eine  vorher  vollzogene  Verhaftung  nicht  fortdauern  könne.  Endlich 
nahm  man  das  Recht  der  Kammer  in  Anspruch,  die  Freilassung 
eines  auf  frischer  That  ergriffenen  und  verhafteten  Abgeordneten 
zu  verlangen.  Der  Standpunkt  der  Regierung  und  einer  Anzahl  Ab- 
geordneter war:  Die  Unverletzlichkeit  der  Abgeordneten  ist  nur  für 
die  Dauer  der  Sitzungsperiode  statuirt,  der  vor  der  Sitzungsperiode 
Verhaftete  hat  selbst  für  diese  Zeit  kein  Recht  auf  Entlassung 
aus  dieser  Haft  und  die  Kammer  kann  auch  die  Freilassung  des 
bei  Begehung  der  That  Verhafteten  für  die  Zeit  der  wirklichen 
Sitzungen  nicht  fordern.  —  Später  (1865)  sprach  sich  die  Re- 
gierung sogar  dahin  aus,  dass  sie  schon  die  Verhandlungen  der 
Kammer  über  Freigabe  als  einen  ungerechtfertigten  Eingriff  gegen 


1  Vgl.  über  die  nachfolgende  Darstellung  den  Ausschussbericht  in  Beil. 
.  Nr.  1336  zu  den  Verhandlungen  der  II.  hess.  Kammer,  XXV.  Landtag  (1885/88), 
S.  81 
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die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  betrachte2.  Einen  ähnlichen 
Standpunkt  vertraten  die  Urtheile  der  Strafgerichte.  Als  1853 
ein  Abgeordneter  zur  Verbüssung  einer  zweimonatlichen  Gefang- 
nissstrafe während  der  Vertagung  des  Landtages  verhaftet  wurde, 
entschied  der  höchste  Gerichtshof,  dass  Art.  84  nach  seinem 
Zwecke  und  Grunde  nicht  von  der  Strafhaft,  sondern  in  Straf- 
sachen nur  von  der  Untersuchungshaft  rede.  Derselbe  Gerichts- 
hof erkannte,  als  ein  Abgeordneter  während  der  durch  landes- 
herrliches Decret  ausgesprochenen  Vertagung  der  Kammer  in 
Untersuchungshaft  genommen  wurde,  dass  unter  den  Worten  des 
Art.  84  der  Verf.-Urk.  „während  der  Dauer  des  Landtages^  nur  die 
Zeit  der  wirklichen  Versammlung  der  Stände  zu  verstehen  sei.  Eine 
spätere  Entscheidung  hat  ausserdem  ausgesprochen,  dass  Art.  84 
der  Verf.-Urk.  dann  keine  Anwendung  finde,  wo  es  sich  von  einer  Haft 
als  Zwangsmittel  handle,  um  Jemanden  zur  Erfüllung  einer  grund- 
los verweigerten  Bürgerpflicht  (Herausgabe  von  Urkunden)  zu 
nöthigen3.  Im  Jahre  1886  wurde  die  Frage  von  Neuem  praktisch, 
als  ein  Abgeordneter  während  der  Vertagung  der  Kammer  durch 
den  Präsidenten,  als  Beschuldigter  in  einer  Strafsache  wegen 
Beleidigung  zur  amtsgerichtlichen  Vernehmung  gemäss  §  133  der 
St.-P.-O.  unter  Androhung  gefänglicher  Vorführung  geladen  wurde, 
und  an  einen  von  einem  auswärtigen  (sächsischen)  Gerichte  ver- 
urteilten hessischen  Abgeordneten  die  Aufforderung  zur  Straf- 
verbüssung  gemäss  §  489  der  St.-P.-O.,  unter  Androhung  der  Ver 
haftung  (persönlicher  Vorführung),  erging.  In  beiden  Fällen  hielt 
sich  die  Regierung  zu  einem  Eingreifen  in  das  gerichtliche  Ver- 
fahren mit  Rücksicht  auf  §  490  der  St.-P.-O.  nicht  für  befugt.  Je- 
doch ist  aus  einer  Bemerkung  in  den  Verhandlungen  ersichtlich, 
dass  nach  Ansicht  der  Regierung  der  Ausdruck  des  Art.  84 
auch  die  Zeit  der  durch  den  Präsidenten  ausgesprochenen  Ver- 
tagung umfasse  und  die  Androhung   einer  Verhaftung  unter  den 

2  s.  die  in  Anm.  1  citirten  Verhandlungen  S.  10. 
8  s.  desgl.  S.  11,  12. 
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Art.  84  falle.  Das  auswärtige  Gericht  dagegen  erkannte  dahin, 
dass  Art.  84  sich  auf  die  Strafhaft  nicht  beziehe  und  dass  die 
Worte  „während  der  Dauer  des  Landtages"  nur  das  Mitgliedsein 
ler  Kammer  ausdrücke4. 

Der  Ausschuss  der  II.  Kammer  unterzog  sich  einer  ein- 
gebenden Prüfung  der  Streitfrage  und  kam  zum  Ergebniss,  „dass 
ron  der  Berufung  des  Landtags  bis  zu  dessen  Schliessung  oder 
Auflösung  durch  den  Regenten  kein  Abgeordneter,  sei  es  wegen 
girier  Civil-,  Untersuchungs-  oder  Straf haft,  ohne  Genehmigung 
ler  betreffenden  Kammer  verhaftet  oder  in  Haft  behalten  werden 
tonne,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Falles  bei  Ergreifung  auf 
frischer  That  bei  strafbaren  Handlungen,  in  welchem  Fall  aber 
der  Kammer  alsbald  Anzeige  des  Vorfalls  mit  Entwicklung  der 
Qründe  gemacht  werden  soll,  damit  sie  sich  über  nachträgliche 
Genehmigung  schlüssig  machen  könne."  Wir  entnehmen  dem 
Ausschussberichte  hauptsächlich  folgende  Gründe: 

1.  Die  Worte  „während  der  Dauer  des  Landtages"  deuten 
nach  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  auf  eine  Zeitepoche,  die 
ihren  Anfang  mit  dem  Beginn  des  Landtags,  ihr  Ende  aber  von 
dem  Zeitpunkt  an  hat,  in  welchem  der  Landtag  zu  sein  aufhört; 
diese  Zeitepoche  schliesst  die  Zeit  der  Vertagungen  absolut  in 
sich.     Der   allgemeine   Sprachgebrauch   deckt   sich   vollständig 
mit  der  Sprache  der  Verfassung.     Hiernach  dauert  die  Wahl- 
periode 6  Jahre  (Art.  59  Abs.  1),  sie  umfasst,  nach  Art.  64, 
zwei   Landtage    oder  Landtagsperioden.     Ein  Landtag    dauert 
aber    von    der    Zeit    der    Einberufung    bis    zum   Moment    der 
Schliessung.     Alle   Artikel   der  Verfassungs- Urkunde  (Art.  59 
letzter  Absatz,  61,  Abs.  1,  75  Abs.  2,  85  Abs.  1  u.  2,  86,  91) 
gebrauchen  die  Worte    „während   der  Dauer   des  Landtages", 
um  obige  ganze  Epoche  damit  auszudrücken.     Der  Beginn  des 
Landtags  ist  der  Moment  der  Berufung,  nicht  die  Zeit  der  Er- 


4  s.  desgl.  S.  1—7. 
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Öffnung;   die  Verfassungs-Urkunde   spricht  nur   von   einer  Be- 
rufung (Art.  86). 

2.  Die  Worte  „keiner  Art  von  Arrest"  bedeuten  nichts 
Anderes  als  „keiner  Art  von  Entziehung  der  persönlichen  Frei- 
heit". Der  Ausdruck  umfasst  das  Festhalten  des  Vermögens, 
wie  das  der  Person,  er  kommt  in  letzter  Richtung  im  Civil- 
prozess,  wie  in  dem  Strafverfahren  vor.  Nirgends  ist  aus- 
gesprochen, dass  Arrest  auf  die  Straf haft  keine  Anwendung 
erleide. 

3.  Das  Wort  „unterworfen"  bedeutet  zweifellos,  dass 
der  Abgeordnete  in  der  kritischen  Zeit  nicht  bloss  verhaftet, 
sondern  dass  er  auch  nicht  in  Haft  gehalten  werden  soll. 
Der  Gesetzgeber  hätte  sich  nicht  glücklich  ausgedrückt, 
wenn  er  mit  jenem  Worte  nur  hätte  sagen  wollen,  dass  ein 
Abgeordneter  in  der  kritischen  Zeit  nicht  sollte  verhaftet 
werden.  — 

Dem  Berichte  ist  eine  Zusammenstellung  der  Immunitäten- 
regelung aus  24  Staaten  und  7  ausserdeutschen  Verfassungen  bei- 
gegeben. Zur  Vermeidung  eines  Conflictes  zwischen  Ständen, 
Regierung  und  Gerichten  beantragte  der  Ausschuss  „die  Regie- 
rung um  Vorlage  des  Gesetzes  zu  ersuchen,  durch  welches  die 
Immunitäten  neu  geregelt  werden".  Dieser  Antrag  wurde  mit 
dem  Zusatz  der  Worte:  „wesentlich  nach  Massgabe  des  Art.  31 
der  Reichs-Verf."  vor  dem  Wort  „neu"  angenommen6.  — 

Für  die  I.  Kammer  erstattete  Professor  Dr.  Gareis  den 
Ausschussbericht.  Wir  entnehmen  demselben  wörtlich  nach- 
stehende interessanten  staatsrechtlichen  und  prozessualischen  Er- 
örterungen: Die  Rechtslage  im  Bezug  auf  die  Immunitäten  der 
Mitglieder  der  hessischen  Stände,  sowie  das  Verhältniss  zwischen 
Reichsrecht  und  Landesrecht  in  dieser  Beziehung  ist  Folgendes: 


6  s.  das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  des  Grossh.  Hessen  von 
F.  Kuchler,  3.  Aufl.,  bearbeitet  von  Braun  und  Weber.  Darmstadt  1894. 
I.  Bd.     S.  128. 
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I.  Nach  §§3  u.  6  Abs.  1  des  Einfuhrungsgesetzes  zur  Str.- 
P.-O.  sind  die  prozessrechtlichen  Vorschriften  der  Landesgesetze 
prinzipiell  ausser  Kraft  getreten.  Diese  Derogirung  trifft  auch  den 
Art.  84  der  Verf.-Urk. ;  denn  die  darin  enthaltenen  eine  Immunität 
begründenden  Normen  sind  ihrem  Inhalte  nach  Rechtsätze  des 
Strafrechts  und  des  Prozesses,  welche  auf  politischen  und  staats- 
rechtlichen Motiven  beruhen  (vgl.  Laband,  Staatsrecht  des  Deut- 
schen Reichs,  I.  Aufl.  1876,  Bd.  I  §  52  S.  570,  Gareis,  in  Mar- 
quardsens  Handbuch  des  öffentl.  Rechts,  S.  14);  allein  §  6  jenes 
Einführungsgesetzes  conservirt  in  seinen  weiter  folgenden  Bestim- 
mungen mindestens  einen  Theil  des  Inhalts  des  Art.  84,  denn  in 
§  6  Abs.  2  ist  gesagt: 

„Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen: 
1.  über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  gegen  Mitglieder 
einer  gesetzgebenden  Versammlung  während  der  Dauer  einer 
Sitzungsperiode  eine  Strafverfolgung  eingeleitet  oder  fortgesetzt 
werden  kann"  etc. 

Stellt  man  nun  neben  diese  conservirende  Bestimmung  unsern 
Art.  84,  welcher  lautet: 

„Während  der  Dauer  des  Landtags  sind  die  Personen, 
welche  zu  der  Stände  Versammlung  gehören,  keiner  Art  von 
Arrest,  als  mit  Einwilligung  der  Kammer,  zu  welcher  sie  ge- 
hören, unterworfen,  den  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That 
bei  strafbaren  Handlungen  ausgenommen,  in  welchem  Falle 
aber  alsbald  der  Kammer,  zu  welcher  der  Verhaftete  gehört, 
die  Anzeige  des  Vorfalles,  mit  Entwicklung  der  Gründe  gemacht 
werden  soll1^, 
30  ergibt  sich: 

i.  Die  „Voraussetzungen",  welche  unberührt  von  der  Strafprozess- 
ordnung bestehen  bleiben,  sind  zweierlei:  erstens  die  Einwilli- 
gung der  Kammer,  und  zweitens  der  Fall  der  Ergreifung  auf 
frischer  That  nebst  motivirter  Anzeige.  Diese  „Voraussetzun- 
gen" bleiben  erhalten  aus  unserem  hessischen  Rechte, 
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„aber  nur  für  die  prozessualen  Thatbestandsmomente  des- 
Reichsrechts  und  diese  sind  gegeben  durch  die  Worte:  „Dauer— 
einer   Sitzungsperiode,    Strafverfolgung    eingeleitet   oder    fort — 
gesetzt." 
2.  Die    Tragweite    dieser    reichsrechtlichen    prozessualen    That- 
bestandsmomente ist  folgende: 

a)  unter  der  Dauer  der  Sitzungsperiode  ist  der  ganze  Zeit- 
raum von  der  Berufung  (Eröffnung)  bis  zum  Schlüsse  des 
Landtags  zu  verstehen;  in  diesen  Zeitraum  fallt  auch  die 
Frist,  während  welcher  der  Landtag  vertagt  ist  (vgl. 
Laband  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  570,  572).  Der  Ausdruck  fallt 
demnach  im  Effect  zusammen  mit  dem,  was  in  Art.  84 
als  „Dauer  des  Landtags"  bezeichnet  ist,  und  wir  sind 
der  Meinung,  dass  mit  dieser  Bezeichnung  an  den  ver- 
schiedenen Stellen  der  Verfassung  stets  der  nämliche 
Zeitraum  gemeint  sei  (vgl.  hess.  Verf.-Urk.  Art.  59  Abs.  3, 
Art.  85  Abs.  1  u.  2;  auch  Art.  61  Abs.  1,  Art.  86,  91) 
und  dass  das  gesetzgeberische  Motiv  auch  für  die  Zeit 
der  Vertagung,  z.  B.  wegen  gesetzgeberischer  Vorarbeiten 
oder  Ausschuss-Sitzungen  oder  landständischer  Commis- 
sariate  massgebend  war  und  ist; 

b)  die  Uebereinstimmung,  welche  in  Bezug  auf  die  Zeitdauer 
der  Immunität  zwischen  der  Ansicht  des  Ausschusses 
II.  Kammer  und  unserer  Meinung  besteht,  erstreckt  sich 
aber  nicht  auf  die  Interpretation  des  Wortes  „Arrest"  — 
eine  Meinungsverschiedenheit,  welche  übrigens  in  den 
Hintergrund  tritt,  da  wir  das  Wort  „Strafverfolgung", 
von  dessen  Tragweite  die  praktische  Bedeutung  der  Inter- 
pretation des  Wortes  Arrest  abhängt,  so  interpretiren  zu 
müssen  glauben,  dass  die  vom  Ausschuss  der  II.  Kammer 
gewählte  extensive  Interpretation  des  Wortes  Arrest  über- 
haupt nicht  mehr  in  Betracht  kommen  kann.  Nach  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen   umfasst  die  Strafverfolgung 
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das  Strafverfahren  bis  zur  Vollstreckung,  nicht  aber  die 
Bestrafung,  die  Strafvollstreckung  selbst;  Strafverfolgung 
und  Strafvollstreckung  erhalten  sich  logisch  wie  Mittel 
und  Zweck  zu  einander.  Die  Vergleichung  der  verschie- 
denen einschlägigen  Verfassungsbestimmungen  verschie- 
dener Staaten  hat  an  sich  wenig  Bedeutung,  da  jede  ihre 
besondere  Geschichte  und  jeder  Gesetzgeber  seine  be- 
sondere Sprache  hat;  wenn  aber  doch  eine  solche  Ver- 
gleichung •  gewagt  werden  soll ,  so  ist  es  die  mit  der 
Reichs  Verfassung  —  Art.  31  in  deren  Geist  §  6  Ziffer  1 
des  Einführungsgesetzes  zur  Str.-P.-O.  gegeben  und  zu 
interpretiren  ist  (hierüber  Laband  a.  a.  O.  S.  573 — 575); 
unter  Strafverfolgung  ist  also  nicht  die  Strafvollstreckung 
zu  verstehen.  — 
c)  Hinsichtlich  der  Worte  „eingeleitet"  oder  „fortgesetzt" 
ist  nur  hervorzuheben,  dass  der  in  Art.  84  enthaltene 
Ausdruck  „unterworfen",  sowohl  die  anfängliche  Unter- 
werfung als  auch  die  Fortdauer  des  „Arrestes",  das 
„Unterworfenbleiben"  bedeutet.  — 
IL  Hiernach  gestaltet  sich  das  Verhältniss  zwischen  Reichs- 
recht und  Landesgesetzen  folgendermassen : 

1.  Wenn  Landesgesetze  die  prozessualen  Thatbestandsmomente 
(siehe  oben  2  a  — c)  weiter  gefasst,  z.  B.  auch  die  Strafvoll- 
streckung durch  die  Immunität  ausgeschlossen  hätten,  wenn 
also  z.  B.  in  unserm  Art.  84  unter  Arrest  auch  die  Strafvoll- 
zugshaft zu  verstehen  wäre,  so  würde  durch  §  6  Abs.  1  des 
Einfuhrungsgesetzes  zur  Str.-P.-O.  nur  ein  Theil  dieser  That- 
bestandsmomente gewahrt,  nämlich  der,  welcher  sich  mit  dem 
Begriffe  Strafverfolgung  deckt,  während  der  andere  Theil  jener 
Thatbestandsmomente  von  der  derogirenden  Kraft  des  Art.  2 
der  Reichs- Verf.  und  der  §§  3  u.  6  Abs.  1  des  Einführungs- 
gesetzes  zur  Str.-P.-O.  hinweggerissen  würde.  Zu  dieser  Ein- 
wirkung des  Reichsrechts  kommt   es  jedoch  in  unserem  Falle 
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nicht.  Der  Sprachgebrauch  ging  in  Hessen  niemals  dahin,  das* 
unter  Arrest  etwa  jede  Art  von  Freiheitsstrafe,  jede  Freiheits- 
entziehung verstanden  worden  wäre;  Niemand  wird  von  einein 
Zuchthaussträfling  in  Hessen  je  gesagt  haben:  der  Mann  ist 
mit  Arrest  bestraft.  Die  älteren  hessischen  Verordnungen  und 
Gesetze  verstehen  unter  Arrest  vielmehr  in  der  Regel  den 
bürgerlichen  Arrest,  die  Beschlagnahme  von  Personen  und 
Sachen  zum  Zweck  der  Sicherung  civilrechtlicher  Ansprüche 
(vgl.  Handbuch  der  Gr.  Hess.  Verordnungen  von  1803  an  von 
K.  Chr.  Eigexbrodt  1818,  Bd.  I  S.  310,  320,  264,  326,  425, 
Bd.  II  S.  39,  377,  47,  Bd.  IH  S.  109,  455,  Bd.  IV  S.  130) 
ausserdem  aber  auch  den  Arrest  mitunter  als  Disciplinarstrafe 
(vgl.  Eigexbrodt  a.  a.  O.  Bd.  IV  S.  140)  und  nur  selten  (zur 
Zeit  der  Entstehung  der  Verfassungsurkunde,  um  deren  Sprach- 
gebrauch allein  es  sich  handelt)  zur  Bezeichnung  einer  auf 
Uebertretung  gesetzten  Freiheitsstrafe. 

Würde  aber  unter  Arrest  auch  der  Strafvollzug  einer 
Freiheitsstrafe  zu  verstehen  gewesen  sein,  so  hätte  dies  für 
das  heutige  Recht  keine  Bedeutung  mehr,  weil  die  Privilegi- 
rung  sich  nur  auf  die  Strafverfolgung,  nicht  auf  den  Straf- 
vollzug bezieht. 
2.  Wenn  Landesgesetze  engere  Rahmen  ziehen,  als  die  in  den 
Thatbestandsmomenten  von  Ziffer  1  des  §  6  des  Einführungs- 
gesetzes zur  Str.-P.-O.,  wenn  sie  z.  B.  nur  die  Einleitung  des 
Strafverfahrens,  nicht  die  Fortsetzung  von  der  Genehmigung 
der  Kammer  abhängig  machen,  so  würde  es  hierbei  sein  Be- 
wenden haben;  der  erwähnte  §  6  Abs.  1  hat  nicht  die  Absicht, 
die  landesgesetzlichen  Privilegien  der  Kammern  zu  erweitern, 
er  will  nur  die  vorhandenen  innerhalb  bestimmter  Grenzen 
aufrecht  erhalten.  Auch  dies  wird  für  das  Verhältniss  unseres 
hessischen  Rechts  zum  Reichsrecht  von  Bedeutung,  denn  Art.  84 
unserer  Verf.-Urk.  spricht  nur  von  der  Unzulässigkeit  von  Arrest, 
während  in  §  6  Ziffer  1  auch  eine  ohne  Arrestverfügung  ein- 
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geleitete,  bzw.  fortgesetzte  Strafverfolgung  als  Thatbestands- 
moment  aufgeführt  ist  —  hiernach  bleibt  für  uns  Rechtens: 
Wenn  gegen  Mitglieder  der  Ständeversammlung  (Art.  84 
=  Mitglieder  einer  gesetzgebenden  Versammlung  §  6  Ziffer  1 
cit.)  während  der  Dauer  einer  Sitzungsperiode  (siehe  §  6 
Ziffer  1  cit.  =  Dauer  des  Landtags  Art.  84,  worunter  auch 
die  Zeit  der  Vertagung  zu  verstehen  ist)  eine  Strafverfolgung 
(§  6  Ziffer  1  cit.)  mit  Arrestverhängung  (Art.  84)  eingeleitet 
oder  fortgesetzt  werden  soll  (§  6  Ziffer  1  cit.  =  unterworfen 
Art.  84),  so  ist  hierzu  die  Einwilligung  der  Kammer  erfor- 
derlich (Art.  84  cit.),  falls  nicht  die  Ergreifung  auf  frischer 
That  vorgenommen  und  deshalb  die  gesetzlich  vorgesehene 
Anzeige  erstattet  wurde  (Art.  84). 

Die  civilprozessuale  Haft  kommt  nicht  weiter  in  Betracht, 
da  hierüber  einheitliches  Reichsrecht  (§  785  der  C.-P.-O.)  pure 
geltend  ist. 
III.    Angesichts    dieses   Verhältnisses    zwischen    Reichsrecht 
und  Landesrecht  fragt   es   sich,   ob   eine   gesetzgeberische   Neu- 
regulierung der  angedeuteten  Immunität  nothwendig  oder  zweck- 
mässig sei. 

Die  II.  Kammer  hat  diese  Frage  bejaht  und  wir  stehen  nicht 
an,  sie  ebenfalls  zu  bejahen,   denn  das  Erste  und  Wesentlichste, 
was  der  Gesetzgeber  eines  jeden  Landes  und  jeder  Zeit  zu  er- 
streben hat,  ist  Klarheit  in  verfassungsrechtlichen  Fragen;    dass 
tber  in  unserem  Falle   diese  Klarheit   fehlt,   zeigt   die   von   dem 
zweiten  Ausschusse  der  II.  Kammer  in  seinem  umfassenden  Be- 
richte auseinandergesetzte  Controversengeschichte  des  Art.  84  der 
Yert-Urk.     Dasselbe  wird  erwiesen  durch  die  Zweifel,  die  neuer- 
dings über  das  zwischen  unserem  Landrecht  und  dem  Reichsrecht 
obwaltende  Verhältniss  aufgetaucht  sind.     Die  Beseitigung  dieser 
Zweifel  ist  aber  namentlich  wünschenswerth  in  Rücksicht  auf  die 
Wer  eingreifende    Jurisdiction   nichthessischer   Gerichte   (hiervon 
siehe  unten  V.)- 
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IV.  Die  II.  Kammer  hat  durch  die  Annahme  des  Zusatz- 
antrages die  Richtung  angegeben,  in  welcher  sich  die  Revision 
des  Art.  84  ihrer  Ansicht  nach  bewegen  soll.  Auch  wir  sind  der 
Meinung ,  dass  diese  Richtung  wesentlich  durch  den  Inhalt  des 
Art.  31  der  Reichs- Verf.  bestimmt  sein  möge,  gestatten  uns  aber, 
die  Punkte  näher  zu  bezeichnen,  welche,  wie  die  vorliegenden 
Fälle  zeigen,  unserer  Meinung  nach  vor  allen  Dingen  Berück- 
sichtigung verdienen. 

Es  ist  wünschenswerth ,  dass  als  Verfassungsrechtssatz  aus- 
gesprochen werde: 

1.  Dass  die  Immunität  für  die  ganze  Zeit  der  Dauer 
eines  Landtags  von  der  Berufung  desselben  (Art.  63  der 
Verf.,  Art.  12  der  Gesch.-Ord.)  bis  zum  Schlüsse  (Art.  57 
der  Gesch.-Ord.  mit  Art.  63  der  Verf.-Urk.)  zu  Recht  be- 
steht, folgeweise  auch  während  der  Vertagung  (Art.  58  der 
Gesch.-Ord.). 

2.  dass  unter  Strafverfolgung  nicht  der  Strafvollzug  zu 
verstehen  ist  (die  hessischen  Landstände  haben  kein  Interesse, 
rechtskräftig  zu  Freiheitsstrafen  verurtheilte  Personen  in  ihrer 
Mitte  zu  haben)-, 

3.  dass  auch  die  Fortsetzung  der  Untersuchungshaft  und 
ebenso  die  der  Civilhaft  aufgehoben  werden  könne,  wie  Art.  31 
der  Reichs- Verf.  vorschreibt-,  sowie 

4.  dass  der  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That  zu  de- 
finiren  sei,  wie  Art.  31  der  Reichs-Verf.  es  zulässt,  und  es  ist 
wünschenswerth, 

5.  dass  der  Fall  der  Civilhaft  so  geregelt  werde,  wie  es 
dem  neuesten  Reichsrecht  entspricht  und  schon  zu  diesem 
Zwecke  mindestens  eine  redactionelle  Aenderung  der  Disposi- 
tion des  Art.  84  vorgenommen  werde. 

Die  Berücksichtigung  dieser  Punkte  würde  nicht  blos  dem 
Reichsrecht  entsprechen,  sondern  die  Redaction  desselben  durch 
Ausschliessung  entstandener  Zweifel  verbessern. 
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V.  Es  würde  dadurch  wohl  auch  erreicht  werden,  dass  auch 
die  ausserhessischen  deutschen  Gerichte  den  hessischen  Immuni- 
täten die  Anerkennung  nicht  versagen.  Keineswegs  kann  un- 
bedingt zugegeben  werden,  dass  für  die  nichthessischen  Behörden 
die  Immunität  hessischer  Ständemitglieder  gar  nicht  existire. 

Wir  haben  in  Deutschland  nunmehr  ein  einheitliches  Process- 
recht,  dieses  Processrecht  respectirt  ausdrücklich  innerhalb  der 
von  Ziffer  1  des  §  6  aufgestellten  Schranken  die  processrecht- 
lichen  Vorschriften  der  Landesverfassungen;  für  die  Durchführung 
der  Einheit  des  Rechts  in  strafrechtlicher  und  strafprocessualer 
Beziehung  auf  dem  als  ein  einheitliches  Rechtsgebiet  aufzufassen- 
den Reichsgebiete  ist  die  Respectirung  der  Verfassungsgrundsätze 
der  Einzelstaaten  durch  alle  deutschen  Gerichte  geradezu  Voraus- 
setzung. — 

Wir  sind  der  Meinung,  dass  der  Conflict,  zu  dessen  Ent- 
scheidung schliesslich  und  äussersten  Falls  auf  Art.  76  der  Reichs- 
Verf.  recurrirt  werden  könnte,  sicher  vermieden  werden  wird, 
wenn  die  Immunität  hessischer  Ständemitglieder  in  Uebereinstim- 
mung  mit  den  ausser  Zweifel  gestellten  Bestimmungen  des  Reichs- 
rechts festgestellt  wird6. 

Auf  Grund  dieses  Referats  schloss  sich  die  I.  Kammer  ein- 
stimmig dem  oben  erwähnten  Beschlüsse  der  II.  Kammer  auf 
Neuregelung  der  Immunitäten  der  Abgeordneten  an7. 

Die  Regierung  legte  nun  unterm  15.  Mai  1889  folgenden  Ge- 
setzesentwurf vor:  Einziger  Artikel.  An  Stelle  des  Art.  48  der  Verf. - 
Urk.  treten  nachstehende  Bestimmungen:  „Mitglieder  der  Stände- 
versammlung können  nach  erfolgter  Einberufung  des  Landtages 
während  der  Dauer  desselben  und  insolange  er  nach  Massgabe  der 
Art.  57  und  58  der  Gesch.-Ord.  nicht  vertagt,  aufgelöst  oder  ge- 
schlossen ist,  ohne  Genehmigung  der  Kammer,  welcher  sie  an- 
gehören, nicht  zur  Untersuchung  gezogen  oder  in  Untersuchungs- 

6  Verh.  I.  Kammer,  25.  Landtag  (1885/88),  Beil.  Nr.  93. 

7  Prot.  d.  I.  Kammer,  25.  Landtag,  14.  Sitzung  d.  d.  27.  April  1887. 
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haft  genommen  werden.  Die  Genehmigung  der  Kammer  ist  nicht 
erforderlich,  wenn  ein  Mitglied  der  Ständeversammlung  auf  frischer 
That  betroffen  oder  im  Laufe  des  nächstfolgenden  Tages  er- 
griffen wird,  in  welchem  Falle  aber  alsbald  der  Kammer,  zu 
welcher  der  Verhaftete  gehört,  die  Anzeige  des  Vorfalls  mit  Ent- 
wicklung der  Gründe  gemacht  werden  soll.  Gleiche  Anzeige  ist 
der  Kammer  sofort  nach  deren  Wiederzusamraentritt  zu  erstatten, 
wenn  ein  Mitglied  derselben  während  der  Vertagung  des  Landtags 
in  Untersuchung  gezogen  oder  in  Untersuchungshaft  genommen  ist. 

Auf  Verlangen  der  Kammer  wird  jede  gegen  ein  Mitglied 
eingeleitete  Untersuchung  und  jede  Untersuchungs-  oder  Civilhaft, 
soweit  in  letzterer  Beziehung  nicht  schon  §  786  der  C.-P.-O. 
Verfügung  trifft,  für  die  Dauer  des  Landtags  aufgehoben"  p. 

Nach  den  Motiven  sollte  die  Neuredaction  des  Art.  84  der 
Verf.-Urk.  die  verschiedenen  Streitfragen  beseitigen.  Die  Regierung 
hielt  im  Anschluss  an  Art.  31  der  Reichs- Verf.  an  dem  Aus- 
schluss der  Strafvollstreckung  aus  der  Reihe  der  Immunitäten 
fest.  Die  Genehmigung  der  Kammer  war  nur  für  die  Unter- 
suchungshaft erfordert.  Dagegen  gewährte  der  Entwurf  diesen 
Schutz,  über  den  Art.  84  hinausgehend,  auch  gegen  Einleitung 
und  Fortsetzung  der  Untersuchung  und  stellte  es  ausser  Zweifel, 
dass  mit  den  Worten  „während  der  Dauer  des  Landtags"  — 
abgesehen  von  einer  durch  landesherrliches  Edict  angeordneten 
Vertagung  —  der  ganze  Zeitraum  von  der  Einberufung  (Art.  U3 
der  Verf.-Urk.,  Art.  1  der  landst.  Gesch.-Ord.)  bis  zu  dem  Schlüsse 
bezw.  der  Auflösung  (Art.  63  der  Verf„-Urk.,  Art.  57  u.  58  der 
landst.  Gesch.-Ord.)  gemeint  ist.  Die  Schutzrechte  der  Stände- 
mitglieder bestellen  hiernach  auch  für  die  Zeit  in  Kraft,  während 
welcher  die  Kammern  thatsächlich  nicht  beisammen  sind  und  ihre 
Arbeiten  ausgesetzt  haben.  Wenn  der  Entwurf  nicht  weiter  geht, 
und  die  Schutzrechte  nicht  auf  die  Periode   nach   einer  angeord- 


H  Verh.  IL  Kammer,  25.  Landtag,  Beil.  Nr.  420,  421  u.  422.    Kcchlkr, 
1.  c.  S.  129. 
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neten  Vertagung  ausgedehnt  hat,  so  geschah  dies,  weil  es  bedenk- 
lich erschien,  die  Verhängung  der  Untersuchungshaft  oder  Ein- 
leitung einer  Untersuchung  auch  unter  solchen  Verhältnissen  von 
der  Genehmigung  der  Kammer  abhängig  zu  machen,  in  welchen 
der  für  den  Wiederzusammentritt  erforderliche  Zeitaufwand  die 
Erreichung  des  Untersuchungszweckes  vollständig  vereiteln  kann. 
Der  Ausschussbericht  der  II.  Kammer  (Juni  1887)  enthält 
eine  Zusammenstellung  der  Unterschiede  zwischen  Art.  84  der 
Verf.-Urk.  und  dem  vorgelegten  Gesetzesentwurf,  zugleich  eine 
Vergleichung  mit  Art.  31  der  Reichs -Verf.  Wir  entnehmen  daraus: 

1.  Nach  Auslegung  der  Landstände  umfasst  die  Zeit  der  Ein- 
berufung des  Landtags  auch  die  Zeit  der  landesherrlichen  Ver- 
tagung (Art.  58  der  Gesch.-Ord.).  Der  höchste  Gerichtshof  und 
die  Regierung  vertraten  bisher  die  viel  engere  Bedeutung,  wo- 
nach der  Schutz  nur  während  des  wirklichen  Zusammenseins  der 
Kammer  bestehe-,  nach  dem  neuen  Gesetzesentwurf  sollen  die 
Privilegien  mit  dem  Momente  der  landesherrlichen  Einberufung 
des  Landtages  beginnen  und  bis  zur  landesherrlichen  Vertagung, 
Schliessung  oder  Auflösung  dauern. 

2.  Nach  Auffassung  der  II.  Kammer  bestanden  die  Schutzrechte 
der  Abgeordneten  während  der  Dauer  des  Landtags  darin: 

a)  dass  sie  ohne  Genehmigung  ihrer  Kammer  keiner  Art 
von  Arrest  (Civil-Untersuchungs-  oder  Strafhaft)  unter- 
worfen seien; 

b)  dass  zwar  die  Verhaftung  bei  Betreten  auf  frischer 
That  während  der  fraglichen  Zeit  ohne  Genehmigung  der 
Kammer  zulässig  sei,  dass  aber  die  Aufhebung  einer 
solchen  Verhaftung  von  der  Kammer  verlangt  werden  kann; 

c)  dass  ein  vor  Einberufung  des  Landtags  über  einen  Ab- 
geordneten verhängter  Arrest  nach  erfolgter  Einberufung 
ohne  Genehmigung  der  Kammer  nicht  aufrecht  erhalten 
werden  könnte. 

Die  I.  Kammer   hält  mit  der  Regierung   und  dem  höchsten 
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Gerichtshof  daran  fest,  dass  Art.  84  der  Verf.-Urk.  keinen  Schutz 
gegen  Strafhaft  gewähre.  Die  Regierung  und  der  Gerichtshof 
gingen  nur  noch  einen  Schritt  weiter,  als  sie  davon  ausgingen,  der 
Art.  84  gewähre  auch  das  unter  c  erwähnte  Privileg  nicht,  und 
auch  die  Kammer  könne  nicht  verlangen,  dass  der  während  der 
Dauer  des  Landtags  auf  frischer  That  Verhaftete  wieder  freizu- 
lassen sei.  Der  Gesetzesentwurf  erweitert  die  Schutzrechte  im 
Vergleich  zu  dem  seitherigen  Rechtszustande,  indem  er  auch  die 
Einleitung  und  Fortsetzung  der  Untersuchung  von  der  Genehmi- 
gung der  Kammer  abhängig  macht.  Andererseits  besteht  aber  eine 
Einschränkung  indem,  wenn,  —  wie  die  II.  Kammer  immer  an- 
nahm —  der  Art.  84  der  Verf.-Urk.  die  Strafhaft  zu  den  Privi- 
legien rechnet,  fortan  zu  solchen  nicht  mehr  zu  zählen  ist,  und 
der  Abgeordnete  auch  noch  Tags  nach  der  That  ohne  Genehmi- 
gung der  Kammer  zur  Verhaftung  gebracht  werden  kann,  und 
dass  er  weiter  die  seither  streitige  Frage,  ob  die  stattgehabte 
Verhaftung  z.  B.  die  Verhaftung  vor  Einberufung  des  Landtags 
die  Verhaftung  bei  frischer  That,  ohne  Genehmigung  der  Kammer 
fortdauern  dürfe,  im  Sinne  der  II.  Kammer  bejaht. 

Die  Verschiedenheit  gegen  Art.  31  der  Reichs -Verf.  tritt 
namentlich  in  Ansehung  der  Dauer  der  Schutzrechte  hervor,  weil 
Wahl-,  Legislatur-  und  Budget-Periode  anders  nach  der  Reichs- 
verfassung, anders  nach  der  hessischen  Verfassung  geordnet  sind. 
Die  Wahlperiode  für  die  Reichstagsabgeordneten  ist  eine  drei- 
jährige;  sie  deckt  sich  mit  der  Legislaturperiode  (Art.  24  der 
Reichs-Verf.).  Die  Budgetperiode  ist  eine  einjährige  (Art.  61» 
der  Reichs-Verf.)  und  innerhalb  dieser  Budgetperiode  ist  der 
Reichstag,  also  jedes  Jahr,  zu  berufen  (Reichsverfassung).  Die 
Sitzungsperiode  liegt  innerhalb  der  einjährigen  Budgetperiode. 
Innerhalb  der  Legislatur-  oder  Wahlperiode  liegen  drei  Sitzungs- 
perioden. Diese  beginnen  mit  Einberufung  des  Reichstags  und 
endigen  mit  der  Schliessung  oder  Auflösung;  aber  die  kaiserlichen 
Vertagungen   fallen   in    diese  Zeit   (Art.  12   und  26   der  Reichs- 
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3rf.).  Die  Wahlperiode  für  die  hessischen  Abgeordneten  ist  eine 
chsjährige  (Art.  59  der  Verf.-Urk.  u.  Art.  16, 48  Wahlgesetz).  Inner- 
Jb  dieser  Wahlperioden  liegen  zwei  Legislaturperioden,  die  mit  den 
iden  Budgetperioden  identisch  sind.  In  diese  dreijährige  Legis- 
tur  oder  Budgetperiode  (Art.  64  und  67  der  Verf.-Urk.)  fallt  die 
tzungsperiode  des  Landtags.  Die  Sitzungsperioden  der  hessi- 
hen  Landtage  sind  also  mit  der  Dauer  des  Landtags  oder  mit 
sr  dreijährigen  Budgetperiode  identisch.  Diese  beginnt  mit 
ir  Einberufung  des  Landtags  und  endigt  mit  der  Schliessung 
ler  Auflösung,  enthält  sonach  auch  die  landesherrliche  Ver- 
gung.  Art.  31  der  Reichs- Verf.  fixirt  nur  die  Dauer  der  Schutz- 
chte  für  die  Sitzungsperiode,  und  da  die  Sitzungsperioden  un- 
tfähr  1ji  Jahr  dauern,  so  sind  die  Reichstegsabgeordneten 
wa  1  Y2  Jahre  lang  innerhalb  der  dreijährigen  Wahl-  oder 
Bgislaturperiode  geschützt. 

Der  neue  Gesetzesentwurf  fixirt  die  Schutzrechte  nicht 
if  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  oder  des  Landtags  schlecht- 
5g,  sondern  schreibt  vor,  dass  bei  landesherrlicher  Vertagung 
nerhalb  dieser  Sitzungsperiode  während  der  Zeit  dieser  Ver- 
gung  die  Abgeordneten  nicht  geschützt  sein  sollen.  Die  Ab- 
ordneten gemessen  hiernach  innerhalb  der  sechsjährigen  Wahl- 
Trioden  oder  der  dreijährigen  Legislatur-  oder  Budgetperioden 
re  Privilegien  nach  dem  Entwürfe: 

a)  wenn  der  Landtag  nicht  landesherrlich  vertagt  ist,  sechs 
Jahre  lang,  abzüglich  derjenigen  Zeit,  welche  zwischen 
Schliessung  und  Auflösung  des  einen  dreijährigen  Land- 
tags und  der  Einberufung  des  anderen  dreijährigen  Land- 
tags liegt; 

b)  wenn  der  Landtag  landesherrlich  vertagt  ist,  sechs  Jahre 
lang,  abzüglich  der  erwähnten  Zwischenzeit  und  der  Zeit 
der  Vertagung. 

Erwägt   man,   dass   in   Hessen   landesherrliche  Ver- 
tagungen   äusserst    selten    sind,    so    ist    die    Dauer   der 
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Schutzrechte  nach  dem  Entwürfe  eine  bedeutend  grössere, 
als  die  Dauer  der  Schutzrechte  nach  der  Reichsver- 
fassung0. Der  Ausschussbericht  kam  zu  dem  Antrage, 
den  Gesetzesentwurf  mit  einigen  Modifikationen  zur  An- 
nahme zu  empfehlen,  in  der  Frage  der  Behandlung  der 
Strafvollstreckung  aber  de  lege  ferenda  den  Standpunkt 
der  Regierung  zu  billigen 10.  Die  einzige  materielle  Aende- 
rung  der  Vorlage  bestand  darin,  dass  der  Ausschuss  die 
Privilegien  auf  die  ganze  Dauer  des  Landtages  ausgedehnt 
wissen  wollte,  während  die  Regierung  den  Zeitraum  der 
Vertagung  durch  Allerhöchstes  Edict  ausgenommen  hatte. 
Die  Kammer  trat  den  Ausschussanträgen  bei  und  die 
Regierung  Hess  ihren  Widerspruch  fallen.  Nach  dem  Er- 
gebniss  der  Berathungen  schien  die  Frage  der  Strafhaft 
im  Sinne  der  Regierung  entschieden.  Als  jedoch  die  Ver- 
kündigung des  Gesetzes  nicht  erfolgte,  brachten  unterm 
2.  März  1888  Abgeordnete  folgenden  neuen  Initiativ- 
Gesetzesentwurf  ein: 

„Mitglieder  der  Ständeversammlung  können  von  der 
Einberufung  des  Landtages  an  (Art.  1  der  Gesch.-Ord.) 
bis  zur  Schliessung  oder  Auflösung  (Art.  57  u.  58  der 
Gesch.-Ord.),  während  der  Dauer  desselben  und  insolange 
er  nach  Massgabe  der  Art.  57  u.  58  der  Gesch.-Ord.  nicht 
aufgelöst  oder  geschlossen  ist,  ohne  Genehmigung  der  Kam- 
mer, welcher  sie  angehören,  wegen  einer  mit  Strafe  bedroh- 
ten Handlung  nicht  zur  Untersuchung  gezogen,  oder  in 
Untersuchungshaft  genommen  werden.  Die  Genehmigung 
der  Kammer  ist  nicht  erforderlich,  wenn  ein  Mitglied  der 
Ständeversammlung  auf  frischer  That  betroffen  oder  im 
Laufe  des  nächstfolgenden  Tages  ergriffen  wird,  in  welchem 
Fall  aber  alsbald  der  Kammer,  zu  welcher  der  Verhaftete 

u  Verh.  II.  Kammer,  25.  Landtag,  Beil.  Nr.  429. 
10  8.  Kuchler,  1.  c.  S.  129. 
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gehört,  die  Anzeige  des  Vorfalls  mit  Entwicklung  der 
Gründe  gemacht  werden  soll.  Die  im  Abs.  1  erwähnte 
Genehmigung  ist  für  die  dort  angegebene  Zeit  auch  bei 
der  Civilhaft  erforderlich,  soweit  in  der  Beziehung  reichs- 
gesetzliche Regelung  nicht  schon  vorliegt.  Auf  Verlangen 
der  Kammer  wird  jede  gegen  ein  Mitglied  derselben  ein- 
geleitete Untersuchung  und  jede  Untersuchungs-  oder  Civil- 
haft für  die  Dauer  des  Landtages  aufgehoben  n.u 

Ein   weiterer  Antrag   empfahl   für  den   Fall   der  An- 
nahme jener  Aenderung  des  Art.  8-t  Verf.-Urk.  den  Zusatz: 
„Im  Falle  der  Verurtheilung  eines  Abgeordneten  zur 
Freiheitsstrafe  erlischt  das  Mandat ,   doch  bleibt  derselbe 
wieder    wählbar,    insoweit    die  Wählbarkeit    nicht    durch 
Art.  8  po8.  2  des  Wahlgesetzes  eingeschränkt  wird12.a 
Im  Interesse  der  endlichen  Beseitigung  der  Streitfragen  zeigte 
sich  die  Regierung  dem  Antrag  gegenüber  entgegenkommend  und 
wollte  auch  nicht  ferner  darauf  bestehen,  dass  die  den  Mitgliedern 
der  Ständeversammlung  gewährten  Vorrechte  während  der  Dauer 
einer  landesherrlichen  Vertagung  ruhen  sollen.    Der  Zusatzantrag 
dagegen  erschien  ihr  gesetzlich  unzulässig,  insofern  das  Reichsstraf- 
gesetzbuch in  seinen  §§  31  ff.  davon  ausgeht,  dass  dieselben  sämmt- 
liche  Ehrenfolgen   enthalten,   welche   sich  an   eine  Verurtheilung 
knöpfen  und  zugleich  die  Voraussetzungen  festsetzen,  unter  welchen 
die  Folgen  eintreten  sollen.    Die  Landesgesetzgebung  könne  des- 
halb den  Kreis  der  Folgen  eines  Strafurtheils  nicht  erweitern13. 
Die  Majorität  des  Ausschusses  beantragte  hierauf  Annahme 
des  Initiativantrages,  unter  Weglassung  des  Zusatzes. 

Die  Minderheit  empfahl  folgenden  Zusatz  als  Absatz  5: 


11  Verh.  IL  Kammer,  28.  Landtag,  Beil.  Nr.  73.    Kuchler,  1.  c.  S.  130. 

u  Art.  8  pos.  2  des  Wahlgesetzes  schliesst  die  von  der  Wählbarkeit  aus, 
welchen  durch  das  betr.  Urtheil  die  Wählbarkeit  entzogen  worden  ist  und 
zwar  für  die  Dauer  dieser  Entziehung. 

13  Vgl.  Kuchler,  1.  c.  S.  131. 
Archir  Ar  öffentliches  Recht.  XI.  3.  29 
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„Für  die  Dauer  des  Landtages   (Abs.  1)  kann  die  Voll- 
ziehung der  gegen  ein  Mitglied  desselben  erkannten  Freiheits- 
strafe nur  mit  Genehmigung  der  Kammer  erfolgen,  welcher  das 
Mitglied  angehört." 
Eventuell: 

„Für  die  Dauer  des  Landtages  (Abs.  1)  kann  die  Voll- 
ziehung der  gegen  ein  Mitglied  desselben  wegen  eines  politi- 
schen Verbrechens  oder  Vergehens  oder  eines  Pressvergehens 
erkannten  Freiheitsstrafe  nur  mit  Genehmignng  der  Kammer 
erfolgen,  welcher  das  Mitglied  angehört;  über  den  Eintritt  der 
Voraussetzungen  entscheidet  die  Kammer." 

Die  II.  Kammer  lehnte  nach  lebhaften  Debatten  im  März  1889 
den  Antrag  der  Majorität  des  Ausschusses  ab,  worauf  die  Angelegen- 
heit von  der  Tagesordnung  der  Landstände  verschwand14. 

Nachdem  die  so  wünschenswerthe  authentische  Interpretation 
des  Art.  84  der  Verf.-Urk.  gescheitert  ist,  erscheint  die  Recht- 
sprechung des  Oberlandesgerichts  ausschlaggebend.  Während  der 
Sitzungsperiode  ist  nach  dem  Stande  der  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung der  Civilprozess  und  der  Strafprozess  gegen  Ständemit- 
glieder zulässig.  Nur  bezüglich  der  Haft  werden  sie  begünstigt;  sie 
sind  während  der  Dauer  des  Landtages  keiner  Art  von  Arrest,  als 
mit  Einwilligung  der  Kammer  unterworfen,  den  Fall  bei  Ergreifung 
auf  frischer  That  bei  strafbaren  Handlungen  ausgenommen. 

Doch  ist  diese  Begünstigung  durch  die  Reichsprozessgesetze 
auf  die  Civilhaft  und  auf  diejenige  Haft,  welche  bei  Einleitung 
oder  Fortsetzung  einer  Strafverfolgung  angeordnet  wird,  be 
schränkt.  Sie  gilt  also  nicht  für  die  Strafhaft,  da  diese  nach 
dem  Sprachgebrauch  der  Reichsgesetze  nicht  zur  Strafverfolgung, 
sondern  zur  Strafvollstreckung  gerechnet  wird.  Die  Begünstigung 
bezieht  sich  nicht  blos  auf  die  Verhaftung  nach  Beginn  des  Land- 
tages,  sondern  auch  auf  die  Fortsetzung  einer  schon  früher  an- 

14  Verh.  II.  Kammer,  26.  Landtag,  29.  und  30.  Prot.  Küchler,  1.  c. 
S.  131. 
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getretenen  Haft ;  doch  wird  das  vor  Beginn  des  Landtages  verhaf- 
;ete  Mitglied  nicht  von  Amtswegen,  sondern  nur  auf  Ersuchen  der 
Kammer  aus  der  Haft  zu  entlassen  sein.  Für  die  Civilhaft  ist  dies 
msdrücklich  durch  §  786  der  C.-P.-O.  bestimmt  und  wird  also  um 
jo  mehr  für  die  weit  wichtigere  Untersuchungshaft  gelten15. 

Es  sei  weiter  noch  bemerkt,  dass  nach  einem  Beschlüsse 
les  Oberlandesgerichts  vom  21.  Mai  1891  die  den  Ständemit- 
»liedern  in  Art.  84  der  Verf.-Urk.  gewährte  Unverletzlichkeit  durch 
jine  vom  Präsidenten  der  Kammer  ausgesprochene  Versagung 
licht  ausser  Wirksamkeit  tritt 16.  Sie  erstreckt  sich  auch  auf  die 
iurch  §  229  der  Str.-P.-O.  im  Falle  unentschuldigten  Ausbleibens 
rorgeschriebene  Anordnung  der  Vorführung  und  kann  der  auf 
sine  solche  Vorführung  gerichtete  Beschluss  nur  nach  zuvor  ein- 
geholter  Genehmigung   der   Ständekammer   erlassen   werden.  — 

Seiner  rechtlichen  Natur  nach  ist,  wie  in  den  übrigen  deut- 
schen Verfassungen  mit  gleichen  Bestimmungen,  das  Privileg  des 
Art.  84  ein  subjectives  Recht  des  Landtags,  nicht  seiner  einzelnen 
Mitglieder17.  Es  besteht  darin,  dass  von  dem  Willen  des  Hauses 
lie  Untersuchungshaft  gegen  seine  Mitglieder  abhängig  ist.  Zu 
hrem  Beginn  bedarf  es  der  Genehmigung  der  Ständekammer,  zu 
hrer  Fortsetzung  genügt  es,  dass  nicht  ihre  Aufhebung  verlangt 
nrird7  ihr  Beginn  ist  gehindert,  wenn  die  Einwilligung  versagt, 
hre  Fortsetzung,  wenn  dieselbe  ausdrücklich  untersagt  wird. 

Die  entsprechende  Pflicht  ist  eine  negative,  eine  Unterlassungs- 
pflicht der  mit  der  Rechtspflege  betrauten  Behörde. 


15  Vgl.  K.  Cosack,  Das  Staatsrecht  des  Grossh.  Hessen  (Handb.  des 
5ffentl.  Rechts  S.  24),  Verh.  der  II.  Kammer  des  26.  Landtags,  Prot.  4  S.  3  ff., 
5  S.  75ff. 

10  8.  Zeitschrift  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung  im  Grossh.  Hessen, 
Jahrg.  16  (1892)  S.  84. 

17  s.  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  Bd.  I  §  52.  Aufsatz 
von  Prof.  Dr.  J.  Weismann,  Die  strafprozessuale  Privilegirung  gesetzgebender 
Versammlungen,  in  von  Liszt's  Zeitschrift  für  die  gesammte  Strafrechtswissen- 
schaft Bd.  9  S.  391  ff. 

29* 
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Zweifellos  enthält  das  Privileg  eine  Einschränkung  der  Straf- 
rechtspflege im  Interesse  des  Schutzes  der  Thätigkeit  und  der  Sicher- 
stellung der  vollen  Wirksamkeit  einer  landständigen  Versamm- 
lung. Die  Strafrechtspflege  kann  diese  Wirksamkeit  verschieden 
beeinträchtigen.  Die  Haft  entzieht  den  Abgeordneten  seiner 
Thätigkeit,  Verhaftungen  können  das  Stimmen verhältniss  beein- 
flussen ,  auch  die  Gefahr  der  Beschlussunfahigkeit  herbeifuhren. 
Die  Verhaftung  könnte  auch  missbraucht  werden  um  einen  Druck 
auf  einzelne  Abgeordnete  auszuüben 18.  Das  Privileg  stellt  aber 
das  Interesse  der  Gesetzgebung  nicht  über  dasjenige  der  Straf- 
rechtspflege. Denn  es  berührt  nicht  auch  die  Strafvollstreckung 
und  auch  wegen  der  kleinsten  Uebertretung  kann  die  Strafvoll- 
streckung gegen  einen  Abgeordneten  nicht  gehindert  werden  (Ein- 
fuhrungsgesetz zur  Str.-P.-O.  §  6  No.  9  siehe  oben).  Auch  ist  bei 
Ergreifung  auf  frischer  That  das  Interesse  der  Strafrechtspflege 
kein  dringenderes,  und  doch  ist  in  diesem  Falle  die  Genehmigung 
des  Hauses  nicht  erforderlich.  Gerade  diese  Ausnahme  erklärt 
die  Regel19.  Strafrecht  und  Strafverfolgung  (Strafklagerecht) 
sind  unbestritten  getrennte  Begriffe,  es  ist  nicht  das  Straf- 
recht, welche  das  Privileg  beschränkt,  sondern  in  erster  Linie 
die  Strafverfolgung-,  ihr  dient  insbesondere  die  Haft,  welche  bei 
Einleitung  oder  Fortsetzung  einer  Strafverfolgung  angeordnet  wird. 
Eine  Untersuchungshaft  wird  durch  richterlichen  Beschluss  ein- 
geleitet, die  Haft  hat  einen  richterlichen  Haftbefehl  zur  Voraus- 
setzung-, auch  die  vorläufige  Festnahme  bedarf  der  nachträglichen 
gerichtlichen  Bestätigung,  sie  ist  die  anticipirte  Execution  des  zu 
erwartenden  richterlichen  Haftbefehls.  Das  Veto  ist  also  eine 
Hemmung  der  richterlichen  Thätigkeit,  ein  Eingriff  in  die  Rechts- 
pflege, das  Privileg  sonach  eine  Einschränkung  der  Richtergewalt, 
ein  Bruch  mit  dem  Grundsatz  der  Unabhängigkeit  der  Rechts- 
pflege 20.  Massgebend  für  die  Handhabung  des  Privilegs  muss  dessen 


1« 
20 


8.  J.  Weismann,  1.  c.  S.  392.  19  s.  J.  Weismann,  1.  c.  S.  392L 

s.  J.  Weismann,  1.  c.  S.  394. 


—     441     — 

Grundgedanke  sein.  Gewiss  ist  das  Recht  des  Hauses  formell  unbe- 
schränkt, es  kann  die  Genehmigung  versagen,  die  Aufhebung  ver- 
langen wie  es  ihm  beliebt,  und  ist  über  seine  Gründe  keine  Rechen- 
schaft schuldig.  Jedoch  ist  mit  jedem  öffentlichen  Rechte  die  Ver- 
pflichtung verbunden,  nur  denjenigen  Gebrauch  davon  zu  machen, 
welcher  seiner  Zweckbestimmung  entspricht.  Trotz  der  formellen 
Unbeschränktheit  enthält  der  Grund  und  Zweck  des  Privilegs  die 
Grenzen.  Jedenfalls  übt  die  Kammer  durch  den  Versagungs-  oder 
Zu8timmungsbeschluss  keine  Richterfunktionen  aus,  sie  urtheilt 
nicht  über  Schuld  oder  Verdacht,  auch  dient  die  Prüfung  des 
Thatbestandes  im  einzelnen  Falle  nur  zur  Information. 

Auch  die  Erheblichkeit  des  Delicts  ist  nicht  entscheidend.  That- 
sächlich  wird  bei  Collision  der  Interessen  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung und  der  der  Strafrechtspflege  dasjenige  weichen,  welches 
im  einzelnen  Fall  sich  als  das  schwächere  ergiebt.  In  dem  hessischen 
Verfassungsleben  lässt  sich  bei  der  geringen  Zahl  der  Einzelfälle 
ein  bestimmtes  Princip  nicht  erkennen,  zumal  da  die  practische 
Anwendung  des  Art.  84  wiederholt  in  bewegte  Zeiten  fiel. 

Im  Gegensatz  zu  Art.  84  der  preuss.  Verf.,  nach  welcher 
kein  Mitglied  einer  Kammer  während  der  Sitzungsperiode  wegen 
einer  strafbaren  Handlung  in  Untersuchung  (gerichtliche  Vor- 
untersuchung und  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  im  Sinne  der 
Str.-P.-O.)  genommen  werden  darf,  umfasst  das  Privileg  der 
hessischen  Abgeordneten  nur  die  bei  Einleitung  oder  Fortsetzung 
einer  Strafverfolgung  angeordnete  Haft.  Der  Abgeordnete  soll 
ohne  Genehmigung  der  Kammer  nicht  verhaftet  werden.  Es 
kann  also  auch  nicht  ein  schon  vor  Beginn  der  Session  erlassener 
Haftbefehl  (oder  auch  Steckbrief)  vollzogen  werden. 

Der  Haftbefehl  wird  hier  nicht  aufgehoben,  nur  seine  Voll- 
streckung ist  gehemmt.  Umgekehrt  wäre  zu  schliessen,  dass  ein 
Haftbefehl  wohl  erlassen  werden  dürfe,  nur  seine  Ausführung  auf- 
gehoben sei  bis  zur  Genehmigung  oder  bis  zum  Schluss  des  Land- 
tags.   Genehmigung   erfordert   der  Haftbefehl   eines  inländischen 
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Gerichtes  und  einer  auswärtigen  Behörde.  Zweifellos  bedarf  auch 
die  Wiederverhaftung  eines  gegen  Sicherstellung  Freigegebenen 
jener  Genehmigung;  ist  auch  der  Haftbefehl  nicht  aufgehoben, 
immerhin  handelt  es  sich  um  eine  Neuverhaftung.  Dem  Geiste 
des  Privilegs  nach  sind  auch  solche  Akte  unzulässig,  welche  an 
die  Stelle  der  Verhaftung  treten.  Unzulässig  ist  die  vorläufige 
Verhaftung  durch  Staatsanwaltschaft  oder  Polizei  bei  Gefahr  in 
Verzug  unter  den  Voraussetzungen  eines  Haftbefehls  (§127  der 
Str.-P.-O.).  Unzulässig  ist  die  sofortige  Vorführung  bei  Grund 
der  Haft  (§  134  der  Str.-P.-O.).  Wie  bereits  bemerkt,  er- 
streckt sich  das  Privileg  sogar  auf  die  bei  unentschuldigem  Aus- 
bleiben vorgeschriebene  Anordnung  der  Vorführung  (§  229  der 
Str.-P.-O.).  Ungehindert  ist  die  Beschlagnahme,  denn  sie  richtet 
sich  gegen  den  Inhaber  (nicht  gegen  den  Beschuldigten)  als 
solchen.  Ungehindert  ist  endlich  die  Durchsuchung  zum  Zwecke 
einer  Beschlagnahme  (§  102  der  Str.-P.-O.)21. 

Von  dem  Erforderniss  der  Genehmigung  bildet  die  Ergreifung 
auf  frischer  That,  d.  h.  die  Ergreifung  unmittelbar  bei  Verübung 
oder  sofortiger  Verfolgung,  die  einzige  Ausnahme. 

Die  Begünstigung  bezieht  sich  neben  der  Verhaftung  nach 
Beginn  des  Landtags  auch  auf  die  Fortsetzung  einer  schon  früher 
angetretenen  Haft,  doch  wird  das  vor  Beginn  des  Landtags  ver- 
haftete Mitglied  nur  auf  Ersuchen  der  Kammer  zu  entlassen  sein. 
Für  das  Verlangen  der  Aufhebung  gelten  wohl  die  gleichen  Ge- 
sichtspunkte, wie  für  die  Ertheilung  der  Genehmigung. 

„Aufhebung"  bedeutet,  ihrem  Zweck  entsprechend,  nicht 
Cassirung  des  Haftbefehls,  sondern  nur  Aussetzung  seiner  Voll- 
streckung; nicht  Beendigung  des  Verfahrens,  sondern  vorläufige 
Einstellung.  Der  Abgeordnete  wird  nicht  der  Strafverfolgung 
entzogen,  sondern  nur  für  die  Dauer  seiner  Berufsthätigkeit  damit 
verschont22. 


21  s.  J.  Weismann,  1.  c.  S.  408. 

22  Vgl.  J.  Weismann,  1.  c.  S.  420. 
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Streit  herrscht  endlich  über  die  Frage,  ob  die  Immunität  der 
Abgeordneten  nur  innerhalb  des  Landes,  dessen  Abgeordneten 
sie  sind,  respectirt  werden  müsse  oder  ausserhalb  desselben. 

Prof.  Gareis  bekämpft  die  herrschende  Meinung,  welche  die 
Immunität  auf  das  Land  beschränkt23.  Es  lässt  sich  dagegen 
geltend  machen:  Die  hessische  Verfassung  hat  nur  territoriale 
Bedeutung.  Das  in  Art.  84  enthaltene  strafprocessuale  Verfahren 
ist  nur  für  Hessen  gegeben.  Nichthessische  Behörden  sind  nicht 
einmal  berechtigt,  die  in  Art.  84  gegebenen  Processvorschriften 
in  ihrem  Lande  anzuwenden. 

Zum  Schlüsse  sei  die  Frage  berührt,  welche  Mittel  der 
Standekammer  bei  Verletzung  des  Art.  84  der  Verf.-Urk.  zu- 
stehen. In  der  Verfassung  selbst  fehlt  die  Regulirung  des  Ver- 
fahrens bei  einem  Streit  zwischen  Landständen  und  Regierung 
über  die  Auslegung  einzelner  Bestimmungen  der  Verfassung.  Da 
Niemand  Richter  seiner  eigenen  Sache  sein  soll,  wird  eine  solche 
Entscheidung  weder  den  Ständen  noch  der  Regierung  zustehen 
können.  Dies  ist  auch  die  Ansicht  des  Staatsrechtslehren 
Zachabiä,  Bd.  I  S.  582.  Unanwendbar  sind  jedenfalls  die  Be- 
stimmungen über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  obersten 
Staatsbehörden,  welche  sich  gegen  beabsichtigte  Verfassungs- 
Terletzungen  richten,  da  bei  Streitfragen  vorliegender  Art  von 
einer  Absicht  der  Verletzung  verfassungsmässiger  Bestimmungen 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Bisher  handelte  es  sich  nur  um  Fälle, 
in  welchen  eine  Behörde  (Gericht)  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit 
bona  fide  den  Art.  84  der  Ver.-Urk.  in  einer  Weise  auslegte, 
wofür  sie  strafrechtlich  oder  disziplinar  nicht  verantwortlich,  wo- 
bei sie  aber  mit  der  Auffassung  der  Kammer  über  Auslegung 
und  Anwendung  jener  Bestimmungen  in  Widerspruch  gerieth. 
Im  Jahre  1850  stellte  sich  die  II.  Kammer  auf  den  Standpunkt, 
die  Entscheidung  über  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Verhaftung 

M  Aufsatz  von  Prof.  Gareis  in  Bd.  VII  der  Zeitschrift  für  die  gesammle 
Strafrechtswissenschaft  (1887  S.  633  ff.). 
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und  Strafvollstreckung  stehe  ihr  allein  zu.  Man  bezog  sich  da- 
mals mit  Unrecht  auf  die  Analogie  des  Art.  87  der  Verf.-Urk., 
wonach  die  Entscheidung  über  die  Giltigkeit  der  Wahlen  und 
über  die  Zulassung,  Abweisung  und  Befreiung  der  Mitglieder  der 
Kammer  zur  Competenz  der  Landstände  gehört. 

Nirgends  findet  sich  in  der  Verfassungsurkunde  die  Vor- 
schrift, wonach  der  Kammer  die  definitive  Entscheidung  über  die 
Zulässigkeit  der  Verhaftung  oder  Haft  der  Abgeordneten  zustehe. 
Die  später  im  Jahr  1865  gefassten  Beschlüsse  der  II.  Kammer 
nehmen  deshalb  mit  Recht  den  im  Jahr  1850  festgehaltenen  Stand- 
punkte nicht  mehr  ein.  Sie  begnügen  sich  mit  der  Erklärung,  wie 
sie  den  Art.  84  auslegen,  mit  der  Mittheilung  dieser  Erklärung 
an  die  Regierung  und  dem  Ersuchen,  für  Beobachtung  des  Art.  84 
einzutreten.  Gewiss  lässt  sich  diese  Form  einer  Erklärung  über 
die  Auslegung  des  Art.  84  der  Verf.-Urk.  in  Form  eines  Be- 
schlusses nicht  beanstanden.  Praktisch  hat  sie  wenig  Bedeutung 
gegenüber  der  Unabhängigkeit  der  Gerichte  und  der  Vorschrift 
des  Art.  72  der  Verf.-Urk.,  welche  authentische  Interpretation 
der  Gesetze  ausschliesst2*.  Alle  diese  Momente  beweisen  die 
Wichtigkeit  einer  Regelung  der  Immunitäten  der  Abgeordneten 
durch  ein  Spezialgesetz,  welches  die  in  der  Praxis  hervorgetretenen 
Controversen  beseitigt  und  das  bei  Anwendung  des  Art.  84  zu 
beachtende  Verfahren,  dem  Geiste  der  Verfassung  entsprechend, 
genau  geregelt25. 


u  Vgl.  Verhandlangen  der  II.  Kammer  der  hess.  Landstände,  25.  Land- 
tag, Beil.  IV.  Bd.  Beil.  Nr.  337  S.  32. 

-5  Die  Immunitäten  der  Mitglieder  der  deutschen  Landtage  behandelt 
eingehend  eine  neuerdings  erschienene  Schrift  von  Dr.  E.  Sonntag:  Der 
besondere  Schutz  der  Mitglieder  des  deutschen  Reichstages  und  der  deut- 
schen Landtage  gegen  Strafverfolgung  und  Verhaftung.  Breslau,  Verlag 
W.  Köbner,  1895. 
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Literatur. 


Theodor  Mommsen,  Abriss  des  römischen  Staatsrechts.  (Binding: 
Handbuch  der  Deutschen  Rechtswissenschaft  I,  LH.)  Leipzig,  Duncker 
&  Humblot,  1893.    XV,  363  S. 

„Dass  für  lebendige  Anschauung  und  principielles  Verständniss  des 
romischen  Privatrechts  und  Privatprozesses  es  nicht  genügt  zu  wissen,  dass 
der  Prätor  die  rechtsprechende  Behörde  ist  und  der  Geschworene  iudex 
beisst,  ist  ebenso  einleuchtend,  wie  die  Entbehrlichkeit  für  den  Rechtskun- 
digen der  meisten  Specialitäten  des  öffentlichen  Rechts  des  Römerstaats  und 
seines  ebenso  nothwendigen  wie  beschwerlichen  philologisch -antiquarischen 
Apparats.*4  Trotzdem  war  dem  Juristen,  der  nicht  das  Glück  hatte,  die 
MoxMSEN'sche  Vorlesung  hören  zu  können,  die  als  „Römisches  Staatsrecht 
<rar  Juristen)"  angekündigt  war,  keine  Möglichkeit  geboten,  die  nothwendigen 
staatsrechtlichen  Kenntnisse  zu  erlangen,  wenn  er  nicht  die  Zeit  hatte,  die 
5  material-  and  untersuchungsreichen  monumentalen  Bände  des  „Römischen 
Staatsrechtes"  durchzuarbeiten.  Der  n Abriss u  bietet  nun,  in  gedrängtem 
Stile  znsammengefasst,  die  juristische  Summe  von  Mommsens  50 jähriger  Ge- 
dankenarbeit ohne  Noten,  ohne  Einzeluntersuchung.  Allein  ein  populäres 
Buch  oder  ein  Lehrbuch  im  gewöhnlichen  Sinne  ist  dieser  Abriss  nicht. 
Obwohl  er  den  Historiker  zu  juristischem,  den  Juristen  zu  historischem 
Denken  anleiten  kann,  wird  die  volle  Freude  an  dem  Meisterwerk  nur  haben, 
wer  schon  mit  einigen  historischen  und  juristischen  Kenntnissen  darangehen 
kann,  die  historischen  Inductionen  und  die  juristischen  Deductionen  wenig- 
stens nachzuempfinden. 

Ebenso  stützen  sich  auch  Mommsens  „Römische  Geschieh teu  einerseits 
nnd  andererseits  das  „Staatsrecht"  und  der  „Abriss"  gegenseitig;  sie  bilden 
ein  unzertrennbares  Ganzes,  eine  Gesammtanschauung  einer  einheitlichen 
und  geschlossenen  Staats-  und  Gesellschafts-Entwicklung,  wie  sie  bisher  auf 
keinem  anderen  Gebiete  der  Geschichtsforschung  erreicht  worden  ist.  Dass 
die  Geschichtsforschung  überhaupt  diesen  gewaltigen  Fortschritt  gemacht 
hat,  ist  das  persönliche  Verdienst  Mommsen's,  soweit  eine  solche  wissen- 
schaftliche That  überhaupt  das  Verdienst  eines  Einzelnen  sein  kann;  dass 
aber  der  Fortschritt  gerade  auf  dem  Gebiete  der  römischen  Geschichte  ge- 
macht worden  ist,    kann  als    die   Folge   der  hier    obwaltenden,    besonders 
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günstigen  Umstände  angesehen  werden.  Der  Forscher  hatte  es  mit  einem 
grossen  Quellenkreise  zu  thun,  der  durch  Mommsen's  Thätigkeit  noch  um 
einen  wichtigen  Bestaudtheil,  die  Inschriften,  vermehrt  worden  ist,  der  aber 
im  grossen  Ganzen  vorläufig  als  geschlossen  betrachtet  werden  kann,  falU 
ihn  nicht  die  erst  in  letzter  Zeit  zugänglich  gemachten  Papyri  beträchtlich 
erweitern.  Auf  Grund  der  Rechtsquellen  und  ihrer  praktischen  Verwerthung 
hatte  eine  eigene  Wissenschaft  eine  Seite  des  staatlichen  Lebens  durch- 
forscht, welche  auf  anderen  historischen  Gebieten  noch  vielfach  ganz  im 
Dunkeln  liegt.  Wichtiger  aber  noch  mag  der  Umstand  gewesen  sein,  das* 
die  römische  Geschichte  eine  einheitliche  und  abgeschlossene  staatliche  Ent- 
wickelung  darstellt,  von  dem  Embryo  der  palatinischen  Stadt  bis  zur  Ge- 
staltung und  zur  Zersetzung  des  römischen  Weltreiches,  die  zwar  Elemente 
der  verschiedensten  Culturkreise  verarbeitete,  aber  selbstherrlich,  wie  viel- 
leicht keine  andere,  die  wir  kennen,  sich  ihre  eigenen  Formen  schuf.  So 
kennt  die  moderne  historische  Wissenschaft  bisher  zwar  griechische  Staats- 
alterthümer  und  eine  weder  räumlich  noch  zeitlich  abgeschlossene  Deutsche 
Verfassungsgeschichte,  aber  nur  ein  römisches  Staatsrecht.  Das  rechtliche 
Verhältniss  des  Staates  zum  Auslande  war  dasselbe  zu  Aeneas'  und  Theode- 
rich's  Zeiten;  die  Idee  des  imperium  hat  sich  nicht  verändert  von  König 
Rom ul na  bis  zu  den  Antoninen. 

Erst  in  den  Stürmen  des  3.  nachchristlichen  Jahrhunderts  zersprengt 
der  neue  Inhalt  die  alte  Form.  Desshalb  hat  Mommsen  auch  die  diocletia- 
nische  Verfassung  nicht  mehr  in  das  „Römische  Staatsrecht"  aufnehmen 
können.  Der  schöne  letzte  Abschnitt  des  „Abrisses",  in  welchem  „die  Staats- 
ordnung seit  Dioeletian"  skizzirt  ist,  ist  nothwendiger  Weise  nur  ein  Anhang. 

Dieser  Anhang  aber  macht  den  Wunsch  rege,  dass  Mommsen  sein 
Lebenswerk  fortsetzen  möge,  indem  er  die  spätrömische  Staatsordnung 
schildert,  von  der  er  schon  einige  Grundlinien  auch  in  den  „Ostgothischen 
Studien"  und  in  der  „Militärordnung  seit  Diocletian"  vorgezeichnet  hat. 
Und  auch  die  Lücke,  die  Mommsen  gelassen  hat,  das  römische  Strafrecht, 
von  dem  er  vor  50  Jahren  ausgegangen  ist,  sollte  ausgefüllt  werden. 

Reconstruirt  steht  der  gewaltige  Bau  des  römischen  Staates  vor  uns; 
wir  danken  es  Mommsen,  dass  wir  seinen  Bauplan  und  seine  Baugeschichte 
kennen.  Doch  wandelt  uns  die  Neugier  an  zu  wissen,  wie  die  gelebt  haben, 
die  ihn  in  sauerer  Arbeit,  in  kluger  Berechnung  errichtet  haben.  Sollte  es 
einmal  gelingen,  auch  dies  zu  erforschen,  so  würde  uns  Vieles  begreiflich 
erscheinen,  was  wir  heute  an  dem  Gebäude  wahrnehmen,  ohne  es  verstehen 
zu  können.  Wenn  es  möglich  sein  soll,  diese  Aufklärungen  za  gewinnen,  so 
mu88  es  die  Aufgabe  der  wirthschaftsgeschichtlichen  Forschung  sein,  ihnen 
nachzuspüren.  Aber  auch  sie  wird  anknüpfen  müssen  an  Mommsen'b  „Römische 
Geschichte".  —  L.  M.  Hartmann. 
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e    strafrechtliche    Bekämpfung    von   Bettel,    Landstreicherei 
undArbeitsschen  von  Professor  Dr.  v.  Hippel*    BerÜD,  Otto  Lieb- 
mann, 1895. 
Die  Schrift  gipfelt  in  den  die  Materie  betreffenden  Reformvorschlägen 
\  Verfassers.    Als  Grundlage  für   seine  Untersuchungen  hat  er  eine  um- 
sende Darstellung  des  gesammten  einschlägigen  Rechtszustandes  gegeben 
1  indem  er  denselben  kritisch  beleuchtet,    in   dem  ersten  Theil   seiner 
irift  einen  Kommentar  geliefert,  der  für  Gerichte,  polizeiliche  und  Voll- 
eckungsorgane  gleich  werthvoll  ist.   Eiuen  grossen  Theil  des  verwendeten 
iterials   hat   der    Verfasser    durch    unmittelbar   eingeholte    Auskunft    der 
materien,  Polizeibehörden,  Arbeitshausvorstände  sich  selbst  verschafft  und 
*ch   die  Veröffentlichung  der  Allgemeinheit  zum   ersten  Male  zugänglich 
nacht. 

"Wie  statistisch  nachgewiesen  wird,  zeichnet  das  Verfahren  der  Gerichte 

Verwerthang  der  im  §  362  des  R.-Str.-G.-B.  zugelassenen  Ueberweisung  an 

Landespolizeibehörde  sich  durch  Ungleichmässigkeit  und  Principlosigkeit 

\.    Die  Gründe  dafür  sind  theils  processualer  Natur,   indem  durch  §  453 

•  R.-Str.-Pr.-O.  —  Zulässigkeit  polizeilicher  Strafverfugung  —  eine  erheb- 
ae  Anzahl  der  in  Betracht  kommenden  Fälle  der  richterlichen  Cognition 
zogen  werden;  theils  liegen  sie  in  dem  summarischen,  oft  nicht  einmal 
r  erschöpfende  Feststellung  der  Vorstrafen  bedachten  Verfahren  der  Ge- 
hte.  Die  hauptsächlichste  Verantwortung  trifft  aber  das  materielle  Recht, 
Iches  mit  seiner,  überall  zulässigen,  niemals  nothwendigen  Ueberweisung 
n  Richter  die  nöthigen  Directiven  vorenthält.  Angesichts  dieses  Mangels 
rächst  dem  Richter  die  Aufgabe  logischerer  Gesetzesauslegung  und  gleich- 
ssiger  Rechtsübung.     Dafür  aber  kann  es  keine  bessere  Handhabe  geben, 

einen  Kommentar,  der  wie  das  v.  HiPPEi/sche  Buch  zu  festen  Begriffen 
q  durchringt,  die  Widersprüche  und  Ungleichheiten  in  der  Rechtsprechung 
deckt  und  ihre  Ursachen  ergründet. 

Wie  das  richterliche  Verfahren   bietet  auch  das  der  Polizeibehörden 

Bild   bunter  principloser  Mannigfaltigkeit   sowohl,   was   die  Anordnung 

•  Einsperrung  in's  Arbeitshaus  —  von  der  Verwendung  zu  gemeinnützigen 
beiten  wird  als  undurchführbar  nennenswerther  Gebrauch  nicht  gemacht, 
als  auch,  was  die  Vollstreckung  der  Nachhaft  anbelangt.  Auch  der  Bundes- 
hsbeschluss  vom  26.  Juni  1889  hat  keine  Abhilfe  geschaffen.  Heutzutage 
lässt  der  Richter  sich  auf  die  bessere  Kenntniss  der  Polizeibehörde;  diese 
chtet  sich  der  Prüfung  überhoben,  nachdem  der  Richter  die  Ueberweisung 

zulässig  erklärt  hat,  und  sperrt,  wie  jener  Beschluss  es  vorschreibt,  jeden 
berwiesenen  in's  Arbeitshaus  ein. 

Ein  solcher  Umstand  ist  unhaltbar. 

Das  wirksamste  Mittel  zur  Bekämpfung  unserer  Delikte  findet  der  Ver- 
ser in  der  Ausnutzung  der  Correctionshaft ,  deren  Bedeutung  als  Ab- 
ireckungs-  und  Besserungsmittel,  sowie  als  Mittel  zur  Unschädlichmachung 
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der  Verbrecher  erwiesen  sei.  Ihrer  thatsächlichen  Bedeutung  entsprechend 
mÜ8ste  sie  zur  Hauptstrafe  erhoben,  ihr  Anwendungsgebiet  auf  gewerbs- 
mässigen Bettel  und  Bettel  aus  Arbeitsscheu  im  Rückfall,  soweit  diese  De- 
licto von  arbeitsfähigen  Personen  begangen  werden,  gesetzlich  festgelegt 
—  Landstreicherei  als  „gewerbsmässiger  Bettel  im  Umherziehen**  bedarf  der 
besonderen  Erwähnung  nicht  — ,  ihre  Festsetzung  auch  hinsichtlich  der  Straf- 
dauer als  Strafzumessung  dem  Richter  übertragen  werden.  Abgesehen  von 
diesen  Fällen  ist  Bettel  mit  einer  durch  hartes  Lager  bei  Wasser  und  Brod 
zu  schärfenden  Haft  strafe  nicht  unter  einer  Woche  zu  bestrafen.  Die  No.  §  361 
5,  7,  8  sind  zu  beseitigen. 

Dem  Verfasser  ist  darin  beizutreten,  dass  die  Correctionshaft  heute 
gegenüber  der  Haftstrafe  als  das  eigentliche,  vom  Gaunerthum  gefiirchtete 
Strafübel  erscheint.  Will  man  diese  Bedeutung  der  Correctionshaft  sanctio- 
niren.  so  muss  consequenter  Weise  dem  Richter  ihre  Zumessung  überlassen 
werden,  da  nur  er  im  Stande  ist,  das  der  begangenen  Rechtsverletzung 
commensurable  Strafübel  zu  ermitteln.  Eine  andere  Frage  aber  ist,  ob  diese 
thatsächliche  Bedeutung  der  Correctionshaft  durch  ihre  eigene  Natur  gerecht- 
fertigt, ob  sie  nicht  vielmehr  die  Folge  der  im  Uebrigen  zu  gelinden  Be- 
strafung des  Bettels  etc.,  ungerechtfertigter  Milde  des  Strafvollzuges  und 
andererseits  eine  die  Zwecke  der  Correctionshaft  nicht  berücksichtigenden 
Härte  in  ihrem  Vollzuge  ist.  Meines  Erachten»  wird  die  Gesellschaft  zur  Be- 
kämpfung des  gewerbs-  und  gewohnheitsmässigen  Verbrecherthums  neben  der 
nach  dem  Grundsatze  vergeltender  Gerechtigkeit  zu  bemessenden  Strafe 
eines  Mittels  nicht  entbehren  können,  dessen  ausschliesslicher  Zweck  ihre 
Sicherung  gegen  fortgesetzte  Rechtsverletzungen  ist,  sei  es  durch  Besserung, 
sei  es  durch  Unschädlichmachung  der  Verbrecher.  In  der  correctionellen 
Nachhaft  ist  ein  solches  Mittel  gegeben.  Man  prüfe  daher,  bevor  man 
durch  ihre  Einreihung  in  die  Hauptstrafen  auf  dieses  Mittel  verzichtet,  ob 
dasselbe  nicht  durch  Einheitlichkeit  des  Vollzuges,  Ausdehnung  oder  Beseiti- 
gung der  auf  2  Jahre  bemessenen  Frist  zu  einem  wirkungsvollen  Schutzmittel 
gegen  das  Gaunerthum  sich  gestalten  lässt.  Bedenklich  erscheint  mir  ein 
solcher  Verzicht  namentlich,  so  lange  nicht  feststeht,  ob  der  Gesetzgeber 
einer  der  heutigen  correctionellen  Nachhaft  im  Principe  entsprechenden 
Einrichtung  für  die  mit  der  Bekämpfung  unserer  Delicto  eng  zusammen- 
hängende —  vergl.  S.  223  der  v.  HiPPEL'schen  Schrift  —  Bekämpfung  des 
Gewohnheitsverbrecherthums  im  Allgemeinen  wird  entbehren  können. 

Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  die  Landespolizeibehörde  künftig  auch  über 
die  Anordnung  der  correctionellen  Nachhaft  entscheiden  soll.  Solche  Ent- 
scheidung wird  regelmässig  zu  treffen  sein,  auf  Grund  zeitlich  vor  der  Ver- 
urteilung liegenden  Materials.  Dieses  sich  zu  beschaffen,  ist  der  Richter 
eben  so  gut  im  Stande,  wie  die  Polizeibehörde;  man  übertrage  ihm  also 
schon  jetzt  die  Entscheidung  nicht  nur  über  die  Zulässigkeit,  sondern  über  die 
Nothwendigkeit  der  correctionellen  Nachhaft,  über  deren  Dauer  auf  Grund 
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der  mit  dem  Correctionär  in  der  Anstalt  gemachten  Erfahrungen  die  Polizei- 
behörde zu  befinden  hätte. 

Bei  allen  Bestrafungen  wegen  Bettels  etc.,  ohne  Rücksicht,  ob  gleich- 
zeitig auf  Nachhaft  erkannt  ist  oder  nicht,  wäre  für  einen  dem  Begriff  der 
Strafe  als  eines  Uebels  gerecht  werdenden  Strafvollzug  Sorge  zu  tragen, 
ohne  dass  desshalb  schon  die  vom  Verfasser  vorgeschlagenen,  inzwischen  vom 
33.  deutschen  Juristentage  gebilligten   Strafschärfungen   erforderlich   wären. 

Von  besonderem  Werthe  sind  endlich  die  im  §  25  —  vergl.  auch  §  2  — 
de  lege  ferenda  gegebenen  materiellrechtlichen  Erörterungen  über  den  Bettel- 
begriff. Schon  die  Bestimmungen  des  §  54  des  R.-Str.-G.-B.  —  unver- 
schuldeter, auf  andere  Weise  nicht  zu  beseitigender  Nothstand  —  findet  in 
der  Praxis  bei  der  Verurtheilung  wegen  Bettel  oft  nicht  die  genügende  Be- 
achtung. Aber  auch  wer  in  selbstverschuldetem  Xothstande,  um  den  Hunger 
zu  stillen,  fremde  Mildthätigkeit  anruft,  sollte  nicht  durch  Bestrafung  zur 
Begehung  schwererer  Delicto  gedrängt  werden.  Denn  die  subjeetive  Schuld 
des  Bettlers  liegt  darin,  dass  er  seinen  Unterhalt  aus  privater  Mildthätigkeit 
zieht,  wahrend  er  ohne  dieselbe  sich  zu  unterhalten  in  der  Lage  ist. 

Als  kritische  Beleuchtung  des  gegenwärtigen  einschlägigen  Rechts- 
zustandes und  der  seine  Reform  bestimmenden  Gesichtspunkte  wird  das 
v.  HiPPEL'sche  Buch  für  denjenigen,  der  von  dem  Verfasser  im  Einzelnen 
abweicht,  nicht  minder  bedeutsam  sein,  wie  für  den,  der  sich  ihm  überall 
anschliesst.  Bozi. 


Xaturgeschichte  des  Verbrechers.   Grundzüge  der  kriminellen  Anthro- 
pologie und  Criminalpsychologie.  Für  Gerichtsärzte,  Psychiater,  Juristen 
und  Verwaltungsbeamte.   Von  Dr.  H.  Kurella,  Oberarzt  der  Provinzial- 
Irren-Anstalt  zu  Brieg,   Ehrenmitglied   der  Niederländischen   Gesell- 
schaft für    Psychiatrie.     Mit   zahlreichen    anatomischen   Abbildungen 
und  Verbrecher-Portraits.     Stuttgart,  Ferdinand  Enke,  1893. 
Ein  sehr  beachtenswertes  Buch,  das  sich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  die 
kriminelle  Anthropologie  und  kriminelle  Psychologie,  welche  unter  dem  Vor- 
gänge  G.  Lombboso's  in  der  neuesten  Zeit  durch   eine    grosse  Anzahl   von 
Anthropologen,  Gerichts-  und  Gefängnisärzten,   Juristen  und   Verwaltungs-, 
namentlich  Gefangnisbeamten  zu  einer  eigenen  Wissenschaft,  einer  Art  Sonder- 
wisaenachaft,  Spezialität,   erhoben  worden  sind,   nach   ihrem   gegenwärtigen 
Standpunkt  kurz,  aber  möglichst  vollständig  darzustellen. 

Verfasser  sagt  selbst,  dass  die  benannten  Wissenschaften  bisher  freilich 
mehr  neue  Probleme,  als  neue  Antworten  auf  alte  Probleme  gegeben  haben; 
aber  gerade  in  dieser  anregenden,  zum  Beobachten  und  Denken  nach  vielen 
Richtungen  hin  spornenden  Wirkung  liege  ihre  Hauptbedeutung  und  die 
Gewahr  dafür,  dass  die  viele,  ihr  zugewandte  Arbeit  bedeutender  Forscher 
nicht  stehen  bleiben  werde  bei  der  Aufstellung  von  Hypothesen,  sondern  im 
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Gegenteil  mächtig  zur  Reform  des  Strafrechts  und  über  dieselbe  hinaus  zur 
Reform  unserer  sozialen  ZiiRtände  beitragen  werde. 

Die  beiden  genannten  Wissenschaften,  oder  die  neue  Wissenschaft,  wie 
er  sie  zusammen  gelegentlich  nennt,  ist  so  für  ihn  nicht  sich  selbst  Zweck, 
sondern  bloss  Mittel  zum  Zweck,  und  sein  Buch,  in  dem  er  sie  behandelt, 
desgleichen.  Es  ist  keine  blosse  akademische  Abhandlung;  es  strebt  im 
Gegenteil  sehr  ernste,  sachliche  Ziele  an,  indem  es  wie  alle  Handlungen  des 
Menschen  überhaupt,  so  auch  seine  Verbrechen  im  besonderen  aus  seiner  je- 
weiligen Natur,  seiner  Naturbestimmtheit,  seinem  Naturell,  ableitet.  Das  Ver- 
brechen ist  ihm,  Kürella,  so  ein  Naturvorgang,  der  wie  alle  Naturvorgänge  mit 
Notwendigkeit  aus  den  gegebenen  Naturbedingungen  folgt.  Der  Verbrecher 
wird  ihm  darum  auch  geboren.  Die  kleinen  Einschränkungen,  die  er  macht, 
bestätigen  das  nur.  Es  giebt  für  ihn  geradezu  Verbrechernaturell  auf  Grund 
einer  angeborenen  Disposition  zum  Verbrechen,  und  das  ist  ihm  um  so  ge- 
wisser, als  diese  Disposition  manche  Zeichen  hat,  sowohl  nicht  durch  Krank- 
heiten bedingte  körperliche  Eigentümlichkeiten,  als  auch  von  den  Symptomen 
geistiger  Erkrankungen  verschiedene  Fundamentaleigenschaften  des  Charakters 
und  Gefühlslebens,  deren  Kenntnis  begreifen  lässt,  wie  ihre  Träger  Ver- 
brecher, wenn  auch  vielleicht  bloss  unentdeckte,  werden  müssen  und  nichts 
anderes. 

Kurklla  huldigt  deshalb  auch  dem  Determinismus  und  verlangt,  dass 
die  Kriminalpsychologie,  wie  die  Psychologie  überhaupt,  auch  im  Willens- 
leben das  Kausalgesetz  voraussetze. 

Ich  kann  dem  allen  im  Ganzen  nur  beistimmen  und  thue  das  um  so 
lieber,  als  ich  ihm  auch  schon  vor  Jahren  in  meinem  Lehrbuch  der  Psy- 
chiatrie (Wien,  Leipzig  1883),  in  meinem  Buche  „Die  Neurasthenie"  (Wien 
und  Leipzig  1885)  Ausdruck  verliehen  habe  und  meine  Gutachten  vor  Gericht 
seit  Jahr  und  Tag  danach  einrichte. 

Kurella  hat  sein  Buch  dem  Verbrecher  gewidmet;  was  ein  Verbrecher 
ist,  und  was  diesen  dazu  macht,  das  Verbrechen,  hat  er  indessen  nicht  be- 
stimmt; und  doch  wäre  das  gerade  von  dem  eingenommenen  naturwissen- 
schaftlichen Standpunkte  aus  notwendig  gewesen.  Dagegen  hat  Kurklla 
den  Verbrecher  im  grossen  Ganzen  sehr  zutreffend  charakterisiert.  Er  schil- 
dert ihn  als  eine  geistesschwache,  mit  allerhand  Fehlern  und  Mängeln  be- 
haftete Persönlichkeit,  über  welche  das  Ich  und  der  Augenblick  die 
souveräne  Herrschaft  ausübt.  Der  Verbrecher  ist  somit,  und  das 
unterschreibe  ich,  eine  mehr  oder  weniger  schwachsinnige,  zu  im- 
pulsiven Handlungen  geneigte  Persönlichkeit,  und  das  Ver- 
brechen i 8 1  eine  entsprechende,  gegen  die  Ordnung  und  den 
Bestand  der  Gesellschaft  gerichtete  Handlung,  welcher  jene 
Persönlichkeit  angehört  oder  mit  welcher  sie  gerade  zu  thun 
hat.  Der  Verbrecher  ist  demnach  eine  krankhafte  und  vorzugsweise  in 
geistiger  Beziehung  krankhafte  Persönlichkeit,  und  das  oder  die  Verbrechen 
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sind  Aeusserungen  ihres  krankhaften  Wesens.  Kurella  wehrt  sich  indessen 
dagegen  auf  das  energischste.  Seite  257  sagt  er,  es  sei  für  die  Zukunft  jeder 
ernsthafte  Versuch  unmöglich,  eine  ausgesprochene  Verbrechernatur  für 
geisteskrank  und  damit  für  unzurechnungsfähig  zu  erklären.  Warum  aber 
auch  gleich  für  unzurechnungsfähig  erklären?  Bloss,  weil  die  Gesetzgebung, 
von  unzutreffenden  Voraussetzungen  ausgehend,  es  so  bestimmt  hat?  Aendert 
doch  die  entsprechenden  Gesetze!  Ich  für  meine  Person  bin  der  Ansicht, 
dass  jeder  geisteskranke  Verbrecher  zu  bestrafen  sei,  aber  nach  Massgabe 
der  Schwere  seiner  Geisteskrankheit.  Ist  seine  Krankheit  eine  sehr  schwere, 
so  gehört  er  in  das  Irrenhaus,  ist  sie  eine  leichte,  in  das  Zuchthaus.  Doch 
gebe  ich  gern  zu,  das  birgt  manche  noch  strittige  Punkte  in  sich.  Das 
KuRELLA'sche  Buch  dürfte  indessen  durchaus  dazu  angethan  sein,  zur  Bei- 
legung derselben  beizutragen. 

Greifswald. —  Rudolf  Arndt. 

H.  Jastrow,  Rechtsgrundsätze  der  Entscheidungen  des  Kammer- 
gerichts in  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit. 
2.  Auflage.  Berlin,  Guttentag,  1895. 
In  der  vorliegenden  zweiten  Auflage  ist  die  JASTROWsche  Sammlung, 
die  eine  gute  Uebersicht  über  die  grosse  Fülle  der  der  Judikatur  des  Preussi- 
schen  Kammergerichts  zugewiesenen  Materien  der  nichtstreitigen  Gerichts- 
barkeit gewährt  und  daher  bei  vorsichtigem  Gebrauch  Praxis  und  Wissen- 
schaft vortrefflich  unterstützen  kann,  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1894 
fortgesetzt.  Sie  umfasst  ausser  den  in  Bd.  I — XIII  des  Jahrbuchs  für  Ent- 
scheidungen des  Kammergerichts  abgedruckten  Beschlüssen  auch  noch  die- 
jenigen Entscheidungen,  welche  im  Justizministerialblatt  und  in  den  Blättern 
für  Rechtspflege  im  Bezirk  des  Kammergerichts  veröffentlicht  sind.  Bezüg- 
lich des  System  8,  das  sich  an  das  gewöhnliche  Civilrechtssystem  anschliesst, 
ist  zu  bemerken,  dass  der  5.  Abschnitt:  Bergrecht  passender  wohl  an  den 
2.  Abschnitt,  IX  hätte  angegliedert  werden  können,  und  dass  die  im  12.  Ab- 
schnitt angeführten  Entscheidungen  in  Standesregistersachen  in  den  1.  bezw. 
6.  Abschnitt  gehörten.  In  den  Anmerkungen  sind  in  noch  weiterem  Um- 
fange als  in  der  ersten  Auflage  Erläuterungen  und  Besprechungen  hinzu- 
gefügt. Ausführlichere  Exkurse  sind  im  13.  Abschnitt  zu  den  Rechtsgrund- 
sätzen über  den  Verlust  der  väterlichen  Gewalt  infolge  der  Verurteilung  zu 
Zuchthausstrafe,  über  die  Pflegschaft  wegen  testamentarischer  Verfügungs- 
beschränkungen  und  über  die  Verweigerung  der  Aktsaufnahme  im  gericht- 
lichen Notariat  gegeben.  Ein  zuverlässiges  Sach-  und  Quellenregister  dient 
zur  leichteren  Auffindung  der  einzelnen  Entscheidungen. 

Greifswald. Frommhold. 

Parisius   und    Crüger,    Das  Reichsgesetz  betr.   die   Erwerbs-   und 

Wirtschaftsgenossenschaften.  B.  Ausgabe.  Berlin, Guttentag,  1895. 

Noch  vor  dem  Inkrafttreten    des  neuen  Reichsgesetzes   betr.  die  Er- 
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werb8-  and  Wirthschaftsgenossenschafben  vom  1.  Mai  1889,  im  September 
desselben  Jahres  hatten  die  auf  dem  Gebiete  des  Genossenschaftswesens 
rühmlichst  bekannten  Verfasser  die  erste  Auflage  ihres  Kommentars  zu  diesem 
Gesetze  veröffentlicht.  Natürlich  konnten  sie  daher  weder  die  übrige  gleich- 
zeitig erschienene  Litteratur  noch  gerichtliche  Entscheidungen  berücksichtigen. 
Gleichwohl  fand  die  scharfsinnige  Arbeit  die  gebührende  Anerkennung  und 
übernahm  vielfach  die  Führung  der  Praxis.  In  der  nun  vorliegenden,  l>e- 
deutend  vermehrten  zweiten  Auflage  sind  auch  jene  Lücken  nachgeholt,  die 
Kommentare  von  Proebst,  Maurer  und  Joel,  sowie  die  sonstige  genossen- 
schaftliche Litteratur  berücksichtigt.  Ebenso  ist  die  Praxis  genau  verfolgt 
worden,  wobei  der  Arbeit  zu  gute  kam,  dass  ihrem  zweiten  Verfasser  als 
erstem  Sekretär  der  Anwaltschaft  des  allgemeinen  Verbandes  der  deutschen 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  auch  die  nicht  in  Sammlungen 
und  Zeitschriften  veröffentlichten  Entscheidungen  der  Gerichte  und  Behörden 
zugänglich  waren.  Praxis  und  Wissenschaft  werden  in  genossenschaftsrecht- 
lichen Fragen  dieses  Buch  nicht  mehr  entbehren  können. 

Greifswald.  Frommhold. 

Rechtsprechung  der  höheren  und  höchsten  deutschen  Gerichts- 
höfe über  Prozessbevollmächtigte   und  Rechtsanwälte,   zu- 
sammengestellt von  weiland  Theodor  Hergenhahn,  Oberlandesgerichts- 
rat a.  D.    Herausgegeben  von  Gerichtsassessor  Otto  Eccius.    Hannover, 
Helwingsche  Verlagsbuchhandlung,  1894. 
Die  vorliegende  Sammlung  mag  insoferne  Manchem  willkommen  sein, 
als   sie   ein   reichhaltiges   Entscheidungsmaterial   zusammenstellt,    das    nicht 
durchweg  jedem  leicht  zugänglich  oder  zur  Hand  sein  wird.     Allerdings  ist 
bei  ihrer  Benutzung  Vorsicht  geboten  —  sowohl  was  die  Vollständigkeit  des 
Materials  angeht,  als  auch  das  Verhältnis  der  einzelnen  Entscheidungen  zu 
einander,   das   nicht   hervorgehoben   wird,   wie   endlich  die  Genauigkeit  der 
formulierten  Grundsätze,  die  übrigens  der  Leser  dadurch  zu  kontrolieren  in 
Stand  gesetzt  ist,  dass  die  Entscheidungen,  woraus  sie  entnommen  sind,  aus- 
führlich mitgeteilt  werden.  Weismann. 

Dr.  Wilh.  Cahn,   Das    Reichsgesetz   über   die  Erwerbung   und  den 
Verlust  der  Reichs-   und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni 
1870.     Zweite  vermehrte  und  verbesserte  Auflage.     Berlin,  J.  Glitten- 
tag,  1896.     12  M. 
Das  Werk,  dessen  erstem  Erscheinen  ein  voller  wissenschaftlicher  und 
praktischer  Erfolg  zuteil  geworden  ist,  liegt  nunmehr  in  erneuter  Auflage,  in 
mancheu    Stücken    verbessert,    in    vielen   gewissenhaft   revidiert,    vor.     Das 
Reichsgesetz  hat  allmählich  in  den  fünfundzwanzig  Jahren  seines  Bestandes  die 
Rechtsprechung  in   allen  ihren  Zweigen   durchdrungen,   es  hat  durch  kon- 
zentrisch von  verschiedenen  Punkten  des  Reichs-  und  Staatsorganismus  aus- 
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gehende  Ent  seh  ei  düngen  und  Beschlüsse  eine  allseitige  Klarstellung  seines 
wichtigen  Inhalts,  freilich  auch  die  Feststellung  empfindlicher  Lücken  er- 
halten. Was  ein  Kommentar  nach  der  ersten  Richtung  hin  zu  leisten  ver- 
mag, das  bietet  der  vorliegende  in  vollem  Umfange,  nach  der  letzteren  Rich- 
tung hin  fehlt  in  der  zweiten  Auflage  mancher  Hinweis,  dessen  Fehlen  in 
der  ersten  nicht  moniert  zu  werden  brauchte.  "Wichtige  Kontroversen  von 
prinzipieller  Bedeutung  hätten  die  ihrer  wissenschaftlichen  und  praktischen 
Bedeutung  angemessenere  Behandlung  gefunden,  wenn  die  deutsche  Fach- 
literatur besser  berücksichtigt  worden  wäre.  Es  mag  hingehen,  dass  Verf. 
weder  in  der  ersten  (1888)  noch  in  der  vorliegenden  von  den  Bearbeitungen 
der  einschlägigen  Materie  in  v.  Holtzendorffs  Handbuch  des  Völkerrechts 
Kenntnis  zu  haben  scheint,  —  dass  Ref.  selbst  neben  v.  Holtzendorff  und 
Lamxasch  zu  den  Bearbeitern  zählt,  darf  ihn  nicht  abhalten,  jene  Lücke  zu 
rügen,  —  schlechthin  unzulässig  ist  es  jedoch,  dass  ein  Werk  von  der  wissen- 
schaftlichen Bedeutung  der  v.  BARschen  „Theorie  und  Praxis  des  internatio- 
nalen Privatrechts**  (Hannover  1889)  im  Kommentar  unberücksichtigt  ge- 
blieben ist.  Auch  eine  grosse  Zahl  der  aus  der  fremdländischen  Litteratur 
genommenen  Fachwerke  ist  durch  neuere  Bearbeitungen  überholt,  so  die 
Schriften  Cooordans,  Weiss',  Westlakks  ii.  a.,  der  Report  of  the  royal  com- 
mi«sion  for  inquiring  into  the  laws  of  naturalization,  London  1869,  ist  durch 
ahlreiche  neuere  Bluebooks  überholt:  siehe  Parliamentary  Papers  presented 
lo  both  Houses  of  Parliament  by  Command  of  Her  Majeaty  Juni  1893,  Sep- 
tember 1893,  November  1893,  April  1894  u.  s.  w.  Gerade,  weil  Kommentare 
Lor  Bruchstücke  zu  bieten  vermögen,  müssen  wir  bei  solchen  auf  möglichste 
Vollständigkeit  des  Apparates  dringen.  Das  hohe  Ausehen ,  in  welchem 
unsere  fachliche  Litteratur  im  Auslände  steht,  beruht  auf  der  Annahme,  die 
wir  von  keiner  Seite  erschüttert  sehen  möchten,  dass  jedes  grössere  Werk, 
,.made  in  üermany"  und  dort  in  allseitiger  Anerkennung  stehend,  den  An- 
forderungen deutscher  Gründlichkeit  entspricht.  l>as  ist  auch  ein  Bestand- 
teil unseres  „Prestiges4*,  des  nationalen  Kredits,  wenn  man  will,  den  wir  dem 
kritisch  gewordenen  Ausland  gegenüber  auch  dann  zu  wahren  verpflichtet 
sind,  wenn  wir  durch  unsere  Rügen  dem  Verfasser  einer  unserer  tüchtigen 
Schriften  stellenweise  die  Freude  an  seinem  Werke  zu  trüben  genötigt  wären. 

S  t  o  e  r  k. 

L.  IL  t.  Sali»,    Schweizerisches   Bundesrecht.     Staatsrechtliche    und 
verwaltungsrechtliche  Praxis  des  Bundesrates  und  der  Bundesversamm- 
lung seit  dem  29.  Mai  1884.     I.  Bund.     Bern,  K.  .1.  Wy*s,  1891. 
Eiu  seinem  Aufbau  nach  durchaus  originelles,  seinem  Inhalt  nach  über- 
aus reichhaltiges  Buch,  das  sich  nur  der  Zeitfolge,  nicht  der  Anordnung  des 
Stoffes  nach  an   die   verdienstvolle  ältere  Sammlung  Ullmers:   „Die  staats- 
rechtliche  Praxis   der   schweizerischen    Bundesbehördena    anschliesst.     Ver- 
wandte Werke  weist  unsere  deutsche  fachliche  Litteratur  nur  im  Gebiete  des 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  3.  $q 
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Civilrechts  auf,  eine  gleiche  Verwertung  und  systematische  Verarbeitung  de* 
publizistischen  Judikatenmaterials,  der  obersten  Verwaltungsentscheidungen  etc. 
thut  auch  bei  uns  dringend  not.  Zumal  wenn  man  die  trostlose  Zersplitte- 
rung in  unseren  sogenannten  Publikationsorganen  als  zur  Zeit  unabweisliche 
Konsequenz  historisch  nachwirkender  Kräfte  ansieht. 

Die  verschiedenen  „Centralblätter"  aller  unserer  Reichs-  und  Lande*- 
verwaltungsressorts  drängen  förmlich  zu  einer  gleichen  Konzeutratiou  und 
zur  juristischen  Durchdringung  des  gesamten  Rechtsstoffes.  Von  der  grossen 
Reichhaltigkeit  und  vom  systematischen  Gang  des  v.  SALisschen  Welkes  mag 
die  folgende  knappe  Inhaltsskizze  Zeugnis  geben.  Die  Einleitung  behandelt 
aufgetauchten  Zweifeln  gegenüber  die  Rechtsgrundsätze  über  die  Führung 
des  „Namens  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft-;  der  I.  Teil  ist  den 
verfassungsrechtlichen  Grundfragen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
als  Staat  und  als  Bundesstaat  gewidmet.  Die  bundesratlichen  und  bundes- 
gerichtlichen Präjudizien  dieser  Abteilung  haben  Zweck  und  Kompetenz, 
Interventionsrecht  des  Bundes  in  kantonalen  Angelegenheiten,  Gewährleistung 
der  kantonalen  Verfassungen  durch  den  Bund  und  die  Stellung  des  Bundes 
dem  Auslande  gegenüber  zum  Gegenstand.  Der  II.  Teil  zeigt  in  fein  ge- 
gliederter Systematik  die  Fülle  streitiger  Punkte,  die  sich  auf  die  Organi- 
sation des  Bundes,  die  Kompetenzsphären  der  Bundesorgane  und  die  Formen 
für  die  Aeusserung  des  Staatswillens  beziehen.  Der  III.  Teil  endlich  bringt 
äusserst  instruktives  Material  über  die  staatsrechtliche  Stellung  der  Individuen, 
über  Erwerb  und  Verlust  des  schweizerischen  Bürgerrechtes,  über  Heimat- 
losigkeit, Fremdenpolizei  und  Stellung  der  Schweizer  im  Auslande.  Die  vor- 
geführte Kasuistik  erweitert  und  vertieft  in  dankenswertem  Masse  die  dog- 
matische Arbeit  in  allen  Teilen  des  öffentlichen  Rechts.  St. 


Heinrich  Siegel,  Deutsche  Rechtsgeschichte.     Dritte   verbesserte  und 
vermehrte  Auflage.     Berlin.  Vahleu,  1895.     M.  10. — . 
Im  Verlaufe  weniger  Jahre   hat   das  vorliegende  Werk   in  dreimaliger 
Auflage  Zeugnis  davon  gegeben,  dass  es  volle  innere  Eignung  besitzt,   einer 
unabweisbar   gewordenen  Forderung   im  Rahmen   der  deutschen  facbwissen- 
schaftlichen  Arbeit  Erfüllung  zu  geben.    Wie  jede  Arbeit  Siegels,  trägt  auch 
das  Lehrbuch  den  Stempel  der  vornehmen,  dem  Ideal  zugewandten  Eigenart 
des  Verfassers;  es  ist  in  seinem  Haupt  plan   wie   in  seinen  Einzelheiten  von 
dem  Grundgedanken  geleitet,   dass   die  Hebung   des   wissenschaftlichen 
Unterrichts  in  der  Geschichte  des  Deutschen  Staates   und  des  Deutschen 
Rechts    als   hohe  Aufgabe  gelten   mag,    die   den  Einsatz   einer   vollen  Kraft 
rechtfertigt  und  lohnt.     Nur  aus  diesem  Gesichtswinkel  wird  man  dem  Buche 
gerecht:  es  gilt  nicht  der  konstruktiven  Detailarbeit,  nicht  der  XeuaufrolluDü 
des  gesamten  Datenmaterials  in  überraschender  Gruppierung.    Es  gilt,   den 
Blick  des  Studierenden   soweit   zu   schärfen,    dass  er  aus  den  bunten,   reich 
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variierenden  Schilderangen  des  staatlichen  Entwicklungsprozesses  den  Weg 
zu  den  gmrsen  Grundgesetzen  finde,  um  die  sich  jenes  Leben  formt.  Fehlt 
es  zuweilen  an  der  schärferen  Zeichnung  eines  oder  des  anderen  Rechtsinsti- 
tute«, werden  das  andere  mal  wieder  zeitlich  auseinander  liegende  Erschein- 
ungen nicht  in  ihren  Zusammenhängen  eng  verknüpft,  so  kann  es  denken- 
den Lebern  nur  willkommen  sein,  wenn  iu  ihr  Verständnis  Vertrauen  gesetzt 
wird.  Im  Ganzen  fehlt  es  der  Darstellung  nirgends  an  Anschaulichkeit, 
Wärme  und  bildlicher  Kraft.  Mit  der  Pietät  gegen  das  Ueberliefcrte  ver- 
bindet es  die  Empfänglichkeit  iür  die  zur  Bethätigung  drängenden  jungen 
Kräfte.  Die  stärkere  Betonung  des  verfassungsgeschichtlichen  Moments 
kommt  einem  Bedürfnis  unserer  studierenden  Jugend  entgegen.  Sie  hat 
dies  auch  thatsächlieh  erkannt  und  dem  Buch  willige  Aufnahme  gewährt. 
Es  hat  dadurch  schon  fördernd  auf  das  Studium  der  Rechtsgeschichte  ein- 
gewirkt und  wird  auch  in  der  Folge  zu  einer  Hebung  der  deutschrechtlichen 
Studien  an  unseren  Hochschulen  beitragen  in  einer  Zeit,  der  erst  allmählich 
wieder  der  gesunde  Sinn  dafür  erwacht,  dass  auch  die  Hochschule  am  letzten 
Ende  Schule  ist.  Stoerk. 

K.  Hilse.  Handbuch  der  Strassenbahnkunde.  2  Bde.  München 
und  Leipzig,  R.  Oldenbourg. 
Der  Pflege  eiues  erst  vor  Kurzem  zum  ersten  Male  angebauten  Ge- 
bietes gewidmet,  dient  die  Arbeit  ihrem  Verfasser  zugleich  als  Unterlage 
für  die  von  ihm  an  der  Kgl.  Technischen  Hochschule  zu  Berlin  abgehaltenen 
fachlichen  Vorlesungen.  Verf.  erweist  sich  in  «1er  Schrift  als  genauer  Kenner 
der  einschlägigen  praktischen  Bedürfnisse  und  der  dafür  an  der  Hand  des 
g?«ammten  geltenden  Privat-  und  öffentlichen  Rechts  massgebenden  Rechts- 
v  rsehriften :  der  neuartige  Stoß*  verliert  an  der  Hand  kundiger  Konstruk- 
tionen seine  Sprödigkeit,  wenngleich  letztere  zuweilen  die  Kühnheit  auf- 
weisen, die  beim  Eindringen  iu  bisher  unbeschrittone  Gebiete  fast  unentbehrlich 
er-o Leint.  Zahlreiche  ökonomische  und  sozialpolitische  Ausblicke  gewährt 
&•.-  Schrift  in  der  Strassenbahnwirtb schaftsichre  und  iu  den  auf  die  finanzielle 
Seite  der  Unternehmung  abzielenden  interessanten  Ausführungen. 

St. 

L'ie  Preussischeu  Strafgesetze.  Erläutert  von  A.  GroscliufT,  G.  Eich- 
koni und  H.  Delins.  Berlin.  0.  Liebmann.  1894.  M.  17.—. 
Die  oft  erhobene  Klage,  dass  unsere  moderne  Gesetzgebung  den  freien 
Bürger  am  Ende  des  Jahrhunderts  mit  einem  dichten  Netz  von  Strafuormen 
Ttn  allen  Seiten  umgebe,  dichter  als  je  zuvor,  majr  dem  Gesetzgeber  Anlass 
znr  Einsicht  und  Umkehr  geben,  der  praktische  Jurist  sieht  sich  nur  um 
«*:•  sorgfaltiger  zur  Sammlung  und  Sicherstellun«;  des  zerstreuten  Rechts- 
*:offes  veranlasst.  Die  im  gleichen  Verlag  früher  erschienenen  strafrecht- 
lichen Nebengesetze  des   Deutschen   Reichs   geben  in  Verbindung   mit    der 

30* 
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vorliegenden  neuen  Sammlung  des  preussischen  Strafgesetzmatcrials  einen 
vollen  Ueberblick  über  die  zahlreichen  Gebiete,  welche  durch  die  Strafgewalt 
dort  des  Reiches,  hier  des  grössten  Gliedstaates  beherrscht  werden.  Die 
preus8ische  Sammlung  umfasst,  lichtvoll  kommentirt  und  durch  genaue  Hin- 
weise auf  Rechtssprechung  und  Litteratur  erläutert,  das  mannigfach  zerstreute 
und  mit  anerkennenswert  her  Gründlichkeit  ausfindig  gemachte  und  gruppirte 
Gesetzesmaterial,  betreffend  den  Schutz  des  Eigenthums,  des  Staates  und  der 
öffentlichen  Ordnung  (Namensrecht,  Lotteriewesen,  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht, Presse  und  Belagerungszustand,  Landesgrenzzeichen,  Waffen- 
gebrauch etc.);  Gesetze  allgemein  polizeilichen  und  verwaltungspolizeilichen 
Inhalts  (Bau-  und  Bergwesen,  Feld-  und  Forstpolizei ,  Gesinde-  und  Gesund- 
heitswesen, letztere  Abtheilung  enthält  einen  für  den  Nichtfachmann  geradezu 
überraschend  alten  Rechtsnormenbestand,  Wasser-  und  Wegerecht,  Schul- 
polizei etc.)*  Die  die  V.  Schlussabtheilung  bildenden  Steuergesetze  umfassen 
das  ganze  einschlägige  Material  vom  Beginne  unseres  Jahrhunderts  bis  zu  den 
jüngsten  Kommunalabgaben-  und  Ergänzungasteuergesetzen.  Gewissenhaft 
geführte  Register  sichern  den  Zugang  zum  reichen  dargebotenen  Rechtsstoff. 

Stoerk. 
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Noch  ein  Wort  zur  Methodik  des  öffentlichen  Rechts. 


Handbnch  des  öffentlichen  Rechts  der  Gegenwart. 

Herausgegeben  von 
H.  t.  Marquardsen  und  M.  von  Seydel. 


1.  Einlei tungsband,  herausgeg.  von  Max  v.  Seydel.    Fünfte  Abtheilung. 

Theoretische  Statistik,  bearbeitet  von  Dr.  Georg  T.  Mayr,  Kaiserl. 
Unterstaatssekretär  z.  D.,  Professor  an  der  Kaiser-Wilhelms- Universität 
Strassburg.  (SS.  VIII  u.  202.)  Freis  M.  5. — .  Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig, 
Akademische  Verlagsbuchhandlung  von  .T.  0.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1895. 

2.  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Preussen,  von  Dr.  Karl  Freih. 

T.  Stengel,  Professor  an  der  Universität  München.  (SS.  XI  u.  686.) 
Preis  M.  15. — .  Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig,  Akademische  Verlagsbuch- 
handlung von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1894. 

3.  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg,  von  Dr.  Ludwig 

Gaipp.  2.  Aufl.  (SS.  X  u.  423.)  Preis  M.  11.—.  Freiburg  i.  Br.  und 
Leipzig,  Akademische  Verlagsbuchhandlung  von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul 
Siebeck)  1895. 

4.  Das  Staatsrecht  des  Grossherzogthums  Baden,  von  Dr.  Friedrich 

Wielandt,  Präsident  des  Grossh.  Bad.  Verwaltungsgerich tshofes.    (SS.  XI 
u.  345.)    Preis  M.  9. — .    Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig,  Akademische  Ver- 
lagsbuchhandlung von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1895. 
Fragen   der  Methodik  gehören   zu  denjenigen ,   welche  den  Denker  — 
er  mag  sich  zu  den  „einsamen"  oder  zur  grossen  Gruppe  der  „herrschenden" 
zahlen  —  mit  Gewalt  erfassen,  sie  zwingen  ihn  mit  unwiderstehlicher  Kraft 
and  bestimmen  seine  fachliche  Empfänglichkeit,  wie  sein  kritisches  Urtheil. 
Sie  machen  einseitig  und  verbinden  doch  wieder  alle  einzelnen  Erscheinungen 
xu  einer  Geaammtheit  von  Daten,  die  sich  alle  aus  einem  Punkte  heraus  er- 
klären lassen    Man  wird  sich  an  der  Stelle  gewahr,  dass  es  auch  eine  theo- 
retische Leidenschaft  giebt  und  ich  fühle  die  meinige  immer  wieder  geweckt, 
wenn  ich  eine  Reihe  verwandter  Publikationen  auf  das  methodische  Problem 
hm  zu  prüfen  in  die  Lage  komme.    Auch    im   vorliegenden  Falle  fachlicher 
Würdigung  einer  Reihe  innerlich  verbundener  Werke   fühle    ich   mich  im 
Banne  jener  Anschauungsweise  und  gebe  meinen  Gedanken  freien  Lauf,  selbst 
anf  die  Gefahr  hin,   wieder   einmal    das    Problem    der    „Methodik    des 
öffentlichen  Rechts"  und  wieder  einmal  vergeblich  aufgerollt  zu  haben. 
Seit  Laband's  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  hat  keine  litterarische 
Erscheinung  so  wesentlich  zur  Belebung  und  Förderung  der  fachlichen  Arbeit 
im  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  beigetragen,  wie  das  grosse  Sammelwerk, 
;d  Fortachritte  und  theil weise  Erneuerung  wir  mit  vorliegenden  Zeilen 
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unserem  Leserkreise  kurz  zur  Anzeige  bringen  wollen..  Das  Programm  des 
ersten  Entwurfes  ist  nicht  nur  reichlich  eingehalten  worden,  es  hat  inhaltlich 
werthvolle  Erweiterung  gefunden;  die  Autonomie  der  Autoren  hat  sich  all- 
mählich befestigt,  indem  diese  mit  sanfter  Gewalt  eine  ihrer  Individualität 
angemessene  Mannigfaltigkeit  in  den  einheitlichen  Arbeitsplan  gebracht  haben. 
Die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretene  wiederholte  Bearbeitung  desselben  Stoffes 
durch  verschiedene  Autoren  in  verschiedenem  Geiste  mit  gründlich  abweichen- 
dem wissenschaftlichen  Apparat  eröffuet  zuweilen  nicht  nur  ein  weites  Fehl 
ergiebiger  vergleichender  Betrachtung,  es  treten  uns  in  dieser  Nachfolge  mit- 
unter auch  verschiedene  Arbeitsperioden  und  Wandlungen  in  der  ganzen 
Methode  entgegen.  Auch  nach  dieser  Richtung  hin  wird  das  Handbuch  in 
künftigen  Tagen  als  Prüfstein  für  das  wissenschaftliche  Schaffen  unserer  Zeit 
gelten  können.  Es  wird  mit  Recht  als  Massstab  benutzt  werden ,  um  den 
„Record",  hoffentlich  ist  der  Ausdruck  nicht  ganz  verfehlt,  zu  bemessen, 
den  unsere  Zeit  in  dem  Vermögen  der  wissenschaftlichen  Fassung  und  Aus- 
prägung der  uns  umgebenden  staatlichen  Welt  erreicht  hat.  Es  ist  immer 
ein  gewagtes  Spiel,  in  die  Rolle  des  Propheten  zu  verfallen  und  unser  Sinnen 
uud  Fühlen  künftigen  Tagen  anzucmptinden ;  gleichwohl  glauben  wir  annehmen 
zu  sollen,  dass  der  künftige  Literarhistoriker  in  diesen  in  gleichem  Schritt 
und  Tritt  sich  bewegenden,  vielfach  trefflichen  Darstellungen  des  deutschen 
Staats-  und  Verwaltungsrechts  zwar  ebensovicle  Zcuguissc  für  die  Geschichte 
unserer  Zeit  und  unserer  litterarischen  Bewegung  erblicken ,  aber  auch  zu- 
gleich darüber  staunen  wird,  dasß  die  dringendsten  Probleme  unserer  Tage,  die 
heftigen  Fragen ,  die  wir  von  der  Tagesordnung  nicht  abbringen ,  die  wir 
nicht  lösen  und  von  denen  wir  uns  nicht  ablösen  können  —  für  die  zeit- 
genössische fachjuristische  Arbeit  zumeist  nicht  zu  existiren  scheinen.  Merkt 
ein  aufmerksamer  Leser  all  dieser  Staats-  und  Verwaltungsrechtswerke  in 
der  sorgfältigen  Darstellung  der  Amtsorganisation,  des  Behörden Systems  in 
Reich  und  Staat,  in  Provinz  und  Gemeinde  etwas  vom  erdrückenden  bureau- 
kra tischen  System,  das  in  unseren  Tagen  alles  staatliche  Leben  mit  seinen 
Fangannen  umschlungen  hält?  Die  kurze  Darstellung,  die  v.  Massow  in 
Reinem  wahrhaft  und  wirklich  vornehmen  Geistes  geschriebenen  Buche 
„Reform  oder  Revolution-  (Berlin,  Liebmann  1894,  S.  238  f.)  von  den  Rang- 
verhältnissen der  „Decernenteu"  und  vom  Uebergang  der  „Souveränetat  auf 
die  Herren  des  Departements  u  giebt,  erklärt  auch  juristisch  den  ganzen 
modernen  Beamtenstaat  in  seinen  Licht-  und  Schattenseiten  weit  deutlicher 
und  zutreffender,  als  die  geistvollsten  Kommentare  zu  unserem  abwechslungs- 
reichen deutschen  Beamtenrecht.  Merkt  jener  Leser  etwas  vom  tiefen  Riss, 
der  zwischen  städtischer  und  ländlicher,  zwischen  grossstädtischer  und  klein- 
städtischer Verwaltung  klafft?  Kein  Wort  verräth  etwas  von  den  grossen  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Kämpfen  organisirter  Interessengruppen,  von  den 
tiefsitzenden  nationalen  und  religiösen  Gegensätzen,  von  der  Spaltung  zwischen 
Ost  und  West,  zwischen  Hoch   und  Niedrig?    Von   all  den   tausend  Zügen 
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der  Wirklichkeit ,  die  unser  genossenschaftliches  Dasein   einem  Kriegsschau- 
platz ähnlicher  machen  als  einer  friedensrechtlichen  „Gebietsgenossenschaft" 
rochen  wir  vergebens  ein  Abbild  in  unserer  modernen  fachlichen  Litteratur: 
«jaod  non  est  in  actis  —  non  est  in  mundo !     Wenn  der  künftige  Forschor, 
von  den  Stürmen,    die  unsere  Tage  durchziehen,   genau  informirt,   zu  den 
Blattern    unserer    zeitgenössischen    Staats-    und    Verwaltungsrechtslitteratur 
greifen  wird,    so  wird  er  an  die  berühmte  Schilderung   der  Mme.  de  Stael 
zemahut  werden,  die  diese  von  ihrer  Flucht  aus  dem  vom  Rcvolutionstaumel 
erfassten  Paris  in's  flache,  von  der  Bewegung  unberührt  gebliebene,   abseits 
Hegende  Land,  iiTs  apathische  Provinziellen  giebt.     Sie  schreibt:    „Je  ren- 
contrai  encore   dans  les  environs  de  Paris    quelques  difticultes   dont  je    nie 
tirai,    mais    en    sVloignant    de   la   capitale,    le   flot   de   la  tcmpete    semblait 
t'apaiser  et  dans  les  montagnes  du  Jura  ricn  ne   rappelait  l'agitation  epou- 
vao  table  dont  Paris  etait  le  theatre."    (Chap.  X.  Memoires  et  considerations 
«ur  les  principaux  evenements  de  la  Revolution  francaise.)   Diese.  Entfremdung 
unserer  Staatsrechts  werke  vom  wirklichen  Staatsleben,  hat  auch  die  Staats- 
rechtslehrer in  Deutschland,  zumal  in  Preusseu,   dem  wirklichen   staat- 
lichen Leben  und  den  Vertretungskörpern  in  Bundesstaat  und  Reich   völlig 
entfremdet.      Das    deutsche   Volk    will    nichts    von    seinen    Rechts- 
lehr er ii  wissen,   weil  diese   den   Blick  für  sein  Wohl  und  Weh,  für  seine 
Forderungen  und  Bedürfnisse  über  die  Wahrung  der  „Wortgewisshcit-  ver- 
•re«scn  zu  haben  scheinen. 

Es  sind  jetzt  mehr  als  zehn  Jahre ,  dass  wir  diese  Flucht  der  Lehn? 
vor  dem  wirklichen  Leben,  diese  Inhalt s-Entfremduug  der  „nichtpolitischen" 
Darstellung  als  Konstruktionsfehler,  als  methodischen  Irrthum  bezeichnet  und 
auf  die  unabweisliehen  Folgen  hingewiesen  haben.  Unser  Appell  blieb 
Angehört,  wir  sind  auf  der  ganzen  Linie  sachfällig  geworden; 
nur  falsche  Autoreneitelkeit  könnte  sich  darüber  hinweg  täu- 
schen. Aber  fast  will  es  uns  scheinen,  als  zeigten  sich  zunehmend  Anzeichen 
ßr  eine  sachliche  Würdigung  unserer  Anschauung,  welche  der  zur  Zeit  fast 
widerspruchslos  herrschenden  doch  nur  ein  beschränktes  Maass  innerer  Be- 
rechtigung zuzubilligen  geneigt  ist.  rneingestanden,  vielleicht  mehr  gefühls- 
BÜ9«ig  führte  der  Zweifel  an  der  ausschliesslichen  Leistungsfähigkeit  des 
herrschenden  Systems  zum  Verlassen  der  systematischen  Arbeit  und  drängte 
ra  jenen  stofflich  viel  erschöpfenderen  I  Erstellungen  des  wirklichen  Gemein- 
daeein  in  seinen  ausgestalteten  Instituten,  dereu  wir  uns  heute  in  der  Form 
der  lexikalischen  Bearbeitungen  aus  den  letzten  Jahreu  erfreuen:  v.  Stkngkl's 
Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  das  HaudwÖrterbuch  der 
Stiatiwissentchaftcn  von  Conrad,  Elster,  Lexis  und  Loenixg,  das  öster- 
reichische Staatswörterbuch  von  M ischler  und  Ulkrich  und  selbst  die 
wütemchaftlich  viel  tiefer  stehenden  neuesten  ABCdarien  aller  politischen 
Parteien,  sie  sind  in  unserem  Sinue  Anerkennungsurkunden  für  die  histo- 
rische Erfahrung,  dass  die  Wortgewisshcit  nicht  das  Um  und  Auf  der  wissen- 
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schaftlichen  Entzifferung  des  uns  umgebenden  staatlichen  Lebens  sein  kann. 
Es  liegt  nur  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  neuerdings  auch  das  vorliegende 
Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  der  ausgleichenden  Tendenz  Rechnung 
trägt  uud  in  neueren  Publikationen  Mittel  und  Wege  findet,  um  unter  Ein- 
haltung der  juristischen  Methode  berechtigten  Forderungen  der  publizistischen 
Methode  Erfüllung  zu  gewähren. 

In  der  Richtung  dieser  Bewegung  gewinnt  namentlich  die  Einrichtung 
und  Durchführung  des  Einleitungsbandes  zum  Handbuch  des  Oeffentliehen 
Rechts  ganz  besondere  Bedeutung;  er  ist  m.  E.  bestimmt,  nicht  so  sehr  einzu- 
leiten als  zu  ergänzen,  er  wird  inhaltlich  zum  Bestandtheil  aller  Einzel- 
arbeiten, die  in  ihm  erst  ihre  systematische  Einheit  erlangen.  In  diesem 
Sinne  wirkt  Eugen  v.  Philjppovich's  treffliche  Darstellung  der  Volkswirt- 
schaftslehre, welche  im  Gegensatze  zu  zahlreichen  Bearbeitungen  des  Stofles, 
nicht  gerade  da  zu  denken  aufhört,  wo  die  juristische  Schwierigkeit  des  Pro- 
blems ihren  Anfang  nimmt,  sondern  vielmehr  mit  grossem  Scharfsinn  und  in 
instruktiver  Darstellung  den  inneren  Zusammenhang  aufdeckt,  welcher  zwi- 
schen den  auf  einen  bestimmten  praktischen  Zweck  abzielenden  Rechts- 
normen und    den  wirksamen  wirtschaftlichen  Erscheinungen  besteht. 

In  verwandter  Tendenz  auf  durchaus  selbst  gebahnten  Wegen  schliesst  sich 
der  Gesammtarbeit  Georg  v.  Mayr  mit  seiner  Theoretischen  Statistik  an, 
der  als  abschliessende  Darstellung  in  einem  zweiten  Bande  die  exakte  Ge- 
sellschaftslehre als  ein  System  der  praktischen  Statistik  folgen  soll. 

In  den  zahlreichen  durch  v.  Mayr  hier  angedeuteten  und  näher  aus- 
geführten Beziehungen  bedarf  die  publizistische  Darstellung  dringend  der  Er- 
gänzung, soll  die  Lehre  nicht  dauernd  an  Erscheinungen  gleichgiltig  vorüber- 
gehen, die  den  eigentlichen  Keim-  und  Untergrund  der  von  ihr  professionell 
dargestellten  Rechtsfigaren  abgeben.  Wir  können  an  dieser  Stelle  natürlich 
nicht  auf  die  Einzelheiten  der  gebotenen  in  grossen  Zügen  gehaltenen  in- 
struktiven Darstellung  eingehen,  wir  könnten  es  auch  bei  grösserer  subjek- 
tiver Sachlegitimation  nicht  versuchen;  wir  beschränken  uns  daher  auf  die 
Betonung,  dass  das  im  besten  Sinne  bildende  Buch  eine  strengwissenschaft- 
liche uud  durchaus  klare  Einführung  in  die  Speziallehre,  in  die  Methode  und 
Technik  der  Statistik  bietet,  dass  es  zumal  im  IV.  Abschnitt  eine  empfind- 
liche Lücke  in  allen  unseren  verwaltungsrechtlichen  Lehrbüchern  zu  er 
ganzen  geeignet  ist.  Im  §  67  hei  der  Darstellung  des  „statistischen  Unter- 
richts" kommt  Verfasser  natürlich  auch  in  die  Lage,  einen  jener  frommen 
Wünsche  für  den  akademischen  Unterricht  zu  unterdrücken  —  die  sich  in 
Deutschland  jenen  gebildeten  Juristen  Tag  für  Tag  aufdrangen,  die  nicht  die 
Macht  besitzen,  sie  im  Interesse  des  juristischen  allgemeinen  Bildungsniveaus 
auch  in  die  Praxis  umzusetzen.  Der  V.  Abschnitt  ist  einer  durch  die  Raum- 
verhältnisse gebotenen  kursorischen  Skizze  der  Geschichte  der  Statistik  ge- 
widmet. Wer  das  ruhig  und  klar  geschriebene  Bach  im  Ganzen  auf  sich 
einwirken  lässt,   wird  ein  gutes  Gesammtbild   von  der  praktisch-juristischen 
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und  soziologisch-theoretischen  Bedeutung  der  aufgerollten  Lehre  in  sich  be- 
festigen; es  erweckt  keine  Idealvorstellungen  von  der  Leistungsfähigkeit  der 
statistischen  Methode,  es  heilt  aber  auch  von  mancher  Irrlehre  und  entlässt 
den  empfänglichen  Leser  um  ein  Vorurtheil  ärmer,  das  landläufig  Jene  der 
Statistik  am  lautesten  entgegenbringen,  die  sich  mit  ihrem  funktionellen 
Werth  nicht  ausreichend  vertraut  gemacht  haben. 

Suchen  wir  für  die  v.  STENGEi/sche  Neubearbeitung  des  Staatsrechts 
des  Königreichs  Preussen  den  charakteristischen  Zug,  der  dem  Werke 
das  individuelle  Merkmal  giebt,  so  liegt  dieser  in  der  eingehenden  und  doch 
eng  gedrängten  wissenschaftlichen  Verarbeitung  des  gesammten  verwal- 
tungsrechtlichen Gesetzesstoffes.  In  der  That  hat  dieser  Theil  der 
publizistischen  Gesammtarbeit  seit  der  unter  v.  Stknqel's  planmässigen 
Leitung  im  Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts  vorgenommenen 
allseitigen  Durchforschung  des  bestehenden  Rechts  eine  inhaltliche  Erweite- 
rung und  Bestimmtheit  des  Besitzstandes  erlangt,  die  sich  in  den  Staatsrechts- 
bearbeitungen aller  einzelnen  Bundesstaaten  erst  allmählich  ganz  erkennbar 
machen  werden.  Von  dieser  Seite  aus  bietet  das  neueste  Werk  v.  Stengel's 
Anlass  zu  einer  weiteren  Beobachtung:  es  ist  die  systematische  Verarbeitung 
der  dort  in  lexikalischer  Unverbundenheit  dargebotenen  Detailstudien.  Folgt 
auch  hieraus  eine  gewisse  klare  Nüchternheit  des  Tons  gegenüber  der  stellen- 
weise temperamentvollen  Bearbeitung  H.  Schulzens,  so  bietet  das  weit  um- 
fangreichere neue  preussische  Staatsrecht  sorgfältigen  Zusammenhang  mit  der 
zeitgenössischen  litterarischen  Arbeit,  Quellen  hinweise  und  enge  Fühlung  mit 
den  verwandten  Litterargebieten  angehörigen  führenden  Werken.  Namentlich 
gilt  dies  von  der  Darstellung  der  Finanzverwaltung  im  4.  und  des  Rechts 
der  Gemeinden  und  Eommunalverbände  im  5.  Buche.  Dass  im  gegebenen 
Rahmen  nicht  alle  gestreiften  dogmatischen  Probleme  scharfe  Ausfuhrung 
finden  konnten,  ist  wohl  kaum  überraschend,  ebenso,  dass  der  kritisch- 
gesinnte Leser  dem  Verfasser  nicht  immer  willig  zu  folgen  geneigt  sein  wird. 
Gleichwohl  bleibt  das  Werk  das  einzige,  welches  wir  zur  Zeit  bei  aller  be- 
stimmt ausgeprägten  Eigenart  und  individuellen  Färbung  getrost  dem  deut- 
schen Beamtenthum  und  akademischen  Kreisen  zur  Erfassung  des  Gesammt- 
rechtsstoffes  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  führenden  Bundesstaates  in 
die  Hände  geben  können. 

Während  v.  Stengel  vor  der  schwierigen  Aufgabe  stand  in  einer  voll- 
standigen  Neubearbeitung  der  ihm  anvertrauten  Materie  den  Fortschritt  er- 
kennbar zu  machen,  den  die  Lehre  seit  der  Bearbeitung  desselben  Themas 
durch  H.  Schulze  erreicht  hat  und  pietätvoll  dieser  Aufgabe  gerecht 
wurde,  konnte  L.  Gaupp  an  sein  eigenes  Staatsrecht  des  Königreichs 
Württemberg  in  zweiter  Auflage  die  bessernde  Hand  anlegen.  Die  neue 
Bearbeitung  trägt  der  neueren  Landesgesetzgebung  in  allen  Theilen  Rech- 
nung und  giebt  vor  allem  dem  württembergischen  Verwaltungsrecht  weit 
ausfuhrlichere  Darstellung  als  dies  früher  der  Fall  gewesen.    Das  System  der 
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Verwaltungsrechtspflege  und  des  württembergischen  Amtsrechts  findet  die 
der  Bedeutung  und  der  historischen  Eigenart  der  Gebilde  angemessene  Er- 
örterung und  dogmatische  Verbindung  mit  den  in  allseitiger  Anerkennung 
stehenden  Lehrsätzen  der  fachlichen  Litterat ur.  Die  individuellen  Züge  des 
württembergischen  Staatsorganismus  sind  plastisch  herausgehoben  in  den 
partikularrechtlichen  Einrichtungen  mannigfacher  Art,  des  ständischen  Aus- 
schusses, des  ritterschaftlichen  Adels,  in  der  Kontroverse  über  die  im  §  44 
der  Verfassungsurkunde  ausgesprochene  Bevorzugung  der  Landeseingeboreneu 
vor  den  Fremden  und  deren  Geltung  gegenüber  der  Forderung  des  Art.  8 
der  Reichs  Verfassung  etc.  Den  Reservatrechten  Württembergs  entsprechend 
ist  der  Verwaltung  der  Verkehrsanstalten  insbesondere  der  Posten  und  Tele- 
graphen angemessen  gedacht.  Das  klar  geschriebene  Bucht  erhält  die  Staat» 
rechtslitteratur  Württembergs  auf  dem  vornehmen  Niveau,  auf  das  sie  durch 
die  grossen  Vorarbeiten  Reyscher's,  Spittler's,  Mohl's,  Sarwey's  u.  A.  ge- 
bracht worden  war. 

Fr.  Wielandt  war  in  seiner  neuen  Bearbeitung  des  Staatsrechts  des 
Grossherzogthums  Baden,  die  an  die  Stelle  der  ScHRNKEi/schen  rückt,  bemüht, 
im  Rahmen  der  bisherigen  Darstellungen  aus  der  Fülle  der  juristischen  Formen 
und  des  rechtlichen  Stoffes  das  Wesentliche  herauszuheben  und  die  mannig- 
fach in  einander  greifenden  Verfassung^-  und  verwaltungsrechtlichen  Einrich- 
tungen dieses  alten  und  erprobten  deutschen  „Verfassungsstaates"  als  ein 
Ganzes  vor  den  Augen  des  Beschauers  auszubreiten.  Fällt  auch  stellenweise 
im  Apparat  der  Mangel  engerer  Fühlung  mit  der  fachlichen  Litteratur  empfind- 
lich auf,  ein  Umstand  der  dem  Verfasser  die  Arbeit  sichtlich  schwieriger  ge- 
staltet, so  dürfte  andererseits  die  strenge  Sachlichkeit  als  Gegenwerth  in  An- 
schlag zu  bringen  sein.  Verfasser  handhabt  mit  grosser  Sachkenntniss  den  ge- 
sammten  Quellenstoff  des  badischen  Verwaltungsrechts,  er  läset  fast  durch- 
weg nur  die  juristischen  Thatsachen  selbst  reden  und  tritt  mit  seinem 
subjektiven  Urtheil  völlig  iu  den  Hintergrund.  Wenn  das  Buch  daher  nach 
der  Art  der  Behandlung  des  Stoffes  weniger  anregt,  so  kommt  es  dafür  in 
höherem  Maasse  seiner  Aufgabe  nach,  als  verlässliches  Nachschlagebuch  zu 
dienen.  Es  ist  im  Sinne  der  descriptiven  juristischen  Methode  ausreichende 
Kost  für  Leser,  welche  der  Gestaltung  bestehender  Einrichtungen  näher  auf 
den  Grund  sehen  möchten,  es  zeigt  aber  auch  aufs  Deutlichste,  dass  in  der 
Fort setzungslinie  der  hier  befolgten  „rein  juristischen"  Methode  unsere  fach- 
liche Arbeit  nur  noch  todten  Stoff*  zu  meistern  verstünde  und  dass  ihr  das 
Gefühl  für  das  Lebendige  allmählich  verloren  ginge.  Der  Reichthum  unsere« 
modernen  staatlichen  Verbandsdaseins  entfiele  unseren  Händen  ganz  und 
grosse  Mühe  und  juristischer  Scharfsinn  wären  fortan  einseitig  auf  diesen 
Weg  gewiesen,  vcrurtheilt,  immer  nur  taubes  Gestein  zu  Tage  zu  fordern. 

Greifs  wald.  Stoerk. 
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Aufsätze. 


Die  Vereinfachung  der  Arbeiterversicherung  durch 

das  Einzugsverfahren. 

Von 

H.  von  Frankenberg,  Stadtrath  in  Braunschweig. 


Die  Zahl  der  Vorschläge  zur  besseren  Ausgestaltung  des 
Baues  der  deutschen  Versicherungsgesetze  ist  unübersehbar;  es 
ist  darin  nach  der  bekannten,  vom  4. — 9.  Nov.  1895  im  Reichs- 
amte des  Innern  gehaltenen  Besprechung1  eher  eine  Steigerung 
als  eine  Abnahme  zu  bemerken.  Ob  aber  ein  Umbau  von  Grund 
auf^  selbst  wenn  die  verbündeten  Regierungen  alsbald  mit  solchem 
Plane  hervortreten  sollten,  die  Zustimmung  des  Reichstages  finden 
wird,  ist  bei  der  gegenwärtigen  Gruppirung  der  Parteien  um  so 
zweifelhafter,  als  leider  unter  den  bisherigen  Fürsprechern  des 
Arbeiterschutzes  die  Rufe:  „Halt!"  und  „Langsam  zurück!"  immer 
lauter  sich  vernehmen  lassen. 

Es  ist  im  Hinblicke  hierauf  wohl  angezeigt,  sich  auf  die 
Prüfting  zu  beschränken,  ob  nicht  im  Rahmen  der  geltenden 
Reichsgesetzgebung  seitens  der  Landesregierungen  und  der 
ausfuhrenden  Behörden  mehr  als  bislang  geschehen   könne,    um 


1  Vgl.  Reichsanzeiger  vom  15.  Nov.  1895  Nr.  274. 
Archiv  Ar  öffentliches  Recht.  XI.  4.  31 
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die  Versicherung  so  einfach  und  zweckmässig  als  möglich  sich 
entwickeln  zu  lassen.  Die  lebhaften  Klagen  über  die  Belästigung 
durch  die  „Kleberei",  über  die  Verschiedenartigkeit  der  Geltungs- 
gebiete der  Krankenversicherung  einerseits,  der  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  andererseits  berechtigen  zu  der  Vermuthung, 
dass  hier  ein  besonders  wunder  Punkt  vorhanden,  und  dass,  wenn 
überhaupt,   an  dieser  Stelle   zunächst  auf  Abhilfe  zu  sinnen  sei. 

Nach  §  112  des  Inv.-  u.  Altersvers. -Ges.  ist  es  der  Landes- 
zentralbehörde, oder  mit  deren  Genehmigung  der  Versicherungs- 
anstalt, bezw.  mit  Erlaubniss  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
einem  weiteren  Kommunalverbande  oder  einer  Gemeinde  gestattet, 
die  Vorschrift  zu  erlassen,  es  solle  die  Einziehung  der  Bei- 
träge von  den  Arbeitgebern  und  die  Einklebung  der  erforder- 
lichen Marken  für  diejenigen  Versicherten,  welche  einer  Orts-, 
Betriebs(Fabrik)-,  Bau-,  Innungskrankenkasse,  einer  Knappschafts- 
kasse, Gemeindekrankenversicherung  oder  landesrechtlichen  Ein- 
richtungen ähnlicher  Art  angehören,  durch  die  Organe  jener 
Kassenstelle  für  Rechnung  der  Versicherungsanstalt  erfolgen. 
Zugleich  ist  in  §  113  die  Möglichkeit  gewährt,  die  Ausstellung, 
Aufrechnung,  Erneuerung  und  den  Umtausch  der  Quittungskarten 
denselben  Stellen  zu  übertragen. 

Schon  die  Gesetzesmotive  (No.  10  der  Reichstagsdrucksachen 
1888/89,  S.  127)  hatten  zugegeben,  dass  eine  gewisse  Belästigung 
der  Arbeitgeber  entstehen  könne,  wenn  man  dieselben  für  die 
Beibringung  der  Beiträge  verantwortlich  mache,  und  dass  es 
möglich  sei,  die  Einziehung  in  anderer  Weise  zu  regeln.  Ins- 
besondere liege  der  Gedanke  nahe,  die  bereits  durch  das  Kranken- 
versicherungsgesetz geschaffene  örtliche  Kassenorganisation  auch 
für  die  Einziehung  der  Beiträge  zur  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung mit  zu  verwerthen.  Es  werde  sich  nur  darum  han- 
deln, ob  die  mit  der  Erhebung  laufender  Beiträge  in  einer  oder 
der  anderen  Weise  immer  verbundenen  Unzuträglichkeiten  bei 
der  Beschreitung  dieses  AVeges  weniger  hervorträten,   als  bei  der 


—     465     — 

Vermittlung  durch  die  Arbeitgeber.    Allgemein  lasse  sieb  diese 
Frage   nicht   ohne  Weiteres   bejahen,  während   unter   günstigen 
örtlichen  Umständen  in  der  That  durch  die  Heranziehung  der 
Krankenkassen  Erleichterungen  erzielt  werden  könnten.    Es  werde 
daher,  um  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Gegenden  und  die  Vor- 
aussetzungen in  concreto  besser  zu  würdigen,  der  Vorschlag  ge- 
macht (§  92  des  Entwurfs),  die  EntSchliessung  darüber,  ob  und 
inwieweit  eine  derartige  Massregel  durchgeführt  werden  solle,  der 
Landeszentralbehörde  oder  mit  ihrer .  Genehmigung  den  kommu- 
nalen Körperschaften  vorzubehalten. 

Bei  den  Kommissionsberathungen  trat  in  der  ersten  Lesung 
das  Bestreben  hervor  (Bericht,  S.  79  No.  141  der  Drucksachen), 
diese  Bestimmungen  obligatorisch  zu  machen;  wenn  auch  schliess- 
lich die  Ansicht  durchdrang,   dass  dies   zur  Zeit   nicht   zu   er- 
reichen sei,   so   bemühte   man  sich  doch,   den  §  92,   soweit  an- 
gängig, zu  erweitern.    Man  erkannte  an,  dass  dessen  Inhalt  viele 
Schwierigkeiten  des  Gesetzes  werde   überwinden  helfen,   und  gab 
deshalb  auch  den  Versicherungsanstalten  und  den  Krankenkassen 
das  Recht,  ihrerseits  durch  statutarische  Vorschrift  das  Einzugs- 
terfahren  einzuführen;  ferner  ergänzte  man  §  92  dahin,  dass  für 
Personen,   die  den  genannten  Kassen  nicht  angehören,  auch  be- 
sondere von  der  Landeszentralbehörde  bezeichnete  oder  von  der 
Versicherungsanstalt    einzurichtende    Hebestellen    die   Einziehung 
besorgen  können.    In  der  zweiten  Lesung  (S.  161  ff.  das.)  ist  dann 
die   durchaus    zweckmässige    Anordnung    des    §   113  cit.  hinzu- 
gefügt, mit  der  Begründung,  dass  man,  wenn  die  Beitragserhebung 
durch  die  Kassen  geschehe,   dieselben  auch  mit  den  zusammen- 
bangenden Geschäften  der  Kartenausgabe  u.  s.  w.  betrauen  müsse, 
und  dass  die  in  No.  2  vorgesehene  Einziehung  der  einen  Beitrags- 
kalfte  von  den  unständig  arbeitenden  Versicherten  sich  mit  Rück- 
sicht auf  den  häutigen  Arbeitgeberwechsel  empfehle. 

Von  diesen  wichtigen  Befugnissen   hat   nicht   die   Mehrheit, 
aber  doch  eine  ansehnliche  Zahl  von  Bundesstaaten  und  engeren 

31* 
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Verbänden  Gebrauch  gemacht:  Württemberg,  Sachsen,  Ba- 
den, Hessen,  die  Thüringischen  Staaten,  Braunschweig, 
die  Hansestädte,  die  Stadt  Hildesheim  u.  a.  m.  Kurz  vor 
dem  Inkrafttreten  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes 
haben  zwei  bei  dessen  Entstehung  sehr  erheblich  mitbeteiligte 
Parlamentarier  (Struckmann  und  Gebhard,  „Welche  Aufgaben 
erwachsen  den  Gemeinden  durch  das  Inv.-  u.  Altersvers.-Ges.?"> 
mit  eindringlichen  Worten  auf  die  Bedeutung  des  Einzugsverfahrens 
hingewiesen  (vgl.  auch  „  Arbeiterversorgung u  Bd.  VII,  S.  163,  209, 
259,  407,  550).  In  Preussen  war  man  zunächst  der  Einrich- 
tung im  Allgemeinen  abhold.  Der  Landesdirektor  der  Rhein- 
provinz ist  dem  Versuche  der  Einführung  alsbald  entgegengetreten 
(das.  S.  437),  und  erst  neuerdings  lässt  sich  hier  und  da,  vielleicht 
durch  ministerielle  Anregungen  und  durch  das  Beispiel  anderer 
Bundesstaaten  veranlasst,  ein  Umschwung  erkennen. 

Die  guten  Wirkungen  des  Einziehungssystems  sind  auf  Schritt 
und  Tritt  zu  verfolgen;  sie  werden  fast  allenthalben,  wo  damit 
gearbeitet  wird,  unumwunden  anerkannt  (das.  Bd.  XI,  S.  58,  69, 
449,  633).  Sehr  warm  tritt  dafür  der  zuletzt  veröffentlichte  Jahres- 
bericht der  85  000  Mitglieder  zählenden  Ortskrankenkasse  für 
Leipzig  und  Umgegend  ein  (das.  Bd.  XIII,  S.  245). 

Den  unmittelbarsten  Vortheil  von  der  Bestimmung  haben 
jedenfalls  die  Versicherungsanstalten  durch  die  Vermehrung  ihrer 
Einnahmen.  Freilich  erhöhen  sich  ihre  Verwaltungsausgaben  be- 
deutend, etwa  um  J/3  bis  J/2i  man  darf  die  Kosten  des  Einzugs- 
verfahrens ungefähr  auf  1/t  Pf.  für  jede  geklebte  Marke  veran- 
schlagen, da  an  die  Gemeindebehörden  und  -Krankenversicherungen, 
sowie  an  die  Orts-  und  Innungskrankenkassen,  also  an  die  Mehr- 
zahl der  Hebestellen,  die  Gebühr  von  4 — 6%  des  Markenwertbs 
gezahlt  zu  werden  pflegt,  während  die  Betriebs  (Fabrik)-,  die 
Baukranken-  und  die  Knappschaftskassen  sich  mit  weniger  <  1  bis 
2%)  begnügen  müssen2.     Dafür  aber  schrumpfen,  wie  schon  die 

2  Das  Braunschweigische  Ministerium  hatte  den  Versuch  gemacht.  «l»-n 
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[otive  (S.  128  a.  a.  0.)  vorausgesagt  hatten,  die  Kosten  der 
lontrole  auf  einen  ganz  geringen  Betrag  zusammen;  sie  betrugen 
3i  den  sieben  einziehenden  Anstalten  nur  50  783,91  M.  für  das 
ahr  1894  (im  Königreich  Sachsen  ist  kein  Pfennig  für  Kontrole 
usgegeben),  während  bei  den  übrigen  Anstalten  ein  Aufwand  von 
38  915,36  M.  dafür  nöthig  war.  Die  ersteren  haben,  da  sie 
75  553,68  M.,  die  anderen,  sporadisch  die  Einziehung  anwenden- 
len  Anstalten  49  311,01  M.  für  Hebegebühren  zahlten,  eine 
Mehrausgabe  von  238  111,22  M.  (1893:  441  152,35  M.;  1892: 
181  307,53  M.;  1891:  255  845,96  M.)  gehabt.  Diese  Mehrkosten 
ind  im  Rückgange  begriffen,  weil  die  Kontroikosten  der  anderen 
Anstalten  naturgemäss  von  Jahr  zu  Jahr  steigen.  Unter  den 
orddeutschen  Anstalten  arbeiten  Ost-,  Westpreussen ,  Posen, 
\)mmern,  Schleswig-Holstein  und  Hannover  nicht  billiger,  die 
rei  erstgenannten  sogar  erheblich  theurer  als  jene.  Geradezu 
shlagend  ist  aber  der  Vergleich  der  Zahl  der  Versicherten  in  den 
etreffenden  Bezirken  mit  dem  Verhältniss  der  erhobenen  Beiträge. 
!s  entfallen  gegenwärtig  auf  die  Gebiete,  wo  das  Einzugsverfahren 
ilt,  etwa  2  */*  Millionen,  auf  die  übrigen  etwa  10  Millionen  Ver- 
werte. Statt  dieses  Verhältnisses  von  1 : 4  (vgl.  Bosse  und 
.  Woedtke,  Kommentar  S.  6*)  ergiebt  sich  zu  Gunsten  des 
linziehungssystems  bei  den  Beitragssummen  eine  Proportion  von 
:  3.     Es  wurden  erhoben 


Jahr 

Gegenden  des  Einzugsverfahrens 

Uebriges  Deutschland 

1891 

20  601  300,71  M. 

68  285  670,35  M. 

1892 

21086  069,85    „ 

67  444  553,45    „ 

1893 

22  987  127,68    „ 

66  905  079,04    „ 

1894 

23  486  423,86    „ 

69  244  007,42    „ 

Sa.  88  160  922,10  M. 

271  879  310,26  M. 

etriebs-  und  Baukrankenkassen  die  Vergütung  ganz  zu  streichen,  ist  aber 
ivon  durch  das  geschlossene  Vorgehen  der  betroffenen  Stellen,  die  sich  auf 
en  Wortlaut  des  §  112  a.  E.  berufen,  zurückgekommen  und  hat  neuerdings 
ie  Vergütung  auf  2%  festgesetzt. 
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Die  Anstalten  mit  Einzugssystem  haben  also  in  den  ersten  vier 
Jahren  etwa  20  Millionen  Mark  mehr  an  Beiträgen  ein- 
genommen, als  sie  im  Verhältnisse  zu  erwarten  hatten. 
Nun  könnte  man  vielleicht  entgegenhalten,  dass  bei  ihnen  die  Um- 
stände wegen  dichterer  Bevölkerung,  regerer  Industrie  und  Land- 
wirtschaft, höherer  Durchschnittslöhne  u.  8.  w.  günstiger  lägen; 
es  ist  aber  auch  die  Zahl  der  Beitragsmarken  eine  entsprechend 
grössere.  Die  einziehenden  Anstalten  konnten  im  Jahre  1894 
106  376  943,  die  übrigen  335  482  435  Beitragsmarken  aufweisen: 
es  ist  also  auch  hier  statt  1 : 4  die  Proportion  von  1 : 3  fast  er- 
reicht, und  es  werden  in  den  Ländern  des  Einziehungssystems 
auf  den  Kopf  der  Versicherten  etwa  7 — 8  Marken  jährlich  mehr 
geklebt,  als  im  sonstigen  Deutschland.  So  viel  ist  hiernach 
wohl  zweifellos,  dass  die  oben  erwähnte  Mehrausgabe  von  etwa 
330  000  M.  im  Jahresdurchschnitt  der  Verwaltungskosten  über- 
reichlich aufgewogen  wird  durch  die  Mehreinnahme  von  Versiche- 
rungsbeiträgen. 

Es  kommt  hinzu,  dass  die  Anstalten,  deren  Hauptabnehmer 
die  Hebestellen  sind,  nicht  mit  ganz  unberechenbaren,  von  allen 
möglichen  Zufälligkeiten  abhängenden  Monatseinnahmen  zu  arbeiten 
brauchen,  sondern  mit  annähernder  Wahrscheinlichkeit  den  je- 
weilig verfügbaren  Geldbetrag  schätzen  und  danach  ihre  Ver- 
handlungen wegen  Ausleihung  von  Kapitalien  einrichten  können: 
eine  Annehmlichkeit,  die  auch  den  Geldnehmern,  z.  B.  bei  der 
von  mehreren  Anstalten  sehr  dankenswerther  Weise  in  Angriff 
genommenen  Unterstützung  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen, 
sehr  zu  statten  kommt.  Auch  eine  Provinz,  ein  Kreis,  eine  grosse 
Stadtgemeinde,  die  einen  Anleihebedarf  von  mehreren  Millionen 
bei  Ausgabe  von  Inhaberschuldverschreibungen  auf  ein  Mal  decken 
und  dabei  Emissionsvergütungen,  Zinsverluste  u.  s.  w.  nothgedrungen 
mit  in  Kauf  nehmen  müsste,  vermag  durch  ein  Abkommen  mit 
einer  Versicherungsanstalt,  die  ihre  regelmässig  zu  erwartenden 
Ueberschüsse  hinlänglich  kennt,  sich  nach  und  nach  in  den  Besitz 
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des  erforderlichen  Geldes  zu  setzen  und  hierdurch  namhafte 
Summen  zu  sparen.  Die  Anstalt  selbst  aber  geniesst  wegen  des 
nicht  bloss  rechtzeitigen,  sondern  auch  nach  Markenzahl  und  -Art 
richtigen  Eingangs  der  geschuldeten  Beiträge  erhöhte  Sicherheit, 
sie  ist  nur  in  Ausnahmefallen,  wenn  die  Meldung  bei  der  Hebe- 
stelle durch  den  Arbeitgeber  unterlassen  war,  den  Unannehmlich- 
keiten und  Weiterungen  der  nachträglichen  Einziehung  ausgesetzt, 
die  bei  Tod,  Eortzug,  Vermögensverfall,  Verjährung  u.  dgl.  oft 
auf  Hindernisse  stösst.  Die  Verwaltungskosten,  auch  die  des 
Rentenverfahrens,  werden  niedriger,  da  die  Zahl  der  Berufungen 
sich  durch  die  bessere  Ueber wachung  der  Beitragsleistung  ver- 
mindert und  die  Erhebungen  der  Instanzen  über  die  Rechtmässig- 
keit und  Vollständigkeit  der  Markenverwendung  längst  nicht  so 
oft  nöthig  werden,  als  bei  Freigabe  des  Klebens  für  alle,  auch 
die  unerfahrensten  und  die  widerwilligsten  Arbeitgeber. 

Dieser  Vortheil  kommt  aber  sehr  wesentlich  auch  den  Ver- 
sicherten zu  Statten.     Gerathen  sie  später  in  die  Lage,  Inva- 
liden-   oder  Altersrente   zu    beantragen,   so   gereicht   ihnen  das 
Fehlen  von  Marken,  deren  jede  den  zu  beanspruchenden  Betrag 
um  2 — 13  Pf.  jährlich  erhöhen  würde,  zum  Schaden,  ja  es  kann, 
wenn  nicht   die   Unterlassung   glaubhaft   gemacht   und   das  Ver- 
säumte durch  den  Arbeitgeber,    durch   sie  selbst,    den  Armen- 
Terband  oder  sonst  Jemand  nachgeholt  wird,  der  ganze  Anspruch 
dadurch  verloren  gehen.     Falls  nämlich   die  Wartezeit  von  235 
bezw.  1410  Wochen  ohne  die  betreffenden  Marken  nicht  gedeckt 
ist,  ist  vor  ihrer  Einklebung  die  Gewährung  der  Rente  unzu- 
lässig, da  nur  diejenigen  Beschäftigungswochen  angerechnet  wer- 
den, für  welche  wirklich  —  wenn  auch  noch  so  verspätet  —  Marken 
verwendet   sind    (Amtl.    Nachr.    des    Reichsvers.- Amts,    Inv.-   u. 
AHerevers.  1893  No.  219,   298;   1894  Xo.  331;   1896  Xo.  479). 
—  Man  wende  nicht  ein,  dass  es  der  Versicherte  doch  in  seiner 
H*nd  habe,  dafür  zu  sorgen,  dass  sein  Arbeitgeber  für  ihn  richtig 
und  rechtzeitig  klebe :  Macht  geht  vor  Recht,  und  wo  kein  Kläger 
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ist,  da  ist  auch  kein  Richter.  Der  Arbeiter  scheut  sich  bei  der 
heutigen  Ueberfüllung  des  Arbeitsmarktes  sehr,  den  Angeber  zu 
spielen,  damit  er  nicht  alsbald  wieder  entlassen  werde.  Hat  er 
aber  die  Krankenkasse  oder  Gemeindehebestelle  als  seinen  von 
Amtswegen  berufenen  Fürsprecher  zur  Seite,  so  bedarf  es  seiner 
Bemühung  kaum  mehr,  um  die  Einzahlung  der  nöthigen  Beiträge 
zu  erreichen.  Denn  die  unterlassene  Meldung  eines  Kranken- 
versicherungspflichtigen bei  der  Hebestelle  hat  neben  der  Strafe 
des  §  81  des  Krankenvers. -Ges.  das  höchst  unbehagliche  Risiko 
im  Gefolge,  ausser  der  Nachzahlung  der  Beiträge  von  Anbeginn 
an  auch  alle  Unterstützungskosten  (Krankengeld,  Arzt,  Arznei, 
Anstaltspflege,  Sterbegeld  u.  s.  w.)  der  Kasse  ersetzen  zu  müssen, 
wenn  der  Versicherte  vor  der  Anmeldung  erkrankt  oder  stirbt 
(§  50  1.  c). 

Die  Verbindung  beider  Versicherungen  hat  für  die  Arbeiter- 
schaft den  ferneren  Nutzen,  dass  ihnen,  so  oft  sie  zur  Einliefe- 
rung  von  An-  und  Abmeldungen,  von  Beiträgen  und  Eintritts- 
geldern, zur  Abholung  von  Krankengeld  u.  dgl.  auf  der  Kassenstelle 
erscheinen,  durch  den  mit  der  einschlagenden  Gesetzgebung  tag- 
täglich sich  befassenden  Kassenführer  allerlei  nützliche  Rathschläge 
ertheilt  werden  können,  die  sie  von  anderer  Seite  nicht  so  leicht 
bekämen.  Nichts  ist  z.  B.  natürlicher,  als  wenn  demjenigen,  wel- 
cher nach  seinem  Ausscheiden  aus  krankenversicherungspflichtiger 
Thätigkeit  die  Mitgliedschaft  bei  der  Krankenkasse  durch  Leistung 
fernerer  Beiträge  nach  §  27  1.  c.  aufrechterhalten  will,  gleichzeitig 
Bedeutung  und  Form  der  freiwilligen  Fortsetzung  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  in  arbeitlosen  Zeiten  (§§  8,  117  ff.  des 
Inv.-  u.  Altersvers.-Ges.)  klar  gemacht  werden.  Ein  Wort  zur 
rechten  Zeit  über  diese  Einrichtung,  deren  Werth  in  vielen  Kreisen 
noch  fast  unbekannt  ist,  kann  manchen  Rentenanspruch  retten, 
der  sonst  Mangels  erfüllter  Wartezeit  hinfallig  wäre.  Hat  der 
Versicherte  Krankheiten  bei  der  Krankenkasse  durchgemacht,  so 
wird  die  Eintragung  derselben  in  der  aufzurechnenden  Quittungs- 
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iarte  von  dem  Kassenführer  auch  ohne  Antrag  schwerlich  ver- 
gessen werden  (§  103  Abs.  2,  §  18  1.  c).  Fehlt  aber  die  Per- 
onalunion  zwischen  Krankenkasse  und  aufrechnender  Behörde,  so 
mterbleibt  im  Drange  der  Geschäfte  leicht  der  Krankheitsvermerk, 
nd  die  als  Beitragszeit  II.  Lohnklasse  zu  rechnenden  Wochen  der 
Irwerbsunfähigkeit  drohen  verloren  zu  gehen.  Das  Eingreifen  der 
£rankenkassenorgane  dient  also  sehr  dem  wohlwollenden  Zwecke 
ies  Gesetzes  und  erspart  spätere  Mühen  und  Unannehmlichkeiten. 
Die  Kasse  kann  und  soll  für  den  unerfahrenen  Arbeiter  gewisser- 
massen  die  Ortsstelle  der  vorläufig  noch  nicht  Gesetz 
gewordenen  Gesammtversicherung,  die  greifbare  Verkörpe- 
rung des  verwickelten,  ihm  unverständlichen  Verwaltungsmechanis- 
dius  der  verschiedenen  Versicherungsorgane  sein.  Der  Entschluss, 
auf  Invalidenrente  anzutragen  und  damit  selbst  zu  erklären,  dass 
die  Hoffnung  auf  Wiedererlangung  der  Erwerbsfahigkeit  für  ab- 
sehbare Zeit  geschwunden  sei,  wird  dem  Kranken  nicht  leicht. 
Der  Krankenkassenbeamte  vermag  ihm  auseinanderzusetzen,  dass 
nne  Verzögerung  des  Antrages  die  Gefahr  des  Verlustes  der 
Rente  für  Monate  in  sich  birgt,  da  nach  §  29  Abs.  1  des  Inv.- 
i.  Altersvers.-Ges.  als  Zeitpunkt  der  Invalidität  und  des  Renten- 
>eginns  der  Tag  der  Stellung  des  Rentengesuchs  gilt,  sofern  nicht 
sin  anderer  in  der  Entscheidung  festgestellt  wird. 

Der  Arbeitgeber  aber  kommt  bei  dem  Einzugsverfahren 
licht  so  leicht  in  Gefahr,  Zuwiderhandlungen  zu  begehen  und 
leshalb  in  gerichtliche  oder  Ordnungsstrafe  genommen  zu  wer- 
len.  Die  einzige  Pflicht,  die  ihm  ausser  dem  Zahlen  obliegt,  ist 
lie  der  An-  und  Abmeldung  bei  der  Krankenkasse  (Hebestelle) 
md  hierzu  ist  er  ja  so  wie  so  bei  krankenversicherungspflichtigen 
Personen  verbunden.  Der  Vorstand  der  Versicherungsanstalt  hat 
*egen  ihn,  wenn  die  Meldung  unterbleibt,  kein  Ordnungsstrafrecht 
ms  §  143  1.  c.  neben  der  aus  §  81  des  Krankenvers.-Ges.  ver- 
wirkten Strafe  (vgl.  Geschäftsbericht  des  Reichsvers.- Amts  für  das 
Jahr  1893,  S.  23).    Die  mit  der  Beitragseinziehung  betraute  Stelle 
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ist  verantwortlich  dafür,  dass  und  von  welcher  Sorte  (Höhe,  An- 
stalt) Marken  zu  verwenden  sind,  sie  hat  sich  über  die  Frage,  ob 
Versicherungspflicht  gegen  Invalidität  vorliegt,  genau  zu  unter- 
richten, ohne  dass  dem  Arbeitgeber,  der  die  Meldung  erstattet 
hat,  viel  Kopfzerbrechen  hierüber  zugemuthet  wird,  sie  kann  sich 
auch  mit  dem  Zeitpunkte  des  Einklebens  besser  einrichten,  als 
der  an  den  ersten  Tag  der  Lohnzahlung  gebundene  Arbeitgeber 
(§  109  Abs.  1  des  Inv.-  u.  Altersvers.-Ges.),  welchem  das  erforder- 
liche Bureaupersonal  nur  selten  zur  Verfügung  steht.  Allwöchent- 
lich, monatlich,  vierteljährlich,  je  nach  den  Lohnzahlungsabschnitten, 
macht  der  letztere  in  einem  Betrage  mit  einander  die  Abzüge  für 
Kranken-  sowie  für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  und  stellt 
die  entsprechende  Summe  in  den  statutenmässigen,  meist  vier- 
wöchentlichen oder  monatlichen  Fristen3,  der  Hebestelle  durch 
Uebersendung  oder  durch  Zahlung  an  den  abholenden,  mit  der 
Einklebung  betrauten  Boten  zur  Verfügung.  Selbst  wenn  er  im 
Einzelfalle  es  vergass,  den  Abzug  bei  der  betreffenden  oder  der 
nächstfolgenden  Lohnzahlung  zu  machen,  ist  der  Ausfall,  für  den 
er  einzutreten  hat,  und  der  eine  Art  von  Strafe  bildet,  kein 
grosser;  der  Kassenbote  oder  der  Exekutor  wird  ihm  bald  genug 
die  Sache  in's  Gedächtniss  rufen.  Anders  ist  es  dagegen,  wenn 
halbe  oder  ganze  Jahre  hindurch  ein  zur  Selbstverwendung  der 
Marken  Befugter  damit  gesäumt  hat  und  nun  bei  Auflösung  des 
Arbeitsverhältnisses ,  bei  Kontroifeststellungen  u.  8.  w.  zur  Nach- 
holung angehalten  wird4.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  er  von 
dem  Vorstande  der  Versicherungsanstalt  in  eine  Ordnungsstrafe 
bis    zu    300  M.  genommen   werden    kann,    geht    es   auch   sonst 

8  Vierteljährliche  Fristen,  wie  sie  in  Karlsruhe  gelten,  empfehlen  sich 
nicht;  die  Zwischenzeit  darf  nicht  zu  lang  sein  (vgl.  „Arb.- Versorgung"  XI, 
S.  271,  449,  633). 

*  Abweichend  von  den  Krankenkassenbeiträgen,  die  nur  für  das  letzt- 
verflossene Kalenderjahr  nachgefordert  werden  können,  verjähren  Invaliden- 
beiträge erst  in  4  Jahren  nach  der  Fälligkeit  (§  137  des  Inv.-  u.  Altersvers.- 
Ges.,  §  55  Abs.  1  Krankenvers.-Ges.). 


—     473     — 

schwerlich  ohne  unliebsame  Erörterungen  ab,  bei  denen  er  das 
Gesetz  gegen  sich  hat;  macht  er  den  Versuch,  nachträglich  die 
Beitragshälfte  fiir  die  volle  Zeit  des  Rückstandes  vom  Arbeiter 
durch  Lohneinbehalt  zu  fordern,  so  setzt  er  sich  der  Bestrafung 
nach  §§  147,  148  1.  c.  aus.  Sieht  er  aber  nothgedrungen  ein, 
dass  er  den  Abzug  jetzt  nicht  mehr  machen  darf,  so  wird  er 
gewiss  sich  den  über  das  „Klebegesetza  mit  grösserem  oder  ge- 
ringerem Rechte  Erbitterten  zugesellen.  Das  Einzugs  verfahren 
setzt  ihn  solchen  „Scherereien"  nicht  aus. 

Es  ist  den  Betheiligten  vom  Gesetzgeber  überlassen,  sich 
darüber  zu  verständigen,  ob  die  Quittungskarte  bei  der  Hebestelle 
nach  §  115  1.  c.  hinterlegt,  ob  sie  dem  Arbeitgeber  behändigt, 
oder  ob  sie  im  Besitze  des  Versicherten  bleiben  soll.  Einer  der 
beiden  ersten  Wege  verdient,  da  bei  den  Arbeitern  die  Karte 
nicht  sehr  geschont  wird  und  leicht  verloren  geht,  jedenfalls  den 
Vorzug.  Die  Karte  ist  dann  bei  der  Hand,  wenn  geklebt  werden 
soll.  Die  Hinterlegung  aber  bei  der  Kasse  gewährt  entschieden 
die  grösste  Sicherheit,  fuhrt  den  Dienstherrn  nicht  in  Versuchung, 
bei  Lösung  des  Verhältnisses  ein  vermeintliches  Retentionsrecht 
auszuüben,  und  wird  mit  Recht  in  dem  Aufsatze  eines  Praktikers 
(„Arbeiterversorgunga  Bd.  XII,  S.  7 ff.)  als  das  zweckmässigste 
Mittel  zur  Herbeiführung  pünktlicher  Markenverwendung  bezeich- 
net, während  anderenfalls  nach  Einziehung  der  Beiträge  oft  noch 
lange  auf  die  Karte  gefahndet  werden  muss.  Allerdings  thut  der 
Arbeitgeber  zur  Vermeidung  von  Entschädigungsforderungen  wegen 
Vorenthaltung  des  wichtigen  Legitimationspapiers  (§  108  Abs.  3 
des  Inv.-  u.  Altersvers.-Ges.)  gut,  die  Karte  nicht  ohne  weiteres 
dem  Versicherten  abzufordern  und  seinerseits  der  Hebestelle  zu 
übermitteln,  sondern  jenen  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
für  ihn  die  Karte  dort  hinterlegt  werde.  Bei  plötzlicher  Auf- 
lösung des  Arbeitsverhältnisses  kann  dann  Verweisung  an  die 
Hebestelle  behufs  Abholung  erfolgen,  und  der  Arbeitgeber  braucht 
nicht  selbst  die  Karte  herbeizuschaffen.     Dass  diese  Grundsätze 


—     474     — 

bei  einem  im  Namen  des  Versicherten  geschlossenen  Deposital- 
vertrage  Platz  greifen,  ist  in  einer  Gewerbestreitsache  vom  Land- 
gerichte in  Braunschweig  übereinstimmend  mit  dem  erstinstanzlich 
angerufenen  Gewerbegerichte  entschieden,  als  ein  Arbeiter  sich 
hartnäckig  weigerte,  die  Karte  von  der  Kasse  abzuholen,  bei  der 
sie  mit  seinem  Wissen  und  Willen  hinterlegt  war6.  Bei  einer 
eigenmächtigen  Deponirung  würde  dagegen  selbst  der  Gesichts- 
punkt der  nützlichen  Geschäftsführung  nicht  immer  zum  Ziele 
führen:  wird  die  Karte  nicht  alsbald  herausgegeben,  so  ist  der 
Arbeitgeber  für  den  etwaigen  Schaden  haftbar.  Der  Nachweis 
des  hierum  cessans  ist  nicht  allzuschwer,  da  nach  der  Karte  fast 
jeder  um  Arbeit  Angesprochene  zu  fragen  pflegt.  Wird  das 
Arbeitsverhältniss  aufgehoben,  so  muss  die  Abmeldung  bei  der 
Krankenkasse  ohnehin  in  den  nächsten  Tagen  (§  49  des  Kranken- 
vers.-Ges.)  vorgenommen  werden,  und  die  Einzahlung  der  Rest- 
beiträge, die  Klebung  der  rückständigen  Marken  und  die  Be- 
händigung  des  Krankenkassenbuches  mit  der  Quittungskarte  an 
den  Versicherten  kann  im  unmittelbaren  Zusammenhange  damit 
erfolgen.  Ging  der  Entlassung  eine  Kündigung  von  einigen  Tagen 
oder  Wochen  voraus,  so  lässt  sich  die  Uebergabe  der  in  Ordnung 
gebrachten  Papiere  in  aller  Buhe  vorbereiten;  selbst  bei  plötz- 
licher Lösung  des  Dienstes  wird  die  Angelegenheit  mit  wenigen 
Ausnahmen  binnen  24  Stunden  zu  regeln  sein. 

Nicht  so  augenfällig  ist  der  für  die  Krankenkassen  aus 
dem  Einzugsverfahren  entspringende  Gewinn.  Es  wird  ihnen  eine 
erhebliche  Arbeitslast  aufgebürdet,  und  es  ist  trotz  der  hier  und 
da  übertriebenen  Klagen  einzelner  Hebestellen,  welche  15,  20  und 
mehr  v.  H.  des  Markenwerths  als  Gebühren  beanspruchen  möch- 
ten, immerhin  zuzugeben,  dass  die  anstaltsseitig  zu  zahlende  Ver- 


5  Die  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  für  diese  Streitsachen,  bei  denen 
es  sich  um  Erfüllung  einer  Nebenforderung  aus  dem  Arbeitsvertrage  handelt, 
ist  m.  E.  mit  Unrecht  in  Zweifel  gezogen  vom  Landgericht  München  I; 
Blätter  für  soziale  Praxis  II  8.  114. 
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gütung  der  Kassenbemühungen  meistens  nur  knapp  genügt.    Bei- 
läufig sei  bemerkt,  dass  es  auf  die  Dauer  nicht  haltbar  erscheint, 
wenn  diejenigen  Kassen,   welche   aus   freien  Stücken   durch   ihr 
Statut  die  Beitragseinziehung  übernehmen,  ganz  ohne  Entschädi- 
gung dafür  bleiben  sollen  (Amtl.  Nachr.,  Inv.-  u.  Altersvers.  1891, 
8. 127  No.  16).     Um  sich  aber  ein  richtiges  Bild  von  der  Sache 
zu  machen,   muss  man  auch  den  mittelbaren  Gewinn  berück- 
sichtigen,  der  den  Kassen  aus  der  Bearbeitung  der  Invaliditäts- 
versicherung erwächst.     So  schwer  psychologisch  die  Gewöhnung 
an  die  staatliche  Fürsorge  für  entfernt  erscheinende  Möglichkeiten 
fallen  mochte,  so  ist  doch  die  gesetzliche  Notwendigkeit,  gegen 
Invalidität  versichert  zu  werden,  und  die  Bedeutung  der  Quittungs- 
karte als  eines  Legitimationsmittels  rasch  in  das  Bewusstsein  der 
arbeitenden   Bevölkerung    übergegangen.     Unverkennbar    ist    die 
Rückwirkung  auf  die  Durchführung  der  ebenfalls  gesetzlich   ge- 
botenen Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Krankheit.    Manches 
Mitglied,  welches  der  Krankenkasse  früher  durch  die  Säumigkeit 
des  Arbeitgebers  entgangen  war  und  sich  diesen  ungehörigen  Zu- 
stand wegen  des  unterbleibenden  Abzuges  der  Kassenbeiträge  gar 
nicht  ungern  hatte  gefallen  lassen,  wird  jetzt  durch  das  Erforder- 
tiss   der    Kartenausstellung   und    Markenklebung,    dem    für    die 
Krankenversicherungspflichtigen  nur  durch  die  zuständige  Kassen- 
stelle genügt  werden  kann,   der  Krankenkasse  zugeführt  und  in 
tollem  Masse  von  der  Versicherung  erfasst.     Werden  Fälle  der 
Sinterziehung   aufgedeckt,   so   ist  Nachforderung   der  Kranken - 
**ssen-Beiträge    statthaft,    soweit   nicht  Verjährung   eingetreten, 
*lso  bis  zum  1.  Jan.  des  letztverflossenen  Kalenderjahres  zurück- 
ferechnet  (§§  50  Abs.  2,  55  Abs.  1  des  Krankenvers.-Ges.).    Wo 
leben  den  Einzugsstellen  kontrolirende  Beamte  der  Invaliditäts- 
nd   Altersversicherungsanstalt   thätig   sind,    da   treiben   sie    der 
Lrankenkasse  gewissermassen   die  Mitglieder  zu,  weil   sie   schon 
egen  der  Höhe  der  zu  verwendenden  Marken  (§  22  No.  4  der 
3V.-  u.  Altersvers.-Ges.)  darauf  geschult  sein  müssen,  zu  beachten 


—     476     — 

und  festzustellen,  ob  und  wo  ein  Arbeiter  kraft  des  Gesetzes 
gegen  Krankheit  versichert,  bezw.  ob  er  Mitglied  einer  den  An- 
forderungen des  §  75  des  Krankenvers.-Ges.  entsprechenden  Hülfs- 
kasse  ist  oder  nicht. 

Es  hegt  auf  der  Hand,  wie  sehr  solche  Nachzahlungen  der 
Finanzlage  der  Kassen  zu  Statten  kommen  müssen;  ein  fernerer 
Gewinn  ist  für  sie  darin  zu  erblicken,  dass  für  ihre  Mitglieder 
dem  Arbeitgeber  keinerlei  Last  aus  der  Besorgung  des  Marken- 
klebens  erwächst,  und  dass  dieser  Umstand  bei  der  Entscheidung, 
ob  Hülfs-  oder  Zwangskassen,  zu  Gunsten  der  letzteren  in's  Ge- 
wicht fallt,  um  so  mehr,  da  dieselben  auch  in  sonstiger  Beziehung 
bei  der  Anwendung  des  Invalidität^-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes bessere  Bedingungen  gewähren  als  die  Hülfskassen,  welche 
nach  den  Motiven  (a.  a.  O.  S.  128)  ihrer  ganzen  Organisation  und 
Tendenz  gemäss  für  ungeeignet  zur  Uebernahme  des  Einzugs- 
geschäfts zu  halten  sind.  Die  Vorstände  der  Orts-,  Betriebs- 
(Fabrik-),  Bau-,  Innungskranken-  und  Knappschaftskassen  haben 
das  Recht,  bei  der  Wahl  der  Ausschussmitglieder  der  Versiche- 
rungsanstalten mitzuwirken,  während  für  die  Hülfskassen  die 
Wahl  durch  die  Gemeindebehörde  mit  besorgt  wird  (§  48  Abs.  2 
des  Inv.-  u.  Altersvers.-Ges. 6),  sie  werden  bei  Anträgen  auf 
Invalidenrente  gehört,  sie  können  die  Aufrechnung  voller  und  die 
Ausstellung  neuer  Quittungskarten  selbst  besorgen,  was  haupt- 
sächlich bei  Betriebs-(Fabrik-)  und  Baukrankenkassen  ungemein 
bequem  für  die  Arbeitgeber  ist,  endlich  erfolgt  für  ihre  Mitglieder 
die  Berechnung  des  Jahresarbeitsverdienstes  gemäss  §  22  No.  4 
1.  c.  in  der  gerechtesten  Weise  nach  dem  durchschnittlichen  Tage- 
lohne, Klassenlohne  oder  wirklichem  Arbeitsverdienste  (§§  20,  26 
No.  6,  64  Ziff.  1  des  Krankenvers.-Ges.).  Für  die  Personen  da- 
gegen, welche  eingeschriebenen  oder  auf  Grund  landesrechtlicher 
Vorschriften  bestehenden  Hülfskassen  angehören,   wird  nur  der 


0  Vgl.  ebenso  §  42  des  Unfallvers.-Ges. 
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rtsübliche  Tagelohn  gewöhnlicher,  durch  keinerlei  Vor- 
Ldung  oder  technische,  erlernte  Fertigkeiten  sich  auszeichnender 
agearbeiter  zu  Grunde  gelegt  (§  8  das.;  §  22  No.  5  Inv.-  u. 
Itersvers.-Ges.).  Die  zu  leistenden  Invalidenbeiträge  sind  des- 
ilb  im  Durchschnitt  geringer  (meist  20  bezw.  24  Pf.  wöchent- 
ch  statt  30  Pf.);  aber  dieser  Minderausgabe,  die  nach  §  109 
Jbs.  3  1.  c.  den  Arbeiter,  wenn  sein  Dienstherr  von  dem  Abzugs- 
schte  Gebrauch  macht,  nur  zur  Hälfte  trifft,  also  nicht  mehr 
is  3—5  Pf.  wöchentlich  oder  V/2 — 21/*  M.  jährlich  beträgt,  steht 
in  ganz  bedeutender  Nachtheil  gegenüber,  der  zur  Zeit  noch 
ielfach  verkannt  wird,  auf  den  jedoch  immer  wieder  die  Auf- 
aerksamkeit  gelenkt  werden  muss.  Die  Höhe  der  zu  erwartenden 
Uters-  oder  Invalidenrente  ist  eine  weit  geringere,  wenn  Beiträge 
1  3.  oder  2.  statt  in  4.  Lohnklasse  geleistet  wurden.  Dies  macht 
ei  der  Altersrente  ein  jährliches  Sinken  des  Betrags  um  1 — 2  M ., 
ei  der  Invalidenrente  um  2 — 3 */»  M.  aus,  weil  die  verminderte 
tentensteigerung  sich  bei  jener  auf  2 — 4  Pf.,  bei  dieser  auf 
— 7  Pf.  für  jede  geklebte  Marke  der  niedrigeren  Sorte  beziffert. 
*om  1.  Jan.  1901  ab  wird  aber,  wenn  nicht  bis  dahin  eine  Ge- 
itzänderung  erfolgt  ist,  der  Ausfall  für  Altersrentner  ein  noch 
ihr  verstärkter  sein,  da  alsdann  nach  §  159  1.  c.  der  Durchschnitt 
*r  seit  dem  1.  Jan.  1891  geleisteten  Beiträge  allein  massgebend 
k,  während  bisher  die  sog.  „vorgesetzliche  Zeita,  die  Jahre 
188 — 1890,  mit  dem  damals  wirklich  bezogenen  Arbeitsverdienste 
gerechnet  wurden  und  so  die  Rentenhöhe  wesentlich  beeinfluss- 
a.  Ein  Handlung9gehülfe,  ein  Monteur,  Aufseher  u.  s.  w.,  der 
1  Jahreslohneinkommen  von  1800  M.  hat  und  in  einer  Stadt 
schäftigt  ist,  in  welcher  der  ortsübliche  Tagelohn  1,80  M.  be- 
tgt  (z.  B.  in  Danzig,  Minden,  Augsburg,  Weimar  u.  a.  m.;  in 
*len  Städten  Ost-  und  Süddeutschlands,  sowie  in  den  meisten 
ldlichen  Bezirken  ist  der  Taglohn  noch  niedriger  festgestellt, 
l.  Götze,  Taschenkalender  zum  Gebrauche  bei  Handhabung 
r  Arbeiterversicherungsgesetze),  muss  es  sich,  wenn  er  in  einer 
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eingeschriebeneu  Hülfskasse  gegen  Krankheit  versichert  ist,  ge- 
fallen lassen,  dass  er  mit  einer  Altersrente  von  135  M.  jährlich, 
oder  mit  einer  Invalidenrente  von  141,20  M.  (nach  zehn  in  Bei- 
tragspflicht verbrachten  Kalenderjahren)  abgefunden  wird.  Ge- 
hört er  dagegen  einer  Zwangskrankenkasse  an,  so  stellt  sich 
seine  Altersrente  auf  191,40  M.  (56,40  M.  mehr),  die  In- 
validenrente auf  177,60  M.  (36,40  M.  mehr).  Der  Unter- 
schied bei  der  letzteren  steigt  bei  fortgesetzter  Beitragsentrichtung 
natürlich  ohne  Aufhören  und  stellt  sich  nach  50  Beitragsjahren 
auf  (415,80  —  251,40)  =  164,40  M.  Die  Mehrausgabe  von  Bei- 
trägen gleicht  sich  also  durch  den  Rentenbezug  bald  aus,  und 
alles  dies  ist  die  Folge  davon,  dass  der  für  Hülfskassenmitglieder 
massgebende  ortsübliche  Tagelohn  mit  seinem  Jahresbetrage  von 
1,80  •  300  =  540  M.  sich  in  den  Grenzen  der  II.  Lohnklasse 
(350 — 550  M.)  bewegt.  Der  Fall,  dass  zur  Ausgleichung  solcher 
Härten  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherte  sich  darüber  einigen, 
es  solle  gemäss  §  22  Satz  2  1.  c.  ein  höherer  als  der  gesetzliche 
Betrag  bei  der  Berechnung  des  Jahresarbeitsverdienstes  berück- 
sichtigt werden,  ist  erfahrungsmässig  recht  selten,  zumal  nachdem 
das  Reichsversicherungsamt  es  für  unstatthaft  erklärt  hat,  dass 
der  Mehrbetrag  für  die  höhere  Sorte  der  Beitragsmarken  durch 
Verabredung  dem  Versicherten  allein  zur  Last  fallen  solle  (Anitl. 
Nachr.,  Inv.-  u.  Altersvers.  1891,  S.  137  No.  23;  Fey  und  Zeller's 
Zeitschrift  „Die  Inv.-  u.  Altersvers.a,  Bd.  I,  S.  71  ff.,  81 ;  Geb- 
hard,  Kommentar,  Anm.  3  zu  §  22). 

Und  nicht  nur  die  Höhe,  sondern  auch  der  Anfang  der  In- 
validenrente wird  hierdurch  zum  Schaden  des  Versicherten  beein- 
flusst.  Die  Erwerbsunfahigkeitsziffer  wird  nach  §  9  Abs.  3  l.  c. 
für  Hülfskassenmitglieder  ebenfalls  nach  dem  ortsüblichen  Tage-  j= 
lohne,  in  obigem  Beispiele  also  nach  der  2.  Lohnklasse  bestimmt,  t 
Es  muss  mithin  für  jene  die  Möglichkeit,  sich  durch  eine  ihren 
Kräften  und  Fähigkeiten  angemessene  Lohnarbeit  noch  Verdienst 
zu  verschaffen,  unter  eine  verhältnissmässig  sehr  niedrige  Grenze, 
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unter  173V3M.  jährlich  ( — 1 — — — )  herabsinken,  ehe 
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Invalidenrente  beansprucht  werden  kann.  Sind  sie  Mitglieder  der 
Orts-  oder  einer  sonstigen  Zwangskrankenkasse,  so  beziehen  sie 
schon  bei  einer  Erwerbsbeschränkung,  die  ihnen  nicht  über  250  M. 
jährlich  zu  verdienen  gestattet,  die  Rente,  treten  also  vielleicht 
um  Jahre  früher  in  den  Genuss  der  Wohlthaten  des  Gesetzes. 
Wie  diese  Erwägungen  schon  gegenwärtig  dahin  fuhren,  der 
Mitgliedschaft  bei  den  Zwangskrankenkassen  den  Vorzug  vor  der 
bei  den  eingeschriebenen  Hülfskassen  zu  geben,  so  sollten  sie  auch 
den  Anstoss  dazu  bieten,  früher  oder  später  einmal  den  gesamm- 
ten  Organismus  der  Krankenversicherung  abzuändern  und  den 
Hülfskassen  das  Recht,  von  der  Zugehörigkeit  zu  der  Zwangs- 
kasse zu  befreien,  wegen  der  verhängnissvollen  Wirkungen  dieses 
Dualismus  zu  nehmen.  Sie  spielen  in  ländlichen  Bezirken  aller- 
dings nur  eine  ganz  geringe  Rolle ;  man  wird  in  manchen  Gegen- 
den lange  suchen  können,  ehe  man  ein  Hülfskassenmitglied  findet, 
weil  die  Einrichtung  mit  politischen  Strömungen  (Hirsch-Dunker- 
sche  Gewerkvereine,  Sozialdemokratie)  zusammenhängt  und  haupt- 
sächlich von  den  „organisirten  Arbeitern"  benutzt  wird.  In  den 
Städten,  vor  allem  in  den  Mittelpunkten  des  Handels,  der  In- 
dustrie, des  Verkehrs,  ist  ihr  Einfluss  sehr  bedeutend ;  sie  haben 
durchweg  niedrige  Beitragssätze,  gewähren  den  Mitgliedern  ein 
ziemlich  hohes  Krankengeld  auf  20,  26,  oft  sogar  52  Wochen, 
gestatten  weitgehenden  Antheil  an  der  Selbstverwaltung,  haben 
auch  grossentheils  Freizügigkeit  für  das  ganze  Deutsche  Reich 
(sog.  Zentralkassen).  Ich  verwahre  mich  nachdrücklich  dagegen, 
aus  politischen  Gründen  der  Zurücksetzung  der  Hülfskassen  das 
Wort  zu  reden,  halte  aber  die  Zeit  nicht  mehr  fern,  wo  auch 
die  politisch  am  meisten  geschulten  Arbeiter  sich  der  Ueber- 
zeugung  nicht  verschliessen  können,  es  sei  die  Scheidung  zwischen 
Zwangs-  und  Hülfskassen  eine  verderbliche.  Sie  hält  die  Zwangs- 
kassen in  gedeihlicher  Entwicklung  auf.    da   ihnen   die  rüstigen. 
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mit  geringerem  Risiko  zu  versichernden  Mitglieder  von  den  bil- 
ligeren Hülfskassen  weggefangen  werden  (vgl.  die  Daten  bei  Roth 
in  der  „Sozialen  Praxis",  Bd.  V  S.  979).  Sie  bietet  aber  auch 
den  Arbeitern  ein  Danaergeschenk:  wer  ein  bestimmtes  Lebens- 
alter (meist  40  oder  50  Jahre)  tiberschritten  hat,  darf  Statuten- 
massig  von  der  Hülfskasse  nicht  aufgenommen  werden.  Hat  er 
beispielsweise  als  ein  vom  Lande  in  die  Stadt  Gezogener  bisher 
sich  nicht  zum  Eintritt  in  die  Kasse  veranlasst  gesehen,  oder  ist 
diese  aufgelöst,  geschlossen,  oder  ist  er  —  was  bei  Arbeitlosig- 
keit,  Gefängnisstrafe,  Krankheit  u.  dgl.  leicht  vorkommt  —  aus 
der  Mitgliederliste  wegen  Zahlungssäumniss  gestrichen,  so  stösst 
er  bei  dem  Suchen  nach  neuen  Stellen  auf  vielfache  Schwierig- 
keiten. Mancher  Arbeitgeber,  der  sich  stolz  als  Anhänger  der 
Selbsthülfe  auf  gewerblichem  Gebiete  bezeichnet,  wird  ihn  mit 
der  Bemerkung  abweisen,  er  nehme  nur  Leute  in  Arbeit,  welche 
sich  selbst  in  Hülfskassen  versichert  hätten  —  er  braucht  natür- 
lich für  solche  keinerlei  Krankenkassenbeiträge  zu  entrichten. 
Wenn  dem  Arbeitslosen  auf  diese  Weise  die  gesetzliche  Wohl- 
that  der  Zwangsversicherung  zur  Plage  wird,  so  ist  das  ein  böser 
Missstand.  Geleugnet  kann  derselbe,  wenigstens  in  den  grösseren 
Städten,  gewiss  nicht  werden;  Beobachtungen  der  geschilderten 
Art  sind,  zumal  im  Winter,  häufig  genug.  Ein  energischer  Ver- 
fechter der  Arbeiterfürsorge,  der  Vorsitzende  der  Versicherungs- 
anstalt Berlin,  Dr.  Freund,  ist  in  seinen  „Vorschlägen  zur  Ver- 
einfachung der  Arbeiterversicherung"  (vgl.  Reichsanzeiger  vom 
15.  Nov.  1895  No.  274)  vor  dem  Radikalmittel  der  Aufhebung 
des  bisherigen  Charakters  der  Hülfskassen  nicht  zurückgeschreckt. 
Man  kann  sie  sehr  wohl  als  Zuschusskassen,  also  nicht  als  Er- 
satz, sondern  als  eine  durch  freiwillige  Mitgliedschaft  gewonnene 
Ergänzung  der  Zwangskassen  bestehen  lassen,  während  letztere 
fortan  jeden  Krankenversicherungsptiichtigen  in  sich  aufnehmen 
würden. 

Fällt   aber   das  Privileg  der  Hülfskassen,   und    befreien   sie 
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nicht  mehr  von  der  Zugehörigkeit  zu  der  gesetzlichen  Kranken- 
versicherungsstelle, so  besorgt  die  letztere  auch  für  die  bisherigen 
Hülfskassenmitglieder  die  Markenklebung  mit  und  wird  zugleich 
durch  den  Zuwachs  mit  seinen  besseren  Gesundheitsverhältnissen 
finanziell  entlastet.  Auch  böte  diese  Umgestaltung  den  grossen 
Nutzen,  dass  man  gerade  die  Führer  der  Arbeiterschaft,  welche 
in  den  einzelnen  Orten  jetzt  sehr  oft  als  Vorstandsmitglieder  der 
Hülfskassen  eine  Rolle  spielen,  zu  gemeinsamer,  positiver  Arbeit 
mit  den  Arbeitgebern  bei  der  Versicherung  heranziehen  könnte, 
ähnlich  wie  es  in  Lohnstreitigkeiten  seit  fünf  Jahren  in  den  Ge- 
werbegerichten geschieht.  Die  Achtung  vor  dem  ehrlichen  Geg- 
ner, das  Gefühl,  dass  trotz  des  Trennenden  eine  Menge  von 
Berührungspunkten  sich  finden,  werden  das  Vertrauen  auf  eine 
friedliche  Lösung  der  gegenwärtig  zwischen  Arbeitgebern  und 
-Nehmern  vorhandenen  Hauptstreitfragen  allmählich  wieder  in 
weiteren  Kreisen  aufkommen  lassen. 

Nun  wird  der  Befürwortung  des  Einzugsverfahrens  freilich 
entgegengehalten,  dass  sich  dasselbe,  wie  schon  die  Motive  a.  a.  O. 
bemerkten,  in  vielen  Gegenden  nicht  anwenden  lasse,  weil  die 
Zahl  der  Krankenversicherungspflichtigen  eine  zu  geringe  sei. 
Es  verbleibe  dann  die  Last  der  Beitragserhebung  den  Gemeinde- 
behörden für  einen  übergrossen  Rest  von  Personen  aus  der  Ge- 
meindekrankenversicherung, aus  Hülfskassen,  aus  den  noch  nicht 
vom  Krankenversicherungszwange  erfassten  Betrieben  u.  s.  w. 

Aber  dieser  Einwand  ist  nicht  durchschlagend.  An  Stelle 
der  Gemeindekrankenversicherung  können  und  sollen  Ortskranken- 
kassen gesetzt  werden,  welche  mehr  als  jene  leisten  müssen  (Be- 
messung des  Krankengeldes  nach  dem  wirklichen  Lohndurchschnitt 
statt  nach  dem  ortsüblichen  Tagelohne  gewöhnlicher  Arbeiter, 
Unterstützung  von  Erwerbslosen  und  Wöchnerinnen,  Sterbegeld), 
welche  mehr  leisten  können  (Krankengeld  bis  zu  3/4  aes  Lohns, 
längere  Dauer  des  Bezuges  etc.),  und  der  Selbstverwaltung,  also 
der  Bethätigung  des  Eifers  und  Interesses  der  Betheiligten,  das 
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Feld  eröffnen.  Auf  dem  Lande  wie  in  den  Städten  müsste  allent- 
halben hiermit  vorgegangen  werden,  sei  es  auch  unter  Zusammen- 
legung mehrerer  Dörfer  zu  einer  gemeinsamen  Ortskrankenkasse 
mit  Spezialkassenstellen  an  jedem  Orte. 

Ueber  einen  Kamm  braucht  darum  nicht  alles  geschoren  zu 
werden.  Bei  Einführung  des  Einzugsverfahrens  ist  der  Vorbehalt 
möglich  und  wird  thatsächlich  gemacht,  dass  durch  Einverständ- 
niss  der  Verwaltungsbehörde  und  des  Anstaltsvorstandes  einzelnen 
Arbeitgebern  (z.  B.  Behörden)  auf  ihren  Antrag  die  Befugniss 
zum  Kleben  gewahrt  bleiben  solle.  So  lange  die  Betreffenden 
ihre  Pflichten  in  dieser  Richtung  pünktlich  erfüllen,  wird  ihnen 
bei  ihrem  etwaigen  Wunsche,  für  die  Hülfskassenmitglieder  das 
Einkleben  selbst  zu  besorgen,  nichts  in  den  Weg  gelegt  werden. 
Sie  haben  dann  auch  keine  Ursache,  sich  über  die  entstehende 
Arbeit  zu  beklagen;  volenti  non  fit  injuria. 

Was  aber  diejenigen  gegen  Invalidität  und  Alter  versicherten 
Personen  anlangt,  welche  dem  Krankenversicherungszwange  bis 
jetzt  noch  nicht  unterstellt  sind,  so  kann  die  Entwicklung  ihnen 
gegenüber  kaum  lange  aufgehalten  und  ihre  Unterwerfung  unter 
das  Krankenversicherungsgesetz  durch  Reichsgesetz,  Landesgesetz 
oder  Statut  nicht  mehr  weit  hinausgeschoben  werden.  Bewiesen 
wird  dies  deutlich  durch  das  Beispiel  einer  Reihe  von  Bundes- 
staaten, welche  schon  seit  Jahren  die  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Arbeiter  (§  133  Landwirthsch.  Unfallvers.-Ges. 
v.  5.  Mai  1886)  für  krankenversicherungspflichtig  erklärt  haben. 
Das  Gleiche  ist  in  Bezug  auf  die  Dienstboten  geschehen  (vgl. 
die  „Inv.-  u.  Altersvers.a  Bd.  III  S.  109ff.;  Zimmermann  in  der 
„Sozialen  Praxis"  V.  Jahrg.  S.  922  u.  1021).  Soweit  die  Ge- 
setzgebung versagen  sollte,  kann  in  den  grösseren  und  kleineren 
Verbänden  (Provinz,  Kreis,  Gemeinde)  auf  die  Erweiterung  des 
Zwangs  hingearbeitet  werden.  Der  Segen  wird  nicht  ausbleiben, 
denn  es  herrscht  wohl  nur  eine  Stimme  darüber  und  ist  auch  auf 
der   Berliner  Conferenz  im   Reichsamte   des   Innern  vom    4.  bis 
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9.  Nov.  1895  allseitig  anerkannt,  dass  das  Krankenversicherungs- 
gesetz sich  in  Deutschland  am  besten  von  allen  Arbeiterversiche- 
rungsgesetzen  bewährt  habe. 

Als  berechtigt  wird  man  dagegen  eine  andere  Einwendung 
gegen  die  ursprüngliche  Handhabung  des  Einzugsverfahrens  aner- 
kennen und  Abhülfe  schaffen  müssen,  wie   dies  thatsächlich  in- 
zwischen seitens  verschiedener  Zentralbehörden  geschehen  ist.   Den 
Hebestellen  erwächst  durch  die  Rückfragen,  welche  seitens  der 
Versicherungsanstalten  gelegentlich  der  Markenkontrolle  oder  nach 
Aufrechnung  und  Einsendung  der  Quittungskarten  ergehen,   eine 
nicht  unbedeutende  Belästigung,  um  so  mehr,  wenn  jede  Berich- 
tigung von  Irrthümern  und  Versehen  nicht  anstalts-,  sondern  kassen- 
seitig  geschehen  soll.     Es  ist  nicht  wohl  einzusehen,  weshalb  die 
Anstalten  nicht  Einbesserungen,  Nachtragungen  von  Krankheiten 
und  Militärdienstzeiten,  unterlassene  Aufrechnungsvermerke  u.  s.  w. 
selbst  vornehmen  sollen.     Es  unterbleibt  z.  B.  bei  Stellung  der 
Invalidenrentenanträge  oft  absichtlich,  die  letzte  Karte  sofort  auf- 
zurechnen, weil  noch  Marken  rückständig  sein  können,  besonders 
aber,  weil  es  fraglich  ist,  wie  viel  Wochen  der  letzten,  zur  In- 
validität führenden  Krankheit  als  Beitragswochen  anzurechnen  sind; 
erst  das  ärztliche  Gutachten  pflegt  den  Zeitpunkt,   seit  welchem 
die  Hoffnung  auf  Wiedererlangung  des  entsprechenden  Masses  von 
Erwerbsfähigkeit  für  den  Sachverständigen  geschwunden  und  In- 
validität eingetreten  ist,  genauer  festzulegen  (Aratl.  Nachr.,  Inv.- 
u.  Altersvers.,   1892  Nr.  196;  1893  Nr.  273).     Zu   der  Schluss- 
folgerung, dass  der  Parteistandpunkt  der  Anstaltsvorstände  ihnen 
den  unbefangenen,  klaren  Blick  trüben  und  sie  zu  den  Geschäften 
der  Kartenberichtigung  nicht  befähigen  könnte,  liegt  wohl  schwer- 
lich irgendwo  ein  Grund  vor:  die  fraglichen  Arbeiten  sind  ziemlich 
mechanischer,  formaler  Natur;  etwaige    UnVollständigkeiten   und 
Fehler  können  auch  im  Rentenverfahren  noch  beseitigt  werden, 
und  das  nobile  officium  des  Anstaltsvorstandes,  der  mit  staatlich 
ernannten  Beamten  besetzt  ist,  bietet  in  der  Regel  die  Bürgschaft 
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dafür,  dass  nicht  ein  schroffer  Formengeist  sich  geltend  mache. 
So  ist  es  denn  durchaus  zu  billigen,  dass  neuerdings  einige  Zentral- 
behörden die  Vorstände  und  deren  Kontroibeamte  für  befugt  er- 
klärt haben,  die  Ausstellung,  den  Umtausch  und  die  Erneuerung 
von  Quittungskarten  vorzunehmen,  sofern  bei  der  Durchführung 
der  Bestimmungen  der  §§  75,  95,  104  u.  127  des  Inv.-  u.  Alters- 
vers.-Ges.  solches  erforderlich  wird; 

vgl.  Erlass  der  Preuss.  Ministerien  für  Handel  und  Ge- 
werbe und  des  Innern  vom  11.  Febr.  1896  („Arbeiterversor- 
gung" Bd.  13  S.  137);  Bekanntmachung  des  Braunschweig. 
Ministeriums  vom  20.  April  1896,  Br.  Gesetz-  und  Verord- 
nungssammlung von  1896  Nr.  20. 
-  Auch  eine  Aenderung  der  Marken  ist  sehr  wohl  zulässig, 
um  den  Einzugsstellen  die  Arbeit  erheblich  zu  erleichtern.  So 
unentbehrlich  die  Wochenmarke  für  die  nicht  ständigen  Arbeiter 
ist,  so  sehr  empfiehlt  sich  ihre  Ergänzung  für  die  dauernd  Be- 
schäftigten durch  Einführung  von  Marken  für  grössere  Zeit- 
abschnitte, insbesondere  für  Monate  und  Vierteljahre  oder  rich- 
tiger, um  dem  gesetzgeberischen  Grundgedanken  der  Beitrags- 
woche treu  zu  bleiben,  für  4  und  13  Beitragswochen.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dass  bei  den  längere  Zeit  im  Dienstverhältnisse  stehenden 
Personen,  z.  B.  den  Betriebsbeamten,  Dienstboten  u.  s.  w.,  hier- 
durch eine  nennenswerthe  Entlastung  der  klebenden  Stelle  erfolgt. 
Es  kommt  dazu,  dass  die  Quittungskarte  bei  derartigen  Marken- 
werthen  viel  längere  Zeit  (über  10  Jahre)  benutzt  werden  kann; 
damit  schrumpft  die  Mühe  der  Aufrechnung  und  der  Aufbewah- 
rung, das  Raumbedürfhiss  für  die  Kartenniederlage  etc.  erheblich 
zusammen.  Schon  der  Regierungsentwurf  (§  87  Abs.  1)  hatte 
dem  Reichsversicherungsamte  die  Befugniss  geben  wollen,  die  Zeit- 
abschnitte zu  bestimmen,  für  welche  die  Marken  auszugeben  seien. 
Die  Reichstagskommission  (Bericht  a.  a.  O.  S.  148)  trug  jedoch 
Bedenken,  die  Zahl  der  Marken  noch  weiter  zu  vermehren,  als 
es  unumgänglich  nothwendig  sei,  und  strich  die  Befugniss.     Die 
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Erfahrungen  seit  1891  haben  nun  gezeigt,  dass  der  Versuch  mit 
Marken  für  längere  Perioden  getrost  gemacht  werden  kann,  da 
wohl  in  Bezug  auf  die  Lohnklasse  oder  die  zuständige  Anstalt 
Irrthümer  vorgekommen  sind,  während  ein  Irrthum  hinsichtlich 
des  Markenwerths  nicht  so  leicht  möglich  ist;  vorausgesetzt  wird 
natürlich,  dass  durch  die  Farbe  die  neuen  Marken  sich  genügend 
von  den  alten  unterscheiden,  um  für  den  ausgebenden  Post- 
beamten und  für  die  mit  der  Verwendung  beauftragte  Stelle  einer 
Verwechselung  vorzubeugen. 

Das  Markensystem  kann  eine  fernere  Verbesserung  durch  die 
obligatorische  Einführung  der  Entwerthung  erfahren,  wie 
die   Motive    dies    ebenfalls   vorsehen  wollten,  indem   sie   (S.  127 
a.  a.  O.)  zur  Verhütung  der  nochmaligen  Verwendung  der  Marken 
und  ähnlicher  Unterschleife  bei  §  91  eine  entsprechende  Bestim- 
mung aufnahmen.     In  der  Reichstagskommission  (Bericht  S.  76) 
wurde  sehr  lebhaft  die  Frage  erörtert,  ob  nicht  von  der  Marken- 
kassierung Abstand  genommen  werden  könne.     Man  wies  regie- 
rungsseitig darauf  hin,  dass  die  Entwerthung  manchen  Uebelständen 
und  Missbräuchen,  z.  B.  bei  Verlust  der  Quittungskarte,  vorbeugen 
werde;  es  könne  unter  Umständen  sich  sogar  empfehlen,  den  Tag 
der  Entwerthung  ersichtlich  zu  machen.    Der  Bundesrath  werde 
sich  bemühen,  die  Sache  so  einfach  als  möglich  zu  gestalten.    Die 
Mehrheit  der  Kommission  überzeugte  sich  hierauf  davon,  dass  es 
in  der  That  nothwendig  sei,  die  Entwerthung  beizubehalten.     In 
der  zweiten  Lesung  aber  (S.  159)  wurde  Wasser  in   den  Wein 
geschüttet.     Einige  Antragsteller  erklärten  die  Entwerthung  nicht 
mehr  für  unentbehrlich,   mit  der  Begründung,  dass  die  Berech- 
nung der  Zinsen-  und  Zinseszinsen  bei  der  Vertheilung  der  Renten 
auf  die  Versicherungsanstalten  in  Wegfall    gekommen   sei;   man 
habe  aber   geglaubt,  dem   Bundesrath    die   Befugniss    geben   zu 
müssen,  erforderlichen  Falls  die  Kassierung  der  Marke  zu  ver- 
langen. —  Anderen  war  auch  dies  noch  nicht  genug;  sie  wollten, 
abgesehen  von  den  freiwillig  Versicherten,  bei  denen  ja  allerdings 
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der  Nutzen  auf  der  Hand  liegt,  die  Entwerthung  ganz  beseitigen. 
Dieselbe  sei  nicht  nöthig  und  schade  insofern,  als  grosse  Schwierig- 
keiten dadurch  eintreten  könnten;  unter  Umständen  sei  sie  sogar 
unmöglich,  wenn  es  sich  nämlich  um  unständige  Arbeiter  handle, 
deren  Beschäftigung  durch  ihren  Zweck   oder  im  voraus   durch 
den  Arbeitsvertrag    auf  einen    Zeitraum  von   weniger   als   einer 
Woche  beschränkt  sei.     Es   scheine   darum  richtig,   schon  jetzt 
endgültig  auf  die  Entwerthung  zu  verzichten,  um  von  den  Arbeit- 
gebern eine  arge  Belästigung  abzuwenden.     Von  den  Regierungs- 
vertretern wurde  indess  an   der  fakultativen  Entwerthungsan Ord- 
nung des  Bundesraths  festgehalten,  da  man  zur  Zeit  noch  nicht 
übersehen  könne,  ob  sich  nicht  später  das  Bedürfniss  allgemein 
herausstellen  werde,   z.  B.   bei   den   hinterlegten  Karten;   es  sei 
aber  nicht  die  Absicht,   den  Arbeitgebern   gegenüber  von  der 
Befugniss  Gebrauch  zu  machen,  man  wolle  die  Entwerthung  viel- 
mehr nur   bei   deponierten   Karten,   sowie   für   Kranken- 
kassen und  Behörden  eintreten  lassen.  —  Hierdurch  beruhigt, 
Hessen  die  Antragsteller  ihren  Widerspruch  fallen,  und  die  jetzige 
Fassung  (§  109  Abs.  2  1.  c.)  fand  die  Zustimmung  der  Kommis- 
sion wie  des  Reichstages. 

Es  ist  danach  der  Bundesrath  berechtigt,  über  die  Entwer- 
thung der  Marken  Vorschriften  zu  machen  und  deren  Nicht- 
befolgung  mit  Strafe  zu  bedrohen.  Das  Nächstliegende  war,  dass 
man  in  dem  Bereiche  des  Einzugsverfahrens  allen  Hebestellen 
die  Verpflichtung  auferlegte,  die  Entwerthung  alsbald  nach  Ein- 
klebung der  Marken  zu  besorgen  (vgl.  die  Bekanntmachungen  des 
Reichskanzlers  v.  27.  Nov.  1890  u.  v.  24.  Dez.  1891,  Amtl.  Nachr. 
des  R.-Vers.-Amts,  Inv.-  u.  Altersvers.  1891  S.  19;  1892  S.  10). 
Auch  war  es  sehr  zweckmässig,  dass  nach  kurzer  Zeit  die  Ent- 
werthung durch  einen  nichtssagenden  Strich  aufgegeben  und  die 
Eintragung  des  Entwerthungstages  an  die  Stelle  gesetzt  wurde. 
Denn  bei  der  Nachprüfung  der  Vollzähligkeit  der  Marken  er- 
leichtert  dieser  Vermerk   die   Arbeit   sehr,  während  bei  Strich- 
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Entwerthung  selbst  ein  Gerichtschemiker  nicht  viel  ausrichten 
könnte.  Durch  Vergleichung  der  Handschrift,  des  etwa  benutzten 
Stempels,  der  Tinte  u.  s.  w.  wird  in  der  Regel  festgestellt  werden 
können,  von  wem  eine  bestimmte  Zahl  und  Sorte  von  datierten 
Marken  geklebt  sind.  Auch  die  aus  der  Datierung  ersichtliche 
Zeitangabe  kann  von  hoher  Wichtigkeit  sein,  besonders  bei  den 
freiwillig  entrichteten  Marken,  deren  Einklebung  nach  Eintritt  des 
Versicherungsfalls  (70.  Geburtstag,  Invalidität,  Heirath)  unwirk- 
sam ist7. 

Diese  Bedeutung  des  Entwerthungsvermerks  sollte  dahin  füh- 
ren, dass  seitens  des  Bundesraths  ganz  allgemein  eine  solche  Ein- 
tragung vorgeschrieben  wurde.  Es  ist  kaum  einzusehen,  wie  dadurch 
ein  Uebermass  von  Belästigung  für  den  zum  Kleben  Verpflichteten 
entstehen  kann;  selbst  bei  unständigen  Arbeitern  nimmt  die  Sache 
nicht  wesentlich  mehr  Zeit  in  Anspruch,  als  das  Kleben  selbst. 
Der  Gewissenhafte,  der  seine  Verpflichtungen  pünktlich  und  voll 
erfüllte,  vermag  durch  Hinweis  auf  das  von  seiner  Hand  her- 
rührende Datum  sogleich  nachzuweisen,  dass  ihn  kein  Vorwurf 
der  Unterlassung  trifft.  Der  Säumige  aber  wird  angehalten,  sich 
grösserer  Sorgfalt  zu  befleissigen,  und  es  wird  seltener  vorkommen, 
dass  zu  spät  oder  gar  nicht  geklebt  wird.  Dem  Markenschwindel 
und  -Schmuggel,  die  in  manchen  Herbergen  in  einer  kaum  ge- 
ahnten Weise  blühen,  wird  wirksamer  vorgebeugt.  Dass  sich  bei 
den  oben  empfohlenen  Vierwochen-  und  Dreizehnwochen-Marken 
die  Arbeit  der  Entwerthung  entsprechend  vermindert,  sei  nur 
nebenbei  erwähnt. 

Gewiss  ist  anzuerkennen,  dass  ein  langsames  Tempo,  ein  be- 
hutsames Vorgehen  bei  Erlass  des  Inv.-  und  Altersvers.-Ges.  ge- 
rechtfertigt war.  Nach  fünf-  bis  sechsjähriger  Erfahrung  sollte 
man  jetzt  aber  die  Entwerthung,  die  sich  bestens  bewährt  hat 
(vgl.  „Arbeiterversorgung"  Bd.  XII  S.  458),  allgemein  einführen. 

7  Amtl.  Nachr.  des  Reichsvers.-Amts,  Inv.-  u.  Altersvers.,  Bd.  II  No.  198; 
Bd.  III  Nr.  255;  Bd.  IV  Nr.  332  und  366;  Bd.  V  Nr.  475. 
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Vielleicht  wird  entgegengehalten,  dass  es  keineswegs  zurVer« 
ein  fachung  der  Arbeiterversicherung  dienen  könne,  wenn  man 
die  Entwerthung  fortan  auch  denjenigen  auferlege,  welche  bisher 
nicht  dazu  verpflichtet  waren;  man  mache  die  Sache  dadurch  nur 
noch  verwickelter.  Darauf  ist  zu  erwidern,  dass  es  nach  den  obigen 
Ausfuhrungen  in  erster  Linie  auf  die  Vereinfachung  durch  lieber- 
tragung  der  Arbeit  auf  die  Zwangskrankenkassen  ankommt,  auf 
deren  Förderung  an  Mitgliedern  mit  aller  Kraft  hingewirkt  werden 
sollte;  die  Zahl  der  nicht  in  ihnen  versicherten  Personen  wird 
hoffentlich  immer  geringer  werden. 

Wenn  sich  die  Verwaltungsgemeinschaft  zwischen  diesen  Kran- 
kenkassen und  den  Versicherungsanstalten  stetig  weiter  entwickelt, 
so  wird  für  zukünftige  Zeiten  einer  vollständigen  Vereinigung  beider 
der  Weg  geebnet  werden.  Berührungspunkte  haben  sie  ohnehin 
genug.  Die  Krankenkasse  ist  die  erste  Stelle  des  Versicherungs- 
organismus, welche  mit  dem  Kranken  in  Beziehung  tritt  und  über 
seinen  Zustand  sich  ein  Urtheil  zu  bilden  vermag.  Ihre  Leistungen 
für  chronisch  Kranke  sind  sehr  bedeutend;  die  Novelle  zum  Kran- 
kenversicherungsgesetze  vom   — — : — =4- — -  ^     hat    desshalb   die 

1.   Jan.  1893 

Grenzen  der  Unterstützungsdauer  durch  §  6'  Nr.  3  und  §  26» 
Nr.  3  etwas  enger  gesteckt  und  in  §  3ft  die  Möglichkeit  gegeben, 
solche  Personen,  welche  in  Folge  von  Verletzungen,  Gebrechen, 
chronischen  Krankheiten  oder  Alter  nur  theilweise  oder  nur  zeit- 
weise erwerbsfähig  sind,  auf  ihren  Antrag  mit  Zustimmung  des 
unterstützungspflichtigen  Armenverbands  von  der  Versicherungs- 
pflicht zu  befreien  —  eine  Vorschrift,  durch  die  nicht  nur  die 
Kassen  entlastet,  sondern  auch  die  Betreffenden  bei  der  Auf- 
suchung von  Arbeitsstellen  gefordert  werden.  Die  wichtigste  Be- 
ziehung der  Kassen  zu  den  Anstaltsvorständen  besteht  darin,  dass 
letztere  durch  Verständigung  mit  jenen,  durch  Rundschreiben  an 
die  Aerzte  ihres  Bezirks  u.  s.  w.  es  erreichen,  in  geeigneten  Fällen 
rechtzeitig   Gelegenheit   zur   Ausübung  ihrer  vorbeugenden  Für- 
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sorge  nach  §  12  des  Inv.-  und  Altersvers.-Ges.  zu  erhalten8.  Er- 
fahren sie  bei  Zeiten  davon,  dass  ihre  Hülfe  zur  Verhütung  oder 
doch  Hinausschiebung  der  Invalidität  erwünscht  und  angebracht 
sei,  so  wird  damit  für  alle  Theile  etwas  gewonnen:  Dem  Kranken 
wird  die  Erwerbsfähigkeit  gefestigt,  ja  vielleicht  dauernd  wieder- 
hergestellt, die  Krankenkasse  wird  —  selbst  wenn  sie  das  volle 
Krankengeld  an  den  Patienten  oder  an  die  Versicherungsanstalt 
zu  zahlen  haben  sollte  —  durch  das  von  letzterer  bestrittene  Heil- 
verfahren, welches  kassenseitig  in  solchem  Umfange  aus  finanziellen 
Rücksichten  auch  nicht  annähernd  gewährt  werden  könnte  (Besuch 
von  Höhenkurorten,  Seebädern,  mediko-mechanischen  Instituten, 
einschliesslich  der  Darbietung  ärztlicher  Hülfe,  Arznei, 
Reisekosten,  Heilmittel  u.  s.  w.)  ausserordentlich  entlastet  und 
je  nach  dem  Erfolge  der  Kur  vor  mancher  ferneren  Kranken- 
Unterstützung  bewahrt,  die  Versicherungsanstalt  aber  kommt,  wenn- 
gleich sie  zunächst  einige  hundert  Mark  aufwenden  sollte,  erst  in 
späterer  Zeit  oder  gar  nicht  in  die  Lage,  die  Invalidenrente 
bewilligen  zu  müssen9.  Allerdings  weisen  das  Krankenversiche- 
rungs-  und  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetz  in  ihrem 


9  Vgl.  die  Mitteilungen  Liebrechts  über  das  Vorgehen  der  Hanseati- 
schen Versicherungsanstalt,  „Arb.-  Versorgung  *  Bd.  XII  S.  273. 

•  Ueber  die  Bedeutung  der  vorbeugenden  Krankenfürsorge  und  des 
Heilverfahrens  nach  §  12  1.  c.  giebt  eingehenden  Aufschluss  der  Jahres- 
bericht der  Vereinigung  zur  Fürsorge  für  kranke  Arbeiter  in  Leipzig  (1895) 
■od  die  von  derselben  Vereinigung  gefertigte  Zusammenstellung  der  Lei- 
stungen der  Versicherungsanstalten  zur  Abwehr  der  Invalidität  („Arb.-Ver- 
•orgung"  Bd.  XIII  Nr.  10,  S.  180ff.)»  Auch  das  Rundschreiben  des  Reichs- 
venichernngsamta  vom  22.  März  1896  (Amtl.  Nachr.  Bd.  XII  S.  268),  welches 
aof  die  segensreiche  Thätigkeit  der  drei  neuerdings  in  Berlin  gebildeten 
Vereine:  deutsches  Centralkomite  zur  Errichtung  von  Heilstätten  für  Lungen- 
kranke, Berlin-Brandenburger  Heilstättenvereine  für  Lungenkranke,  Volks - 
heflstittenvereine  vom  Rothen  Kreuz  hinweist,  empfiehlt  den  Versicherungs- 
anstalten am  Schiasse,  sich  rechtzeitig  mit  den  Krankenkassen,  Gemeinde- 
behörden n.  a.  w.  behufs  gemeinschaftlicher  Tragung  der  Pflegekosten  oder 
behufs  Sicherung  einer  Unterstützung  der  Familie  während  der  Kur  in  Ver- 
bindnng  zu  setzen. 
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Eingreifen  in  einander  zur  Zeit  noch  die  Lücke  auf,  dass  die  Rente 
keineswegs  sich  immer  sofort  an  das  Aufhören  der  Krankenunter- 
stützung für  Erwerbsunfähige   anschliesst,  und  dass,   sofern  die 
Wiederherstellung  anfanglich  nicht  für  unwahrscheinlich  gehalten 
wurde,  der  Patient  ein  halbes  Jahr  und  länger  lediglich  auf  sich 
selbst,  auf  Armenunterstützung   oder  wohlthätige  Vereine   ange- 
wiesen sein  kann,  da  unter  den  Zwangskassen  nur  verhältnissmässig 
wenige  sind,  welche  über  13  Wochen  hinaus  Krankengeld  zahlen; 
die  Betriebs  (Fabiik)-Krankenkassen  sind  in  dieser  Beziehung  am 
günstigsten  gestellt,  die  Ortskrankenkassen  aber  haben  aus  den 
oben  angedeuteten  Gründen  mit  so  viel  Schwierigkeiten  zu  käm- 
pfen, dass  nur  wenige  von  ihnen  zur  Gewährung  der  längeren  Unter- 
stützung im  Stande  sind.   Mit  Bücksicht  hierauf  wäre  es  erwünscht, 
wenn  die  Invalidenrente  für  die  nicht  dauernd,  sondern  vorüber- 
gehend Erwerbsunfähigen   nicht    erst   nach    Ablauf   eines   vollen 
Jahres  (§  10  des  Inv.-  u.  Altersvers.-Ges.),  sondern  schon  nach 
Ablauf  der  statutenmässigen  Krankengeldbezugsfrist  be- 
ginnen würde,  spätestens  aber  nach  den   ersten  26  Wochen.     In 
ähnlicher  Weise   gliedert  sich   bekanntlich  die  Unfallversicherung 
mit  Schluss  des  ersten  Vierteljahrs  an  die  Krankenunterstützung 
an,  ohne  dem  wohlthätigen  Eingreifen  der  Berufsgenossenschaften 
vor  Ablauf  jener  Zeit  Schranken  zu  setzen  (vgl.  §  76 b  und  e  des 
Krankenvers.-Ges.,  neue  Fassung).     Wie  das  Bundschreiben  des 
Beichsversicherungsamts  vom  9.  Jan.  1896  (Amtl.  Nachr.   1896, 
S.  159  ff.)  ersehen  lässt,   dass  die  Berufsgenossenschaften,  beson- 
ders die  industriellen,  mit   der   zeitigen   Einleitung   des  Heilver- 
fahrens ganz  vorzügliche  Erfolge  erzielt  und  manchem  gegen  sie 
gerichteten  Angriffe  die  Spitze  abgebrochen  haben,  so  darf  auch 
erwartet  werden,  dass  die  Vorstände  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsanstalten auf  demselben  Gebiete  nicht  zurückstehen 
werden. 

Voraussetzung  hierfür  ist  allerdings,  dass  es  ihnen  zu  solcher 
Thätigkeit  nicht  an  den  erforderlichen  Geldmitteln  fehle,  und  dass 
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ihre  finanzielle  Selbständigkeit  zwar  von  dem  Aufsichtsrechte  des 
Reichsversicherungsamtes  in  gewissen  Schranken  gehalten,  im 
Uebrigen  aber  auf  festem  Grunde  aufgebaut  werde. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  betrachtet,  begegnet  der  Vor- 
schlag, welcher  sich  in  dem  vor  einigen  Monaten  veröffentlichten 
Entwurf  des  „Bundes  der  Landwirthe"  betreffend  Abänderung 
der  Invaliditätsversicherung  findet,  und  nach  welchem  das  an- 
gesammelte Vermögen  der  Versicherungsanstalten  an  die  Staaten 
oder  Kommunalverbände,  für  welche  sie  errichtet  sind,  zur  För- 
derung der  diesen  zugewiesenen  sozialpolitischen  Aufgaben  über- 
gehen soll,  sehr  schwerwiegenden  Bedenken,  ebenso  wie  die  dort 
empfohlene  Ersetzung  des  Markensystems  durch  Zuschläge  zur 
Staatseinkommensteuer  einerseits,  durch  Bescheinigungen  der  Ver- 
sicherten über  140  Arbeitswochen  aus  den  letzten  4  Jahren  an- 
dererseits das  Wesen  des  heutigen  Arbeitsvertrages,  die  Ungleich- 
mässigkeit  der  einzelstaatlichen  Steuerverhältnisse  und  die  Schwie- 
rigkeit des  Arbeitsnachweises  nach  Eintritt  der  Invalidität  nicht 
genügend  gewürdigt  hat.  Und  wer  empfindet  nicht  das  Unbillige, 
welches  darin  hegt,  dass  bei  Berechnung  der  Rentenhöhe  nur  das 
Einkommen  der  letzten  4  Jahre  in  Betracht  gezogen  werden  soll?! 
Ehe  man  der  Abschaffung  des  Markensystems  zu  Liebe  dem 
Arbeiter,  der  in  früheren  Jahren  bei  angreifender  Arbeit  in  hohem 
Lohne  seine  Hauptkraft  aufgebraucht  hat,  nur  nach  dem  Ver- 
dienste die  Rente  zahlt,  welcher  er  nahe  vor  der  Invalidisirung 
hatte,  behalte  man  doch  das  vielangefeindete  Kleben  bei,  indem 
man  dessen  Unbequemlichkeiten  thunlichst  beseitigt.  Es  bietet 
sich  dann  wenigstens  die  Möglichkeit,  dem  regelmässig  beschäf- 
tigten und  dem  hochgelohnten  Arbeiter  unter  Berücksichtigung 
der  ganzen  hinter  ihm  liegenden  Thätigkeitsabschnitte  gerecht  zu 
werden,  und  die  Bewüligung  der  Rente  wird  im  Augenblicke  der 
Bedürftigkeit  nicht  durch  zeitraubende  Ermittelungen  über  die 
Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Arbeitsbescheinigungen  auf- 
gehalten. 
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Durch  die  hier  befürwortete  allgemeine  Einführung  des  Ei 
Ziehungssystems  wird  sich  die  Sachlage  klären:  wenn  die  Ui 
ständlichkeit  und  Bemühung  des  Klebens  für  den  Arbeitgeb 
schwindet,  dann  wird  nur  derjenige  noch  ernstlich  gegen  d 
Marken  etwas  einwenden  können,  dem  nicht  die  äusserliche  A 
der  Beitragserhebung,  sondern  die  Beitragsausgabe  selb 
missfallt.  Dass  in  dieser  Beziehung  der  Vorschlag,  die  Kost 
der  Versicherung  auf  das  Einkommen  aller  abzuwälzen,  Aussic 
auf  Verwirklichung  haben  sollte,  ist  bei  dem  fortschreitenden  Vi 
ständniss  für  die  sozialpolitischen  Pflichten  der  Arbeitgeber  wer 
wahrscheinlich. 

Darf  ich  das  Gesagte  zusammenfassen,  so  wird  der  Hauj 
werth  darauf  zu  legen  sein,  dass  den  Zwangskrankenkassen  dun 
Uebertragung  der  Geschäfte  der  Invaliditäts-  und  Altersversich 
rung  unter  Entlastung  der  Arbeitgeber  Gelegenheit  gegeben  wir 
sich  auf  einem  der  Krankenversicherung  nahe  verwandten  Gebic 
nützlich  zu  machen.  Dabei  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  das  jel 
bereits  vielfach  durch  wohlverstandenes  Entgegenkommen  zwisch 
den  Versicherungsanstalten  und  den  Krankenkassen  erzielte  Karte 
verhältniss  festzulegen,  indem  man  eine  durch  Ordnungsstrafen  < 
zwingbare  Verpflichtung  der  Kassen  einführt,  den  Anstaltsvi 
ständen  von  allen  Krankheiten,  die  voraussichtlich  über  die  Grei 
der  statutarischen  Unterstützungsdauer  hinaus  die  Erwerbsfah 
keit  beeinträchtigen  und  zur  Invalidität  führen  können,  rechtzei 
zur  Ermöglichung  der  Anstaltsfürsorge  Anzeige  zu  machen,  etx 
so  wie  in  §  76 b  des  Kranken  vers.-Ges.  eine  Meldepflicht  geg< 
über  den  Berufsgenossenschaften  besteht.  Da  ferner  §  12  c 
Inv.-  u.  Altersvers.-Ges.  nur  bei  den  nicht  gegen  Krankheit  vi 
sicherten  Personen  das  unmittelbar  durch  die  Versicherungsanst 
gewährte  Heilverfahren  vorgesehen,  bei  Kasseninitgliedern  at 
die  Behandlung  durch  Vermittlung  der  Krankenkasse  vorausgesei 
hat,  so  empfiehlt  es  sich,  der  Entwicklung  Rechnung  zu  trage 
welche    aus   Zweckmässigkeitsgründen    fast    allgemein    inzwisch 
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eingetreten  ist:  die  Versicherungsanstalt,  der  eine  reichere  Er- 
fahrung, ein  weiterer  Ueberblick  und  ein  grösseres  Vermögen  zur 
Verfugung  steht,  übernimmt  und  besorgt  regelmässig  unmittel- 
bar die  Behandlung  und  Verpflegung  des  ihr  gemeldeten  Kranken, 
einschliesslich  der  bisher  durchaus  nicht  allgemein  anerkannten 
Verpflichtung,  den  Angehörigen  des  in  einem  Krankenhause  oder 
einem  Kurorte  untergebrachten  Ernährers  das  halbe  Krankengeld 
zu  zahlen  (vgl.  §  7  Krankenvers. -Ges.).  Die  Krankenkasse  aber 
hat  an  die  Versicherungsanstalt  als  theilweisen  Ersatz  für  deren 
Yiel  intensivere  Leistungen  das  statutarische  Krankengeld  in  voller 
Höhe,  und  eine  Zahlung  von  täglich  50°/o  für  die  ärztliche  Be- 
handlung, Arznei  u.  s.  w.  abzuführen  (vgl.  §  27  Abs.  3,  §  57  Abs.  5, 
§  57»  Abs.  4  das.). 

Die  finanzielle  Lage  der  Krankenkassen  wird  bei  Anwendung 
dieser  Grundsätze  sich  günstiger  gestalten;  die  Versicherungsan- 
stalten stehen  mit  ihrer  Kontrole  und  ihrem  Kapital  ihnen  zur 
Seite,  und  durch  die  Vereinfachung  der  Versicherung,  welche  aus 
der  Anordnung  des  Einzugs  Verfahrens  sich  ergiebt,  wird  nicht 
nur  die  beste  Gewähr  für  das  pünktliche  und  richtige  Eingehen 
der  Beitrage  geboten,  sondern  auch  die  Vorbereitung  für  eine 
dringend  zu  wünschende,  aber  gegenwärtig  im  Reichstage  schwer- 
lich durchzusetzende  Erweiterung  und  Zusammenlegung  der  ge- 
sammten  Versicherungsinstitute  geschaffen,  bis  ein  günstigerer  Zeit- 
punkt die  Erreichung  dieses  Endziels  erlaubt. 
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Die  von  englischen  Gerichten  angeordneten  Bewc 
aufnahmen  im  Deutschen  Reiche. 

Von 

Dr.  C.  H.  P.  Inhülsen,  London. 


Eine  Beweisaufnahme  hat  zu  Folge  des  §  320  der  deutsc 
Reichscivilprozessordnung  vor  dem  Prozessgerichte  stattzufim 
soweit  nicht  das  Gesetz  selbst  gestattet;  dass  ein  Mitglied 
Prozessgerichtes  oder  ein  anderes  Gericht  substituirt  wird. 
Vergleich  mit  den  bezüglichen,  englischen  Prozessvorschrif 
welche  weiter  unten  ausführlich  erwähnt  werden  sollen,  hat 
deutsche  Reichscivilprozessordnung  derartige  Substituirungen 
höchst  liberaler  Weise  zugelassen,  ein  Umstand,  welcher  den  Seh 
nahe  legt,  dass  die  englischen  und  deutschen  Ansichten  über  < 
Beweisaufnahme  variiren.  Die  deutsche  Reichscivilprozessordn 
(§  340  Ziff.  4)  gestattet  die  Uebertragung  einer  Beweisauf nal 
an  ein  anderes  Gericht  insbesondere  dann,  wenn  der  Zeuge  \ 
in  grosser  Entfernung  vom  Sitze  des  deutschen  Prozessgeric 
aufhält.  Der  Begriff  „grosse  Entfernung"  scheint  in  der  d< 
sehen  Praxis  sehr  liberal  interpretirt  zu  werden.  Die  Dist 
zwischen  Halle  und  Leipzig  ist  z.  B.  als  eine  derartige  gre 
Entfernung  angesehen  worden.  Es  darf  daher  wohl,  wenn  r 
von  exceptionellen  Verhältnissen  absieht,  angenommen  werc 
dass  es  nicht  besonders  schwer  fallen  wird,  bei  einem  deutsc 
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Prozessgericht  durchzusetzen,   dass   ein  in  England  residirender 
Zeuge  in  England  vernommen  wird. 

Man  hat  vereinzelt  den  Versuch  gemacht,   eine  Zeugenver- 
nehmung in  England  auf  Grund  des  §  329  Abs.  2  der  deutschen 
Keichsci vilprozessordnung    herbeizuführen .      Derartige    Versuche 
werden  fehlschlagen.   Man  wird  auf  Grund  des  §  328  Abs.  2  der 
deutschen  Reichscivilprozessordnung  verfahren  müssen,   d.  h.  der 
Vorsitzende  des  deutschen  Prozessgerichts  ist  in  der  Lage,   und 
zwar  vom  englischen  Gesichtspunkt  aus  in  der  beneidenswerthen 
Lage,  den  deutschen  Reichskonsul  mit  gutem  Erfolg  um  die  Auf- 
nahme des  Beweises  ersuchen  zu  können.     Es   wird  sich  weiter 
nuten  ergeben,   dass  sich  im   umgekehrten  Falle  nicht  dasselbe 
behaupten  lässt.     Der  um  die  Aufnahme  des  Beweises  ersuchte, 
deutsche  Reichskonsul  verfahrt  nach  dem  englischen  Gesetz  von 
1856  betreffend  die  Beweisaufnahme  im  Inlande  in  vor  ausländi- 
schen Gerichten  schwebenden  Civil-  und  Handelssachen.     Danach 
genügt   ein  Antrag  beim   englischen  Gericht  in  Verbindung  mit 
dem  zur  Zeit  in  Form   einer  schriftlichen,   eidlichen  Erklärung 
vorgebrachten  Nachweise,  dass  die  in  Frage  stehende  Sache  eine 
Civil-  oder  Handelssache   und    keine   politische   Sache   ist,   dass 
ferner  die  Sache  bei  einem  Gericht   des  Deutschen  Reiches  an- 
hangig ist,  und  dass  endlich  dieses  Gericht  die  Vernehmung  des 
Zeugen  herbeizuführen  wünscht.   Der  Antragsteller  macht  ausser- 
dem die   mit   der  Vernehmung   zu   betrauende    Person   namhaft 
und  bescheinigt,  dass  diese  Person  die  erforderliche  Qualifikation 
besitzt.     (Vgl.  B.  W.  Koenig,  Handbuch  des  deutschen  Konsular- 
wesens  1878,   S.  167.)     Das    englische    Gericht    ermächtigt    auf 
diesen  Antrag  hin,   die   in   letzterem   namhaft  gemachte  Person 
txa  Abhaltung    der  Vernehmung    und    zwar    unter  Angabe    de» 
Ortes  und  der  Zeit  der  Vernehmung,  jedoch  mit  dem  ausdrück- 
lichen Hinzufügen,  dass  die  mit  der  Abhaltung  der  Vernehmung  be- 
traute Person  einen  anderen  Vernehmungstermin  anberaumen  darf. 
In  derselben  Verfugung  ordnet  das  englische  Gericht  an,  dass  der 
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Zeuge  sich  zur  eidlichen  Vernehmung  vor  der  zur  Abhaltung  der- 
selben ermächtigten  Person  einzufinden  hat,  und  dass  alle  relevan- 
ten Urkunden  Seitens  des  Zeugen  vorzulegen  sind.  Diese  Ver- 
fügung des  englischen  Gerichts  wird  dem  Zeugen  zugestellt. 

Wilmowski  und  Levy,  Civilprozessordnung  1889  I,  S.  494, 
sprechen  von  einer  „umständlichen  und  kostspieligen  Zeugenver- 
nehmung in  England".  Es  ist  gewiss  richtig,  dass  ein  unmittel- 
barer Geschäftsverkehr  zwischen  den  beiderseitigen  Gerichten  oder 
ein  auf  diplomatischem  Wege  vermittelter  Geschäftsverkehr  theo- 
retisch den  Vorzug  verdient.  Praktisch  dürfte  indessen  das  Haupt- 
gewicht darauf  zu  legen  sein,  dass  die  Beweisaufnahme  im  Aus- 
land eine  in  den  Augen  des  Prozessgerichts  befriedigende  sein 
muss,  mit  anderen  Worten,  es  kommt  in  erster  Linie  auf  das 
Resultat  der  Beweisaufnahme  an;  Kostenpunkt  und  Prozedur 
treten  dem  Resultate  gegenüber  in  den  Hintergrund.  Es  ist 
zweifelsohne  interessant,  die  verschiedenen  Wege  und  Prozeduren 
mit  einander  zu  vergleichen,  welche  deutschen  Gerichten  eine 
Beweisaufnahme  in  der  Schweiz,  Oesterreich,  England  u.  s.  w. 
ermöglichen.  Indessen  ein  Verfahren,  welches  in  der  Schweiz 
zu  einem  befriedigenden  Resultate  führt,  kann  möglicher  Weise 
in  England  ein  höchst  unbefriedigendes  Ergebniss  zur  Folge  haben. 
Auf  der  anderen  Seite  ist  es  sehr  wohl  denkbar,  dass  während 
eidgenössische  Gerichte  mit  im  Deutschen  Reiche  aufgenommenen, 
richterlichen  Vernehmungsprotokollen  sehr  zufrieden  sind,  in  Eng- 
land über  diese  Protokolle  bittere  Klage  gefuhrt  wird.  Die  Fragt. 
in  welcher  Weise  eine  befriedigende  Beweisaufnahme  in  EngLin«! 
für  deutsche  Gerichte  und  im  Deutschen  Reiche  für  englische  Ge- 
richte zu  erzielen  ist,  wird  unter  ausschliesslicher  Berücksichti- 
gung der  englischen  und  deutschen  Rechtsverhältnisse  zu  lüsei. 
sein.  Deutschland  behauptet  nicht,  dass  die  Beweisaufnahme  in 
England  kein  befriedigendes  Resultat  ergebe;  in  England  kla^ 
man  über  die  unbefriedigenden  Ergebnisse  der  Beweisaufnahme!, 
i::.  Deut>chen  Reiche.     Vgl.  Hoie- Williams  und  Macklin.  I> 


—     497     — 

Beweisaufnahme  im  Ausland  1895.     Es  dürfte  hieraus  zu  folgern 
sein,  dass  soweit  England  und  Deutschland  in .  Frage   kommen, 
eine  Beweisaufnahme  durch   den  Konsul  einer  Beweisaufnahme 
durch  das   ausländische   Gericht   vorzuziehen   ist.     Je   mehr  die 
Anschauungen  in  zwei  Staaten  über  die  Aufnahme  eines  Beweises 
T&riiren,  desto  rathsamer  erscheint  es,  die  von  den  Gerichten  des 
einen  Staates  angeordneten  Beweisaufnahmen  nicht  den  Gerichten 
des  anderen   Staates   zu   übertragen.     Die  Zulassung  von  Aus- 
nahmen von  dem  Prinzip,   dass  Beweisaufnahmen  in   die  Kom- 
petenz der  Gerichte  fallen,  schadet   dem  Ansehen   der  Gerichte 
weit  weniger,  als  die  Beauftragung  derselben  mit  Beweisaufnahmen, 
welche    zu   Folge    abweichender  Auffassungen    und   Vorschriften 
nicht    mit    einem    befriedigenden    Resultate    abgehalten    werden 
können.     Englischer  Seits  ist  jedenfalls  dieser  Standpunkt  adop- 
tirt  worden  und  in  liberaler  Weise   ausländischen  Gerichten   die 
Möglichkeit  gegeben,  Beweisaufnahmen  in  England   von  Personen 
Tornehmen  zu  lassen,  welche  nach  Ansicht  der  ausländischen  Ge- 
richte und  Behörden  die  erforderliche  Qualifikation  besitzen.    Eng- 
land ist  noch  einen  Schritt  weiter  gegangen  und  hat  ein  Verfahren 
geschaffen,  welches  den  ausländischen  Konsul  in  die  Lage  versetzt, 
die  Zeugen  zum  Erscheinen  zwingen   und    eidlich   vernehmen  zu 
können.     Mit  anderen  Worten,   England  hat  dem  ausländischen 
Konsul  in  gewissem  Umfange  Gerichtsbarkeit  eingeräumt.     Man 
wird  kaum  etwas  dagegen  einwenden  können,  dass  England  diese 
Vergünstigung  davon  abhängig  macht,   dass  zuvor  ein  Verfahren 
Tor  dem   englischen   Gerichte   stattfindet.     Wenn   der  Verfasser 
richtig  informirt  ist,  muss  der  britische  Konsul  in  Bremen  eben- 
faUs  ein  gewisses  Verfahren  betreiben,  bevor  er  in  der  Lage  ist, 
«ine  eidliche  Erklärung  abzunehmen.   In  beiden  Fällen  liegt  wohl 
der  gemeinsame  Gedanke  zu  Grunde,   dass   es  nicht  nöthig  und 
Dicht  rathsam  ist,   ausländischen  Vertretern  schlechthin  richter- 
liche Funktionen  einzuräumen ;   dass   vielmehr   eine  ausreichende 
Kontrolle  über  die  Ausübung  der  richterlichen  Funktionen  Seitens 
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ausländischer  Vertreter  reservirt  werden  muss.  Es  bleibt  aller- 
dings immer  noch  die  Frage  offen,  ob  das  zur  Ermöglichung  einer 
Beweisaufnahme  beim  englischen  Gericht  zu  betreibende  Verfahren 
nicht  vereinfacht  und  billiger  gestaltet  werden  könnte.  Der  Ver- 
fasser hat  nicht  den  Eindruck  gewonnen,  dass  dieses  Verfahren, 
welches  Eingangs  ausführlich  mitgetheilt  ist,  an  Umständlichkeit 
und  Kostspieligkeit  leidet.  Wie  man  aber  auch  über  diesen 
Punkt  denken  mag,  jedenfalls  sind  deutsche  Gerichte  in  der 
Lage,  mit  befriedigendem  Resultate  eine  Beweisaufnahme  in  Eng- 
land anordnen  zu  können,  ein  Satz,  der  sich  im  umgekehrten 
Falle  nicht  aufstellen  lässt. 

Bis  zum  Jahre  1831  konnten  die  Courts  of  Common  Law. 
d.  h.  die  ordentlichen,  englischen  Gerichte  eine  Zeugenvernehmung 
im  Auslande  nicht  anordnen.  Wurde  in  einer  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  schwebenden  Sache  eine  derartige  Vernehmung 
wünschenswerth,  so  war  ein  besonderer  Antrag  beim  Court  of 
Chancery,  d.  h.  bei  dem  ausserordentlichen  Gerichte  zu  stellen, 
welches  auf  Grund  seiner  —  als  solche  heute  veralteten  —  juris- 
dictio  auxiliaria  einschritt.  Ging  der  Antrag  von  dem  Beklagten 
aus,  so  beantragte  derselbe  gleichzeitig,  den  beim  ordentlichen 
Gericht  schwebenden  Prozess  bis  zum  Eingang  des  Vernehmungs- 
protokolls einzustellen.  Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  das  eng- 
lische Recht  in  der  Beweisaufnahme  im  Ausland  von  Anfang  an 
eine  ausserordentliche  Prozedur  erblickt  hat.  Die  Anträge  auf 
Anordnung  derartiger  Beweisaufnahmen  wurden  in  modernen 
Zeiten  häufiger.  Der  besondere  Antrag  beim  ausserordentlichen 
Gericht  erschien  lästig  und  das  Verfahren  unnöthiger  Weise  ver- 
theuernd.  Aus  diesen  Gründen  schritt  im  Jahre  1831  die  Ge- 
setzgebung ein  und  ermächtigte  die  ordentlichen  Gerichte,  selbst 
derartige  Beweisaufnahmen  anzuordnen.  Damit  trat  allerdings 
eine  Vereinfachung  des  Verfahrens  ein;  der  Beweisaufnahme  im 
Auslande  ist  jedoch  der  Charakter  der  exceptionellen  Prozedur 
verblieben.    Heute  können,  mit  einer  gleich  zu  erwähnenden  Aus- 
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nähme,  alle  wichtigeren  englischen  Gerichte  eine  Beweisaufnahme 
im  Aaslande  anordnen ;  in  Detailpunkten  bestehen  allerdings  Ver- 
schiedenheiten, welche  jedoch  in  dieser  Abhandlung  nur  als  vor- 
handen zu  konstatiren  sind. 

Eine  Zeugenvernehmung  im  Auslande  kann  zur  Zeit  nicht 
von  den  Grafschaftsgerichten  angeordnet  werden,  soweit  diese 
Gerichte  nicht  als  Konkursgerichte  fungiren.  Die  Kommission, 
welche  die  Prozessvorschriften  für  die  Grafschaftsgerichte  erlässt, 
ist  ermächtigt,  den  Grafschaftsgerichten  entsprechende  Befugnisse 
beizulegen;  bis  jetzt  ist  jedoch  von  dieser  Ermächtigung  kein 
Gebrauch  gemacht  worden.  Man  kann  darüber  verschiedener 
Meinung  sein,  ob  es  richtig  ist,  in  Grafschaftsgerichtssachen,  d.  h. 
in  kleineren  Rechtsstreitigkeiten  eine  Beweisaufnahme  im  Aus- 
land gänzlich  auszuschliessen.  Jedenfalls  ist  dies  ein  Punkt,  der 
bei  der  internationalen  Rechtsverfolgung  nicht  übersehen  werden 
darf.  Es  kommen  häufiger  Fälle  vor,  in  welchen  ein  kontinen- 
taler Kläger  für  die  seinen  Klageanspruch  begründenden  That- 
sachen  nur  Zeugen  vorschlagen  kann,  welche  sich  im  Auslande 
befinden.  In  der  Praxis  hilft  man  sich  dadurch,  dass  man,  so 
weit  dies  möglich  ist,  die  Klage  nicht  beim  Grafschaftsgericht 
anhängig  macht.  Ist  es  bereits  geschehen  oder  konnte  das  Graf- 
schaftsgericht überhaupt  nicht  umgangen  werden,  so  bleibt  noch 
der  Versuch,  durch  Vorlegung  eines  eidlich  zu  beantwortenden 
Fragebogens  den  Gegner  zu  Zugeständnissen  zu  zwingen,  welche 
das  Beweisthema  reduziren  und  das  Erscheinen  der  im  Ausland 
befindlichen  Zeugen  überflüssig  machen. 

Für  Prozesse,  welche  beim  Supreme  Court  of  Judicature, 
d.  h.  beim  High  Court  of  Justice  und  beim  Court  of  Appeal  an- 
hängig sind,  ergeben  sich  die  prinzipiellen  Vorschriften  aus  der 
rule  1  der  order  37  der  Rules  of  the  Supreme  Court.  Diese 
nile  lässt  sich  in  freier  Uebersetzung  etwa,  wie  folgt,  wieder- 
geben : 

In  Ermangelung  einer  schriftlichen  Vereinbarung  zwi- 
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sehen  den  Anwälten  aller  Parteien,  und  vorbehaltlich  der 
Bestimmungen  dieser  rules,  hat  die  Vernehmung  der  Zeugen 
in  der  mündlichen  Hauptverhandlung  eines  Prozesses  oder 
bei  der  Festsetzung  einer  Schadensersatzsumme  mündlich 
und  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  zu  geschehen. 

Aus  triftigen  Gründen  kann  jedoch  das  Gericht  oder 
ein  Richter  jeder  Zeit  anordnen,  dass  spezielle  Thatsachen 
durch  schriftliche,  eidliche  Erklärung  nachgewiesen  werden 
können,  oder  dass  die  schriftliche,  eidliche  Erklärung  eines 
Zeugen  im  Termin  verlesen  werden  darf,  und  zwar  unter 
den  vom  Gericht  oder  dem  Richter  für  angemessen  erach- 
teten Bedingungen, 

oder  dass  ein  Zeuge,  von  dessen  Erscheinen  an  der 
Gerichtsstelle  aus  triftigen  Gründen  abzusehen  ist,  vermittels 
eines  zuvor  fixirten,  schriftlichen  Fragebogens  oder  auf 
andere  Weise  vor  einem  Commissioner  oder  Examiner  ver- 
nommen  werden  soll. 

Wenn  indessen  Gericht  oder  Richter  zu  der  Ansicht 
gelangen,  dass  der  Gegner  die  Vorführung  eines  Zeugen 
zum  Kreuzverhör  im  guten  Glauben  fordert,  so  darf  nicht 
angeordnet  werden,  dass  der  Zeuge  in  schriftlicher,  eidlicher 
Erklärung  aussagen  darf. 

Der  erste  Absatz  dieser  rule  enthält  das  leitende  Prinzip: 
die  Beweisaufnahme  soll  in  der  Regel  viva  voce  vor  dem  Prozess- 
gericht selbst  stattfinden;  der  Zeuge  soll  nach  seiner  Vernehmung 
durch  den  Advokaten  der  beweisführenden  Partei  Angesichts  des 
erkennenden  Richters  und  der  Geschworenen  dem  Kreuzverhör 
des  gegnerischen  Advokaten  unterworfen  werden.  In  England 
sind  es  die  Parteivertreter  selbst,  welche  den  Zeugen  vernehmen: 
Richter  und  Geschworene  greifen  selten  ein ;  sie  beschränken  sich 
darauf,  zu  lauschen  und  zu  beobachten,  etwa  wie  Kritiker,  vor 
deren  Augen  sich  ein  Drama  abspielt.  Der  wichtigste  Theil  einer 
jeden  Vernehmung  ist  das  Kreuzverhör,  das  drastische,  englische 
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Mittel,  die  Wahrheit  zu  ergründen.  Eine  Vernehmung  ohne  Kreuz- 
Terhör  Seitens   des   gegnerischen   Parteivertreters  ist  nach   eng- 
lischer Auffassung  werthlos.    Man  muss  hierbei  im  Auge  behalten, 
dass  die  Vernehmung  des  Zeugen   durch  den  Vertreter  der  be- 
weisfuhrenden  Partei  eine  sorgfaltig  vorbereitete  ist.    Bevor  man 
einen  Zeugen  in  England  vorführt,   wird  genau  festgestellt,   was 
der  Zeuge  auszusagen  vermag,   und  nach  dem  Ergebniss  dieser 
Voruntersuchung  werden  die  Fragen  formulirt,   welche  der  Ver- 
treter der  beweisführenden  Partei  in   der  mündüchen  Hauptver- 
handlung vorlegt.   Die  Antworten  auf  diese  Fragen  können  mit- 
hin nicht  mehr  Werth  haben,  als  z.  B.  eine  schriftliche,  eidliche 
Erklärung  in  den  Augen  eines  deutschen  Prozessgerichts.     Eng- 
lischer Seits  wird  vielfach  geltend  gemacht,   dass  auf  dem  Kon- 
tingent,  und  insbesondere   vor   deutschen  Gerichten   ein  Kreuz- 
verhör unbekannt  ist.     Diese  Behauptung  ist  jedenfalls  unrichtig. 
Die  deutsche  Civilprozessordnung  hat  die  ganze  Vernehmung  dem 
Vorsitzenden  des  Gerichts  übertragen ;  letzterer  ist  mithin  in  der 
Lage,  dieselben  Fragen  zu  stellen,   welche  in  England   der  geg- 
nerische Partei  Vertreter  vorlegen   würde.     Hierauf  pflegt  man  in 
England  zu  entgegnen,  dass  jedenfalls  eine  hinreichende  Garantie 
dafür  fehlt,  dass  der  Vorsitzende  diese  Fragen  stellen  wird ;  dass 
eine  derartige,   aktive  Betheiligung   an   der  Beweisaufnahme  mit 
der  erhabenen  Stellung  des  Richters  nicht  in  Einklang  zu  stehen 
scheine,   und   dass  der  deutsche  Parteivertreter  bei  der  Beweis- 
aufnahme überflüssig  werde.     Es  ist  hier  nicht  zu  prüfen,  ob  die 
deutsche   oder  die   englische  Anschauung   den  Vorzug   verdient; 
es  genügt  für  die  Zwecke  dieser  Abhandlung,  festzustellen,   dass 
die  Anschauungen  variiren.     Ist  letzteres  aber  der  Fall,   so   er- 
scheint es  höchst  bedenklich,   die   von   englischen   Gerichten   an- 
geordneten Beweisaufnahmen  im  Deutschen  Reiche  den  deutschen 
Gerichten  zur  Erledigung  zu  überweisen,  und  anderer  Seits  dürfte 
Deutschland  keine  Ursache  haben,  eine  Erledigung  der  deutschen 
Ersuchungsschreiben  Seitens  der  englischen  Gerichte  zu  wünschen. 
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Die  erste  Ausnahme  von  dem  leitenden  Prinzip  betrifft  die 
beschränkte  Zulassung  schriftlicher,  eidlicher  Erklärungen.  Limi- 
tirt  ist  diese  Ausnahme  insbesondere  durch  den  Schlussabsatz  der 
rule  1.  In  der  Praxis  wird  sehr  selten  von  dieser  Ausnahme- 
bestimmung Gebrauch  gemacht.  In  den  seltenen  Fällen,  in 
welchen  es  vorgekommen  ist,  handelte  es  sich  um  eine  Beweis- 
aufnahme über  rein  formelle  Punkte.  Die  einleitenden  Worte  der 
rule  ermöglichen  es  allerdings  den  Parteien,  zu  vereinbaren,  dass 
das  gesammte  Beweismaterial  in  der  mündlichen  Haupt  Verhand- 
lung nur  in  der  Form  von  schriftlichen,  eidlichen  Erklärungen 
vorgebracht  werden  soll.  Eine  derartige  Vereinbarung  kommt 
indessen,  jedenfalls  in  der  Queen's  Bench  Division,  sehr  selten 
zu  Stande.  Das  Resultat  ist,  dass  eine  schriftliche,  eidliche  Er- 
klärung in  der  mündlichen  Hauptverhandlung  nur  in  ganz  excep- 
tionellen  Fällen  verwendbar  ist.  Es  sind  andere  Stadien  des 
Verfahrens,  in  welchen  derartige  Erklärungen  ihre  Rolle  spielen, 
und  soweit  sie  zulässig  sind,  kann  gerichtsseitig  auf  Antrag  an- 
geordnet werden,  dass  der  Deponent  sich  zum  Kreuzverhör  viva 
voce  einzufinden  hat.  Man  könnte  meinen,  soweit  es  sich  um 
Beweisaufnahme  im  Auslande  handelt,  sollte  eine  erweiterte  Zu- 
lassung schriftlicher,  eidlicher  Erklärungen  in  Erwägung  gezogen 
werden.  Indessen  selbst  wenn  in  dieser  Richtung  Erleichterungen 
eintreten  würden,  dürfte  deutschen  Litiganten  in  vielen  deutschen 
Bundesstaaten  damit  nicht  geholfen  werden,  so  lange  es  That- 
sache  bleibt,  dass  in  einem  grossen  Theile  Deutschlands  eine  den 
englischen  Prozessvorschriften  genügende,  schriftliche,  eidliche 
Erklärung  nur  ausnahmsweise  beschafft  werden  kann.  Der  Ver- 
fasser hatte  bereits  Gelegenheit,  in  der  Zeitschrift  für  inter- 
nationales Privat-  und  Strafrecht,  1894  S.  543,  1895  S.  148  auf 
diesen  Punkt  aufmerksam  zu  machen.  Es  kommt  immer  seltener 
vor,  dass  ein  deutscher  Amtsrichter  sich  bereit  findet,  eine  Eides- 
leistung in  der  englischer  Seits  geforderten  Form  zu  beurkunden. 
Britische   Konsularbeamten   in   nicht -preussischen  Bundesstaaten 
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haben  es  mehrfach  abgelehnt,  Eide  Personen  abzunehmen,  welche 
nicht  in  ihren  Exequaturbezirken  domizilirt  sind.  Die  Folge  ist, 
dass  z.  B.  ein  in  Preussen  domizilirter  Litigant  sich  nach  Eng- 
land begeben  muss,  um  eine  den  englischen  Vorschriften  ent- 
sprechende, eidliche  Erklärung  abgeben  zu  können.  Auf  den 
britischen  Konsulaten  wird  der  Deponent  vielfach  damit  getröstet, 
dass  sogenannte  feierliche  Erklärungen  von  den  englischen  Ge- 
richten als  ausreichend  acceptirt  worden  seien.  Es  ist  richtig, 
dass  feierliche  Erklärungen  unter  Umständen  passiren,  weil  der 
Gegner  es  versäumt,  den  Mangel  zu  rügen.  Ferner  hat  kürzlich 
das  englische  Nachlassgericht  eine  feierliche  Erklärung  in  einem 
Falle  acceptirt,  wo  es  höchst  zweifelhaft  war,  ob  überhaupt  Nach- 
lassaktiven sich  in  England  befanden  und  die  vermeintlichen  Nach- 
lassaktiven bei  Gericht  deponirt  waren.  Dasselbe  Nachlassgericht 
hatte  in  einem  anderen  Falle  auf  eine  Vorfrage  erklärt,  dass  es 
nur  eine  eidliche  Erklärung  acceptiren  werde.  Im  Hinblick  hier- 
auf kann  man  nicht  behaupten,  dass  eine  eidliche  Erklärung 
durch  eine  feierliche  Erklärung  ersetzt  werden  kann.  Wie  die 
Sache  heute  liegt,  kann  ein  in  Leipzig  domizilirter,  deutscher 
Staatsangehöriger  eine  den  englischen  Prozessvorschriften  ent- 
sprechende, eidliche  Erklärung  abgeben  und  mithin  in  England 
summarisch  klagen ;  dagegen  kann  ein  in  Halle  domizilirter,  deut- 
scher Staatsangehöriger  nur  eine  feierliche  Erklärung  beibringen 
und  läuft  daher,  wenn  er  in  England  summarisch  klagt,  die  Ge- 
fahr, dass  der  Gegner  den  Mangel  rügt,  und  das  summarische 
Verfahren  aufgegeben  werden  muss.  Man  sieht,  es  sind  deutsche 
Staatsangehörige,  welche  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  leiden, 
und  da  dies  der  Fall  ist,  darf  man  nicht  erwarten,  dass  England 
reformirend  einschreiten  wird.  Die  Pflicht  eines  Staates,  die 
Interessen  seiner  Angehörigen  im  Auslände  zu  schützen,  involvirt 
die  Pflicht,  im  Inlande  die  Vornahme  von  Handlungen  zu  ermög- 
Hchen,  welche  zur  wirksamen  Rechtsverfolgung  im  Auslande  un- 
entbehrlich sind. 
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Die  zweite  Ausnahme  von  dem  leitenden  Prinzip  gestattet 
eine  Vernehmung  durch  einen  Commissioner  oder  durch  einen 
Examiner.  Positiv  wird  dies  in  der  rule  5  ausgesprochen,  welche, 
frei  übersetzt,  etwa  wie  folgt  lauten  würde: 

Falls  es  für  die  Zwecke  der  Justiz  nothwendig  er- 
scheint, kann  das  Gericht  oder  ein  Richter  in  jeder  Sache 
anordnen,  dass  ein  Zeuge  oder  eine  andere  Person  vor  dem 
Gerichte  oder  vor  einem  Richter  oder  vor  einem  Gerichts- 
beamten oder  vor  irgend  einer  anderen  Person  an  irgend 
einem  Orte  eidlich  zu  vernehmen  ist;  es  kann  ferner  eine 
Partei  in  der  Sache  ermächtigt  werden,  die  in  der  gedach- 
ten Weise  erwirkte  Aussage  in  der  Sache  zum  Beweise  zu 
benutzen,  jedoch  unter  den  etwa  vom  Gericht  oder  Richter 
auferlegten  Bedingungen. 

Hinzu  tritt  die  Vorschrift  der  rule  6  A,  wonach  in  jedem  Falle, 
in  welchem  dies  gerichtsseitig  verfügt  wird,  an  Stelle  der  Com- 
mission  ein  Letter  of  Request  ergehen  soll. 

In  der  Praxis  pflegt  man  die  Anträge  auf  Erlass  einer  Com- 
mission  oder  auf  Anordnung  einer  Special  Examination  nicht  auf 
rule  1,  sondern  auf  rule  5  zu  gründen,  einmal  weil  die  letztere 
rule  dem  Wortlaut  nach  weiter  reicht,  und  sodann  weil  sie  posi- 
tiv ausspricht,  was  die  rule  1  nur  als  eine  Ausnahme  vom  leiten- 
den Prinzip  erwähnt. 

Man  wird  zunächst  fragen,  wie  sich  Commissions,  Special  - 
Examinations  und  Letters  of  Request  unterscheiden.  Es  ist  mög- 
lich, dass  man  sowohl  die  Fragen,  wie  die  Gegenfragen,  welche 
dem  Zeugen  vorgelegt  werden  sollen,  zuvor  schriftlich  fixirt.  Dies 
setzt  offenbar  eine  sehr  einfache  Sache  voraus,  in  welcher  sich 
voraussehen  lässt,  was  der  Zeuge  auszusagen  vermag.  In  kom- 
plizirteren  Sachen  wird  man  es  vorziehen,  die  ganze  Vernehmung 
viva  voce  abzuhalten,  oder  doch  wenigstens  ein  Kreuzverhör  viva 
voce  eintreten  lassen.  Die  Kosten  werden  allerdings  im  Falle 
einer  viva  voce  Vernehmung,  d.  h.  einer  mündlichen  Vernehmung 
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durch  einen  englischen  Parteivertreter ,  beträchlich  grössere  sein. 
Wird  gewünscht,  dass  die  ganze  Vernehmung  viva  voce  statt- 
findet, so  pflegt  man  auf  Anordnung  einer  Special  Examination 
anzutragen.  Soll  dagegen  die  Vernehmung  ganz  oder  zum  Theil 
auf  Grund  im  Voraus  schriftlich  fixirter  Fragen  erfolgen,  so  ist 
es  üblich,  um  Erlass  einer  Commission  einzukommen.  Man  sieht, 
der  Unterschied  zwischen  Commission  und  Special  Examination 
ist  ein  verschwindender;  es  liegt  hier  einer  der  Fälle  vor,  wo 
man  zaudert,  für  zwei  Worte  ein  Wort  zu  adoptiren,  weil  die 
beiden  Worte  früher  einmal  verschiedene  Bedeutung  gehabt  haben. 
Es  fehlt  in  England  eine  geistige  Thätigkeit,  wie  sie  in  Deutsch- 
land von  den  Universitätsprofessoren  ausgeübt  wird ;  wissenschaft- 
lich wird  das  englische  Recht  stiefmütterlich  behandelt.  Um  einen 
Unterschied  zwischen  Commission  und  Special  Examination  zu 
konstatiren,  pflegt  wohl  noch  hinzugefügt  zu  werden,  dass  im 
ersteren  Falle  die  Gerichtsverfügung  eine  Reihe  von  Weisungen 
enthält,  während  dieselben  im  letzteren  Falle  fehlen.  Derartige 
Weisungen  sind  allerdings  in  Fällen,  wo  ein  Laie  mit  der  Ab- 
haltung der  Vernehmung  betraut  werden  soll,  höchst  empfehlens- 
werth;  andererseits  werden  solche  Weisungen  oft  nicht  beachtet 
und  geben  alsdann  Veranlassung  zu  Einwendungen  gegen  die  Ver- 
lesung des  Vernehmungsprotokolls.  Jedenfalls  bleibt  es  unver- 
ständlich, was  diese  Weisungen  mit  dem  Unterschiede  zwischen 
Commission  und  Special  Examination  zu  schaffen  haben,  zumal 
englischer  Seits  zugegeben  wird,  dass  solche  Weisungen  an  sich 
sehr  wohl  in  die  Verfugung  aufgenommen  werden  könnten,  welche 
eine  Special  Examination  anordnet.  Aus  der  Person  des  Com- 
missioner  bezw.  Special  Examiner  lässt  sich  kein  Unterschied  ge- 
winnen. Beide  brauchen  keine  Juristen  zu  sein,  beide  können 
ihr  Domizil  ausserhalb  Englands  haben. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  die  englischen 
Vorschriften  weder  eine  Requisition  ausländischer  Gerichte,  noch 
eine  ausschliessliche  Beauftragung  britischer  Konsuln  in  Aussicht 
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nahmen.  Man  ist  soweit  gegangen,  einen  berühmten,  englischen 
Advokaten  zur  Abhaltung  einer  Zeugenvernehmung  nach  Wies- 
baden zu  entsenden.  Derselbe  wurde  verhaftet,  als  er  in  Aus- 
führung der  englischen  Gerichtsverfügung  sich  anschickte,  einen 
Zeugen  zu  beeidigen,  und  soll,  wie  man  in  England  erzählt,  nur 
mit  grosser  Mühe  dem  Kerker  wieder  entrissen  worden  sein. 
Dieser  Vorfall  führte  zur  Adoptirung  der  dritten  Form  der  Be- 
weisaufnahme im  Ausland,  des  Letter  of  Request  oder  des  Er- 
suchungsschreibens an  das  ausländische  Gericht.  Abgesehen  von 
Deutschland  haben  auch  Spanien  und  die  Schweiz  amtlich  an- 
gezeigt, dass  Beweisaufnahmen  im  Wege  eines  Letter  of  Request 
herbeizuführen  sind.  Frankreich,  Italien,  Holland,  Oesterreich- 
Ungarn  und  Amerika  werden  heute  noch  unter  den  Ländern  auf- 
geführt, in  welchen  ein  englischer  Special  Examiner  thätig  werden 
kann.  Der  Verfasser  zweifelt  —  auf  Grund  einer  Mittheilung 
Seitens  eines  Triester  Advokaten  —  ob  diese  Behauptung  für 
Oesterreich-Ungarn  noch  als  zutreffend  angesehen  werden  kann. 
Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  ein  ausländischer  Staat 
nicht  zu  dulden  braucht,  dass  in  seinem  Territorium  ohne  irgend- 
welche Benachrichtigung  seiner  Behörden  eine  eidliche  Zeugen- 
vernehmung in  Ausführung  einer  englischen  Gerichtsverfügung 
vorgenommen  wird.  Wie  England  im  eigenen  Lande  die  Beweis- 
aufnahmen für  ausländische  Gerichte  kontrollirt,  so  muss  auch 
der  ausländische  Staat  die  in  seinem  Territorium  für  englische 
Gerichte  stattfindenden  Beweisaufnahmen  kontrolliren  können. 
Die  Frage  ist  nur  die,  ob  man  nicht  besser  England  gegenüber, 
im  Hinblick  auf  die  abweichenden  Anschauungen  über  die  Auf- 
nahme eines  Beweises,  von  einer  Erledigung  des  Letter  of  Request 
durch  die  deutschen  Gerichte  Abstand  nimmt,  und  es  englischen 
Gerichten  ermöglicht,  eine  Beweisaufnahme  durch  den  britischen 
Konsul  herbeizuführen,  und  zwar  unter  gleicher  Kontrolle,  wie 
sie  in  England  im  umgekehrten  Falle  geübt  wird. 

Wollte   man   die  Abhandlung   auf  die  Untersuchung  dieser 
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Frage  beschränken;  so  würde  auf  das  Verfahren,  welches  in  Eng- 
land der  Anordnung  einer  Beweisaufnahme  im  Auslande  vorauf- 
zugehen  hat,   nicht  näher  einzugehen  sein.    Das  gedachte  Vor- 
verfahren hat  jedoch  für  das  Ausland   insofern  eine  praktische 
Bedeutung,  als  sich  ohne  Kenntniss  desselben  im  gegebenen  Falle 
kaum  wird  feststellen  lassen,  ob  es  rathsamer  ist,  die  Zeugen  in 
ihrer  Heimath  oder  in  England  vernehmen  zu  lassen.    Kontinen- 
tale Litiganten  sind  in  der  Kegel  höchst  unangenehm  überrascht, 
wenn  sie  aufgefordert  werden,  sich  nebst  ihren  auswärtigen  Zeugen 
am  Orte  des  englischen  Prozessgerichts  einzufinden.     Die  Unzu- 
friedenheit wächst  mit  der  Unbestimmbarkeit  des  Tages,  an  wel- 
chem  die   mündliche  Hauptverhandlung  zu  erwarten  steht.     Die 
zur  Hauptverhandlung  reifen  Sachen  werden  in  England  in  eine 
Liste  eingetragen  und  gelangen  nach  der  Reihe  der  Eintragung 
—  ohne  Anberaumung  eines  bestimmten  Termins  —  zur  Verhand- 
lung.    Es  liegt  auf  der  Hand,   dass  Niemand  mit  Sicherheit  im 
Voraus  sagen  kann,  wie  lange  die  Erledigung  der  auf  der  Liste 
Toraufgehenden  Sachen  in  Anspruch  nehmen  wird.    Eine  einzelne 
Sache  kann  das  Gericht  Tage  lang  beschäftigen ;  andererseits  ist 
es  möglich,  dass  mehrere  voraufgehende  Sachen  plötzlich  ausser- 
gerichtlich  durch  Vergleich  zur  Erledigung  kommen.     Diese  Un- 
bestimmbarkeit des  Tages  der  Hauptverhandlung  hat  zur  Folge, 
dass  eine   auswärtige  Prozesspartei   und   deren  Zeugen  sich   oft 
Tage  lang  an  der  englischen  Gerichtsstelle  aufzuhalten  haben.    Es 
ist  richtig,  dass  der  unterliegende  Gegner,  wenn  er  in  die  Kosten 
verurtheilt  wird,   Reise-  und  Aufenthaltskosten  zu  erstatten  hat; 
immerhin  sind  diese  Kosten  zunächst  zu  verauslagen,  und  entsteht 
daher  die  Frage,  ob  es  nicht  einfacher  ist,  eine  Verfügung  zu  er- 
wirken, welche  eine  Beweisaufnahme  in  der  Heimath  anordnet. 
Dass  diese  Frage  nicht  immer  zu  bejahen  ist,   dürfte  dem 
Leser  bereits  klar  geworden  sein.     Die  Vorbedingungen   für  die 
Erwirkung  der  Verfügung   sind  dieselben ,   mag   es  sich   um   eine 
Kommission,   eine  Spezial-Examination  oder  um  einen  Letter  of 
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Request  handeln.  Es  liegt  in  allen  Fällen  im  freien  Ermessen 
des  Prozessgerichts,  ob  dem  Antrage  stattgegeben  werden  soll 
oder  nicht.  Der  Beschluss  des  Gerichts  ist  —  im  Gegensatze 
zu  der  Bestimmung  im  §  320  Abs.  2  der  deutschen  Reich  sei  vil- 
prozessordnung  —  ohne  Beschränkung  der  Rechtsmittel  anfecht- 
bar. Der  Antrag  auf  Anordnung  einer  Beweisaufnahme  im  Aus- 
lande soll  in  der  Regel  nach  Abschluss  des  Wechsels  der  vor- 
bereitenden Schriftsätze  gestellt  werden.  Abgesehen  von  besonders 
dringenden  Fällen  ist  eine  frühere  Einbringung  des  Antrages  un- 
zulässig, und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sich  während 
des  Wechsels  der  Schriftsätze  noch  nicht  mit  Sicherheit  übersehen 
lässt,  welche  Zeugen  als  relevant  zu  bezeichnen  sein  werden. 
Wird  der  Antrag  nicht  binnen  angemessener  Frist  nach  Abschluss 
des  schriftlichen  Vorverfahrens  gestellt,  so  läuft  der  Antragsteller, 
insbesondere  wenn  er  der  Beklagte  ist,  ernste  Gefahr,  mit  seinem 
Antrage  abgewiesen  zu  werden.  Es  ist  bekanntlich  in  England 
zulässig,  die  Prozessparteien  selbst  eidlich  aussagen  zu  lassen ;  sie 
können  eidlich  als  Zeugen  in  eigener  Sache  fungiren  und  werden 
stets  als  Zeugen  vorgeführt,  weil  anderenfalls  mit  Sicherheit  dar- 
auf zu  rechnen  ist,  dass  der  gegnerische  Partei  Vertreter  bemüht 
sein  wird,  die  Unterlassung  als  ein  Indiz  des  mangelnden  Ver- 
trauens zu  der  eigenen  Sache  zu  interpretiren.  Es  ist  daher 
kaum  nöthig,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  es  bedeutend 
schwieriger  ist,  die  Vernehmung  einer  Prozesspartei  im  Auslande 
durchzusetzen,  als  die  Vernehmung  eines  Zeugen  gewöhnlicher 
Art.  Es  sind  ganz  besonders  schwerwiegende  Gründe  erforder- 
lich, um  mit  einem  derartigen  Antrage  durchzudringen.  Ver- 
hältnissinässig  leichter  ist  es,  die  kommissarische  Vernehmung  des 
Beklagten  zu  erwirken,  da  letzterer  den  Gerichtsstand  nicht  ge- 
wählt hat. 

Der  Antrag  auf  Anordnung  einer  Beweisaufnahme  im  Aus- 
lande ist  durch  eine  schriftliche  eidliche  Erklärung  zu  unterstützen, 
welche  sich  mit  nachstehenden  Punkten  zu  befassen  hat. 
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1.  Es  ist  zu  versichern,  dass  der  Prozess  wirklich  Fragen 
enthält,  welche  der  gerichtlichen  Entscheidung  bedürfen. 

2.  Es  muss  sich  aus  der  schriftlichen,  eidlichen  Erklärung 
ergeben,  dass  der  Antrag  auf  Anordnung  einer  Beweisaufnahme 
im  Auslande  im  guten  Glauben  gestellt  wird.  Liegt  Grund  zum 
Argwohn  vor,  dass  der  Zeuge  absichtlich  von  der  Gerichtsstätte 
fern  gehalten  wird,  so  erfolgt  Abweisung  des  Antrages.  Der 
blosse  Umstand,  dass  der  Antragsteller  mit  dem  Zeugen  be- 
freundet ist  oder  eine  Kontrolle  über  denselben  ausübt,  beweist 
indessen  noch  nicht  den  Mangel  des  guten  Glaubens.  Dass  der 
Gedanke  der  Prozessverschleppung  oder  der  Chikane  fern  liegt, 
pflegt  nur  dann  besonders  versichert  zu  werden,  wenn  aus  den 
Torbereitenden  Schriftsätzen  in  dieser  Richtung  ein  Argwohn  ent- 
stehen könnte.  Bei  der  Prüfung  der  Frage  nach  dem  guten 
Glauben  werden  alle  den  Antrag  begleitenden  Umstände  in  Rück- 
sicht gezogen.  Um  die  bona  fides  ausser  Zweifel  zu  setzen,  ist 
es  ferner  üblich,  wenigstens  einige  der  im  Auslande  zu  vernehmen- 
den Personen  namhaft  zu  machen,  oder  doch  ausdrücklich  zu  er- 
wähnen, weshalb  die  Namhaftmachung  einstweilen  unterbleibt. 

3.  Es  ist  zu  versichern,  dass  die  Beweisaufnahme  im  Aus- 
lande eine  wirksame  sein  wird,  d.  h.  wenn  auch  weniger  wirksam 
als  an  der  Gerichtsstätte,  so  doch  geeignet,  die  Aussage  des 
Zeugen  zu  gewinnen  und  dieselbe  gehörig  zu  sondiren.  Hier  ent- 
steht die  wichtige  Frage,  ob  man  noch  von  einer  Möglichkeit, 
die  Zeugenaussage  gehörig  zu  sondiren,  sprechen  kann,  wenn  die 
Beweisaufnahme  vor  einem  deutschen  Gericht  stattzufinden  hat. 
In  England  ist  man  geneigt,  diese  Frage  zu  verneinen,  weil  die 
deutsche  Civilprozessordnung  kein  wirksames  Kreuzverhör  durch 
den  gegnerischen  Prozessvertreter  gestattet  hat.  Würde  man  in 
Deutschland  zulassen,  dass  die  Aufnahme  des  Beweises  vor  dem 
britischen  Konsul  erfolgt,  mithin  vor  einer  Person,  welche  nicht 
an  die  deutschen  Prozessregeln  gebunden  ist  und  nach  den  eng- 
lischen Prozessvorschriften  verfahren  kann,  so  dürften  die  in  Eng- 
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land  geäusserten  Zweifel  an  der  Wirksamkeit  der  Beweisaufnahme 
in  Deutschland  bald  der  Vergessenheit  anheimfallen. 

4.  Die  schriftliche,  eidliche  Erklärung  hat  klar  und  deutlich 
zu  zeigen,  dass  die  Zeugen,  deren  Vernehmung  gewünscht  wird, 
wesentliche  Zeugen  sind.  Zu  diesem  Ende  wird  oft  die  Versiche- 
rung genügen,  dass  bestimmte,  in  den  vorbereitenden  Schriftsätzen 
vorgetragene  Thatsachen  sich  in  Gegenwart  des  Zeugen  abgespielt 
haben.  Andererseits  wird  es  nicht  ausreichen,  zu  versichern,  dass 
die  Aussage  des  Zeugen  wahrscheinlich  relevant  sein  dürfte.  Es 
sind  bestimmte  und  relevante  Thatsachen  anzugeben,  mit  dem 
Hinzufügen,  dass  der  Zeuge  über  dieselben  wird  aussagen  können. 
Zu  detailliren  ist  die  zu  erwartende  Zeugenaussage  nicht.  Aus- 
sagen, welche  nach  den  englischen  Beweisvorschriften  nicht  be- 
weiskräftig sind,  können  nicht  als  relevant  bezeichnet  werden. 
Trotzdem  pflegt  man  in  der  eidlichen  Erklärung  ausdrücklich  zu 
betonen,  dass  es  statthaft  sein  wird,  die  zu  erwartenden  Aussagen 
zum  Beweise  vorzulegen. 

5.  Endlich  hat  die  schriftliche,  eidliche  Erklärung  das  Aus- 
bleiben des  Zeugen  in  der  mündlichen  Hauptverhandlung  unter 
Anführung  triftiger  Gründe  zu  rechtfertigen.  Es  ist  dies  wohl 
der  wichtigste  Punkt  in  der  ganzen  eidlichen  Erklärung.  Der 
Antragsteller  hat  nachzuweisen,  dass  ein  Fall  vorliegt,  wo  eine 
Abweichung  vom  Prinzipe  begründet  erscheint,  oder,  um  die  Worte 
der  rule  5  zu  gebrauchen,  dass  die  Zwecke  der  Justiz  eine  Be- 
weisaufnahme im  Auslande  nothwendig  machen.  Einen  rechtlichen 
Anspruch  auf  Anordnung  der  Zeugenvernehmung  im  Auslande 
hat  der  Antragsteller  in  keinem  Falle.  Die  Anordnung  hängt  in 
allen  Fällen  vom  freien  Ermessen  des  Gerichts  ab.  Wo  das  Aus- 
bleiben des  Zeugen  in  der  mündlichen  Hauptverhandlung  eine 
Ungerechtigkeit  für  den  Gegner  bedeuten  würde,  erfolgt  die  Ab- 
weisung des  Antrages.  Je  nothwendiger  das  Erscheinen  in  der 
mündlichen  Hauptverhandlung,  desto  schwieriger  ist  es  mit  dem 
Antrag  durchzudringen.    Der  Nachweis,  dass  das  Erscheinen  un- 
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quem  und  kostspielig  ist,  genügt  nur  in  Fällen,  in  welchen  es 
;h  um  eine  rein  formelle  Beweisaufnahme  handelt.  Im  Uebrigen 
,  nachzuweisen,  dass  es  praktisch  unmöglich  ist,  das  Erscheinen 
s  Zeugen  herbeizuführen,  oder  doch,  dass  sich  die  Beweis- 
Lfnahme  nur  im  Auslande  angemessener  Weise  durchfuhren  lässt. 
rfahrungsmässig  stellen  sich  kontinentale  Litiganten  die  Sache 
dl  zu  einfach  vor.  Es  genügt  nicht  die  blosse  Behauptung,  dass 
rankheit  am  Erscheinen  behindert;  eine  derartige  Behauptung 
t  durch  die  schriftliche,  eidliche  Erklärung  mindestens  eines 
rztes  zu  unterstützen.  Es  reicht  nicht  aus,  zu  versichern,  dass 
an  im  Auslande  domizilirte  Personen  nicht  zwingen  kann,  vor 
5m  englischen  Prozessgericht  zu  erscheinen;  es  wird  mindestens 
eiter  zu  beschwören  sein,  dass  man  dem  Zeugen  den  gesammten 
etrag  seiner  durch  das  Erscheinen  entstehenden  Unkosten  baar 
ageboten  hat. 

Vor  Anordnung  der  Beweisaufnahme  im  Auslande  wird  der 
rozessgegner  mit  seinen  etwaigen  Gegenanträgen  gehört.  Letztere 
innen  Abweisung  des  Antrages  oder  Auferlegung  mehr  oder 
inder  weitgreifender  Bedingungen  zum  Gegenstande  haben.  Diese 
sdingungen  variiren  mit  den  Umständen  des  gegebenen  Falles, 
t  die  Relevanz  der  Beweisaufnahme  nicht  ganz  ausser  Zweifel 
stellt,  so  pflegt  eine  Sicherheitsleistung  für  die  gegnerischen 
osten  aufgegeben  zu  werden.  In  einem  Falle,  wo  das  Er- 
lleinen in  der  mündlichen  Hauptverhandlung  wünschenswerth 
tr  und  die  Unmöglichkeit  des  Erscheinens  zweifelhaft  blieb, 
irde  zur  Bedingung  gemacht,  dass  das  Beweisaufnahmeprotokoll 
r  dann  im  mündlichen  Haupttermine  verlesen  werden  solle, 
nn  gegnerischerseits  das  Erscheinen  in  der  mündlichen  Haupt- 
rhandlung  nicht  verlangt  werden  würde.  Bedingungen  pflegen 
•ner  aufgelegt  zu  werden,  wenn  der  Antrag  vom  Beklagten  aus- 
ht  und  der  Verdacht  besteht,  dass  der  Prozess  verschleppt 
rden  soll.  In  derartigen  Fällen  wurde  z.  B.  sofortige  Baar- 
ilung  der  Kosten  des  Antrages  und  Bestellung  einer  weiteren 
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Kostensicherheit  angeordnet.  Ein  Antragsteller,  welcher  ausser- 
halb des  Machtbereichs  des  Prozessgerichts  domizilirt  ist,  wird 
selten  ohne  Erhöhung  seiner  bisher  geleisteten  Kostensicherheit 
eine  Beweisaufnahme  im  Auslande  herbeiführen  können. 

Ist  die  Beweisaufnahme  im  Auslande  gerichtsseitig  verfugt 
und  handelt  es  sich  um  einen  Letter  of  Request,  so  wird  der 
letztere  von  dem  englischen  Anwalte  entworfen.  Bei  Beweis- 
aufnahme im  Deutschen  Reiche  wird  es  die  Regel  sein,  sowohl 
die  Fragen,  wie  die  Gegenfragen,  welche  den  Zeugen  vorgelegt 
werden,  zuvor  schriftlich  zu  fixiren.  Beide  Fragebogen  sind  in 
die  deutsche  Sprache  zu  übersetzen;  ausserdem  sind  deutsche 
Uebersetzungen  der  vorbereitenden  Schriftsätze  beizufügen.  Alle 
diese  Urkunden  sind  beim  englischen  Gericht  einzureichen,  und 
zwar  unter  Anlage  einer  schriftlichen  Erklärung,  in  welcher  sich 
der  englische  Anwalt  für  die  Kosten  haftbar  gemacht,  welche  der 
englischen  Regierung  durch  die  Ausführung  des  Letter  of  Request 
entstehen.  Das  englische  Gericht  siegelt  die  Schriftstücke,  legt 
den  Letter  of  Request  dem  Präsidenten  des  Prozessgerichts  zur 
Unterschrift  vor,  und  lässt  sodann  die  Urkunden  an  das  englische 
Auswärtige  Amt  gelangen,  welches  dieselben  im  diplomatischen 
Wege  weitergiebt. 

Im  Deutschen  Reiche  fallt  die  Ausführung  des  Letter  of 
Request  in  letzter  Linie  dem  Amtsgericht  zu.  Die  Vornahme  der 
Beweisaufnahme  durch  ein  Gericht  des  ausländischen  Staates  hat 
auf  den  ersten  Blick  den  grossen  Vorzug,  dass  ein  Zeugnisszwang 
zur  Ausübung  kommen  kann.  Indessen  einmal  sind  in  sehr  vielen 
Fällen  die  Zeugen  gern  bereit,  sich  freiwillig  einzufinden,  und 
sodann  zeigt  das  Eingangs  gedachte,  englische  Gesetz  von  1856, 
dass  sich  ein  Verfahren  schaffen  lässt,  welches  den  Zeugnisszwang 
im  praktischen  Resultate  delegirte.  Jedenfalls  verschwindet  der 
gedachte  Vorzug  im  Vergleich  mit  dem  Nachtheil,  der  daraus  ent- 
steht, dass  die  deutschen  Amtsgerichte  nach  deutschem  Prozess- 
recht verfahren  müssen.     Es  dürfte  die  eidliche  Vernehmung  der 
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Prozesspartei  als  Zeuge  in  eigener  Sache  im  Deutschen  Reiche 
gar  nicht  zu  erlangen  sein;  ferner  würden  der  Verlobte  der  Partei, 
der  Ehegatte  der  Partei  und  die  im  §  348  Ziff.  3  der  deutschen 
Civilprozessordnung  genannten  Verwandten  der  Partei  das  Zeug- 
niss  verweigern  können.    Derartige  Prozessvorschriften  liegen  dem 
englischen  Juristen  so  fern,  dass  Hüme  -Williams  und  Macklin 
in  ihrem  oben  citirten  Werke  nicht  zu  verstehen  vermögen,  wess- 
lalb  das  Amtsgericht  in  Wiesbaden  sich  geweigert  hat,  zur  Auf- 
nahme des  Beweises  zu  schreiten,  bis  die  Namen  und  Adressen 
der    Prozessparteien   angegeben    seien.     Dem    Amtsgericht  I   in 
Berlin  wird  englischerseits   vorgeworfen,   dass   es  verlangt  habe, 
dass   alle  zu   vernehmenden  Personen  im  Letter  of  Request  zu 
benennen  seien;  in  einem  Falle,  wo  man  die  Vernehmung  weiterer, 
nicht   im  Letter  of  Request  benannter  Zeugen   gewünscht  habe, 
hätte  das   gedachte  Gericht  auf  Erwirkung  eines  „ergänzenden" 
Letter   of  Request   bestanden.     Hcme  -Williams   und  Macklin 
betonen,   dass  beim  Entwurf  des  Letter  of  Request  die  Namen 
der  zu  vernehmenden  Personen  oft  noch  gar  nicht  bekannt  sind. 
Das  Amtsgericht  I  in  Berlin  wird   demgegenüber  allerdings  nur 
auf  §  324  Abs.  2  der  deutschen  Civilprozessordnung  zu  verweisen 
brauchen.    Gegen  die  Beauftragung  eines  ausländischen  Gerichts 
mit  der  Aufnahme  des  Beweises  pflegt  in  England  weiter  geltend 
gemacht  zu  werden,   dass  englische  Partei  Vertreter  vor  dem  aus- 
ländischen Gerichte  nicht  gehört  werden.    Dieses  Bedenken  dürfte 
indessen  bei  Beweisaufnahmen  im  Deutschen  Reiche  von  geringer 
Bedeutung  sein,   insofern   nämlich  die  Regel  sein  wird,   dass  die 
Aufnahme   des   Beweises   durch   die   Amtsgerichte  erfolgt.     Der 
Hauptmangel   einer  vor  einem  deutschen  Gerichte  stattfindenden 
Beweisaufnahme  ist  vom   englischen  Standpunkte  aus  die  Unzu- 
lässigkeit eines  eigentlichen  Kreuzverhörs  durch  den  gegnerischen 
Parteivertreter.    Endlich  darf  man  nicht  aus  den  Augen  verlieren, 
dass  eine  Beweisaufnahme  durch  ein  ausländisches  Gericht  Ueber- 
setzungen   und  Rückübersetzungen  erforderlich  macht,  und  dass 
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Ueber8etzungen  juristischer  Urkunden  eine  recht  ergiebige  Quelle 
von  Missverständnissen  sind. 

Man  wird  es  begreiflich  finden,  dass  ein  im  Deutschen  Reiche 
aufgenommenes  Protokoll,  wenn  es  auf  diplomatischem  Wege  nach 
England  zurückgelangt  ist,  nicht  immer  mit  Zufriedenheit  auf- 
genommen wird.  Es  ist  dies  um  so  bedauerlicher,  als  man  in 
England  geneigt  ist,  derartige  unbefriedigende  Erfahrungen  zum 
Ausgangspunkte  für  generelle  Schlüsse  auf  die  rechtlichen  Ver- 
hältnisse in  Deutschland  zu  machen.  Englischerseits  kann  aller- 
dings nicht  verlangt  werden,  dass  Deutschland  seine  civilprozessua- 
lischen  Vorschriften  England  zu  Gefallen  abändert;  wohl  aber  darf 
man  vom  englischen  Standpunkte  aus  fragen,  warum  Deutschland 
nicht,  in  Anerkennung  der  bestehenden  Rechtsverschiedenheiten, 
ein  ähnliches  Verfahren  schafft,  wie  es  das  englische  Gesetz  von 
1856  zur  beiderseitigen  Zufriedenheit  eingeführt  hat.  In  dieser 
Abhandlung  ist  diese  Frage  freilich  wesentlich  vom  englischen 
Gesichtspunkte  aus  betrachtet  worden,  und  jedenfalls  wird  die 
deutsche  Seite  der  Frage  noch  einer  eingehenden  Prüfung  be- 
dürfen. Indessen  selbst  wenn  das  Verdikt  dahin  gehen  sollte, 
dass  es  in  Erwägung  aller  Umstände  vorzuziehen  ist,  die  bisherige 
Schlage  nicht  abzuändern,  dürfte  diese  Abhandlung  noch  inso- 
fern ihr  Interesse  bewahren,  als  sie  die  Schwierigkeiten  andeutet, 
welche  zu  überwinden  sind,  um  bei  englischen  Gerichten  die 
Anordnung  einer  Beweisaufnahme  im  Auslande  durchzusetzen. 


515 


Sollen  ausländische  Strafurtheile  vollstreckt  werden? 

Von 
Landrichter  Dr.  Delius  in  Cottbus. 


In  der  Praxis  des  geltenden  Völkerrechts  ist  allgemein  an- 
erkannt der  Grundsatz,  dass  ein  Staat  fremde  strafgerichtliche 
Urtheile,  auch  die  nur  auf  Geldstrafe  lautenden,  überhaupt  nicht 
vollstreckt1.  Derselbe  ist  im  §  36  Abs.  3  des  österreichischen 
St.-G.-B.  vom  27.  Mai  1852  sogar  gesetzlich  fixirt;  dort  heisst 
es:  „In  keinem  Falle  sind  Urtheile  ausländischer  Straf behörden 
im  Inlande  zu  vollziehen."  Gleichlautende  Vorschriften  enthalten 
§  18  des  ungarischen  und  §  72  des  bosnischen  St.-G.-B.;  dem- 
entsprechend ist  denn  auch  das  Ersuchen  eines  preussischen  Ge- 
richts um  Beitreibung  einer  wegen  Gewerbepolizeikontravention 
auferlegten  Geldstrafe  in  Oesterreich  abgelehnt  (vgl.  Erlass  des 
österreichischen  Justizministers  vom  2.  Aug.  1872  bei  GrAnich- 
städten,  Internationaler  Strafrechtsverkehr  1892,  S.  24).  Auch 
der  preussische  Justizminister  bezeugt,  dass  thatsächlich  zur  Voll- 
streckung von  Urtheilen  von  keinem  fremden  Staate  Rechtshülfe 
geleistet  werde  (Just.-Min.-Bl.  1887  S.  139  ff.). 

In    früherer   Zeit    übergaben    deutsche    Binnenstaaten    ihre 

1  Dieses  Prinzip  wird  soweit  ausgedehnt,  dass  selbst  die  Zustellung  des 
Strafurtheils  oder  einer  Rechnung  über  die  Kosten  des  ausländischen  Straf- 
Verfahrens  und  Strafvollzuges  abgelehnt  wird,  weil  darin  eine  Mitwirkung  bei 
der  Vollstreckung  des  Urtheils  liege.  (Vgl.  Delius  in  der  Zeitschr.  f.  die 
ges.  Strafrechtswissenschaft  Bd.  16  S.  293.) 
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schwersten  Verbrecher  der  venetianischen  Republik  zur  Abbü« 
sung  der  Galeerenstrafe  (vgl.  Lammasch,  Auslieferungspflicht  un 
Asylrecht  1887,  S.  824)  und  noch  heute  liefern  Monaco  un 
Andorra  ihre  zu  längerer  Freiheitsstrafe  verurtheilten  Verbreche 
zur  Strafverbüssung  an  französische  Gefängnisse  ab  (vgl.  Seküziei 
Examen  du  projet  de  loi  sur  l'extradition  1880,  S.  23).  Die 
hat  aber  darin  seinen  Grund,  dass  die  betreffenden  Staaten  ge 
eignete  Gefangnisse  nicht  besitzen  bezw.  die  erkannte  Strafe  ver 
möge  ihrer  geographischen  Lage  nicht  vollstrecken  konnten.  Xac' 
der  hannoverschen  Strafprozessordnung  von  1859  §  231  Abs.  • 
konnte  „nach  Bestimmung  des  Justizministers  die  Vollstreckung 
von  Strafurtheilen  ausländischer  Gerichte  stattfinden".  In  Betref 
der  Vermögensstrafen  war  früher  zwischen  angrenzenden  Staaten 
eine  gegenseitige  Vollstreckung  zulässig.  So  bestimmte  Art.  33 
des  Rechtshülfevertrages  des  Norddeutschen  Bundes  mit  Baden: 
„Zur  Vollstreckung  eines  im  Gebiete  des  einen  vertragenden 
Theiles  erlassenen  Strafurtheils  sind  die  Gerichte  des  anderen 
Theils  nur  dann  verpflichtet,  wenn  die  strafbare  Handlung,  wegen 
welcher  die  Strafe  erkannt  ist,  im  Gebiete  des  Staates,  in  welchem 
sich  das  ersuchende  Gericht  befindet,  verübt  ist  (Art.  21  u.  22) 
und  wenn  ausserdem  die  Strafe  nur  in  das  Vermögen  des  Ver- 
urtheilten zu  vollstrecken  ist."  In  Bundesstaaten,  wie  z.  B.  dem 
Deutschen  Reich,  wird  die  von  einem  Staate  erkannte  Strafe  ifl 
dem  anderen  Staate  vollstreckt,  nur  bei  Freiheitsstrafen  übel 
sechs  Wochen  cessirt  die  Verpflichtung  (§  163  des  G.-V.-G.),  ei 
muss  der  Verurtheilte  dann  an  den  ersuchenden  Bundesstaat  ab 
geliefert  werden,  falls  keine  entsprechende  Vereinbarung  zwischei 
den  beiden  Bundesstaaten  zu  Stande  kommt. 

Unter  völlig  von  einander  unabhängigen  Staaten  besteht  zu 
Zeit  nur  eine  Ausnahme  von  dem  obengenannten  Prinzip.  Ui 
theile  der  Rheinschifffahrtsgerichte  und  der  Eibzollgerichte  müsse 
nämlich  von  den  anderen  Vertragsstaaten  vollstreckt  werden.  Di 
Vollstreckung  der  Entscheidungen  eines   niederländischen  Rheh 
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schifffahrtsgerichts  geschieht  in  Preus9en  auf  Grund  einer  von  dem 
Oberlandesgericht  zu  Köln  mit  der  Vollstreckungsklausel  zu  ver- 
sehenden Urtheilsausfertigung  (§12  des  preussischen  Gesetzes  vom 
8.  März  1879;  Ges.-Samml.  S.  129).  Urtheile  österreichischer  Elb- 
zollgerichte  sind  auf  Grund  einer  von  dem  einen  preussischen 
Elbzollgericht  übergeordneten  Landgericht  zu  ertheilenden  Voll- 
streckungsklausel in  Preussen  vollstreckbar  (§  9  des  preussischen 
Gesetzes  vom  9.  März  1879;  Ges.-Samml.  S.  132). 

In  der  Theorie  spricht  sich  auch  die  Mehrzahl  der  Schrift- 
steller gegen  die  Vollstreckung  ausländischer  Strafurtheile  aus; 
z.  B.  Fiore-Axtoine,  Traite  de  droit  penal  international  et  de 
l'extradition  1880,  No.  112,  149  n.  3;  Peiron,  Effets  des  juge- 
ments  repressifs  en  droit  international,  S.  81;  Martitz,  Inter- 
nationale Rechtshülfe  in  Strafsachen,  S.  40.  These  14  der  Mün- 
chener Beschlüsse  des  Instituts  für  internationales  Recht  bestimmt: 
„L'execution  de  la  peine  ne  peut  jamais  avoir  lieu  hors  du  pays, 
oü  le  jugement  est  prononce,  sauf  le  cas  d'une  Convention  inter- 
nationale ou  conclue  entre  les  membres  d'un  Etat  formant  un 
Systeme  federatif." 

Anderer  Ansicht  sind  nur  Carle,  Dell'  autoritä  delle  leggi 
penali  in  ordine  ai  luoghi  ed  alle  persone  (citirt  bei  Fiore- 
Antoine  a.  a.  O.)  und  Schönemann  in  Goltdamnier's  Archiv  von 
1881,  S.  39.  Letzterer  befürwortet  die  Zulassung  der  Voll- 
streckung der  von  den  Gerichten  eines  Staates  gefällten  Urtheile 
auf  Geldstrafen  in  das  im  anderen  Staate  befindliche  Vermögen 
des  Verurtheilten,  insbesondere  hinsichtlich  der  Stellungsflüchtigen 
und  der  politischer  Verbrecher.  Zunächst  wird  gegen  die  Voll- 
streckung fremder  Strafurtheile  geltend  gemacht,  dass  es  begriffs- 
mässig  Aufgabe  eines  Staates  sei,  die  Gerechtigkeit,  der  er  durch 
das  Mittel  der  Strafe  dienen  soll,  selbst  zu  üben,  selbst  also  die 
gerecht  erscheinende  Strafe  durch  Urtheil  schöpfen  und  nicht 
durch  eine  fremde  Macht  sich  diktiren  zu  lassen  (v.  Martitz 
S.  39).    v.  Bar,  Internationales  Privatrecht,  S.  570,  führt  an,  dass 
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nach  dem  das  Strafrecht  beherrschenden  Prinzipe  einer  absoluten 
materiellen  Gerechtigkeit  jeder  Staat,  ehe  er  strafe,  in  Gemässheit 
der  für  ihn  geltenden  Grundsätze  von  der  Strafbarkeit  einer  Hand- 
lung sich  überzeugen  müsse,  diese  Ueberzeugung  aber  nur  durch 
den  Ausspruch  der  eigenen  Gerichte  erfolgen  könne.  Die  Voll- 
streckung eines  fremdrichterlichen  Strafurtheils  würde  voraussetzen, 
dass  dasselbe,  auch  soweit  es  in  unserem  Staate  vollstreckt  werden 
soll,  lediglich  nach  den  Grundsätzen  des  fremden  Staates  zu  be- 
urtheilen  wäre  oder  dass  eine  freiwillige  Unterwerfung  zulässig 
erscheine,  beides  sei  aber  im  Strafrechte  ausgeschlossen. 

Lammasch,  a.  a.  O.  S.  824,  meint,  dass  im  letzten  Grunde 
die  Beschränkung  der  Freiheit  nur  auf  dem  Willen  jener  Staats- 
gewalt beruhen  könne,  durch  deren  Organe  dieselbe  vollzogen 
werde.  Ein  Staat  könne  in  die  Freiheit  der  Individuen  nur  in- 
soweit eingreifen,  als  Urtheiler,  welche  nach  seiner  Auffassung 
hierzu  berufen  und  welche  ihm  für  die  Richtigkeit  ihres  Urtheils 
verantwortlich  sind,  dies  für  zulässig  erklären.  „Wer  vermöchte 
aber",  so  fuhrt  er  weiter  aus,  „die  ausländischen  Richter  und  Ge- 
schworenen zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  wenn  sich  nachträglich 
herausstellen  sollte,  dass  ihr  vielleicht  vollzogener  Spruch  auf 
einem  Missbrauche  ihrer  amtlichen  Gewalt  beruhte  ?  Ein  weiteres 
Bedenken  entsteht  für  jene  Staaten,  welche  eine  Wiederaufnahme 
des  rechtskräftig  entschiedenen  Strafverfahrens  zulassen,  dadurch, 
dass  sie  bei  dem  ausländischen  Gerichte  eine  solche  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  nicht  bewirken  können." 

Alle  diese  Gründe  dürften  indess  nicht  stichhaltig  sein.  Xach 
geltendem  Auslieferungsrechte  liefern  die  Kulturstaaten  sich  gegen- 
seitig einen  Verurtheilten  aus  und  zwar  lediglich  auf  Grund  des 
fremden  Strafurtheils,  ohne  in  eine  Prüfung  darüber  einzutreten, 
ob  denn  der  Betreffende  thatsächlich  schuldig  ist.  Ja  selbst  in 
England,  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Oester- 
reich  pflegt  man  bei  rechtskräftig,  nach  kontradictorischem  Ver- 
fahren  verurtheilten  Personen    von    der    sonst    vorgeschriebenen 
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Prüfung  der  Schuldfrage  Abstand  zu  nehmen   und   nur   bei   in 
contumaciam  Verurtheilten   die  alte  Regel  zu  beobachten.     Der 
ausliefernde  Staat  gestattet  also  unbesehen  die  Vollstreckung  des 
fremden  Urtheils,   er   hilft   auf  einfaches  Ersuchen  mit  an   der 
Vollstreckung,   indem   er  den  Verbrecher  dem  Arm   der  fremd- 
ländischen Gerechtigkeit  überliefert,  ja  er  vollstreckt  sogar  das 
Urtheil  zum  Theil  selbst,  wenn  der  Flüchtige  in  dem  Zufluchts- 
staate verhaftet  ist,  eine  Massnahme,  die  nach  den  Verträgen  bald 
obligatorisch,    bald  fakultativ  ist   und   oft  Monate  lang  dauern 
kann.     Es  pflegt  nämlich   den  Ausgelieferten   die  in  Folge   des 
Auslieferung8verfabrens  im  Zufluchtstaate  erlittene  Haft  auf  die 
Strafhaft  angerechnet  zu  werden.    Ist  das  richtig,  dann  versteht 
man  nicht,  weshalb  ein  Staat  davor  zurückschreckt,  ein  fremdes 
Strafurtheil  zu  vollziehen.    Im  Strafrecht  gilt  der  Grundsatz,  dass 
die  Strafvollstreckungsbehörde   nur   die  Vollstreckbarkeit,   nicht 
auch  die  Rechtsgültigkeit  des  richterlichen  Urtheils  zu  prüfen  hat. 
Die  Anwendbarkeit  dieses  Prinzips  hat  das  deutsche  Reichsgericht 
(Entsch.  in  Strafsachen,  Bd.  16  S.  223)  sogar  in  dem  Falle  an- 
erkannt, wo  der  erkennende  Richter  zugleich  die  Vollstreckungs- 
behörde bildete  und  sofort  an  den  Schuldigspruch  die  Vollstreckung 
sich  anschloss.    Wer  die  Strafe  vollstreckt,  der  trägt  keineswegs 
die  Verantwortung  dafür,   dass   das  Urtheil  materiell  richtig  ist. 
Nie  würde  man  einen  Scharfrichter  verantwortlich  machen,  wenn 
Richter  und  Geschworene  in  bewusster  Rechtsbeugung  einen  Un- 
schuldigen zum  Tode  verurtheilt  hätten.     Der  fremde  Staat  über- 
nimmt also  keinerlei  Verantwortung,    er   führt   einfach   nur   die 
Bitte  eines  anderen  Staates  aus   und  das   ist   durchaus   kein   im 
Völkerrechtsverkehr  seltenes  Vorkommniss.    Der  ersuchende  Staat 
mag  seine  Urtheilsfinder  zur  Verantwortung  ziehen,  wenn  sie  ge- 
fehlt haben.    Sollte  während  der  Strafvollstreckung  von  dem  Ver- 
urtheilten ein  Gesuch  um  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  gestellt 
werden,   so   wird   der  vollstreckende  Staat  dasselbe  unverzüglich 
an  den  ersuchenden  Staat  weitergeben  müssen,  damit  dieser  über 
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den  Antrag  seine  Entscheidung  treffe,  in  geeigneten  Fällen  wird 
der  vollstreckende  Staat  für  befugt  zu  erachten  sein,  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  eine  einstweilige  Aussetzung  der  Strafvoll- 
streckung anzuordnen. 

Dass  die  Kulturstaaten  sich  gegenseitig  bei  der  Verfolgung  von 
Verbrechern  Hülfe  leisten  müssen,  ist  jetzt  allgemein  anerkannter 
völkerrechtlicher  Grundsatz.  Das  moderne  Rechtsgefühl  sträubt 
sich  dagegen,  dass  schwere  Verbrechen  ungestraft  bleiben  und  der 
Verbrecher  nach  gelungener  Missethat  irgendwo  deren  Früchte  im 
Auslande  unbehelligt  geniesst.  Wenn  sich  die  Staaten  dazu  herbei- 
lassen würden,  fremde  Urtheile  zu  vollstrecken,  so  würde  der  Straf- 
rechtspflege ein  ganz  bedeutender  Dienst  geleistet  werden.  Es 
würde  die  Flucht  wohl  kaum  noch  ergriffen  werden,  wenn  der  Ver- 
brecher weiss,  dass  auch  im  Auslande  die  erkannte  Strafe  voll- 
streckt wird,  dass  ihm  also  nirgends  mehr  eine  sichere  Zuflucht, 
ein  Asyl  winkt.  In  den  Fällen,  wo  Auslieferung  wegen  der  be- 
treffenden Strafthat  gewährt  werden  kann,  würde  überdies  dem 
Verbrecher  die  langwierige  Auslieferungsprozedur,  insbesondere 
die  oft  lange  und  beschwerliche  Rückreise  erspart  werden  können. 
Für  den  die  Auslieferung  verlangenden  Staat  würden  endlich  die 
manchmal  durchaus  nicht  geringen  Kosten  der  Auslieferung,  ins- 
besondere des  Rücktransportes  in  Wegfall  kommen. 

Bei  dem  Vertrauen,  welches  ein  Staat  den  Gerichten  eines 
anderen  zivilisirten  Staates  schon  im  Allgemeinen  nicht  versagen 
kann,  und  welches  er,  wenn  er  mit  einem  anderen  Staate  einen 
Vertrag  über  Auslieferung  abschliesst,  eben  durch  den  Abschluss 
eines  solchen  Vertrages  noch  insbesondere  bekundet,  erscheint  es 
nicht  als  eine  Ungeheuerlichkeit,  eine  Aenderung  des  bestehenden 
Rechts  dahin  in  Vorschlag  zu  bringen,  dass  die  Vollstreckung 
fremder  Strafurtheile  als  zulässig  anerkannt  wird,  wenn  die  Gegen- 
seitigkeit verbürgt  ist.  Man  könnte  nun  prima  vista  sich  ver- 
anlasst fühlen,  de  lege  ferenda  den  Zustand  für  den  idealen  und 
erstrebenswerthen  zu  halten,   nach  welchem  fremde  Strafurtheile, 
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sobald  deren  Vollstreckbarkeit  bescheinigt,    ohne  Weiteres  voll- 
streckt werden.     Ein  solches  Recht  möchten   wir   nur   für   den 
Fall  befürworten,  wo  der  Verurtheilte  mit  der  Vollstreckung  der 
Strafe  sich  ausdrücklich  einverstanden  erklärt  und  an  der  Ernst- 
lichkeit und  Freiheit  seiner  Aeusserung  kein  Zweifel  besteht.    Der 
alte  kriminalistische  Grundsatz :  „volenti  non  fit  injuria"  gilt  auch 
im  Völkerrecht.     So  ist  denn  auch,   wie  Starr,   Rechtshülfe  in 
Oesterreich,  S.  248  No.  6  bezeugt,  trotz  der  Vorschrift  des  oben 
mitgetheilten  §  36  des  St.-G.-B.  Seitens  Oesterreichs  einem  dort 
domizilirten  sächsischen  Unterthanen  auf  seinen  Antrag  und  mit 
Gestattung  des  Königs  von  Sachsen  bewilligt,  eine  kurze  Freiheits- 
strafe, zu  der  er  von  einem  sächsischen  Gerichte  verurtheilt  war, 
in  einem  österreichischen  Arreste  abzubüssen,  um  ihm  die  sonst 
zum  Strafantritt  notbwendige  Reise  in  seine  Heimath  zu  ersparen. 
Im  Uebrigen   möchten  wir  einige  Einschränkungen   machen. 
Zunächst  wird  sich  wohl  kein  souveräner  Staat  zu  einem  willens- 
und  urtheilslosen  Vollstrecker  fremden  Willens  degradiren  lassen. 
Bei  Neuregelung  der  vorliegenden  Materie  liegt  es  nahe,  sich  an 
bereits  bestehende  Rechtsgebilde  anzulehnen,   wir  denken  dabei 
an  Civilurtheile   eines   fremden  Staates,   ohne   dabei   den  Fehler 
begehen  zu  wollen,  civilistische  Grundsätze  auf  das  Strafrecht  zu 
übertragen.     Ebenso  wie   dem   ausländischen  Civilurtheil  ein   in- 
landisches Prozessverfahren  die  Vollstreckbarkeit  im  Inlande  ver- 
leiht,  so  wird   auch  das  fremde  Strafurtheil   einer  summarischen 
Nachprüfung  durch   ein  inländisches  Gericht  unterzogen  werden 
müssen.     Während    diese    aber    im    Civilprozessverfahren 2    eine 
wesentlich  formelle  ist,  wird  man  im  Strafprozess  auf  eine  mate- 
rielle Prüfung  nicht  verzichten  können.    Erfolgt  aber  diese,  dann 
entfallen   auch  alle  die  Gründe,   welche   gegen   die  Auslieferung 
eigener   Unterthanen,    und   damit   auch    gegen   die  Vollstreckung 
fremder  Strafurtheile   gegen   dieselben   sprechen.     Für  zuständig 

*  Vgl.  Delius  in  der  Zeitschr.  f.   d.  ges.  Strafrechtswissenschaft  Bd.  1 1 
3.  697. 
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würde  sowohl  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sich  der  Verartheilte 
zur  Zeit  des  Eingangs  der  Strafvollstreckungsrequisition  befindet, 
als  auch  dasjenige,  wo  er  ergriffen  wird,  zu  erklären  sein  und 
zwischen  beiden  im  Einzelfalle  die  Prävention  entscheiden.  Die 
Berufung  eines  Gerichts  für  das  ganze  Deutsche  Reich,  vielleicht 
das  Reichsgericht,  würde  zwar  manches  für  sich  haben,  allein  es 
würde  bald  eine  grosse  Ueberlastung  eintreten.  Auch  ist  die 
Entscheidung  regelmässig  wohl  nicht  schwierig  und  kann  un- 
bedenklich einer  aus  drei  Richtern  bestehenden  Strafkammer  des 
Landgerichts  anvertraut  werden.  Um  eine  ordnungsmässige  Prü- 
fung zu  ermöglichen,  wird  man  von  dem  geltenden  internationalen 
Gebrauch  Abstand  nehmen  und  die  Strafakten  nebst  Ueber- 
führungsstücken  u.  s.  w.  dem  ersuchten  Staate  einsenden  müssen. 
Die  Nachprüfung  braucht  nur  eine  summarische  zu  sein  und  wird 
sich  sowohl  auf  die  Schuldfrage  wie  auf  die  Frage  des  Strafmasses 
erstrecken  müssen.  Ein  Vorbild  ist  bereits  in  den  deutschen  Aus- 
lieferungsverträgen mit  England  und  Nordamerika  gegeben 3.  Nach 
denselben  wird  bezüglich  des  Auszuliefernden  die  Schuldfrage  ge- 
prüft, die  richterliche  Untersuchung  hat  den  Zweck  festzustellen, 
ob  die  Beweise  genügen,  um  „nach  deutschen  Gesetzen  die  Ver- 
weisung des  Ergriffenen  zur  Hauptuntersuchung  zu  rechtfertigen", 
mit  anderen  Worten,  um  gegen  denselben,  weil  er  der  Strafthat 
hinreichend  verdächtig  ist,  das  Hauptverfahren  gemäss  §  201  der 
Str.-P.-O.  zu  eröffnen.  Der  Verartheilte  wird  vor  der  Entschei- 
dung zu  hören,  ihm  auch  die  Zuziehung  eines  Vertheidigers  zu 
gestatten  sein.  Findet  der  Gerichtshof  die  Schuldfrage  nicht 
nachgewiesen,  so  wird  der  Vollstreckungsrequisition  nicht  statt- 
gegeben werden  können.  Ist  die  Strafe  nach  Ansicht  des  Ge- 
richts zu  hoch,  so  wird  in  dem  nach  Abschluss  der  Nachprüfung 


3  Im  Civilprozess  spielt  die  Nationalität  insofern  eine  Rolle,  als  die 
Yollstreckungsklage  nicht  gegeben  ist,  wenn  das  fremde  Urtheü  ohne  alle 
Einlassung  des  Beklagten  ergangen  und  dieser  ein  Deutscher  war  (§  661 
Nr.  4  der  CVP.-O ). 


—     523     — 

ergehenden  Beschlüsse  dies  hervorgehoben  und  zugleich  angegeben 
werden  müssen,  welches  Strafmass  dem  inländischen  Gerichte  an- 
gemessen erscheint.  Diesfalls  wird  dem  fremden  Staate  anheim- 
gegeben werden  müssen,  entweder  die  Auslieferung  des  Ver- 
urtheilten,  falls  diese  überhaupt  zulässig  ist,  zu  beantragen  oder 
die  Strafe  im  Wege  der  Gnade  auf  das  gewünschte  Mass  zurück- 
zuführen, bezw.  die  Differenz  vorläufig  unvollstreckt  zu  lassen. 
Ist  wegen  mehrerer  Strafthaten  erkannt,  so  kann  bei  Bedenken 
bezüglich  der  einen  eine  theilweise  Vollstreckung  an  der  Hand 
der  aus  dem  Urtheile  ersichtlichen  Einzelstrafen  erfolgen.  Findet 
.der  Gerichtshof  kein  Bedenken4,  so  wird  er  die  von  dem  aus- 
ländischen Richter  erkannte  Strafe  in  die  gleichwerthige  des  In- 
landes, z.  B.  des  italienischen  ergastolo  oder  die  reclusione  in  unser 
Zuchthaus,  umwandeln  müssen.  In  den  Verträgen  wird  zu  bestim- 
men sein,  welche  Strafe  des  einen  Staates  derjenigen  des  anderen 
gleichwertig  ist.  Nach  der  Entscheidung  des  obersten  Kassations- 
hofes in  Oesterreich  vom  8.  Jan.  1875  (vgl.  Granichstädten  S.  18 
No.  18)  ist  die  Gefangnissstrafe  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
dem  „Kerker  ersten  Grades"  gleichzuachten.  In  derselben  Weise 
wie  bei  den  Rheinschifffahrts-  und  Eibzollgerichten  ertheilt  das 
Gericht  die  Vollstreckungsklausel  für  das  fremde  Urtheil. 

Die  endgültige  Entscheidung,  ob  der  ausländischen  Voll- 
streckungsrequisition stattgegeben  werden  soll,  muss  der  obersten 
Justizverwaltung  (Justizministerium)  überlassen  bleiben.  Der  be- 
treffende Staatsvertrag  darf  auch  nicht  eine  Pflicht  zur  Voll- 
streckung statuiren,  sondern  nur  die  Möglichkeit  („kann")  hin- 
stellen. Es  handelt  sich  bei  der  Vollstreckung  ausländischer 
Urtheile  um  internationale  Verhältnisse.  Den  Gerichten  pflegen 
z.  B.  Angelegenheiten  der  Staatspolitik,  welche  bei  der  Gewäh- 
rung der  Rechtshilfe  mitsprechen  können,    der  Regel   nach  nicht 

4  Ein  Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidung  des  Gerichts  ist  nicht  zu 
gewähren.  Der  Spruch  eines  Gerichts  genügt  umsomehr,  als  es  sich  ja  von 
vornherein  schon  um  eine  rechtskräftig  entschiedene  Sache  handelt. 
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bekannt  zu  sein.  Ebenso  wenig  sind  sie  darüber  informirt,  ob 
vielleicht  der  ersuchende  Staat  bereits  früher  einmal  eine  gleiche 
Requisition  seinerseits  abgelehnt  hat.  Diese  Fragen,  insbesondere 
diejenige,  ob  Retorsion  angewendet  werden  soll,  werden  daher 
zweckmässig  von  der  Centralbehörde  entschieden.  Hat  übrigens 
das  mit  der  Prüfung  des  Strafurtheils  betraute  Gericht  dasselbe 
sei  es  bezüglich  der  Schuldfrage  oder  des  Strafmasses  beanstandet, 
so  darf  die  Requisition  nicht  erledigt  werden.  Ein  negativer 
Spruch  bindet  den  Justizminister.  Es  ist  nun  weiter  zu  prüfen, 
ob  die  Vollstreckung  des  fremden  Urtheils  davon  abhängig  zu 
machen  ist,  dass  die  That  auch  nach  dem  Rechte  des  ersuchten 
Staates  strafbar  ist,  dass  also  der  erforderliche  Strafantrag  ge- 
stellt, noch  keine  Verjährung  eingetreten  ist  u.  s.  w.  Im  Aus- 
lieferungsrecht ist  dieser  Grundsatz,  der  nach  Lammasch  das 
Prinzip  der  identischen  Norm  genannt  wird,  allgemein  anerkannt. 
Man  wird  daher  auch  hier  denselben  beibehalten  müssen.  Es 
kann  einem  Staate  nicht  zugemuthet  werden,  Strafen  zu  voll- 
strecken wegen  Handlungen,  welche  er  selbst  gar  nicht  für  straf- 
bar hält.  Von  diesem  Prinzip  muss  naturgemäss  dann  eine  Aus- 
nahme gemacht  werden,  wenn  nach  den  besonderen  Verhältnissen 
und  der  geographischen  Lage  des  ersuchten  Staates  das  betreffende 
Delikt  dort  gar  nicht  verübt  werden  kann.  Binnenstaaten,  wie 
Luxemburg  und  die  Schweiz,  werden  Strafurtheile,  welche  wegen 
Seeraubs,  Schifffahrtsdelikten  u.  s.  w.  erlassen  sind,  vollstrecken 
müssen,  obwohl  deren  Strafgesetzbuch  diese  Delikte  nicht  kennt. 
In  südlichen  Ländern  pflegt  sich  das  Menschengeschlecht  schneller 
zu  entwickeln,  ah  in  kälteren  Klimaten.  Der  geschlechtliche 
Missbrauch  unreifer  Mädchen  ist  in  Spanien  und  Uruguay  an  die 
Altersgrenze  von  12  Jahren  geknüpft,  während  bei  uns  erst 
Straflosigkeit  bei  Ueberschreitung  des  14.  Lebensjahres  eintritt. 
Der  Auslieferungsvertrag  des  Deutschen  Reiches  mit  Uruguay 
vom  12.  Febr.  1880  (R.-G.-Bl.  1883,  S.  287)  trifft  in  Art.  I, 
Ziff.  13  dieserhalb  ausdrückliche  Bestimmung.    Lammasch  a.  a.  0. 
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S.  827  hält  es  für  äusserst  schwierig,  diese  Fälle  von  jenen  an- 
deren abzugrenzen,  in  welchen  die  Straflosigkeit  der  am  Orte  der 
Verübung  strafbaren  That  im  Staate  der  Betretung  des  Ver- 
brechers nicht  in  der  Verschiedenheit  der  äusseren  Verhältnisse 
jener  beiden  Staaten,  sondern  in  der  Verschiedenheit  der  ihnen 
eigentümlichen  Anschauungen  über  Recht  und  Unrecht  ihren 
Grund  hat?  Diese  Befürchtung  können  wir  indess  nicht  theilen. 
Das  mit  der  Nachprüfung  des  ausländischen  Urtheils  befasste, 
mit  rechtskundigen  Richtern  besetzte  Gericht  wird  diese  Ab- 
grenzung ohne  Schwierigkeit  vorzunehmen  in  der  Lage  sein. 

Verfehlt  wäre  es,  wenn  man  die  Vollstreckungspflicht  auf 
diejenigen  Delikte  beschränken  wollte,  wegen  welcher  Auslieferung 
gewährt  werden  muss.  Nicht  allein  wegen  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen, sondern  auch  wegen  Uebertretungen  muss  Vollstreckung 
in  dem  fremden  Staate  zulässig  sein.  Auszunehmen  sind  allein 
die  rein  politischen  Delikte  und  die  Desertion6  (Fahnenflucht), 
welcher  man  ja  auch  den  Charakter  eines  politischen  Deliktes 
beimisst.  Wegen  dieser  Delikte  wird  ja  allgemein  auch  eine  Aus- 
lieferung nicht  gewährt.  Ob  man  auch  rein  religiöse  und  rein 
fiskalische  oder  noch  andere  Delikte  nach  Analogie  des  Aus- 
lieferungsrechtes ausnehmen  will,  diese  Frage  mag  der  Verein- 
barung der  betreffenden  kontrahirenden  Staaten  überlassen  bleiben. 
Jedenfalls  liegt  es  im  gemeinsamen  Interesse  aller  Kulturstaaten, 
das  Asyl  möglichst  einzuschränken. 

Man  könnte  nun  daran  denken,  das  Prinzip  der  identischen 
Norm  bei  Geldstrafen  überhaupt  fallen  zu  lassen.  Vermögens- 
strafen sind  nicht  so  empfindlich,  wie  Freiheitsstrafen;  ist  ein 
Fehler  vorgekommen,  dann  lässt  sich  bei  ersteren  derselbe  leicht 
wieder  gut  machen.  Da  kann  schliesslich  der  fremde  Staat,  so 
argumentirt  man,  auch  einmal  vollstrecken,  ohne  dass  er  seiner- 

5  Deserteurkartells  bestehen  zur  Zeit  nur  noch  einmal  zwischen  Preussen 
und  Dänemark  (G.S.  1821  S.  33),  sodann  zwischen  den  deutschen  Bundes- 
staaten und  Oesterreich-Ungarn  (G.S.  1831  S.  41;  1832  S.  177  und  1864  S.  572). 
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seits  die  Tbat  für  strafwürdig  zu  halten  braucht.  Dieser  Ansicht 
möchten  wir  indess  nicht  folgen,  ebenso  wenig  wie  derjenigen, 
welche  die  Vollstreckung  allgemein  bei  Uebertretungen ,  gleich- 
gültig ob  auf  Geldstrafe  oder  Haft  erkannt  ist,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Strafbarkeit  im  ersuchten  Staate  zulassen  will.  In  den 
einzelnen  Ländern  sind  allerdings  die  Polizeidelikte  sehr  ver- 
schiedener Natur  und  wird  deshalb  in  manchen  Fällen  eine  Voll- 
streckung nicht  möglich  sein,  wenn  man  eine  gleichlautende  in- 
ländische Strafnorm  fordern  will.  Man  denke  nur  an  unsere  in 
Folge  der  neueren  sozialen  Gesetzgebung,  die  im  Auslande  noch 
nicht  eingeführt  ist,  aufgestellten  Strafnormen.  Indess  Betteln, 
Landstreichen  u.  dgl.  sind  wohl  überall  strafbar.  Schlimmsten- 
falls wird  man  auf  die  Vollstreckung  der  wegen  Uebertretungen 
erkannten  Strafen  wegen  ihrer  geringfügigen  Natur  wohl  ver- 
zichten können.  Wegen  Uebertretungen  wird  aus  demselben 
Grunde  auch  nicht  ausgeliefert. 

Ein  Verzicht  auf  das  Prinzip  der  identischen  Norm  wird  in- 
dess in  Verträgen  zwischen  benachbarten  Staaten  bei  Forst-,  Feld-, 
Fischerei-  und  Jagdfreveln,  welche  in  den  Grenzbezirken  verübt 
werden,  ausgesprochen  werden  müssen.  Von  Zoll-  und  Steuer- 
defraudationen  wird  dasselbe  zu  gelten  haben.  Diese  Ausnahme  ist 
im  Interesse  des  Grenzschutzes  und  des  Grenzverkehrs  nothwendig. 

Um  vollstreckt  zu  werden,  muss  das  ausländische  Urtheil 
rechtskräftig,  d.  h.  durch  ordentliche  Rechtsmittel  nicht  mehr 
anfechtbar  sein.  Ob  ausserordentliche  Rechtsmittel  z.  B.  Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens  zulässig  sind,  ist  gleichgültig.  Mass- 
gebend ist  hier  lediglich  das  Prozessrecht  des  ersuchenden  Staates. 
Auch  muss  das  Urtheil  auf  Grund  kontradiktorischen  Verfahrens 
ergangen  sein.  Bei  in  contumaciam  Verurtheilten,  der  einem  nur 
Beschuldigten  gleichzustellen  ist,  kann  Vollstreckung  nicht  statt- 
finden. Jedoch  wird  sich  der  Mangel  durch  Befragung  des  Be- 
schuldigten, was  er  denn  gegen  das  Urtheil  einwenden  wolle, 
sowie  daraufhin  ergehende  Entscheidung  des  ausländischen  Spruch- 
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richts  vielfach  heben  lassen.  Die  Kosten  der  Vollstreckung  trägt 
/turgemäss  der  die  Rechtshilfe  fordernde  Staat. 

Es  muss  ferner  für  zulässig  erklärt  werden,  dass  die  Kosten 
aes  Strafverfahrens  einschliesslich  der  Strafvollzugskosten  auf 
rund  eines  ausländischen  Strafurtheils  oder  einer  strafgericht- 
ihen  Entscheidung  überhaupt  ohne  Einschränkung,  aber  unter 
sobachtung  des  Prinzips  der  identischen  Norm,  beigetrieben 
irden.  Ebenso  muss  aus  Erkenntnissen,  welche  von  Strafgerichten 
>er  vermögensrechtliche  Ansprüche  z.  B.  Busse  gefallt  werden6, 
Wangsvollstreckung  stattfinden  können.  Hier  handelt  es  sich  doch 
q  civilrechtliche  Ansprüche.  Darauf,  dass  über  dieselben  in  einem 
•rafurtheile,  und  nicht  in  einem  Civilurtheile,  dessen  Vollstreck- 
krkeit  im  Auslande  fast  allgemein  anerkannt  wird,  entschieden 
;,  kann  doch  kein  entscheidendes  Gewicht  gelegt  werden. 

Im  Interesse  der  internationalen  Strafrechtspflege  möchten 
r  zum  Schluss  noch  vorschlagen,  auf  Grund  einer  diesbezüg- 
ihen  Entscheidung  eines  ausländischen  Richters  auch  die  Be- 
hlagnahme  des  Vermögens,  welches  ein  strafrechtlich  Verfolgter 
dem  ersuchten  Staate  besitzt,  zuzulassen  und  zwar  zu  dem 
«recke,  um  den  Flüchtigen  zu  veranlassen,  sich  dem  erkennen- 
n  Gerichte  zu  stellen  (vgl.  §  332  der  Str.-P.-O.) 7.  Ist  nur  das 
.  Deutschen  Reiche  befindliche  Vermögen  beschlagnahmt,  so 
rd  ein  z.  B.  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
5  bekanntlich  nur  wegen  weniger  Delikte  ausliefern,  Geflüchteter 
ih  nicht  zur  Rückkehr  veranlasst  fühlen,  wenn  sein  in  Oester- 
ich  oder  Italien  befindliches  Vermögen  ihm  noch  Mittel  zum 
ibensunterhalt  bietet.  Tritt  auch  hier  Sperre  ein,  so  wird  der 
atrieb  zur  Heimreise  schon  erheblich  stärker. 


*  Auffälligerweise  ist  in  Art.  16  des  Entwurfs  eines  Rechtshilfevertrages 
sterreich-Ungarns  mit  dem  Deutschen  Reiche  aus  dem  Jahre  1886,  der 
er  noch  nicht  Gesetz  geworden  ist,  dies  für  unzulässig  erklärt. 

7  Vgl.  Dklius  in  Goltdammer's  Archiv  für  Strafrecht  Bd.  37  S.  125. 
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Straffolgen    der    rechtswidrigen  Ausstellung  vcn 
Quittungskarten   und  Verwendung   von  Beitrags 
marken  für  die  Alters-  und  Invaliditäts- 

Versicherung. 

Von 

Kreisgerichtsrath  Dr.  Benno  Hilse  in  Berlin. 


Seitens  der  auf  Grund  des  Inv.-Vers.-Ges.  §  63  zur  Wahnn 
der  Interessen  des  Reiches  und  der  Versicherungsanstalten  « 
gesetzten  Staatskommissare  wird  neuerdings  in  zahlreichen  Fäll 
an  die  Staatsanwälte  Strafanzeige  wegen  Beugung  der  Recl 
regeln  dieser  Versicherungsart  erstattet,  welcher  stattzugeben 
letzteren  nach  Inv.-Vers.-Ges.  §  141  verpflichtet  sind.  In  Fo 
dessen  werden  zahlreiche  Personen  der  Strafverfolgung  ausgesc 
welche  sich  vielleicht  gar  nicht  bewusst  waren,  durch  ihr 
obachtetes  Verfahren  gegen  das  Gesetz  gefehlt  zu  haben.  Ao< 
der  Beunruhigung,  welche  jedes  Ermittelungsverfahren  und  i 
recht  eine  erhobene  Anklage  für  den  davon  Betroffenen  mit  i 
bringt,  rechtfertigt  es  sich  umsomehr,  die  gangbarsten  zur  . 
klage  gestellten  Fälle  einer  kurzen  kritischen  Erörterung  zu  un 
ziehen,  als  insonderheit  auf  dem  platten  Lande  die  Aussicht  ei 
geeigneten  zweckentsprechenden  Verteidigung  eine  sehr  schwa 
ist.  Ein  Fehlgriff  in  der  Vertheidigung  kann  aber  leicht  von  < 
schwerwiegendsten  Folgen   für    die  Freiheit,    die  Ehre    und 
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?en  des  Angeschuldigten  begleitet  sein,  welche  abzuwenden 
lin  vollen  Grund  hat.  In  weit  höherem  Grade  bezweckt 
chf olgende  Erörterung  jedoch,  das  richtige  Verständniss 
jchselbeziehung  zwischen  den  Rechtsregeln  der  Alters-  und 
itätsversicberung  zu  denen  des  bürgerlichen  Rechtes  in  die 
gten  Kreise  zu  tragen,  um  auf  diese  Weise  vorzubeugen, 
is  Verkennen  der  wahren  Rechtslage  Jemand  durch  seine 
rene  Gutmüthigkeit  sich  bestimmen  lässt,  mit  dem  Straf- 
in Konflikt  zu  kommen. 

Solange  noch  eine  künstlich  genährte  Abneigung  der  werk- 
n  Bevölkerung  gegen  die  Alters-  und  Invaliditätsversiche- 
estand  und  in  eitler  Verblendung  diese  der  allerdings  karg 
enen  Alters-  und  Invalidenrente  jeden  wirtschaftlichen 
versagen  zu  sollen  meinte,  entzogen  sich  zahlreiche  Per- 
der  Versicherungspflicht  unter  der  Erklärung,  dass  nach 
t  ihrer  Beschäftigung  sie  nicht  unter  die  durch  die  Wohl- 
nrichtung  getroffenen  Arbeiter  gehörten.  Sehr  leicht  wurde 
Uebereinstimmung  zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
n  geschaffen,  weil  beide  ja  die  Entrichtung  der  Beiträge 
en,  die  sie  als  zwecklos  geopfert  hielten.  Dies  änderte 
it  dem  Augenblicke,  als  die  Wirkungen  der  in  Kraft  ge- 
n  neuen  Einrichtung  sich  zeigten,  d.  h.  nachdem  die  ersten 
und  Invalidenrenten  ausgezahlt  waren.  Deren  Empfanger 
ten  schnell,  dass  die  zugebilligte  Rente  zwar  nicht  hoch 
en,  jedoch  immerhin  ein  im  Verhältniss  zu  ihren  sonstigen 
ften  nicht  zu  unterschätzender  Beitrag  zwecks  Aufbesserung 
irthschaftlichen  Lage  sei.  In  gleichen  Verhältnissen  lebende 
en  empfanden  es  jetzt  fühlbar,  dass  ihnen  vorenthalten, 
len  gewährt  werde.  Es  trat  deshalb  eine  Aussöhnung  mit 
ten  Versicherungsart  ein  und  dies  um  so  leichter,  als  man 
:e,  dass  augenblicklich  die  Rentenbeträge  erheblich  die 
eingesetzten  Beiträge  überstiegen,  mithin  der  Versicherte 
n  Vortheile  sei.     An  Stelle  der  bisherigen  Zurückhaltung 

35* 
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stellte  sich  nunmehr  Begehrsucht  ein  und  diese  führte  leicht  auf 
Abwege  von  dem  Rechte.  Die  schmale  Grenze  zwischen  Recht 
und  Unrecht  liess  aber  gerade  hier  sich  um  so  leichter  über- 
schreiten, als  die  wenig  glückliche  Wortfassung  der  einschlägigen 
Gesetzesstellen  oftmals  zu  einem  Missverstehen  des  gesetzgeberi- 
schen Willens  in  ihnen  Anhalt  bietet.  Begünstigt  wurde  da» 
Streben  der  Begehrenden  auch  noch  durch  das  Entgegenkommen 
des  Reichsversicherungsamtes,  welches  als  höchste  Spruchbehörde 
in  Streitfallen  aus  der  öffentlichen  Versicherung  in  zahlreich« 
seiner  Entscheidungen  sich  von  der  Auffassung  leiten  liess,  dass 
man  entsprechend  der  wohlwollenden  Absicht  des  Gesetzgebers 
die  Wohlthaten  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  möglichst 
breiten  Schichten  der  Bevölkerung  zukommen  lassen  müsse,  dabei 
allerdings  mehr  theoretischen  Erwägungen  als  den  Bedürfhissen 
des  praktischen  Lebens  Rechnung  tragend.  In  Folge  dieser 
Zauberformel  wurde  mancher  rechtlich  zweifelhafte  Rentenanspruch 
zugebilligt,  was  zur  Folge  haben  musste,  dass  die  ersten  schüch- 
ternen Versuche  sich  zu  immer  stärker  ausartendem  Vorgehen 
gestalteten,  gegen  welches  Schutzmassregeln  zu  ergreifen  eine  nahe- 
liegende Pflicht  der  geschädigten  Versicherungsanstalten  war. 

II.  Voraussetzung  der  Versicherun gsptlicht  ist  die  wirtbschart- 
liche  Abhängigkeit  einer  Person  von  einer  anderen.  Es  genüg: 
mithin  nicht,  dass  der  eine  Theil  seine  Arbeitskraft  einsetzt  und 
der  andere  davon  Gebrauch  macht,  vielmehr  muss  als  weiteres 
Erforderniss  hinzutreten,  dass  beides  gegen  eine  Vergütigung  ge- 
schieht. Dies  ergiebt  sich  unverkennbar  aus  der  Wortfassung  und 
der  Entstehungsgeschichte  des  Inv.-Vers.-Ges.  §  1  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Anleitung  dazu  vom  31.  Okt.  1890,  insonder- 
heit der  daselbst  gebrauchten  Worte  gegen  Lohn  oder  Gehalt. 
Wenngleich  nun  die  gesammte  arbeitende  Bevölkerung  sämmt- 
licher  Berufszweige  unbekümmert  um  die  Dauer  des  Beschäin- 
gungsverhältnisses,  um  das  Geschlecht,  sowie  um  die  persönliche: 
Beziehungen  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  dadurch 
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erfasst  wird,  sodass  auch  Hauskinder,  Geschwister,  Eltern  darunter 
einbegriffen  sind,  so  kann  von  einer  Versicherungspflicht  doch 
bloss  dann  und  insoweit  die  Bede  sein,  als  ein  Lohn  oder  Gehalt, 
sei  es  in  Baarzahlung  oder  in  Xaturalleistung  für  die  eingesetzte 
Arbeitskraft  ausbedungen  und  gewährt  wird.  Dies  verkennen  alle 
diejenigen,  welche  als  Eigen thümer  eines  mit  einem  Ausgedinge, 
Altentheil,  Lebtagsrechte  etc.  belasteten  Grundstückes  in  der  Ab- 
sicht, dem  greisen  oder  invaliden  Bezugsberechtigten  eine  Alters- 
oder Invalidenrente  zu  verschaffen,  ihn  als  Lohnarbeiter  im  Sinne 
des  Gesetzes  bezeichnen.  Denn  wenngleich  erfahrungsgemäss  der- 
art berechtigte  Personen,  so  lange  sie  mit  dem  Verpflichteten  in 
gutem  Einvernehmen  stehen,  Unterstützung  in  häuslichen  oder 
landwirtschaftlichen  Arbeiten  zu  leisten  pflegen  und  diese  bis- 
weilen recht  erheblichen  Umfang  annehmen  mögen,  so  werden 
dieselben  damit  noch  nicht  Lohnarbeiter.  Es  fehlt  hierzu  eben 
an  dem  Erfordernisse  der  Vergütigung.  Das  ihnen  Verabfolgte 
wird  nämlich  nicht  als  Gegenleistung  für  die  vorgeleistete  Arbeit, 
vielmehr  aus  einem  ganz  anderen  Rechtsgrunde,  d.  h.  aus  der 
dinglichen  Belastung  des  Grundstückes  gewährt.  Es  beruht  daher 
auf  Vorspiegelung  falscher  oder  Entsteilens  bezw.  Unterdrückens 
wahrer  Thatsachen,  wenn  dieser  wirklichen  Sachlage  entgegen  ein 
versicherungspflichtiges  Arbeitsverhältniss  behauptet  und  darauf- 
hin das  Ausstellen  einer  Quittungskarte  angestrebt  wird.  In 
gleicher  Weise  werden  umgekehrt  für  in  der  Haushaltung  oder 
der  Wirthschaft  ihrer  Eltern  beschäftigte  Kinder  Quittungskarten 
beantragt,  ohne  dass  diesen  ein  baares  Entgeld  gezahlt  wird.  Ja 
damit  nicht  genug  pflegen  kleine  Landwirthe  sogar  in  ihrem  Haus- 
halte befindliche  Personen,  bei  welchen  gegen  den  verabfolgten 
Unterhalt  die  Zinsen  ihres  auf  dem  Grundstücke  eingetragenen 
Erbtheiles  vertragsgemäss  aufgerechnet  werden,  als  Lohnarbeiter 
zu  bezeichnen,  obschon  ihnen  nicht  nur  kein  Lohn  verabfolgt, 
vielmehr  sogar  von  ihnen  durch  den  Zinserlass  dem  Arbeit- 
geber ein  Vermögensvortfoeil  verschafft  wird.    Dass  darin  säinmt- 
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liehe  Begriffsmerkmale  des  Thatbestandes  eines  Betrages,  aas 
St.-G.-B.  §  263,  wenn  nicht  sogar  in  Konkurrenz  mit  einer  in- 
tellektuellen Urkundenfälschung  aus  St.-G.-B.  §  271  feststellbar 
sind,  wird  kaum  einer  der  Betheiligten  sich  bewusst  geworden 
sein.  Und  doch  schützt  dieses  mangelnde  Bewusstsein  ihn  nicht 
gegen  Strafe,  weil  die  Erzielung  eines  Vermögensvortheils,  näm- 
lich des  Rentenbezugsrechtes  beabsichtigt  wird  und  die  gemachten 
Angaben  wider  besseres  Wissen  wahrheitswidrig  gemacht  wurden. 
III.  So  unglaublich  dies  klingt,  so  ist  dennoch  Seitens  der 
Staatskommissare  mehrfach  thatsächlich  festgestellt  worden,  dass 
die  Träger  der  öffentlichen  Armenpflege  in  der  Absicht,  sich  aus 
der  Unterstützungspflicht  zu  befreien,  also  diese  von  sich  ab  auf 
die  Versicherungsanstalt  zu  wälzen,  eine  als  ortsarme  unter- 
stützungsberechtigte Person  veranlassten,  sich  eine  Quittungskarte 
ausstellen  zu  lassen  und  darin  Beitragsmarken  einzukleben,  welche 
bisweüen  sogar  aus  dem  Armenfonds  angeschafft  und  geliefert 
wurden.  Weil  es  den  Absichten  des  Unterstützungswohnsitz- 
gesetzes vom         ,... —  widerstreitet,  für  eine  erwerbsfähige 

\2.  JMarz  loy4 

Person  armenrechtliche  Hülfsbedürftigkeit  anzuerkennen,  umgekehrt 
jedoch  nach  Inv.-Vers.-Ges.  §  4  Versicherungspflicht  solchen  Per- 
sonen gegenüber  nicht  eintritt,  welche  in  Folge  ihres  körperlichen 
oder   geistigen  Zustandes   dauernd   nicht   mehr  im  Stande  sind, 
durch  eine  ihren  Kräften    und  Fähigkeiten   entsprechende  Lohn- 
arbeit mindestens  ein  Drittel  des  auf  Grund  Kranken.-Vers.-6es. 
§  8  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohnes  zu  verdienen,  so  werden 
die  Merkmale  einer  strafbaren  Handlung  wider  St.-G.-B.  §  271, 
also  der  intellektuellen  Urkundenfälschung  feststellbar  sein,  gegen 
denjenigen,  der  die  Quittungskarte  beantragt  und  die  unrichtigen 
Angaben  macht,  aber  sogar  der  schwereren  des  St.-G.-B.  §  272 
verbunden    mit    der   Amtspflichtverletzung    des   St.-G.-B.  §  348, 
wenn  in   einem   selbstständigen  Gutsbezirke   der  zur  Gewährung 
der  Annenunterstützung  Verpflichtete  zugleich   in   seiner  Eigen* 
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schaft  als  Amtsvorsteher  gehandelt  haben  sollte.  Denn  dass  eine 
Quittungskarte  als  Urkunde  angesehen  werden  müsse,  hat  das 
Reichsgericht  mehrfach,  z.  B.  in  den  Urtheilen  vom  17.  Juni  1892 
(Entsch.  in  Strafs.  Bd.  23,  S.  178),  vom  6.  Dez.  1892  (Reichs- 
inzeiger 1893,  S.  129),  vom  2.  Febr.  1894  (ebenda  1894,  S.  169), 
Tom  15.  März  1894  (ebenda  S.  194)  rechtsgrundsätzlich  anerkannt, 
sodass  die  Strafkammern  verpflichtet  sind,  solches  als  untrüglichen 
Vordersatz  ihrer  Entscheidung  festzuhalten  und  daraufhin  zu 
prüfen,  ob  die  übrigen  Begriffsmerkmale  zum  Thatbestande  des 
zar  Anklage  stehenden  Vergehens  aus  der  Sachdarstellung  sich 
ergeben. 

IV.  Bei  Ausstellung  der  ersten  Quittungskarte  hat  nach  der 
Preuss.  Ausfuhrungsverordnung  vom  7.  Okt.  1890  die  um  Aus- 
stellung ersuchte  Stelle  nicht  nur  die  Identität  der  Person,  auf 
deren  Namen  die  Karte  lauten  soll,  zu  prüfen,  sondern  auch 
Thatsachen,  welche  sich  auf  das  Recht  zum  Eintritt  in  die  Ver- 
sicherung und  demgemäss  zum  Empfange  einer  ersten  Quittungs- 
karte beziehen,  soweit  sie  ihr  amtlich  bekannt  sind,  zu  berück- 
sichtigen, in  Folge  dessen  sie  berechtigt  ist,  von  Amtswegen 
weitere,  das  Vorhandensein  solcher  Thatsachen  betreffende  Er- 
mittelungen anzustellen.  Deshalb  muss  diese  auch  für  verpflichtet 
erachtet  werden  bei  dem  Gesuche  um  nachträgliches  Ausstellen 
einer  solchen,  welches  die  reichskanzlerliche  Bekanntmachung  vom 
13.  Juli  1891  zulässt,  sich  der  Prüfung  zu  unterziehen,  ob  nicht 
bereits  das  Recht  darauf  verwirkt  sei. 

Nun  verjähren  nach  Inv.-Vers.-Ges.  §  137  rückständige  Bei- 
lage binnen  vier  Jahren  nach  deren  Fälligkeit,  verliert  Inv.- 
Vers.-Ges.  §  104  eine  Quittungskarte  ihre  Gültigkeit,  wenn  sie 
nicht  bis  zum  Schlüsse  des  dritten  Jahres,  seit  diesem  der  Aus- 
stellung, zum  Umtausche  eingereicht  worden  ist,  erlischt  die  aus 
einem  Versicherungsverhältnisse  sich  ergebende  Anwartschaft  zu- 
folge Inv.-Vers.-Ges.  §  32,  wenn  während  vier  aufeinanderfolgen- 
der Kalenderjahre  für  weniger  als  insgesammt  47  Beitragswochen 


—     534     — 

Beiträge  auf  Grund  des  Versicherungsverhältnisses  oder  freiwillig 
entrichtet  worden  sind.  Demgemäss  wird  die  Ausstellung  einer 
Quittungskarte  stets  zu  versagen  sein,  wenn  diese  Verwirkungs- 
gründe  zutreffen,  also  ein  Recht  auf  die  Karte  nicht  mehr  be- 
steht, obschon  das  Reichsversicherungsamt  den  gesetzgeberischen 
Willen  im  Motive  S.  89,  Komm.-Ber.  S.  119,  Stenogr.  Ber.  S.  1249 
verkennend  in  seiner  Revisionsentscheidung  (No.  479)  vom  3.  Dez. 
1895  in  gleichliegenden  Fällen  einen  erhobenen  Rentenanspruch 
noch  zubilligte,  will  der  ausstellende  Beamte  sich  nicht  der  Ge- 
fahr aussetzen,  wegen  intellektueller  Urkundenfälschung  aus  St.- 
G.-B.  §  272  mit  §  348  s  Strafe  zu  erleiden. 

V.  Auf  Grund  Inv.-Vers.-Ges.  §  100  hat  im  Falle  bestehen- 
der Versicherungspflicht  der  Arbeitgeber  die  Beitragsmarken  in 
die  Quittungskarte  des  Arbeiters  selbst  dann  einzukleben,  wenn 
dieser  bloss  den  Bruchtheil  eines  Tages  bei  ihm  beschäftigt  war, 
aber  noch  keine  Marke  für  die  betreffende  Woche  fällig  wurde. 
Im  Falle  zeitweiser  Unterbrechung  des  Arbeitsverhältnisses  darf 
-gemäss  Inv.-Vers.-Ges.  §  119  der  Arbeiter  solches  während  vier 
Monaten  durch  Weiterkleben  der  Marken  fortsetzen,  während  nach 
§  117  Personen,  welche  aus  dem  Versicherungsverhältnisse  aus- 
scheiden, in  welchem  für  mindestens  117  Wochen  Beiträge  ent- 
richtet wurden,  berechtigt  sind,  dasselbe  freiwillig  dadurch  fort- 
zusetzen bezw.  zu  erneuern,  dass  sie  Beitragsmarken  der  zweiten 
Lohnklasse  nebst  einer  Zusatzmarke  verwenden,  also  statt  solcher 
über  20  Pf.  diese  über  28  Pf.  einkleben.  Die  wesentliche  Unter- 
scheidung dieser  beiden  Arten  der  Fortsetzung  der  Versicherung 
ist  darin  zu  finden,  dass  im  Falle  des  §  117  ein  bisher  unselbst- 
ständiger  Arbeiter  sich  fortan  selbstständig  macht,  der  Fall  des 
§  119  jedoch  Arbeiter  im  Auge  hat,  für  welche  die  Arbeits- 
gelegenheit, wie  bei  den  Saisonarbeitern,  zeitweilig  ruht.  Hin- 
sichtlich der  letzteren  Fortsetzungsart  ist  Seitens  der  Staats- 
kommissare angezweifelt  worden,  ob  ein  erkrankter  Arbeiter  für 
die  Dauer  dieses  Zustandes  Marken  verwenden  dürfe.    Nach  Inv.- 
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Yers.-Ges.  §  17  wird  die  mit  der  Erwerbsunfähigkeit  verbundene 
Krankheit  bezw.  die  Dauer  des  Militärdienstss  auf  die  Wartezeit 
angerechnet.  Auf  Grund  dessen  §  28  wird  hierfür  bei  Berechnen 
der  Rente  die  Lohnklasse  II  zu  Grunde  gelegt,  obschon  Beiträge 
nicht  entrichtet  zu  werden  brauchten.  Nach  §  26  erhöht  die 
Rente  sich  für  jede  Woche  verwendeter  Beitragsmarken  der 
IL  Lohnklasse  um  6  Pf.,  also  auch  um  ebenso  viel  für  jede 
Woche  der  Krankheits-  bezw.  Militärdienstdauer.  Die  Steige- 
rungssätze der  Invalidenrente  betragen  jedoch  9  bezw.  13  Pf., 
sowie  der  Altersrente  8  bezw.  10  Pf.  bei  Marken  der  III.  und 
IV.  Lohnklasse.  Es  kann  mithin  der  Arbeiter  ein  Interesse  daran 
haben,   dass   er   die    höheren   Steigerungssätze    erwirbt   und   aus 

•  

diesem  Grunde  sich  zur  Entrichtung  von  Beiträgen  entschliessen, 
welche  zu  leisten  er  allerdings  nicht  verpflichtet  ist.  Die  Staats- 
kommissare bestreiten  dem  erkrankten  Arbeiter  dies  Recht,  in 
der  Annahme,  er  erstrebe  einen  rechtswidrigen  Vermögensvortheil 
und  schädige  die  Versicherungsanstalt  bezw.  das  Reich.  Nach  der 
Entstehungsgeschichte  der  §§17  bezw.  28  wird  die  hier  vor- 
gesehene Anrechnung  als  Vergünstigung  bezeichnet.  Auf  eine 
Gunst  kann  aber  jeder  verzichten  und  an  Stelle  dessen  ein  zu- 
stehendes Recht  ausüben.  Soweit  die  Zeitgrenze  des  §  119  nicht 
überschritten  wird,  kann  also  das  Recht  zur  Markenverwendung 
dem  Versicherungspflichtigen  auch  nicht  geschmälert  oder  ent- 
zogen werden. 

VI.  Die  freiwillige  Versicherung  ist  an  die  Voraussetzungen 
des  Inv.-Vers.-Ges.  §§  2 — 4,  8  geknüpft.  Sie  steht  also  dem- 
jenigen nicht  zu,  welcher  wegen  eingebüsster  Erwerbsfahigkeit 
nicht  mehr  Arbeiter  im  Sinne  des  Gesetzes  ist.  Daraus  folgt, 
dass  für  Personen,  welche  Lohnarbeit  nicht  verrichteten,  das 
Einkleben  von  Beitragsmarken  auch  nicht  dem  gesetzgeberischen 
Wülen  entspricht,  mithin  rechtswidrig  ist.  Dies  trifft  zu  in  den 
unter  IL  und  III.  dargestellten  Fällen.  Das  Reichsgericht  hat 
in  demürtheile  vom  8.  Dez.  18(J2  (Reichsanzeiger   18lJ3,  S.  133) 
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ausgeführt,  dass  das  Einkleben  von  Beitragsmarken  in  die  Quit- 
tungskarte in  Beurkundung  der  Erfüllung  einer  Beitragspflicht 
geschieht  und  dass  daraus  das  Recht  auf  Rente  und  auf  Steige- 
rung der  Rentensätze  beurkundet  wird.  In  Folge  dessen  muss 
derjenige,  welcher,  ohne  dazu  berechtigt  zu  sein,  Beitragsmarken 
einklebt;  auch  straffällig  erscheinen.  Kann  ihm  die  Absicht  nach- 
gewiesen werden,  damit  einen  vermögensrechtlichen  Vortheil  er- 
strebt zu  haben,  so  sind  zweifelsohne  gegen  ihn  die  Begriffs- 
merkmale eines  Vergehens  wider  St.-G.-B.  §  267  mindestens  §  263 
feststellbar.  Fehlt  es  am  Feststellen  der  gewinnsüchtigen  Ab- 
sicht, so  liegen  die  Voraussetzungen  zu  dem  Thatbestande  vor, 
welchen  Inv.-Vers.-Ges.  §  141  bezw.  §  146  in  das  Auge  fasst 
und  mit  Ordnungstrafen  Seitens  des  Vorstandes  der  Versicherungs- 
anstalten strafahnden  lässt.  Letztere  sind  naturgemäss  weit  nied- 
riger als  die  fiskalischen  Strafen  und  würde  deren  Auferlegen  den 
davon  Betroffenen  vor  diesen  schützen,  wenn  nicht  das  Reichs- 
gericht in  dem  Urtheile  vom  18.  Okt.  1895  (Selbstverwaltung 
XXIII,  S.  215)  den  Rechtssatz  aufgestellt  hätte,  dass  die  Regel 
non  bis  in  idem  hier  keine  Anwendung  findet,  weil  auferlegte 
Ordnungsstrafen  niemals  im  Stande  seien,  von  der  härteren  Sühne 
für  schwerere  Strafthaten  zu  befreien.  Als  Folge  dessen  kann 
deshalb  derjenige,  welcher  Beitragsmarken  in  die  Quittungskarte 
eines  Arbeiters  einklebte,  neben  den  Ordnungsstrafen  der  Vor- 
stände der  Versicherungsanstalten  auch  noch  durch  den  Straf- 
richter wegen  im  Strafgesetzbuche  aufgeführten  Vergehen  Strafen 
zuerkannt  erhalten. 
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Das  Gesetz  über  die  Bestrafung  des  Sklaven- 
handels. 

Von 

Dr.  Ludwig  Fuld,  Rechtsanwalt  in  Mainz. 


Vor  Erlass  des  Strafgesetzbuchs  für  den  Norddeutschen  Bund 
bezw.  das  Deutsche  Reich  bestanden  in  verschiedenen  deutschen 
Staaten  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  sich  mit  der  Bestrafung 
des  Sklavenhandels  beschäftigten,  so  in  Preussen  die  Verordnung 
vom  8.  Juli  1844,  in  Mecklenburg-Schwerin  die  Verordnung  vom 
17.  März  1846,  in  Hamburg  das  Gesetz  vom  19.  Juni  1837,  in 
Lübeck  das  Gesetz  vom  26.  Juli  1837,  und  in  Bremen  das  Gesetz 
vom  15.  Febr.  1837,   welche  zwar  nach  Form   und   Inhalt   den 
Rechtsanschauungen  der  ersten  Hälfte   dieses  Jahrhunderts   ent- 
sprachen, jedoch   mit  den  auf  denselben  Gegenstand  bezüglichen 
Gesetzen  anderer  Staaten  nicht  auf  gleiche  Stufe  gestellt  werden 
konnten.    Ob  dieselben  durch  das  gemeinsame  Strafgesetzbuch  be- 
seitigt wurden,  ist  der  Rechtslehre   nicht   unzweifelhaft   gewesen, 
wenn  man  auch  überwiegend  der  Meinung  war,  dass  der  Sklaven- 
handel nicht  zu  den  in  dem  Strafgesetzbuch  geregelten  Materien 
gebore  und   dieserhalb   weder  die  fortdauernde  Geltung  der  er- 
wähnten Vorschriften  zu  bezweifeln  sei,   noch  den  Landesgesetz- 
gebungen verwehrt  werden  könne,  neue  Bestimmungen  darüber  zu 
erlassen,  vorausgesetzt,   dass   bei  den  Seitens   der  Landesgesetz- 
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gebung  vorzuschreibenden  Strafandrohungen  die  durch  §  5  des 
Einf.-Ges.  zu  dem  St.-G.-B.  der  Strafgewalt  derselben  gezogene 
Grenze  nicht  überschritten  würde l.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Be- 
schränkung konnte  durch  die  landesrechtliche  Strafgesetzgebung 
eine  ausreichende  Ahndung  des  Sklavenhandels  und  der  damit  in 
näherem  oder  entfernterem  Zusammenhang  stehenden  Handlungen, 
welche  der  heutigen  Rechtsüberzeugung  aller  zivilisirten  Völker 
als  schwere  Verbrechen  gelten,  nicht  erzielt  werden;  die  zwei- 
jährige Gefangnissstrafe,  welche  die  Landesgesetze  anzudrohen  be- 
fugt sind,  steht  mit  den  unter  dem  Begriff  des  Sklavenhandels 
zusammengefassten  Handlungen  in  solchem  Missverhältniss,  dass 
die  Bezeichnung  desselben  als  eines  geradezu  schreienden  keines 
Beweises  bedarf,  sich  vielmehr  ohne  Weiteres  rechtfertigt.  Des 
Weiteren  kommt  in  Betracht,  dass  für  die  in  den  Schutzgebieten 
befindlichen  Personen,  welche  nicht  als  Eingeborene  zu  betrachten 
sind,  auf  Grund  des  §  3  Ziff.  3  des  R.-Ges.  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  deutschen  Schutzgebiete  in  der  Fassung  des 
Gesetzes  vom  19.  März  1888  durch  Verordnung  des  Kaisers  Vor- 
schriften gegen  den  Sklavenhandel  zwar  erlassen  werden  können, 
dass  aber  die  Uebertretung  derselben  höchstens  mit  einjähriger 
Gefängnissstrafe  bedroht  werden  darf;  selbstverständlich  bietet 
diese  Strafe  keine  genügende  Handhabe,  um  dem  in  dem  Hinter- 
lande der  Schutzgebiete  von  Nichteingeborenen  betriebenen  Sklaven- 
handel kräftig  zu  begegnen. 

Das  Strafgesetzbuch  selbst  befasst  sich  im  Gegensatze  ztt 
anderen  modernen  Kodifikationen  auf  strafrechtlichem  Gebiet^ 
mit  dem  Sklavenhandel  als  solchem  nicht;  zwar  enthält  das- 
selbe in  §  234  eine  Bestimmung  zum  Schutze  der  persönlichen 
Freiheit,  welche  —  vorausgesetzt,  dass  ihre  Anwendung  auch 
gegenüber  denjenigen  Delikten  erfolgen  kann,  welche  in  einem 
staatlosen   oder   unzivilisirten  Gebiete   begangen  sind  —  die  J3e~ 


1  Vgl.   hierüber  Binding,   Handbuch  des  Strafrechts  I  §  69  Anm. 


IS 


und  die  daselbst  angegebene  Litteratur. 
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strafung  verschiedener  Handlungen  ermöglicht;  die  zu  dem  Sklaven- 
raub und  Sklavenhandel  gehören,  indessen  ist  auch  bei  einer  sehr 
freien  Auslegung  dieser  Vorschrift  ein  Einschreiten  gegen  den 
Sklavenhandel  nur  in  geringstem  Masse  möglich;  und  gerade 
Sklavenhandel  im  engeren  und  eigentlichen  Sinne  kann  auf  Grund 
derselben  nicht  verfolgt  werden,  weil  der  Artikel  das  Moment  der 
durch  List,  Gewalt  oder  Drohung  erfolgenden  Bemächtigung  eines 
Menschen  als  Thatbestandsmerkmal  betrachtet;  also  den  Kauf 
eines  unfreien  oder  freien  Menschen  nicht  berücksichtigt.  Ab- 
gesehen von  dieser  materiellen  Insuffizienz  stehen  aber  der  Anwen- 
dung des  §  234  gegenüber  den  ausserhalb  des  zivilisirten  Staaten- 
gebietes verübten  Delikten  gewichtige  Hindernisse  im  Wege,  welche 
wiederholt  die  Einleitung  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  ver- 
hindert haben  dürften;  dieselben  werden  hervorgerufen  durch  die 
eigenthümliche  Bestimmung  des  §  4  Ziff.  3  des  St.-G.-B.,  welche 
die  Bestrafung  eines  Deutschen  wegen  eines  im  Auslande  began- 
genen Verbrechens  oder  Vergehens  davon  abhängig  macht,  dass 
die  Handlung  durch  die  an  dem  Begehungsorte  geltenden  Gesetze 
mit  Strafe  bedroht  ist;  in  der  strafrechtlichen  Litteratur  ist  es 
von  jeher  bestritten  gewesen,  ob  von  diesem  Erforderniss  auch 
dann  nicht  abgesehen  werden  kann,  wenn  eine  in  einem  staatlosen 
oder  unzivilisirten  Gebiete  verübte  Handlung  in  Frage  steht;  die 
Ansicht  der  Mehrheit  der  Schriftsteller  geht  dahin,  dass  mit  Rück- 
sicht auf  den  zwingenden  Wortlaut  des  Gesetzes  auch  in  diesem 
Falle  an  dem  soeben  erwähnten  Erforderniss  der  Bedrohung  durch 
die  lex  loci  festgehalten  werden  muss,  so  wenig  auch  von  ihnen 
die  geradezu  ungeheuerliche  Konsequenz  dieser  Auslegung  ver- 
kannt wird,  die  dahin  führt,  dass  ein  Deutscher,  welcher  in  einem 
solchen  Gebiete  einen  Deutschen  ermordet  hat,  in  Deutschland 
sich  ungehindert  niederlassen  und  aufhalten  kann  und  die  Staats- 
anwaltschaft nicht  in  der  Lage  ist,  die  Strafverfolgung  gegen  ihn 
einzuleiten.  Dass  diese  Ansicht  auch  von  den  verbündeten  Re- 
gierungen getheilt  wird,  ergeben  die  Motive  zu  dem  Entwürfe  eines 


—     640     — 

Gesetzes  betr.  die  Abänderung  des  §  4  des  St.-G.-B.,  welcher  von 
dem  Reichskanzler  am  17.  Mai  1889  dem  Reichstag  vorgelegt, 
jedoch  nicht  erledigt  wurde2;  eine  spätere  Wiedervorlegung  hat 
nicht  stattgefunden,  ohne  dass  die  Gründe  dafür  bekannt  geworden 
wären;  zur  Rechtfertigung  der  damals  vorgeschlagenen  Abände- 
rungen bezogen  sich  die  Motive  unter  Anderem  auf  die  Missstände 
und  Unzuträglichkeiten,  welche  der  heutige  Rechtszustand  durch 
die  ausnahmslose  Abhängigmachung  der  Strafverfolgung  im  In- 
land von  der  Strafbarkeit  nach  der  lex  loci  mit  sich  bringe, 
Missstände,  die  in  um  so  bedeutenderem  Umfange  hervortreten,  je 
ausgedehnter  und  inniger  die  internationalen  Beziehungen  Deutsch- 
lands mit  anderen  Ländern  werden  und  je  häufiger  Deutsche  in 
die  Lage  kommen,  sich  in  staatlosen  oder  unzivilisirten  Gebieten 
aufzuhalten.  Es  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit,  dass  die  Reichs- 
gesetzgebung die  Abänderung  des  Strafgesetzbuchs  bezüglich  dieses 
Punktes  in  die  Hand  nimmt;  die  neuesten  Strafgesetzbücher  stehen 
in  dieser  Hinsicht  auf  einem  anderen  Standpunkt,  welcher  den 
Bedürfnissen  unserer  Zeit  jedenfalls  in  höherem  Masse  entspricht 
denn  der  in  dem  deutschen  Strafgesetzbuche  festgehaltene,  dem 
durch  die  Kennzeichnung  als  veraltet  kein  Unrecht  geschieht. 
Nach  Massgabe  der  vorgenannten  Bestimmungen  des  deutschen 
Strafrechts  konnte  also  der  Sklavenhandel,  wenn  in  staatlosen 
oder  unzivilisirten  Gebieten,  also  vor  Allem  in  dem  Hinterlande 
der  Schutzgebiete  verübt,  nicht  verfolgt  werden.  Eine  Aenderung 
der  deutschen  Gesetzgebung  in  dieser  Hinsicht  wurde  längst  als 
Bedürfniss  anerkannt,  dasselbe  bestand  schon  vor  dem  Eintritt 
des  Reiches  in  die  Reihe  der  Kolonialmächte  und  vor  dem  ziel- 
und  zweckbewussten  Vorgehen  der  bedeutendsten  Staaten  gegen 
den  Afrikanischen  Sklavenhandel,  es  wurde  aber  erst  seit  dieser 
Zeit  zu  einem  besonders  dringlichen,  dessen  Befriedigung  sich  die 
Gesetzgebung  auf  die  Dauer  um  so  weniger  entziehen  konnte,  als 

2  Verhandlungen  des  Reichstags,  7.  Legislaturperiode  4.  Session  1888/89, 
dritter  Anlageband  S.  1456,  1457. 
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die  von  dem  Reiche  eingegangenen  bezw.  übernommenen  völker- 
rechtlichen Verbindlichkeiten  ohne  den  Erlass  eines  Gesetzes  gegen 
den  Sklavenhandel  nicht  sinngemäss  erfüllt  werden  konnten.  Be- 
reits durch  das  am  20.  März  1879  mit  England  abgeschlossene 
Uebereinkommen  hatte  sich  das  Reich  verpflichtet,  an  der  Be- 
kämpfung und  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  Theil  zu  nehmen; 
das  Uebereinkommen  bestimmte  nämlich,  dass  alle  Rechte  und 
Pflichten,  welche  Preussen  aus  seiner  Betheiligung  an  dem  sog. 
Quintupalvertrag  vom  20.  Dez.  1841  erwachsen  waren,  ohne  Ein- 
schränkung auf  das  Reich  übergehen3;  inhaltlich  dieses  Vertrags 
sind  aber  die  Signatarmächte  desselben  gehalten,  das  Gewerbe  des 
Negerhandels  für  ein  Verbrechen  zu  erklären  und  als  solches  zu 
bestrafen.  Eine  inhaltlich  verwandte  Verpflichtung  enthält  der 
Schlusssatz  des  Art.  6  der  Kongoakte  vom  26.  Febr.  1885,  welcher 
lautet:  „Da  nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts,  wie  solche 
von  den  Signatarmächten  anerkannt  werden,  der  Sklavenhandel 
verboten  ist  und  die  Operationen,  welche  zu  Land  oder  zu  See 
diesem  Handel  Sklaven  zuführen,  ebenfalls  als  verboten  anzusehen 
sind,  so  erklären  die  Mächte,  welche  in  den  das  konventionelle 
Kongobecken  bildenden  Gebieten  Souveränitätsrechte  oder  einen 
Einflu8S  ausüben  oder  ausüben  werden,  dass  diese  Gebiete  weder 
als  Märkte  noch  als  Durchgangsstrassen  für  den  Handel  mit 
Sklaven,  gleichviel  welcher  Race,  benutzt  werden  sollen;  jede 
dieser  Mächte  verpflichtet  sich  zur  Anwendung  aller  ihr  zu  Ge- 
bote stehenden  Mittel,  um  diesem  Handel  ein  Ende  zu  machen 
und  diejenigen,  welche  ihm  obliegen,  zu  bestrafen."  Noch  schärfer 
wurde  die  Strafpflicht  des  Reichs  gegenüber  dem  Sklavenhandel 
durch  Art.  5  der  Generalakte  der  Brüsseler  Antisklaverei-Konfe- 
renz  vom  2.  Juli  1890  (R.-Ges.-Bl.  1892,  S.  605  u.  f.)  präzisirt; 
laut  dieser  Vereinbarung  verpflichten  sich  die  Signatarmächte,  so- 
fern nicht   schon  durch  Gesetze,   die  dem  Geiste  dieses  Artikels 

Ä  Vgl.  hierüber  v.  Martitz,  Das  internationale  System  zur  Unterdrückung 
des  Sklavenhandels,  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  I  S.  43  u.  fg. 
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entsprechen,  dafür  Sorge  getragen  ist,  spätestens  innerhalb  eines 
Jahres  vom  Tage  der  Unterzeichnung  der  Akte  ein  Gesetz  zu 
erlassen  oder  bei  ihren  gesetzgebenden  Körperschaften  in  Vor- 
schlag zu  bringen,  das  einerseits  die  Bestimmungen  ihrer  Straf- 
gesetze über  die  schweren  Vergehen  gegen  die  Person,  auf  die 
Veranstalter  und  Theilnehmer  von  Menschenjagden,  auf  diejenigen, 
welche  sich  der  Verstümmelung  von  Erwachsenen  und  Kindern 
männlichen  Geschlechts  schuldig  machen  und  auf  alle  Theilnehmer 
am  gewaltsamen  Sklavenfange,  sowie  andererseits  die  Bestimmungen 
über  die  Verfehlungen  gegen  die  persönliche  Freiheit,  auf  die 
Sklavenhändler,  Führer  und  Transporteure  für  anwendbar  erklärt; 
die  Theilnehmer  und  Gehülfen  der  vorbezeichneten  Kategorien 
der  Sklavenfänger  und  Händler  sollen  mit  Strafen  belegt  werden, 
welche  zu  den  durch  die  Thäter  verwirkten  im  Verhältniss  stehen; 
was  die  Bestrafung  der  Schuldigen  betrifft,  welche  sich  der  Ab- 
urtheilung  der  Behörden  des  Landes,  in  welchem  die  Verbrechen 
oder  Vergehen  begangen  worden  sind,  entziehen,  so  sollen  sie  ent- 
weder auf  Grund  der  von  den  Behörden,  welche  die  Gesetzes- 
verletzung festgestellt  haben,  übermittelten  Untersuchungsakten 
oder  auf  Grund  jedes  anderen  Beweises  ihrer  Straffälligkeit  auf 
Betreiben  derjenigen  Macht,  in  deren  Bereich  sie  betroffen  wur- 
den, in  Haft  genommen  und  ohne  weitere  Förmlichkeit  zur  Ver- 
fügung der  für  ihre  Aburtheilung  kompetenten  Gerichte  gehalten 
werden. 

Die  verbündeten  Regierungen  kamen  der  durch  die  vor- 
stehende Bestimmung  übernommenen  Verpflichtung  nach;  bereits 
im  Jahre  1891  wurde  dem  Reichstag  der  Entwurf  eines  Gesetzes 
betr.  die  Bestrafung  des  Sklavenhandels  mit  Begründung  und  einer 
Zusammenstellung  der  gegen  den  Sklavenhandel  gerichteten  Straf- 
bestimmungen derjenigen  Staaten  vorgelegt,  welche  Kolonien  in 
Afrika  und  im  Indischen  Ozean  besitzen  einschliesslich  des  Kongo- 
staates. In  dem  Reichstage  wurde  derselbe  an  eine  Kommission 
verwiesen,   welche  ihn  in  allen  Theilen  unverändert  annahm,  die 
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Geltungsdauer  aber  bis  zu  dem  1.  Okt.  1895  beschränkte;  gleich- 
zeitig wurde  eine  Resolution  beschlossen,  welche  den  Reichskanzler 
aufforderte,  innerhalb  der  durch  den  eben  angegebenen  Zeitpunkt 
begrenzten  Frist  dafür  Vorsorge  zu  treffen,  dass  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  die  gesammte  die  Sklaverei  betreffende  Materie  ge- 
regelt werde.  Der  Gesetzentwurf  gelangte  indessen  aus  äusseren 
Gründen  nicht  zur  Verabschiedung.  Am  31.  Jan.  1895  wurde 
ein  zweiter  Entwurf  vorgelegt,  der  sich  dem  früheren  in  der  Haupt- 
sache anschloss,  gleichwohl  aber  einige  Vorschläge  desselben  ver- 
änderte, wie  die  Motive  bemerken  im  Hinblick  auf  die  eingeholten 
gutachtlichen  Aeusserungen  der  Kolonialbehörden4.  Die  gesetz- 
liche Regelung  der  gesammten  Materie  der  Sklaverei  in  den  Schutz- 
gebieten wurde  von  den  verbündeten  Regierungen  zur  Zeit  noch 
nicht  für  angemessen  erachtet,  man  war  der  Ansicht,  dass  ein 
schrittweises,  allmähliches  und  vorsichtiges  Vorgehen  auf  diesem 
Gebiete  erforderlich  sei,  wenn  nicht  die  ruhige  und  friedliche  Ent- 
wicklung der  Schutzgebiete  gefährdet  werden  solle,  andererseits 
empfehle  es  sich  nicht,  mit  dem  Erlass  der  durch  die  vorgenannten 
internationalen  Abmachungen  vorgesehenen  strafrechtlichen  Vor- 
schriften so  lange  zu  warten.  Der  Entwurf  begegnete  im  Reichs- 
tage keiner  Schwierigkeit,  seine  Annahme  erfolgte  mit  unwesent- 
lichen, mehr  als  redaktionell  zu  bezeichnenden  Aenderungen,  welche 
den  eigentlichen  Inhalt  der  Einzelvorschläge  nicht  berührten,  die 
Verkündung  am  28.  Juli  1895  (R.-Ges.-Bi.  1895,  S.  425). 

Von  den  Staaten,  welche  die  Brüsseler  Akte  unterzeichnet 
haben,  hat  ausser  Deutschland  auch  Belgien  auf  Grund  derselben 
ein  Gesetz  zur  Bestrafung  des  Sklavenhandels  erlassen,  Gesetz 
vom  3.  Juli  1893,  während  die  übrigen  Signatarmächte  sich  bis- 
lang mit  der  Aufrechterhaltung  ihrer  diesbezüglichen,  von  ihnen 
als  ausreichend  betrachteten  Gesetzgebung  begnügten.  Durch 
das  Reichsgesetz  wird  zunächst  in  §  1   ein  neues,   von   dem   in 

*  Verhandlungen  des  Reichstags,  9  Legislaturperiode  Session  1894/95, 
Erster  Anlageband  S.  683  u.  fg. 
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§  234  des  St.-G.-B.  normirten  Straffalle  verschiedenes  Delikt 
geschaffen,  die  vorsätzliche  Mitwirkung  an  einem  Unternehmen, 
das  auf  Sklavenraub  gerichtet  ist;  gegenüber  den  Vorschlägen 
des  ersten  Entwurfes  enthält  diese  Bestimmung  eine  Erweiterung 
des  Thatbestandes,  da  letzterer  nur  von  der  Theilnahme  an  einem 
zum  Zwecke  des  Sklavenraubs  unternommenen  Streifzuge  sprach; 
wie  die  Motive  erkennen  lassen ,  ist  diese  Aenderung  mit  Rück- 
sicht auf  die  konkreten  Verhältnisse  in  den  Hinterländern  der 
Afrikanischen  Schutzgebiete  für  angemessen  erachtet  worden,  da 
der  Sklavenraub  auch  in  anderer  Weise  als  vermittelst  eines 
Streifzuges  verübt  werden  kann,  beispielsweise  gelegentlich  des 
Durchzugs  von  Handelskaravanen.  Einer  Erläuterung  dessen, 
was  unter  Sklavenraub  zu  verstehen  ist,  enthält  sich  das  Gesetz, 
auch  in  den  Motiven  findet  sich  keine  Andeutung  darüber,  wel- 
chen Sinn  die  Gesetzgebung  mit  diesem  Begriff  verbunden  hat; 
vermuthlich  war  man  der  Meinung,  dass  von  einer  Definition  ohne 
Bedenken  abgesehen  werden  könne,  da  ohnehin  kein  Zweifel  über 
Inhalt  und  Tragweite  desselben  obwalten  könne ;  unter  Anlehnung 
an  §  234  des  St.-G.-B.  wird  man  unter  Sklavenraub  die  mittelst 
List,  Gewalt  oder  Drohung  erfolgende  Bemächtigung  eines  Men- 
schen verstehen,  um  ihn  in  Sklaverei  zu  bringen ;  als  gleichgültig 
ist  es  zu  betrachten,  ob  es  sich  dabei  um  Menschen  handelt,  die 
sich  in  einem  Zustande  der  Unfreiheit  vermöge  ihrer  Stammes- 
rechte und  Stammesgewohnheiten  befinden  oder  als  frei  im  Sinne 
der  europäischen  Anschauungen  anzuerkennen  sind.  In  Folge 
des  Mangels  jeder  Definition  kann  den  örtlichen  Verhältnissen  und 
der  Veränderung  derselben  in  ausgiebigem  Masse  Rechnung  ge- 
tragen werden.  Die  Strafandrohung  erstreckt  sich  aber  nicht  nur 
auf  die  vorsätzliche  Mitwirkung  an  dem  Sklavenraub  selbst,  son- 
dern sie  erfasst  auch  die  dolose  Mitwirkung  an  jedem  Unter- 
nehmen, das  auf  den  Sklavenraub  gerichtet  ist;  hierdurch  wird 
der  Kreis  der  unter  Strafe  gestellten  Handlungen  wesentlich  aus- 
gedehnt.    Alles,  was  zur  Ausfuhrung  des  Sklavenraubs  dient,  fallt 
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unter  die  Strafbestimmung,  die  vorsätzliche  Mitwirkung  an  den 
darauf  gerichteten  Vorbereitungshandlungen  ist  ebenfalls  strafbar; 
für  die  Bedeutung,  welche  mit  dem  Begriffe  Unternehmen  ver- 
bunden ist,  kann  wohl  auf  §  82  des  St.-G.-B.  verwiesen  werden, 
wonach  als  ein  Unternehmen,  durch  welches  das  Verbrechen  des 
Hochverrathes  vollendet  wird,  jede  Handlung  anzusehen  ist,  durch 
die  das  Vorhaben  unmittelbar  zur  Ausfuhrung  gebracht  werden 
soll ;  die  analoge  Anwendung  desselben  auf  §  1  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  dürfte  keinem  Bedenken  unterliegen;  auf  die  Streit- 
fragen, welche  in  der  strafrechtlichen  Litteratur  sich  auf  Grund 
der  ebenerwähnten  Vorschrift  entwickelt  haben,  kann  hier  nicht 
eingegangen  werden.  Zweifellos  ist  beispielsweise  derjenige,  wel- 
cher zum  Zwecke  des  Sklavenraubs  Gelder  zur  Verfugung  stellt, 
Mannschaften  anwirbt,  ein  Schiff  ausrüstet,  nach  §  1  auch  dann 
zu  bestrafen,  wenn  das  Unternehmen,  gleichviel  aus  welcher  Ver- 
anlassung, nicht  verwirklicht  wurde.  Was  die  Mitwirkung  betrifft, 
so  begreift  dieselbe  alle  Unterarten  der  strafrechtlichen  Kategorie 
der  Theilnahme  in  sich,  also  die  Anstiftung,  Mitthäterschaft,  Bei- 
hülfe, das  Erbieten  zur  Theilnahme;  um  Strafe  verhängen  zu 
können  muss  der  Richter  die  Vorsätzlichkeit  des  der  Mitwirkung 
Verdächtigen  feststellen,  dem  Angeklagten  muss  also  bekannt 
gewesen  sein,  dass  die  von  ihm  entfaltete  Thätigkeit  für  ein  Unter- 
nehmen bestimmt  war,  dessen  Zweck  der  Sklavenraub  ist.  Wäh- 
rend das  Gesetz  die  der  vorsätzlichen  Mitwirkung  Schuldigen  mit 
Zuchthausstrafe  bedroht,  hat  es  gegen  die  Veranstalter  und  An- 
fuhrer des  Unternehmens  Zuchthausstrafe  nicht  unter  drei  Jahren 
vorgesehen ;  erschwerte  Strafen  sind  für  den  Fall  angedroht,  dass 
durch  einen  zum  Zwecke  des  Sklavenraubs  unternommenen  Streif- 
zug der  Tod  einer  der  Personen  verursacht  wurde,  gegen  welche 
der  Streifzug  gerichtet  war;  die  Veranstalter  und  Anführer  trifft 
alsdann  die  Todesstrafe,  während  gegen  die  übrigen  Theilnehmer 
auf  Zuchthausstrafe  nicht  unter  drei  Jahren  zu  erkennen  ist.  In 
Folge  der  Gleichstellung  von  Anführern  und  Veranstaltern  kann 
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es  vorkommen,  dass  eine  Person,  welche  sich  an  dem  Streifzuge 
gar  nicht  aktiv  betheiligt  hat,  der  Todesstrafe  verfallt,  die  Thätig- 
keit  des  Veranstalters  kann  mit  dem  Augenblick  ihr  Ende  er- 
reicht haben,  in  welchem  der  Streifzug  aufbricht,  der  Veranstalter 
begnügt  sich  mit  der  Vorbereitung  und  überlässt  die  gefährlichere 
Ausführung  anderen  Personen,  am  sicheren  Orte  die  Erfolge 
seines  Unternehmens  abwartend;  ungeachtet  dieses  Fernhaltens 
von  der  aktiven  Theilnahme  bei  der  Expedition  würde  ihn  unter 
der  gedachten  Voraussetzung  die  Todesstrafe  treffen;  dass  die 
Verhängung  der  schwersten  Strafe  auch  in  diesem  Falle  voll- 
kommen berechtigt  ist,  unterliegt  keinem  Zweifel,  und  mit  vollem 
Hecht  hat  deshalb  das  Gesetz  sich  in  Ansehung  dieses  Punktes 
den  Gesetzgebungen  anderer  Staaten  angeschlossen;  wer  eine 
Expedition  zum  Zwecke  des  Sklavenraubs  veranstaltet,  weiss  ganz 
genau,  dass  dieselbe  nicht  ohne  die  Tödtung  von  Menschen  durch- 
geführt werden  kann,  ihn  trifft  daher  die  rechtliche  Verantwort- 
lichkeit für  das  verflossene  Blut  in  demselben  Masse  wie  den 
Anführer  des  Streifzugs  und  er  kann  zu  seiner  Entlastung  mit 
Nichten  sich  darauf  berufen,  dass  er  die  Tödtung  nicht  hätte 
vorhersehen  können ;  für  die  Strafverhängung  hat  der  Richter  nur 
den  ursachlichen  Zusammenhang  zwischen  dem  Tod  einer  Person 
der  Menschenklasse,  gegen  welche  der  Streifzug  gerichtet  war, 
und  diesem  festzustellen;  dieser  Zusammenhang  ist  auch  dann 
vorhanden,  wenn  eine  Person  an  einer  durch  den  Streifzug  er- 
haltenen Wunde,  sei  es  auch  nach  längerer  Zeit  erst,  stirbt. 
Im  Gegensatze  zu  dem  Sklavenraub  richtet  sich  §  2  gegen 
den  Betrieb  des  Sklavenhandels,  welchem  die  vorsätzliche  Mit- 
wirkung bei  der  demselben  dienenden  Beförderung  von  Sklaven 
gleichgestellt  wird;  die  Strafe  ist  Zuchthausstrafe,  bei  Annahme 
mildernder  Umstände  jedoch  Gefängnissstrafe  nicht  unter  drei  Mo- 
naten; was  unter  dem  Sklavenhandel  gegebenen  Falles  zu  verstehen 
ist  wird  nicht  näher  gesagt,  ein  Bedürfniss  für  eine  gesetzliche 
Definition  ist  auch  hier  nicht  vorhanden,    da  die   freie  Beweis» 
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Würdigung  den  Strafrichter  befähigt,  den  verschiedenartigen  For- 
men, welche  der  Sklavenhandel  anwendet,  Rechnung  zu  tragen; 
auch  die  meisten  neueren  Gesetze  enthalten  sich  der  Aufstellung 
einer  Definition,  so  spricht  das  belgische  Gesetz  von  1893  eben- 
falls nur  von  dem  commerce  d'esclaves,  ohne  zu  sagen,  in  welchen 
Fällen  derselbe  als  vorhanden  anzunehmen  ist,  ähnlich  war  schon 
das  französische  Gesetz  vom  4.  März  1831  gefasst,  hier  war  die 
Rede  von  dem  trafic  connu  sous  le  nom  de  traite  des  noirs; 
auch  hier  ist  der  mit  dem  Begriffe  des  Mitwirkens  verbundene 
Sinn  der  weitestgehende,  so  dass  alle  Unterstützungs-  und  Hülfs- 
handlungen  darunter  fallen,  welche  dem  Transport  von  Sklaven 
zum  Zwecke  des  Handels  dienen,  beispielsweise  die  Verschiffung, 
Ausladung,  die  Uebernahme,  die  Aufnahme  während  des  Marschs 
oder  der  Reise,  aber  auch  die  Lieferung  von  Ausrüstungsgegen- 
ständen für  die  Beförderung  u.  dgl.  m.  In  der  Brüsseler  General- 
akte finden  sich  mehrfach  Vermuthungen  darüber  aufgestellt,  wann 
ein  Fall  des  Sklavenhandels  vorliegt,  so  bestimmt  Art.  90,  dass 
derjenige,  welcher  List  oder  Gewalt  angewendet  hat,  um  einem 
in  Freiheit  gesetzten  Sklaven  seinen  Freibrief  zu  nehmen  oder 
denselben  seiner  Freiheit  zu  berauben,  als  Sklavenhändler  an- 
gesehen werden  soll  (sera  considörö  comme  marchand  d'esclaves). 
Das  freie  Beweiswürdigungsrecht  des  deutschen  Strafrichters  kann 
hierdurch  nicht  berührt  werden,  ungeachtet  derselben  ist  unter 
Berücksichtigung  aller  Umstände  zu  untersuchen  und  festzustellen, 
ob  ein  inhaltlich  des  §  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  bestra- 
fender Fall  vorliegt.  Selbstverständlich  findet  die  Strafandrohung 
auch  Anwendung  auf  den  Kapitän  eines  Schiffes,  der  wissend, 
dass  dasselbe  zum  Sklaventransport  bestimmt  ist,  die  Führung 
darüber  übernimmt,  ebenso  auf  die  Matrosen,  welche  in  Kennt- 
niss  dieser  Eigenschaft  auf  demselben  Dienste  nehmen  oder,  nach- 
dem sie  dies  in  Erfahrung  gebracht  haben,  gleichwohl  in  dem 
Dienste  freiwillig  verbleiben,  ferner  auf  den  Rheder,  welcher  ein 
Schiff  zum  Sklaventransport  verleiht ;  ob  auch  der  Lootse,  welcher 
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ein  Sklavenschiff  wissentlich  in  den  Hafen  befördert,  der  gedach- 
ten Strafe  unterliegt;  dürfte  fraglich  sein  und  schwerlich  in  all- 
gemeiner Weise  beantwortet  werden  können;  wenn  es  einerseits 
zweifellos  Fälle  giebt,  in  welchen  die  Bestrafung  gerechtfertigt 
erscheint,  so  ist  andererseits  daran  zu  erinnern,  dass  vielfach  der 
Bestrafung  das  Bedenken  entgegenstehen  wird,  dass  ohne  die 
Hülfe  des  Lootsen  Schiff  und  Ladung  grössten  Gefahren  aus- 
gesetzt ist;  für  die  Bestrafung  dieser  Personen,  gegen  welche  in 
anderen  Gesetzen  mildere  Strafen  vorgesehen  sind,  empfiehlt  sich 
unter  Annahme  mildernder  Umstände  die  Gefangnissstrafe,  die 
ja  hoch  genug  bemessen  werden  kann,  um  gegebenen  Falles  der 
notwendigen  abschreckenden  Wirkung  nicht  zu  entbehren.  Wie 
der  Betrieb  des  eigentlichen  Sklavenhandels  so  ist  auch  die  vor- 
sätzliche Mitwirkung  bei  der  demselben  dienenden  Beförderung 
von  Sklaven  ein  Sonderdelikt,  zu  welchem  ebensowohl  angestiftet 
wie  durch  Rath  oder  That  Beihülfe  geleistet  werden  kann;  es 
finden  also  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  über  die  Theil- 
nahme  auch  hierauf  Anwendung;  mit  Hülfe  der  hieraus  sich  er- 
gebenden Ausdehnung  des  Strafrechts  ist  die  Möglichkeit  geboten, 
alle  Personen,  welche  sich  in  irgend  welcher  Weise  und  Form 
am  Sklavenhandel  betheiligen,  zur  Strafe  zu  ziehen. 

Als  Zusatzstrafe  wird  in  den  Fällen  des  §  1  und  2  die  Geld- 
strafe  obligatorisch  angedroht  und  zwar  in  einer  bislang  der  Reichs- 
gesetzgebung nicht  bekannten  Höhe,  die  oberste  Grenze  ist  auf 
100  000  M.  bestimmt;  fakultative  Zusatzstrafe  bildet  die  Stellung 
unter  Polizeiaufsicht  und  die  Einziehung  aller  zur  Verübung  des 
Verbrechens  bestimmten  Gegenstände,  gleichviel  ob  sie  dem  Ver- 
urteilten gehören  oder  nicht.  Die  Brüsseler  Akte  geht  in  dieser 
Beziehung  weiter  als  das  Gesetz,  durch  Art.  69  in  Verbindung  mit 
Art.  52  wird  bestimmt,  dass  im  Falle  einer  Verurtheilung  das  Schiff 
als  gute  Prise  desjenigen  erklärt  werden  soll,  der  es  aufgebracht 
hat;  ähnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  der  englischen  und  fran- 
zösischen Gesetzgebung  wie  auch  in  den  älteren  Verträgen  zur  Ab- 
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Schaffung  des  Sklavenhandels,  die  Vorschrift  des  Art.  59  der 
Brüsseler  Akte  wird  durch  das  Reichsgesetz  für  den  in  Art.  52 
bezeichneten  Fall  nicht  berührt,  unter  der  hier  näher  bezeich- 
neten Voraussetzung  ist  die  Konfiskation  obligatorisch;  für  die 
Androhung  der  Konfiskation  in  fakultativer  Form  sprechen  Billig- 
keitsrücksichten ,  vor  Allem  die  Erwägung,  dass  die  Einziehung 
von  Sachen,  die  nicht  in  dem  Eigenthum  des  Verurtheilten  stehen, 
unter  Umständen  für  den  Eigenthümer  eine  grosse  Härte  bedeuten 
kann.  Dem  geltenden  Strafrechte  entspricht  es,  dass,  falls  die 
Verfolgung  einer  bestimmten  Person  nicht  ausführbar  ist,  im 
Wege  des  objektiven  Strafverfahrens  selbständig  auf  die  Ein- 
ziehung erkannt  werden  kann. 

Während  in  verschiedenen  der  ausländischen  Gesetze  Vor- 
schriften sich  finden,  durch  welche  gegen  bestimmte  bei  dem 
Sklavenraub  und  Sklavenhandel  vorkommenden  Hülfshandlungen 
Strafen  vorgesehen  sind  —  hierhin  gehört  beispielsweise  die  Be- 
strafung der  Uebertretung  des  Verbots  der  Waffen-  und  Muni- 
tionseinfuhr nach  Art.  8  und  9  der  Brüsseler  Akte,  ferner  der 
Widerstand,  welcher  Seitens  des  Kapitäns  oder  der  Mannschaft 
des  nach  Art.  42  dieser  Akte  angehaltenen  verdächtigen  Schiffs 
dem  Kommandanten  eines  Kriegsschiffs  geleistet  wird  —  hat  die 
Reichs gesetzgebung  es  vorgezogen,  die  Bestrafung  solcher  Hand- 
lungen auf  dem  Verordnungswege  regeln  zu  lassen,  mit  Zustim- 
mung des  Bundesrathes  kann  demgemäss  der  Kaiser  Verord- 
nungen, die  sich  hierauf  beziehen,  erlassen,  die  Uebertretung  der- 
selben wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  6000  Mk.  oder  mit  Gefängniss 
bestraft;  diese  Regelung  bietet  jedenfalls  den  Vortheil,  dass  die 
zu  erlassenden  Vorschriften  sich  den  örtlichen  Verhältnissen  und 
dem  Wechsel  der  Verkehrs-  und  Handelssitten  rascher  und  besser 
anbequemen  können,  als  dies  bei  durch  das  Gesetz  festgelegten 
Bestimmungen  ermöglicht  werden  könnte. 

Durch  die  Schlussbestimmung  des  Gesetzes  wird  in  Ansehung 
der  strafrechtlichen  Verfolgung   der  ausserhalb   des  Reiches  be- 
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gangenen,  nach  diesem  Gesetze  strafbaren  Handlungen  das 
Prinzip  gesetzlich  anerkannt,  welches  man  in  der  Strafrechts- 
wissenschaft als  das  sog.  Weltrechtsprinzip  bezeichnet;  die  in  §  4 
Abs.  2  Ziff.  1  des  St.-G.-B.  enthaltene  Vorschrift  findet  hier- 
nach Anwendung  auf  alle  in  dem  Gesetze  vorgesehenen  straf- 
baren Handlungen.  Der  Strafanspruch  ist  sonach  unabhängig 
von  der  Staatsangehörigkeit  des  Thäters  sowie  von  der  an  dem 
Begehungsorte  geltenden  Gesetzgebung,  es  wird  durch  di£  Ver- 
übung einer  dieser  Handlungen  ein  Strafrecht  des  deutschen 
Staates  schlechthin  begründet,  ohne  dass  es  auf  Nationalität 
und  lex  loci  überhaupt  noch  ankommen  kann;  selbstverständlich 
bezieht  sich  diese  Unabhängigkeit  der  inländischen  Strafverfolgung 
von  der  ausländischen  Gesetzgebung  auch  auf  diejenigen  Delikte, 
welche  in  einer  Uebertretung  der  Kaiserlichen  Verordnung  be- 
stehen. Praktische  Erwägungen  liessen  es  angezeigt  erscheinen, 
auch  gegenüber  den  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  vorgeseheneu 
Delikten,  wenn  dieselben  im  Ausland  verübt  sind,  die  Strafver- 
folgung zu  einer  fakultativen  und  nicht  zu  einer  obligatorischen 
zu  machen;  unter  Umständen  wird  der  Staat,  welchem  der  Thäter 
angehört,  sein  Strafrecht  durch  ein  Auslieferungsverlangen  des- 
selben geltend  machen,  welchem  nicht  zu  entsprechen  ein  Anlass 
nicht  vorhanden  ist;  die  obligatorische  vorgeschriebene  Strafver- 
folgung würde  aber  die  Auslieferung  sehr  erschweren;  mit  Recht 
bemerken  die  Motive  dieserhalb,  dass  in  allen  hierher  gehörigen 
Fällen  die  blosse  Fakultät  der  Strafverfolgung  den  besonderen 
lokalen  Verhältnissen  und  der  nur  langsam  fortschreitenden  Kul- 
turentwicklung im  Innern  Afrikas  Rechnung  tragen  lasse.  In 
dem  belgischen  Gesetze  ist  die  Verfolgung  der  im  Auslande  be- 
gangenen Delikte  in  etwas  abweichender  Weise  geregelt;  nach 
Art.  7  kann  der  Belgier,  welcher  ausserhalb  des  Gebietes  des 
Königreichs  eine  der  in  Art.  1  bis  6  bezeichneten  strafbaren 
Handlungen  verübt  hat,  wenn  er  sich  in  Belgien  befindet  —  daselbst 
auch  ohne  dass  eine  Klage  oder  amtliche  Mittheilung  der  fremden 
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Behörde  erforderlich  wäre,  verfolgt  werden;  der  Fremde,  welcher 
als  Mitthäter  oder  Gehülfe  dabei  thätig  war  (coauteur  ou  com- 
pHce  de  rinfraction)  kann,  sofern  er  sich  in  Belgien  befindet,  zu- 
gleich mit  dem  beschuldigten  Belgier  oder  nach  der  Verurthei- 
lung  desselben  verfolgt  werden;  im  Uebrigen  verweist  das  Gesetz, 
was  den  Ausländer  betrifft,  auf  die  Auslieferung  indem  nach 
Art.  11  der  Sklavenhandel,  der  Widerstand  gegen  den  Komman- 
danten des  untersuchenden  Kriegsschiffs  sowie  die  Uebertretung 
des  Waffen-  und  Munitionseinfuhrverbotes  zu  den  Delikten  ge- 
rechnet werden,  welche  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  15. 
März  1874  die  Auslieferung  begründen;  hiernach  würde  der  in 
Belgien  ergriffene  ausländische  Sklavenhändler,  welcher  bei  der 
Verübung  des  Verbrechens  keinen  belgischen  Theilnehmer  oder 
Gehülfen  hat,  unter  Umständen  straflos  bleiben,  nämlich  dann, 
wenn  sein  Heimathsstaat  keinen  Antrag  auf  Auslieferung  stellt. 
Das  Reichsgesetz  hat  also  das  Weltrechtsprinzip  in  wesentlich 
weiterem  Umfange  hierbei  zur  Anwendung  gebracht  und  konse- 
quenter durchgeführt  als  der  belgische  Gesetzgeber  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  jüngsten  strafrechtlichen  Kodifikationen. 
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Religiöse  Kindererziehung,  Austritt  und  Uebertritt 
in  Religionsgemeinschaften  nach  der  Grossherzogl. 

Hessischen  Gesetzgebung. 

Von 

Ober-Rechnungsrath  Dr.  ZELLER-Darmstadt« 


Der  bisherigen  Rechtsentwickelung  folgend  hat  der  Entwurf 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  die  elterliche  Gewalt  als  vormund- 
schaftliche Gewalt,  d.  h.  als  Schutzgewalt  gestaltet,  welche  ihrem 
Inhaber  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Sorge  für  die  Person  und 
das  Vermögen  des  Kindes  giebt1.  Auf  Grund  der  Erziehungs- 
pflicht und  des  Erziehungsrechtes  haben  die  Eltern  das  Religions- 
bekenntniss  ihrer  Kinder  zu  bestimmen.  Sie  sind  nach  gemeinem 
deutschen  Rechte  nicht  verpflichtet,  ihre  Kinder  in  ihrer  eigenen 
Konfession  zu  erziehen,  sondern  können  für  dieselben  ein  anderes 
Bekenntniss  wählen.  —  Der  Rechtszustand  in  Deutschland  über 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  ist  ein  ausserordentlich  bunter, 
die  Landesgesetze  befolgen  die  abweichendsten  Grundsätze.  Theils 
stellen  sie  feste,  sowohl  den  Vater  als  die  Mutter  absolut  bin- 
dende Normen  auf,  theils  geben  sie  dem  Vater  ein  mehr  oder 
weniger  ausgedehntes  Bestimmungsrecht,  theils  erklären  sie  Ver- 
träge der  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung,  für  zulässig  und 
gestatten  eine  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Regel  nur  durch 
einen   solchen   Vertrag.     Nach   dem  Tode  des  Vaters   ist   regel- 


1  Denkschrift  zum  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  nebst  der 
Anlagen.    Berlin,  J.  Guttentag,  1896,  S.  233. 
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massig  die  Mutter  auch  nach  solchen  Rechten,  welche  prinzipiell 
zunächst  dem  Erziehungsberechtigten  die  Entscheidung  überlassen, 
nicht  befugt,  kraft  des  ihr  zustehenden  Erziehungsrechtes  eine 
Aenderung  in  der  religiösen  Erziehung  eintreten  zu  lassen.  Viel- 
fach leiden  aber  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen  an  Unklarheit 
and  Unvollständigkeit,  an  letzterer  insofern,  als  sie  grösstenteils 
nur  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  konfessionell  gemischten 
Ehen  regeln  und  selbst  innerhalb  dieser  Begrenzung  zum  Theil 
nur  den  Fall  in's  Auge  fassen,  wenn  die  Ehegatten  bestimmten,  in 
dem  Gesetze  näher  bezeichneten  Konfessionen  angehören 2.  Nach 
den  Motiven  zu  dem  Entwürfe  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
lassen  sich  mit  Rücksicht  auf  diese  Verschiedenheit  und  Lücken- 
haftigkeit erhebliche  Gründe  dafür  geltend  machen,  die  religiöse  Er- 
ziehung der  Kinder  als  einen  Ausfluss  des  elterlichen  Erziehungs- 
rechtes durch  besondere  Bestimmungen  im  bürgerlichen  Gesetz- 
buch zu  regeln.  Gegen  eine  solche  Regelung  fallt  entscheidend  in's 
Gewicht,  dass  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen  vorwiegend  dem 
öffentlichen  Rechte,  nämlich  dem  interkonfessionellen  Kirchenstaats- 
rechte, angehören  und  vorwiegend  von  diesem  Standpunkte  aus  die 
religiöse  Erziehungsfrage,  namentlich  das  Recht  des  erziebungs- 
berechtigten  Elterntheils  diese  Erziehung  zu  bestimmen,  in  ver- 
schiedener Weise,  bald  mehr  bald  weniger  beschränkt  haben.  Auf 
der  anderen  Seite  ist  es  aber  auch  —  nach  den  Motiven  bedenk- 
lich, die  wichtige  Frage  im  Gesetze  ganz  mit  Stillschweigen  zu  über- 
gehen, weil  dann  Zweifel  darüber  hervorgerufen  werden  könnten, 
inwieweit  eine  Beschränkung  der  Erziehungsberechtigten  rücksicht- 
lich der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  durch  die  Landesgesetze 
zulässig  bleibt.  Der  Entwurf  traf  deshalb  in  §  1508  die  Vor- 
schrift: „In  welchem  religiösen  Bekenntnisse  das  Kind  zu  er- 
ziehen ist,   bestimmt   sich  nach   den  Landesgesetzen. a     Bei   der 


*  Ausführlich  ist  der  Stoff  behandelt  in:  Oberlandesgerichtsrath 
Dr.  K.  Schmidt,  Die  Konfession  der  Kinder  nach  den  Landesrechten  im 
Deutschen  Reiche.    Freiburg  i.  Br.,  Herders  Verlag,  1890. 
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zweiten  Lesung  wurde  §  1508  gestrichen  und  als  Ersatz  in  den 
Entwurf  des  Einführungsgesetzes  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch 
die  Bestimmung  aufgenommen:  „Unberührt  bleiben  die  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder.* 

Das  Erziehungsrecht,  im  römischen  Recht  lediglich  ein  Aus- 
fluss  der  väterlichen  Gewalt,  ist  nach  heutigem  Recht  wesentlich 
Erziehungspflicht;  es  steht  zwar  zunächst  regelmässig  dem  Vater 
zu;  die  Rücksicht  auf  das  in  erster  Linie  massgebende  Wohl  der 
Kinder  kann  aber  eine  Entziehung  jenes  Rechtes  und  eine 
Uebertragung  auf  die  Mutter,  unter  Umständen  sogar  auf  einen 
von  amtstswegen  zu  bestellenden  Vormund  rechtfertigen:  ins- 
besondere sollen  bei  geschiedener  oder  faktisch  getrennter  Ehe 
Kinder  von  zartem  Alter  regelmässig  auch  ohne  Rücksicht  anf 
den  Scheidungsgrund,  der  Mutter  zur  Erziehung  überlassen  werden 
(vgl.  Preuss.  Allgem.  L.-R.  II  2  §§  86  ff.;  Oesterr.  B.-G.-B. 
§§  141  f.;  Entsch.  bei  Seüffert,  Archiv  I  81,  VI  213,  VIII  260, 
XII  169,  XIV  43,  XX  42,  XXIV  248).  üeberwiegend  wird  das 
Recht,  die  Religion  zu  bestimmen,  aus  der  Erziehungspflicht  ge- 
folgert, über  welche  im  Voraus  in  rechtlich  bindender  Weise 
nicht  paktirt  werden  kann  (s.  auch  Allgem.  Preuss.  L.-R.  II  2  §  78«. 

Die  Motive  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches 
verweisen  treffend  auf  die  Thatsache,  dass  die  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  vielfach  nur  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
aus  konfessionell  gemischten  Ehen  regeln.  Die  Landesrechte 
weisen  schon  zur  Reichszeit,  wie  später  zur  Zeit  des  Rhein- 
bundes und  des  Deutschen  Bundes,  eine  grosse  Verschiedenheit 
und  einen  öfteren  Wechsel  auf.  Manche  Territorien  erkannten 
die  Vertragsfreiheit  der  Eltern  an,  andere  bestimmten  die  Reli- 
gion der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  durch  zwingende  Rechts- 
sätze. So  erschien  auch  im  Grossherzogthuni  Hessen  nach  der 
Gleichstellung   der   reformirten   und   der  katholichen  Kirche  mit 


3  S.  Motive  zu  dem  Entwurf,  Verlag  J.  Guttentag,  Bd.  IV,  S.  757.  7&. 
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der  lutherischen  Kirche  für  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern 
aus  gemischten  Ehen  folgende,  im  Laufe  der  Zeit  zur  Quelle 
von  Kontroversen  gewordene  landesherrliche  Verordnung  vom 
27.  Febr.  1826:  „Wenn  nicht  in  gültigen,  vor  Eingehung  der 
Ehe  geschlossenen  Eheverträgen  etwas  anderes  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  aus  gemischter  Ehe  festgesetzt  worden  ist, 
so  sollen  die  Kinder,  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  der 
Konfession  des  Vaters  folgen."  —  Die  Vorschrift  beschränkt  sich 
auf  gemischte  Ehen.  Für  Kinder  aus  ungemischten  Ehen,  des- 
gleichen für  uneheliche  Kinder  und  für  Findelkinder,  gelten  die 
Grundsätze  des  gemeinen  Rechtes,  das  freie  Entschliessungsrecht 
der  Eltern  bezw.  der  Mutter4. 

Die  ohne  Zustimmung  der  Stände  erlassene,  als  Gesetz  des- 
halb nach  Art.  72  der  Verfassungsurkunde  zweifelhafte 5,  unzweck- 
mässige, die  Eintracht  der  Konfessionen  nicht  fördernde  Ver- 
ordnung suchte  zuerst  im  Jahre  1862  ein  Gesetzentwurf  über  die 
Ausübung  des  Erziehungsrechts  in  Bezug  auf  die  Religion  der 
Kinder  zu  beseitigen,  dessen  Wortlaut:  Art.  1.  Die  Bestimmung 
darüber,  in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen, 
steht  bei  ehelichen  Kindern,  denen  die  durch  nachfolgende  Ehe 
legitimirten  Kinder  gleich  zu  achten  sind,  dem  Vater  zu.  Wenn 
er  eine  Bestimmung  hierüber  nicht  getroffen  hat,  so  folgen  sie 
der  Religion  des  Vaters.  Der  Verzicht  auf  das  Recht,  die  reli- 
giöse Erziehung  der  Kinder  zu  bestimmen,  ist  nichtig,  und  Ver- 
träge, welche  hierüber  abgeschlossen  werden,  haben  keine  Gültig- 
keit. Art.  2.  Eine  Aenderung  in  der  religiösen  Erziehung  der 
ehelichen  Kinder  steht  der  Mutter  zu,  wenn  auf  sie  das  Recht 
der  Erziehung  übergegangen  ist.  Sie  kann  jedoch  nur  aus  be- 
sonders erheblichen  Gründen  eine  solche  Aenderung  vornehmen, 
wenn  die  Obervormundschaft  nach  Anhörung  der  nächsten  Ver- 

4  S.  Schmidt,  1.  c.  S.  29,  30,  407  f. 

5  S.  Schmidt,  1.  c.  S.  409.     Verhandlungen  der  1.  Ständekammer  vom 
9.  Dez.  1879,  Prot.  S.  196. 


-L 
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wandten,  ihre  Genehmigung  ertheilt  hat.  In  Rheinhessen  bedarf 
eine  Aenderung  der  Zustimmung  des  Familienraths,  dessen  Be- 
schlüsse insofern  er  nicht  einstimmig  erfolgt,  der  Genehmigung 
des  Bezirksgerichts  unterliegt.  Art.  3.  Kinder,  deren  Eltern 
gestorben  sind  oder  deren  Eltern  das  Recht  der  Kindererziehung 
nicht  ausüben  können  oder  dürfen,  werden  in  der  Religion  er- 
zogen, welcher  sie  nach  der  elterlichen  Bestimmung  angehören. 
Art.  4.  Aussereheliche  Kinder,  mögen  sie  vom  Vater  anerkannt 
sein  oder  nicht,  folgen  der  Religion  der  Mutter6.  Letztere  kann 
aber,  wenn  ihr  Kind  durch  landesherrliches  Reskript  legitimirt 
oder  wenn  es  adoptirt  wird ,  das  ihr  zustehende  Erziehungsrecht, 
auch  in  Betreff  der  religiösen  Erziehung  auf  den  Vater  über- 
tragen. Art.  5.  Ueber  die  religiöse  Erziehung  solcher  Kinder, 
deren  Eltern  unbekannt  sind,  entscheiden  die  gesetzlichen  Ver- 
treter. Art.  6.  Nach  zurückgelegtem  14.  Lebensjahre  steht  den 
Kindern  die  Wahl  der  Religion  zu.  Art.  7.  Verträge,  welche 
der  Verkündigung  dieses  Gesetzes  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Kinder  gültig  errichtet  sind,  bleiben  in  Kraft;  jedoch  steht 
es  den  Eltern  frei,  in  dieser  Beziehung  gemeinsame  Aenderung 
zu  treffen.  Art.  8.  Die  Verordnung  vom  27.  Febr.  1826  ist 
aufgehoben. 

Die  Motive  heben  zunächst  hervor,  dass  nach  Naturrecht, 
nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  und  dem  Kirchen- 
rechte das  Recht  und  die  Pflicht  der  Erziehung  und  religiösen 
Bildung  den  Eltern,  zunächst  dem  Vater  als  Haupt  der  Familie 
zustehe.  Wenn  er  stirbt  oder  zur  Ausübung  jenes  Rechtes  ausser 
Stand  gesetzt  wird,  geht  es  auf  die  Mutter  über,  von  hier  (bei 
Tod  oder  Verhinderung)  auf  die  Obervormundschaft,  welche  die 
von  den  Elterntheilen  getroffene  Bestimmung  zu  beachten  hat. 
Eine  Abweichung  von  dieser  Wirksamkeit  der  elterlichen  Gewalt 
bestehe  nur  auf  Grund  der  Verordnung  vom  27.  Febr.  1826  bei 

6  Verhandlungen  der  2.  Kammer  1863/65,  XVII.  Landtag,  Beil.  No.  57 
zum  11.  Prot,  vom  10.  Dez.  1862. 
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Kindern  aus  sog.  gemischten  Ehen.  Der  Erlass  dieser  Verord- 
nung und  die  Einführung  gleichmässiger  Bestimmungen  für  solche 
Kinder  sollten  für  die  einzelnen  Landestheile  gleiches  Recht 
schaffen,  die  Parität  zwischen  den  verschiedenen  Konfessionen 
herstellen,  Dissidien  während  der  Ehe,  Froselitenmacherei  von 
Seiten  der  Geistlichen  und  Streitigkeiten  vorbeugen.  Die  beiden 
ersteren  Zwecke  wurden  —  wie  die  Motive  zugeben  —  erreicht, 
hinsichtlich  der  übrigen  war  eine  Wirksamkeit  nicht  zu  erkennen. 
Zahlreiche  Beweise  über  Versuche,  die  geltenden  Bestimmungen 
zu  umgehen,  lagen  vor,  vielfach  entstanden  peinliche  Verhand- 
lungen zwischen  den  Geistlichen  der  verschiedenen  Konfessionen, 
auch  führte  die  strikte  Anordnung  der  Verordnung  bei  Aende- 
rung  des  übereinstimmenden  Willens  der  Eltern  zu  grossen  Härten, 
deren  Milderung  durch  Ertheilung  von  Dispensationen  oft  bedenk- 
lich erschien.  Der  Gesetzentwurf  suchte  deshalb  die  veraltete 
Verordnung,  als  Störerin  des  religiösen  Friedens  zu  beseitigen 
und  auch  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
in  einer  dem  Prinzip  der  Gewissensfreiheit  mehr  entsprechenden 
Weise  zu  normiren.  Eine  Unterscheidung  zwischen  Kindern  aus 
gemischten  und  nicht  gemischten  Ehen  sollte  zukünftig  nicht  mehr 
bestehen,  auch  die  Anomalie  aufhören,  dass,  während  den  Eltern 
gleichen  Bekenntnisses  das  Recht  zur  Erziehung  in  jedem  be- 
liebigen Bekenntnisse  zustand,  den  Eltern  verschiedener  Konfes- 
sionen nicht  einmal  die  Wahl  zwischen  der  Konfession  des  Vaters 
freistand. 

Die  Motive  verweisen  als  Vorbilder  für  die  neue  Rechts- 
bildung insbesondere  auf  das  Badische  Gesetz  vom  9.  Okt.  1860. 
Hiernach  bestimmt  bei  ehelichen  Kindern  der  Vater,  bei  unehe- 
lichen, sie  seien  vom  Vater  anerkannt  oder  nicht,  die  Mutter,  in 
welcher  Religion  sie  erzogen  werden  sollen.  Die  Wahl  des  Er- 
ziehungsberechtigten ist  unbeschränkt  und  an  keine  Form  ge- 
bunden. Ist  eine  Bestimmung  nicht  getroffen,  so  folgen  eheliche 
Kinder  der  Religion   des   Vaters,    uneheliche   der  Religion   der 


—     558     — 

Mutter.  Unter  den  ehelichen  sind  auch  die  durch  nachfolgen 
Ehe  legitimirten  unehelichen  Kinder  begriffen.  Ueber  die  re 
giöse  Erziehung  der  Findelkinder  entscheidet  der  Vormund  n 
Zustimmung  des  Amtsgerichts  nach  eingeholtem  Gutachten  d 
Ortsvorgesetzten  und  des  Waisenrichters.  Eine  Aenderung  d 
religiösen  Erziehung  steht  bei  ehelichen  Kindern  der  Mutter  a 
wenn  das  Recht  der  Erziehung  auf  sie  übergegangen  ist,  sei 
mit  dem  Ableben,  sei  es  in  gewissen  Fällen  schon  bei  Lebzeit 
des  Vaters;  die  Aenderung  kann  aber  nur  mit  Genehmigung  d 
Amtsgerichts  u.  s.  w.  vorgenommen  werden.  Bei  Waisen  ka 
eine  Veränderung  der  Religion  nur  aus  besonders  erheblich 
Gründen  und  nur  mit  Genehmigung  des  Justizministeriums  sta 
finden.  Ein  rechtlicher  Einfluss  auf  die  religiöse  Erziehung  d 
Kinder  ist  nach  der  badischen  Gesetzgebung  weder  dem  Stas 
noch  den  Religionsgesellschaften  eingeräumt7. 

Der  hessische  Entwurf  wollte  (wie  in  Baden)  das  Besti 
mungsrecht  den  in  gemischter  Ehe  lebenden  Eltern  mit  gewiss 
Beschränkungen  zugestehen,  dafür  aber  die  gleichen  Beschra 
kungen  den  Eltern,  welche  in  ungemischter  Ehe  leben,  neu  ai 
erlegen.  Nach  dem  Vorbilde  des  badischen  Gesetzes  sollte  nie 
nur  für  gemischte,  sondern  auch  für  ungemischte  Ehen  das  I 
stimmungsrecht  der  Mutter  und  des  Vormunds  eng  begrei 
werden8.  Die  ausdrückliche  Aufhebung  der  Verordnung  v< 
27.  Jan.  1826  durch  Art.  8  sollte  die  seitherige  Vorschrift,  * 
nach  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Eh< 
wenn  kein  gegenteiliger  vorehelicher  Vertrag  vorliegt,  in  keil 
anderen  Religion  als  der  des  Vaters  stattfinden  darf,  für  V< 
gangenheit  und  Zukunft  ausser  Wirksamkeit  setzen.  Bei  d 
Berathungen  der  Kammer  der  Abgeordneten  stiess  der  G 
setzesentwurf  auf  Widerstand.     Vielfach   befürchtete   man   ne 


7  S.  Art.  Religiöse  Kindererziehung  im  Wörterbuch  des  Verwaltun 
recht,  IL  Bd.  S.  387. 

a  S.  Schmidt,  1.  c.  S.  413. 
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Störungen  des  Friedens  der  Familien,  Hetzereien  fanatischer 
Geistlicher  u.  s.  w.  Die  2.  Kammer  beschloss  deshalb  eine  Be- 
seitigung  des  Bestimmungsrechtes  der  Mutter  durch  deren  Ver- 
pflichtung, die  Kinder  in  der  vom  Vater  bestimmten  Konfession 
oder  nach  dessen  Konfession  zu  erziehen.  Neben  den  „Verträgen" 
über  die  Konfession  de*r  Kinder  (Art.  1)  sollten  auch  „  Versprech- 
ungena  ungültig  sein,  endlich  das  Gesetz  erst  nach  „Regelung  der 
rechtlichen  Stellung  der  Kirche  im  Staate"  in  Kraft  treten.  In  der 
1.  Kammer  machte  sich  eine  entgegengesetzte  Anschauung  geltend, 
namentlich  hinsichtlich  der  Gültigkeit  von  Verträgen  über  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder.  Eine  Verständigung  mit  beiden 
Kammern  konnte  jedoch  nicht  erzielt  werden9. 

Die  Vorlage  eines  zweiten  Gesetzentwurfes  im  Mai  1877 
veranlasste  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  23.  April  1875 
über  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  und  kirchlichen  Vereine 
(eine  Nachbildung  der  preussischen  Maigesetze).  In  seinen  Haupt- 
grundzügen sich  dem  ersten  Entwürfe,  jedoch  mit  einigen  wesent- 
lichen Modifikationen,  anschliessend  enthielten:  Art.  1  „die  Bestim- 
mung darüber,  in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden 
sollen,  steht  bis  zum  zurückgelegten  14.  Lebensjahre  derselben 
bei  ehelichen  oder  legitimirten  Kindern  den  Eltern  —  wobei  im 
Falle  der  Meinungsverschiedenheiten  der  Vater  entscheidet  — , 
bei  unehelichen  Kindern,  einerlei  ob  sie  vom  Vater  anerkannt 
sind  oder  nicht,  der  Mutter  zu.  Ist  eine  Bestimmung  hierüber 
nicht  getroffen,  so  folgen  die  ehelichen  Kinder  der  Religion  des 
Vaters,  die  unehelichen  derjenigen  der  Mutter.  Art.  2.  Der  nach 
Art.  1  zur  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  be- 
rufene Elterntheil  kann  innerhalb  des  oben  festgesetzten  Lebens- 
alters auch   eine   Aenderung  in  seiner  Bestimmung  vornehmen. 


•  S.  Schmidt,  1.  c.  S.  414,  415:  Prot,  der  2.  Kammer  vom  14.  Juli  1863 
8.  3,  4,  6,  14,  16,  17,  33,  35,  40.  Desgl.  vom  15.  Juli  1863 ,  S.  12—16, 
ÄS— 27,  §§  67,  110,  111.  Beil.  No.  86  zum  16.  Prot,  der  1.  Kammer,  Prot. 
aber  die  Sitztrag  vom  22.  Febr.  1864,  S.  689—719. 

Archiv  fdr  öffentliches  Recht.  XI.  4.  37 


—     560     — 

Das  gleiche  Recht  steht  bei  ehelichen  oder  legitimirten  Kindern 
auch  der  Mutter  dann  zu,  wenn  auf  sie  das  Recht  der  Erziehung 
der  Kinder  übergegangen  ist.  Jedoch  kann  sie  diese  Aenderung 
nur  nach  erhobenem  Gutachten  der  nächsten  beiderseitigen  Ver- 
wandten und  mit  Genehmigung  der  Obervormundschaftsbehörde 
vornehmen.  Art.  3.  Bei  Waisen  darf  eine  Veränderung  der  reli- 
giösen Erziehung  durch  den  Vormund  nur  unter  Wahrung  der 
vorstehend  für  die  Mutter  gegebenen  Vorschriften  und  zwar  nur 
dann  vorgenommen  werden,  wenn  der  letzverstorbene  erziehungs- 
berechtigte  Elterntheil  die  Ermächtigung  zu  einer  solchen  letzt- 
willig ertheilt  hatte.  Art.  4.  Sind  die  Eltern  eines  Kindes  un- 
bekannt, so  werden  die  Rechte  des  Vaters  in  Bezug  auf  die 
religiöse  Erziehung  von  der  Obervormundschaftsbehörde  nach 
Anhörung  des  Vormundes  und  zweier  Beistände  geübt.  Art.  5. 
Nach  zurückgelegtem  14.  Lebensjahre  steht  Jedem  die  Wahl  der 
Religion  frei.  Art.  6.  Die  in  diesem  Gesetze  getroffenen  Bestim- 
mungen können  durch  Vertrag  nicht  wirksam  abgeändert  werden. 
Entgegenstehende  Vertragsbestimmungen,  sowie  solche,  welche 
Zusicherungen  für  den  Fall  enthalten,  dass  ein  Elterntheil  oder 
Vormund  von  seinem  religiösen  Erziehungsrechte  einen  bestimmten 
Gebrauch  machen  oder  nicht  machen  werde,  sollen  nicht  proto- 
kollirt,  gerichtlich  bestätigt  oder  notariell  beurkundet  werden  und 
erzeugen  keinen  Anspruch  auf  Erfüllung  der  Zusicherung.  Art.  7. 
Die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  gültig  „abgeschlossenen 
Verträge"  über  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bleiben  in  Gültig- 
keit, können  jedoch  durch  Einverständniss  beider  Elterntheile 
ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Ein  Einschreiten  der  Staatsbehörden 
findet  in  Angelegenheiten  der  religiösen  Kindererziehung  jeden- 
falls nur  auf  Anrufen  eines  Elterntheils  statt.  Nach  dem  Tode 
eines  Elterntheils  treten  die  in  den  Art.  1  u.  2  enthaltenen  Be- 
stimmungen an  die  Stelle  der  im  obigen  ersten  Absatz  erwähnten 
älteren  Verträge,  wenn  der  verstorbene  Elterntheil  die  Abweichung 
von  denselben  nicht  letztwillig  untersagt  hat.     Im  Gefolg    deren 
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greift  nach  dem  Ableben  des  letztverstorbenen  Elterntheils  als- 
dann auch  die  Bestimmung  des  Art.  3  Platz. u  —  Die  Motive  er- 
kennen rückhaltslos  die  Notwendigkeit  der  Beseitigung  der  Ver- 
ordnung von  1826  und  des  Systems  der  Beschränkung  des  freien 
Verfügungsrechtes  der  Eltern  an.  Sie  treten  in  eingehender 
Darlegung  für  das  Grundprinzip  der  freien,  auch  durch  Ver- 
träge nicht  wirksam  zu  bindenden  Bestimmung  der 
Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder,  mit  der  hieraus 
fliessenden  Befugniss,  auch  Aenderungen  nach  freiem  Ermessen 
jederzeit  vorzunehmen,  im  Uebrigen  unter  Aufrechterhaltung  der 
entscheidenden  Stimme  des  Vaters  bei  Meinungsverschiedenheiten, 
ein.  Von  Bedeutung  erschien  Art.  6,  wonach  auf  das  Recht  und 
die  Pflicht  der  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder 
nicht  mit  Rechts  Wirksamkeit  verzichtet  werden  kann.  Das  Er- 
ziehungsrecht —  so  führen  die  Motive  aus  —  gehört  zur  öffent- 
lichen Ordnung  und  darf  durch  Privatverträge  nicht  geändert 
oder  beschränkt  werden.  Von  selbst  versteht  sich  hierbei,  dass 
aus  etwaigen  nichtigen  Vertragsbestimmungen  auch  nicht  auf  Er- 
füllung der  etwa  versprochenen  Gegenleistung  geklagt  werden 
kann  u.  s.  w.  Auch  solchen  Verträgen  muss  die  Klagbarkeit  ver- 
sagt werden,  in  denen  nicht  gerade  Seitens  des  erziehungsberech- 
tigten  Elterntheils  eine  Verpflichtung  übernommen  wird,  in 
welchem  demselben  jedoch  von  dem  anderen  Ehegatten  oder 
irgend  einem  Dritten  eine  einseitige  Zusicherung  unter  der  Be- 
dingung gemacht  ist,  dass  jener  Elterntheil  sein  Erziehungsrecht 
in  einer  bestimmten  Weise  ausübe  oder  nicht  ausübe.  Die  Ueber- 
gangsbestimmungen  des  Art.  7  nehmen  den  vor  Erlass  des  beab- 
sichtigten Gesetzes  abgeschlossenen  Eheverträgen  über  religiöse 
Kindererziehung  den  Charakter  einer  zwingenden  Norm. 

Die  2.  Kammer  nahm  den  Gesetzentwurf  mit  unerheblichen 
Aenderungen  an.  Die  1.  Kammer  trat  dagegen  für  die  Zulassung 
der  vertragsmässigen  Bestimmung  der  religiösen  Kindererziehung 
ein   und  wollte  allen  Eltern  das  Recht  zugestehen,  den  Vertrag 

37* 
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jederzeit  zu  ändern.  Die  2.  Kammer  lehnte  diese  grundsätzlichen 
Aenderungen  ab  und  scheiterte  auch  diesmal  das  Gesetz  an  den 
Meinungsverschiedenheiten  der  beiden  Ständekammern10. 

Im  Nov.  1878  erschien  der  dritte  Gesetzentwurf,  wörtlich 
mit  dem  vorherigen  übereinstimmend.  Auch  diesmal  betonten 
die  Motive  die  Notwendigkeit  des  Grundsatzes  der  rechtlichen 
Unwirksamkeit  von  Verträgen  über  die  religiöse  Erziehung  der 
Kinder.  Die  1.  Kammer  nahm  den  Grundsatz  der  Gültigkeit 
und  Klagbarkeit  an,  woran  das  Gesetz  scheiterte11.  Weitere 
Gesetzesvorlagen  sind  seitdem  nicht  erfolgt. 

Bei  diesem  Stande  der  Gesetzgebung  gilt  in  den  Provinzen 
Oberhessen  und  Starkenburg  für  die  konfessionelle  Erziehung 
der  Kinder  das  gemeine  Recht,  in  Rheinhessen  die  Bestimmung 
des  französischen  Rechtes,  soweit  nicht  die  Verordnung  von  1826 
bezüglich  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  Anwendung  findet. 
Die  Pflicht  und  das  Recht  zur  Erziehung  überhaupt  und  zur 
religiösen  Erziehung,  als  Ausfluss  jenes  Rechtes,  steht  nach 
gemeinem  Recht  an  sich  den  Eltern  gemeinschaftlich  zu,  während 
der  Dauer  der  Ehe  jedoch  in  erster  Linie  dem  Vater  als  Haupt 
der  Familie12.  Nach  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod 
verbleibt  das  Recht  dem  überlebenden  Theil,  nach  dem  Tode  des 
Vaters  jedoch  nur  insoweit,  als  der  Vater  nicht  andererseits  be- 
stimmt hat.  Auch  bei  Lebzeiten  beider  Eltern  kann  diesen 
bezw.  dem  Vater  das  Erziehungsrecht  abgesprochen  werden  (z.  B. 
auf  Grund   des  Gesetzes   vom  11.  Juni  1887   über  die  Zwangs- 


10  S.  Schmidt,  1.  c.  S.  415,  416.  Verhandlungen  des  22.  Landtages, 
2.  Kammer,  Prot.  No.  60,  79,  Beil.  1,  1.  Kammer,  Prot.  20,  22,  Beil. 
No.  163. 

11  Verhandlung  des  23.  Landtages,  2.  Kammer,  Prot.  No.  28,  47,. 
Beil.  21—23.  1.  Kammer,  Prot.  10,  15,  Beil.  No.  61. 

12  Bezüglich  Hessen1  8  vgl.  Erkenntniss  des  Oberamtsgerichts  zu  Darm- 
stadt vom  24.  Juni  1845,  Seuffert's  Archiv  XXV,  33.  Aufsatz  in  Zeitschrift 
für  Staat 8-  und  Gemeindeverwaltung  im  Grossherzogthum  Hessen,  Jahrg.  XV, 
S.  185. 
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Erziehung  verwahrloster  Kinder  bei  Missbrauch,  ferner  Unfähig- 
keit, Trennung);  bei  Ehescheidung  entscheidet  das  richterliche 
Urtheil.  Den  ehelichen  Kindern  stehen  gleich,  d.  h.  das  Er- 
ziehungsrecht des  Vaters  richtet  sich  nach  den  nämlichen 
Grundsätzen,  die  legitimirten  und  vollwirksam  Adoptirten  (bezw. 
Arrogirten).  Bei  unehelichen  Kindern  steht  das  Erziehungs- 
recht der  Mutter  zu;  es  wird  nicht  durch  blosse  Anerkennung 
der  Vaterschaft  aufgehoben.  Auch  nach  dem  Code  civil  be- 
stimmen die  Eltern  kraft  ihrer  elterlichen  Gewalt  das  Religions- 
bekenntniss  ihrer  Kinder.  Während  bestehender  Ehe  übt  der 
Vater  allein  jenes  Recht  aus,  solange  sein  Erziehungsrecht 
dauert  (Art.  213  Code  civil),  die  Ausübung  des  Erziehungs- 
rechtes  und  der  Erziehungspflicht  geht  gemäss  Art.  141  auf  die 
Mutter  über,  wenn  der  Vater  verschwunden  ist  und  minderjährige 
Kinder  zurücklägst;  gleiches  gilt  bei  Verhinderung  der  Ausübung 
des  Erziehungsrechtes  in  Folge  Geisteskrankheit.  Auch  ein 
Eingriff  des  Pamilienrathes  auf  Grund  des  Art.  444  wegen 
schlechter  Aufführung  kann  eine  solche  Aenderung  herbeiführen. 
"Während  eines  Scheidungsprozesses  ist  die  gerichtliche  Ueber- 
tragung  des  Erziehungsrechtes  auf  die  Frau  auf  Grund  der  Art. 
267  und  302  Code  civil  zulässig13.  Das  vorstehend  entwickelte 
Recht  der  Eltern  bezw.  des  Vaters  über  die  religiöse  Erziehung 
der  Eltern  findet  in  Hessen  unbeschränkt  Anwendung  bei  nicht 
gemischten  Ehen,  da  abweichende  Eheverträge  bei  solchen  Ehen 
wohl  niemals  vorkommen14.  Sind  hiernach  beide  Eltern  evan- 
gelisch, so  steht  es  ihnen  frei,  ihre  Kinder  evangelisch  oder 
katholisch  erziehen  zu  lassen.  Es  besteht  kein  Recht  des  Staates 
einen  Zwang  auf  die  Erziehung  in  der  Konfession  der  Eltern 
auszuüben.  In  gleicher  Weise  verhält  es  sich  bei  den  katho- 
lischen Ehen.     Ebenso    ist    schliesslich    die  Mutter    eines  unehe- 


11  S.  Schmidt,  1.  c.  S.  32. 

14  S.  Motive  zum  zweiten  Gesetzentwurf  von  1877.  Verhandlungen  der 
2.  Kammer  der  Landstände.    Beil.  No.  304  zum  46.  Prot.  S.  2. 
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liehen  Kindes  berechtigt,  dasselbe  in  der  Religion  erziehen  zu 
lassen,  in  welcher  sie  will.  Die  katholische  Mutter  kann  ihr 
Kind  evangelisch  erziehen  lassen  oder  umgekehrt15.  Nach  er* 
reich tem  14.  Lebensjahr  (sog.  Diskretionsalter)  steht  in  beiden 
Rechtsgebieten  dem  Kinde  auch  gegenüber  den  Eltern  die  Wahl 
der  Konfession  jederzeit  frei. 

Praktisch  tritt  die  Frage  der  religiösen  Erziehung  der 
Kinder  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Schulunterrichtes,  einem 
wichtigen  Theile  des  Erziehungswesens,  hervor.  Das  Gesetz  über 
das  hessische  Volksschulwesen  vom  16.  Juni  1874  bezeichnet  die 
religiös-sittliche  Bildung  der  Jugend  als  eine  wesentliche  Aufgabe 
der  Volksschule  (Art.  1).  Der  Religionsunterricht  nimmt  darum 
unter  den  obligatorischen  Lehrgegenständen  der  Schule  eine  her- 
vorragende Stelle  ein  (Art.  12);  er  wird  (neben  deutscher  Sprache 
Lesen,  Rechnen  und  Schreiben)  zu  den  „wesentlicheren  Unterrichts- 
gegenständen "  gerechnet,  bezüglich  derer  bestimmt  ist,  dass 
Kinder,  welche  bis  zum  Schluss  des  achten  Schuljahres  das 
Ziel  der  Volksschule  nicht  erreicht  haben,  auf  Anordnung  der 
Kreis-Schulkommission  die  Schule  noch  ein  Jahr  länger  zu  be- 
suchen haben  (Art.  21).  Die  Regel  bildet  in  Hessen  die  für  die 
Kinder  sämmtlicher  Angehöriger  einer  politischen  Gemeinde  be- 
stimmte gemeinsame  Schule  (Art.  4).  Der  Religionsunterricht 
ist  überall  konfessionell  (Art.  4  Abs.  4),  die  Vorbereitung  der 
Volksschullehrer  für  ihren  Beruf  umfasst  auch  ihre  Aufgabe  als 
Religionslehrer,  in  vielen  Gemeinden  ertheilen  die  Geistlichen  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Religionsstunden.  Die  Kinder  sind  nicht 
verbunden  an  einem  ihnen  fremden  Religionsunterricht  Theil  zu 
nehmen;  sind  Kinder  vorhanden,  in  deren  Religion  an  der  be- 
treffenden Schule  kein  Unterricht  ertheilt  wird,  so  sind  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  verpflichtet  dafür  zu  sorgen,  dass  sie 
Religionsunterricht  erhalten  (Art.  19  Abs.  2).  Die  Kinder  von 
Personen,  welche  sich  zu  keiner  Religionsgemeinschaft  bekennen, 


15 


S.  Zeitschrift  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltang  1.  c.  S.  185,  186. 
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müssen  jedenfalls  bis  zur  vollendeten  Schulpflicht  an  dem  Religions- 
unterricht einer  der  im  Lande  bestehenden  Kirchen-  oder  Reli- 
gionsgemeinschaften Theil  nehmen  (Gesetz  vom  10.  Sept.  1878 
betreffend  die  bürgerlichen  Wirkungen  des  Austrittes  aus  einer 
Kirche  u.  s.  w.  Art.  8).  Die  Eltern  solcher  Kinder  können  so 
lange,  als  diese  an  dem  Religionsunterricht  Theil  nehmen,  zu  den 
finanziellen  Lasten  der  betreffenden  Kirche  etc.  zugezogen  werden 
(vgl.  Art.  9).  Ungetaufte  Kinder  christlicher  Eltern  sind  vom 
Religionsunterrichte  nicht  auszuschliessen 16.  Uebrigens  ist  die 
religiöse  Erziehung  der  Jugend  nicht  ausschliesslich  dem  Religions- 
unterricht überlassen.  Der  Lehrplan  für  den  evangelischen 
Religionsunterricht  (vom  7.  Juli  1875)  sagt  z.  B.  in  seinen  „All- 
gemeinen Bestimmungen  §  1:  „Als  leitender  Grundsatz  ist  durch- 
weg festzuhalten;  dass  die  religiöse  Bildung  der  Jugend  nicht 
ausschliesslich  Sache  des  Religionsunterrichtes  ist,  vielmehr  der 
gesammte  Schulunterricht  und  die  gesammte  Schulerziehung  be- 
zweckt, der  religiös-sittlichen  Bildung  zu  dienen. u  Für  die  höheren 
Lehranstalten  sind  lehrplanmässige  Vorschriften  über  Ziel  und 
Gang  des  Religionsunterrichtes  nicht  vorhanden17.  — 

Bei  gemischten  Ehen  ist  —  wie  erwähnt  —  eine  gesetz- 
liche Ordnung  des  elterlichen  religiösen  Erziehungsrechtes  in  In- 
teressen des  ehelichen  Friedens  und  der  ruhigen,  ungestörten 
Erziehung  der  Kinder  eingetreten.  Eine  der  Verordnung  v.  1826 
vorausgegangene  Ministerial Verordnung  vom  7.  April  1825  (Rg.- 
Bl.  No.  33,  S.  296)  erklärt  ihren  Erlass  damit,  dass  Fälle  vor- 
gekommen seien,  in  denen  Geistliche,  wenn  Pfarrkinder  ver- 
schiedener Konfession  in  eheliche  Verbindung  traten,  bei  Ein- 
gehung desfallsiger  Eheverträge  hinsichtlich  der  Bestimmung  über 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  eingewirkt,  wohl  gar  selbst 
Verträge,  in  denen  über  die  Religion  der  Kinder  bestimmt  wurde, 

16  S.  Köhler,  Kirchenrecht  der  evangelischen  Kirche  im  Grossherzog- 
thura  Hessen  (Darmstadt,  Verlag  J.  Waitz,  1884),  S.  314,  315. 
11  S.  Kohler,  1.  c.  S.  315f.,  325. 
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aufgenommen  und  protokollirt  haben.  Eine  solche  leicht  zu  ge- 
hässigen Folgerungen  veranlassende  Einmischung  in  ein  Ueber- 
einkommen,  das  bloss  das  Produkt  des  freien  Willen  sein  müsse, 
könne  aber  nicht  geduldet  werden,  und  deshalb  bestimmte  die 
Verordnung,  dass  die  Geistlichen  jeder  Konfession  sich  aller 
Ueberredung  bei  Abschluss  der  Eheverträge  enthalten  und  eben- 
sowenig selbst  Erklärungen  der  zukünftigen  Eheleute  über  die 
religiöse  Erziehung  der  Kinder  annehmen  sollen.  Desfallsige 
Privatübereinkünfte  und  bei  den  Geistlichen  abgegebene  Erklä- 
rungen dürfen  durchaus  nicht  berücksichtigt  werden,  und  nur 
Eheverträge,  welche  nach  Form  und  Zeit  der  Errichtung  nach 
den  bürgerlichen  Gesetzen  zu  beurtheilen  sind,  können  die  Wirkung 
haben,  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  gültig  zu  be- 
stimmen. Die  Verordnung  vom  27.  Febr.  1826  (Rg.-Bl.  No.  7 
S.  69,  70)  erklärte  ausdrücklich  sämmtliche  in  Hessen  in  An- 
sehung der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen 
bestehenden  verschiedenerlei  Statuten,  Verordnungen  und  Ob- 
servanzen für  beseitigt18. 

Gegen  dieses  System  der  Beschränkung  des  freien  Bestimmungs- 
rechtes der  Eltern  machen  die  Motive  zum  2.  Gesetzentwurf  u.  A. 
geltend:  die  für  die  Zweckmässigkeit  seinerzeit  hervorgehobenen 
Rücksichten  können  nicht  ausschlaggebend  erscheinen,  wenn  er- 
wogen wird,  dass  jenes  System  die  befürchtete  Einwirkung  dritter 
eben  nur  auf  einen  früheren  Zeitpunkt  verlegt,  in  welchem  noch 
die  reife  Beurtheilung  seitens  der  Brautleute  fehlt,  auch  der 
Kirche  bezw.  dem  einzelnen  Geistlichen  durch  Androhung  der 
Verweigerung  kirchlicher  Einsegnung  gerade  ein  gewichtiges  Ein- 
wirkungsmittel zu  Gebot  steht.  Weiter  ist  zu  erwägen,  dass  jenes 
System,  indem  es  den  Eltern  während  der  Ehe  nicht  gestattet, 
von  dem  geschlossenen  Vertrage  oder  der  subsidiären  Rechtsregel 
auf  Grund  besserer  Ueberzeugung  wieder  abzugehen,  unter  Uni- 

18  S.  Aufsatz  in  Zeitschrift  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung  im 
Grossherzogthum  Hessen,  Jahrg.  XV,  S.  186. 
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ständen  gerade  den  Grund  zu  dauerndem  Unfrieden  legt.  Uebrigens 
konnte  das  System  in  Wirklichkeit  doch  nicht  verhindern,  dass 
Religionswechsel  vorgenommen  wurden  trotz  des  staatlichen  Ver- 
bots, zu  dessen  Durchfuhrung  bei  nachhaltigem  Widerstände  der 
Eltern  ein  mit  den  heutigen  Anschauungen  unverträgliches  Maass 
Ton  Zwangsmitteln  angewendet  werden  müsste.  Deshalb  waren 
auch  Dispensationen  von  dem  Verbote  von  jeher  unvermeidlich. 
Die  höhere  principielle  Rücksicht  auf  das  Erziehungsrecht,  die 
Gewissensfreiheit  und  Gleichstellung  der  Konfessionen  musste 
davon  abhalten,  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  in  das  wichtige 
Recht  der  Eltern  und  Kinder  bei  gemischten  Ehen  beschränkend 
einzugreifen  und  einen  ungleichförmigen  bürgerlichen  Rechtszustand 
zu  schaffen  u.  s.  w. 19.  Die  Motive  verwerfen  aber  auch  das  System 
bindender  Verträge  mit  dem  Rechte  der  Abweichung  bei  gegen- 
seitigem Einverständniss  und  gelangen  zur  Anerkennung  der  freien, 
auch  durch  Verträge  nicht  wirksam  zu  bindenden  Bestimmung 
der  Eltern  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder.  — 

Nach  wie  vor  ist  die  Verordnung  vom  27.  Febr.  1826 
eine  Quelle  von  Kontroversen  und  Weiterungen.  Abreden  über 
die  religiöse  Erziehung  (Konfession)  der  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  sind  nur  rechtsverbindlich,  wenn  sie  in  gültigen,  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  abgeschlossenen  Eheverträgen  getroffen  werden. 
Jeder  in  anderer  Form  geschlossene  Vertrag  ist  rechtlich  un- 
wirksam20. Hiernach  ist  erforderlich:  Vorhandensein  eines  Ehe- 
vertrags; Abschluss  desselben  vor  der  Ehe  (ein  nach  Eingehung 
der  Ehe  gültig  abgeschlossener  Ehevertrag  befreit  nicht  von  der 
Verordnung);  schliesslich:  Gültigkeit  des  vor  Eingehung  der  Ehe 
geschlossenen  Ehevertrags.  Die  rechtliche  Gültigkeit  des  Ehe- 
vertrags bestimmt  sich  nach  dem  Civilrecht.   Die  wesentlichen  Vor- 


19  S.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Landstände  1876/78.  XXII.  Land- 
tag, Beil.  No.  304  zum  46.  Prot. 

*°  Eingeschärft  durch  Ministerialbekanntm.  vom  6.  Dez.  1842,  Reg.-Bl. 
Xo.  34  S.  548,  Schmidt,  1.  c.  S.  407. 
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aussetzungen  sind  hiernach:  Ehemündigkeit  (16.  bezw.  20.  Lebens- 
jahr, R.-Ges.  vom  6.  Febr.  1875);  Abschluss  vor  dem  zustän- 
digen Organ  (in  Starkenberg  und  Oberhessen  Ortsgericht,  in 
Rheinhessen  Notar)  in  der  vorgeschriebenen  Form,  schliesslich: 
Assistenz  bezw.  Mitwirkung  der  befugten  Personen  (Eltern,  Vor- 
mund) bei  Abschluss  des  Ehevertrags.  Eine  einfache  Beredung 
oder  eine  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  nicht  als  gültiger  Ehe- 
vertrag anzusehende  Vereinbarung  befreit  nicht  von  der  Vor- 
schrift21. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort  auf  die  aus  dem  System  der  Ver- 
ordnung folgenden  Widersprüche,  wie  solche  die  Monographie  von 
Oberlandgerichtsrath  Dr.  Schmidt:  die  Konfession  der  Kinder 
u.  s.  w.  S.  408  treffend  hervorhebt,  einzugehen,  noch  weniger  die 
Frage  zu  untersuchen,  ob  die  vielumstrittene  Verordnung  nicht 
in  Form  eines  Gesetzes  zu  erlassen  gewesen  wäre22.  Nach  der 
lange  herrschenden  strengen  Auffassung  erschien  die  Staatsgewalt 
berechtigt  und  verpflichtet,  eine  jede  Abweichung  vom  Vertrage 
oder  der  subsidiären  gesetzlichen  Regel,  als  wider  prohibitive  ge- 
wissermassen  öffentlich-rechtliche  Gesetze  verstossend  staatspolizei- 
lich zu  reprimiren,  also  in  solchem  Falle  das  Kind  aus  einer 
gemischten  Ehe  gegen  den  übereinstimmenden  Willen  der  Eltern 
einem  anderen  religiösen  Unterrichte  bezw.  einer  anderen  kon- 
fessionellen Schule,  zwangsweise  zuzuführen  und  so,  von  Amtswegen 
oder  auf  Requisition  der  Geistlichkeit  einer  Kirche,  nötigenfalls 
manu  militari  die  Ausfuhrung  eines  Vertrags  zu  erzwingen,  welchen 
die  vertragschliessenden  Personen  selbst  nicht  ausgeführt  haben 
wollen,  dessen  Ausführung  vielmehr  ihrer  Ueberzeugung  und  ihrer 
Ansicht  von  Elternpflichten  gerade  zuwiderläuft23! 

Bei  Beschwerden  der  betheiligten  Kirchen-  und  Schulbehörden 


91  S.  Zeitschrift  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung,  1.  c.  S.  186. 

n  S.  hierüber  Schmidt,  1.  c.  S.  409,  410. 

2S  Vgl.    die  Motive  zum    1878  er  Gesetzentwurf.     Verhandlungen  der 


2.  Kammer,  22.  Landtag,   Beil.  No.  23  zum  4.  Prot  S.  4. 
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brachten  thathsächlich  die  Verwaltungsbehörden  bisher  die  Be- 
folgung der  bestehenden  Vorschriften  über  das  Erziehungsrecht 
in  Ausführung,  meist  durch  Verhängung  von  Schul versäumniss- 
strafen.  Zur  Milderung  der  Härten  griff  man  zu  Dispensationen, 
welche  das  Ministerium  der  Justiz  und  des  Innern  auf  Grund 
der  Anträge  der  Verwaltungsbehörden  und  vorausgegangenen  Schul- 
untersuchungen ertheilte 24.  Gelingt  es  nicht  durch  ein  Gesetz  die 
Frage  des  religiösen  Erziehungsrechts  in  Hessen  durch  ein  den 
Anforderungen  der  Zeit  entsprechendes  System  —  wie  solches 
die  Regierung  vorschlug  —  neu  zu  regeln,  so  werden  die  ge- 
schilderten unerquicklichen  Zustände  auch  nach  Inkrafttreten  des 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches  fortdauern.  — 

n.  Nach  dem  Grundsatze  der  Religions-  und  Gewissens- 
freiheit steht  der  Austritt  aus  einer  bestehenden  Kirche  oder 
Religionsgemeinschaft  mit  oder  ohne  gleichzeitigen  Uebertritt  zu 
einer  anderen,  zu  jeder  Zeit  frei.  Als  Entscheidungsjahr  d.  h. 
als  dasjenige  Lebensjahr,  von  dem  an  die  Freiheit  der  Kon- 
fessionswahl beginnt,  gilt  wie  in  den  meisten  Staaten  das  14.  Lebens- 
jahr. Während  seinerzeit  eine  Verordnung  vom  23.  Nov.  1850 
(Art.  2)  von  der  Voraussetzung  ausging,  dass  der  Austritt 
aus  einer  Religionsgesellschaft  zugleich  jedesmal  der  Ueber- 
tritt zu  einer  anderen  bedeute,  enthält  jetzt  das  Gesetz  vom 
10.  Sept.  1878  betreffend  die  bürgerlichen  Wirkungen  des  Austritts 
aus  einer  Kirche  oder  Religionsgesellschaft,  die  Vorschriften 
über  Wirkungen  und  Formen  des  Aus-  und  Uebertritts.  Das 
Gesetz  gilt  für  den  Austritt  aus  der  evangelischen  und  katholischen 
Kirche,  aus  einer  mit  Korporationsrechten  versehenen  Religions- 
gemeinschaft und  aus  dem  Judenthum  (Art.  5  und  6  Ges.). 
Ueber  den  Austritt  aus  einer  israelitischen  Religionsgesellschaft 
ohne  gleichzeitigen  Austritt  aus  dem  Judenthum  enthält  das 
Gesetz    vom    10.    Sept.    1878  betreffend   den  Austritt   aus   den 


94 


S.  Schmidt,  1.  c.  S.  412,  417. 
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israelitischen  Religionsgemeinden  Vorschriften25.  Da  die  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  der  Kirchen  oder  Religionsgemeinschaften 
neben  den  rein  kirchlichen  auch  gewisse  bürgerliche  (kirchen- 
politische) Wirkungen,  gewisse  Rechte  und  Pflichten  enthält  (aktives 
und  passives  Wahlrecht  bei  Kirchen-  nnd  Schulvorstandswahlen. 
Beitragspflicht  zu  lokalen  Umlagen  und  Kirchensteuern  hat  das 
Gesetz  vom  10.  Sept.  1878  die  bürgerlichen  Wirkungen  des 
Austritts  an  bestimmte,  die  nöthige  Veränderung  mit  genügender 
Rechtssicherheit  konstatirende  Formen  gebunden.  Der  Austritt 
hat  nur  dann  jene  Wirkungen,  wenn  er  in  den  hier  vorgeschriebenen 
Formen  stattfand  (Art.  1).  Der  Uebertritt  zu  einer  anderen 
Kirche  oder  Religionsgemeinschaft,  gilt  als  Austritt  aus  der  seit- 
herigen, doch  in  Bezug  auf  finanzielle  Beitragspflichten  zum  seit- 
herigen Verbände  nur  bei  Beobachtung  der  nachfolgend  vor- 
geschriebenen Formen.  Der  Austritt  ohne  Uebertritt  geschieht 
durch  formelle  Anzeige,  die  persönliche  Anmeldung  bei  dem 
Amtsgerichte  des  Wohnorts.  Der  vier  Wochen  vorher  zu  stellende 
Antrag  wird  von  dem  Richter  ungesäumt  dem  Vorstand  der  seit- 
herigen Religionsgemeinschaft  mitgetheilt-,  der  Antrag  verliert  seine 
Wirkung  von  selbst,  wenn  ihm  nicht  innerhalb  einer  Maximalfrist 
(6  Wochen)  der  Austritt  folgt.  Die  persönliche  Beitragspflicht 
zu  Gunsten  der  verlassenen  Gemeinschaft  erlischt  durch  den  Aus- 
tritt, und  zwar  mit  dem  Jahresschluss,  wenn  der  Austritt  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  erfolgte,  andernfalls  mit  dem  Schluss 
des  auf  die  Austrittserklärung  folgenden  Jahres  (lokale  und  Landes- 
kirchensteuern). Zu  den  Umlagen  für  Kosten  eines  ausserordent- 
lichen Baues  (Neubauten  und  Hauptreparaturen),  dessen  Notwen- 
digkeit vor  dem  Jahresschluss  festgestellt  wurde,  trägt  der  Aus- 
tretende noch  bis  zum  Schlüsse  des  zweitfolgenden  Jahres  bei  (Art.  4). 
Das  Gesetz  gilt  für  die  beiden  christlichen  Kirchen  und  für  die  mit 
Korporationsrechten  versehenen  Religionsgemeinschaften,  Gemein- 

23  Die    Verfassung     und    Verwaltung     des    Grossherzogthums    Hessen 
(Küchler),  neu  bearbeitet  von  Braun  u.  Weber,  IL  Bd.  S.  425,  571. 
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Schäften  ohne  Koroprationsrechte  gelten  in  Bezug  auf  den  Austritt 
von  Mitgliedern  als  Privatvereine  (Art.  7).  Für  Kinder  unter 
14  Jahren  wird  die  Austrittserklärung  von  denen  abgegeben,  welche 
die  religiöse  Erziehung  bestimmen;  bis  zur  vollendeten  Schulpflicht 
müssen  diese  Kinder  jedenfalls  an  einem  anerkannten  Religions- 
unterricht theilnehmen  (Art.  8)26.  Im  ersteren  Falle  „kann"  der 
Ausgetretene  zu  den  finanziellen  Lasten  der  Kirche  oder  Religions- 
gemeinschaft, an  deren  Religionsunterricht  die  Kinder  theilnehmen, 
zugezogen  werden  (Art.  9).  Für  Beschwerden  wegen  Zuziehung 
nach  Art.  4  und  9  gelten  die  Bestimmungen  über  Beschwerden 
wegen  Zuziehung  zur  Gemeindesteuer.  Waren  keine  kirchlichen 
Umlagehebregister  offengelegt,  so  tritt  die  Beschwerde  an  der  Zu- 
stellung des  Anforderungszettels  (Art.  10) 27.  Die  Erklärung  des 
Austritts  oder  Uebertritts  niuss,  um  rechtliche  Wirkung  zu  haben, 
bedingungs-  und  vorbehaltslos  abgegeben  sein.  Die  Entscheidung 
über  die  Gültigkeit  der  Form  steht  den  Verwaltungsbehörden,  in 
höchster  Instanz  dem  Ministerium  der  Justiz  und  des  Innern  zu. 
Bei  der  gerichtlichen  Beurkundung  des  Austritts  ist  ein  Stempel 
von  6  Mark  anzuwenden  (Stempeltarif  zum  Ausf.-Ges.  zum  G.-V.-G. 
v.  30.  Aug.  1879) 28. 

Ein  besonderes  Gesetz  vom  10.  September  1878  (Reg.- 
Bl.  S.  116)  betrifft  den  Austritt  aus  den  israelitischen  Religions- 
gemeinden. Vor  diesem  Gesetze  wurde  an  dem  Grundsatze  fest- 
gehalten, dass  jeder  Israelit  dem  Verbände  derjenigen  israe- 
litischen Religionsgemeinde  angehöre,  in  deren  räumlichen  Be- 
zirk er  seinen  Wohnsitz   hat.     Israeliten,  welche  aus  religiösen 

16  Gesetzentwurf  und  Motive  s.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der 
Landstände,  XV.  Landtag  1876/78,  Prot.  No.  46,  Beil.  Bd.  IV  No.  296—298. 
Berathung  und  Abstimmung  Bd.  VI,  No.  79. 

87  Das  Verfahren  vor  den  Verwaltungsgerichten  (I.  Instanz  Kreis- 
ausschuss,  IL  Instanz  Provinzausschuss,  Revision  an  den  Verwaltungsgerichts- 
hof) richtet  sich  nach  Art.  48  II  5  Kreis-  und  Provinzialordnung.  Zeitschrift 
für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung,  Jahrg.  VIII,  S.  139 — 141. 

w  S.  Köhler,  Kirchenrecht  S.  60—63. 
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oder  sonstigen  Rücksichten  Bedenken  trugen,  von  den  rituellen 
Einrichtungen  der  Religionsgemeinde  ihres  Wohnorts  Gebrauch  zu 
machen,  wurden  trotzdem  als  Mitglieder  betrachtet  und  zu  den 
Umlagen  herangezogen.  Aehnlich  wie  im  preußischen  Gesetze 
vom  25.  Juli  1876  ist  jetzt  jedem  Israeliten  gestattet,  ohne  Aus- 
tritt aus  der  israelitischen  Religionsgemeinschaft  (dem  Judenthum) 
aus  derjenigen  Religionsgemeinde  auszutreten,  welcher  er  vermöge 
seines  Wohnorts  in  deren  Bezirk  angehört.  Wer  hiervon  Ge- 
brauch gemacht  hat,  wird  bei  Verlegung  des  Wohnsitzes  in  den 
Bezirk  einer  anderen  Gemeinde  nicht  deren  Mitglied,  wenn 
er  ihr  vor  oder  bei  dem  Einzüge  eine  diesbezügliche  schrift- 
liche Erklärung  abgiebt  (Art.  1).  Die  bürgerliche  Wirkung  des 
Austritts  hängt  von  der  protokollarischen  Erklärung  vor  dem 
Amtsgericht  und  einem,  nach  Analogie  des  Gesetzes  über  den  Aus- 
tritt aus  Kirchen  u.  s.  w.  vorausgegangenen  Verfahren  ab  (Art.  2). 
Mit  dem  Austritt  erfolgt  der  Verlust  der  Theilnahme  an  den 
Rechten  der  Mitglieder;  die  Verpflichtung  zur  Beitragung  zu  den 
Lasten  (Umlagen)  dauert  bis  zum  Schluss  des  Jahres.  Ausnahms- 
weise trägt  der  Ausgetretene  an  den  Kosten  eines  ausserordent- 
lichen Baues,  dessen  Nothwendigkeit  vor  Ablauf  des  Jahres  des 
Austritts  festgestellt  wird,  bis  zum  Ablauf  des  zweiten  Kalender- 
jahres, und  zur  Erfüllung  der  bereits  begründeten  Verpflichtungen 
längstens  bis  zum  Ablauf  des  fünften  Kalenderjahres,  bei.  Ver- 
legt er  seinen  Wohnsitz,  und  wird  Gemeindemitglied  im  neuen 
Wohnort,  so  erlischt  jede  Verpflichtung  mit  dem  Ende  des  Weg- 
zugsjahres (Art.  3)29.  Für  den  Austritt  aus  dem  Judenthum 
überhaupt  gilt  das  Gesetz  über  die  bürgerlichen  Wirkungen 
des  Austritts  aus  einer  Kirche  und  Religionsgemeinschaft  vom 
10.  Sept.  1878   (s.   oben).      Der   Austritt    aus   dem   Judenthum 


89  Gesetzentwurf  und  Motive  s.  Verhandlungen  der  2.  Kammer, 
XXII.  Landtag,  Beil.  301  u.  363.  Das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht 
u.  8.  w.  Bd.  II  S.  571  f.  —  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofs  in 
Zeitschrift  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung,  Jahrg.  XI,  S.  42. 
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hebt  alle  vorstehend  angegebenen  Verpflichtungen  auf.  (Art.  4.) 
Für  Beschwerden  wegen  Zuziehung  zu  jenen  Leistungen  gilt  das 
Verfahren  bei  Reklamationen  wegen  Umlagen  der  politischen  Ge- 
meinden. Insoweit  Hebregister  offen  gelegt  werden,  läuft  die 
Beschwerdefrist  vom  Tage  der  Zustellung  des  Anforderungszettels. 
(Art.  5)80. 


*°  S.  das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  573. 
Die  Instanzen  sind:  Kreisausschuss  (Kr.-O.  Art.  48  II  5),  Provinzialausschuss 
(Kp.-O.  Art.  67  Abs.  1,  98  Ziff.  1)  und  eventuell  Verwaltungsgerichtshof 
<Kr.-0.  Art.  111  Abs.  2). 
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Quellen  und  Entscheidungen. 


Die  Rechtsungültigkeit  der  Strafbestimmungen  der 
Betriebsordnung  für  die  Haupteisenbahnen 
Deutschlands  vom  5.  Juli  1892. 

Die  hier  mitgetheilten  Entscheidungen  Hamburger  Gerichte 
enthalten  sehr  bemerkenswerthe  Erörterungen  über  die  Rechts- 
ungültigkeit  der  Strafbestimmungen  der  Betriebsordnung  für  die 
Haupteisenbahnen  Deutschlands  vom  5.  Juli  1892.  Das  Haupt- 
verfahren wegen  Uebertretungen  dieser  Bestimmungen  wurde  ab- 
gelehnt aus  folgenden 

Gründen: 

Die  Strafbestimmungen  der  Betriebsordnung  für  die  Haupt- 
eisenbahnen Deutschlands  vom  5.  Juli  1892  (R.-G.-Bl.  S.  69b 
entbehren  der  Rechtsbeständigkeit. 

Die  Betriebsordnung  ist,  ebenso  wie  ihre  Vorgänger,  die 
Bahnpolizeireglements  vom  4.  Jan.  1875  (Zentralblatt  S.  57  ff.» 
und  vom  30.  Nov.  1885  (R.-G.-Bl.  S.  289  ff.),  vom  Bundesrat 
erlassen  „auf  Grund  von  Art.  42  und  43  der  Reichs -Verfassung*. 
Diese  Verfassungsbestimmungen  sind  gleichlautend  mit  Art.  42 
und  43  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes.  In  Art.  42 
verpflichten  sich  die  Bundesregierungen,  die  deutschen  Eisen- 
bahnen im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  wie  ein  einheit- 
liches Netz  verwalten  und  zu  diesem  Behuf  auch  die  neu  her- 
zustellenden Bahnen  nach  einheitlichen  Normen  anlegen  und 
ausrüsten  zu  lassen.     In  Art.  43  Satz  1  heisst  es  sodann: 
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„Es  sollen  demgemäss  in  thunlichster  BeschleuniguDg 
übereinstimmende  Betriebseinrichtungen  getroffen,  insbeson- 
dere gleiche  Bahnpolizeireglements  eingeführt  werden." 

Durch  wen  dies  geschehen  soll,  sagt  Art.  43  nicht;  nach 
Sachlage  können  aber  nur  die  Bundesregierungen  das  logische 
Subjekt  des  Satzes  sein.  Es  ergiebt  sich  dies  nicht  nur  aus  dem 
durch  das  Wort  „demgemäss"  hergestellten  Zusammenhang  mit 
Art.  42  als  aus  dem  Ausdrucke  „gleiche  Bahnpolizeireglements", 
welcher  auf  eine  Mehrheit  von  Anordnungen  identischen  Inhalts 
hindeutet.  Der  formelle  Erlass  solcher  Anordnungen  gehört 
deshalb  lediglich  zur  Kompetenz  der  Einzelstaaten,  nicht  zu  der 
des  Reichs  (Haenel,  Deutsches  Staatsrecht  I  [1892],  S.  645; 
Lab  and,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  3.  Aufl.  [1895],  II 
8.  109). 

Die  für  das  Gegentheil  angeführten  Gründe  des  Reichsober- 
handelsgerichts (Entsch.  21,  S.  61  ff.)  sind  nicht  überzeugend. 
Dass  der  „Zweck"  des  Gesetzes  die  directe  Einführung  eines 
Bahnpolizeireglements  durch  das  Reich  sei,  muss  so  lange  be- 
stritten werden,  als  der  Wortlaut  und  Sinn  des  Gesetzes  das 
Gegentheil  besagt  und  sich  aus  ihm  in  Verbindung  mit  der  Reichs- 
Verf.  Art.  4  Ziff.  8  („Beaufsichtigung")  höchstens  eine  Einwirkungs- 
pflicht des  Reichs  auf  die  Bundesstaaten  zur  Einführung  gleicher 
Reglements  folgern  lässt.  Dass  der  Reichstag  im  Jahre  1869, 
also  nach  Erlass  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes,  die 
Art.  42  und  43  im  Sinne  einer  direkten  Thätigkeit  des  Reichs 
interpretirt  hat  (Stenograph.  Bericht  1869,  S.  828),  hat  noch 
weniger  Bedeutung  als  wenn  er  es  vor  Erlass  der  Bestimmung 
gethan  und  trotzdem  etwas  seiner  Interpretation  offenbar  Wider- 
sprechendes in  das  Gesetz  aufgenommen  hätte. 

Man  könnte  höchstens  mit  dem  Reichsoberhandelsgericht 
(Entsch.  21  S.  62)  eine  Befugniss  des  Bundesraths  zur  Publi- 
kation von  Bahnpolizeireglements  aus  Reichs -Verf.  Art.  7  Ziff.  2 
herleiten,  laut  dessen  der  Bundesrath  beschliesst 

„über  die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  erforderlichen 
allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen,  so- 
fern nicht  durch  Reichsgesetz  etwas  Anderes  bestimmt  ist", 

Archiv  für  Öffentliches  Recht.    XI.   4.  gg 
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obschon  es  recht  zweifelhaft  ist,  ob  Art.  43  mit  der  in  ihm  sta- 
tuirten  Verpflichtung  der  Einzelstaaten  ein  Reichsgesetz  ist,  dessen 
Ausführung  der  Beschlussfassung  des  Bundesraths  unterliegt  (La- 
band,  1.  c.  II  S.  109).  Jedenfalls  kann  der  Bundesrath 
ohne  spezielle  gesetzliche  Ermächtigung  in  einer  sol- 
chen Verwaltungsverordnung  keine  materiellen  Rechts- 
sätze  schaffen  (Laband,  1.  c.  I  S.  568,  674;  II,  S.  109),  und 
solche  sind  die  Strafandrohungen  des  §  62  der  Betriebsordnung. 
Deshalb  trifft  auch  die  Bezugnahme  des  Reichsgerichts  (Entscb. 
in  Strafsachen  10  S.  327)  auf  Reichs-Verf.  Art.  4  Ziff.  8,  welcher 
ganz  allgemein  das  Eisenbahnwesen  der  Beaufsichtigung  Seitens 
des  Reichs  und  der  Gesetzgebung  derselben  unterwirft,  für  die 
Straf bestimmungen  der  Betriebsordnung  nicht  zu:  die  Voraus- 
setzungen der  Gesetzgebung  (Reichs-Verf.  Art.  5)  sind  nicht  ge- 
wahrt, und  der  Erlass  von  Strafbestimmungen  kann  als  ein  Akt 
der  Beaufsichtigung  nicht  angesehen  werden.  Die  Annahme  end- 
lich, dass  der  Art.  43  dem  Bundesrath  in  der  hier  fragheben 
Beziehung  die  Polizeigewalt  übertrage  (R.-O.-H.-G.  21  S.  631 
lässt  sich,  wie  aus  dem  Obengesagten  hervorgeht,  mit  Wortlaut 
und  Sinn  des  Art.  43  unter  keinen  Umständen  in  Einklang  brin 
gen,  ist  auch  vom  Reichsgericht  (Entsch.  in  Civils.  15  S.  15*- 
ausdrücklich  abgelehnt  worden  („Mit  Unrecht  wird  dem  Eisen- 
bahnbetriebsreglement  die  Natur  eines  Polizeigesetzes  beigelegt-». 

Dass  der  Bundesrath  selbst  die  hier  ausgesprochenen  Be- 
denken hinsichtlich  seiner  Kompetenz  zu  Verordnungen  gemäss 
Reichs-Verf.  Art.  42  u.  43  getheilt  hat,  zeigt  die  Thatsache,  «las? 
das  Bahnpolizeireglement  von  1885,  während  dasjenige  von  IST.i 
nur  im  Zentralblatt  publizirt  war,  nach  seinem  §  74  sowohl  im 
Reichsgesetzblatt  als  im  Zentralblatt,  als  ausserdem  von  den 
Bundesregierungen  publizirt  werden  sollte  und  publizirt  wor- 
den ist.  Für  die  Betriebsordnung  von  1892  ist  nur  Publikation 
im  Reichsgesetzblatt  vorgeschrieben  worden  (§  74):  „wodurch  der 
Rechtsbestand  des  §  62  nicht  verstärkt  wird".  (Seuffert  bei 
v.  Liszt,  Das  Strafrecht  der  Staaten  Europas  1894,  S.  34:  vgi. 
auch  Haenel,  1.  c.  S.  645  Anm.  3).  .  .  . 

Wenn  sonach  dem  §  62   der  Betriebsordnung  von  1892  dit 
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Geltung  abzusprechen  ist  (vgl.  ausser  den  bereits  genannten  Schrift- 
stellern Ulrich  in  v.  Stengel's  Wörterbuch  des  deutschen  Ver- 
waltungsrechts I  S.  336),  so  kann  es  sich  nur  noch  fragen,  ob 
etwa  trotz  der  Einleitung  zu  der  Betriebsordnung,  nach  welcher 
sie  an  die  Stelle  des  Bahnpolizeireglements  von  1885  tritt,  die 
Straf bestimmungen  des  letzteren,  weil  nicht  ordnungsgemäss 
aufgehoben,  noch  zu  Recht  bestehen.  Die  Frage  ist  zu  bejahen, 
soweit  jene  Bestimmungen  von  den  einzelnen  Bundesstaaten,  und 
zwar  nach  deren  Recht  in  verfassungsmässiger  Weise  (Seüffert, 
1.  c.  S.  34)  publizirt  sind.  Für  Hamburg  trifft  dies  aber  nicht 
zu.  Ein  Hamburgisches  Gesetz  ist  das  Bahnpolizeireglement  nicht 
geworden,  denn  nach  Art.  61  der  Hamburgischen  Verfassung  be- 
ruht die  Gesetzgebung  auf  dem  übereinstimmenden  Beschluss  von 
Senat  und  Bürgerschaft:  das  Bahnpolizeireglement  ist  aber  (vgl. 
Hamb.  Ges.-Samml.  1885,  S.  88)  nur  vom  Senat,  und  zwar  als 
eine  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  „zur  Kenntniss  ge- 
bracht" worden.  Dass  der  Senat  durch  die  Mitpublikation  der 
Strafbestimmung  des  §  62  nicht  etwa  zugleich  beabsichtigt  hat, 
als  oberster  Inhaber  der  Polizeigewalt  in  Hamburg  in  Gemässheit 
des  §  26  des  Gesetzes  über  die  Organisation  der  Verwaltung  vom 
15.  Juni  1863  eine  Polizeiverordnung  zu  erlassen,  ergiebt  sich 
daraus,  dass  die  in  §  62  angedrohte  Strafe  das  in  der  genannten 
Hamburgischen  Bestimmung  festgesetzte  Strafmaximum  nicht  inne- 
hält. —  Es  war  somit  auch  nicht  auf  Grund  des  Bahnpolizei- 
reglements von  1885  das  Hauptverfahren  zu  eröffnen. 

Hamburg,  16.  Januar  1896. 

Das  Amtsgericht: 
Dr.  Schaps. 

Beschluss: 

Die  sofortige  Beschwerde  der  Amtsanwaltschaft  gegen  den 
Beschluss  des  Amtsgerichts  vom  16.  Jan.  1896,  insoweit  derselbe 
die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  wegen  Uebertretung  der  Be- 
triebsordnung für  die  Haupteisenbahnen  Deutschlands  ablehnt 
(Bl.  47  f.),  wird  verworfen. 

Die  Kosten  trägt  die  Staatskasse. 

38* 
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Der  namentlich  von  Laband  vertretenen  Ansicht,  dass  die 
als  Gesetz  sich  darstellenden  Strafbestimmungen  der  Betriebs- 
ordnung der  Rechtsbeständigkeit  entbehren,  welche  das  Amts- 
gericht vertritt,  schliesst  sich  auch  die  Strafkammer  I  des  Land- 
gerichts an  und  nimmt  daher  auf  die  ausfuhrlichen  und  zutreffenden 
Gründe  des  amtsgerichtlichen  Beschlusses  Bezug,  welche  durch 
die  Ausführungen  der  Amtsanwaltschaft  nicht  widerlegt  erscheinen. 
Dass  der  Bundesrath  befugt  sei,  Vorschriften  zur  Ausführung  der 
Art.  42 — 46  der  Reichs-Verf.  mit  Gesetzeskraft  zu  erlassen, 
vermag  das  Gericht  nicht  zu  begründen  (vgl.  noch  über  die  in 
Litteratur  und  Praxis  seit  langer  Zeit  schon  bestrittene  Frage 
Eger,  Handbuch  des  Preussischen  Eisenbahnrechts  Bd.  1  §  13 
Note  8  S.  60  f.). 

Hamburg,  27.  Februar  1896. 

Das  Landgericht,  I.  Strafkammer: 
(gez.)    Albrecht  I.    Dr.  Albrecht  H.    Hedde. 
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Anfechtung  der  Legitimität  eines  Kindes 

in  Unfallsachen. 

Von 

Kreisgerich tsrath  Dr.  Benno  Hilse,  Berlin. 


Auf  Grund  des  Unf.-Vers.-Ges.  vom  6.  Juli  1884  §  6  steht 
dem  vaterlosen  Kinde  eines  durch  Betriebsunfall  getödteten  Ar- 
beiters eine,  vom  Todestage  desselben  an,  zu  gewährende  Rente 
in  Höhe  von  15  Prozent  seines  ermittelten  Arbeitsverdienstes  zu. 
Diese  Vorschrift  hat  in  den  späteren  Unfallversicherungsgesetzen 
eine  wortgetreue  Aufnahme  gefunden.  Darnach  ist  rechtlich  un- 
streitig, dass  aus  der  blossen  Thatsache  einer  auf  Betriebsunfall 
zurückzuführenden  Tödtung  jedes  seines  Vaters  beraubte  Kind 
einen  Rechtsanspruch  auf  diese  Waisenrente  hat.  Seitens  des 
Reichsversicherungsamtes  ist  demzufolge  auch  ausgesprochen 
worden  in  den  Rekursbescheiden  No.  895  vom  16.  Dez.  1889 
(Amtl.  Nachr.  1890,  S.  513),  dass  zwar  die  in  einer  nach  dem 
Unfall  geschlossenen  Ehe  geborenen  oder  durch  eine  solche  Ehe 
legitimirten  Kinder  sowie  Rekursentscheidung  1494  v.  1.  April 
1896  (ebd.  1896  S.  243  der  nasciturus)  entschädigungsberechtigt 
seien,  aber  No.  321  vom  7.  Febr.  1887  (ebd.  1887,  S.  133)  und 
No.  1192  vom  10.  Okt.  1892  (ebd.  1892,  S.  346)  den  Stiefkindern 
weder  im  Gebiete  des  preussischen  noch  in  diesem  des  gemeinen 
oder  sächsischen  Rechtes,  sowie  No.  180  vom  12.  Juli  1886  (ebd. 
1886,  S.  129)  erst  recht  nicht  unehelichen  Kindern  diese  Waisen- 
rente gebühre. 
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Erfahrungsgemäss  hat  die  Fassung  der  Gesetzesstelle  bei  ihrer 
praktischen  Handhabung  zu  grossen  Unzuträglichkeiten  geführt. 
Die  in  Arbeiterkreisen  vielfach  angetroffene  Erscheinung,  dass  die 
durch  eine  rechtsgültige  Ehe  verbundenen  Ehegatten,  sei  es  ein- 
seitig, sei  es  in  Folge  gegenseitigen  Einverständnisses  die  dauernde 
Lebensgemeinschaft  lösen  und  ungeachtet  des  geschlossenen  Ehe- 
bundes jeder  seinen  eigenen  Weg  gehend  sich  um  einander  gar 
nicht  mehr  kümmern,  im  Gegentheile  sogar  neue  Verbindungen 
eingehen,  welchen  zur  Ehe  nur  die  nichterreichbare  Abschluss- 
form fehlt,  hat  in  der  Praxis  der  als  Träger  der  Unfallversiche- 
rung errichteten  Berufsgenossenschaften  vielfach  dahin  geführt, 
dass  Personen  entschädigt  werden  mussten,  welche  während  der 
Lebenszeit  des  JBetriebsgetödteten  von  diesem  gar  keinen  Unter- 
halt erhielten  also  durch  dessen  Ableben  auch  keinen  Vermögens- 
nachtheil  erlitten,  während  unentschädigt  bleiben  mussten  die 
seine  Fürsorge  und  Unterhaltsgewährung  geniessenden  in  einer 
sogenannten  wilden  Ehe  mit  ihm  lebenden  weiblichen  Personen 
sowie  daraus  hervorgegangenen  Kinder.  Während  bei  bestehen- 
der Ehe  die  verlassenen  Ehefrauen  sich  über  den  Verbleib  und 
die  Lebensweise  ihres  Ehemannes  Erkundigungen  einzuziehen 
keinen  Anlass  fanden  und  ebenso  wenig  ihre  Lebensweise  dem- 
entsprechend einzurichten  sich  verpflichtet  hielten,  treten  sie  mit 
Ansprüchen  hervor,  sobald  ihnen  der  Tod  desselben  bekannt  wurde. 
In  der  Mehrzahl  dieser  Fälle  pflegten,  statistisch  nachweisbar, 
auch  Ansprüche  für  Kinder  erhoben  zu  werden,  deren  Zeugung 
in  eine  Zeit  fällt,  während  welcher  der  angetraute  Ehegatte  mit 
ihnen  fleischlich  nicht  verkehrt  haben  konnte,  so  dass  sie  aus 
einem  ehebrecherischen  Geschlechtsumgange  hervorgegangen  sein 
mussten.  Dass  dadurch  der  leitende  Grundgedanke  der  Unfall- 
versicherung verletzt  wurde,  welcher  bloss  eine  Schadloshaltung 
derjenigen  Personen  im  Auge  hatte,  die  durch  den  Tod  ihres 
Ernährers  beraubt  wurden,  welchen  mithin  diejenige  Unterhalts- 
gewähr entzogen  oder  doch  wesentlich  verkümmert  ist,  deren 
sie  bisher  theilhaftig  waren,  ist  zwar  sowohl  in  der  Rechts- 
sprechung wie  in  der  Rechtswissenschaft  bisher  stets  anerkannt 
gewesen,   allein  es  gab  kein  Mittel,   diesem  Seitens   des  Gesetz- 
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gebers  jedenfalls  nicht  gewollten  Zustande  abzuhelfen.  In  jüngster 
Zeit  hat  das  Reichsversicherungsamt  einen  Ausweg  zu  finden 
gemeint.  Die  Vorschrift  des  Unf.-Vers.-Ges.  §  63  sollte  ihm  als 
geeignete  Handhabe  dienen.  Darnach  kann,  wenn  in  dem  Falle 
des  §  6  Ziff.  2,  d.  h.  der  beanspruchten  Wittwen-  und  Waisen- 
rente, die  Anerkennung  oder  Nichtanerkennung  des  Rechtsver- 
hältnisses zwischen  dem  Getödteten  und  dem  die  Entschädigung 
Beanspruchenden  die  Voraussetzung  des  Entschädigungsanspruches 
bildet,  das  Schiedsgericht  oder  das  Reichsversicherungsamt  den 
Betheiligten  aufgeben,  zuvörderst  die  Feststellung  des  betreffenden 
Rechtsverhältnisses  im  ordentlichen  Rechtswege  herbeizuführen. 
Auf  diese  Rechtsregel  gestützt,  hat  in  einem  Rentenfalle,  wo  die 
am  2.  Jan.  1893  geborene  Tochter  eines  am  21.  Sept.  1893  un- 
streitig betriebsgetödteten  Kutschers,  welcher  mit  deren  Mutter 
am  27.  Febr.  1887  die  Ehe  eingegangen  ist,  aber  seit  Juli  1889 
von  dieser  getrennt  lebt,  einen  Anspruch  auf  Waisenrente  er- 
hob, das  Reichsversicherungsamt  durch  Rekursentscheidung  vom 
24.  Sept.  1895  (abgedr.  im  Fuhrhalter  No.  48  vom  28.  Nov.  1895) 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Berufungsurtheile  des  Schieds- 
gerichtes vom  24.  Juli  1894  den  die  beanspruchte  Rente  versagen- 
den Bescheid  der  Fuhrwerksberufsgenossenschaft  vom  28.  März 
1894  bestätigt,  weil  der  Vormund  der  Beanspruchenden  es  ver- 
absäumt hatte,  der  durch  Beschluss  vom  3.  Jan.  1895  ihm  auf- 
erlegten Verpflichtung  nachzukommen:  „zunächst  die  Feststellung 
im  ordentlichen  Rechtswege  zu  erwirken,  dass  seinem  Mündel 
gegenüber  der  Beklagten  die  Rechte  eines  ehelichen  Kindes  zu- 
stehen. a  Ungeachtet  der  Zweckmässigkeit  eines  derartigen  richter- 
lichen Vorgehens  unterliegt  dessen  Rechtmässigkeit  doch  so  schwer- 
wiegenden Bedenken,  dass  das  höchstinstanzliche  Spruchgericht  in 
Unfallsachen  sich  füglich  doch  davor  hüten  sollte,  Rechtsgrund- 
sätze zu  erkennen,  welche  so  stark  in  Widerspruch  zu  den  Rechts- 
regeln des  Privatrechtes  sich  versetzen  und  womit  es  seiner  Auf- 
fassung in  der  Rekursentsch.  No.  1487  v.  6.  November  1893 
(Amtl.  Nachrichten  1896  S.  219)  entgegentritt  in  welcher  es  die 
Beweislast  für  die  Illegitimität  des  Kindes  der  Berufsgenossen- 
schaft auferlegt. 
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Die  in  Deutschland  geltenden  Rechte  gehen  hinsichtlich  der 
Frage  über  die  Legitimität  eines  während  bestehender  Ehe  ge- 
borenen Kindes  von  verschiedenen  Grundsätzen  aus.  In  der  ge- 
meinrechtlichen Doktrin  und  Praxis  ist  streitig,  ob  nur  dem 
Ehemanne  das  Recht  zusteht,  die  Vermuthung  „pater  est,  quem 
nuptiae  demonstranta  anzufechten,  oder  ob  —  wie  die  herrschende 
Meinung  annimmt  —  auch  ohne  dass  eine  solche  Anfechtung  von 
Seiten  des  Ehemannes  erfolgt  bezw.  die  Dnehelichkeit  des  Kindes 
in  einem  zwischen  diesem  und  dem  Ehemanne  geführten  Rechts- 
streite festgestellt  ist,  die  Unehelichkeit  des  Kindes  von  einem 
Jeden  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Grundsätze  als  Präjudizial- 
punkt  irgend  eines  anderen  Rechtsverhältnisses  durch  Widerlegung 
der  Vermuthung  der  Ehelichkeit  geltend  gemacht  werden  kann. 
Dagegen  beruhen  das  preussische  AUg.  L.-R.  II,  2  §§  7  bis 
20,  40,  41,  der  code  civil  Art.  312—318,  die  altenb.  Ehe- 
ordnung §§  149 — 158,  und  der  hessische  Entwurf  III  Art.  2,  4, 
7,  8  auf  dem  Grundsatze,  dass  die  Unehelichkeit  eines  von  der 
Ehefrau  während  der  Ehe  oder  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
nach  Auflösung  der  Ehe  geborenen  Kindes  von  Niemandem, 
weder  von  dem  Ehemanne,  noch  von  der  Ehefrau  oder  dem  Kinde 
oder  einem  Dritten,  geltend  gemacht  werden  kann,  solange  nicht 
der  Ehemann  die  Ehelichkeit  des  Kindes  durch  einen  formellen, 
als  ein  einseitiges  Rechtsgeschäft  sich  darstellenden  Akt  an- 
gefochten hat.  Den  gleichen  Standpunkt  vertritt  auch  der  Ent- 
wurf eines  Bürgerlichen  Gesetzbuches  in  den  §§  1471,  1472, 
1473,  1475  erster  Lesung  bezw.  §§  1488,  1489,  1490,  1492 
zweiter  Lesung  und  nach  den  Beschlüssen  des  Reichstages,  sowie 
das  österreichische  Gesetzbuch  §§  156,  158,  159.  Einen  Mittel- 
weg zwischen  den  angeführten  neueren  heutgeltenden  Gesetz- 
gebungen und  der  herrschenden  Auffassung  des  gemeinen  Rechts 
hat  das  sächsische  Gesetzbuch  §§  1774  bis  1778  eingeschlagen, 
indem  nach  demselben  Jeder,  welcher  ein  Interesse  daran  hat, 
die  Unehelichkeit  des  Kindes  nach  Massgabe  der  allgemeinen 
Grundsätze  durch  Widerlegung  der  Vermuthung  der  Ehelichkeit 
geltend  machen  kann  und  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Anerkennung  des  Kindes  von  Seiten  des  Ehemannes  nur  gegen- 
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über  dem  letzteren  und  dessen  Erben  für  das  Kind  die  Rechte 
eines  ehelichen  Bandes  begründet,  den  Rechten  Dritter  und  des 
Bandes  aber  keinen  Eintrag  thut. 

Gegen  diese  Rechtsregeln  verstösst  die  vorangeschickte  zur 
Geltung  gebrachte  Rechtsauffassung  des  Reichsversicherungsamtes. 
Der  beregte  Rechtsstreit  war  im  Rechtsgebiete  des  sächsischen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  zum  Austrage  zu  bringen.  Nach  dessen 
§1771  sind  aber  für  eheliche  Bänder  zu  achten,  welche  von  einer 
Ehefrau  nach  dem  einhundertzweiundachzigsten  Tage  von  Ein- 
gehung der  Ehe  an  geboren  wurden,  sodass  derselbe  sich  von 
Art.  312  des  code  civil  und  §  1  Titel  2  Theil  II  des  preussischen 
Landrechtes  nur  darin  unterscheidet,  dass  nach  diesen  für  jedes 
während  bestehender  Ehe  geborene  oder  empfangene  Kind  die 
Rechtsvermuthung  der  ehelichen  Geburt  zutrifft.  Unstreitig  fällt 
der  Geburtstag  der  aufgetretenen  Klägerin  in  die  für  die  eheliche 
Abstammung  geltende  Frist.  Mithin  hat  nach  dem  unzweideutigen 
Wortlaute  der  zur  Anwendung  kommenden  Rechtsregel  dasselbe 
als  eheliches  Kind,  folglich  als  dessen  Vater  der  Betriebsgetödtete 
zu  gelten.  Dieser  Rechtsgrundsatz  wird  dadurch  verletzt,  dass 
das  Reichsversicherungsamt  dem  Kinde  die  Verpflichtung  auferlegt, 
den  Nachweis  seiner  Legitimität  zu  führen.  Hierfür  bietet  das 
in  Betracht  kommende  Recht  keine  Anhaltspunkte.  Zwar  sieht 
Bürgerl.  Ges.-B.  §  1772  ebenso  wie  Allg.  L.-R.  2,  II  §  7  und 
code  civil  Art.  312  vor,  dass  eine  als  Vater  rechtsvermuthete 
Person  solcher  Rechtsvermuthung  entgegentreten,  mithin  das  Kind 
verleugnen  kann,  wenn  er  beweist,  dass  er  während  der  gesetz- 
lichen Empfangnisszeit,  wegen  Abwesenheit  oder  durch  irgend 
einen  Zufall  sich  in  dem  Zustande  einer  physischen  Unmöglich- 
keit befunden  habe,  seiner  Frau  ehelich  beizuwohnen.  Ein  der- 
artiger Umstand  liegt  thatsächlich  hier  vor,  wo  seit  Juli  1889 
die  Ehegatten  von  einander  getrennt  lebten  und  auch  gar  nichts 
von  einander  hörten.  Ja  es  steht  sogar  thatsächlich  fest,  dass 
das  Kind  einem  ehebrecherischen  Geschlechtsverkehre  entsprossen 
ist,  indem  eine  andere  Person  als  Erzeuger  desselben  in  Anspruch 
genommen,  zur  gerichtlichen  Verhandlung  vom  3.  Okt.  1893  aus- 
drücklich   seine    natürliche  Vaterschaft    zu    ihm    anerkannt    und 


—     584     — 

daraufhin  zur  Zahlung  von  Unterhaltskosten  für  dasselbe  sich 
verpflichtet  hat.  Allein  demungeachtet  beruht  es  auf  einem  Ver- 
kennen des  gesetzgeberischen  Willens  und  der  Beweisregeln,  wenn 
bei  der  streitig  gewordenen  Legitimität  dem  Kinde  die  Verpflich- 
tung auferlegt  wird,  seine  eheliche  Abstammung  gerichtlich  zu 
führen,  anstatt  der  beklagten  Berufsgenossenschaft  die  Beweis- 
führung für  die  ihrerseits  behauptete  Illegitimität  aufzuerlegen. 
Denn  das  Gesetz  fixirt  als  Regel  die  Legitimität  und  gestattet 
nur  als  Ausnahme  die  Widerlegung  dieser  Rechtsfixion.  Das 
Kind  hat  mithin  als  eheliches  solange  zu  gelten  bis  der  Beweis 
für  seine  im  Ehebruche  bewirkte  Erzeugung  gerichtlich  geführt 
wurde.  Ein  während  bestandener  Ehe  geborenes  Kind  hat  aber 
wieder  denjenigen  als  Vater,  welchen  die  Ehe  als  solchen  bezeichnet. 
Dies  ist  hier  der  Betriebsgetödtete.  Mithin  hat  es  durch  dessen 
Tod  seinen  Vater  verloren,  ist  es  vaterlos  geworden,  hat  also 
Anspruch  auf  Unfallrente,  welcher  ihm  durch  eine  willkürliche 
Aenderung  der  Beweislast  nicht  entzogen  werden  darf. 

Zutreffend  geht  das  Reichsversicherungsamt  von  der  Er- 
wägung aus,  dass  der  gesetzgeberische  Wille  im  Unf.-Vers.-Ges. 
§  6  nur  dahin  erfasst  werden  dürfe,  denjenigen  Personen,  welche 
während  der  Lebenszeit  einer  versicherungspflichtigen  Person  An- 
spruch auf  Gewährung  des  Unterhaltes  hatten,  auch  einen  solchen 
gegen  die  Berufsgenossenschaft  zuzugestehen.  Durch  den  auf  den 
Betriebsunfall  zurückzuführenden  Tod  wurde  der  Verstorbene  ausser 
Stande  gesetzt,  fernerhin  die  Mittel  zur  Gewährung  des  Unter- 
haltes der  Seinigen  durch  Verwerthung  der  Arbeitskraft  zu  ver- 
dienen. Die  Letzteren  erlitten  mithin  in  Höhe  dieser  entgangenen 
Einnahme  einen  Verlust,  dessen  Schadloshaltung  der  Berufs- 
genossenschaft obliegt.  Im  gegebenen  Falle  war  thatsächlich  zwar 
weder  der  Ehefrau  noch  deren  Kind  Seitens  des  Betriebsgetödteten 
Unterhalt  gewährt  worden.  Sie  hatten  beide  mithin  thatsächlich 
keinen  Einnahmeverlust  erlitten.  Demungeachtet  stehen  ihnen 
aber  Ansprüche  auf  Wittwen-  und  Waisenrente  zu,  weil  der  Ge- 
setzgeber solche  nicht  von  der  Bedingung  der  Erfüllung  einer 
obliegenden  Unterhaltspflicht  abhängig  gemacht,  vielmehr  un- 
bekümmert  um  Eintritt   oder  Wegfall   derselben   den  Entschädi- 
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gnngsanspruch  der  Wittwe  und  des  Kindes  auf  die  blosse  That- 
sache  des  eingetretenen  Todes  und  der  zusammentreffenden 
Familienangehörigkeit  begründet  hat.  Ebensowenig  wie  der  An- 
spruch der  Wittwe  wegen  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
erlischt,  kann  dieser  des  Kindes  deshalb  verwirkt  werden,  weil 
sein  gesetzlicher  Vater  bisher  ihm  Unterhalt  nicht  gewährte  und 
eine  andere  Person  in  Folge  eines  Geschlechtsdeliktes  die  wenig- 
stens theilweise  Fürsorgepflicht  trifft  und  erfüllte. 

Dagegen  fällt  der  Anspruch  auf  Waisenrente  rechtsunbedenk- 
lich fort  sobald  die  Rechtsfiktion  der  Vaterschaft  des  Betriebs- 
getödteten  widerlegt  wurde.  Das  Bundesamt  für  das  Heimaths- 
wesen  hat  in  dem  Erkenntnisse  vom  14.  Sept.  1895  (Pr.  Verw.-Bl. 
XVII  S.  48)  den  Rechtsgrundsatz  festgehalten,  dass  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  Legitimität  ehelicher  Kinder  wie 
für  das  Privatrecht,  so  auch  für  das  öffentliche  Recht  gelten. 
Hiervon  als  von  einer  untrüglichen  Prämisse  ausgehend  kann  die 
legitime  Abstammung  auch  in  Fällen  des  öffentlichen  Rechtes 
nur  in  derselben  Weise  angefochten  bezw.  widerlegt  werden,  wie 
die  Rechtsregeln  des  bürgerlichen  Rechtes  dies  vorsehen.  Dass  die 
Rekursentscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  vom  24.  Sept. 
1895  davon  habe  abgehen  wollen,  lässt  deren  Begründung  nicht 
schliessen.  Vielmehr  ist  auch  sie  von  dem  gleichen  Rechtssatze 
ausgegangen  und  hat  nur  den  einzuschlagenden  Weg  verfehlt. 
Es  ist  Seitens  des  Reichsgerichtes  in  den  Urtheilen  vom  31.  Jan. 
1887  (Entsch.  Bd.  XVIII  S.  184)  und  vom  3.  Juli  1890  (ebenda 
Bd.  XXVI  S.  305)  die  Frage  geprüft  worden,  ob  ein  in  der  Ehe 
geborenes  Kind  berechtigt  sei,  dessen  Ehelichkeit  von  dem  Ehe- 
manne nicht  angefochten  wird,  gegen  diesen  eine  auf  Anfechtung 
der  Ehelichkeit  gerichtete  Klage  zu  erheben.  Dasselbe  ist  in 
dem  ersteren  Urtheile  zu  dem  Endergebnisse  gelangt,  für  das 
gemeine  Recht  solche  als  statthaft  anzuerkennen,  hat  jedoch  in 
dem  Letzteren  deren  Zulässigkeit  für  das  preussische  Recht  ver- 
neint. Damit  stimmt  es  überein  mit  der  Rechtsauffassung  des 
Obertribunals  in  dem  Erkenntniss  vom  26.  Juni  1837  (Entsch. 
Bd.  XXVII  S.  292,  300 flg.).  Von  der  Auffassung  dieses  letzteren 
weichen  zwar  ab  v.  Rönne  (Juristische  Wochenschrift  von  1838, 
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S.  405);  Gitzler  (Eherecht  S.  132);  Schmidt  (Familienrecht 
S.  486);  Jacobi  (Juristische  Wochenschrift  von  1845,  S.  27); 
Temme  (Lehrbuch  Bd.  II  S.  79);  Koch  (Kommentar  zu  Allg.  L.- 
R.  II  2,  §  1);  Förster  (Theorie  und  Praxis  3.  Aufl.  Bd.  III 
S.  600);  Fuchs  (Die  Rechtsvermuthung  der  ehelichen  Vaterschaft 
S.  80 flg.).  —  Doch  stimmen  mit  ihr  überein  Eccius  (Preuss. 
Privatrecht  5.  Aufl.  Bd.  IV  S.  126  Anm.  41);  Dernbürg  (Preuss. 
Privatrecht  3.  Aufl.  Bd.  III  S.  140  Anm.  4);  Fischer  (Preuss. 
Privatrecht  S.  548);  Stölzel  (Väterliche  Gewalt  8.  8);  Stobbe 
(Deutsches  Privatrecht  Bd.  IV  §  251  S.  315flg.),  sodass  eine 
Uebereinstimmung  der  Rechtssprechung  und  der  Rechtswissen- 
schaft hierüber  neuerdings  feststeht.  Nun  gehört  der  streitige 
Rechtsfall  zwar  keinem  dieser  Rechtsgebiete  an  und  erklärt  das 
sächs.  Bürgerl.  G.-B.  in  den  §§  1774 — 1778  Jeden,  welcher  ein 
Interesse  daran  hat,  für  befugt,  die  Unehelichkeit  des  Kindes 
durch  Widerlegung  der  Vermuthung  der  Ehelichkeit  geltend  zu 
machen,  weshalb  hier  an  sich  das  Recht  dem  Kinde  füglich  nicht 
abgesprochen  werden  kann,  die  sogenannte  negative  Filiationsklage 
anzustrengen;  allein  aus  diesem  Rechte  auf  Klageerhebung  in 
Verfolgung  seines  eigenen  Interesses  folgt  noch  lange  nicht  die 
korrespondirende  Pflicht,  solches  veranlassen  zu  müssen,  wenn 
dies  gegen  das  eigene  Interesse  geschehen  würde.  Wenngleich 
nun  das  Kind  befugt  wäre,  die  Vermuthung  der  Ehelichkeit  zu 
widerlegen,  kann  hierzu  es  doch  niemals  als  verpflichtet  erklärt 
werden,  weshalb  die  in  dem  Beschlüsse  vom  3.  Jan.  1895  ge- 
machte Auflage  im  Widerspruche  zu  dem  geltenden  Rechte  steht. 
Auch  aus  Unf.-Vers.-Ges.  §  63  lässt  sich  die  Befugniss 
hierzu  nicht  ableiten.  Zwar  bildet  die  Anerkennung  oder  Nicht- 
anerkennung der  ehelichen  Geburt  die  Voraussetzung  des  Ent- 
schädigungsanspruches und  soll  es  gestattet  sein,  zuvörderst  die 
Feststellung  des  betreffenden  Rechtsverhältnisses  im  ordentlichen 
Rechtswege  herbeiführen  zu  lassen;  aHein  dazu  kann  doch  nur 
Derjenige  verpflichtet  werden,  welcher  den  Ausnahmezustand  be- 
hauptet und  deshalb  auch  denselben  beweisen  muss.  Dies  würde 
jedoch  Derjenige  sein,  welcher  am  Widerlegen  der  Vermuthung 
der  ehelichen  Geburt  ein  rechtliches  Interesse  hat.    Solches  ist  die 


—     587     — 

Berufsgenossenschaft,  welche  dadurch  sich  aus  ihrer  Verbindlich- 
keit zur  Zahlung  einer  Waisenrente  befreien  will.  Das  Reichs- 
gericht hat  in  den  Urtheilen  vom  8.  Juni  1885  (Entsch.  Bd.  XIII 
S.  276)  vom  12.  Mai  1887  (ebenda  Bd.  XVIII  S.  288,  291),  vom 
10.  Juni  1895  (ebenda  XXXVI  S.  207)  für  das  preussische 
Recht  sich  der  Auffassung  zugeneigt,  dass  der  rechts vermuthete 
Vater  befugt  sei,  die  Illegitimitätsklage  anzustrengen,  sobald  er 
innerhalb  Jahresfrist  seit  dem  Tage  der  ihm  bekannt  gewordenen 
Geburt  gegen  die  Rechtsvermuthung  Verwahrung  eingelegt  habe, 
so  wie  in  dem  Urtheile  vom  4.  Juni  1889  (ebenda  Bd.  XXIII 
S.  335)  für  das  rheinisch-französische  Recht  die  Voraussetzung 
der  Verleugnungsklage  sinnentsprechend  begrenzt.  Nach  der  un- 
zweideutigen Vorschrift  des  Allg.  L.-R.  II,  2  §§  14  u.  20  geht 
das  Recht  des  Vaters  auf  Anfechtung  der  ehelichen  Geburt  auch 
auf  seine  Erben  über,  insoweit  ihm  selbst  solches  noch  zustehen 
würde,  er  es  also  nicht  in  Folge  Ablaufes  der  einjährigen  Pro- 
testationsfrist  verwirkt  hat.  Dritten  Personen  steht  eine  gleiche 
Befugniss  nicht  zu.  Mithin  würde  hier  die  Berufsgenossenschaft 
zur  Anfechtung  der  Legitimität  nicht  verstattet  sein.  Anders 
verhält  dies  sich  im  Rechtsgebiete  des  sächsischen  bürgerlichen 
Gesetzbuches.  Hier  kann  jeder,  der  ein  rechtliches  Interesse 
daran  hat,  die  Rechtsvermuthung  der  ehelichen  Geburt  durch 
Klage  anfechten,  sodass  die  Berufsgenossenschaft;  rechtsunbe- 
denklich dazu  verstattet  ist.  Es  wäre  deshalb  ihr  die  Verpflich- 
tung aufzuerlegen  gewesen,  auf  diesem  Wege  ihre  Befreiung  vom 
Entrichten  der  Waisenrente  zu  erwirken.  Denn  die  Rechtsregel 
des  Unf.-Vers.-Ges.  §  63  kann  eine  Aenderung  der  Grundsätze 
des  materiellen  und  formellen  Rechtes  nicht  rechtfertigen.  Mithin 
findet  auch  auf  sie  der  Grundsatz  Anwendung,  dass  nur  in  den 
für  das  bürgerliche  Recht  gezogenen  Grenzen  die  Legitimation 
oder  Illegitimation  der  Kinder  für  Ansprüche  aus  dem  öffentlichen 
Rechte  geprüft  und  festgestellt  werden  kann. 
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Sir  William  B.  Anson,  Bart.,  D.C.L.,  the  Law  and  Custom  of  the 
Constitution,  Part.  II:  the  Crown,  Oxford  at  the  Clarendon 
Press.  1892. 

Unter  dem  in  mehr  als  einer  Richtung  eigentümlichen  Titel  „the  Law 
and  Custom  of  the  Constitution"  wird  uns  ein  Werk  geboten,  welches  wir 
wohl  als  englisches  Staatsrecht  bezeichnen  würden,  das  aber  vom  Verfasser 
nicht  so  bezeichnet  wird,  offenbar  deshalb  nicht,  weil  das  dargestellte  Recht 
sich  auf  alle  Teile  des  vereinigten  Königreichs  von  Grossbritanien  und  Irland 
erstreckt,  sowie  die  Beziehungen  zu  den  Kolonien  und  sonstigen  Dependenzen 
umfasst. 

Ebenso  eigentümlich  wie  der  allgemeine  Titel  sind  die  Spezialtitel  der 
beiden  Bände:  „Parliament"  und  „the  Crown".  Sie  erklären  sich  durch  eine 
seit  Blackstone  in  England  traditionell  festgehaltene  Auffassung,  welche  die 
Legislative  mit  dem  Parlament,  die  Exekutive  hingegen  mit  der  Krone 
identifiziert. 

Demgemäss  handelt  der  erste  Band '  vom  Parlament,  somit  der  Bildung, 
Zusammensetzung,  Berufung  der  beiden  Häuser,  den  besonderen  Rechten 
ihrer  Mitglieder,  sowie  ihrem  Wirkungskreis  (wobei  neben  den  gesetzgeberi- 
schen noch  die  richterlichen,  nicht  aber  die  verwaltenden,  in  der  Form  der 
Gesetzgebung  sich  vollziehenden  Funktionen  als  solche  hervorgehoben  werden) 
ferner  von  ihren  Beziehungen  zur  Krone,  welche  im  Verein  mit  denselben 
erst  das  Parlament  im  rechtlichen  Sinne  bildet,  und  deren  Zustimmung  daher 
zu  jedem  Parlamentsbeschluss  erforderlich  ist. 

Der  zweite,  hier  zu  besprechende  Band9  behandelt  unter  dem  Titel  „the 
Crown"  die  ganze  Fülle  der  staatlichen  Gewalt,  deren  Ausübung  eine  Zustim- 


1  Die  erste  Auflage,  Oxford  1886,  hat  in  dem  Archiv  für  Öffentliches 
Recht,  Bd.  2  S.  339  ff.,  durch  den  Referenten  eine  ausführliche  Besprechung 
erfahren.     Eine  zweite  Auflage  ist  Oxford  1892  erschienen. 

2  Auch  von  diesem  Bande  ist,  freilich  erst  in  allerjüngster  Zeit,  eine 
zweite  (durchgreifend  revidirte,  in  vereinzelten  Partien  auch  geänderte  und 
ergänzte)  Auflage,  Oxford  1896,  erschienen. 
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mung  des  Parlaments  nicht  erfordert  und  daher  nach  herrschender  Auffassung 
und  Ausdrucksweise  der  Krone  zusteht.  So  gross  nun  auch  der  Einfluss  ist, 
den  der  Träger  der  Krone  auf  die  Regierungspolitik  und  Regierungsgeschäfte 
ausüben  kann,  so  verdeckt  doch  diese  Auffassung,  wie  das  erste',  dem  Be- 
griffe der  Prerogative  of  the  Crown  gewidmete  Kapitel  ausführt,  insofern 
die  Wahrheit  als  jede  wichtige  Regierungshandlung  von  der  Krone  in  Ver- 
bindung mit  einem  Minister  vorgenommen  wird,  welcher  dafür  dem  House 
of  Common8  und  somit  indirekt  der  Wählerschaft  verantwortlich  ist.  Gleich- 
wohl wird  trotz  dieser  Erkenntnis  an  der  einmal  herkömmlichen  Ausdrucks- 
weise festgehalten. 

Ist  nun  in  diesem  Sinne  der  Anteil  des  Trägers  der  Krone  an  der 
Regierung  im  allgemeinen  bestimmt,  so  handelt  das  2.  Kapitel  von  deni 
Rechte  auf  die  Krone,  von  der  Unterthanenschaft  und  dem  wechselseitigen 
Verhältnis  zwischen  Souverän  und  Unterthan  und  endlich  von  jenen  Vor- 
kehrungen, welche  die  Verfassung  für  den  Fall  der  Behinderung  des  Sou- 
veräns in  Ausübung  seiner  Regentenpflichten  getroffen  hat. 

Dem  Träger  der  Krone  zur  Seite  stehen  die  beratenden  Körperschaften. 
Demgemäss  beschäftigt  sich  das  3.  Kapitel  mit  dem  Privy  Council  und  dem 
Cabinet,  sowie  der  hervorragenden  Stellung,  welche  darin  der  Premierminister 
einnimmt.  Besonderes  Interesse  in  diesem  Abschnitt  bietet  die  Darlegung 
der  allmählichen  Entstehung  des  Kabinets  aus  einem  blossen  Ausschuss  — 
Committee  —  des  Privy  Council,  welches  früher  aus  einer  inneren  Gruppe 
von  wirklich  verantwortlichen  Mitgliedern  und  einem  äusseren  Kreise  bloss 
nomineller  Berater  der  Krone  —  members  without  communication  of  papers 
—  bestand  und  sich  nach  und  nach  zu  dem  ausgebildet  hat,  was  es  heutzu- 
tage ist :  einem  kleinen  Körper  politisch  gleichgesinnter  Männer,  welche  ge- 
meinsam für  alle  Massnahmen  der  Krone  verantwortlich  sind. 

Mit  den  Ratgebern  der  Krone  in  dieser  Art  vertraut,  werden  wir  im 
4.  Kapitel  mit  der  Organisation  der  verschiedenen  Departements  —  Mini- 
sterien —  bekannt  gemacht,  durch  welche  die  Krone  thätig  wird,  wobei  die 
eigentümliche,  die  Kontinuität  der  parlamentarischen  Regierung  allein  er- 
möglichende Scheidung  zwischen  den  politischen  —  mit  dem  Wechsel  der 
Majoritäten  selbst  wechselnden  —  Chefs  der  Departements  und  den  dauernd 
Angestellten  —  Beamtenpersonal  —  in  helles  Licht  gesetzt  wird. 

Die  Einwirkung  der  verschiedenen  im  4.  Kapitel  geschilderten  Departe- 
ments auf  die  einzelnen  Gebiete  des  britischen  Weltreichs  bildet  sodann  den 
Gegenstand  des  5.  Kapitels.  Nach  Verschiedenheit  ihrer  staatsrechtlichen 
Stellung  werden  fünf  Gruppen  unterschieden: 

1.  Das  vereinigte  Königreich  von  Grossbritannien  und  Irland,  dessen 
Union  in  ihrer  rechtlichen  Bedeutung  charakterisiert  und  im  Anschlüsse 
daran  der  Wirkungskreis  des  Home  Office  und  des  Local  Government  Board 
dargelegt,  sowie  die  mit  dem  letzteren  im  Zusammenhang  stehende  Gemeinde- 
Verfassung  und  -Verwaltung  geschildert  wird. 
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2.  Die  Nachbarinsel  Man  und  die  Kanalinseln  Jersey  und  Guernsey, 
welche,  nicht  mehr  zum  vereinigten  Königreich  gehörend,  sich  einer  alter- 
tümlichen Verfassung  und  weitgehender  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegen- 
heiten erfreuen,  gleichwohl  jedoch  in  einer  —  durch  das  Home  Office  ver- 
mittelten —  Abhängigkeit  von  der  Krone  stehen. 

3.  Die  Kolonien,  die  zwar  insgesamt  unter  Leitung  des  Kolonialamts 
(Colonial  Office)  stehen,  aber  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  von  Verfassungs- 
formen darbieten,  beginnend  mit  den  legislativ  und  administrativ  vollständig 
abhängigen  sogenannten  Crown  Colonies  bis  zu  den  Selfgoverning  Colonies 
mit  ihren  eigenen,  dem  Parlamente  des  Mutterlandes  nachgebildeten  legis- 
lativen Körperschaften  und  ihren  eigenen,  diesen  verantwortlichen  Exekutiv- 
behörden. Gleichwohl  ist  auch  hier  eine  gewisse  Abhängigkeit  vom  Mutter- 
lande gegeben,  welche,  abgesehen  von  der  für  alle  Teile  des  Reiches 
bestehenden  Suprematie  des  britischen  Parlaments,  insbesondere  darin  her- 
vortritt, dass,  wie  in  allen  Kolonien,  auch  hier  an  die  Spitze  ein  von  der 
Krone  anerkannter  Gouverneur  gestellt  ist,  und  der  Krone  zudem  ein  Ein- 
spruchsrecht gegen  jedes  von  der  Kolonie  beabsichtigte  Gesetz  zusteht. 

4.  Indien;  wenn  auch  die  Organisation  und  (lokale)  Verwaltung  des  un- 
geheueren Reiches  die  Grundzüge  einer  Kronkolonie  darbietet,  so  nimmt 
dasselbe  doch  eine  von  den  Kolonien  gesonderte  Rechtsstellung  ein,  die  sich 
namentlich  darin  ausspricht,  dass  die  Königin  als  Beherrscherin  des  indischen 
Reiches  den  Titel  einer  Kaiserin  führt  und  dass  für  Leitung  der  indischen 
Angelegenheiten  ein  eigenes  Ministerium  in  London,  das  India  Office,  besteht. 
5.  Staaten  und  Ländergebiete,  welche  zwar  nicht  mehr  der  britischen 
Territorialhoheit  unterworfen  sind,  aber  doch  in  gewissen  Richtungen  —  sei 
es  behufs  Sicherung  der  Grenzen,  sei  es  behufs  Ausdehnung  und  Förderung 
britischer  Industrie-  und  Handelsinteresscn  —  britischem  Einflüsse  dauernd 
dienstbar  gemacht  sind.  Dahin  gehören  insbesondere  die  zahlreichen  indi- 
schen Vasallenstaaten,  sowie  die  Protektorate  und  Interessensphären  (Spheres 
of  Influence)  in  Afrika. 

Mit  Schilderung  dieser  beschränkten  Beherrschungsformen  ist  der  Ver- 
fasser bei  den  bloss  völkerrechtlichen  Beziehungen  des  britischen  Reiches  zu 
anderen  Staaten  angelangt,  die  als  solche  der  Leitung  und  Pflege  des  aus- 
wärtigen Amtes  (foreign  Office)  in  London  unterliegen  und  den  speziellen 
Gegenstand  des  6.  Kapitels  bilden. 

Haben  wir  damit  die  gesamte  Staatsverwaltung  im  Innern  und  nach 
aussen  kennen  gelernt,  so  bietet  uns  das  folgende,  7.  Kapitel  eine  Darstel- 
lung der  Staatseinkünfte  und  ihrer  Verwendung  (the  Revenues  of  the  Crown 
and  their  Expenditure),  auf  welches  sodann  im  8.  Kapitel  die  Erörterung 
der  eigenartigen  Stellung  der  Land-  und  Seemacht  (the  armed  forces  of  the 
Crown)  folgt.  Dieselbe  tritt  für  uns  darin  hervor,  dass  die  Zugehörigkeit  zur 
Armee  und  Flotte  durch  Anwerbung,  also  private  Vereinbarung  begründet 
wird,   ferner  dass  die  Angehörigen   der  Armee   und  Flotte  zwar  durch   die 
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Anwerbung  besonderen  militärischen  Pflichten  unterworfen,  aber  in  keiner 
Weise  von  der  Herrschaft  des  gemeinen  bürgerlichen  Rechtes  befreit  werden, 
and  demgemä88  die  bürgerlichen  Gerichte  in  Zweifelsfallen  über  Auslegung 
und  Herrschaft  des  Militärstrafrechts  zu  entscheiden  haben,  sowie  endlich 
darin,  dass  der  Fortbestand  und  die  Disziplin  der  Armee  —  nicht  der  Flotte 
—  von  alljährlicher  Bewilligung  durch  das  Parlament  abhängig  gemacht  ist. 

Noch  interessanter  als  die  diesbezüglichen  Ausfuhrungen  ist  die  licht- 
volle  Darlegung  des  Verhältnisses  der  Krone  zu  den  Kirchengesellschaften 
im  allgemeinen  und  der  englischen  und  schottischen  Staatskirche  insbesondere. 
Während  die  englische  Kirche  (in  England  und  Wales)  als  eine  national- 
staatliche Institution  charakterisiert  wird  und  infolge  davon  in  der  Verwal- 
tung ihrer  eigenen  Angelegenheiten  überall  durch  die  Staatsgewalt  behindert 
ist  und  sogar  ihre  eigenen  Dogmen  und  ihre  Liturgie  ohne  Parlamentsgesetz 
nicht  ändern  kann;  ist  in  der  schottischen  (Staats)kirche  zwar  auch  Dogma 
und  (die  presbyterianische)  Verfassung  durch  Gesetz  fixiert,  indess  ist  eine 
Fortbildung  derselben  durch  die  kirchliche  Gemeinschaft  —  soweit  sie  nicht 
gegen  das  Landesgesetz  verstösst  —  nicht  ausgeschlossen.  Im  Gegensatz  zu 
diesen  beiden  Kirchengesellschaften  hat  die  anglikanische  Kirche  in  Irland 
seit  ihrer  Entstaatlichung  den  Charakter  einer  reinen  Privatgesellschaft  mit 
unbeschränktem  Hechte  der  Selbstbestimmung  und  -Verwaltung;  demgemäss 
kann  im  Prinzip  die  Möglichkeit  einer  Abänderung  des  Dogmas  und  der 
Liturgie  durch  die  irische  Kirche  nicht  bestritten  werden. 

Das  10.  und  letzte  Kapitel  mit  dem  Titel  „the  Crown  and  the  Courts" 
ist  den  Beziehungen  der  Staatsgewalt  zu  den  Gerichtshöfen  gewidmet.  Der 
Verfasser  unternimmt  es  zunächst,  uns  die  Organisation  und  Zuständigkeit 
des  Supreme  Court  of  Judicature  für  England  und  Wales  in  seinen  beiden 
Abteilungen,  dem  High  Court  und  dem  Court  of  Apeal,  zu  veranschaulichen, 
um  sodann  in  gleicher  Weise  die  ihm  untergeordneten  (englischen)  Gerichte 
zu  besprechen  und  fernerhin  in  kurzen  Zügen  die  ausserhalb  der  Juris- 
diktionssphäre des  „ Supreme  Court u  fallende  Gerichtsbarkeit  der  geistlichen 
und  sonstigen  Gerichte  Englands,  sowie  der  schottischen,  irischen,  indischen 
und  kolonialen  Gerichte  zu  erörtern.  Damit  ist  zugleich  die  Grundlage  ge- 
wonnen für  die  an  letzter  Stelle  gebotene  Darstellung  der  allen  diesen  Ge- 
richten gemeinschaftlichen  höchsten  Revisionsgerichtshöfe  des  britischen 
Weltreiches,  dem  House  of  Lords  und  dem  Judicial  Committee  of  the  Privy 
Council.     So  mit  den  Grundzügen  der  Gerichtsverfassung 8  bekannt  gemacht, 


3  Auf  die  darauf  bezügliche  Darstellung  Ansons  (S.  409 — 457),  soll  hier 
um8omehr  hingewiesen  werden,  als  Referent  dieselbe  bei  Abfassung  seiner 
gedrängten  Skizze  der  englischen  Gerichtsorganisation  in  dem  Aufsatz  über 
„Die  Spruchsammlungen  der  Obergerichte  Englands u  im  „  Juristischen  Littera- 
turblatt"  Bd.  VI  S.  1 — 3  berücksichtigt  hat,  ihre  Anführung  aber  infolge 
eines  eigentümlichen  Versehens  unterblieben  ist.  Dasselbe  gilt  von  der  noch 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XI.  4.  39 
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werden  wir  zum  Schlüsse  noch  über  die  besonderen  Beziehungen  der  Krone 
zu  den  Gerichten  und  ihrer  Zuständigkeit  belehrt.  Darnach  ist  die  Krone 
regelmässig  nicht  in  der  Lage  (anderes  gilt  zum  Teil  für  die  Kolonien),  neue 
Gerichte  zu  schaffen  oder  die  Jurisdiktion  der  bestehenden  Gerichte  zu 
ändern;  andererseits  aber  ist  der  Träger  der  Krone  prinzipiell  der  Juris- 
diktion nicht  unterworfen.  Indess  würden  gleichwohl  Klagen  vermögens- 
rechtlicher Natur  (aus  dinglichen  Ansprüchen  und  Kontrakten),  auf  dem  Um- 
wege einer  sogenannten  Petition  of  Rigbt  gegen  den  Souverän  zugelassen, 
während  bei  unerlaubten  Handlungen  in  Gemässheit  des  Grundsatzes  nthe 
king  can  do  no  wrong"  nur  die  ausführenden  Organe  haftbar  seien  und  sich 
weder  durch  Bezugnahme  auf  einen  Auftrag,  noch  durch  den  Nachweis ,  dass 
die  Handlung  im  Staatsinteresse  geboten  gewesen  sei,  von  ihrer  Haftung 
befreien  könnten. 

Mit  dieser  Darlegung  schliesst  der  Inhalt  des  ebenso  klar  wie  gemein- 
verständlich geschriebenen  Werkes  ab.  Anhangsweise  (S.  459—476)  sind 
eine  Reihe  von  Formeln  (bezw.  Formularen)  für  Vornahme  bestimmter  wich- 
tiger Regierungshandlungen  mitgeteilt,  welche  dem  Leser  eine  ganz  lebendige 
Anschauung  der  Funktionierung  der  verschiedenen  staatlichen  Organe  bieten 
und  so  zugleich  den  vom  Verfasser  verfolgten  Lehrzweck  möglichst  voll- 
kommen erreichen  lassen. 

So  wertvoll  nach  dem  Gesagten  das  Werk  als  Unterrichtsmittel  ist  — 
und  es  steht  als  solches  einzig  in  seiner  Art  da  — ,  seine  Bedeutung  ist  da- 
mit keineswegs  erschöpft. 

Jene  eigentümliche  Thatsache,  dass  die  englische  Verfassung,  im  Gegen- 
satz zu  den  mehr  oder  minder  nach  ihrem  Vorbilde  geschaffenen  modernen 
(kontinentalen)  Verfassungen,  auf  dem  unbestimmteren  und  schwankenderen 
Grunde  der  Gewohnheit  und  des  Herkommens  beruht,  hat  den  Verfasser 
veranlasst,  nicht  nur  die  Litteratur  und  die  mitunter  sehr  entlegenen  Quellen 
eingehend  zu  berücksichtigen,  sondern  auch  durch  Anfragen  und  persönlichem 
Austausch  mit  den  leitenden  Staatsmännern  und  den  Beamten  der  verschie- 
denen Ressorts  einen  möglichst  klaren  Einblick  in  das  Wesen,  die  Funktionen 
und  das  gegenseitige  Verhältnis  der  verschiedenen  Regierungsgewalten  zu 
gewinnen.  Diesen,  Jahre  lang  fortgesetzten,  auf  Erkundung  der  lebendigen 
Tradition  gerichteten  Bemühungen  ist  es  zu  danken,  dass  das  Werk  und  dass 
namentlich  der  uns  vorliegende  zweite  Band  eine  Fülle  von  Aufklärung  und 
Belehrung  bietet,  welche  man  anderwärts  vergeblich  suchen  wird,  und  dass, 
wie  von  hervorragender  Seite  betont  worden  ist,  selbst  der  Kundige  kaum 
ein  Kapitel  durchlesen  wird,  ohne  sich  in  seiner  Erkenntnis  des  Gegenstandes 


viel  intensiver  benützten,  lichtvollen  und  dem  Verständnis  des  deutschen 
Lesers  angepassten  Darstellung  der  Gerichtsverfassung  in  dem  Werke  von 
Ernst  Schuster,  „Die  bürgerliche  Rechtspflege  in  England",  Berlin  1887, 
S.  1—50. 
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gefördert  zu  wissen.  Nach  all  dem  kann  es  einem  Zweifel  nicht  unterliegen, 
dass  das  Werk  für  das  Studium  des  englischen  Staatsrechts  in  der  ganzen 
englisch  redenden  Welt  in  Kurzem  die  Stellung  einnehmen  wird,  welche  dem 
Werke  desselben  Verfassers  über  das  Recht  der  Schuldverträge  schon  lange 
zukommt;  es  wird  sein  „the  textbook  on  the  subject". 

München.  E.  Grueber. 

Dr.  Heinrich  Rosin,  ordentlicher  Professor  der  Rechte  an  der  Universität 
Freiburg  i.  B.  Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preussen. 
Verwaltungsrechtlich  entwickelt  und  dargestellt.  Zweite,  neu  bear- 
beitete Auflage.  Berlin  SW  48,  Wilhelmstrasse  119/120.  J.  Gutten- 
tag,  Verlagsbuchhandlung  1895.  X  und  320  S.  8  Mk.,  geb.  10  Mk. 
Wir  vertreten  die  Meinung,  dass  für  die  dauerhafte  Einheit  des  Deut- 
schen Reiches  ein  gemeinsames  Verwaltungsrecht  viel  nothwendiger  ist,  als 
ein  gemeinsames  Privatrecht.  Dass  der  Gedanke  vorläufig  stark  nach 
Ketzerei  riecht,  ist  uns  vollkommen  bewusst.  Aber  wir  lassen  uns  dadurch 
nicht  beirren  und  leben  der  Zuversicht,  dass  die  Zukunft  jener  Ueberzeugung 
nicht  allein  immer  mehr  und  mehr  Anhänger  gewinnen,  sondern  auch  Mittel 
und  Wege  finden  wird,  die  hohe  Aufgabe,  die  wie  kaum  eine  zweite  des 
Schweisses  der  Edelsten  werth  ist,  der  Lösung  zuzuführen.  Ob  die  lebende 
Generation  das  Ziel  erreichen  dürfte,  steht  freilich  dahin.  Aber  es  giebt  — 
und  das  gilt  auch  für  die  Reichsverfassung  —  kein  noli  me  tangere,  das  auf 
die  Dauer  einem  gesunden  Reformgedanken  widerstehen  könnte.  Mit  der 
wissenschaftlichen  Vertiefung  des  Verwaltungsrechtes  wird  er  Schritt  für 
Schritt  an  Terrain  gewinnen.  Wer  aber  könnte  es  leugnen,  dass  auf  irgend 
welchem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  im  Grossen  und  Allgemeinen  emsiger 
geschafft  und  gearbeitet  wird,  als  gegenwärtig  auf  dem  Gebiete  des  Verwal- 
tungsrechts? Und  einen  wichtigen,  hochbedeutsamen  Markstein  in  dem  Fort- 
tchritt  jener  staunenswerthen  Entwicklung  der  jungen  Rechtsdisziplin  be- 
deutet das  RosiN'sche  Werk,  dessen  Erscheinen  mit  grosser  Spannung  und 
—  fügen  wir  es  hinzu  —  auch  mit  grossen  Hoffnungen  entgegengesehen 
wurde.  Die  Hoffnungen  haben  nicht  getrogen.  Unserer  Meinung  nach  ist 
das  Werk  des  höchsten  Lobes  werth  und  verdient  mit  Recht,  wie  wir  irgendwo 
gelesen  haben,  eine  klassische  Darstellung  des  preussischen  Polizeiverord- 
nungsrechtes genannt  zu  werden. 

In  der  zweiten  Auflage  —  nicht  viele  verwaltungsrechtliche  Mono- 
graphien erleben  eine  solche  —  hat  sich  der  Verfasser  nicht  auf  Nachträge 
beschränkt,  sondern  wie  der  Titel  besagt,  eine  wirkliche  Neubearbeitung  vor- 
genommen, so  dass  er  mit  Recht  sagen  darf,  dass  kaum  eine  wesentliche, 
von  Theorie  und  Praxis  bisher  aufgeworfene  Frage  des  Polizeiverordnungs- 
rechts besteht,  die  in  dem  vorliegenden  Buche  nicht  eingehend  erörtert 
worden  wäre.  Eine  daukenswerthe  Bereicherung  der  neuen  Auflage  bilden 
die  im  Anhang  mitgetheilten  Materialien  zum  Gesetze  über  die  Polizeiverwal- 

39* 
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tung  vom  11.  März  1850.  Endlich  mag  auch  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  die  vergleichende  Heranziehung  der  süddeutschen  Rechte,  in  der  ersten 
Auflage  bereits  mit  Erfolg  begonnen,  in  der  zweiten  Auflage  mannigfache 
Erweiterungen  erfahren  hat,  die  namentlich  wir  im  Hinblick  auf  unsere  Zn- 
kunftsträume  mit  Freuden  begrüssen. 

Was  die  Ordnung  des  Stoffes  anlangt,  so  zerfallt  das  Buch  in  zwei 
grosse  Haupttheile.  Der  erste  mit  der  Ueberschrift  „Die  Grundlegung"  be- 
handelt im  ersten  Kapitel  die  verwaltungsrechtlichen  Grundlagen,  im  zweites 
Kapitel  dagegen  die  geschichtlichen  Grundlagen  des  Polizeiverordnungsrecati. 
Der  zweite  Theil  mit  der  Ueberschrift  »Die  Ausführung"  zerfallt  in  sechs 
Kapitel.  In  ihnen  gelangen  zur  Erörterung:  Die  rechtliche  Natur  der 
Polizei  Strafverordnungen ,  ihr  Gegenstand  und  Inhalt,  die  berechtigten  Be- 
hörden und  die  Bereiche  der  Polizeistrafverordnungen,  Erlass  und  Auf- 
hebung von  Polizeistrafverordnungen  und  die  Kontrolen  des  Polizeiverord- 
nungsrechts. 

Alle  diese  überaus  schwierigen  Materien  behandelt  der  Verfasser  mit 
Schärfe  und  Gründlichkeit  und  zwar  in  einem  Maasse,  wie  es  diesem  Gegen- 
stände bisher  noch  nicht  zu  Theil  geworden  ist.  Dass  er  dabei  nicht  selten 
zu  überraschenden,  wir  möchten  fast  sagen  „verblüffenden"  Resultaten  ge- 
langt, kann  ihm  nur  der  zum  Vorwurf  machen,  der  sich  nicht  gern  aus  des 
gewohnten  Bahnen  der  Alltäglichkeit  herausbringen  lässt.  Der  objektiv  and 
unbefangen  denkende  Leser  wird  sich  dadurch  nur  um  so  mehr  angeregt 
fühlen,  dem  Verfasser  bis  zu  den  letzten  Gründen  seiner  Beweisführung  m 
folgen  und  Theorie  und  Praxis  insbesondere  werden  nicht  umhin  können, 
sich  mit  den  Darlegungen  des  Verfassers  auseinanderzusetzen.  Eine  leichte 
Aufgabe  wird  das,  wie  wir  meinen,  nicht  sein,  im  Besonderen  auch  auf  dem 
Gebiete  nicht,  das  unseres  Wissens  bisher  den  lautesten  Widerspruch  heraus- 
gefordert hat.  Wir  haben  dabei  im  Sinne  die  Ausführungen  über  den  Be- 
griff der  Polizei  und  den  Umfang  des  polizeilichen  Verfügungs-  und  Ver- 
ordnungsrechts in  Preus8en. 

Die  in  Praxis  und  Theorie  gegenwärtig  herrschende  Meinung  erblick; 
bekanntlich  in  der  vielberufenen  Vorschrift  in  §  10  II  17  A.-L.-R. : 

„Die  nöthigen  Anstalten  zur  Erhaltung    der    öffentlichen  Roh*. 

Sicherheit  und  Ordnung  und  zur  Abwendung   der   dem  Publiko  oder 

einzelnen  Mitgliedern  desselben  bevorstehenden  Gefahr   zu  treffen,  ist 

das  Amt  der  Polizei" 

eine  begriffliche  Begrenzung  für  die  Machtbefugniss  der  Polizei.    Lösxs« 

meint,  das  A.-L.-R.  habe  damit  nur  gesetzlich   fixirt,   was  die  Wissenschaft 

des  vorigen  Jahrhunderts   bereits   erkannt  habe   und   er   verweist   dabei  asf 

Pütter   („Promovendae   salutis   cura  proprio   non   est   politiae**).     Für  di* 

Praxis  aber  hat  die  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  14.  Jra 

1882  (das  sogenannte  Kreuzberg-Urtel,  Entsch.  des  O.-V.-G.  Bd.  IX  S.  3o3£> 

zur  Richtschnur  gedient.     Die  praktische  Konsequenz    dieser  Auffassung  bt 
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die,  dass  das  ganze  grosse  Gebiet  der  Wohlfahrtspolizei,  das  immer  mehr 
in  den  Vordergrund  tritt,  je  mehr  der  Staat  aufhört  —  wie  man  zu  sagen 
pflegt  —  sich  auf  Nachtwächterdienste  zu  beschränken,  dass  dieses  ganze 
grosse  Gebiet  als  ein  der  Polizei  gegenüberstehender  Zweig  der  Staatsthätig- 
keit  oder  wohl  auch  gar  als  völlig  ausserhalb  der  Staatsaufgabe  liegend  an- 
gesehen wird.  Hiergegen  macht  der  Verfasser  energisch  Front.  Er  sucht 
nachzuweisen,  dass  der  §  10  II  17  A.-L.-R.  nicht  entfernt  die  Bedeutung 
einer  begrifflichen  Begrenzung  habe,  sondern  nur  auf  eine  Bestimmung  und 
Umgrenzung  der  exekutivischen  Amtsgewalt  der  Polizeibehörden  ge- 
richtet gewesen  sei.  Das  Wesen  des  Begriffes  der  Polizei  sei  aus  anderen 
Satzungen  des  A.-L.-R.  zu  entnehmen  und  der  Begriff  der  Polizei  lasse  sich 
danach  als  die  Gesammtheit  der  auf  die  Herstellung  der  inneren  Sicherheit 
und  Wohlfahrt  der  Staatsbürger  gerichteten  staatlichen  Thätigkeit  zusammen- 
fassen. Daraus  ergebe  sich  weiter,  dass  auch  für  den  Umfang  des  Polizei- 
verordnungsrechtes nach  A.-L.-R.  der  §  10  II  17  a.  a.  0.  keine  Begrenzung 
gegenüber  dem  allgemeinen  Polizeibegriffe  bilden  könne.  Das  Straf- 
verordnungsrecht  der  Landespolizeibehörden  finde  seine  erste  gesetzliche 
Grundlage  in  der  Verordnung  vom  26.  Dez.  1808  und  in  der  Geschäfts- 
instruktion für  die  Regierungen  von  demselben  Tage  bezw.  in  der  späteren 
Instruktion  von  1817.  Was  aber  das  Polizeigesetz  vom  11.  März  1850  an- 
lange, so  enthalte  dieses  keine  Begriffsbestimmung  der  Polizei.  Man  sei 
daher  berechtigt,  ihm  gegenüber  die  bisherigen  Resultate  zu  Grunde  zu 
legen  und  zwar  um  so  mehr,  als  aus  den  Materialien  des  Gesetzes  deutlich 
erhelle,  dass  der  Gesetzgeber  gerade  nur  deshalb,  weil  das  Gebiet  der  Polizei 
ein  fast  unbegrenztes  und  die  Polizei  selbst  der  Rest  oder  das  not- 
wendige Komplement  der  übrigen  Zweige  der  Staatsgewalt  sei,  von  einer 
näheren  Begriffsbestimmung  abgesehen  habe.  So  ungefähr  ist  der  Gedanken- 
gang des  Verfassers  in  der  beregten  Frage  und  wir  halten  es  durchaus  nicht 
für  ausgeschlossen,  dass  die  von  ihm  vorgetragenen  Ansichten  eine  grosse  Um- 
wälzung herbeiführen  können.  Mit  Einwänden,  wie  der,  dass  die  neue  Theorie 
in's  Uferlose  führe,  ist  die  Sache  nicht  abgethan.  Denn  der  Gesetzgeber  von 
1850  hat  selbst  anerkannt,  dass  das  Gebiet  der  Polizei  „ein  fast  un- 
begrenztes sei"  und  wollte  er  —  um  denselben  Ausdruck  zu  gebrauchen 
—  in's  Uferlose  steuern,  so  ist  das  hinzunehmen.  Die  schöpferische  Thätig- 
keit der  Wissenschaft  und  Praxis  darf  sich  nun  und  nimmer  dazu  verleiten 
lassen,  den  Gesetzgeber  zu  korrigiren.  Uebrigens  ist  die  Frage,  ob  die 
herrschende  Meinung  den  realen  Bedürfnissen  des  Lebens  besser  dient  als 
die  RosiN'sche,  sehr  diskutabel  und  keineswegs  ausgetragen,  Wir  im  Be- 
sonderen haben  gerade  hierüber  unsere  eigenen  Gedanken,  die  jedoch  selbst- 
redend im  Rahmen  einer  Besprechung  keinen  Ausdruck  finden  können. 

Zum  Schluss  noch  Eines.  Der  Verfasser  ist  Mannes  genug,  um  sich 
seiner  Haut  zu  wehren  gegen  jeden  Widerspruch,  so  dass  er  unserer  Für- 
sprache wohl  entrathen  kann.    Immerhin  möge   er  uns  gestatten,   ihm   die 
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alte  Erfahrung  in's   Gedächtniss  zurückzurufen,    dass    schon   recht   oft   die 
Minoritäten  sich  in  Majoritäten  verwandelt  haben. 

Berlin.  Freytag. 

Dr.  Keil,  Staatsanwalt.    Die  Landgemeindeordnung  für   die  sieben 
östlichen  Provinzen  der  Monarchie  vom  S.Juli  1891    nach 
dem    Inkrafttreten    des    Kommunalabgabengesetzes.     Vom 
Standpunkt  des  privaten  und  öffentlichen  Rechts  aus  erläutert.     Frei- 
burg i.  B.  und  Leipzig  1896,   Akademische  Verlagsbuchhandlung  von 
J.  C.B.Mohr  (Paul  Siebeck).  531  S.  Ladenpreis  10,25  Mk.,  geb.  12,25 Mk. 
Bei  der  rapiden  Entwickelung  unseres  öffentlichen  Rechts  kann  die  an 
sich  gewiss  bedauerliche  Thatsache,  dass  auch  die  Landgemeindeordnung  vom 
3.  Juli  1891  bereits   zum  Torso  geworden  ist,   nicht  Wunder  nehmen.    Die 
vorhandenen  Bearbeitungen  der  Landgemeindeordnung  genügen   daher  den 
Anforderungen  der  Gegenwart  nicht  mehr  und  es  muss  aus  diesem  Grunde 
als  ein  danke nswerth es  Unternehmen  bezeichnet  werden,  das  wichtige  Gesetz, 
so  wie   es  sich  nach   dem   gegenwärtigen  Rechtszustande   darstellt,   wissen- 
schaftlich zu   erläutern  und   dadurch   sein  Yerständniss  zu   fördern.     Dieser 
Aufgabe   hat  sich    der  Verfasser   unterzogen.     Wie    er   in    seinem  Vorwort 
sagt,  ist  sein  Buch  das  Ergebniss  einer  mühevollen  Arbeit.   Allein  die  mühe- 
volle Arbeit,  deren  Spuren  jede  Seite  erkennen  lässt,  sichert  allein  den  Er- 
folg des  Gelingens   noch  keineswegs.    Es  gehört   dazu  neben  der  Fähigkeit, 
einen  Stoff  wissenschaftlich  zu  behandeln,  nicht  allein  die  vollkommene  Be- 
herrschung der  gesammten  einschlägigen  Litteratur  —  und  diese  ist,  was  die 
Landgemeindeordnung   anlangt,   wahrlich   nicht   klein  —  sondern   auch   ein 
Blick,  der  sich  mit  intuitiver  Sicherheit  auf  die  Bedürfnisse  der  Praxis  lenkt. 
Alle  diese  Eigenschaften  sind  dem  Verfasser  in  so  hohem  Grade  eigen,  dass 
es  ihm  gelungen  ist,  ein  Werk  zu  liefern,  das  zwar  nicht  Alles  hält,  was  es 
verspricht,  gleichwohl  aber  eine  Leistung  ist,  an  der  Keiner,   der  es  in  Zu- 
kunft unternimmt,   seine  Kräfte  an  demselben  Stoff  zu  versuchen,  vorüber- 
gehen können  wird. 

Der  Vorbehalt  bezieht  sich  auf  die  Behandlung  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes. 

Das  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893  hat  in  Abs.  5  des  §  96 
bestimmt,  dass  mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  alle  demselben  ent- 
gegenstehenden gesetzlichen  Bestimmungen  ausser  Kraft  treten.  Welche  Be- 
stimmungen das  aber  sind,  sagt  das  Gesetz  nicht.  Man  hat  eine  Aufzahlung 
der  durch  Abs.  5  a.  a.  0.  ausser  Kraft  gesetzten  Vorschriften  als  unthunlich 
erachtet,  weil  dieselben  nicht  nur  in  zahlreichen  Gemeindeverfassungsgesetzen, 
Kreis-  und  Provinzialordnungen  zerstreut  sind,  sondern  auch  sich  nicht  selten 
noch  auf  andere  Gegenstände  als  auf  die  Regelung  des  Kommunalabgaben- 
wesens  beziehen  und  insoweit  in  Kraft  bleiben  mussten  (vgl.  Begr.  des  Ges.- 
Entw.  zu  §  78).    Aus  diesen  Gesichtspunkten  ergiebt  sich  die  Nothwendig- 
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keit  einer  eingehenden  Prüfung  und  es  ist  nicht  angängig,  schlechthin  die 
Paragraphen  des  Kommunalabgabengesetzes  der  Landgemeindeordnung  ein- 
zufügen, wie  es  in  dem  vorliegendem  Werke  im  Grossen  und  Ganzen  ge- 
schehen ist.  Der  Verfasser  bezeichnet  eine  ganze  Reihe  von  Bestimmungen 
der  Landgemeindeordnung  dadurch,  dass  er  sie  unterstreicht  und  in  margin e 
auf  die  entsprechenden  Vorschriften  des  Kommunalabgabengesetzes  verweist, 
als  beseitigt  und  unterlasst  es  überdies,  diese  letzteren  Vorschriften,  obschon 
sie  auch  an  und  für  sich  betrachtet,  ein  Heer  von  Kontroversen  in  sich 
schliessen,  zu  erläutern.  Die  Fortführung  der  Landgemeindeordnung  bis  auf 
den  gegenwärtigen  Rechtszustand  ist  daher  in  diesem  Theile  nur  eine  rein 
äusserliche,  die  bei  nicht  kritisch  veranlagten  Lesern  nur  Missverständ- 
nisse hervorrufen  kann.  Ein  Beispiel  mag  das  erläutern.  Der  §  30  der 
Landgemeindeordnung  besagt,  dass  Beamte  und  Militärpersonen  von  per- 
sönlichen Diensten  frei  sind.  Ob  aber  diese  Vorschrift  durch  §  68  des 
Kommunalabgabengesetzes  modifizirt  ist,  oder  ob  in  §  68  a.  a.  0.  dasselbe 
gesagt  ist,  erscheint  recht  zweifelhaft.  Denn  hinsichtlich  der  Beamten  (vgl. 
§  41  a.  a.  0.)  wird  auf  die  Verordnung  vom  23.  Sept.  1867  verwiesen.  Diese 
Verordnung  aber  spricht  in  §  10  keineswegs  eine  allgemeine  Befreiung  der 
Beamten  aus,  sondern  bezieht  sich  nur  auf  die  Beamten  mit  fester  Besoldung. 
Wie  steht  es,  so  fragen  wir,  mit  den  Notaren,  die  nach  der  Judikatur  des 
Oberverwaltungsgerichts  jedenfalls  Beamte  sind,  aber  keine  feste  Besoldung 
beziehen?  Dass  die  auf  die  Steuern  bezüglichen  Vorschriften  die  vitalsten 
Interessen  berühren  und  der  Praktiker  gerade  auf  diesem  Gebiete  sich  recht 
oft  nach  einem  bewährten  Rathgeber  umsieht,  wollen  wir  nur  nebenher  er- 
wähnen. Der  Verfasser  des  vorliegenden  Werkes  lässt  hier  aber  im  Stich. 
Der  Kommentar  beginnt  mit  einer  Einleitung,  die  die  Landgemeinde 
als  den  Schlussstein  der  Selbstverwaltungsreform  behandelt.  Ausgehend  von 
dem  dominium  der  fridericianischen  Zeit  verfolgt  sie  die  Schicksale  der 
Landgemeinde  durch  die  STEiN-HANDENBERG'sche  Periode  und  die  Revolutions- 
zeit bis  zur  Neubelebung  und  Erstarkung  des  Reformgedankens,  dessen  erster 
Erfolg  bekanntlich  die  Kreisordnung  und  dessen  Abschluss  die  Landgemeinde- 
ordnung bildet.  Der  zweite  Theil  des  Werkes  befasst  sich  mit  einer  Dar- 
stellung des  Systems  der  Landgemeindeordnung,  die  um  so  verdienstlicher 
ist,  als  gerade  das  System  mannigfache  und  theil  weise  nicht  unberechtigte 
Bemängelungen  erfahren  hat.  Schon  im  Laufe  der  parlamentarischen  Ver- 
handlungen erhoben  sich  Stimmen,  die  gegen  den  Gesetzentwurf  den  Vorwurf 
erhoben,  dass  sein  System  eine  klare,  organische  Gliederung  nicht  aufweise 
und  regierungsseitig  musste  anerkannt  werden,  dass  die  Vorlage  —  wie  man 
sich  euphemistisch  ausdrückte  —  an  „Schönheitsfehlern"  leide.  Weiter  folgt 
ein  Abschnitt,  der  die  parlamentarische  Genesis  des  Gesetzes  schildert  und 
im  Besonderen  bei  den  für  das  Gesetz  so  folgenschweren  Kämpfen  verweilt, 
die  von  der  konservativen  Opposition  mit  grosser  Erbitterung  geführt 
wurden  und  schliesslich  in  Kompromissen  ihre  Lösung  fanden.   Wir  erinnern 
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hierbei   an   die  Bestimmungen   über   die   Eingemeindung  und  über   die   so- 
genannten Zweckverbände,  an  die  Vorschriften  über  das  Gemeindestimmrecht 
u.  A.  m.   Diese  drei  Kapitel  bilden  zusammen  den  Abschnitt  A.  des  Buches. 
Der  Abschnitt  B.   ist  der  Erläuterung   des  Gesetzes  selbst  gewidmet.    Ihm 
8chlies8t  sich  unter  C.  ein  Anhang  an  und  er  enthält  die  drei  Ausfuhrungs- 
anweisungen zur  Landgemeindeordnung,   das  Kommunalabgabengesetz  vom 
14.  Juli  1893  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der  Novelle  vom  30.  Juli  1895, 
die  Verordnung  über  die  Festsetzung  und  den  Ersatz  der  bei  Kassen   und 
anderen  Verwaltungen  vorkommenden  Defekte  vom  24.  Jan.  1844,   endlich 
das  Gesetz   betreffend  die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Beamten, 
die  Versetzung  derselben  auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Ruhestand  vom 
21.  Juli  1852.    Ein  Sachregister  (D.)  bildet  den  Beschluss.    Dieses  Register 
könnte  und  müsste  unseres  Erachtens   bei  Weitem   vollständiger   sein.     So 
wie  es  vorliegt,   entspricht  es  dem   reichen  Inhalt  des  Buches  nicht.     Bei- 
spielsweise   fehlen   in    dem   Register  „Anfechtung",   „Aufenthalt",  „Armen- 
unterstützung", „Hand-  und  Spanndienste",  „Hebeliste",    „Hauptgut",  „Her- 
koramen",  „Hundesteuer"  —  alles  Worte,  die  in  einem  Register  zur  Land- 
gemeindeordnung nicht  fehlen  dürfen.  Namen  dagegen  wie  von  Dzixmbowski. 
von  Gneist,  von  Hevdbbband,  von  Hüene,  Herbfurth,  von  Meyer-Arns- 
walde,  von  Rauchhaupt,  Sombart  wird  schwerlich  irgend  Jemand  in  einem 
Sachregister  zur  Landgemeindeordnung  suchen,  mögen  ihre  Träger  auch 
noch  so  bedeutsam  für  die  Gestaltung  des  Gesetzes  gewesen  sein.   Doch  das 
sind  Dinge,  die  sich  bei  einer  zweiten  Auflage  ebenso  leicht  korrigiren  lassen, 
wie  die  Inkongruenz  zwischen  der  Orthographie   des  Kommentars  und  der- 
jenigen der  Gesetzgebung.     Selbstredend   kommt   es  uns  nicht  in  den  Sinn, 
dem  Verfasser  Vorhaltungen  über  seine   eigene  Orthographie  zu  machen. 
Aber  andererseits  vertreten   wir  die  Ansicht,    dass   dem  Kommentator  der 
Gesetzes  text  sakrosankt  sein  muss  und  dass  sich  der  Respekt  vor  dem  Ge- 
setze auch  auf  dessen  Orthographie  erstrecken  muss.  Der  Kommentator  der 
Landgemeindeordnung  ist  daher  nicht  befugt,  dem  selbständigen  Gutsbezirk 
da,  wo  das  Gesetz  wiedergegeben  wird,  ein  zweites  „st"  hinzuzusetzen,  nach- 
dem der  Gesetzgeber   den  selbständigen  Gutsbezirk  von  jener  Bürde  befreit 
hat.   Mit  dem  Kommunalabgabengesetz  steht  es  ebenso.   Der  Gesetzgeber 
schreibt  es  mit  K  und  nicht  C  (vgl.  G.-S.  S.  152). 

Einer  besonderen  Anerkennung  sind  die  historischen  Untersuchungen 
werth.  Der  Abschnitt  über  die  Landgemeinde  und  Gutsbezirke  (S.  51  ff.) 
und  die  dem  Gutsbezirke  in  specie  gewidmete  Darstellung  (S.  318  ff.),  nicht 
minder  die  Behandlung  der  überaus  schwierigen  Materie  des  Auenrechts  ver- 
dienen uneingeschränktes  Lob. 

Dagegen  vermögen  wir  dem  Verfasser  nicht  zu  folgen  in  seiner  An- 
schauung über  die  Bedeutung  des  Gewohnheitsrechts  in  demjenigen  Gebiete 
der  Landgemeindeordnung,  woselbst  nicht  das  Allgemeine  Landrecht,  sondern 
gemeines  Recht  gilt.   Der  Verfasser  meint  nämlich,  dass  in  Neuvorpommern 
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und  Rügen  (vgl.  S.  101)  Bestimmungen  der  Landgemeindeordnung  per  de- 
suetudinem  aufgehoben  werden  könnten  und  bezieht  sich  dabei  auf  L.  82  D. 
de  legibus  I  3.  Es  ist  das  die  bekannte  Stelle,  die  mit  dem  Satze  schliesst 
„.  .  .  quare  rectissime  etiam  illud  receptum  est,  ut  leges  non  solum  suffragio 
legislatoris,  sed  etiam  tacito  consensu  omnium  per  desuetudinem  abrogentur". 
Dem  ist  entgegenzuhalten,  dass  dieser  Satz  schon  im  gemeinen  Rechte  viel 
umstritten  ist  und  dass  es  Lehrer  des  gemeinen  Rechts  giebt,  die  die  weit- 
gehenden Konsequenzen,  die  Puchta  aus  ihm  zieht,  ablehnen.  Auf  dem  Ge- 
biet des  öffentlichen  Rechts  aber  ist  so  ziemlich  allgemein  anerkannt,  dass 
Gesetze  per  desuetudinem  nicht  aufgehoben  werden  können  und  jedenfalls 
steht  die  Praxis  auf  diesem  Standpunkte.  Fragt  man  aber,  ob  und  inwie- 
weit die  Landgemeindeordnung  selbst,  ihre  Stellung  zum  Gewohnheitsrecht 
auffasst,  so  scheint  uns  diese  genugsam  durch  §  147  in  dem  Sinne  gekenn- 
zeichnet, dass  gegenüber  den  Satzungen  des  Gesetzes,  soweit  sie  dem  jus 
cogens  angehören,  für  die  Entwickelung  eines  Gewohnheitsrechts  mit 
derogirender  Wirkung  kein  Raum  mehr  ist. 

Berlin.  Freytag. 

Dr.  jur.  et  Lic.  theol.  Karl  Rieker,  Privatdozent  (jetzt  a.  o.  Professor)   an 
der  Universität  Leipzig.     Die   rechtliche  Stellung  der  evange- 
lischen Kirche  Deutschlands  in  ihrer  geschichtlichen  Ent- 
wickelung bis  zur  Gegenwart.     Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1893. 
XV  und  488  S.   gr.  8.    10  Mk. 
So  sehr  auch  die  Ansichten    der  Schriftsteller,   die  sich  bisher  mit  der 
rechtlichen  Stellung   der  evangelischen   Kirche   Deutschlands   in   alter   und 
neuer  Zeit  befasst  haben,    im  Uebrigen  auseinandergingen,   darin    stimmten 
sie  doch  alle  überein,  dass  die  Entwickelung   einen  andern  als  den  von  den 
Reformatoren    ursprünglich   beabsichtigten   Verlauf   genommen    habe.     Das 
reformatorische  Ideal  sei  nämlich   eine  selbständige,   vom  Staate  mehr  oder 
weniger  unabhängige  Kirche  gewesen.    Dass  es  nicht  verwirklicht,  dass  viel- 
mehr die  Kirche  dem  Staat  und  den  Landesherren   ausgeliefert  worden  sei, 
das  habe  die  Ungunst  der  äusseren  Umstände  und  Luthers  Mangel  an  Inter- 
esse und  Verständnis  für  Fragen  der  Kirchenverfassung  verschuldet. 

Dies  die  herrschende  Ansicht.  Ihre  Unrichtigkeit  und  Unnahbarkeit 
weist  Rieker  überzeugend  nach.  Die  Reformatoren  kannten  gar  keinen 
Staat,  dem  sie  ihre,  übrigens  zunächst  als  unsichtbar  gedachte  Kirche  gegen- 
überstellen konnten;  sie  wussten  nur  von  einer  einheitlichen  Christenheit 
mit  zwei  Gewalten,  dem  geistlichen  Regiment  und  dem  weltlichen.  Und  sie 
konnten  die  Kirche  den  Landesherren  gar  nicht  mehr  ausliefern;  denn  das 
landesherrliche  Kirchenregiment  und  das  Landeskirchen  tum  war  in  den 
meisten  deutschen  Territorien  schon  im  15.  Jahrhundert  da.  Die  Reforma- 
tion hat  durch  die  Lehren  von  der  weltlichen  Obrigkeit  als  dem  praecipuum 
membrum  ecclesiae  und  von  der  custodia  utriusque  tabulae  nur  bereits  Vor- 
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handenes  ausgebaut  und  das  ius  reformandi  sowie  die  Verpflichtung  des 
weltlichen  Regiments,  für  das  Wohl  der  Kirche  zu  sorgen,  bloss  erweitert. 
Diese  Pflicht  galt  übrigens  der  reformatorischen  und  nachreformatorischen 
Zeit  als  eine  politische,  als  eine  Landesangelegenheit.  Darum  wirkten  die  Stande 
bei  der  Ausübung  des  Kirchenregimentes  mit.  Dessenungeachtet  kann  man  nicht 
von  einem  Aufgehen  der  Kirchengewalt  in  der  Staatsgewalt  reden.  Die  Kon- 
sistorien und  Superintendenten  waren  kirchliche  Behörden,  eingesetzt,  um  eine 
Regierung  der  Kirche  durch  den  Hof  zu  verhindern,  und  trotz  ihrer  Ernennung 
durch  den  Landesherrn  von  ihm  nicht  unbedingt  abhängig.  Denn  als  höchste 
Norm  galt  für  sie  wie  für  alles  Kirchenregiment  Gottes  Wort  und  das  Bekenntnis. 

Um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  bricht  die  mittelalterliche  Welt- 
anschauung zusammen.  Die  Idee  der  natürlichen  Religion  und  des  Natur- 
rechts erfüllt  die  Köpfe.  Alle  Transcendenz  und  damit  auch  die  Einheit  und 
der  vorwiegend  anstaltliche  Charakter  verschwindet  aus  dem  Begriff  der 
Kirche.  Man  denkt  nur  an  die  Lokalgemeinde  oder  an  die  auf  ihr  sich  auf- 
bauende Korporation,  die  sich  bloss  ihrem  Zwecke,  nicht  aber  ihrer  Natur 
nach  von  den  anderen  Genossenschaften  unterscheidet  und  wie  diese  vom 
Staat  in  strenger  Abhängigkeit  gehalten  wird.  Das  Vorhandensein  einer 
Mehrheit  von  solchen  Kirchen  ruft  das  Prinzip  der  Parität  ins  Leben  und 
macht  den  Staat  gleichgültiger;  es  —  und  die  Existenz  weiterer  Religionsgesell- 
schaften —  führt  auf  den  Begriff  der  Kirchenhoheit  (ius  circa  sacra).  Das 
weitergehende  eigentümliche  Regiment  des  Landesherrn  über  die  evangelische 
Kirche  wird  theoretisch  als  Ausfluss  der  Landeshoheit  erklärt  oder  durch 
einen  iure  devolutionis  oder  ex  pacto  erfolgten  Uebergang  der  kirchlichen 
Gesellschaftsrechte ,  während  die  Praxis  es  durchaus  als  Bestandteile  der 
Staatsgewalt  auffasst  und  vom  Standpunkt  der  Polizei  aus  handhabt. 

In  unserem  Jahrhundert  macht  das  Paritätsprinzip  weitere  Fortschritte. 
Die  Unterscheidung  von  ius  circa  sacra  und  ius  in  sacra  wird  praktisch.  In 
diesem  erblickt  man  nunmehr  ein  Annex  der  Staatsgewalt.  Es  entsteht 
jetzt  das  landesherrliche  Kirchenregiment  im  modernen  Sinne  des  Wortes. 
Rechtlich  lässt  es  sich  nicht  erklären,  historisch  aber  stellt  es  sich  dar  als 
die  Fortsetzung  der  herrschenden  Stellung  der  evangelischen  Kirche  als 
Landeskirche  nur  in  anderer  Form. 

Inzwischen  hatte  Schleiermachers  neue  Auffassung  der  Religion  als 
einer  Bestimmtheit  des  Gefühls  in  den  Kreisen  der  Gebildeten  die  Herrschaft 
erlangt.  Dies,  die  gleichzeitige  Beschränkung  der  Aufgabe  des  Staates  auf 
den  Rechtsschutz  und  die  Unmöglichkeit,  das  ius  circa  sacra  der  katholischen 
Kirche  gegenüber  von  dem  ihr  überlassenen  ius  in  sacra  sauber  zu  scheiden, 
führten  dazu,  dass  das  Frankfurter  Parlament  das  Prinzip  der  Trennung  von 
Kirche  und  Staat  proklamierte.  Durchgeführt  wurde  allerdings  nur  ein  ge- 
ringer Teil  des  in  Art.  III  §§  14 — 21  der  Grundrechte  aufgestellten  Pro- 
gramms. Ein  Gang  durch  das  Verfassungsrecht  der  evangelischen  Kirche  in 
den  einzelnen  Territorien  Deutschlands  lehrt,  dass  das  Staatskirchentum  und 
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das  landesherrliche  Kirchenregiment  auch  heute  noch  fortbestehen.  Aber 
die  evangelische  Kirche  ist  vom  Staate  unabhängiger  geworden  und  hat 
mancherorts  durch  die  Aufnahme  presbyterialer  und  synodaler  Elemente  ihren 
Verfassungsorganismus  bereichert  und  vervollkommnet. 

Es  versteht  sich  von  selbst ,  dass  ein  so  kurzes  Resume  von  dem  Ge- 
dankengang und  dem  Inhalt  eines  Buches,  das  den  Umfang  des  Rieke Rachen 
besitzt,  keine  oder  nur  eine  höchst  unvollkommene  Vorstellung  geben  kann. 
Besonderer  Hervorhebung  und  Anerkennung  bedarf  aber  auch  die  glückliche 
Verbindung  von  Einzeluntersuchung  und  zusammenfassender  Darstellung, 
durch  die  das  Werk  sich  auszeichnet.  Dazu  kommt,  dass  aus  ihm  ein  feiner 
historischer  Sinn  spricht,  der  das  allmählige  Werden  vortrefflich  zur  An- 
schauung zu  bringen  versteht,  uud  dass  der  Verfasser  auch  die  theologische 
Seite  des  Themas  als  Fachmann  beherrscht.  Kurz  man  hat  selbst  bei  den 
schwierigsten  und  bestrittensten  Fragen  den  Eindruck,  dass  die  Führung  eine 
durchaus  sichere  und  zuverlässige  sei,  und  man  folgt  stets  mit  Interesse,  bis- 
weilen sogar  mit  Spannung  den  Auseinandersetzungen  des  Verfassers.  Als 
besonders  beachtenswert  möchte  ich  bezeichnen  S.  33  f.  über  das  vorrefor- 
matorische  Landeskirchentum,  S.  54  ff.  über  Luthers  und  Melanchthons  Vor- 
stellung vom  Verhältnis  der  weltlichen  und  geistlichen  Gewalt,  S.  98 ff. : 
Wem  gebührte  nach  den  Grundsätzen  der  Reformation  das  Kirchenregiment  ? 
(treffende  Widerlegung  Sohms),  S.  168  ff.  über  die  Stellung  der  Konsistorien 
und  ihr  Verhältnis  zu  den  Visitationskommissionen,  S.  187  ff.  über  die  Be- 
handlung des  Kirchengutes ,  S.  270  ff.  über  das  Verhältnis  von  Territorial- 
und  Kollegialsystem,  S.  311  über  das  WöLLNERsche  Religionsedikt,  S.  344  ff. 
über  Art.  XVI  Abs.  1  der  deutschen  Bundesakte,  S.  366  ff.  über  die  rheinisch- 
westfälische  Kirchenordnung  von  1835,  S.  371  ff.  über  die  Bedeutung  der 
48ger  Bewegung  für  die  Kirche.  Auch  an  feinen  Einzelbeobachtungen  ist 
das  Buch  reich.  So  heisst  es  z.  B.  S.  308 :  „Die  Unionsversuche  des  Hohen- 
zollernhauses  waren  nur  eine  mildere  Anwendung  des  fürstlichen  ius  refor- 
mandi:  die  lutherischen  Unterthanen  sollten  allmählig  zu  dem  reineren  und 
höheren  Standpunkte  des  reformierten  Glaubens  emporgehoben  werden. u 
Ueberrascht  und  befremdet  haben  mich  dagegen  die  Konsequenzen,  die  der 
Verfasser  im  Schlusskapitel  aus  der  geschichtlichen  Entwickelung  zieht. 
Gerade  aus  Kiekers  Darstellung  erhellt,  dass  das  Streben  nach  Verselbständi- 
gung, das  sich  in  neuerer  Zeit  innerhalb  der  evangelischen  Kirche  geltend 
macht,  mit  geschichtlicher  Notwendigkeit  eintreten  musste.  Ein  langsamer 
Differenzierungsprozess  hat  die  einheitliche  Christenheit  der  Reformatoren 
gesprengt  und  zu  einem  Nebeneinander  von  Staat  und  Kirche  geführt.  Lange 
Zeit  war  das  Uebergewicht  auf  Seite  des  Staates  und  musste  es  sein.  Aber 
ebenso  sicher  musste  früher  oder  später  ein  Ausgleich  stattfinden.  Mit  der 
Unterscheidung  zwischen  dem  Landesherrn  als  Staatsoberhaupt  und  als  Träger 
des  evangelischen  Kirchenregiments  bahnte  er  sich  an.  Der  Ausbau  der  Ver- 
fassung durch  Aufnahme  von  presbyterial- synodalen  Organen  und   die  Ver- 
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selbständigung  der  Kirchenbehörden  gegenüber  den  Staatsbehörden  sind  seine 
ersten  praktischen  Aeusserungen.  Wohin  diese  Bewegung  noch  fuhren  wird, 
brauchen  wir  hier,  wo  wir  es  nur  vom  Standpunkt  des  Historikers  aus  mit 
ihr  zu  thun  haben,  gar  nicht  zu  fragen.  Jedenfalls  darf  aber  daraus,  dass 
sie  nicht  dem  reformatorischen  Ideal  entspricht  und  das  Naturrecht  sowie 
die  48ger  Bewegung  zu  Pathen  hat,  nie  und  nimmer  ein  Argument  gegen 
ihre  Berechtigung  hergeleitet  werden.  Wenn  Rikker  S.  468  den  praktischen 
Wert  der  Ergebnisse  der  neuesten  Entwicklung  leugnet,  wenn  er  S.  472  in 
dem  heutigen  landesherrlichen  Kirchenregiment  nichts  anderes  als  ein  Staats- 
regiment erblickt,  wenn  er  S.  475  die  evangelische  Kirche  darum  glücklich 
preist,  dass  der  Staat  sich  ihrer  angenommen  und  sie  davor  bewahrt  habe, 
auf  Rechtsnormen  einen  zu  grossen  Wert  zu  legen ,  wenn  er  S.  482  findet, 
solange  die  weltliche  Obrigkeit  in  den  deutschen  Staaten  nicht  mehr  als 
heutzutage  entchristlicht  sei,  unterliege  dies  Staatsregiment  in  der  Kirche 
keinen  Bedenken  —  so  spricht  dabei  unseres  Erachtens  aus  dem  Verfasser 
weniger  der  Historiker  und  der  Jurist  als  ein  evangelischer  Theologe,  der 
sich  scheut,  von  dem  abzulassen,  was  er  als  reformatorisch  erkannt  hat.  Ob 
diese  Scheu  gerechtfertigt  ist,  ob  es  gerade  vom  evangelisch-kirchlichen 
Standpunkte  aus  angeht,  dem  einen  Teil  seiner  Schöpfung  zu  streichen,  der 
nicht  nur  das  Urchristentum  und  die  Reformation  uns  geschenkt,  sondern 
auch  die  Profan-  und  Kirchengeschichte  gemacht  hat,  und  nach  dessen  Willen 
und  Zulassung  der  geschichtliche  Werdeprozess  sich  vollzieht,  das  alles  will 
ich  nicht  entscheiden.  Ich  teile  durchaus  die  Bedenken,  die  Rikker  gegen 
die  Beseitigung  des  landesherrlichen  Kirchenregiments  zu  haben  scheint. 
Aber  ich  bin  der  Ansicht,  dass  es  für  die  Beurteilung  sowohl  des  landesherr- 
lichen Kirchenregiments  als  auch  der  Selbständigkeitsbewegung  vollkommen 
gleichgültig  sei,  ob  sie  sich  als  reformatorisch  nachweisen  lassen  oder  nicht. 
Nach  dem,  was  sie  für  die  Kirche  leisten,  hat  man  sie  zu  beurteilen  und  nach 
ihrer  Stellung  in  der  geschichtlichen  Entwickelang.  Diese  klargelegt  zu 
haben,  ist  ein  bleibendes  Verdienst  des  RiKKKRschen  Buches. 

Basel.  Ulrich  Stutz. 

Dr.  Josef  Balduin  Kittel.    Die  preussische  Hegemonie,   eine  Studie 
zum  Verfassungsrechte   des  Deutschen   Reiches  nebst   einer  Beilage, 
enthaltend  den  ersten  Entwurf  der  heutigen   deutschen  Reichsverfas- 
sung.    München,  J.  Schweitzer,  1896.     V  u.  52  S.    gr.  8.    1,50  Mk. 
Die  vorliegende  Schrift  bildet  ein  Gegenstück  zu  des  Verfassers  preis- 
gekrönter  Abhandlung    „Die  bayerischen  Reservatrechte "   (Wurzburg,    ohne 
Jahresangabe)  und  ist  für  weitere  Kreise  zunächst   deshalb  von  Wert,   weil 
sie  zum  erstenmal  den  vollen  Wortlaut  des  Verfassungsentwurfes  vom  15.  Dez. 
1866  enthält  —  Teile  desselben   hatte   bekanntlich   schon  Hänkl,  Studien  I, 
Anhang  S.  270,  mitgeteilt.   Aus  dem  vollständigen  Texte  des  Entwurfes  lisst 
sich  der  Umfang  der  preussischen  Forderung  auf  die  Führung  im  Reiche  in 
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ganzer  Schärfe  erkennen.  Der  Verfasser  will  —  nicht  geblendet  von  dem  Glänze 
des  kaiserlichen  Titels  und  abweichend  von  den  meisten  Staatsrechtslehrern 
—  den.  preussischen  Einfluss  innerhalb  der  deutschen  Reichsverfassung  unter 
gänzlicher  Ausserachtlassung  der  politischen  Momente  darstellen  und  ein 
Bindeglied  zwischen  den  Systemen  des  preussischen  Staatsrechtes  und  des 
deutschen  Verfassungsrechtes  schaffen.  Recensent  vermag  die  auch  von  Kittel 
nach  dem  Vorbilde  seines  Lehrers  (Frhr.  von  Stengel  im  Handbuche  des 
öffentlichen  Rechtes  II,  3)  aufgestellte  Schranke  bei  Darstellung  des  preussi- 
schen Staatsrechtes,  welche  die  preussische  Hegemonie  im  Reiche  ausser  Acht 
lassen  müsse,  nicht  als  notwendig  oder  zweckmässig  anzuerkennen.  Gerade 
die  einseitige  Betrachtung  der  preussischen  Machterweiterung  ausschliesslich 
vom  Standpunkt  des  Reichsstaatsrechts  aus  führt  zu  den  (auch  im  Archiv 
Bd.  XI  S.  309  bekämpften)  unrichtigen  Konstruktionen  der  rechtlichen  Natur 
des  Reiches  und  der  Reichsgewalt.  Kittels  Hauptsatz,  der  wie  die  übrigen 
Sätze  der  eingehenden  Begründung  und  Entwicklung  entbehrt,  lautet:  „Die 
preussische  Hegemonie",  unter  welcher  Bezeichnung  die  Präsidial  funk- 
tionen,  die  Ehrenrechte  und  die  Verfügungsgewalt  über  die  Arme£  und 
Marine  zusammengefasst  werden,  „ist  nicht  eine  exceptionale  Erscheinung, 
die  rein  äusserlich  in  das  Verfassungswerk  hineingetragen  wurde,  sondern 
direkte  Voraussetzung  für  den  ganzen  deutschen  Staatenbundes- 
bau. Sie  fällt  (als  Gesamtbegriff)  nicht  unter  die  in  Art.  78  II  bezeich- 
neten Sonderrechte,  Preussen  kann  hierauf  nicht  verzichten".  Die  weiteren 
Sätze,  dass  die  Hegemonie  oder  ihre  wesentlichen  Bestandteile  (z.  B.  Art.  11) 
nicht  ohne  tiefe  Umänderung  der  Verfassung  aufgehoben  werden  können,  dass 
das  Präsidium  etc.  auch  dem  preussischen  Regenten  —  allerdings  ohne  den 
Ehrentitel  eines  deutschen  Kaisers  (vgl.  Archiv  VI  S.  574)  —  zusteht,  be- 
durften u.  E.  nicht  der  besonderen  Hervorhebung  als  Ergebnisse  einer  neuen 
Konstruktion,  aus  der  auch  der  weitere  Satz  abgeleitet  wird,  dass  der  Reichs- 
kanzler sich  „nicht  wohl"  von  dem  preussischen  Ministerium  trennen  lasse; 
ohne  auf  diese  Frage  irgend  einzugehen,  behauptet  sodann  Kittel  lediglich, 
dass  nach  seiner  Konstruktion,  worunter  wohl  der  erwähnte  Hauptsatz  zu 
verstehen  ist,  die  Trennung  der  Reichs-  und  preussischen  Staatsorgane  auch 
theoretisch  der  Verfassung  zuwiderlief. 

Ob  die  staatsrechtliche  Lösung  des  Problems  durch  die  Einschiebung 
des  juristisch  schwer  fassbaren  Begriffes  der  Hegemonie  überhaupt  gefördert 
worden  ist,  muss  Recensent  bezweifeln.  Wenn  z.  B.  Kittel  ausführt: 
„Preussen  hat  nur  das  Recht  auf  das  Präsidium,  während  die  einzelnen 
Präsidialbefugnisse  nicht  in  den  direkten  Bereich  des  preussischen  Hegemonial- 
rechtes  gehören",  so  ist  das  u.  E.  nicht  klarer  oder  anschaulicher  als  die  von 
Laband,  Reichsstaatsrecht  I,  §  24  i.  f.  gegebene  Unterscheidung.  Mit  Recht 
hat  dagegen  Kittel  die  zu  weitgehenden  Folgerungen  bekämpft,  die  Zorn, 
Richard  Fischer  (der,  wie  Kittel  feststellt,  Zorns  bezügliche  Darstellung 
teilweise    einfach    abgeschrieben   hat)   u.   a.   aus    der  Wiedererrichtung   der 
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Kaiser-,, Würde"  ziehen.  —  So  richtig  der  Grundgedanke  dieser  Schrift  ist,  die 
eigenartige  Vormachtstellung  Preussens  herauszuheben  gegenüber  jenen 
Theorien,  welche  die  prinzipielle  Gleichberechtigung  aller  Bundesstaaten  be- 
haupten, so  wird  der  Verfasser  dieser  „Studie"  doch  an  eine  tiefergehende, 
überzeugendere  Entwickelung  seines  Leitsatzes  gehen  müssen,  um  denselben 
für  die  Theorie  des  Reichsstaatsrechtes  fruchtbar  zu  machen. 

Augsburg.  Grassmann. 

Werner  Rosenberg,  Staatsanwalt  in  Metz.  Die  staatsrechtliche  Stellung 
von  Elsass-Lothringen. Metz,  G.  Scriba  1896.  70S.  gr.8.  1,60 Mk. 
Eine  staatsrechtliche  Streitfrage,  welche  das  Actenzeichen  „1871"  trägt 
und  immer  noch  nicht  erledigt  ist,  hat  der  Verfasser  aufgegriffen  und  zum 
Gegenstand  einer  interessanten  Bearbeitung  gemacht.  Seinen  Beruf  als 
„ministro  public"  nicht  verleugnend,  hat  er  als  Staatsanwalt  für  den 
„Staat"  Elsass-Lothringen  plädirt  und  ist  dabei  zu  folgender  Ansicht  gelangt : 
„Elsass-Lothringen  ist  ein  Vasallenstaat  des  Deutschen  Reiches,  dessen 
Herrscher  in  Folge  von  Personalunion  auch  Herrscher  des  Deutschen  Reiches 
ist."  Die  Argumentation  des  Verfassers  leidet  zunächst  an  der  Unrichtigkeit 
der  Prämisse,  als  bestünden  in  Elsass-Lothringen  zwei  verschiedene,  prinzipiell 
von  einander  getrennte  Staatsgewalten.  Dass  die  Staatsgewalt,  welche  den 
verbündeten  Staaten  von  Frankreich  übertragen  wurde,  gerade  eine  „Landes- 
staatsgewalt" im  Gegensatz  zur  „Reichsgewalt"  gewesen  sein  soll,  ist  in 
keiner  Weise  ersichtlich  und  auch  nicht  vom  Verfasser  bewiesen.  Die  im 
Präliminarfriedensvertrag  völkerrechtlich  konstituirte  und  durch  das  Ver- 
einigungsgesetz  staatsrechtlich  zum  Ausdruck  gebrachte  „souverainete"'  mag 
man  wohl  in  objektiver  Hinsicht  Land  es  Staatsgewalt,  in  subjektiver  Hin- 
sicht jedoch  als  dem  Reich  zustehend  Reichsgewalt  nennen.  Es  ist  daher 
unzutreffend,  wenn  Rosknbero  behauptet,  diese  sog.  „Landesstaatsgewalt* 
sei  älter  als  die  „Reichsgewalt",  „welche  erst  durch  die  Einführung  der  Reichs- 
verfassung begründet  sei".  Eine  nochmalige  besondere  Konstituirung  der 
Reichsgewalt  hat  nicht  stattgefunden,  am  allerwenigsten  aber  durch  die  Ein- 
führung der  Reichsverfassung.  Diese  führt  nur  eine  Aenderung  der  Grund- 
sätze bezüglich  der  Handhabung  der  Staatsgewalt,  nicht  aber  der  Staats- 
gewalt selbst,  herbei.  Ebensowenig  wie  neben  der  Reichsgewalt  noch  eine 
besonders  abgezweigte  Landesstaatsgewalt,  ist  das  Vorhandensein  eines  be- 
sonderen Staates  Elsass-Lothringen  neben  der  Zugehörigkeit  desselben  zum 
Reich  durch  irgend  welchen  Akt  dokumentirt.  Es  genügt  doch  nicht  ein- 
fach, ein  Gebilde  unter  das  Schema  „abgegrenztes,  von  Menschen  bewohntes 
Gebiet,  einem  Herrscherwillen  unterstellt  =  Staat"  zu  subsumiren,  und 
daraus  die  Existenz  eines  Staates  abzuleiten.  Der  Herrscherwille,  ein  Staats- 
gebiet zu  beherrschen  —  der  animus  possideudi  des  Privatrechts  —  muss 
doch  thatsächlich  vorhanden  und  in  irgend  einem  Willensakte  der  Herrscher 
zum  Ausdruck  gebracht  sein,   um  von  staatsrechtlich  relevanter  Bedeutung 
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zu  sein.  Ohne  eine  solche  Kundgebung  „durch  das  blosse  Vorliegen  den 
Staat  bedingender  Erfordernisse"  entsteht  doch  kein  Staat.  Das  hat  auch 
Leoni  empfunden  und  daher  den  Versuch  gemacht,  aus  dem  Vereinigungs- 
gesetz die  Begründung  eines  Staates  Elsass-Lothringen  abzuleiten.  Rosen- 
beug  hat  für  seine  Theorie  gar  keine  Unterlage.  Und  es  existirt  auch  keine 
dafür.  Die  Verträge  können  sie  nicht  sein;  denn  was  Frankreich  abtrat, 
waren  nur  lose  Ländermassen  „territoires",  die  erst  durch  den  Vertrag 
ihre  Begrenzung  erhielten.  Vereinigungsgesetz  und  Reichsverfassung  ent- 
halten ebenfalls  nichts  von  der  Bildung  eines  Staates.  Woher  nimmt  daher 
der  Verfasser  die  Berechtigung,  aus  der  Reichsgewalt  über  Elsass-Lothringen 
ein  Stück  willkürlich  herauszuschneiden,  den  Geltungsbereich  dieses  Segments 
Staat  zu  nennen  und  die  verbündeten  Staaten  zum  Herrscher  dieses  Staates 
zu  machen  ?  Solange  der  Verfasser  hierfür  keinen  Rechtsgrund  zu  erbringen 
vermag,  sind  sein  geniales  Plaidoyer  für  den  Staat  Elsass-Lothringen  und 
alle  daran  geknüpften  Folgerungen  nicht  stichhaltig. 

Mainz.  Dr.  Ernst  Mayer. 

Adolf  Weissler,  Rechtsanwalt  in  Halle  a.  S.  Das  Notariat  der  preus- 
sischen  Monarchie.  Verlag  von  C.  E.  M.  Pfeffer,  Leipzig  1896. 
LXXXIX  u.  461  Seiten,  gr.  8.  12  Mk.,  geb.  14  Mk. 
Eine  zeitgemässe  und  beachtenswerthe  Arbeit,  als  deren  Grundgedanke 
das  Bestreben  hervortritt,  durch  eine  systematische  Darstellung  der  verschie- 
denen preussischen  Notariatsverfassungen  die  diesen  allen  gemeinsamen  oder 
von  einander  abweichenden  Rechtsregeln  vorzuführen,  sowie  die  zur  Rechts- 
verbindlichkeit der  Rechtsgeschäfte  nach  den  Vorschriften  der  Privatrechte 
erforderlichen  Formvorschriften  übersichtlich  darzustellen.  Dadurch  erlangt 
es  die  Eigenschaft  eines  Lehrbuches ,  neben  dieser  eines  jederzeit  willkom- 
menen Rathgebers  hinsichtlich  der  für  den  Notar  wissen swerthen  Bestim- 
mungen. Dieser  doppelten  Aufgabe  entsprechend  wird  zunächst  (S.  XIII  bis 
LXXXIX)  der  Text  der  drei  preussischen  Notariatsordnungen  mit  Ergän- 
zungen und  Hinweisen  gebracht.  Daran  schliesst  sich  das  eigentliche  System 
an,  welches  in  vier  Hauptabschnitte :  Allgemeines ,  worunter  der  geschicht- 
liche Entwickelungsgang,  die  Quellen  und  eine  reichhaltige  Bibliographie  zu 
verstehen,  Verfassungsrecht,  Urkundrecht,  Gebühren  und  Stempelwesen  zerfällt. 
Von  diesen  ist  der  erste  auch  für  den  Laien  von  weitgehendem  Interesse.  Mit 
grossem  Fleiss  ist  das  geschichtliche  Material  zusammengetragen,  aus  welchem 
S.  7  die  Entstehung  notarieller  Urkunden  in  das  14.  Jahrhundert  verlegt  und 
als  erste  Bestätigung  ihrer  Beweiskraft  ein  kurfürstlicher  Erlass  von  1479 
herangezogen  wird,  welcher  das  Erbringen  des  Beweises  durch  Fürstenbriefe 
oder  Eid  anerkannte.  Die  Notare  sind  (S.  123)  aus  den  kaiserlichen  Kabinets- 
sekretären  (notaric)  hervorgegangen,  welche  man  bereits  in  dem  longobardischen 
Rechte  antrifft,  und  als  deren  erste  1145  Alardus  im  Magdeburgischen 
und  1230  Petrus  im  Brandenburgischen  bekannt.     Als  erstes  Formularbuch 


—     606     — 

gilt  die  zwischen  1222 — 1241  von  Gernands  bearbeitete  summa  prosarum 
dictaminis,  in  welcher  Briefe  (missiles),  Zeugnisse  (testimoniales),  Vollmachten, 
Ladungen,  Schuldverschreibungen  u.  a.  als  Geschäfte  des  notarius  erwähnt 
werden.  Quellen  der  heutigen  Notariatsurkunden  sind  aber  publica  roanus 
und  authenticum  sigillum  des  kanonischen  Rechtes,  welche  die  Beweiskraft 
in  die  Stelle  des  Beweisrechts  treten  lassen.  Die  Investitur  der  Proto  Notare, 
kirchliche  oder  weltliche,  erfolgte  durch  die  Symbole  der  Feder  und  des 
Tintenfasses,  nachdem  sie  den  Treueid  geleistet.  Gesetzliche  Grundlage  erhielt 
das  Notariat  jedoch  erst  durch  die  Reichsnotariatsordnung  von  1512,  au 
welcher  sich  das  moderne  Notariatsrecht  entwickelte.  Die  drei  weiteren  Ab- 
schnitte bilden  den  praktischen  Theil  des  Werkes.  In  dem  Verfassungi- 
rechte  S.  71 — 223  werden  das  Amt,  die  sachliche  Zuständigkeit,  die  noth- 
wendig  gerichtlichen  (S.  93—128)  bezw.  notariellen  (S.  129—152)  Geschäfte,  die 
Befähigung  und  Ernennung,  Titel,  Rang,  Siegel,  Wohnsitz  und  Geschafu- 
bezirk,  Urlaub  und  Vertretung,  Nebengeschäfte,  Schreibstube  und  Buchwesen, 
Stellung  des  Notars  zum  Gericht,  Verschwiegenheit  und  Zeugnisspflicht,  Ver- 
hältni8S  des  Notars  zur  Partei,  Aufsicht,  Disziplin,  Strafrecht,  Ruhen  and 
Erlöschen  des  Amtes  erschöpfend  dargestellt.  Das  Urkundrecht  behandelt 
S.  223 — 381  Urkundspflicht,  Urkundenverbote,  Verfahren  bei  Feststellung  der 
Parteien,  Ermittelung  des  Parteiwillens,  dessen  Beurkundung  und  Ausferti- 
gung, Verhalten  gegenüber  schreibunkundigen,  sprachfremden,  blinden, 
tauben,  stummen  Personen,  ferner  die  einzelnen  dem  Notar  überwiesenen 
Rechtsgeschäfte,  von  welchen  bloss  die  letztwilligen  Verordnungen  (S.303 — 318) 
hervorzuheben  sind,  endlich  die  Beweiskraft,  die  Vollstreckbarkeit,  die  nota- 
rielle Urkunde  im  Weltverkehr.  Unter  Gebühren-  und  Stempelwesen  .werden 
im  vierten  Theile  die  Gebührenordnung  mit  Erläuterungen,  die  solche  er- 
gänzenden Vorschriften  des  Preussischen  Gerichtskostengesetzes,  sowie  die 
einschläglichen  Bestimmungen  über  Ansatz  und  Verwendung  von  Stempel- 
steuer gebracht.  Hier  ist  hervorzuheben,  dass  die  von  dem  Verf.  S.  ASi 
unter  4  und  433  unter  5  dahin  vertretene  Ansicht,  dass  der  Notar  eine  zur 
Erfüllung  der  Stempelpflicht  geeignete  Amtsstelle  sei,  weshalb  die  Partei 
ihre  Stempelpflicht  bei  notariellen  Urkunden  einfach  durch  Einzahlung  des 
erforderlichen  Geldbetrages  bei  dem  Notar  erfüllt  und,  wenn  der  Notar  den 
Stempel  dennoch  nicht  verwendet,  zur  Nachzahlung  nicht  angehalten  werden 
könne,  in  der  Ausführungsverordnung  des  Finanzministers  vom  13.  Febr.  1896 
unter  15  3  ihre  Wiederlegung  findet,  wonach  die  Verpflichtung  der  Parteien, 
für  die  gehörige  Versteuerung  der  Urkunden  Sorge  zu  tragen,  dadurch  nicht 
berührt  wird,  sodass  dieselben  für  die  richtige  und  rechtzeitige  Verwendung 
des  gesetzlichen  Stempels  persönlich  verhaftet  bleiben.  Durch  ein  sorgfältig 
bearbeitetes  Sachregister  wird  das  Nachschlagen  erleichtert  und  für  den 
praktischen  Gebrauch  der  Werth  dieser  Arbeit  wesentlich  erhöht,  welche 
sich  als  ein  willkommenes  Hülfsbuch  für  Richter  und  Notare  herausteilt. 
Berlin.  Dr.  Benno  Hilse. 
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JlhafctmiftfjE  BEriagBbuxfjIjan&ümg  omt  3L  Ol.  B.  BQo^r  (JBaul  Sißbttft) 

in  fmburg  i.  B.  unb  Xripjig. 


3n  meinem  33erlage  ifi  erf dienen: 


©rfdiiditf 


ber 
93on 

Dr.  §tvmann  Pe^ttt, 

fßrofeffor  an  beT  Untoerfltät  ©rlanßen. 
8er.  8.    1896.    SR.  7.—.    @eb.  3tt.  8.—. 

(Huä  $anbfcu4|  be*  Bcflftnflirfitn  2te4|f*  b*r  Qfcgsntoarf,  herauf. 

gegeben  Don  tum  parquarbfen  unb  oon  £enbel.  (Sfnleffungsiranfr,  fjerau* 

gegeben  Don  tprofeffor  Dr.  gl.  oon  §enbel  in  püttdjen.) 


3)er  §err  SJerfaffer  leitet  fein  23udj  mit  folgenben  SBorten  ein: 
„$ie  oberfte  Aufgabe  einer  gefd)i$tli$en  S)arfteüung  ber  Staatsrechts« 
„roifienfdjaft  gefjt  unferet  Slnfd&auung  naä)  babin,  ber  Sclbftänbigfeit,  beren  fxc^ 
„bie  ©taatsredjtSttnfienfcfjaft  in  ©eutfdjlanb  fjeute  in  bogmatifdjer  JBejieljung 
„erfreut,  au$  in  ttjrer  fjtftorifdjen  SBeljanblung  Stusbrucf  $u  geben;  benn  nur  auf 
„btefe  SQÖeife  ift  es  möglid),  ju  einer  Grfenntnifj  cttua  oorljanbener  felb* 
„ftänbiger  6nttoicfIungSurfac§en  ber  ©taat$rec$t$ttHficnfä)aft  an  gelangen. 
„  3taatsredjt$tt)iffenf  <§af  t  ift  nict)t  jebe  Söiffenfdjaft  00m  Staatsrecht ,  fonbem 
„nur  bie  mit  bem  Staatsrecht  fiä)  befdjäftigenbe  91  e et) t ö nüfTenf c^af t,  bie  roiffen- 
j"4aft(trf)c  grgriinbung  beS  pofttiöcn  unb  beS  auf  redjtsoergleidjenber  ©runb« 
„(age  rurjenben  allgemeinen  Staatsrechts,  ntcfjt  6taat8recf)Hpf)tiofopt)ie  unb 
„StaatSreä^tSpolitit,  beren  ©egenfldnbe  bie  oernunf tgemäfee ,  beaietjungsioetfe 
„bie  jeroeÜö  atoecfgemäfje  StaatSred&tSorbnung  bilben. 

18WJ.    Nr.  75. 


Skai.cmi(djB  tfcrlagölnidiljaiibhing  uon  3.  (E.  B.  ESoljr  (Paul  Sirbcift) 
in  Jrcibutg  i.  B,  trab  leiptig. 

.(So  nmre  aber  Dtrftfjll,  ;u  glauben,  burcb  bieft  3?eid)i<mriiiia,  ber  Stuf- 
»gn.be  fei  (8  nu«gefa)Ioifcn,  brn  (mblitfitn  3uffliiimeiniaiig,  ineldter  jtoijdxn 
„ben  brti  ermähnten  aSificnfcbüftcn  in  golge  beB  gleidje»  [Srunbobjtlite,  Der 
„Crbnung  befi  Slaotartcblä,  befiel)!,  aud)  in  feiner  (jifiotifdjeit  SSfbeutnnu  p 
„ntürbigen,  inSbefonbere  alfo  ben  einflufj  Don  miloippluf^cn  unb  wUhidmi 
„Slaoläredilittieorien  auf  bte  EnlUHrHuiig  ber  StaatärenjIBirnffenfebaft  .511  Det< 
„folgen.  Sunfj  bk  SerMfidjligung  bitfeä  3ufamm(nl)ang8  Unrb  bic  SfOf 
„flänbigleil  bei  gtftbitJillidjeii  ©tmiiorcdilfimifieiifctiafl  fo  wenig  aufgehoben. 
„wie  bic  Scliiftnnbigtti!  von  ^büofopljie  unb  ^olitil,  wenn  mir  naebiueifcii 
„bafi  onj  bi(  Bilbung  bteftr  ober  jentc  p^ifofoyQifötfl  ubd  rwlitiftrjen  2l»toiu 
,bofl  pofiliDt  £tnalflted)t  ginflufe  nbte.  Sie  hiftot iictiL-  SÜilrbigung  bitjn 
„SOtdjfeltiiirtmifl  Wirb  unter  ber  geplanten  ajefe&räuluiia  um  '0  wenign  leiben, 
.iils  jebe  birftr  9Bt(fcn(njoflcn  fragen  ju  bebanbelu  fjat,  bei  brren  86juug  fu 
„bei  fdjwcficilLOjeu  llnteifiüljung  einer  ober  ber  btibeii  nnbereu  "Ekoplinm 
»wollt  bebarf. 

Jiiliallsiilierlidit. 

(rrfiefl  »um.  (Sriedjenlaiift.  L  flbfdjnllt.  Sie  Sopf)i|tili  unb  5ak»l».  — 
II.  abfdimti.  pialmt  unb  jltmohrll.  LtopittL  Sev  miffniiAaftndie  Sbatatm 
Doli  ^laton«  vublijifttfttjen  Serien  im  allgemeinen.  —  II.  Äapitel.  (fmjelric 
£tnal8re<b>leb.Teu  qSIotou*.  —  EU.  Rnpiiel.  Semotrit.  -  III.  «fcfftntll. 
gii  populäre  Blnnlokuiior  ber  »Ren  gälfle  bei  4.  ^arjrtjunbfrls  unb  Ifakratti. 
-  IV.  abfAniit.  Srtfiotele»  unb  fbeophraB.  L  flnpitel.  Sie  teiflenfojöfr 
lieben  ©taat«fnjriftcn  oon  Slnfiotetes  unb  feiner  Umgebung.  —  U.  flapiiel.  Iie 
flnatätetliilitfieit  fielen  ber  arifioteIifd]cn  ScJnilc.  —  V.  flbr*nitt.  IDIr  hellt- 
nlBiroj-bninnlinirAe  |(il.  —  Smtitti  Sudj.  »um.  -  Srilteä  »ndj.  Xo* 
Mittelalter.  -  SitrttS  »udj.  Sie  ftntftt. 


Seit  SRobcrt  Don  Wohl'*  Standard- work:  „©efdjidjte  unb  £itieratur 
bei  StitalsmiffeufdjuTten*  ifl  lein  ÜMicb  mel)r  erf djieneu ,  welajea  fpe«iefl  bic 
®efd)ie&le  ber  glaalSrenjUmifiniirfinft  in  nbeiftftlHcfitt  1111b  Aufammeufaffrnb« 
^Bearbeitung  bcbanbelt.  Sine  neue  Snrficllung  rottb  babet  mit  grofitr  Sitobi 
begrübt  werben,  uiett  bioi  in  ben  lotitefteti  «reifen  ber  ^urifuii  unb 
^olitiler,  fonbern  aufl)  in  btueii  ber  §i(toriler  unb  ^)l)i 1 0I09 tu. 

'±k[tc(imiiifii  nimmt  jtbe  SartiiiifntÄbudilinulilung  rntsenen. 

g-NatEniifujc  -UrrliwisliiiitjljnitMung  uon  %.  ©.  Ü.  HU!]r 

(faol  Sicbcit) 

in  jrriburg  i.  E.  unb  Ceinjig. 


